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Der Anhalt dieſes zweyten Bandes ift ein ganz an: 
derer geworden, als ich ihn bey der Bearbeitung ded 
erften im Sinne hatte, und in der Vorrede zu demſelben 
bezeichnete. Denn danach hätte diefer Band blos die 
Darlegung der gefchichtlihen Anfiht, ihre Anwendung 
auf Behandlung des pojitiven Nechtd und die Principien 
und Methode für eine Rechtöphilofophie enthalten follen. 


Allein fowohl das Bemwußtfeyn, daß mit bloßen wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Principien ohne praftifche Nefultate in einer 
fo aufgeregten Zeit nichts audgerichtet ift, und daß ich 


nad) folder Polemif gegen die frühere Lehre felbit zu 


durchgeführtern Leiftungen aufgefordert bin, ald noch 
mehr der unbeabfichtigte Fortgang meiner Forfehungen 
führten mich bald über die Gränzen diefes erften Pla- 
nes, das Werf erweiterte ſich allmählig zu einem voll 
ftändig entworfenen Syſtem der NRechtsphilofophie und 
Politif. Diefe Erweiterung wird mich auch für die lange 
Verzögerung der Erfcheinung dieſes Bandes hinreichend 
entfchuldigen. | 
Während defjen find nun ungeheure Weltereigniffe 
eingetreten, Experimente ded Lebens für jede Staats— 
lehre. Es brach die Revolution zum zweytenmal hervor. 
Der Glanz, mit welchem fie auftrat, die Zuftimmung, 
welche fie fand, fhienen der Lehre, gegen welche mein 
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erfter Band gerichtet ift, den Sieg zu fihern, und die 
Vollendung eines zweyten wenigftens für Die Gegenwart 
zu einem vergeblichen Werke zu machen. — Allein e8 
war ein flüchtiger Glanz. Drey Tage der Zerftörung, 
und einer Jerftörung, die fich mäßigte, erfüllten Europa 
mit Staunen, Sie waren vorüber, und e8 verfchmand 
felbft diefer Schein der Kraft und der Größe. Der Libe— 
ralismus beurfundete zum zmeytenmale feine völlige Ohn⸗ 
macht, nach Überwindung feiner Gegner felbft irgend 
Befriedigendes oder vollends Erhebendes hervorzubrin: 
gen. Welche Früchte hat in Frankreich die Vertreibung 
des alten Königsſtammes und das vergoffene Blut fo 
vieler Taufende getragen? Ein Spiel mit fehmeichelnden 
Redensarten — eine Fabrikation vorübergehender poli— 
tifcher Kunftworte, den Modewaaren ähnlich — eine 
Scheidung in Partheyen, in Syſteme und deren Abftu: 
fungen ohne irgend eine tiefere Bedeutung, welche den 
Menfchen und den Staat durchdränge — eine ftete Mühe 
und Anftrenaung, die Revolution und Anarchie abzu- 
halten, fo daß der Held des Landes nur der Gewandte 
ift, der dem Volfe die Ordnung und Ruhe ablifter — 
das find die Thaten und Sitten des revolutionirten 
Frankreichs. Daneben aber, welche Entfittlihung des 
Privatlebend, welche durchgängige eigene Unwahrheit und 
Täuſchung anderer, welche Krechheit gegen jede Autorität, 
welche Selbftfucht trotz des Nühmens von Gemeinfinn, 
endlich welche Selbftvergdtterung und gänzliche Vergeſ— 
ſenheit, ja oft Läfterung Gottes! — Es ift wie ein 
vom Künftler entworfenes volles Bild der menfchlichen 
BVerkehrtheit. — — 
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Der Sturm iſt nun beſchwichtigt, der Friede wieder; 
gekehrt. Selbft die Begeifterung für den Liberalismus 
ift gedämpft Durch diefe niederfchlagende Probe. Deffen 
ungeachtet ift Fein Heil und Feine Freudigkeit in die Welt 
gefommen. Bergeblih würde man die Hilfe von ver 
Zeit erwarten, daß fie die Wunden der jüngften Ereig— 
niffe heile, und das wechfelfeitige Vertrauen wieder her: 
fielle. Es liegt nicht bloß an diefen Wunden, ed liegt 
nicht bloß am Mangel des Vertrauens. Es fehlt ein 
beſeelendes Princip, jene tiefe Kraft ded Lebens, des 
Troftes, der Freude, die allen Berhältniffen wie die 
findlihe Phantafie Glanz und Frifche verleiht. Es fehlt 
die fittliche Kraft, welche die zerftörenden immer unbe: 
friedigten Leivenfchaften feffelt, welche den Menfchen 
feiner felbft entäußert, und fähig macht, ohne Ruhm: 
ſucht und geräuſchlos das Rechte zu thun. Wo aber ift 
ber Born des Lebens wieder zu finden, der die erftor: 
bene Welt verjüngte, der dad fittliche Verderben über; 
wände? Nach dem Laufe der Natur müßten Die phyfi- 
fhe und geiftige Entnervung, die ins Tieffte gemwurzelte 
Eitelfeit, der Überdruß, die haltungslofe Begierde fich 
ind Unendliche fortfteigern. Und gibt ed eine Macht 
des Wunder, welche dem Laufe der Natur ftille zu 
halten und umzufehren geböthe? Ja, es gibt noch eine 
folhe! Das Chriftenthum ift der Born des Lebens, der 
unerfchöpflich quilit, e3 ift dieſe Macht des Wunders, 
durch welche der Hinfällige erneuert, der Schwache ger 
ftärft, der Sündige geheiligt wird. Es hat, da es in 
die. Welt Fam, die Welt vom Rande des Grabes zu 
neuer Jugend zurücgerufen. Es hat feitdem jede Epoche 
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der Größe in der Europäiſchen Geſchichte bezeichnet, und 
jede Bewegung, die nicht aus ihm kam, war fruchtlos, 
ohne Nachhalt, voll Verderbens. Es iſt die Wahrheit, 
und nur von der Wahrheit kann das Heil kommen. 
Entweder Europa gibt ſich feinen wundervollen Wirkun: 
gen hin, und es beginnt eine neue Aera des Gegend 
und der Herrlichkeit, oder es geht in immer trübern 
und mattern Zuftänden zur aänzlichen Erfchlaffung und 
Berwefung über. — Eine Gtaatölehre im Geiſte des 
Chriftenthumsd zu entwerfen, ift daher die Aufgabe der 
Miffenfchaft, fie in diefem Geiſte mit praftifchem Genie 
zu verwirklichen, die Aufgabe der Staatsfunft in unfern 
Tagen. Was ohne diefen Geift Wiffenfchaft oder po— 
hitifhe Klugheit und Geſchäftsgewandtheit leiften mögen, 
ift vom Eitlen, und wenn eö gleich durch vorübergehen: 
den Schimmer den Benfall eined oberflächlichen Zeit: 
alterö gewinnen mag, fo wird es dennoch fpurlos vor: 
übergehen, wie das Grad, das heute blüht und morgen 
in den Dfen geworfen wird. — 

Man gründet jet die Hoffnung am meiften auf 
Mäßigung, auf eine Mitte zwifchen den ftreitenden Par: 
theyen, eine Vereinigung der Gegenſätze. — Zmifchen 
den Principien, die fich feindlich gegenüberftehen, gibt 
es Feine Verfühnung und feine Mitte. Entweder alle 
Ordnung und Obrigfeit ift vom Menfchen gefett und 
befteht zu ded Menfchen Zwecken, oder fte ift von Gott 
gefegt und um Seinen Willen zu erfüllen. Es iſt Fein 
Bund zwifchen Legitimität und VBolfsfouveränetät, zwi: 
fhen Glauben und Unglauben, zwifchen Wahrheit und 
Irrthum. Anders verhält ed fih mit den einzelnen 
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Einrichtungen. Hier find ed zum Theil wahre Anfor; 
derungen, welche die Gegenwart dem frühern Zuftande 
gegenüber geltend zu machen ftrebt: fo die Ausbildung 
ficherer gefeßlicher Grundlagen für die Staaten, die Er: 
hebung der öffentlichen Verhältniſſe aus den privatrecht: 
lichen patrimonialen Banden, die Bervollfommnung 
des ftändifchen Clementd und feiner Vertretung, die 
Sicherung der perfünlichen Freiheit und Menſchenwürde, 
ber freyen Entwicklung für alle Anlagen und Kräfte. 
Ihr Mißverſtändniß gerade hat jenem falfchen Princip 
den Eingang und die mächtige Verbreitung verfchafft. 
Sp vertreten die Befenner ded falfchen Princips der 
Zeit zugleich diefe wahren Anforderungen der Zeit, 
wenn auch nicht in der rechten Weife. In Beziehung 
auf ſolche Einrichtungen ift daher eine Vereinigung der 
kämpfenden Partheyen möglich und nothwendig. Nur 
ba Fann die Wahrheit feyn, wo im Einklang die gegrüns 
beten Intereſſen beyder Theile fich befriedigt finden, 
wo die uralten Grundlagen der menfchlihen Gemein: 
haft, melde die neue Lehre zu unterwühlen ftrebt, 
in ihrer Seftigfeit erhalten bleiben, und doc der Bau, 
zu welchem die neue Zeit berufen ift, auf ihnen vollendet 
wird. — Das leiftet jedoch feine Mitte und Feine Mäs 
Figung. Man mag jene abftraften Gegenſätze von Gefeß 
und Freyheit, von Widerftand und Bewegung in was 
immer für eine Mifchung zu einander bringen, es ergibt 
fi daraus nie die gedanfenvolle reichgegliederte Ord— 
nung ded Staats, in welcher jedem Verhältniß und 
jedem Motiv das ihn Gemäße zu Theil wird. Es ift 
mit dem Staate wie mit dem menfchlichen Leibe. Wer 
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dürfte ſagen, daß die Geſundheit in dem rechten Maaß 
von Feſtem und Flüſſigem, von Starrem und Beweg⸗ 
lichem beſtehe; beſteht ſie nicht vielmehr darin, daß von 
den unendlich vielen Gliedern und Kräften ein jedes 
feiner eigenthümlichen Natur und Verrichtung entſpreche, 
die ihm angewieſen iſt im lebendigen Zuſammenhang des 
Leibes? Es mag das liberale Syſtem ſich noch ſo ſehr 
mäßigen, es wird dadurch ſeine Zerſtörung mindern, 
aber die wahren Anforderungen nicht befriedigen. Die 
Intereſſen und Zuſtände, welche dieſes Syſtem gar nicht 
kennt, und nicht in ſich aufzunehmen im Stande iſt, 
bedürfen eigener poſitiver Pflege: die Majeſtät des Kö— 
nigthums, der Adel und der gutsherrliche Verband, die 
Corporationen, die Reinheit der öffentlichen Sitte, die 
Heiligkeit der Kirche. Und ſelbſt die Ziele, welche der 
Liberalismus emporgebracht hat, müſſen nicht blos in 
anderem Maaße, ſondern in ganz anderer Art ausge⸗ 
führt, mit ganz anderem Sinn aufgefaßt werden. 
Iſt doch die ganze conſtitutionelle Theorie in der Art 
und Weiſe, wie ſie jetzt alle öffentliche Sitte und Huf 
ferung durchdrungen hat, ald in dem Gedanken der 
Bolfsfouveränetät und des mechanifhen Zufammens 
hangs des Staats aufgefaßt, nicht? andred ald eine 
große politifche Blasphemie ! — Es bedarf fchlechterdingd 
der artifulirten, der organifchen Anſicht des Staats. 
Sie wird weder Freyheit noch Gefe zum Maafftabe 
der Zuftände machen, fondern in einem jeden fein eigen 
thümliches Bedürfniß, feine eigenthümliche Beftimmung 
für dad Ganze. Sie wird auch die Anforderung der 
bürgerlichen Freyheit vollfommen, wie c8 bis jegt nicht 
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geſchehen, befriedigen in der Sphäre, welche ihr zukömmt, 
fie!" wird fie aber nicht hinübertragen in andere, welche 
der Herrlichkeit eined Höhern geweiht find. Nur ein 
ganz neuer Zufammenhang, ein tiefered Princip kann 
über die Gegenſätze der ftreitenden Partheyen hinaus: 
feßen. Dies ıft nicht eine Mitte zwifchen ihnen, fondern 
vielmehr das Eintreten in den Mittelpunft der Dinge 
felbft, mo fie in einem neuen Lichte fich darftellen, und 
bie verfchobenen Proſpekte von allen einfeitigen Geſichts— 
punften verſchwinden, um in den vollen umfafjenden 
ſich aufzulöfen. — Das Princip für eine folche Anficht 
kann nun nicht anderwärtd gefucht werden, ald in dem 
politifchen Glauben der Sahrhunderte, von welchem nur 
die jüngfte Zeit zu ihrem ſchweren Unheil fich entfernt 
hat. Sn diefen Ölauben muß zurüdgefehrt, tiefer in 
ihn eingegangen werden, um aus ihm felbjt heraus die 
Anforderungen der Gegenwart zu gewinnen, nur dann 
werden fie im Einklang mit dem, wa3 fie jet verlegen, 
nur dann werden fie zu ihrer eignen Sicherung und in 
ihrer Wahrheit befriedigt werden fünnen. — Der polis 
tiſche Glaube der —— aber iſt der chriſt— 
lihe. — 

Solche Auffaffung der politifchen Berhältniffe ift es, 
die ic) hier mittheile ald ein Syftem der chriftlichen 
Rechts- und Staatslehre. Unter chriftlicher 
Staatölehre verftehe ich aber eine foldhe, welche eine 
höchfte Probe und Autorität über fie erfennt an dem 
chriftlichen Glauben, und zwar in dem Sinn und Ber: 
ftändniß, in welchem feine Berfünder ihn lehrten und 
die chriftliche Kirche feit achtzehn Jahrhunderten ihn ver: 
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fteht und befennt. — Dieſem gemäß wird aud) die aus: 
führliche Behandlung der theologifhen Lehren im erften 
Buche Feiner befondern Rechtfertigung bedürfen. Wie 
ich im erften Bande die politifche Anſicht des Unglaubend 
nur darlegen Fonnte, indem ich das theologifche Syftem 
des Unglaubens, und zwar überall nad feiner befondern 
Ausbildung, vorausſchickte, fo kann auch der chriftliche 
Bau der Einrichtungen nicht aufgeführt werden, ohne 
daß durch die chrijtliche Lehre von Gott und dem Vers 
hältnig des Menfchen zu ihm der fichere Grund gelegt 
ift. — Sn der Ausführung fann und wird viel Srriges 
untergelaufen feyn. In den Grundlehren aber und in der 
Art der Behandlung zweifle ich nicht die Wahrheit erfaßt 
zu haben. Diefe politifhen Grundlehren habe ich nicht 
erfunden, ic) befenne fie blos, und ich weiß, daß wenn 
fie dereinft die öffentliche Meinung fo erfüllen follten, 
wie jet der Liberaliämus und Nationalismus, fo wer: 
den Friede, Freyheit, Wohlftand, Bildung, Sitte, 
Heil und Freude in demfelben Grade wachen, als fie 
Durch die gegenwärtige Gefinnung je mehr und mehr 
auögefchloffen wurden. — 

Eine Rechts: und Staatölehre von diefem Befennt: 
niß ift es auch allein, welche den Anforderungen der 
Wiffenfchaft zu genügen vermag. Sch habe am Schluffe 
des erften Bandes behauptet, Daß es eine chriftliche Wiſ— 
fenfchaft geben müffe, d.i. eine Enthüllung des wahren 
Zufammenhangd der Dinge, nach welcher die Wahrhei⸗ 
ten der chriftlichen Offenbarung ald der Mittelpunkt der: 
felben ſich darftellen. Was ich dort ahnete, ift mir nun 
für das Gebieth des Rechts zur deutlichen Erfenntniß ger 
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worden. Es ift gewiß: durd) die chriftliche Lehre löfen 
fih die Probleme, mit welchen die ganze Periode ber 
rationaliftifchen Philoſophie vergeblich fich befchäftigt hat: 
‘ der Begriff ded Rechts und fein Verhältnig zur Gittlidh: 
feit, die Unterſcheidung des öffentlichen und des Privat: 
recht3, Die Scheidung des Staats in feine Gebiethe, der 
öffentlichen Gewalt in ihre Zweige, die Erflärung der 
Strafe, der Werth der Negierungdformen, das Vers 
hältniß von Kirche und Staat, furz die Ableitung und 
bie innerfte Bedeutung eines jeden Inſtituts, endlich dad 
Syſtem des Rechts d. i. fein wahrer wirklicher Zuſam⸗ 
menhang. Und die Refultate, die hier gewonnen wer; 
den, hängen nicht von der trüglichen Vorausfeßung eines 
oberften allgemeinen Satzes ab, fondern fie verbürgen 
ſich gegenfeitig durd ihre Gefchlofjenheit in fich und ihre 
lebendige Wechfelbedingung. Nur auf diefem Wege wird 
die Erfenntniß des pofitiven Nechts durch Philofophie 
erleichtert und gefördert, nur auf diefem Wege wird für 
dad Urtheil über die beftehenden Einrichtungen und Die 
Fünftige Anordnung derfelben Maag und Richtfehnur 
gefunden. — 

Es ift dieß aber ein Buch Dadurch geworden von aller: 
dings unerhörtem Inhalt für unfer Zeitalter. Manche 
werden e3 als eine fonderbare Erfcheinung betrachten, 
wie folgerichtige fuftematifche Behandlung, welche fie 
doc) kaum in Abrede ftellen werden, und fo viel Aber: 
glaube verbunden feyn fünnen. Mögen fie es verfuchen, 
ob fie dad, was fie ald verftändige Forſchung, ald ge: 
gründete Reſultate anerkennen müffen, zu ſcheiden und 
feftzuhalten vermögen, ohne das, was ihnen für Aber: 
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glauben gilt, und wenn fie Wifjenfchaft und Gründlich⸗ 
Feit ernftlich wollen, fo werden fie fih der Wahrheit 
nicht länger entziehen dürfen, auf welche alle Wiffen: 
{haft und gründliche Forſchung unvermeidlich hinführt. — 
Biele werden daran Anftoß nehmen, daß für den Staat 
Drdnung und firenge Zucht der Sitten gefordert werden, 
und Verzicht auf alle Seibfthilfe und Gewaltthat der 
Unterthanen. ie bedenfen nicht, daß bis jet alle Die 
unchriftlihen Lehren, welche hiergegen fich auflehnen, 
der Armuth noch Feine Linderung, der Niedrigfeit Feine 
Erhebung, der Freyheit keine Verwirklichung, der Men: 
ſchenwürde Feinen Grund und feine Bürgſchaft gewährt 
haben; daß aber von dem Glauben, der im Privatleben 
Milde, Duldung, Liebe, Freyheit, Gleichheit hervor; 
bringt, dafjelbe auch für das öffentliche Leben in Geſin— 
nung und Einrichtung zu erwarten iſt. — Endlich wer: 
den viele durch dad Widerftreben ihres Herzens gegen 
die chriftliche Wahrheit fih an dem Ganzen ärgern, 
wenn ihnen gleich nach ihrer Stellung in der Gefellfchaft 
die einzelnen Nefultate willfommen wären. Wie fehr 
täufchen fich aber die Fürſten, die hochgeftellten Staats⸗ 
“ männer, der Adel, die wohlhabenden Bürger, wenn fie 

Liebe für das Königthum, Ehrfurcht vor der Regierung, 
Achtung der Standedunterfhiede, Sicherung de3 Beſitzes 
wollen und erwarten, und dennody dem geoffenbarten 
Glauben, wenn er in feiner ganzen Macht und Entfchie: 
denheit auftritt, fich widerſetzen. Was hat ein Menſch 
vor dem andern voraus, daß der gebiethen, jener ge 
horchen, der in Überfluß leben, diefer Noth leiden fol? 
Wenn ſolche Fragen einmal aufgeworfen werden in den 


XxIII 


Gemüthern, wird Feine äußere Gewalt und feine Phi. 
loſophie fie befhmwichtigen. Nirgend anders kann Liebe 
zum Gehorfam und zur untergeordneten Stellung her 
fommen, als von der Gemwißheit, Daß das Gottes Ord- 
nung ift, und von der Religion, die allein unter allen 
gegen die Neigung des natürlichen Menfchen Demuth, 
Erniedrigung, Geduld felbft gegen Ungerechtigfeit zum 
Geboth, ja fogar zum Wunfche macht. — Die bloße 
Beſchwichtigung der Niedern durch die Neligion, wie fie 
wohl fo vielfach gewünfcht wird, richtet aber nichts aus; 
bei den Hohen felbft muß die wirkliche Ummandlung 
burdy den Glauben gefchehen.. Denn ald Mittel läßt 
Gott fich nicht gebrauchen, er will dad höchfte und ein: 
zige Ziel feyn. | 
Es ift ein großer Gewinn der legten Creigniffe, 
in welchen die gottlofe Gefinnung ſich entfchieden und 
vollftändig dargelegt hat, daß nun auch die Gefinnung, 
welche allein die gute ift, fich entjchieden und vollſtändig 
darlegen, und alles was nicht zu ihr gehört, von ſich 
ausftoßen muß. In der Periode, welche der Revolu: 
tion vorherging, waren Religion und Lascivität, Au⸗ 
torität und Auflehnung im öffentlichen Zuſtand wie in 
den einzelnen Menſchen auf wunderbar friedliche Weiſe 
gemiſcht. Dieſe Dämmerung iſt nun vorüber, und Licht 
und Finſterniß müſſen ſich ſcheiden. „Wie lange hinket 
ihr auf beide Seiten?“ Entweder man verwirft das Chri⸗ 
ſtenthum, wie die liberalen Journale Frankreichs, als 
eine Antiquität, die, zu ihrer Zeit groß, dem gereiften 
Geſchlechte nicht mehr anſtehe. Dann muß man aber 
auch die Revolution wollen, und wenn man conſequent 
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Faffung dad, was mit Abjicht gejagt ift, gefchieden 
werde von dem, was unbemußt der polemifche Ausdruck 
enthält. Weberhaupt möchte man wohl behaupten dürfen, 
daß die Fortbildung in einem jeden der beiden Befennt: 
niffe keineswegs dazu beſtimmt ift, "die Trennung ent: 
fhiedner feftzufegen, fondern vielmehr die Annäherung 
und Vereinigung der Borftellungsweife vorzubereiten, 
aus welcher dereinft, in für und freilih unabfehbaren 
Zeiten, die Einheit der Kirche im Aeußern wie im Sn: 
nern hervorgehen wird, — 

Diefer zweite Band erfcheint in zwei Abtheilungen. 
Die zweite Abtheilung enthält die Lehre vom Staat und 
von der Kirche, fie bedarf noch der letzten Ueberarbeir 
tung, und foll nächfte Oftern, wie ich boffe, dem Drucke 
übergeben werden. 

Meinen Freunden Lind, Pfeiffer nm 
Schmidtlein, melden ich ven erften Band gewidmet 
habe, widme ich auch diefen zweiten. Ihrer treuen 
Liebe und gediegenen Bildung verdanfe ich großentheils 
die Ermunterung und Anregung, ohne die ich nicht zu 
dem Unternehmen diefed Werkes gefchweige denn zu Der 
Ausführung gefommen wäre, — 


Im Zuli 1833. 


Biterärgefchichtliche Einleitung: 


Die Richtung der Wiſſenſchaft in den letzten Jahrhunderten 
hat das Heiligfte in dem menfchlihen Bewußtſeyn vertilgt, fie 
bat zuleßt zu einer völligen Auflöfung des gefelligen Zuftandes 
geführt, felbft die wiffenfchaftliche Unhaltbarfeit ihres Stand— 
punftes und ganzen Verfahrens hat fie mit dem Momente 
ihrer Vollendung an den Tag gelegt. Dies ift im erften Bande 
gezeigt worden. Es erfolgte daher feit dem Ende des vorigeh 
Jahrhunderts nad) und nad) eine Umkehr, zunaͤchſt die Ein- 
fiht in die Verwerflichkeit jener Lehre, dann das Streben 
eine andere beffere Lehre von gleicher Ausbildung an ihre Stelle 
zu ſetzen, um dem Unheil in ſeiner erſten Urſache zu begegnen. 
Es mußten die Grundlagen ſelbſt, von welchen die Philoſophie 
und die politiſche Anſicht ausgegangen waren, aufgegeben, und 
die wahren Grundlagen geſucht werden: Nicht mehr logiſche 
Formen, ſondern Thatſachen — nicht mehr der Einzelne, fori- 
dern dad Ganze der Gliederung, in die er gefegt worden — 
nicht mehr der menfchlihe Wille, fondern die höhere Macht 
über ihm, die ihm fein Ziel gefest hat. Der allgemeine Cha— 
racterzug dieſer neuern Beftrebungen iſt datum nothwendig 
das religioſe Princip. Es iſt in Wahrheit die rationaliſtiſche, 
naturrechtliche, liberale Richtung nicht anders zu bezeichnen, 
denn als die irveligiöfe, und es kann ihr Feine andere ent 
Stahl Rechtsphit. IT: v; 1 
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gegengeſtellt werden, als die chriſtliche. Damit iſt jedoch erſt 
ein Standpunkt gewonnen, noch keineswegs eine wirkliche 
durchgebildete Kenntniß. 

Was Recht und Staat betrifft, ſo hat ſich dieſer neue 
Geiſt der Wiſſenſchaft bis jetzt in zwey Richtungen gezeigt, in 
der Richtung der contrerevolutionaͤren Schriftſteller und jener 
der deutſchen geſchichtlichen Schule. Beyde entwanden ſich 
durch einen andern Beweggrund, von einer andern Seite aus, 
der fruͤhern Vorſtellungsweiſe. So ſind ſie, wiewohl von 
Einem tiefern Princip hervorgetrieben, noch geſchieden, ja oft 
entgegengeſetzt. 


J. Die contrerevolutionären Schriftſteller. 


Sie beſchaͤftigen ſich vorzugöweiſe mit Politik, und find 
hierin unmittelbar auf Ausfuͤhrung und Einrichtung, nie auf 
bloße Erkenntniß gerichtet. Sie enthalten aber am wenigſten 
gegruͤndete Reſultate. Ihr gemeinſamer Fehler iſt es, daß ſie 
in der revolutionaͤren Richtung ſelbſt durchaus kein wahres 
Motiv anerkennen, fie muͤſſen deshalb nothwendig den voraus⸗ 
gegangenen Zuftand ald einen vollig genugenden annehmen, 
Der aber in Wahrheit nicht der genugende feyn Fannz weil in 
dieſem Falle keine Revolution erfolgt waͤre. Sie uͤberwinden 
daher wohl den Irrthum der Revolution; aber ſie ſetzen ein⸗ 
ſeitige Lehren an die Stelle. Es find gewoͤhnlich wahre Grund— 
gedanken, von denen ſie ausgehen; aber eine falſche Durch— 
fuͤhrung, zu der ſie gelangen. Moͤgen einige Bemerkungen 
uͤber die bedeutendſten unter ihnen hier ihre Stelle finden: 

Maistre. | 

Er ift derjenige, der am tiefjten von der Religion ergriffen 

ift, er hat eine heilige Anſchauung der Welt, wie Fein anderer. 
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Ueberall erblickt er das unmittelbare Walten Gottes, Seine 
‚Anftalten und Mittel, Seine Ziele und Abfihten. Maistre's 
Begründung der gefhichtlihen Anfiht und der Legitimität ift 
darum ‚zugleich die wahrfte, die erfchopfendfte und die einfachfte: 
Der Menſch macht Feine Staaten, Feine Verfaſſungen, Feine 
Koͤnige; fondern, Gott macht fie, und wenn ‚der Menſch «es 
unternimmt, von Gott fich logreißend, fie als fein eigenes 
Merk hinzuftellen, fo ergreift er in ſolchem Frevel nothwenvig 
das Schlechte, er jerftört.anftatt zu bauen. Maistre's Einfeie 
tigkeit iſt nur, daß er die Führung Gottes ſich durchaus als 
eine aͤuſſerliche denkt, welche blos durch Schickſale und An— 
ſtalten auf den Menſchen wirkt; nicht das menſchliche Be— 
wußtſeyn als das eigentliche Organ dieſer Fuͤhrung, die Fort— 
bildung deſſelben als ihr Hauptwerk betrachtet: Eine ſolche 
aͤuſſerliche Anſtalt iſt ihm z. B. die Auswahl der Gefchlechter, 
nicht blos fuͤr den Thron, ſondern auch fuͤr den Stand des 
Adels, von der er annimmt, daß die Gottheit ſie von Anbe— 
ginn vornahm, um die Ausgewaͤhlten als edlere Nacen für 
immer gefondert fortbejtehen zu laffen. Es it Died ganz die 
orientalifche Anficht der Kalten. Die vorzuͤglichſte dieſer goͤtt— 
lichen Anftalten und Einrichtungen, die ‚alle andern in ſich bes 
greift und fanctionirt, das Organ Gotted im eigentlichſten 
Sinn, iſt ihm die katholiſche Kirchengewalt. Sie ift es, und 
nicht dad menfchliche Bewußtſeyn, wodurch Gott die Gefchichte 
lenft, und was nicht von ihr ausgeht, ift auch Feine Lenfung 
Gotted mehr; fondern jelbftgemacdht von den Menfchen und 
vom Argen, Maistre iſt daher vor allen andern der Schrift: 
fteller der römischen Kirche, Er heilige: wirklich alle ihre An— 
ftalten, und die politifchen, welche in ihrem Geifte find, durch 
feine Auffaffung, oder vielmehr er erkennt den heiligen Sinn, 
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der fie ſchuf und fih in ihnen auspraͤgt. Das Ideal des Mit- 
telalterd enthüllt fich ihm Elar und rein aus feinen verworrenen 
unlautern Erjcheinungen. Und jetzt, da von der ganzen Herr- 
lichkeit jener Zeit die letzten Nefte fallen — ohne Zweifel um 
einer neuen größern Plaß zu mahen —, jetzt erfcheint 
Maistre, um der fiheidenden Gegenwart noch ein ungetrübs 
tes höheres Bild der Vergangenheit binzubalten zum immer: 
währenden Gedaͤchtniß, fo wie einft Tacitus, als die antike 
Welt dem Untergange, zu dem fie beftimmt war, entgegen- 
eilte, als der letzte und zugleich ald der reinfte Vertreter ihrer 
Größe auftrat, Aber durch feine tiefe und innige Auffaffung 
der höchften hriftlihen Wahrheiten, des Suͤndenfalls, der Er» 
lofung, der Einheit des Menſchengeſchlechts, ift Maistre ein 
Schriftſteller, welcher von allen Confeffionen die hoͤchſte Ach— 
tung und Liebe verdient, und fie ficher erhalten wird; wenn 
dereinft auf diefen Kampf der Partheyen der Friede und die 
Einigkeit im Glauben folgen, 


Burke 

Er ift der practifchfte von diefen Schriftſtellern. Aus fei- 
ner eigenen Erfahrung als vielerprobter Staatömann in dem 
Lande des regften öffentlichen Lebens, und der am reichten 
audgebildeten Einrichtungen, hat er feine Anfichten geſchoͤpft. 
Er geht von der religiöfen Gefinnung aus, er ift begeiftert für 
den Sinn und die Sitte des Mittelalterd; aber er hat dabey 
‚eine genaue Kenntniß von dem bürgerlichen Zuftande und fei- 
nem Bedürfniß, und verkennt nicht die Bedingungen feiner 
Zeit, in die er felbft unmittelbar thätig einzugreifen die ©tel- 

lung hatte, | | 
Die franzoͤſiſche Revolution bekaͤmpft er von dem Boden 
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ächt englifcher Bildung. Eine männliche ausführbare Freyheit, 
die in beftimmten begrenzten Rechten bejteht, nicht die Chimare 
unendlicher inhaltslofer Freyheit — die Heilighaltung der er— 
worbenen Rechte, nicht Abjtraction in jedem Augenbli von 
allem frühern Erwerbgrund, welche jeden Beſitz, jede Stellung 
unficher macht — endlich die Feltigkeit der öffentlichen Autori« 
täten, die Stetigfeit der bürgerlichen Einrihtungen — diefe 
Charasterzüge der englifchen Gefchichte und ihre Anpreifung 
den neu=franzöfifchen Bewegungen gegenüber, das iſt der Ine 
halt feine berühmten Buches. Die Ausführung ift meiſter— 
haft. — Minder werthvoll ift Burke, wo ed auf fpeculative 
Begruͤndung anfommt, hierin ift er mit Maidtre nicht zu 
vergleichen, Er befist hier Feine andern Mittel und Borftellun« 
gen ald die geläufigen vationaliftifchen von conftituirenden 
Staatöverträgen u, dgl. — Wie Burke's Lehre überall auf die 
Thatſache, auf die unmittelbare Erfahrung gegründet ift, fo 
it fie auch in feiner Beziehung ausfchließend. Er halt z. B. 
die Nepublif, wo fie hergebracht und befeftigt ijt, eben fo hoch, 
als in den monarchiſchen Staaten das Koͤnigthum. Daß die 
Monarchie die notwendige oder doch die hoͤchſte Form des 
chrijtlichen Staates uff, wie dies Maistere fehr richtig erkennt, 
iſt über feiner Beobachtung. Ja er rechtfertigt fogar die Revo— 
lutionen, wo fie ald gefchichtlich motivierte einzelne Erfcheinuns 
gen fich darftellen, und verwirft fie nur, wenn fie das Ergeb« 
niß und die Anwendung eined Grundfages find. 

Es zeigt fich hierin, daß Burke hiſtoriſch und practifch 
nur im Sinne der Welt ijt, daß er die ſchon vorhandenen 
Berhältnifje und ihre naͤchſten empirifchen Beziehungen durd)- 
fhaut, aber ohne Alynung der großen Metamorphofen und ded 
idealen Zufammenhangs, in welchen die Gefihichte zu hoͤhern 
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Suftänden führt. Er war daher der Mann, die bereindringende 
Serftörung für den Augenblick abzuhalten; nicht aber den tiefen 
Bewegarund diefed zerftörenden Andrangs zu erfennen, und 
der kuͤnftigen unvermeidlichen Entwicklung fordernd zu Hülfe 
zu Fommen, 


Adam Müller 

hat mehr die deutfche philofophifhe Bildung, und fuht darum 
die Revolution vom philoſophiſchen Standpunkt zu widers 
legen, Er findet ihren Grund in der Abjtraction vom Staat, 
wodurch die einzelnen Menfchen ſich auffer ihm ftellen, Die 
Unhaltbarkeit dieſes Ausgangspunftes, den er dem einft von 
dem griehifchen Mathematiker geforderten Fleck auffer der Erde 
(dog wor nov oo) vergleicht, führt er trefflic dur. So 
auch bekämpft er die Unbeweglichfeit der logifchen Begriffe, auf 
welche das Naturrecht gebaut ift, und fest ihr das Leben, die 
Bewegung, die nie ftille jtehen, entgegen. — Was feine eigene 
philoſophiſche Behandlung betrifft, fo iſt ſie kineswegs von Werth), 
ed find einige Schelling'ſche Begriffe aus der erften Stufe 
dieſes Syſtems, mit denen er überall umgeht, Dies ift auch 
gar nicht feine eigentliche Leiftung. Sondern ihn erfüllen zwey 
Grundgedanken: Die gottliche Verleihung in allen menſchlichen 
Nechten und Zuftänden, und die organische Wechfelbedingung 
ſowohl der verfchiedenen Sphären des Lebens (z.B. des Rechts 
und des Wohlitandes) ald der Menfchen (der Herrichenden und‘ 
Gehorchenden) in ihnen, Daher unter anderem fchreibt fich 
feine befondere Vorliebe für das Lehnweſen. — Diefe lebendi- 
gen Züge find die tief durchdringenden und unterfcheiden ihn. 
vortheilhaft von Haller, — 

Allein aus diefen wahren und anerkennenswerthen Grunds 
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gedanken bildet Müller Feine Welt. Er ſieht fie nur in der 
Vergangenheit des Mittelalters, das er wiederzubringen felbft 
nicht im Sinne hat. Er bat feine Anſchauung von ihnen, wie 
fie in einer andern, der neuen Zeit angemeffenen, Geftalt wies 
der geboren werden koͤnnten. Seine Elemente der Staatskunſt 
find darum eine tief begründete Polemik gegen die neuere 
Lehre, ſie ſind eine der edelſten Apologieen des Mittelalters; 
aber ſie ſind kein Buch, um jetzt einen Staat einzurichten und 
zit regieren. — | 


Haller. 

Haller’s Rejtauration hat in Deutſchland vielleicht ain 
meiften Aufſehen erregt, obwohl fie die werthlofefte von allen 
Schriften diefer Gefinnung ift, fo daß fie weder das enorme 
Lob ihrer Parthey, noch die enormen Vorwürfe der despoti— 
ſchen Gefinnung, die ihr gemacht wurden, wirklich verdient. 
Halter ift der Rationalift unter den contrerevolutionären Schrifte 
ftellern, er verfolgt nicht wie die andern lebendige und mannig= 
fache Anfhauungen, fondern führt gleich) dem Naturrecht 
einen oberften Satz mit logiſcher Folgerichtigkeit durd) alle Ver- 
haltniffe durd). Sein voluminofes Werk ift in der That bey 
weiten ärmer an Gedanken, ald eine Eleine Brofhire Muͤl⸗ 
ler’s. Es beruht diefe ganze Maffe auf ein Paar einfachen 
und nicht fehr bedeutenden Saͤtzen, und man wird die voll 
kommenſte Einficht in diefelbe erhalten, wenn man dem eigenen 
Motiv Haller’s nachgeht. 

Den Anftoß zu feiner Theorie gab ihm nämlich die natur⸗ 
rechtliche Lehre von der übertragenen Gewalt, Aus ihr ſah er 
die wirkliche Nückforderung derfelben durch das franzofifche 
Volk, das Gericht über den König und die ganze Reihe von 
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Gräueln hervorgehen. Diefe Theorie zu widerlegen, und eine 
andere philofophifche Begründung für die Herrfchergewalt ala 
die Uebertragung vom Bolk zu fuchen, war ihm daher die 
Aufgabe. Statt Maistre's Lehre von der urfprünglichen: 
Auswahl der fürftlihen Dynaftieen und ihre Einfeßung durch 
Gott, läßt er ihr Herrfcherrecht aus der natürlichen Staͤrke 
hervorgehen. Es iſt dad Geſetz der Natur, daß der Stärkere 
herrfche, der Schwächere gehorche. Alle Herrfiher find es das 
durch geworden, daß fie urfprunglich in irgend einer Beziehung 
die Stärfern waren, Diefer Grundfag kann ihm aber nicht 
wie jener Maistre's audreihen. Denn gründet der Negent 
feine Herufchaft auf göttliche Einfegung, fo hat er ein Recht 
auf fie für immer durch das Anfehen Gottes. Gründet er fie 
aber auf feine natürliche Stärke, fo müßte fie von Rechtswegen 
auch aufhoͤren, ſo wie ſeine natuͤrliche Ueberlegenheit aufhoͤrt, 
ed wäre dann jede Uſurpation gerechtfertigt, ſelbſt die des fran⸗ 
zoͤſiſchen Volks gegen ſeinen Koͤnig; denn waͤre es nicht der 
Staͤrkere geweſen, fo hätte ed feinen Koͤnig wahrlich nicht ab⸗ 
geſetzt. — 

Dieſe Schwierigkeit führt nun zu dem eigentlichen Grund— 
faß, dem Kern der Haller’fchen Neftauration: Die Herrfchaft, 
die jemand durch feine Stärke erlangt, erwirbt er als fein 
Recht und zu feinem Zwede, und fie darf deähalb ihm und 
feinen Erben fortan von Feinem andern mehr entriffen werden, 
fie ift ein Privatrecht, wie irgend ein anderes Privatrecht, und 
nur aud diefem Grund unverleglidh; eben fo wie Eigenthum, 
dad man auch durch die Occupation mittelft eined natürlichen 
Vortheils, einer zufälligen Weberlegenheit erwirbt, das aber, 
jo erworben, von nun an von feinem andern genommen wer— 
den darf, wenn gleich jest diefer andere fih in dem Bortheil 
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der phufifchen Heberlegenheit befände. — Da Haller die Herr= 
ſchaft aus der Stärke herleitet, fo konnte er ihr wirklich Reine 
andere Sanction geben, als die, daß fie ein Privatrecht fen. — 
So erflärt er denn alle öffentliche Gewalt im Staate für Pri— 
vatrecht des Herrfchenden, das durch ihn felbft, feine natuͤrliche 
Stärke, nicht durch, göttliche Einfeßung entjtand, das für ihn 
felbft, zu feinem Zwecfe, nicht um einen höhern Beruf zu er» 
füllen, da iſt. Auf ſolche dürre, profane,. geiftlossmechanifche: 
Weiſe glaubt Haller die Unverletzlichkeit und Heiligkeit dev: 
Obrigkeit, deren Beruf er felbjt damit entheiligt, wieder her= 
geftellt zu haben, und er bildet fih nun ein, das Naturrecht: 
und die Nevolution hätten, blos. darin gefehlt, doß fie den. 
Staat und alled Regiment in ihm ald etwas, Deffentliches Dee 
trachten. — | 
Sein ganzes Buch ift nun auch nichts andres, ald die 
trockene Anwendung diefes verkehrten Satzes auf; jedes einzelne, 
Berhältniß, und es ift nun jede Behauptung Haller’s leicht zu. 
begreifen, denn es ift im Grunde nur eine und diefelbe: 
Die Staaten find Herrſchaften, jo wie andere Herrſchaften 
z. Bd. die Familien- oder die dienftherrlihe Gewalt, nur daß. 
fie unabhängige Herrfchaften find, nicht wie die Gewalt des 
Hausvaters noch eine höhere über fich haben. Died, und nicht 
etwa. der ganz verfchiedene Beruf der Staatögewalt und der 
haͤuslichen, iſt das unterfcheidende Kennzeichen zwifchen ihnen. 
Der Fürft erlangt die Herrfchaft durch Schickſale, urfprüng- 
liche natürliche Ueberlegenheit, nun aber ift die Herrfchaft auch 
fein Vermögen, das er auf die Seinigen vererbt und das ihm 
rechtlicher Weife niemand mehr entziehen kann. Die Regierung 
üjt fein Recht, nicht auch feine Pfliht, und er ift nirgend ge— 
halten, von feinem Rechte der Regierung auch Gebraud zu 
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machen. So 5.3. hat er die Befugniß, die Juſtiz zu ver 
walten, aber nicht die Pflicht; er braucht für die Nechtöpflege 
nur zu forgen, wenn es ihm fo beliebt. Der Krieg iſt fein 
Krieg, nicht des Landes, das Land ift fein Sand, er darf durch 
Tejtament und andere Dispotionen darüber verfügen, es vers 
theilen, verſchenken u. f. w., die Beamten find nicht des 
Staates Diener, fondern feine Privat-(Hof-) Diener. 

Mit Unrecht wirft man Halfer vor, daß er einen unbe— 
aränzten Despotismus Ichre, wie dies wohl den Anfchein hat, 
wenn ıman blos diefe Säße in’s Auge faßt: Im Gegentheil, 
er räumt aus demfelben Princip auch wieder den Unterthanen 
ein, was ihnen nicht gebührt, Die Herrfchaft des Staates 
umfaßt namlich nicht alles, und die Sphäre für die Rechte 
der Unterthanen, die dann noch übrig bleibt, muß nun von 
ihm folgerichtig für eben fo unverleglich und von gleihem Range 
mit der des Fürften gehalten werden; weil ja die Nechte des 
letztern auch nichts mehr und nichts höheres find, ald Privat- 
rechte. Wie der Eigenthumer nicht dad Necht des Servitut— 
inhaberd oder des Pfandglaubigerd verlegen darf, gerade in 
derfelben Weife der Furft nicht dad Necht des Unterthanen. 
Die Unterthanen haben nach Haller Feine Pflicht zum Kriegs» 
dienft, zu directen Steuern, wenn fie nicht freywillig ſich dazu 
verftehen; denn es ift ja der Krieg, die Verwaltung des Für- 
ften, feiner Perſon, nicht ded Staates. Jeder, Fuͤrſt und 
Unterthan, hat feine Sache für fi. Die Unterthanen haben 
ferner die Befugnig zu freyger Auswanderung, und wenn der 
Fürft ihre Rechte verlegt, zulekt zum bewaffneten Widerftand, 
wie jedes Privatrecht gegen Privatangrıff durch Selbftvertheis 
digung gefhust werden Fann. — Diefelbe Confequenz führt 
auch dahin, daß ven Unterthanen alle die Handlungen zuftehen 
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müffen, nur in geringerem Grade, welche die Function der 
Staatöverwaltung bilden, da einmal die Nechte ded Unterthas 
nen und ded Staatö nicht fpeeififch unterfchieden find. — Haller 
ſtatuirt ihnen daher auch z. B. das Recht zum Krieg wie der 
Fürft es Hat, das ſich bey ihnen als Privatfehde und Duell 
außert, er hält es für eine fchreyende Ungerechtigkeit (ein Re— 
fultat der gottlofen neuern Richtung!), daß man die Privats 
fehden und Duelle verbieten will. Seine Anſicht ift fo im 
Ganzen nichts andres ald die Carrifatur ded Mittelalters. 
Denn das Mittelalter leidet eben an diefem privatrechtlichen 
Character der öffentlichen Gewalt; aber es hat doch ſchon den 
Drieb nach einem wahrhaft öffentlichen Zuftande zugleich in 
ſich, und die Kirche, die Vertreterin höherer Beherrfehung, 
fuchte dort ſchon überall die Meußerungen deffelben zu mildern 
und ganz zu verbannen. — Gerade diefe Schattenfeite des 
Mittelalterd aber, die es felbft und die insbefondere die Kirche 
zu überwinden ftrebte, bilder Haller zur ſcharfen ausfchließ« 
fühen Theorie aus. — Der ganze gefellige Zuftand löst fich 
nach ihm auf in eine Maſſe ganz gleichartiger, nur dem Grade 
nach verfehiedener Nechte, unter denen eben deöhalb Fein orga= 
nifches Band und feine innere Durchdrungenheit moͤglich ift. — 

Dabey Fommt ihm aber ein großes Talent der Beredſam— 
keit zu Statten, Und nur daraus iſt ed zu erklären, daß der 
am Geift ihm fo überlegene Adam Müller von feiner Theorie 
hingeriſſen wurde, und in feiner fpätern Schrift über die Noths 
wendigkeit einer theologifchen Grundlage der Staaten ſich die 
Grundgedanfen deffelben aneignet, obwohl fie gerade in direcz 
tem Widerſpruch mit feiner eigenen Anſchauung ftehen, nach 
welcher der Staat ein Ganzes ift, aufferhalb deffen Feine Stelle 
für iſolirte Rechte gefunden werden kann, wie er dies in feinen 
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Elementen der Staatöfunft meifterhaft ausführt. — Indeſſen 
iſt dieſe Haller'ſche Theorie in der ſpaͤtern Schrift Muͤller's 
auch nur die Faͤrbung, wie die Schelling'ſchen Begriffe in 
ſeiner fruͤhern. In beyden wird dieſe heterogene Beymiſchung 
von der lebendigen fruchtbaren Behandlung in den Hintergrund 
gedraͤngt. — 


II. Die geſchichtliche Schule. 
(Hugo, Savigny, Niebuhr, Eichhorn.) 


Es iſt eine ſtille, geheimnißvolle Entfaltung in aller menſch⸗ 
lichen Vorſtellungsweiſe und allen geſelligen Zuſtaͤnden, dem 
unfaßbaren Wachsthum der Pflanze aͤhnlich. So entſteht das 
Volk ſelbſt, nicht durch uͤberlegten Zuſammentritt, ſondern aus 
urſpruͤnglicher leiblicher und geiſtiger Einheit ſich harmoniſch 
ausbreitend zu der Mannigfaltigkeit der Individuen, der Thaͤtig— 
Feit und der Verhaͤltniſſe. So entſtehen und entfalten ſich im 
Volke wieder die einzelnen Lebenörichtungen, So entfteht, fo 
Andert ſich dad Recht. | 

Don diefer Anfhauung ift die gefhichtlihe Schule erfüllt, 
wie muß ihr danach jene ganze Theorie erfcheinen, welche dad 
Recht aus dem Zufammenhang des Lebens herausreißt, welche 
aus einigen Saͤtzen nach Art einer Maſchine die Einrihtungen 
plöglich geitalten, fie von der Bergangenbeit löfen, und gegen 
die Zukunft ald fertig und vollendet abjchließen will. Wenn 
man tiefer fragt: wer bewirkt denn diefe uns unfihtbare und 
doch fo harmonifche Entfaltung? fo fieht man auch diefe wif- 
ſenſchaftliche Richtung auf den Grund religiös gläubiger Anficht 
gebaut. Es iſt ein tiefer Zug der Frömmigkeit, der durch ihre 
bedeutenditen Leiftungen, am meilten die Savigny’s, uns 
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ausgeſprochen hindurchgeht. Pietät ift die forgfältige Pflege 
der Gefehichte, Pietät die Bervahrung jeded eigenthümlichen 
Inſtituts, die Scheu vor allem, was ohne unfer Zuthun ge- 
worden, Und wenn auch ein großer Theil ihrer Anhänger ſich 
diefes tiefern Beweggrundes nicht bewußt ift, fo iſt er es doch, 
der ihre ganze Behandlungsweife wirklich hervorgebradht hat, 
"und der allein fie erklärt und rechtfertigt; 

Bis jeht war diefe Schule vorzugsweiſe in Behandlung 
des pofitiven Rechts thätig. Ihr Character ift hier: fie erklärt 
‚alles aus innerer Entwicelung, die ihr entgegengefeste Schule 
aus der Gewalt ded Gefeßgeberd. Daher die Anerkennung des 
Gewohnheitsrechts als felbjtitändiger Nechtöquelle — die wif- 
fenf&haftlihe Behandlung, welche das Recht in feiner ununters 
brochenen Fortbildung d. i. ald Nechtögefchichte auffaßt — Sie 
Auslegung eines jeden Rechtsſatzes aus dem innern Trieb des 
Rechtsinſtituts, nicht aus allgemeinen ihm äufferlichen Regeln, 

Aber auch in Beziehung auf politifche Einrichtung, alfo 
rechtsphiloſophiſch, hat die gefchichtlihe Schule eine Anficht 
geltend gemacht. Ehrfurcht vor dem Beltehenden, menſchliche 
Befcheidung in der Aenderung dejjelben, Hinſehen auf eine 
- höhere Macht, von der man dad Wefentlichfte und Befte dabey 
erwarten muß, dies find ihre Beweggründe. Cie iſt aber bes 
wahrt vor Maistre's Einfeitigkeit, die Leitung Gottes nur 
in den Handlungen der öffentlichen, insbefondere der Eirchlichen 
Autoritäten zu fuchen, da fie im Gegentheil vorzüglich die in— 
nere Umwandlung, und was durdy fie hervorgeht, ald Sein 
Werk erkennt, Noch ficherer bewahrt ift fie gegen die Ver— 
irrung, in der Weife Haller’s an die Stelle der naturrecht= 
lihen Säge wieder einen andern Saß und eine gleiche logifche 
Abwindung deffelben zu ſetzen. Ueberhaupt unterſcheidet ſie fich 
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dadurch wejentlich von allen contrerevolutionären Schriftftellern, 
daß fie die Geftalt der Welt in Feiner Weife durch beftimmte 
(vergangene) Inſtitute abzufchließen unternimint, Sie erkennt 
das unauögefegte Werden, und iſt wahrhaft gefehichtlich und 
‚auch wahrhaft religios dadurch, daß fie es nicht wagt, eigen— 
mächtig der göttlihen Führung eine Schranke zu ſetzen, die— 
felbe auf die Vergangenheit, gleichfam als ihr bejtes Werk zus 
ruͤckzuweiſen; fondern in gläubiger Hingebung die neue Fünftige 
Gejtaltung erwartet. 

Man kann es der Schule gewiß nicht zum Vorwurf 
machen, daß fie noch zu Feiner durchgebildeten Anficht über das, 
was gut und gerecht in den gefelligen Einrichtungen ift, 1. 
no zu feinem Syſtem der Nechtöphilofophie gekommen ift. 
Sie befigt biö jest nur die Grundanfchauung, aus welcher eine 
ſolche hervorgehen müßte; dies läßt fich aber gerade von einer 
bildungsreichen lebendigen Anſchauung aus nicht eben fo Leicht 
und fchnell vollführen, ald von den durftigen Principien des 
Naturrechts und der in der Vergangenheit befangenen Lehre 
der Eontrerevolution. Sie gibt fi auch nur für eine Schule 
des pofitiven Rechts aus. — Allein diefer Mangel hat aud) 
fhon zu bedeutenden Irrthum gefuͤhrt. Weil fi) namlich ein 
Syſtem der Rechtsphiloſophie fhlechterdings nicht entbehren 
laßt, fo fam man vielfady dahin, ſich Savigny’s Gelegen- 
heitöfchrift: uber den Beruf unferer Zeit zur Geſetzgebung, als 
ein foldyes anzueignen. Die Befchräanfung diefer Schrift nad) 
ihrem Zwecke ward dadurch zu einer Beſchraͤnkung der Einficht 
in den Werth; der rechtlichen Einrichtungen überhaupt, Ber 
hauptungen, die für die Zeit wahr find, wurden ald anwend— 
bar zu allen Zeiten, und Beweife für ſolche Behauptungen, 
die aus dem Leben und der Gefchichte gerade aufgegriffen waren, 
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als Grundlage einer allgemeinen Lehre, was gerecht ſey, aufs 
‚genommen. Ueberdies hatte von vorn herein Hugo durch 
feine Philoſophie des pofitiven Rechts — ein ſowohl in feiner 
Polemik als feinen einzelnen Bemerkungen ſchätzbares Buch — 
‚alles erhifche Urtheil über Necht und Staat geradezu aufge: 
hoben, oder doch eine vollige Unklarheit in dieſer Ruͤckſicht 
peranlaßt. — Daraus erklären fi denn die, wenn auch nicht 
auögejprochenen, doch vielfach, durchſcheinenden Borftellungen: 

Bon einigen z gerecht ift, was beſteht⸗, oder: gerecht 
iſt, was den äuffern Zwecken und Bedürfniffen des Verkehrs 
gemäß iſt./ Saͤtze, zu denen man nur in der Noth und 
Derzweiflung des Denkens greifen kann, und die nichts we— 
niger ald dem Weſen dieſer Schule entſprechen. 

Bon andern: „gerecht ift, was der Bildungsftufe ded 
Volks und der Zeit entfpridt.» Dann aber müßte man aud) 
die rationalijtifch-revolutionären Einrichtungen der jüngften Zeit 
eben fo verehren, wie die Einrichtungen der wuͤrdigſten Pe— 
rioden; denn auch fie waren nur ein übereinftimmended Ers 
zeugniß der allgemeinen Bildung jener Zeit, 

| Endlich kamen wohl auch viele zu der unbedingten Ver— 
werfung alles Aenderns an dem Beltehenden aus Ueberlegung 
und Einſicht; weil das Recht organifch entjtehe, und dad In— 
dividuum, dad Geſetze gibt, immer, wenn gleich nicht bewußt, 
von der Richtung der Zeit nothwendig beftimmt werde. Eine 
Beweiöführung, die im Grunde nichts anderes fagt, ald: vdu 
ſollſt nicht willführlid ändern, denn du kannſt nicht!“ 
und dies iſt eine überflüffige Warnung. Dadurch entjtand 
aber die Öefahr, daß auch die Zeitalter des uberlegenden Bes 
wußtjeynd der Anforderung blos organifcher Entfaltung unter- 
worfen würden, Alles dies läßt fih aus Savigny’d Schrift 
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heraudbringen, wenn man fie abtrennt von den Zuſammen⸗ 
bang der Umftände, unter denen fie gefchrieben, von dem 
Zweck, auf welchen fie gerichtet ift, und als eine wiffenfchaft« 
lich erſchoͤpfende Lehre betrachtet; obwohl alled dieſes weder in 
der Schrift felbit liegt, nody in der ganzen Bildung und dem 
Geifte ihres Verfaſſers. — 

Seinen Sinn würde wohl jemand treffen, wenn er fagte: 
Es gibt zwar einen Unterfchted des Gerechten und Ungerechten, 
aber er wird nicht aus der leeren Vernunft geſchoͤpft; fondern 
nur aus der vollen menfhlichen Erfenntniß, und den Finger- 
zeigen, welche die Führung Gottes in der Gefchichte gibt. Wenn 
der Gefeßgeber von diefer Führung abfieht, und feiner Neflerion 
vertraut, fo ift alles vom Lebel. Je mehr er aber mit Be- 
wußtfeyn und Forfchung in diefelbe eindringt, um ihre Abficht 
zu verftehen und ihr zu dienen, defto wohlthätiger wird er auf 
feine Seit wirken. Wo ihm diefed Elare Verftandniß deffen, 
worauf die Zuftände und die Bildung feiner Zeit nach höherer 
Beftimmung hinauswolfen, fehlt, da muß er deshalb ſich auch 
des Handelns enthalten, und dies ift in unferer Zeit der Fall, 


Schluß. 


Die Rückkehr vom Unglauben ift nun aud) in den andern 
Gebiethen des Willens eingetreten. Die Theologie, die, berufen 
den Glauben zu wahren, biöher gerade vor allen zu feiner 
Zerftorung die Hard angelegt, hat jet zum großen Helle der 
Welt wieder begonnen ihrer Beftimmung zu dienen. Man 
ſieht überhaupt die Nichtigkeit der ſogenannten natürlichen oder 
Bernunftreligion eben fo wie die des Natur: oder Bernunft- 
rechts ein. Auch Sie Naturwiffenfchaft ift von der pofitiven 
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Richtung durchdrungen, dad Conftruiren aus Principien, das 
Zufammenftellen nad) einem Schema wird aufgegeben, Beob⸗ 
achtung gilt ald unerläßliches Mittel und Ergründung des 
reellen Zufammenhanges von Urfache und Wirfung ald Ziel. 
Die Philofophie ſelbſt Hat jest durh Schelling die Stufe 
erreicht, auf der fie anerkennt, daß a priori nichtö gewußt 
werden kann, daß alles Schöpfung, Gefchihte, freye That 
Gottes, freye Mitwirkung der Gefchopfe iſt. So befteht nicht 
‚blos die Aufforderung zu einer pofitiven, geſchichtlichen d. is 
hriftlichen Lehre von Recht und Staat; fondern es find auch 
- ihre Principien ſchon gegeben, ed bedarf nur, daß ihnen mit 
befonnener Klarheit und befcheidener Forfchung gefolgt werde, — 
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Erfies Bud. 
Die philoſophiſchen Grundlagen. 


— 


Erſter Abſchnitt. 


Die Perſönlichkeit Gottes als Princip der 
Welt und der Wiſſenſchaft. 





„Was iſt Gott, was iſt das Al? Gott iſt's, der alles den 
Menfchen bereitet!« Gott der Perjönliche, Selbſtbewußte, 
Allmaͤchtige, der Welt nicht Beduͤrftige hat alles, was da iſt, 
ſo geſchaffen nach Seinem Willen. Er hat allem Daſeyn 
ſeine Beſtimmung, den bewußtloſen Dingen ihr Maaß und 
Ziel, den bewußten Weſen ihr Gebot und Vorſchrift gegeben. 
Ein ganz anderer Zuſammenhang iſt demnach in allen Sachen, 
ald der biöher gelehrt worden. Nicht ein Geſetz ift ihre Ur— 
fache, fondern die Freyheit. Es ift nicht eines im andern, alle 
im oberften Dafeyn fehon urſpruͤnglich enthalten; fondern alles 
hervorgebracht aus Entfhluß und fchopferifcher That. Nicht 
die willenlofe Regel foll ausgeführt, fondern Seinem lebendigen 
Willen ſoll gehordht werden. Es beherrfcht nicht mehr eine 
blinde unerbittlihe Nothwendigkeit die Schickſale der Welt; | 
fondern die allwifjende Borfehung, die erbarmende Liebe, 
welche die Seligfeit der Gefchöpfe will, und die dad Geber 


1. Abſcha. Die Verfönlihkeit Gottes als Princip der Welt ıc, 14. 


erhört, waltet über und, und ift und immer und überall nahe, 
‚Die Folgen dieſes Gegenfaßed find unermeßlid, Die Natur 
erhält eine andere Erklärung, die Geſchichte eine andere Bes 
deutung, die gefelligen Einrichtungen fordern eine andere Ge— 
ftalt. Ein anderes muß ald das Gute und Preiswürdige, ala 
dad Schlechte und Berdammliche gelten in allen Verhaͤltniſſen. 
Es find jet überall die Gefihtöpunfte verſchoben, und das 
Oberſte zu unterft gekehrt. Von hier aus muß ficd) wieder 
der Durchblid eröffnen und die Ordnung zurechte fegen. An 
der Perſonlichkeit und Freyheit Gottes haͤngt das irdiſche Heil 
und die ewige Hoffnung des Menſchen. Sie iſt der Grund—⸗ 
ftein aller wahren Erfenntniß, wie auf ihrer Laugnung oder 
Nichtbeachtung der Irrthum diefer Zeiten beruht, — 
j Nun wird aber gegen die Annahme der Perfonlichkeit 
und Freyheit Gottes der Einwurf gemacht, daß durch fie die 
innere Einheit der Welt aufhore und dad Willen zur bloßen 
Empirie herunterfinfe. Denn wenn Gott ein jegliched eben 
fo gut auch anders hätte machen konnen, ald Er wirflidy age 
than, fo beſtehe Fein tieferer Grund für alles Daſeyn; fondern 
Gott habe cd fo gemacht, weil Er cd eben jo machen wollte, 
Hierauf iſt freylich ſchon die gegründete Erwiederung, daß die 
Freyheit und nicht die Zufälligkeit vom göttlichen Willen bes 
hauptet wird, Aber gerade dad Unvermoͤgen, die Freyheit 
gegen die Zufälligfeit zu retten, wenn man ihr nicht das noth— 
wendige Geſetz ald durchgängigen Beſtimmungsgrund unterlegt, 
hat zu der Lehre des Vernunftzuſammenhanges geführt. Coll 
daher dieſe entfernt und für immer abgehalten werden, fo ift 
died nicht anders zu erreichen, als wenn gezeigt wird, wie Die 
Freyheit auch ohne jenen nothiwendigen Beſtimmungsgrund 
fih von Zufälligkeit unterfcheidet, und der Einklang. und Zus 
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fammenhang der Welt ihretwegen keineswegs aufgegeben zu 
werden braucht. Es ift hieraus Flar, daß alle wiffenfehaftliche 
Erfenntniß und insbefondere die Umwandlung, die fie in un— 
fern Tagen von Grund aus bedarf, abhängig ift vom 
Begriff der Freyheit, und zwar von ihrem teinen vollfommes 
nen Begriff, d. i. nicht der menſchlichen, fondern der Freiheit 
wie fie in Gott ift. 


Erfies Kapitel, 
Die Freyheit Gottes 


Begriff der Freyheit, negativer, yofitiver. Berchränftheit der rationaliſtiſchen 
Lehre auf den negativen Begriff der Freyheit. Cinerfenheit dieſes nega+ 
tiven Begriffs mit der Nothwendigkeit. Uebergang zu dem folgenden. 


Freyheit befteht zunachft darin, von nichtd anderem bes 
ftimmt zu werden. &o ift Auferlich der Sklave nicht frey 
weil er vom Herrn, der Gefangene weil er von dem Kerker 
und den Ketten beftimmt wird. Daffelbe was diefe Benfpiele 
in außerlichen Beziehungen enthalten, muß auch für die inner— 
lichen gelten: je nachdem etwas blo& von feinem eigenen Wefen 
oder von einer ihm fremdartigen Urſache beftimmt wird, ift es 
frey oder unfrey. In diefem Sinne ift die ganze Natur inner— 
lich frey, denn fie gehorcht nur ihrem eigenen Weſen. Der 
ſittliche Menſch ift frey, aber der unfittlihe iſt es nicht, weil 
er den Leidenfchaften die nicht fein innerftes Weſen find, ge— 
horchen muß: 

Don nichtd anderem beftimmt zu werden, nur feinem 
&ignen Wefen zu folgen, ift indeffen nur die negative Bezeich— 
hung der Freyheit. In ihr unterfchiede fie ſich nit von der 
Rothwendigkeit. Auch das nothwendig Wirfende, das Geſetz, 
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der Mechanismus, iſt nicht von anderem beftimmt. Der pofi- 
‚tive Begriff der Freyheit aber ıft, daß diefes eigene Weſen, 
welches yon feinem andern beftimmt wird, auch ein fchöpferi« 
ſches ſey, di. daß ihm eine unendlihe Wahl zukomme. 

Bey der Vorſtellung der Freyheit ftelle fih unferem Be— 
wußtfeyn auch die der Wahl unzertrennlid dar. Wer feine 
Wahl hat, den wird niemand frey nennen, und der erfte Bes 
griff, den man fi) von der Freyheit in ihre felbft macht, ift 
; immer ders eine Wahl zu haben. Das bezeugt jedes unbe» 
fangene Bewußtſeyn. Freyheit ift Wahl, aber fie iſt Wahl 
in ihrem unendlichen Begriff, aus dem der endliche erſt abges 
leitet ft, fie ift die ſchaffende Wahl, und dies it ihre 
fpecififche Bezeichnung, 

\ Alle Wahl der Erfahrung findet die Gegenftände ſchon 
vor, nur die Verbindung des Willend mit dem einen oder 
dem andern ift ihre That. Darum ift fie auch eine endliche; 
denn ſie ift befchränft durch den Umfang dieſes Vorrathes, 
mag derfelbe auch nody fo groß feyn. Freyheit aber macht 
erft die Gegenftände welche fie erwaͤhlt dadurch, daß fie die— 
felben erwaͤhlt, fie entſtehen felbft erft durch die Wahl, Auch 
fie hat die Moglichkeit des Verſchiedenen, darin befteht ihr 
Gemeinfamed mit der Wahl: diefe Möglichkeit aber, weil die 
Freyheit nichts gegeben finder, fondern alles felbft erzeugt, ift 
darum eine unendliche. Die größte Auswahl unter Vorhan⸗ 
denem iſt nichts gegen dieſe unendliche Wahl. Die Wahl ift 
daher aus der Freyheit, nicht die Freyheit aus der Wahl ab» 
zuleiten und an ihr zu mejjen, Alle Wahl ift nur ein matter 
Abglanz der Freyheit. Jener unendlichen und uranfanglichen 
Wahl fann man in ihrem Beginnen nicht zufehen; weil fie 
eben allem und fo auch dem Gehen und Betrachten felbft 
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yoraudgeht, Will man fi) aber durdy ein! Beyfpiel der Wirs 
fung überzeugen, fo betrachte man die unzähligen Steine und 
Mufheln, und Gewaͤchſe und Thiere, und die unzähligen 
menſchlichen ISndividualitäten, von denen uͤberall nit eins 
dem andern gleich ıft, und nie gleich feyn wird in Ewigkeit, 
Aus ihnen geht unwiderleglich hervor, daß es eine folche Kraft 
der unendlichen Wahl geben muß. Freyheit ift daher aud) 
Reichthum, aber ein Reichthum nicht des Beſitzes, fondern 
der Erzeugung. Diefer Reichthum geht jeder That voraus; 
denn der gewohnlichite Menfch bey den unbedeutendften Hand» 
lungen hatte in ihrer Vornahme, ihrer Movalität, ihrer Ins 
tenfion eine reichere Auswahl als ein Fürft an feinem Beſitz⸗ 
thum. &o unterfcheiden fih auch Freyheit und Schoͤpfung 
von der bloßen Entfaltung oder Emanation. Denn die lebtere 
fegt einen begränzten, auszufhopfenden Inhalt voraus, und 
dann gibt ed, wenn alles entfaltet worden ift, zuletzt auch 
keine Wahl mehr. Die Welt ift Feine Entfaltung und Feine 
Emanation Gottes; fondern eine Schöpfung, das Werk feiner 
Freyheit. — 

Dies iſt der pofitive Begriff der Freyheit. Wo Feine 
Mahl, ıft ſchlechterdings auch Feine Freyheit, wo fie it, da 
iſt immer Freyheit. Diefer pofitive Inhalt der Freyheit ift 
denn auch unendlihher Steigerung fähig, während die negative 
Beſtimmung der Unabhänaigkfeit von allem Fremdartigen nur 
entweder befteht oder nicht beſteht. Ein Menſch iſt freyer, je 
nachdem fein Geilt und fein Gemüth reicher und fchopferifcher 
find — (die befondere Ruͤckſicht beym Menſchen durch die Bes 
ziehung aufs Böfe ift hier noch zu übergehen) — bis zur 
abſoluten Freyheit und Schöpferkraft Gottes, Je freyer eine 
Rede iſt, deſto weniger beſchraͤnkt fie fi auf die Auswahl des 
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im Gedaͤchtniß Borräthigen; fondern den Nedner ftrömt aus 
der Tiefe die Fülle der Gedanken und des Ausdruckes zu, er 
Tann fie aufnehmen und verwerfen in der Sicherheit, daß 
dieſes Dranges Fein Ende ift. So bildet er im Momente ein 
Reich des Sinnes und des Wohllauts, dad vorber nicht war 
und nicht gefannt wurde, fo wenig von ihm ſelbſt als von 
"den andern, Ein Kunſtwerk ift um fo freyer, je weniger Mo= 
notonie, Gebundenheit an gewiffe Formen (Manier) in ihm 
erfcheint, fondern eben diefe unendliche Auswahl der Production 
fi) darin beürkundet. Je genialer ein Menfch iſt, defto we— 
niger vermag er fi zu ergründen; fondern feine Leiftung, 
wenn ‘er feiner productiven Natur fih überläßt, zeigt ihm die 
im ihm vuhende Kraft, die er faum geahnet. Was bey den 
Menſchen eine Vollkommenheit ift, das muß in hoͤchſtem Grad 
auch bey Gott feyn. Die Menfchen, auch die fchöpferifchften, 
find von Gott ergrüundet, Gott aber ift abfolut unergründlich. 
Er befist den Born des Lebens und Schaffens, ver ewig uns 
verſiegbar quillt. Wie in den Urſprung feiner Schöpfung 
ſchlechterdings nicht hinabgeſchaut werden kann, fo fteht ihm 
auch für alle Ewigkeit die unerfhöpflihe Wahl in der Offen: 
barung feiner Herrlichkeit frey. — 

‚Die ganze rationaliftifche Philofophie bleibt bey dem nes 
‚gativen Begriff der Freyheit, nur dem Geſetze des eignen Da⸗ 
feynd zu folgen, ſtehen; ihr muß daher die Freyheit fehlechtere 
dings in der Nothwendigkeit aufgehen, Sie glaubt eine oberfte 
Welturſache, einen Gott, dem nur ſolche Freyheit zugefehrieben 
werden kann; die Subſtanz Spinoza's, die nad ihrem 
Gefege wirkt, die Vernunft Kant's, dad dialectifche Geſetz 
‚Hegel’d. Da nun aber doch der Begriff der Freyheit in un 
ſerem Bewußtſeyn von der Notwendigkeit geſchieden, da ferner 
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die Freyheit beym Dienfchenfeine thatſaͤchliche Erfcheinung ift, fo 
it durch die. ganze Entwickelung diefer Philofophie die vergeb« 
liche Bemuͤhung, ihre Bezeichnung zu finden. Weil man beym 
Menſchen begann, faßte man fie ald einen fittlichen Begriff, 
entweder ald die Wahl zwifchen Gut und Boͤs, oder ala die 
Macht dad Bofe auszufchließen. Die Wahl zwifchen Gut 
und Boͤs konnte man nicht fefthalten; weil fonft diefer pofitive 
Begriff der Freyheit mit ihrem negativen, nur vom eigenen 
Weſen beftimmt zu werden, im Widerſpruch geweſen wäre; 
die tiefiten Denker, Spinoza, Kant, febten deöhalb die 
Freyheit in die Ueberwindung ded Boͤſen. Dadurd fällt fie 
aber wieder ganz zufammen mit jenem Negativen, das Ent— 
gegengefeßte, dad dem eigenen Weſen Fremdartige abzuhalten. 
Mit je größerer Nothwendigkeit jemand das Gute verrichtet, 
je weniger er die Wahl und Moglichkeit des Bofen hat, defto 
freyer it er. So bejtände das Weſen der Freyheit zulegt 
darin, Feine Wahl zu haben. — Wan recht auch nicht auß, 
wenn man mit Fichte die Freyheit in dem pofitiv ſich felbft 
Beltimmen, der Subjget=objestivirung, in dem Gichfelbft- 
ſetzen ſucht, d- i. wenn man fie als Bewußtfeyn und Wille bes 
zeichnet. Freyheit ift vom Bewußtfeyn und Willen allerdings 
unzertrennlih, Allein fie ift doch nicht einerley mit diefen Be— 
griffen, und es follen nicht diefe, fondern was die Freyheit 
in ihnen ift, bezeichnet werden. Es wäre ja fonft denkbar, 
daß auch alle Acte des Bewußtfeyns auf logıfch nothwendige 
Weiſe beftimmt feyen, und dann wäre wieder Fein eigenthuͤm⸗ 
licher Begriff der Freyheit gewonnen. Ja Fichte felbft hat 
wirklich das Bewußtfeyn fo conftruirt, und damit entfchieden 
die Freyheit dejjelben aufgehoben. — Findet man endlich mit 
Hegel die Freyheit darin, daß Gott (dad Objective) dig 
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Subftanz feinen Gegenſatz, dad Subjective, ſetzt und wieder 
aufhebt und beydes bey einem und demjelben Inftitute, z. B. 
dem Staate, gedacht werden muß (I. Band ©, 273) — ein 
Gedanfenmahmerf, zu dem e5 wenigen und ihnen nur mit 
Mühe gelingt, ſich hinaufzuſchrauben —, oder daß der Menſch, 
indem er das Nothwendige thut, fein Gegentheil dabey denkt, 
fo muß man einwenden, daß das Setzen ded Gegenfaßes und 
feine Wiederaufpebung unmoͤglich Freyheit oder Steigerung 
der Freyheit feyn kann; wenn das eine wie dad andere fihon 
logiſch nothwendig, alfo unvermeidlich d. 1. nicht frey ift. 

Man muß als das Wefen der Freyheit ſchlechterdings 
die Wahl erkennen, und zwar nicht die Wahl zwifchen Gut 
und Boͤs, denn diefe Wahl ijt allerdings bey Gott nicht, und 
ift gerade ein Widerſpruch gegen die Freyheit; fondern Wahl 
überhaupt und zwar unendliche fchaffende Wahl. — 

Es ift aber dabey Feine Gefahr, fih in Zufalligfeit zu 
verlieren. — Denn eine folhe Wahl koͤmmt feinem andern 
Weſen zu, ald dem perfünlichen. Nur die Perfon handelt, 
nur die That ift eine folche unendliche Wahl; wenn fi) audy 
fhon in der Natur vorgebildet die Keime derfelben zeigen. 
Die Perfon aber ift ein beftimmted an Sräften und Eigen- 
fihaften reihed Weſen, und ift felbftbewußter Geift. Jene 

‚Wahl fteht daher in unaufloslicher Verbindung mit dem be= 
ftimmten Wefen und dem Selbſtbewußtſeyn derfelben, fie kann 
ohne diefe Verbindung ſchlechterdings nicht feyn, und dadurd 
iſt alle Zufälligkeie und alle Willfühe von der Freyheit aus- 
gejhloffen, wie died in den beyden naͤchſten Kapiteln zu 
zeigen iſt. — 
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Zweytes Kapitel. 
Das unwandelbare Wefen Gottes. 


Beſtimmtheit des Weſens in jeder Perföntichkeit, und deren nothwendige 
Aeußerung in ihrem Handeln. Verhältniſi des benimmten unwandelba— 
ven Weſens und der Srenheit ben jeder einzelnen Thar oder Schöpfung. — 
Die Wechſelbedingung und Einheit der Kräfte in dem Wefen Gottes, 


Alle Thätigkeit der Perfon, der göttlichen wie der menſch— 
lihen, befteht in einer Reproduction ded eigenen Weſens, 
wiewohl in unendlich mannigfacher Weiſe. So ift es felbft 
bey den Gedanken: fie find etwas anderes als der Denker, 


darum Fonnte er fie faffen oder unterlaffen, fie find aber nur 


das Abbild feines Geiftes, die Neproduction feines Weſens, 


fonft hatte nicht er fie denken koͤnnen. Vermag der Geift 


dem Hervorgebrachten auch ein felbftitandiges, ja felbftchätiges 
Dafeyn zu geben, fo iſt died Schöpferfraft im eminenten 
Sinne des Worts; diefe aber hat nur Gott. Iſt nun die 
Freyheit nit trennbar von Perfönlichkeit, fo it fie auch nicht 
trennbar von einem bejtimmten Wefen, das in aller ihrer 
fhöpferifhen Wahl dennoch immer fid) felbit offenbart. 
Könnte oder würde Gott etwas ſchaffen, was Feine solche 
Berwandtſchaft mit ihm ſelbſt hätte, fo wurde gerade die Un- 


ſchauung ‚der Perfönlichkeit und fohin aud) der Freyheit, die 


wir haben, nicht mehr ‘auf ihn paffen. In diefer unendlichen 
Wahl, die mit der Beltimmtheit feines unwandelbaren heili- 
gen Weſens unauflöslic) verbunden, von ihr durchdrungen iſt, 


beſteht die Freyheit Gotted, und deswegen ijt Feine Willkuͤhr 


und Feine Zufälligkeit in feiner Schöpfung. Deswegen iſt auch 
feine Freyheit zwar durchaus nicht daffelbe mit der Nothwen⸗ 
digkeit in Feiner Beziehung, aber doch mit ihr geeint (identiſch) 
ald die Kräfte und Aeußerungen der einen untheilbaren Perfon 
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Gottes. Denn alles, was da nothwendig und geſetzmaͤßig iſt, 
ja ſogar der Begriff der Nothwendigkeit und des Geſetzes, 
koͤmmt nur aus der Beſtimmtheit des Weſens Gottes, und 
ſeiner unwandelbaren Treue gegen ſich ſelbſt. — Beſtaͤnde die 
Freyheit Gottes in der leeren Kraft, Verſchiedenes zu wollen 
ohne die Beſtimmtheit ſeines Weſens und der Beziehung 
alles Gewaͤhlten auf fie, fo ließe ſich freylich keine Einheit in 
der Schoͤpfung, es ließe ſich aber uͤberhaupt kein Geſchopf⸗ ja 
der Schoͤpfer ſelbſt nicht denken. 
Aus dieſer Beſtimmtheit des Urhebers folgt für keine 
That, daß fie gerade dieſe ſeyn mußte, dies iſt Sache des 
abſolut beginnenden und mit unendlicher Wahl begabten Wile 
lens — der Sreyheitz es folgt aus ihr aber, daß fie einen 
beſtimmten Character, einen beftimmten Sinn an fid) tragen, 
von einem beftimmten Geiſte Zeugniß geben mußte. Es ft 
nothwendig, daß die Schöpfung gottlich ift, und ed kann nichts 
in ihr feyn, dad nicht das, göttliche Gepräge an ſich trüge, 
das Bofe ſelbſt, das Gott zugelaffen, ‚hat an der Kraft, 
Klugheit, an dem Verlangen nach Seligkeit, die bey ihm zur 
Wohlluſt fih verkehrt, noch diefen Stempel. Aber es war 
nicht nothwendig, daß die Schöpfung gerade diefe wurde, die 
‚fie num wirklih iſt; Gott konnte die unermeßliche Fülle feines 
Weſens aud) in anderer und der mannigfachſten Weiſe offen» 
baren. Was Gott fhafft, muß feinem Wefen entfpredyen; 
aber es iſt deshalb mit feinem Mefen noch gar nicht gegeben, 
noch gar wicht duch dajjelbe beſtimmt, fonft wäre es Fein 
Schaffen, und es gabe Feine Freyheit, Feine Perfonlichkeit. 
Hieraus erklärt fich die Wiederkehr in allem Gefchaffenen, 
der Wertl des Gleichniffes, des Sinnbildes, und dennoch die 
Einſicht, die überall ſich bewährt, daß nichts fich wirklich 
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gleich iſt, daß Fein Sinnbild ausreicht. Denn einerfeits iſt 
alles Geſchaffene eine Abſpiegelung des einen goͤttlichen Weſens, 
und deswegen ſich gleichend abſpiegelnd unter ſich; andrerſeits 
aber iſt es gemaͤß jener unerſchoͤpflichen Wahl doch immer 
wieder ein individuelles Daſeyn, das ſich niemals wiederholt, 
und deshalb unvergleichbar, unmeßbar, undefinirbar. — 
Das Weſen Gottes, das in feiner Schöpfung ſich offen- 
bart, ift aber eine Fülle der mannigfachften Kräfte und Eigen 
fhaften, untrennbar verbunden. Hier ift nichtö vorausgehend 
und nichts nachfolgend, fo daß die eine die andere voraud« 
feste, ohne wieder von ihr voraudgefeßt zu werden; alle find 
zugleih, und es Fann Feine beftehen ohne die fämmtlichen 
übrigen. Es ift bier nachgewiefen worden, wie die Freyheit 
Gottes nicht ohne fein unmwandelbared Weſen, und diefed 
wieder nicht ohne feine Freyheit aedacht werden Fan. - In 
derfelben unaufloslihen Verbundenheit find alle die Kräfte 
und Eigenfchaften, die wir Gott beylegen: Selbſtbewußtſeyn, 
Wille, Weisheit, Allwiffenheit, Allmacht, Unveränderlichkeit, 
Gerechtigkeit, Heiligkeit, Treue, Liebe, Barmherzigkeit, Se— 
ligkeit, Unfterblichkeit u. few. Was ginge hier voraus, was 
wäre Urſache des andern, welche diefer Kräfte Fonnte beftehen 
ohne die übrigen? Um deßwillen ift Feine der andern gleich 
oder daffelbe in einer andern Beziehung; fondern es iſt jede 
eine andere, durchaus verfchiedene, jede dad Erfte, eine Urs 
Eraft, ein Urbegriff. Sie find aber reell untrennbar, es kann 
feine dieſer Kräfte thätig feyn, ohne daß die übrigen mits 
wirkten, und fo einen Antheil am Product hätten, und es 
kann feine beſtehen außer der Perfünlichkeit, welche eben fie 
alle unaufloslich in fic) begreift. Die vollfommene Eins 
heit (Identität) derfelben ift darum aud) ine ihre Wechſel⸗ 
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bedingung, ſondern die Perſoͤnlichkeit, welche fie alle ift: 
Es muß denn aud) jede Unterfuhung zeigen, daß Feine jener 
Eigenfchaften in ihrer höchften und reinften Geftalt denkbar 
it, definirt, beftimmt werden kann ohne die ſaͤmmtlichen 
übrigen. Died wollte ohne Zweifel Platon mit feiner Dias 
leetik, und mit der Anlage feiner Gefpräche, in welchen dei 
Berfuch, eine foldhe einzelne Eigenſchaft z. B. Frömmigkeit, 
Tapferkeit für fih zu begreifen, immer erfolglod ausgeht *). — 

Als die Kraft in Gott aber, welche die übrigen erhält 
und bindet, welche fie erfüllt, und ihnen den innerjten Ge— 
halt gibt, kann man die Liebe bezeichnen. Die Liebe ift die 
abfolute Subſtanz. Ohne Liebe gibt es Fein Seyn, und wenn 
Fichte fagt: das Seyn iſt Bewußtſeyn, Schelling: das 
Seyn iſt Freyheit und Wille, ſo iſt man eben ſo ſehr be— 
rechtigt zu ſagen: das Seyn iſt Liebe. Die Liebe iſt das 
innerſte Weſen Gottes. 


en 


Drittes Kapitel. 
Der Geiſt Gottes. 


Entſtehung und Beherrſchung der Schöpfung durch Bewußtſeyn und Abſicht. 
Reſultat des bisherigen: Erkenntniß der abſoluten Freyheit Gottes, unter⸗ 
ſchieden von Willkühr und Zufälligkeit, unterſchieden von Nothwendigkeit 
oder unvermeidlicher Folge aus Seinem Wefen, — 


Die Thaten und Schoͤpfungen Gottes ſind alſo ungeachtet 
ſeiner unendlichen Wahl nicht grundlos, ſie haben einen Grund 


*) Aber nur auf die göttlichen Weſenheiten paßt dieſe Dialectik, 

nicht auf fein freyes Handeln, auf Schöpfung und Geſchichte 
Dierauf wendet fie auh Platon nie an. Und es ift ganz uns 
geeignet, daB die Philofophie Hegel’s auch Natur und Ger 
ſchichte dialectifch entwickeln will: 
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in feinem Wefen, in der Fülle feiner Kräfte und Eigenfihaften 
und dem innerften Bande derfelben, feiner Liebe, welche ſich 
in ihnen offenbaren. Sie find auch, wie fie aus diefer Fuͤlle 
hervorgehen, in ihnen ſelbſt nie etwas Einfaches, Abgeriffenes, 
fondern find in ſich unauflöslich gegliedert, und in unendlichen 
Beziehungen auffer ſich (ein Faden, der taufend Fäden schlägt): 
Was num aber. Gott in der unergrämdlichen Tiefe feiner Frey: 
heit uranfangend erfaßt, um es als dad Abbild feined We— 
fend, das er liebend ihm mittheilt, an das Licht des Daſeyns 
zu rufen, das umfchließt er zugleih, und beherrſcht es und 
behjält es als fein eigen durch den Geiſt d. i. durch Bewußt⸗ 
ſeyn und Abſicht. Denn ſein Weſen ſelbſt iſt ja Geiſt, und 
er iſt nie der Schaffende und der im Geſchoͤpf ſich Abbil— 
dende, ohne in demſelben Momente auch der Selbſtbewußte, 
der Geiſt zu ſeyn. Es ſind dieſe drey Kraͤfte, die unendlich 
ſchoͤpferiſche Wahl, Freyheit, das eigene Weſen (Charaeter) 
mit ſeinem unausgeſetzten Wollen und Verlangen, und das 
beherrſchende Bewußtſeyn, aus deren unaufloslihen Zuſam— 
menwirkung der Entſchluß und die That auch bey dem Men— 
ſchen hervorgehen. Dadurch aber iſt die hoͤchſte Einheit uͤber 
die Schoͤpfung ausgegoſſen. Denn nun iſt alles auf einander 
bezogen und die totale Abſicht und Anſchauung der Welt iſt 
gegenwaͤrtig in jeder That, durch welche das einzelne Geſchoͤpf, 
die einzelne Begebenheit hervorgebracht wird (1. Band S. 329 
u. 330). "Gott ijt fich feiner Werke bewußt von der Welt 
ber. « 

Dadurch ift endlidy die Zufälligkeit vollig auögefchloffen. 
Denn der eigentlichfte Gegenſatz des Zufälligen iſt nicht das 
Nothwendige, fondern das Abfichtlihe, Indem Gott feinem 
barmonifchen Wefen, feiner Heiligkeit nie untreu iſt in feinen 
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fchöpferifchen Hervorbringungen und Rathſchluͤſſen, ift bey ihm 
nicht Raum zu Willkühr, denn Willkuͤhr iſt nichts anderes 
als ſolche Untreue gegen das eigene Weſen. Indem er bey 
jeder feiner Thaten fich feined Plans mit allen bewußt ift, 
iſt bey ihm nicht Raum für den Zufall. So hat die Frey⸗ 
heit, ohne in ihrer unendlihen Wahl gefehmälert zu feyn, 
dennoch einen beftimmten Inhalt und eine Gefchloffenheit, ohne 
melche fie nicht denkbar ware, Freyheit ift nicht ohne Bee 
ftimmtheit des Wefens, Freyheit ift nicht ohne Bewußtfeyn, 
aber Freyheit ift weder die Beftimmtheit des Weſens, noch 
dad Bewußtſeyn, fondern fie ift Wahl, das ift ihr Begriff: 
Gott ijt allerdings auch eine Möglichkeit verfagt, d. i. fie ift 
durch fein. eigened unveränderlihes Weſen auögefchloffen, die 
Möglichkeit des Ungöttlihen. Er kann nicht zugleich das Bofe 
(abfolut) wollen, er kann, da ex der Geijt iſt, nicht bey der 
einen That unkundig und nichtwollend feyn deffen, was er 
bey der andern wollte. Daran hat er allerdings eine Schranke, 
wenn man nah dem Standpunkte der Abftraction es eine 
Schranke nennen will, daß man ift und eine Perſon ift, 
nicht aus reinem leeren Nichts beiteht (vacat ftatt liber est): 
Aber deſſenungeachtet ift Gott abfolut frey, und gar Feine 
Steigerung feiner Freyheit denkbar; weil durd) fein unvers 
anderliched Weſen und durch die Abfichtlichkeit nody Eeine That 
und Fein Gefchopf ihre Beſtimmtheit und Individualität haben, 
fondern diejelbe erſt durch feine unendlihe Wahl erhalten 
muͤſſen. So ift die ganze Schöpfung und ihr Plan nicht von 
Ewigkeit gegeben durch die heilige Natur Gotted und feine 
allumfafjende Weisheit, fondern nur diefen gemäß von ihm 
gewählt in und nach feiner Freyheit. 
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Biertes Kapitel. 
Das Geheimnif der Dreyeinigfeit. 
Warnung vor Vermifchung der hier gewonnenen Erfenntniß mit der geoffens 
barten von der Dreyeinigfeit. Verhältniß der lestern zn jener. Lnmögs 
lichkeit diefetbe duch den natürlichen Berftand zu finden. Unmöglichkeit 


fie vollkommen zu begreifen, und ihre Gründe. Art der Einheit und Art 
der Unterfchiedenheit der Perſonen in Gott. 


Man halte die drey Unterfcheidungen, die in jeder Pers 
fonlichkeit gemacht werden müffen, Freyheit, Weſen und Geift, 
nicht für die drey in Gott unterfchiedenen Perſonen. Aller— 
dings entfprechen ihnen die drey Perfonen ihrem Weſen nad), 
aber diefe find ja nicht bloße Wefen, fondern Perfonen, und 
ed müffen daher jeder derfelben ſchon für fich jene drey Bes 
ziehungen ſaͤmmtlich zukommen, da fie ja, wie gezeigt, zum 
Begriffe der Perſon fammtlich nothwendig gehören, Außer 
dem wäre Gott wohl perſoͤnlich, aber nicht dreyeinig, und die 
Lehre von der Dreyeinigkeit Gottes waͤre eitel und thoͤricht, 
wenn ſie nichts anderes bedeuten ſollte als feine Perfonlichkeit. 
Gott der Vater ift wirklich der, der da ſchafft und unendlich 
wählt, der abfolut Anfangerde und Wollende. Der Eohn 
Gottes iſt wirklich das Weſen und das Innerfte deffelben, die 
Liebe Gottes. Er ift der Gedanke Gottes, die Anſchauung 
Seined eigenen Wefend, dad Wort, nach welchem die Welt 
geſchaffen if. Der heilige Geift ift wirflih das Bewußtſeyn 
und der beherrfchende Wille Gottes. Aber der Sohn ift von 
Ewigkeit her zu einer felbftftändigen Perfon vom Water ge— 
zeugt. Der heilige Geift geht von Ewigkeit her von beyden 
aus ald eine Perfon, um die Gefchopfe von Gott zu erfüllen, 
fie zu troften, zu heiligen. Nicht daß diefe drey Beziehungen 
in Gott unterfchieden werden koͤnnen ift das Geheimniß der 
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chriſtlichen Offenbarung und der Troft des Gläubigen, ſandenn 
daß ſie wirkliche Perſonen ſind. 

Die Perſoͤnlichkeit Gottes und ihre drei Unterſcheidungen, 
womit dieſe ganze Auseinanderſetzung ſich beſchaͤftigt hat, ſind 
aus der unmittelbarſten Erfahrung geſchoͤpft, aus der Betrad)s 
tung unferer felbft und der Welt. Jene zeigt und das Wefen 
und die Wirfungsart des perſoͤnlichen Geiftes, dieſe weift feine 
Wirkungen nad). Zu folder Erkenntniß it daher der nature 
liche Berftand hinreichend, und jeder Unbefangene, indem er 
auf diefe Thatſache hingewiefen wird, muß von ihr übers 
zeugt werden. Nicht fo verhält «8 fich mit der Dreyeinigkeit— 
Die Selbjtbetrachtung zeigt fie und nicht, denn wir felbjt find 
nur perfonlich, nicht auch dreyeinig. Zu ihr kann ſchlechter— 
dings der Menſch durch eignes Nachdenken nicht gelangen, 
fondern nur durd die Gnade, die es geoffenbart har in dem 
orte, und jedem inöbefondere die Empfünglichkeit dafür ges 
währt Es iſt auch nur derjenige von ihr zu überzeugen, dei 
reell umgewandelt it, der dad Bedürfnig der Erlöfurg und 
die Sehnfucht nad) der Heiligung im Innerſten feined Weſens 
empfindet: Nur ihm iſt es nahe und gewiß, daß cd aud) 
einen Sohn Gottes, den Erlofer und Mittler gibt, und einen 
Geiſt Gottes, der da heilige, und daß fie einig find und wirken 
ald Ein Gott. — Auch in Erjheinungen und Gedilden der 
Natur und des gefelligen Zuftandes mag die Wiſſenſchaft, 
wenn fie wiedergeboren ift, die Wirfungen der Dreyeinigkeit, 
ihr Abbild, ihre Werkzeug erkennen; aber aus einer gegebenen 
Anſchauung in der Art, wie oben die Perſoͤnlichkeit Gottes 
begründet worden ift, läßt diefelbe ſich fihlechterdings nicht 
finden. Der hriftlihen Miffenfchaft ziemt es indeffen, nicht 
bloß die natürliche Kraft der Erkenntniß zu gebrauchen, ſon⸗ 
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dern auch das Wiſſen, welches ſie durch die Gnade empfangen 
hat. | 

Was nun die Begreiflichkeit dieſer Lehre in ihr felbit be- 
trifft, fo ift die Anſchauung der Dreteinigkeit Gottes nur an— 
naherungsweife von uns zu erringen, fie ift ein Ergriffenſeyn 
und eine Ahnung mehr ald eine Erfenntnig. Denn es ift, 
wie unten näher zu zeigen, fürs erſte unfre Zeitlichfeit ein 
Hinderniß des wirklichen Begreifend, indem durd) die Zeit, 
über welche ihr gemäß unfere Borftellungsweife nicht hinaus 
kann, darin ein Widerfpruch beſteht und nicht befeitige werden 
kann, daß der Sohn welcher wirklich gezeugt, wirflih Sohn 
(nicht bloß eine Suite, eine Beziehung ) Gotted it, dennoch 
gleich anfangli mit den Vater, der Geift, der von beyden 
audgeht, gefendet wird, dennoch) gleich anfänglich mit beyden 
it. Dann aber fonnen wir in den Zuftande der Trennung 
und Zerrijfenheit, in dem wir und befinden, unmöglich dad 
Bermögen haben, und diefe hachfte Einheit zu vergegenwarrigen® 

Der Grund der meiften Irrlehren über die Dreyemigfeit 
liegt dem entfprechend darin, daß man die Einigkeit in Gort 
als die leichte und gewöhnliche, die Unterfchiedenheit der drey 
Perſonen hingegen ald die unbegreiflihe Vorſtellung annimmt. 
Deshalb fuhrt man nemlich auf allerley Weiſe diefe Unterſchie— 
denheit der Einheit näher zu bringen, indem man die drey 
Perſonen nur als Porenzen, Thätigfeiten, Seiten, Beziehun- 
gen in Gott daritellt, womit man fie denn wirklich aufgibt. 
Man Eann dieß aud) gar nicht vermeiden; denn wenn man 
fid) Gott fo ald Einen denkt, wie jeder einzelne Menſch Einer 
ift, fo ift ſchlechterdings eine ſolche Dreyheit in ihm unmöglich. 
Dad Richtige feheint ed vielmehr, davon auszugehen, daß die 
Unterſchiedenheit gerade die gewöhnliche und unferer Vorſtellung 
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leicht faßliche iſt, die Einheit aber, dad Unbegreifliche. Die 


drei Perfonen in Gott find in derfelben Weiſe unterſchieden, 


| wie ein Menſch von feinem Vater unterfhieden iſt. Allein 


einig find diefe drey, nur Ein Gott, auf eine Weiſe, von 
der wir nur eine Ahnung, nicht aber eine wirflihe Vorftele 
lung haben. Diefe Ahnung erhöhen wir durch Beifpiele: 
wie Gatten, wie Eltern und Kinder in der Liebe, wie Bes 
geifterte im Momente der innigften Mittheilung eines find 
Das ift indeffen immer cine ſchwache Annäherung. — Was 
vum die Unterſchiedenheit etwas Unbegreifliches, Myſtiſches 
feyn ſoll, laßt ſich gar nicht erflären. Uber fehr einleuchtend 
iſt es, daß wir die Einigkeit nicht einfehen. Denn die Som 
derung und Unterfchiedenheit gerade iſt nach unferer Natur 
dad, wad und nahe liegt, in welchem unfer ganzes Denken 
befteht 5; die Einheit aber ift ed, die wir felbft durch die 
Sünde zerriffen, und von der wir daher auch die Anfchaus 
ung verloren haben. Daß ih von einem andern Menſchen 
unterſchieden bin, fehe ich leicht ein; daß ich eines mit ihm— 
bin in Gott, ift ſehr ſchwer faßlich. Dieß in noch höherem 
Grade auf die Perfonen in Gott angewendet, wird dad hier 
Gefagte beftätigen. Hält man das feit, fo wird man nicht 
in Gefahr gerathen, durch Verſuche, welche die linterjchics 
denheit erklären follen, fie einzubußen, und damit die Trös 
ftung, die nur in ihr liegt. Man wird vielmehr ſuchen, mit 
Vorausſetzung wirklicher Unterfchiedenheit fih zum Gedanfen 
der Iebendigen Einiafeit zu erheben, wodurd man fidy dann 
der wahren Erkenntniß nicht bloß Gotted, fondern auch dei 
Menſchheit, die audy eines ift in ihr felbjt und eines in. Im, 
näbern wird, 
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Funftes Kapitel. 
Die Wiffenfhaft und das Syſtem. 


Aufgabe der Wiftenfchart. Verhältniß der Wiſſenſchaft zum Wiffen, Zeit 
liber Zuſtand unſerer Erfenntniß. Unterſchied der Philoſophie von den 
empiriihen Wiffenichaften. Mangelyaftigkeit unſerer Erfeuntnifi, abfolure 
Gränze derfelben. — Die drey Seiten volkommener Erkenntniß bei jeden 
Dinae: Anſchauung und Beariff, Idee, Beſſimmung. — ‘Die Erfenuts 
niß des Ganzen, das Soſtem. Reeler Zuiammenbang im Geaenfak des 
logiihen und Zuſammenhaäng der Freibeit im Gegenſatze der Nothwendig— 
Feit als Anforderungen des wahren Syſtems Nichtigkeit der jetzigen 
Vorftellung von Syſtem, und ihrer Durbführnngen. — 


Durch die Erkenntniß der Freyheit iſt denn der Wiſſen— 
haft ihr Dafeyn behauptet und ihre Stelle ihr angewiefen. 
Gott felbit zu erkennen, Fann nicht ihres Berufs feyn, fie 
joll ihn aber in feinen Offenbarungen Fennen lernen, in allem 
Gefchaffenen die VBerwandfchaft zu dem goͤttlicheu Wefen und 
die Stelle, die ein jedes in. dem Totalgedanken der Schöpfung 
und ded Weltpland einnimmt, erforſchen. Sie foll alfo das 
Gefhaffene in dem Geifte anſchauen, in welchem es gefchaf- 
fen worden, und dieß ift genetifche Erkenntniß. Die Engel, 
fagt Auguftinus, erkennen die Creatur in der Weisheit 
Gottes, ald gleichſam in der Kunft, worin fie erfchaffen 
ward. Denn etwas ganz andered iſt cd, eine Sache in dem 
Urgrunde ſelbſt, wonach fie gemacht war, ald fie in ihr ſelbſt 
zu erkennen. Die Philoſophie hat darum die Theologie zu 
ihrem Mittelpunkte, und fie ift die heilige Anficht der Dinge, 
alles andere Wiſſen die profane, und heiligen muß fie am 
Ende jeden der fich ihr hingibt, wenn fie die wahre Philos 
fophie iſt. — 

Die Wiſſenſchaft zeigt alfo den genetifchen Zufammen- 
bang des Gefchaffenen, das Geſchaffene felbjt aber die Bes 
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jtimmtbeit, Individualität, in der Gott nach feiner Freiheit 
jedes Dafeyn bildete, dieſes iſt Sache des Wiſſens nidt 
der Wiſſenſchaft als folher, Die Wiſſenſchaft kann daher 
nicht beftehen ohne das Willen, fie ift nur Wiſſen in dem 
beftimmten Geiſte. — In unfrem befchränften Dafeyn, da 
wir dad Schauen verloren haben, kommen wir dazu, wie 
alles in Gott Verbundene, fo auch fein Schaffen und den 
Geiſt diefer Schöpfung, daher das Willen und die Wilfen- 
ſchaft zu trennen *). 

Wir müffen erſt durch Vergleichung die in den tiefften 
- Grund unferd Dafeynd gelegte Ahnung des göttlihen Weſens 
zu fammeln: juchen, damit fie eine Anſchauung dejfelben 
werde. Wir mirfen die Wirfungen der Dinge in vielfacher 
Beobachtung fondern und verbinden, um auf ihre Abficht 
und Beſtimmung fchließen zu Fonnen. Darum ift die Willen» 
haft Arbeit und Anftrengung. Die Freude aber. ift das 
Wiſſen des Individuellen, weil wir es unmittelbar haben, 
fie wird nur erhöht, wenn jene Anftrengnng überwunden ift 
und es in diefem Zufammenhang gewußt wird, Wären wir 
aber in Gott, ‚jo befäßen wir von ſelbſt die immer gleiche 
Kenntniß frined Weſens, das in der Schöpfung fid) offen> 
bart, und es würde die Abſicht in welcher ein jedes gefchieht, 
unmittelbar mit dem Vorgang felbjt offenbar. Die Wiffen» 
fhaft wäre dann Fein zu erringender Befis , fie wäre fchon 
mit unferem eigenen Weſen gegeben, und die Aufgabe wäre 
nur das ftete Aufnehmen des Geſchehenden, die mühelofe 


*) Dom Rationaliemus gar nicht zu reden, der vielmehr unfre 
erkennende Thätigkeit (die er eben dadurch als etwas Ruben: 
des faßt) von dem Inhalt und Gegenftand berfelben trennt, 
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Erfuhrung, die ſchon nicht anders, ald im Lichte uud der 
Wahrheit gefhahe. — Jene iſt darum die vollendete wiffen- 
ſchaftliche Darftellung, welche, indem fie blos Tharfachen mit- 
zutheilen unternimmt, eben dadurch zugleich ihren geiftigen 
Bufammenhang fund gibt, und wo ifie den Zuſammenhang 
ihres Gegenftandes aufzudecken die Aufgabe hat, dennod) nur 
in Thatſachen ſpricht. Die ältefte Weisheit iſt Gefchichte und 
Ihre Mittheilung bloße Erzählung, und erft wenn alle Wiffen« 
ſchaft wieder Gefchichte und Erzählung feyn wird, wird «8 die 
letzte Weisheit ſeyn. — Alle Wiffenfhafe muß ſonach pofitiv, 
geſchichtlich ſeyn, die Philoſophie nicht minder ald die empiris 
ſchen Wiſſenſchaften; aber jene muß die ganze Reihenfolge 
zurückgehen biö zu den erften Thatſachen, zu der Schöpfung 
und dem Zuftande des! Menfchen, welcher dem jeßigen voran— 
ging, wovon im nächften Abſchnitt zu handeln. Eben weil fie 
die Welt ald eine Schopfung, weil fie die Natur als eine 
wirkliche Geſchichte, weil fie unfern ganzen gegebenen Zuftand 
ald das Werk einer großen That und Begebenheit betrachtet, 
muß fie notwendig zu diefen Urfachen und vorausgehenden 
Thatſachen ıhr Auge ehren, wenn fie auch nur etwas von 
dem Vorhandenen begreifen will. Es entfteht dadurch die eigen« 
thümliche Aufgabe über den jetzigen Zuftand unfres Bewußt—⸗ 
ſeyns felbft binaudzugehen , um und in feinen urfprünglichen, 
wo alles in Gott geſchaut wird, zu verfeßen. Deßhalb fann 
man die Philofophie auch die fpeculative oder die trandfcendente 
Wiſſenſchaft nennen. Ihr Beruf ift es alfo über die ganze 
Geſchichte und Schöpfung zuruͤckzugehen, um fie von ihren 
lebendigen Urfachen aus, nemlich aus Gott und dem erften 
Handeln des Menſchen zu begreifen; nicht aber von ihnen zu 
abſtrahiren, um ‚fie aus den allgemeinen Denkgeſetzen wieder 
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zu finden. Darum gehört auch zur Philofophie nicht blos 
Berftand oder Vernunft, fondern vie befondere Gabe, fi) 
über die ganze Belchaffenheit des gefallenen Zuſtandes zu er= 
heben, und ald Vorbedingung die Wiedergeburt, ohne die ja 
ſelbſt die Nothwendigkeit dieſer Erhebung gar nicht erfannt 
werden fann. Nur von diefer reellen Beſchaffenheit des ganzen 
Menfchen aus und je nach ihrem Grade fann ed der thätigen Er— 
kenntniß, dem Berſtande, gelingen, eine tiefere Einfiht in 
den wahren‘ urfüchlichen Zufammenhang der Dinge zu erlan« 
gen. Es muß daraus aber die Anmaßung einleuchten, wenn 
die Wiſſenſchaft von ſich behaupten will, daß fie dad abfolute 
Wien wirflih beige, da in unfrem von Gott. getrennten 
Zuftande nothiwendig immer ein Grund der Dunkelheit, eine 
Zrüdung der Seele übrig bleibt , Die durch die höhern Strah— 
len durchdrungen, aber nie aufgehoben werden fann, Jedes 
abgeſchloſſene Eyftem, das einen Schluͤſſel alled zu löfen an 
bietet, beurfundet ſchon durch feine Ankündigung feine Unwahr- 
beit. Hat die Wilfenfihaft den wahren Etandpunft — und 
dieſer iſt uns durd die Offenbarung gegeben — fo kann fie 
ſtets neue Beziehungen des gertlihen Geifted in der Welt ent« 
decken, und fteis tiefer in das Gewebe derfelben eindringen, 
fie Fann von einzelnen Seiten die Schale weichen machen, 
daß der innere Lichtitrahl durchſcheine. Aber alled menfchliche 
Wiſſen iſt Stuͤckwerk, die wahre Sophia ift ein Zufünfe 
tiged am Ende der Dinge, unfer Beruf ift nur dad Streben 
nach ihr — die Philoſophie. — 

Die Gränze unferer Erfenntniß läßt ſich nun nicht von 
vorn herein abſtecken; fondern es ift eine ftete Annäherung und 
Ermweitsrung in derfelben möglih, Wir Fonnen nicht voraus 
wiſſen, welche Einſicht uns Gott erlangen laffen will, Nur 
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die Borftellung von Seit und Ewigkeit ſcheint cine abfolute 
Gränze der menfhlihen Erfenntnig zu feyn, und es bleiben 
zu müffen, fo lange bis die Zeitlichfeit aufbort. Was darüber 
hinausgeht und anfchaulih zu machen, ift ein vergeblicher 
Verſuch. Hierin wurzelt der Widerfpruch der hochiten Vers 
haͤltniſſe für unfere Vorſtellung: der Dreyeinigfeit, der menſch— 
lichen Freybeit und gettlihen Borherwiſſenſchaft. Denn was 
iſt das Widerfprechende an jener anderd, ald daß Ehriftus der 
Eohn Gottes, der von ihm Gezeugte iftl, alfo ihn vorausſetzt, 
eben fo der Geift der von beyden audgeht, beyde vorausfeht 
und fie dennoch alle gleich ewig feyn ſollen? Oder was ift 
das Widerfprechende an der göttlichen Vorherwiſſenſchaft 
anderd, ald daß der Menfch fich in der Zeit entfchließt, und 
Gott fhon von Ewigkeit feinen Entfhluß weiß? Was ift 
auch natürlicher, als daß die Zeit die Schranke der zeitlichen 
Erkenntniß iſt! Konnte unfer Geift über der Zeit, nicht blos 
vem Zeitlihen, ſtehen und fie faſſen und begreifen, fo 
unterläge er eben nicht mehr der Zeit. Diefe Probleme wer— 
den daher, fiheint es, ungelojt bleiben müffen, fo lange wir 
auf Erden wandeln. — 

Wir müffen aber nah dem, was biäher auseinander 
gefeßt worden, in jeder wiſſenſchaftlichen Erfenntniß drey 
Beziehungen unterfheiden, die in ihrer Einheit erft die wahre 
hafte Erfenntniß geben: die Individualität, das Urbild 
und die Beftimmung ded Gegenftandes.. 

Das erſte ift die Kenntniß von der Individualität 
eined Dinge, einer That, eines Menſchen, u. f. w., dieß 
iſt die Anſchauung. Cie iſt daher das erſte in jeder Er— 
kenntniß, wie die Individualität dad erſte in jedem Daſeyn 
it. Wir müffen dad, was wir erfennen wollen, zuvor 
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kennen. Die Anſchauung haben zwar auch die, die es in 
der Erkenntniß nicht weit bringen, niemand aber hat je eine 
Erfenntniß gebabt ohne fie. Man Fann nun jede Anſchau— 
ung zergliedern, weil jedes individuelle Dafeyn ein Reiches 
ift, dad man zwar nicht gliedern, wohl aber zerfeßen Fann. 
Man kann fie dann bey dieſer Zergliederung nach ihren aufs 
gelöften Beftandtheilen mit andern Anfhauungen vergleichen. 
In diefer zergliedernden vergleichenden TIhätigkeit ift fie das, 
was man die Borftellung oder den Begriff nennt. 
Bey dem Begriff yeht dann auch dad Band der Glieder: die 
innerfte Individualität ( Untheilbarfeit ) des Gegenftandes 
verloren. Er ift darum etwas geringeres ald die Anfchauung 
felbft, bloß ein Hilfsmittel, fie ficherer fih anzueignen, und 
alles Fremdartige von ihr audzufcheiden, Es wird aber durd) 
ihn in Reiner Weife eine‘ neue höhere Einficht über den 
Gegenjtand erlangt. 

Damit diefe Kenntniß zur Erkenntniß werde, iſt es 
aber nöthig, ferner die Sdea, dad Urbild ded Gegenftandes 
zu willen. Dieß iſt dad Bild in Gott, nad) welchem cr 
das beſtimmte Wefen ſchuf, aus deſſen Anfchauung in Gott 
es alfo hervorging, deſſen Gepraͤge es an fih trägt. Das 
Urbild kann nun ein ſolches feyn, das ſchon verwirklicht ift, 
bevor fein Ebenbild gejchaffen wurde, 5. B., indem Gott 
den Menfhen nad) feinem eignen Bilde fhuf, oder es kann 
felbft ein erſt zufünftiges feyn, feinem Ebenbilde nachfolgen, 
indem z. B. der Staat und die Kirche dad Ebenbild des 
einft ſeyn follenden göttlichen Reichs find. So find auch in 
der Natur ſchon die firtlihen und geiftigen Verhaͤltniſſe vor: 
‚gebildet, welche in der Wirklichkeit erft nachfolgen ‚ wies 
wohl fie in der göttlihen Anſchauung ſchon im erften Ges 
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danfen der Schoͤpfung) gegeben find. — Die Gemeinſchaft 
(Verwandtſchaft) diefer Idea ift es, worauf dad Sinnbild 
beruht, und warum. diefed fo fehr zur Klarheit und gerade 
zur Innigkeit der Erfenntniß beytraͤgt. Durch das Sinn— 
bild wird nemlich die Idea aufgefaßt und von dem wirklichen 
individuellen Seyn entkleidet, und jo unfer Geift in die ur— 
fprünglicy bildende Vorſtellung Gottes zuruͤck verfeht. Es 
ift nun im Grunde immer dad Nivdere aus dem Hehern zu 
erkennen und zu würdigen, und hat in ihm feine Wahrheit, 
und nicht umgekehrt. Allein da Gott in feiner Schöpfung 
den Gang rückwärts eingerichtet, indem er zuerft das ihm 
am meilten Entfernte, das Unvollkommene fhuf, und in 
fteter. Stufenfolge die Welt zum Vollkommenen, zu feinem 
Ebenbilde zurückkehren ließ, fo gebt auch unfre Erkenntniß 
diefen Gang, und befist dad ©eringere, dad Nachgebildere 
ald ihr eigen und gewiß, und muß fid) an ihm erft das 
Dorbild Flar und anfhaulih maden. Co ijt die Krankheit 
das Nahbild der Sünde und aus ihr zu begreifen; aber 
doch machen wir und umgekehrt die Sünde aus der Krank— 
heit klar. So ift der Hirt und die Heerde nur das Nach— 
bild des hoͤchſten Hirten und feiner Heerde; wir gebrauchen 
aber das Nachbild, um aus ihm das Ulrbild zu erkennen. 
Dieß ohne Zweifel bat au) Platon unter den Ideen vers 
ftanden, nach welden die Welt gebilder worden, ohne die 
ed fein Ding geben fonne. Nur in diefer Weiſe ift es er- 
Härlich, daß er nur Eine Idee für jede ganze Gattung von 
Dingen annimmt, und ihm do die Idee nicht in abgezoge- 
nen Merkmalen befteht, fondern ein volles Bild ift. In 
jedem Fall aber ift dieß die hriftliche Vorftellung. Denn 
nach ihre ift der Menſch das Ebenbild Gotted, mithin Gott 
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das Urbild, d. i. die Idee des Menfchen. Gott ift aber 
nicht die Individualität des Menſchen und ift audy nicht der 
Begriff des Menfchen. Der Philofoph muß fih nun üben, 
das Urbild in allem Ebenbilde zu ſehen, gleichwie der Mahler 
fih üben muß, die lebendigen Weſen ald Bilder zu fehen. 
Das eigene Beltehen der Dinge für fi iſt aber durch die 
Idee nicht erfchöpft, fo z. B. ift der Menfh doch gewiß 
noch etwas anderes ald dus Bild Gotted, die Krankheit noch 
etwas anderes ald das Bild der Sünde, der Staat no 
etwas anderes ald das Abbild des ewigen Reichs Gottes. 
Die Idee iſt nicht was die Sache in ſich felbft ift, fondern 
nur ihr göttlihe® Gepraͤge. Eine bloße Erkenntniß der Idee 
mit Berfürzung jener erften individuellen Anſchauung und 
der fogleih zu erörternden Beftimmung der Dinge wäre 
darum cine zwar fromme, poetifhe, aber Traftlofe, den 
Kern eines jeden Daſeyns ignorirende Betrachtungsweife. 

Endlih aber ift das Wirken ind Ganze, dad was cin 
jeded Ding in dem allgemeinen Weltplane erfüllen fol, zu 
wiffen — die Beftimmung Sie aͤuſſert ſich ald ein 
Streben in der Sache felbit, das in fie gelegt it, fid zu 
vollenden. Sie ijt dasjenige, was Ariſtoteles das Teros 
nennt, und worunter er dasjenige verfteht, was die Natur 
mit einem einzelnen Dinge für dad Ganze will (I. Band 
S. A. 83. 5. v. u). 

Dieſe drey Beziehungen unſeres Erkennens entſprechen 
offenbar den drey Beziehungen in dem Schoͤpfer: ſeiner 
Freyheit, durch die er dem Geſchoͤpfe die Individualität, feis 
nem Velen , nad) dem er ihm dad Gepräge, und feinem 
Geifte, durch welchen er ihm die Beftimmung gibt. Alfe 
drey in ihrer Einheit geben erſt die volle Erkenntniß, den 
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Begriff einer Sache im wahren Sinn, und man gewinnt 
fie; wenn es gelingt wirklich der Geneſis zuzuſchauen. Auch 
bey den empirifichen Wiffenfchaften finden ſich diefelben Thaͤ— 
tigfeiten, nur von einem untergeordneten Ausgangspunkte. 

So muß jede einzelne wifjenfchaftlihe Erfenntniß bes 
fhaffen feyn.. Es muß aber audy eine wiffenfchaftlihe Er— 
kenntniß des Ganzen, eine fyftematifhe Erfenntniß 
geben. Sie befteht darin, dab alle Dinge zumal in ihrer 
erften Urſache und im ihrem gegenfeitigen Verhaͤltniß durch 
fie erfannt werden. Daß Gott fi feiner Werke bewußt: ift 
von der Welt her, darauf beruht alle fuftematifche Erfennt- 
niß. Seine Anſchauung derfelben, bevor er fie wirkte, in 
der er fie, jeded in feinem Hervorgehen aus dem andern in 
feinem Wirfen auf das andere, ald ein Ganzes fah und 
wollte, ift das wirflihe Spyftem der Welt. Und je mehr 
die Wiſſenſchaft ſich diefer Anſchauung nähert, defto fyftema- 
tifcher üft fie. — 

Das wahre Syſtem befteht daher überall in dem reels 
len Zufammenhang, d. i. dem von Urfache und Wirkung, 
wie die Dinge eined aus dem andern, und fämmtlich aus 
einem Höhern erzeugt wurden, und wie fie untereinander, 
wie fie für jenen Hohern in Wirffamfeit ftehen. Dieſe 
thatfähliche Entjtehung derfelben muß das Syſtem darftel- 
len, wo und wie fie beginnt; es befteht nicht in Einthei— 
lungen, bei welcher die Dinge ſchon alö gegeben aufgenoms 
men und nur nad dem oder jenem Merfmal, das fie an 
fid) tragen, gefondert werden. Sonderung des Berfchiedenen 
ergibt fih aud hier überall, wenn man der erzeugenden 
Urſache folgt, denn diefe hat es ja in der That gefondert, 
ed ergibt fih aber aufferdem (und vorerft) ihre Einheit im 





V. Kap. Die Wiffenfhaft und das Syſtem. 45 


Urſprunge fo wie in der MWechfelbedingung und Gefanmt- 
wirfung. Dad Sondern darf im Syſtem fo wenig der 
Zweck feyn, ald «8 dieß in der Schöpfung felbft ift. Denn 
die Bildung bed zu Gondernden, nicht feine Sonderung ift 
die Abficht der ganzen Schöpfung, und fo ift denn auch die 
Genefid und nicht die Eintheilung das Weſen ded Syſtems. 
Es gehört zur willenfchaftlihen Auffaffung, wenn man der 
Erzeugung ded DBerfihiedenartigen zugefehben hat, ed fofort 
dur Begriff und Einteilung feitzuhalten, wie die Erzeus 
gung diefelbe ergeben hat; aber nicht die Eintheilung ald das 
Urfprüngliche vorauszuſchicken und ihr dann die Gegenftände 
abgefehen von ihrer Erzeugung unterzuftellen. 

Dad wahre Syſtem beruht ferner auf dem freyen Zus 
fammenbhang, nicht blos ın feinem Beginne, daß die erjte 
wirkende Urfache, Gott und fein Rathſchluß, frey war, fons 
dern auch in feinem ganzen Fortgange Die Freyheit gebt 
durch jeden Akt der Schöpfung und Gefchichte, ed fommt 
mit jedem Alte derfelben durch die Individualität und Selbſt— 
ftändigkeit ded Gefchöpfed eine neue Urſache in die Welt, 
die aus fich herauswirft, ein neuer Mittelpunft, ein Syſtem 
im Syſteme. So iſt es mir jedem Menſchen, fo mit jedem 
Naturproduft, fo mit jedem Rechtsinſtitut. Alles entfaltet 
fid) wieder frey nad feinem eignen inwohnenden Keime, 
Dad Syſtem kann daher nie von feinen erften Daten und 
Eintheilungen aus in derfelben Weife weiter geben, fondern 
muß mit jedem Schritt wieder einen neuen Standpunft, 
ein neued Princip (d. i. eben eine neue eigenthuͤmlich wir« 
fende Urſache) dazu aufnehmen an dem neuen felbititändigen 
Dafeyn, dad nun gefchaffen, an der Begebenheit, die im die 
Melt getreten, an dem neuen Inſtitut, welches der Betrad)s 
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tung dargeboten if. Dadurch iſt das Spitem cin freyes, 
tebendiges, niemald abgefihloffenes. Es bleibt ſich aber in 
allem diefem Fortjchreiten,, in dieſem Hingeben an jeded ein- 
zelne Glied, immer des Zuſammenhangs mit dem Ganzen 
dennody bewußt, ſowohl des Gepräged (Idea), dad alles 
von der erften Urſache her an ſich trägt, ald der allgemeinen 
Beftimmung, welder alles Einzelne ungeachtet feiner Selbſt— 
ftandigkeit doch dienen muß. Es ılt daher umſchloſſen, ohne 
abgefchloffen zu ſeyn. 

Die iſt der Charakter de8 wahren Syſtems, und er 
ift derfelbe bey dem Syſtem der Philoſophie und bey dem 
der empirifchen Wiſſenſchaften. Es iſt bloß der Unterſchied, 
daß diefe nur den Zufammenhang der einzelnen zeitlichen 
Gebiethe in fih und mit dem Ganzen de3 zeitlichen Zuſtandes 
darzuftellen haben, jene aber den Zuſammenhang der Heitz 
lichkeit mit dem Ewigen. Aus dem Grunde bedarf die Phi— 
Iofophie der Erinnerung an dad, was ver Zeitlichkeit vorher— 
ging und eine Ahnung deſſen, was ihr nachfolgen foll. Aber 
die Art des Zuſammenhangs iſt für beyde dieſelbe. Deshalb 
kann auch feine andere Methode, Feine andere Art des Den— 
kens in der Philofophte, ald in den empirifchen Wiſſenſchaf— 
ten feyn. Nur die Syſteme, weldye den logiſchen Zufammen= 
bang für den oberjten wahnen, müffen für die Philofophie, 
da alle Empirie demſelben widerfpriht, auch eine der allges 
meinen Erfenntnißweife ganz entgegengefehte fordern, wie 
> B. das Syſtem Hegel — 

Die Behandlung der Wiffenfhaft bisher, der philoſophi— 
ſchen wie der empirischen, und gerade diejenige, die man 
vorzugdweife ald ſyſtematiſch bezeichnet, tft nun nichts weniger 
ald ſyſtematiſch. Sondern ſtatt des Syſtems fucht und gibt 
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fie nur ein Schema. Das Schema geht nicht aus von der 
Anfhauung , nicht vom Urbilde, nicht von der Beftimmung, 
fondern vom Begriff, den blos begrenzenden Merkmalen, 
die Feine erzeugende Kraft haben. Es enthält daher nidyt 
den reellen Zufammenhang, die Genefis, wie die Dinge aus 
ihrev Urſache geworden find, fondern nur einen logifihen , 
wie fie fi) zu gewiſſen allgemeinen Denfformen verhalten, 
z. B Subject, Object, Qualität, Quantität, oder zu ge= 
willen Merkmalen, die man aud den Gegenftänden einer 
Sphäre abftrabirt hat, z. B. Entftehung, Aufhebung, Ueber: 
tragung von Rechten. Dies wird fur ihren hoͤchſten wiljens 
ſchaftlichen Sufammenhang ausgegeben. So ijt der Zufam» 
menhang ein der Sache ganz Aufferlicher,, ein Fachwerk von 
Kategorien und Merkmalen, in dem fie untergebradht wird, 
und lojt ihren innern Zufammenhang gerade auf, indent das 
urfächlih Zufammenhängende vertheilt wird, um fid) nad) 
diefen Faͤchern zu fondern. tan fucht dabey nicht das 
Gegebene, wie es fih nad) feinen Urfachen und Wirkungen 
von felbft jcheidet, fo feitzuhalten, fondern macht die Schei— 
dung, bevor nur irgend etwas gegeben ıft, fo, daß man 
unter die Nubrifen der Eintheilung, mitunter ein Bacat 
ſchreiben muß, wie died z.B. bey Kant fo oft vorkommt — 
ald deutliched Dofument, daß dad Princip der Sache und 
dad angebliche Prineip ihres Zufammenhangs ganz verfehiedene 
find. — Während nun die Kenntniß ded wahren Syſtems 
‚auch die einzelnen Theile Elarer machen muß, und hinwieder 
die tiefere Erfenntniß der Theile von felbit ihren Zuſammen— 
hang vergegenwärtigt, ift «8 bier gerade umgekehrt. Ein 
folhe® Syſtem zieht gerade von dem Individuellen feines 
serfchtedenen Inhalt ab, und während jemand mit febendig 
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praktiſchem Sinn fih ein Naturproduft, ein Rechtsinſtitut 
in feinem innern Weſen und feinen Wirkungen anzueignen 
fucht, Fann er unmoglich daran erinnert werden, oder aud) 
nur eingedenk bleiben, in welchem Theile ded Schemas dass 
felbe feinen Plag hat. 

Diefe fchematifche Sonderung ift denn auch immer cine 
willführliches denn wenn einmal nicht mehr der eigene Zus 
fammenbang der Sache geſucht wird, der nur einer iſt; 
von auffen her laſſen ſich die mannichfachiten Principien der 
Eintheilung finden, von denen das eine fo gut ald dad ans 
dere angewendet werden kann. Wenn man e8 einmal auf« 
gibt, den menſchlichen Leib nach feiner organischen (werk— 
zeuglichen) Beftimmung aufjufaffen, wo denn die Theile 
nad ihrer Fügung und ihrer Verrichtung fich ergeben und 
ſondern, fo hat man die Wahl, man fann ihn nach fejten 
und flüuffigen Theilen, nad beweglichen und unbeweglichen, 
nad) innern und aͤuſſern, nad) großen und Pleinen Elaffifiziren: 
So dad Neht, wenn man dad Band feiner verfchiedenen 
Berhältniffe und ihre Beſtimmung verläßt, Fann man nad) 
Gegenftänden, oder Subjecten, oder Erwerbgrüunden, oder 
Dauer der Rechte eintheilen, welches man will. 

Ed wird fih dad Bild des wahren Syſtems, fo wie 
fein Gegenfaß zu folcher fehematischen Behandlung, ſowohl 
in diefem ganzen Bude, als inöbefondere bey der genauern 
Ausfuͤhrung über dad Rechtsſyſtem ergeben, — 


— — — — 
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Sechſtes Kapitel 
Die Welt 
Berhältnif der Welt zu Gott, Zweck der Schöpfung — Die Materie. — Der 


Hrganismus. — Der Leib. — Der Geiſt. — Andeutung über den Gebrauch 
diefer Begriffe fir Recht und Staat, — 


ü Alle Schöpfung gebt in Gott vor fih. Er machte die 

Welt durch feinen Willen und alles befteht nur in und durch 
feinen Willen, Darin beſteht auch die Immanenz Gottes in 
allem, fein unausgeſetztes Wirken und Erhalten und Erzeugen, 
fo daß nichtö ohne fein Zuthun iſt und gefchieht, Allein er 
gibt allem Gefchaffenen ein Dafeyn in ſich felbjt, welches 
nicht dad einige ift, in fo fern ift die Schöpfung auffer 
Gott, und died eben iſt der Begriff der Schöpfung, welcher 
feine Erklärung zuläßt und Feine Erklärung bedarf, weil 
fie die Urthatſache, das alles Erklaͤrende ift, gleichwie die 
Freyheit Gottes. 

Gott fhuf die Welt zur Offenbarung feined Weſens und 
feiner Herrlichkeit, daß fie fein eigned Weſen in ihren Gebilden 
darjtelle, und daß er fie beherrfche, und er fchuf fie aus Liebe 
zu den Gefchöpfen, damit fie theilhaftig würden feiner Selig⸗ 
feit. Er wollte aber-in diefer Offenbarung einen Stufengang, 
indem er zuerſt die einzelnen Kräfte und Seiten feines Wefend 
in den Gebilden wiedergibt, zuleßt ihre Fulle und Verbunden« 
heit wie fie in ihm felbft ift, fein wirkliches Ebenbild. So 
fihreitet die Schöpfung aufwärts von den Elementen zur uns 
organifchen Natur, dem Organismus, dem Leibe, bis zuleßt 
zum geſchaffenen Geifte, dem Menfhen. Als allgemeine 
Unterlage gab er daher feiner Schöpfung die Materie, Die 
Materie iſt der Wille Gotted, der in der That felbft, nemlich 
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im Geſchoͤpfe, feft und freyheitölos geworden ift, fie ift daher 
im Gefhöpf die bloße Realität und Celbftftändigfeit ohne 
Wahl und Bewußtfeyn, die er fofort zu Freyheit und Bewußt⸗ 
ſeyn erſt erhebt. Die ganze Welt und mit ihr der Menſch iſt 
demnach verſchiedenen Weſens von Gott, weil er aus der vom 
Geiſte Gottes geſchiedenen Materie gemacht und erſt in den 
Geiſt erhoben iſt (Erepoovcıa ). Nur der eingeborne Sohn, 
aus dem Geijte (dem feiner ftetö mächtigen, nie unfreyen ) 
gezeugt, it eines Weſens mit Gott ( önovoı@), — Die 
Materie iſt alfo das Gott ald dem Geifte gerade Entgegen- 
geſetzte, weil fie freyheitslos, bewußtlos ift. Als das Merk 
Gottes iſt fie aber dennoch nothwendig eine Reproduction 
feines eigenen Weſens, das Abbild die Offenbarung einer Kraft 
in ihm felbjt. Sie ift die Offenbarung feiner Macht, gelöft 
von feinen übrigen Kräften. Die Materie ift daher unendlich 
wie feine Macht es iſt. Aber in diefer Unendlichkeit ift fie 
noch nicht wirklich, noch nicht eriftirend, d. i. nicht auffer dem 
göttlihen Gedanken zu eignem ſelbſtſtaͤndigen Dafeyn gelangt, 
und wir fonnen und auch feine Vorftellung von der unend: 
lihen Materie machen, auffer in Gott ſelbſt, als feiner 
unendlichen Moͤglichkeit des Schaffens. Nur in dieſer Moͤg⸗ 
lichkeit iſt ſie auch noch ununterſchieden — ein Weſen. So 
wie ſie aber Gott wirklich zum Daſeyn bringt, dient ſie ſchon 
als Unterlage, als Erzeugerin beſtimmtem geſonderten Daſeyn, 
hat ſie ſchon das beſtimmte Gepraͤge an ſich, nach der Stufe 
in der Gott ſich offenbaren will. In der Wirklichkeit gibt es 
Feine Materie, ſondern nur materielle Dinge. Hier erft ift die 
Materie das Körperliche, d. i. was fihon eine beftimmte 
Natur hat, <oneret ift, und ein Dafeyn in fi felbft. — 
Dad Körperliche hat vom Geiſte die Realität, den eigenen 
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Beftand und die Wirkung auf anderes, dab ift fein Vorzug 
vor dem bloßen Gedachten. Es ift nemlich aus der Macht des 
göttlichen Willens hervorgegangen, felbft Macht, eine von 
Gott entlaffene Macht. Daher Fommt die Gewalt, der Wider- 
ftand alles Materiellen, z. B. ded Steined, des Feuers. — 
Allein es ift abgetrennt von der Perſoͤnlichkeit, welche ed ſchuf, 
und felbft Feine Perfonlichkeit, darum ohne Bewußtfeyn, ohne 
Freyheit. Es ift thatlo8 und kann weder die Geftalt feines 
Seynd ändern, noch felbft ein Dafeyn auffer ihm — wie der 
Geift in feinen Gedanken und feinem Handeln — hervorkgingen, 
Das Materielle ift deshalb nicht ruhend, ed kann Bewegung, 
Zerftörung feyn, z. B. die Flamme, fie ift wohl eine ſtets 
wirffame, aber eine nur in gleicher Art, nach ihrem Weſen 
ohne Wahl wirkſame Kraft. 

Die Materie ift nach diefem nicht etwas vom Geift ganz 
Verſchiedenes, Getrennted, ein zweyted Datum in der Sch» 
pfung auffer Gott, der ein Geift ift, fie ift nur die Aeufferung 
diefed Geiſtes. Die Immaterialität, die wir dem Geifte zu— 
fhreiben, befteht nicht darin, Feine Berührung zur Materie 
haben zu koͤnnen, fondern darin, die Freyheit über die Materie 
zu befigen, die Materie wirklich ald bloße Aeufferung zu 
haben d. i. mit der Gewalt fie hervorzurufen und wieder 
aufzugeben, feinen Willen zu materialifiren in einer Geftalt 
auffer ihm oder nicht, niemald felbft zu diefer zu werden und 
ihrer Unfreyheit zu verfallen, immer über feiner eignen Mate 
rialiſirung zu bleiben. Gott iſt daher immateriell, obwohl er 
die Natur ſchuf, und ſie ſein Leib genannt werden koͤnnte. 
Denn er ſchuf die Natur, ſie gehoͤrte und gehoͤrt nicht zu 
feinem Daſeyn, er bleibt immer über ihr, und kann fie 
wieder aufheben nad feinem Willen, Wir aber find nicht 
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immateriell; denn uns iſt der Leib angeboren, er gehoͤrt mit 
zu unſerem Daſeyn, iſt nicht unſere That und Aeuſſerung. — 
Indem die gewoͤhnliche Meinung die Immaterialitaͤt in der 
Koͤrperloſigkeit ſucht, werden ihr die Geiſter- und Koͤrperwelt 
ſo geſchieden, daß kein Band mehr unter ihnen beſteht. Ihr 
iſt dann jede Verleiblichung Gottes, (ſo wie die eines geſchaffenen 
Geiſtes), nicht blos unbegreiflich ſondern ſchlechterdings un— 
moͤglich, ein Widerſpruch. Auch kommt daher der Haß oder 
doch die Gleichguͤltigkeit gegen jede aͤuſſere Beurkundung der 
innern Geſinnung, welche die neuere Bildung beſonders in der 
Kirche mit ſich gebracht hat. Viel tiefer iſt ſchon die Vorſtel— 
lung, welche dem Volksglauben unterliegt, wenn er ſich bey 
den endlichen abgefchiedenen Geiftern ein Erfeheinen und Ver— 
ſchwinden denft, obwohl er ſich dabey nur einen Scheinleib, 
eine bloße Geftalt zu denken pflegt. Die Wahrheit bietet und 
auch hier die Erzählung des Evangeliums, die, fcheinbar 
materiell, in der That die Anfchauung ded Immaterielliten 
gewahrt, nach welcher der auferftandene Chriſtus feinen 
Juͤngern erfchien und wieder verfehwand, aber doch einen 
wirklichen wahrhaften Körper hatte, wie irgend ein leben= 
diger Menfh, fo daß Thomas die Finger in die Nägel» 
male feiner Wunden legen konnte *). — 

Die Liebe ift es, durch welche bewogen, Gott die Materie 
ald Träger alles Dafeyns auffer ihm hervorbringe. Die 
Liebe ift daher auch beym Menfchen die Verſuchung materiell 


*) So ift auch der Streit über die Allgegenwart des Leibes Chrifti 
zu beurtheilen. Er ift von felbft nicht überall, weil er über 
haupt nit von felbft ift, wie der Leib eines Menfhen, er ift 

aber in jedem Augenbiicke üerall, wo Er will, daß ee fy. 
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zu werden, feine Freyheit zu verlieren. Sie, die Liebe, das 
Gemüth, die Ergriffenheit , dad Empfinden, ift aber auch in 
ihm die Kraft, durdy die er der Gottheit ähnlich ſich bildend 
offenbart. Aus ihr kommen alle leiblihen Beurkundungen 
des Geiſtes in Stoff, in Ton, alle Fünftlerif he Bildfamkeit, 
und umgekehrt wieder das innerliche Ergriffenwerden durd) 
folhe Gebilde gemäß der Verwandtſchaft. Nimmt man 
Liebe und Gemüth , fo hört feine bildende Kraft auf, aber 
auch umgekehrt wehrt man diefen fehöpferifchen Drange 
fih zu verleiblihen die Aeufferung, wie dieß z. B. die 
Bilderftürmer thaten, fo muß auch feine Kraft der Empfindung 
gefhwächt werden, wie jede Kraft, die fich nicht mehr Auffern 
darf, zulegt verfiegen muß. — 

Indem Gott im blod Körperlichen fein eigned Wefen, 
die Fülle und das innere Band feiner Kräfte, wieder gibt, 
entfteht das Organiſche. Die realen, ſtets actuellen Kräfte 
werden hier zu bloßen (materiellen) Subftanzen, denen be— 
ftimmte Kräfte inwohnen — zu Gliedern. Diefe find nun 
ineinander gewachſen aus einem heraus, wie jene Kräfte Got- 
ted ſich innerlih durchdringen. Ferner dad freye Handeln 
wird zur regelmäßig wiederkehrenden Funktion. Die Liebe 
aber, diefes innerfte Wefen der VPerfonlichkeit, und die freye 
Zeugung, zu der fie der Impuls ift, wird — da Freyheit und 
Bewußtfeyn mangeln — zur bloßen Fortpflanzung Das 
fegtere ijt daher das eigenthumliche Kennzeichen der organifchen 
Natur. — Der Charakter des Organifchen ift fo, der Per— 
fünlichfeit analog, ein eigenes in ſich thätiges Leben, Vers 
fhiedenartigkeit und Wechfelbedingung der Glieder. Die 
Einheit (Individualität) aber der Glieder und Funktionen ift 
eben der ganze untrennbare Organismus, gleichwie die Perfon 
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die Einheit ihrer Kräfte und Thaten if. Ein Organismus 
ift daher um fo höher, je reicher er ift d. i. von je mannid)» 
fachern Kräften und Gliedern, und je entwidelter, d. i. je 
mehr jede derfelben ausgebildet und, ohne dad Band zu lofen, 
von den andern gefchieden ift. Died ift die Genefid und der 
Begriff des Organismus. Die Idea deffelben ift demnach die 
Perſoͤnlichkeit felbft, ihr ift er nachgebildet. Nur die Perfüns 
lichkeit Gotted erklärt den organifhen Zufammenhang in der 
Welt. Die Erklärung der Welt aus logiſchen Gefesen muß 
diefen Zufammenhang zerreiffen, oder an ihm fiheitern. Sie 
hat ihn aud) überall zerriffen, und die Erfenntniß ded organis 
fhen Zuſammenhangs ift ed, was in allen Wiſſenſchaften zur 
Auflehnung gegen den Nationalismus zuerft beftimmte. 

MWohnt dem Organismus ein Bewußtfeyn inne, dem er 
dienen foll, fo ijt er ein Leib. So ift der menfchliche oder 
der thierifche Körper ein Leibz nicht aber der der Pflanze, 
Erſt der Leib ift dad vollfommenene Forperliche Abbild der 
Perſoͤnlichkeit. Er ift wahrhaft gefchloffen, alles zumal in 
MWechfelbedingung, und er hat die Einheit des Hauptes, dad alle 
Glieder beherrſcht. Die Pflanze hingegen, die feinem creatürs 
lihen Bewußtfeyn ald Träger dienen foll, ift gleihfam noch 
nicht aus dem Schöpfer entlaffen, fondern in einem fteten 
Geſchaffenwerden begriffen, ein bloßes Wahsthum. Cie 
wurzelt in dem Mutterboden, aus dem alles Dafeyn hervor 
geht, und alle ihre Theile find von der Wurzel beherrfcht, 
dad iſt der fchaffenden hervortreibenden Kraft, nicht vom 
Haupte, dem Sie creatuͤrlicher Seloftftändigkeit. Die 
ganze Pflanzenwelt ift auch eigentlich nur eine große Symbo⸗ 
lik. Denn jede Pflanze dient nicht einem Willen oder Geiſte 
in ihr ſelbſt, der ſie in Bewegung ſetzte, ſondern ſie dient nur 
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dazu, einen Geift auffer ihr zu offenbaren, ihn finnbildlich 
darzuftellen, — 

Der Leib hat aber nach diefem feine Bedeutung nicht 
für fi), er ift nur, indem er Träger eined Bewußtfeynd 
(fey ed zunaͤchſt auch nur des inftinctartigen) ift, und fein 
Leben und Bewegen ift abhängig von der Seele, die ihn be= 
wohnt. Er ift zugleich) das Abbild diefed inwohnenden Geis 
fted und das Mittel und Werkzeug (Organ) für denfelben, 
fowohl im Ganzen ald in feinen einzelnen Beftandtheilen. 
So z. B. ift dad menſchliche Auge in feiner Structur und 
feiner Funktion ( feinem Abfpiegeln , feiner Beweglichkeit, 
feiner Eoncentration im Mittelpunkt) ein Bild des erfennen- 
den Bermögend, und zugleich) ift es das eigenthumlichfte Organ 
für daffelbe. — Wie Gott das Dafeyn auffer ihm nach feinem 
Bilde fchafft, und das Gefchaffene nah feinem Willen be— 
herrſcht, fo ift auch der Leib des Geſchoͤpfes, obwohl ihn 
diefes nicht felbit gefchaffen, dennoch in der Art eingerichtet, 
ald hätte es felbft ihn nad) dem Bilde feined innern MWefens 
hervorgerufen, und ift ihm gegeben, damit «8 ihn beherrfche, 
und ihn ald Mittel feiner Aeufferung gebrauche. 

Endlih dad volle Ebenbild der Gottheit ift der Geiſt 
— der Menſch. x 

Die hier entwidelten Begriffe, da fie der Grundtypus 
alles Gefchaffenen find, find aud) unentbehrlih zur Beurthei— 
lung von Recht und Staat. Es ift die Einfiht in dad Ver— 
haͤltniß von Materie und Geift nöthig, um den Werth der 
Nechtsanftalten zu erkennen, ald welche nur dad Materielle 
find im Gegenfag des die Nation erfüllenden Geifted, damit 
fie weder ald etwas gelten, das für fich beftehben und einen 
Werth haben Fünnte ohne den Geift der Nation, noch für 
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etwas, deffen diefer gar nicht bedurfte. Es ift die Einficht 
in dad MWefen ded Organidmud und ded Leibed nicht zu ent— 
behren, um den innern Zufammenhang der Rechtsanftalten 
felbft zu würdigen. Denn Organismus und Leib find die 
Charaktere aller höhern Bildungen, die Feine Perfonlichkeit 
find, eben fo fehr der gefelligen Einrichtungen als der Natur, 
Und ed ift der Leib, wenn letztere durch ihn bezeichnet werden, 
nicht ein bloßed Bild, fo wenig als ihre Bezeichnung ald 
Organismus eine bildliche iſt. Es find beided allgemeine Bes 
griffe, und ed fommt gerade darauf an, fie beide von einander 
zu unterfcheiden. Denn die gefelligen Einrichtungen follen eben 
ein Leib, und nicht ein bloßer Organismus ſeyn. Hierin liegt 
insbeſondere das Problem unſeres Zeitalters, waͤhrend ſie im 
Mittelalter ein bloßer Organismus waren, — wie dies im 
fuͤnften Buche naͤher auszufuͤhren iſt. 
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8weiter Abſchnitt. 
Der Menſch und fein Berhältniß zu Spott. 


Erftes Kapitel 


Die Natur und urfprünglide Beftimmung 
des Menſchen. 


Die Ebenbildlichfeirt des Menſchen und feine Abhängtafeit von Gott Die 
Anforderungen an den Menichen dem entiprehend: Gottähnlidhkeit, 
Moralität, uno Hingebung an Gott, Religiorirät. — Unter 
ſchied des fittliben Weſens und der beftimmeen fittlichen Handlungen, 
Urſprung der ſittlichen Anforderungen in der Helligkeit Gottes und in 
feinem freyen Willen. Urſprüngliche Einheit des menſchlichen Wereng 
mit der Anforderung Gottes. Entſtehung des negenwärtigen äuiferlichen 
Gebothes aus dem Abfalle des Menichen. 


Der Menſch ift dad Ebenbild Gottes, ein freyer perfön- 
licher Geiſt. Seine Freyheit ift damit gegeben, daß er 
Perſon ift. Er hat die fhopferifche Wahl, die Beftimmtheit 
und Fülle des Weſens, und den Geift. Und er bat in 
diefer feiner Perſoͤnlichkeit eine Selbftitändigfeit gegen Gott, 
ein Dafeyn und Leben in fich ſelbſt, und eine unergründliche 
Selbſtthaͤtigkeit. — 

Die menfhlihe Freyheit iſt aber Feine abſolute; denn 
fie ft nicht wie die Gotted von ihr felbft, fie ift dem Men— 
ſchen mitgetheilt, anerfhaffen Er hat fie von Anbeginn 
von und in Gott, er hat fie fortdauernd nur von und in 
hm. Gott ift unaudgefest in allem, was er gefchaffen, 
gegenwärtig und wirffam (immanent), daher aud) in jeder 
That des Menfhen. Was der Menfh wählt (fchafft ), das 
ſchoͤpft er nur aus Gott, der ihm die unergründliche Tiefe 
feines fchopferifchen Bornd der Gedanfen und Anfhauungen 
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mehr oder minder öffnet, er fchopft ed nur mitteljt des 
Bandes, in weldhem er immer — felbft bey Verruchtheit — 
mit Gott fteht. — Eben fo ift die Einheit des menfcdhlichen 
Weſens — dad Band feiner Kräfte, Triebe, Eigenfchaften, 
durch welches er das Ebenbild Gottes ift — Feine abfolute, 
aus fich beſtehende. Cie kann deshalb gelöft werden, zer 
fallen, und muß zerfallen, wenn nicht Gott fie hält. Endlich 
auch das Bewußtfeyn und die Erfenntniß verkehren fi, 
wenn der Menſch für fih allein fteht, in Irrthum, oder ers 
matten. Der Menfch iſt alfo frey und wahrhaft perfönlich 
nur fo lange er in Gott ift, fo lange ald die Quelle feines 
geiftigen Dafeyns ihm ungehemmt zuftromt. Er verliert an 
Freyheit, je mehr er fid) von Gott losreißt. Damit fehwindet 
der Reihthum der Wahl, der produftiven Kraft, es fehwins 
det die Beftimmtheit, die Sicherheit und Innigkeit ded Weſens, 
und endlid) die Bewußtheit. — 

So verhält ed ſich mit der menfchlichen Freyheit übers 
haupt. Bon einer befondern und eigenthümlichen Beziehung 
derfelben, nemlich der fittlichen Freyheit, wird erft unten zu 
reden ſeyn. — 

Durch die Gottähnlichfeit und Perfönlichkeit des Menfchen 
ift aber noch keineswegs eine firtlihe Anforderung an den 
Menfhen, ein Sollen gegeben, Die eigne Natur bewirkt nie 
ein Sollen, nur die Beherrfhung eines Hohern kann es 
auflegen (I. Band ©. 190). Gott fteht unter Feiner fittlichen 
Anforderung, weil fein Höherer über ihm ift. Fur den 
Menſchen entfteht fie nur daher, daß Gott den nad) feinem 
Bilde Gefchaffenen auch mit feiner realen Herrſchaft umſchließt 
(1. Band ©. 6). Der Menſch als frey und perſoͤnlich kann 
nach feiner Wahl handeln; Gott aber, der ihn beherriht, 
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fordert ein beftimmtes Handeln — dies ift der Urfprung und 
Begriff alles Sollend und Gebothed. — 

Der Inhalt der Anforderung Gottes ift ed aber, daß der 
Menſch volllommen d. i. daß er mwirklih das Ebenbild 
Gottes fey — Moralität, und daß er mit feinem Willen 
in Öott bleibe — Religiofität. Beydes ift untrennbar: 
auffer Gott kann der Menfh nicht feine Gottähnlichkeit be— 
haupten, vollfommen feyn, und umgekehrt jede Unvollkom— 
menbheit entfernt ihn von Gott. Die innigfte Vereinigung mit 
Gott in der völligen Hingebung an feinen Willen, und das 
durch die Bewahrung des göttlichen Weſens, das ift der In⸗ 
begriff alled Guten. Die Sittlichkeit läßt fi demnad fo 
wenig auf eine oberfte formale Negel zurückführen, ald dad 
göttliche Weſen felbft. 

Died ift das ſittliche Weſen, welches vom Menfchen ge— 
fordert ift. Damit ift aber noch Feinedwegs ein beſtimmtes 
Wollen und Handeln gegeben, Denn alle ſittlichen Gebothe 
Gottes kommen zugleich aus feiner unmandelbaren Heiligfeit 
und aud feinem freyen Willen, eben fo wie alle feine Ges 
ſchoͤpfe zugleih) aus feinem unwandelbaren Wefen und aus 
feiner FSreyheit hervorgehen. Die Heiligkeit Gottes gibt den 
Gebothen die allgemeine Art und Befchaffenheit, fein freyer 
Wille aber ihre individuelle Beftimmiheit. Der Anforderung 
feiner Heiligkeit entfpricht daher das fittlihe Wefen ded Men« 
ſchen; aber jede einzelne That iſt ald eine befondere, durch den 
befondern Willen Gotted von ihm gefordert. 

Dadurch wird ed am einleuchtendften, daß alles firtliche 
Handeln nur in Gott gefehehen Fannz denn ed muß bey jeder 
That eben fo fehr die Eingebung der rechten Wall, als die 
Kraft ded guten MWollend und Vollbringens von Gott erfleht 
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werden, cd muß daher bey jeder allein im Bertrauen auf 
göttlichen Beyftand gehandelt werden, fonft ift fie in Feiner 
MWeife fittlih, nicht in fubjectiver Ruͤckſicht, daß fie aus der 
geforderten Gefinnung Fame, nicht in objectiver, daß fie den 
geforderten Inhalt hätte, d. i. der Wille Gottes getroffen 
. würde. Alle neuern Cittenfehren find darum vielmehr eine 
Lehre der Unfittlichkeitz denn fie gehen alle darauf hin, eine 
Norm zu finden, wie der Menfch ohne Gott dad Sittliche 
finden Fonne, und fchreiben ihm eine Handlungsweiſe vor 
ald das Ziel, bey welcher er Gotted nicht bedürfte., In dem 
hier bezeichneten Sinn dagegen handelten die Apoftelz fie 
waren ſich bewußt, nirgend dad Nechte treffen zu Fonnen, 
ohne Eingebung des heiligen Geiftes. So ift ed aber zu 
allen Zeiten, diefe Eingebung mag ſich nun auf eine mehr 
oder weniger deutlihe und unmittelbare Weife Fund geben, 
je nachdem die Zeit oder der Menſch in mehr oder weniger 
unmittelbarer Verbindung zu Gott fteht. 

Da nun der Menfh von Gott gefhaffen und von ihm 
umfchloffen wurde, fo Fonnte fein Wollen und Handeln nur 
in Gott, und daher nicht anders ald der Seiligfeit und dem 
Willen Gotted gemäß feyn. Es bedurfte dazu Feined Vor— 
faßed, Feiner Anftrengung. Dad Sollen war fein Geboth, 
d. h. es war dem Menfchen nicht Aufferlih, fand nicht an 
feinem Willen einen Widerftand, dies ift der Zuftand des 
Paradiefed. Daß wir das Geboth Gottes in uns verneh- 
men, als einen Drang unfered eigenen Weſens, dad zeigt, 
daß wir urfprünglic in völliger Bereinigung mit ihm ges 
wefen feyn müfjen. Daß aber dennoch unfer Wille diefem 
Gebote woiderftrebt, ed ald eine Aufferlihe Macht über ſich 
bat, das zeigt, daß das Band zu Gott zerriffen if. Das 
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kann aber nicht anders bewirkt worden ſeyn, als durch eine 
That, und dieſe That iſt die Urſuͤnde. Auf ſie gruͤndet, 
aus ihr erklaͤrt ſich unſer ganzer jetziger Zuſtand, und es 
koͤnnen auch die wahren Aufgaben fuͤr denſelben nur von 
der Einſicht in die Urſuͤnde aus gefunden werden. 


Zweytes Kapitel. 
‚Der Sündenfall, 


Urfprüngliche Reinheit des Menichen. — Möglichkeit des Böſen. — Verſuchung 
zum wirklichen Abfall von Bott. — Solgen deffelben. — Vererbung der 
Sünde. — Rationaliftiihe Erflärung des Böfen. 


Der Menſch konnte nicht anderd als rein und frey 
und guten Wefend aud Gott hervorgehen, fonft wäre dad 
Bofe von Gott hervorgebraht worden, und dann wäre es 
nicht dad Bofe Das Bofe ift aber nicht ein Werk Gottes, 
fondern ein Werk der Ereatur, ſey ed nun, wad wir hier 
ununterfucht laffen , zuerft ded Menfihen, oder vor ihm ſchon 
eined hoͤhern gefchaffenen Weſens, und nur darum fann es 
dad Boͤſe feyn. — | 

Das DBofe ift im eigentlihen Sinn eine Schöpfung, 
denn es ijt in ihm etwas gefeßt und in die Welt gebracht, 
wovon vorher nichts gegeben war, weder in Gott nody im 
Menſchen felbft, in eben der Art, wie die Welt eine Schoͤ⸗ 
pfung Gottes iſt. — Die Möglichkeit folder Schöpfung liegt 
in der Natur aller lebendigen Zeugung. Beſtaͤnde die Welt 
aud Vernunftzufammenhang, dann unläugbar müßte das 
Böfe, wenn der Menfh es that, ſchon ald wirklich, ala 
ein beftimmender Grund in feinem Wefen, und, wie diefes 
felbft , zulegt in Gott gelegen ſeyn. Alle Bemühungen der 
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rationaliftifchen Philofophie, den Urfprung des Bofen zu er- 
Elären, find darum vergeblih. In dem lebendigen Zufam= 
menhang der Welt hingegen ift der Menfch felbftftändig 
gegen Gott und hat die Möglichkeit zu wollen, was Gott 
zumider iſt. Seinem Wefen nad) hätte zwar der Menſch 
nicht anderd als gottli wollen fünnen, weil fein Weſen 
aud Gott iſt; aber der Menfch iſt nicht bloß das ihm einge— 
hauchte Weſen Gottes, er ift zugleich feine creatürliche Pers 
fonlichfeit, und durch fie hatte er Macht, eine nicht von 
Gott gewollte, eine abfolute That zu vollbringen. — 

Damit ift jedoch nur die Möglichkeit des Bofen gegeben, 
wie aber fam der Menſch dazu, dad Bofe wirklid zu wol— 
len und fo mit einer Geite feined Dafeynd (feinem gött» 
lihen Weſen) fi) auf ewig in Widerfpruch zu feßen? Da 
vordem alles in ihm befriedigt war, wie Fonnte er diefe 
eigene Zerriffenheit wollen? Denn dad Bofe lag, wie gejagt, 
nicht ald eine Subſtanz in ihm, weldye in That übergehen 
mußte, fondern er hatte eben fo gut, ja noch mehr die 
Moglichkeit, ſchuldlos zu bleiben. 

Es ift nicht anders denkbar , ald daß dieſes durch eine 
Taufhung gefhah. Der Menſch kann das Böfe nicht ge= 
kannt haben, bevor er ed wählte; er Iernte ed erft durch 
feine Wahl Eennen, fonft hätte er ed nicht wählen koͤnnen. 
Das Bofe ift auch weſentlich Taufhung, ed Fündigt ſich als 
Gutes, Befeligended an, nur dadurd) Fann ed beftehen, «8 
ift die erfte Lüge, der Teufel ift der Water der Lügen. Das 
Boͤſe gefhah alfo, wie die Schrift ed erzählt, vor der Er— 
Fenntniß ded Guten und Boͤſen. Nicht, daß der Menſch 
nicht gewußt hätte, daß er bofe d. i. gegen Gott handeltz 
aber er Fannte die Empfindung ded Bofen nicht, weder feine 
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Luft noch fein Leid, wie es hierin vom Guten ſich unter 
ſcheidet. Er kannte nicht dad Verhaͤltniß zu Gott und zu 
feinem eigenen Wefen, in welches es ihn verfeßen würde. 
Diefe Taͤuſchung des Bofen, die Urverfuchung, möchte 
man geneigt feyn in die finnliche Begierlichfeit und ihre 
falfche Luft zu fegen. Allein der Menſch war mit der vollen 
Herrſchaft über feine Sinnlichkeit gefchaffen und in Gott 
verwahrt, wie hätte fie ihn verſuchen konnen? Nicht kam 
die Sünde aus der finnlichen Begierlichkeit, fondern diefe 
Begierlichkeit entftand ſelbſt erſt durch die Suͤnde. Der Reiz 
der Sinnenluſt kann den Menſchen nicht bewogen haben, 
denn das Unvollkommene, dad an ſich ſelbſt Boͤſe und Ges 
meine kann er, da Gott ihn noch umſchloß, ſchlechterdings 
nicht gewollt und begehrt haben. — Es iſt allein der Reiz 
ſeiner eigenen Perſoͤnlichkeit und Selbſtſtaͤndigkeit, da dieſe 
ihm auch in Gott verblieb, welche ihn zur Suͤnde verſuchen 
konnte. 
Der Menſch war vollkommen in Gott, und ſelig im 
Willen Gottes; er wollte aber ſeine Vollkommenheit genie— 
ſen, ſich ihrer fuͤr ſich ſelbſt erfreuen. Er wollte deshalb die 
boͤſe Luſt koſten, verſuchen, nicht um ſich ihr hinzugeben, 
ſondern um durch ihre Kenntniß ſeiner Vollkommenheit be— 
wußt zu werden, und darin Gott gleich zu ſeyn. Er waͤhnte 
daß er der Luft Herr bleiben, daß er, weil er ja Vollkom— 
menheit anftrebte, dadurch nicht mit Gott und feinem eige« 
nen gottähnlichen Wefen zerfallen werde. Damit hatte er 
aber das innerfte Band zu Gott (religio), dad Fein andes 
red Wollen und VBerlangen ded Menfchen zuläßt, als das 
von Ihm ſelbſt eingegebene, gelöft, er hatte die Sünde 
[don begangen in demfelben Momente, als er an VBollfom« 


64 1. Bud II. Abfh. Der Menſch und fein Verhältniß zu Gott. 


menheit zu gewinnen ſuchte. Dieß ift die Urtäufhung, das 
Doppelantliz der Sünde. Die Kenntniß ded Bofen iſt aller- 
dings eine Vollkommenheit, und nicht daß der Menſch es 
kennen lernte, ift dad Ungluͤck, fondern, daß er ed kennen 
fernte aus eigenem Willen mit Berlaffung der Gnade Got» 
tes, die ihn umſchloß. — 

Zuerit alfo war ed die Einbildung der Vollkommenheit 
und Gottgleichheit, weldhe den Menſchen verfuchte, die böfe 
Luft kennen zu lernen, So wie er aber begann diefer Vers 
fuhung fi) hinzugeben, fo feffelte ihn die Luft felbft, er 
fand, daß fie füß ſchmeckte, und ftatt ihrer Herr zu bleiben, 
wie er gewähnt hatte, verfiel er ihrer Herrfchaft. Denn die 
Individualität ded Menfchen ift das auffer Gott Gefchaffene, 
die Materie, weldher Gott fein Weſen mittheilte, und fie fo 
ald Perfon zu feinem Ebenbilde erhob. Da aljo der Menfch 
nicht urfprünglicy Geift ift, der fich freywillig einen Stoff, 
einen Leib auffer ihm fihaffen kann, fondern ſelbſt aus der 
Materie erhoben, fo hat auch die Materie eine Gewalt 
über ihn als fein eigened Weſen. Er kann fie nicht erken— 
nen, ohne Luft an ihre zu empfinden. So wie er fih num 
losfagt von dem , der ihn zum Geifte erhoben, und ihm: die 
Herrſchaft des Geiſtes verlieben, fo fällt er eben damit in 
dad Weſen feiner Individualität, was fie ohne die göttliche 
Erhebung und Hilfleiftung ift, alfo in die Natur der Mater 
rie zuruͤck. Seine Verfonlichkeit, und in fo fern feine Gott— 
Ahnlichkeit, hört nicht auf, er wird nicht zur Materie, er 
fährt fort zu wiffen und zu wollen; aber. ftatt zu wiſſen 
und zu wollen wie der, zu welchem er erhoben worden, 
weiß und will er nur wie fie, aus der er erhoben worden. 
Es erfolgt Fein Mangel an Bewußtfeyn, fondern ein vers 
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kehrtes Bewußtſeyn „kein Mangel an dem göttähnlichen 
Wollen, aber eine Umkehrung deſſelben. Die freyen Kraͤfte 
des Geiſtes werden zur Leidenſchaft, die, wie jede materielle 
Kraft, ihrer ſelbſt nicht mächtig iſt. Es erſcheint dad Ges 
bundenfeyn, die Beraubung der lebendigen Thätigkeit als 
dad MWünfchenswerthe, weil died die urfprüungliche Natur der 
Materie ift, zw der fie zuruͤckſtrebt. Died iſt der Drang in 
aller ſinnlichen Luſt. Es wird in ihr nicht bedacht, daß 
damit nothwendig die Freude, die nur in der Thaͤtigkeit 
möglich iſt (weshalb die Materie ſelbſt ohne Freude iſt), 
nothwendig aufhören muß, Der nothwendige Erfolg iſt 
darum, wie es beym Dichter heißt: In der Begierde 
ſchmacht' ih nah” Genuß, und im Genuß verfehmaht ich 
nach Begierde, — Der Menſch will alfo jest die Seligkeit 
wie Gott, aber er will fie ald Materie, was nicht möglich 
iſt. Eben fo verhält eö fih mit der Liebe, Will der Menſch 
ald Materie lieben, ald das Feltgewordene Unfchöpferifche, 
das nicht uber ſich hinaus Fann, fo ift died nur die in fich 
ruhende und bejchloffene, die Eigen =Liebe, welche, da die 

daterie auch nicht lieben Fann, fo wenig ald handeln und 
der Freude genießen, ewig unbefriedigt bleiben muß, eine 
bloße Sucht iſt — die Selbſtſucht. — Hierin liegt die 
enge Verwandtſchaft von Sinnlichkeit und Selbſtſucht, fie 
find beide die nothwendigen Folgen ded Abfalld von Gott, 
fie find ein Zurücdfinfen ded Menfchen in den von Gott ges 
ſchiedenen Stoff, welcher der Träger feines Dafeyns ift, von 
dem aus es in dad göttliche Weſen erhoben worden, 
Es wird auch in der Schrift dad Bofe dem Fleiſch di 
der Materie zugefihrieben, obwohl es in ihr wieder heißt; 
daß der Urſprung des Bofen nicht in den Sinnen ült, 

Stabl Kechtöppil, Ih 3: 5 
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und dab die Herrfihaft des Fleifched erft Durch den Abfall 
fam. 

So thürmte fih die eigene That, die der Menfch im 
Wahne vollbrachte, gegen ihn auf als eine Wand, und 
ſchloß ihn hinaus in die Dede der Schuld und der Unfeligs 
keit. Aber nicht bloß ihn, der gefündige hatte, es war das 
mit einmal unwiderruflich der Abgrund der dämonifchen 
Mächte eröffnet, das Fuͤllhorn der verführerifchen Luft aud« 
gejchutter über das ganze Gefchleht. Die Kenntni des 
Boͤſen war Eigenthum des menfhlichen Bewußtfeynd gewor—⸗ 
den, und mit ihr die Suͤnde, weil der Menfch von ſich ſelbſt 
den gefannten Bofen feinen Widerftand entgegenzufesen vers 
mag. Und wie dad Bewußtſeyn des erjten Menfchen durch 
die ganze Menſchheit hindurchgeht in der Mittheilung durch 
die Fortpflanzung, fo aud) die Sünde, darum find die Nach— 
fommen ihre Erben, darum heißt es nun: „Das Dichten 
des menfchlichen Herzens ift bofe von Jugend an. Darum 
Tonnte fein Reiner mehr gefunden werden , der vom Menfchen 
gezeugt worden. Und zwar hat diefe Sünde jeder Menſch, 
nicht bloß der Anlage fondern der That nad), fo wie er 
Menfh it. Denn der Menſch iſt nicht ohne zu wollen und 
zu verlangen, fein erfter Gedanke iſt auh Wille und That, 
und ed it Fein Wille und Feine That mehr möglich ohne 
Beymiſchung des bofen Gelüftens, des fündigen Weſens. 
Selbſt im neugebornen Kinde, da uns verborgen ſchon die 
erſten Regungen von Freyheit und Bewußtſeyn in ihm ſind, 
ſo auch nothwendig die der Suͤnde. Und wie alles in der 
Schoͤpfung ſich zu mehren beſtimmt iſt, ſo wuchert die 
Suͤnde, und breitet ſich aus durch die Generationen in der 
mannigfachſten Geſtalt. 
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Die Urfünde beftand alfo nicht in Immoralität , fondern 
in Irreligiofität ; fie war Fein Abfall vom Geſetze, fondern 
ein Abfall von der Gnade, die Immoralität entſtand erft 
nach ihr. Die Löfung des innerften Bandes des Menſchen 
zu Gott, der völligen Hingebung an den Willen Gottes, ift 
ſchon nad dem Begriffe felbjt der abfolute Anfang der Sünde, 
‚Ohne fie kann ed fchlehterdings nichts Boͤſes geben; denn 
fo wie der Menfh Gott in fich walten läßt, kann er nur 
Gutes und Vollkommenes wollen. Selbjt die finnlihe Bes 
gierlichEeit und die entfchiedene Befangenheit ded Menfchen in der 
Selbſtſucht, welche die jegige Befchaffenheit feiner Natur find, 
fonnen vor der Loͤſung ded Bandes, ald der Menjch noch 
in Gott war, fhlehterdingd nicht bejtanden haben. — Sit 
aber der Menſch auſſer Gott getreten, fo ijt alle Verderbniß 
die nothwendige Folge, weil dad Gute nur durch göttlichen 
Beyftand kommt. Es ift der Keim gelegt, aus weldyem die 
fuͤrchterliche Pflanzung ded Bofen nothiwendig aufgehen muß, 
inöbefondere da, wie die Schrift uns lehrt, eine übermenfch> 
liche Macht ded Böfen ihr Wahsthum fordert. 

Der Rationalismus kehrt in diefer Lehre dad ganze 
Derhaltnig um. Ihm ift die Moralitaͤt das erſte, es ergibt 
fi) erft aud der Moralirät die Pflicht gegen Gott felbjt, die 
Religiofität. Die Sünde ift Feine Verlegung gegen die Reli— 
giofität, fondern gegen die Moralität. Die Moral foll auch 
dem Menfcher alle Kraft geben, fowohl moraliſch, als auch 
religiös zu feyn. Der Menfh bedarf nad) feiner Freyheit 
und Dernunft feines göttlichen Beyftanded, um gut zu feyn;z 
ein Verlaſſen ded göttlichen Beyftanded kann denn auch nicht 
Urfache feiner Verderbniß feyn. Die menfhlihe Natur wird 
ald urſpruͤnglich von derſelben Belchaffenheit angenommen, 
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wie jet. Es gibt Feine erfte Sünde, die in urſaͤchlichem 
Zufemmenhang »ierjeßige bedingte, fondern die Sünde liegt 
zu allen Seiten im gleicher Weiſe in der finnlidyen Natur des 
Menfchen. — Bon diefer Anſicht aus ıft denn auch fchlech- 
terdings Die Thatfache nicht zu erflären, daß im Menfchen 
zwey widerftreitende Willen find, und daß derjenige , welchen 
er ald den fihlechten erkennt, gerade der vorherrfihende im 
Menſchengeſchlecht iſt. — 


Drittes Kapitel 
Menſchliche Freyheit und göttlihe Gnade 


Die Wahl des Guren mid Böſen. Ihr Geaenfak zur wahren Freyheit, Urt 
terſchied zwiſchen Mangel an Freyheit und Unfreypbeit. — VBerhältniß der 
menſchlichen Freyheit zur aötrliben Gnade. — Ob die Wahl zwiſchen 
But ımd Bös im Leben und in den Einrichtungen anzufireben ſey ? — 
Die Zurechnung und die Unzurechnungsfähigfeit. 


Durch die Sünde ward aber offenbar dad, was wir 
als befondern Zug der menſchlichen Freyheit erfennen, die 
Wahl des Guten und Boͤſen. Allerdings iſt dies eine 
Eigenthuͤmlichkeit der menſchlichen Freyheit, denn die Natur 
unter und hat fie nicht, und Gott hat fie auch nicht. Aber 
verkehrt ift ed, diefe Wahl ald das Weſen der Freyheit felbft 
zu betrachten, und ald dad Wahre und Gute an ihr, Sie 
gerade ift ver ftete Widerfpruch ın unfrem Dafeyn, den 
Paulus fo tief und ſchmerzlich Schildert: "ich thue nicht, 
das ich> will, fondern das ich hafje, dad thue ih“ Denm 
das Wollen kann nur ein einiges ungetheilted ſeyn; nun find 
es aber gewilfermaßen zwey Gubftanzen, die fih im Mens 
ſchen bekaͤmpfen, das goͤttliche Weſen und die gottwidrige 


MI. Kap, Menfhlide Freyheit und göttlihe Guade. 69 


Luſt. Er hat aber nicht die Macht über das eine oder dad 
andere, er kann den guten Drang fo wenig beſeitigen, als 
die bofe Neigung überwinden. Er wählt im. einzelnen Falle 
wohl durch feinen Willen als legten Grund; aber diefer 
Wille geht nicht von einem beftimmten Wefen, von einer 
im fih einigen Perſoͤnlichkeit aus, darum ift- er ein zufalliger 
Wille, ſowohl bey der guten als bey der bofen Wahl, und 
Fein freyer Wille. Zufällig nicht im Gegenſatze des Abſicht- 
lichen, fondern im Gegenfage ded in ſich Lebereinftimmenden, 
feiner ſelbſt Sichern. Es ift dem Menfchen wohl möglich, 
im einzelnen Fall oder der einzelnen Beziehung gut oder: 
böfe zu handeln; allein es iſt ihm nicht moͤglich, durchaus, 
oder nach allen Beziehungen gut oder boͤſe zu handeln. 
Denn er muß in feinem Handeln auch zugleich die ſuͤndige 
Natur, der er verfallen ijt, offenbaren, fann darum nicht 
durchaus gut, und er muß dad anerfchaffene göttliche Velen 
offenbaren, kann darum nicht durchaus bofe handeln. Er ift 
deßhalb Feined Vorſatzes firher. Das ift es wohl, wad Luther 
bewegt, in den Shmalkaldifhen Artikeln zu fagens Vers 
dammt fey die Lehre, daß der Menfch habe einen freyen Wilz 
len, Gutes zu thun und Bofes zu laffen, und wiederumb Gutes 
zu laffen und Bofed zu thun. Item daß der Menſch möge aus 
natürlichen Kräften das Geboth Gottes thun und halten,« — 

Diefe Wahl des Bofen ift aber nit bloße Zufälligfeit, 
fie iſt niche bloßer Mangel an Freyheit, fondern fie iſt Uns 
freyheit. Denn ald den pofitiven Gegenfas einer Kraft 
bezeichnen wir niht ihren Mangel, fondern ihre Umkehrung 
und Gelbitzerftorung. Die Freyheit befteht ihrer Natur nach, 
ald die Kraft eines in ſich übereinftimmenden Weſens. Wenn 
fie fi) von diefer Uebereinſtimmung losgeriſſen bat, fo Alt fie 
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in fih umgekehrt, und zerſtoͤrt ſich nothwendig durd ihr 
eigened Wirfen. Aber e& ift fie, die Freyheit ſelbſt, welche 
diefe Umkehrung bewirkt. Nur in ihr Eonnte fie anfänglich 
beginnen, nur durch fie ift fie fortwährend unterhalten. Die 
Unfreyheit ift auch eine Freyheit — wie dad Unglüf auch 
ein Glück, ein Obngefähr, der Unmuth auch ein Muth ift 
— nur eine verfehrte. Hierin liegt die Veranlaſſung, die 
Macht zum Bofen für das Wefen der Freyheit zu halten, — 
Kant hat darin recht, daß er als die firtlihe Freybeit nicht 
die Wahl zwifchen Gut und Boͤs, fondern gerade die Aus— 
fhliegung und Abhaltung des Bofen erfennt, er ıft nur darin 
irrig, daß er mit dieſer negativen Seite der Freyheit — 
durch welche fie der Unfreyheit, und nidyt dem Mangel an 
Freyheit gegenüber freht — ihr Weſen erſchoͤpft glaubt, und 
ihre pofitiwve Seite, die Wahl, ignorirt. Deswegen findet 
er auch gar Feine Gemeinfchaft, Fein Band zwiſchen diefer 
Wahl des Bofen (» Feeyheit der Willführ“) und der fitt- 
lichen Lauterkeit (» Freyheit des Willend“). Man muß bei 
der Bezeichnung der Freyheit die beyden Nückfichten wohl 
unterfcheiden: 1) die Freyheit in ihr felbft, bier iſt ihre 
Bezeihnung die Wahl, nemlich die Wahl überhaupt, nicht 
die Wahl zwifhen Gut und Boͤs, und ihr Gegenfaß der 
Mangel an Freyheit, und 2) die Freyheit in Beziehung auf 
die feindliche Macht des Böfen, bier ift ihre Bezeichnung die 
völlige Ausfhließung deffelben, und ihr Gegenfaß die Unfreye 
heit. Das Ehriftentbum hatte dem Menschen nicht die Frey: 
heit zu geben , denn diefe iſt ihm mit der Erfhaffung ein« 
gehaucht, fondern nur ihn von der Unfreyheit zu befreyen. 
Deshalb ift der biblifhe Begriff der Freyheit immer nur der 
Gegenfas gegen die Unfreyheit, nicht der Gegenſatz gegen 
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den Mangel an Freyheit. — Die Wahl zwifchen Gut und 
Boͤs ift alfo nicht das Weſen der menfchlichen Freybeit, 
weil fie nicht dad Wefen der Freyheit überhaupt, fondern 
gerade ihre Umkehrung ift. In ihr befteht gerade die Un— 
volllommenheit der menfhlichen Freyheit. Wenn der Menſch 
unvergleichlich, freyer und darum höher ift als die Natur, 
da nur er in der reichften Weiſe fein eigenes inneres Leben 
in Gedanken und Werken wiederzugeben vermag, fo fteht ex 
doch darin wieder viel tiefer ald die Natur; und ift unfrey 
im Vergleich zu ihr, daß die Natur nicht die Moglichkeit 
bat, abzufallen oder ſich aufzulehnen gegen Gott, und etwas 
zu feyn, was ihm, und fomit ihr ſelbſt zuwider iſt. Darum 
hat der Menſch bey dem ſichern Bewußtſeyn, daß er das 
Biel der Natur und dad Ebenbild Gottes iſt, dennoch eine 
Ehrfurcht und eine Demuth gegen die Natur; denn er er— 
fennt fie ald dad reine und darin freye Weſen, dem feine 
Suͤnde moglich ift, und er fucht feinen eignen Geift, welcher 
der Verſuchung preisgegeben ift, aufzuridhten an ihrem laus 
tern, ftarfen Dafeyn. 

Wieder erlangen, und dann in höherer Weiſe, Fann 
aber der Menſch ſeine Freyheit nur, wenn er die Einheit 
und Sicherheit ſeines Weſens wieder erlangt, und ſie kann 
er nur erhalten bey der Macht, welche ſie ihm urſpruͤnglich 
gewährte, und die er entbehren zu koͤnnen waͤhnte, alſo 
wenn er alles eigne Wollen und alles eigene Verdienſt auf: 
gibt und fid) der Gnade, gaͤnzlich überläßt durch den Glau— 
ben, damit fie ihn frey mahe Nur die göttliche Gnade 
kann ihm die Einigkeit in ihm felbft gewähren , ohne welche 
alle Wahl nichts anderes ald Zufall und Lnfreyheit iſt, 
nur wo der Geiſt des Heren ift, da iſt Freyheit⸗ 


72 1. Bud, 1. Abi. Der Menſch und fein Verhältniß zu Gott. 


Die Gnade muß dem Menfchen, wie fie zuerft ihm das 
göttlihe Werfen und Wollen einhaucht, fo fortwährend zus 
vorfommen, um ihn wieder in jened urfprüngliche Weſen zu 
erheben, von dem aus er allein gut wollen und handeln 
fann, Wenn er fih nun diefer zuvorfommenden Gnade 
bingibt , fo tbut er zwar ſolches als Perſon, mithin frey, 
duch That, mitwirkend. Allein dieſe Hingebung iſt doc) 
ein Thun und Wirken ganz anderer Art, als im andern 
Falle der Widerſtand gegen die Gnade, feine Erwaͤhlung des 
Böfen, Denn fie tt nur ein werfzeugliches Thun, ein Ges 
währenlaffen deffen, der uber ihm ift. Dagegen das Bofe 
ift fein eigenes, urfprünglihed Thun, er ift allein der. Urs 
heber, Sp wie man den Schatten, den ein undurchſichtiger 
Körper wirft, und dad Bucht, das ein durchſichtiger aus— 
ftromt ,„ nicht in gleicher Weiſe ald die Wirkung ded Kor 
pers betrachten Fan, alſo auch das Gewaͤhrenlaſſen der 
Gnade und den Widerjtand gegen fie nicht in gleicher Weife 
old dad Werk des Menfchen. Dort laßt der Menſch nur 
dad Weſen, dad ihm anerfchaffen worden, und dad der 
Gnade yerlangend entgegenkommt, wirken, er unterdrücdt, 
was widerftreben will, nur Eraft diefes ihm mitgetheikten 
Weſens, fein Thun ift alfo in jeder Beziehung ohne Ber— 
dienft. Dagegen hier hebt er eine Geite feines: Weſens 
hervor „die ihm nicht anerfhaffen worden , die er felbft erſt 
erwählt, und fie erwählt mittelft feiner eigenen Kraft der 
Perfonlichfeit und Freyheit, fein Thun ift alfo in jeder. Bes 
ziehung feine Schuld, — Paulus fagt: »Niht ich, 
fondern Chriftus in mir.“ Der Bofe dürfte aber nicht 
fagens »Nicht ich, fondern der Teufel in mir«, denn fein 
Weſen ift nicht aus dem Teufel gemacht fondern ihm erſt 

— 
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uͤbergeben. Es iſt daher ganz falſch, zu fagen, der Menſch 
bat die Wahl zwiſchen Gut und Boͤs, fo daß feine Urſaͤch— 
lichkeit zu beyden vdiefelbe wäre. Man darf auch nicht die 
Dorftellung hegen, der Menſch empfange eine Freyheit und 
Wahl auſſer Gott, und gebe fie ihm nun Fraft diefer Treys 
heit wieder bin. Das find die Vorftellungen, welche noth⸗ 
wendig zu einer eigenen Verdienſtlichkeit des Menfchen Gott 
gegenuber führen. Der Menfh hat nicht die Wahl zwiſchen 
Gut und Boͤs, er hat nur die Wahl des Böfen, dad Gute 
hat ee nicht erwählt, und feine Tugend befteht nicht darin, 
eine Freybeit, die er empfing auſſer Gott, ihm zuruͤck zu 
geben, fondern darins nie eine — aufer Gott zu 
erh 

Nicht die unterfheidende Unvolffommenheit der menfch- 
lihen Freyheit zu bewahren, kann das Ziel des Strebens 
ſeyn, ſondern die goͤttliche Freyheit zu gewinnen. Die Wahl 
des Guten und Boͤſen ſoll nicht gehegt und gepflegt und 
betrachtet werden als ein Gut. Im unſerer Beit beſonders 
ft es die Anfiht und dad Trachten, dad Gute mit DBer- 
dienst, und deshalb mit der Wahl ded Böfen zu vollbringen. 
Während der Erlöfer beten Ichrts »führe und nicht in Ver⸗ 
ſuchung«, wird es hier ald Ziel erklärt, fih die Wahl des 
Boͤſen d. i. die Verſuchung zu fihern. Diefer Wahn ift 
ein fortgefester Suͤndenfall, ein’ fortgefeßted Trachten nach 
Unfeligkeit, es ift eine und diefelbe Taͤuſchung, welche zuerſt 
den Menſchen verblendete, und die ihm noch jegt umſtrickt. 
Die Berfuhung ift um der Entfchiedenheit willen, der Menſch 
foll das Böfe durch den Willen von ſich ausſchließen, wie 
Gott. Die Berfuhung ift aber nicht um des Verdienſtes 
willen, fie ſoll daher nur ſeyn, wo der Sieg gewiß, nicht 
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mo er zweifelhaft iſt. Die Heberwindung ded Boͤſen ift aber 
nur zu hoffen, wenn Gott den Menfchen, nicht wenn ser fi 
ſelbſt verfucht. 

Um deshalb wird aber nicht weniger ald die Anficht 
zu billigen feyn , welche ganzlihe Zurüdgezogenheit und eins 
fiedferifche Betrachtung für den Beruf ded Menfchen Fer 
damit cr die Verfuhung fern halte. Nicht weil dadurch d 
Derfuhung geflohen wird, iſt diefe Lebensweife zu a 
denn die DVerfuchung foll geflohen werden,  fondern weil 
durch fie zugleih die wahre Freyheit aufgegeben wird, die 
Kraft mannigfady zu wirken in den mannigfarhen Verhaͤlt⸗ 
niffen, für welche fie gegeben ift, das Glied in der menfch- 
lihen Gemeinfhaft — in dem Leibe Ehrifti — zu bilden, 
welches ein jeder, wie die Schrift felbft ausſpricht, zu bil— 
den beftunmt if. Der Menſch darf niht, um die Bew 
fuhung zu fliehen, irgend eine Vollkommenheit aufgeben, 
er foll nur nicht die Verſuchung anftreben, blos um fie zu 
überwinden, 

Dem Zuftande der Wahl zwiſchen Gut und Boͤs gehört 
der Begriff der Zurehnung an. Die Heiligung hat Feine 
Zurecdhnung. Denn dad Gute und Vollkommene fommt ja 
alles durdy Gott, und den Kohn ded Menſchen dafür, daß 
er die Gnade walten laßt, hat er ja eben in der Gnade, 
und der Geligfeit, zu der er ſich von ihr führen läßt. Dies 
fer Lohn kommt feinem Handeln zuvor, er kann ihn blos 
verfcherzen, nicht verdienen. Zugerechnet wird nur dad Bofe 
nad der Gerechtigkeit Gottes, denn diefed wählt der Menſch 
von fi felbit, und ed wird ihm nur Bee wo er 
fi) deſſelben enthalten Fonnte. 

Beruht nun alle Zurechnung auf der Gewalt, die dad 
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Böfe über den Menfchen gegen feine Natur hat, fo Fann fie 
nur dur den Mangel an Freyheit ausgefchloffen feyn , aber 
nicht durch die Unfreyheit. Der Menſch ift daher unzurech—⸗ 
nungsfähig, wo er Feine Wahl überhaupt hat, nicht blos 
in ſittlicher Ruͤckſicht, d. i. wo er förperlich, materiell bes 
ftimmt ijt von auffen oder innen. Eben fo wenn ihm Ber 
wußtſeyn und Abficht fehlen. Denn der Geiſt, d. i. Bewußt⸗ 
ſeyn und Abſicht ift ed, welcher bey der unendlihen Wahl 
zulegt den Willen bejtimmt , weldyer über Gut und Boͤs ur» 
theilt. Ohne Bewußtfeyn ift daher Feine Zurehnung. Dagegen 
hebt ed die Zurechnungsfähigfeit nicht auf; wenn dad Weſen 
ded Menſchen fo fehr einer boͤſen Leidenſchaſt verfallen ift, 
daß er ihr fchlechterdings keinen Widerſtand zu leiften vermag, 
z. B. der Rachſucht, dem Zorne, der Wohlluft. Denn die 
Unfreyheit, das ift dad Verfallenſeyn des menfchlichen Weſens 
an das Hofe, ift ed ja gerade, was zugerechnet wird, Wenn 
die That gerichtet wird, fo wird nur das bofe Weſen, das 
in ihr fich offenbaret, gerihtet. Schloͤße daher die Unfreyheit 
die Zurehnung aus, fo gäbe es nirgend eine Zurechnung; denn 
wie. Fonnte eine Sünde, ein Verbrechen begangen werden 
ohne Unfreyheit? Die Unfreyheit wird alfo gerade von der 
Zurechnung getroffen. Und mit Recht; denn fie beginnt in der 
Freyheit, die Beſchraͤnkung und Aufhebung der Freyheit aber, 
nemlich Förperliche Nörhigung oder Mangel an Bewußtſeyn, 
entſtehen auffer ihr felbft durch Urſachen, welche das Forperliche 
und geiftige Dafeyn des Menfchen hemmen und zerftören. 
Es iſt jetzt eine befonders in juriftifher Hinficht herrfchende 
Anſicht, daß die Berfallenheit des Menſchen an eine böfe 
Leidenſchaft die Zurechnung aufhebe. Sie hat ihren Urfprung 
darin, daß man ſich die ſittliche Freyheit als eine völlig grund« 
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Iofe Wahl zwiſchen Gut und Boͤs denft, und die einzelne 
That, loögeriffen von jeder Beſtimmtheit des Wefend in ihrem 
Urheber beurtheilen will. Man nimmt demgemäß nur da 
Freyheit an, wor man das Ueberwiegen des Böfen in einem 
Menfhen niht wahrnehmen kann, laugnet fie aber da, wo 
es volijtändig und ſichtbar Herrfchaft gewonnen. 

Das Bewußtfeyn aber ald cine pofitive Kraft ift unend« 
licher Steigerung, unendlicher Herabfegung fähig. Die Mens 
fhen find darum in verfchtedenem Grade zurechnungsfaͤhig. 
Kein Menſch aber fann dad Bewußtſeyn ded andern, ja das 
feiner felbft ergründen , wie klar e3 fey, und wie «8 mit feinem 
firtlihen Wefen und feiner uranfänglihen Wahl in Berbin« 
dung ſtehe, wie weit er durch feinen Korper ohne Einfluß des 
Bewußtfeynd, ald ein Stoff vom Stoffe beftimmt wird, oder 
umgekehrt felbft das fiheinbar Körperliche aus Bewußtfeyn 
und Wahl bewirkt ift, deshalb Fann Fein Menfch über den 
andern, auch nicht über ſich felbjt richten, died vermag nur 
Gott, der Herz und Nieren prüft. 





— — 


Viertes Kapitel. 
Das Gefeh. 


Nach der Sünde blich im Menichen dennoch das Ebenbild Gottes, dad Geſetz 
und die reale Macht Gottes , das Gewiften. Die Unwiſſenheit des wah, 
ren Geieges, und Bedürfnig feiner Offenharung.. Die Unzulänglichkeit 
alles Geſetzes Wedürfnik der Gnade und Heiligung Verkehrtheit des 
Rationalizmus, die Herrſchaft des Geſetzes für dad Höchſte und Letzte zu 
halten. 


Obwohl der Menſch von Gott abgefallen iſt, ſo iſt doch 
ſein Weſen dadurch nicht Gottes leer, ſonſt muͤßte er aufhoͤren 
Menſch zu ſeyn. Es iſt das Ebenbild Gottes noch in ihm 
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übrig, denn dies iſt der Begriff des Menſchen nur auf getrübte 
MWeife. Aber fein Wille ift losgeriffen von Gott und von dies 
fem Bilde Gotted in ihm. Der Wille Gottes iſt daher von 
feinem Willen unterfchieden, ja ihm entgegengefegt. Die An—⸗ 
forderung Gottes ift ihm aͤuſſerlich. Was urſpruͤnglich fern 
eigned Wollen, fein Dafeyn und Leben felbjt war, ift nun 
blos fein Sollen — das ijt dad Geſetz. Es ift alfo in dem 
Zuftande der Gefunfenheit der Stellvertreter für dad urfprüng» 
lich nur von Gott erfüllte und geheiligte Werfen des Menjchen, 
Darum hat das Geſetz den Charakter der Unveränderlichkeit, 
im Gegenfaße der Unſtetigkeit, des haltungslofen Wechſels, 
dem der abgefallene Wille preisgegeben ift. 

Es iſt ferner die reale Macht Gotted noch ubrig im 
menfchlichen Gemüthe, welche jenen Anforderungen, obwohl 
fie feinem Willen nicht mehr inwohnen, dech die Wirfung auf 
feinen Willen verfchafft, die fie zum Geſetz für ihn macht, das 
Gewiffen Durch dad Gewiffen empfindet der Menſch fich 
Gott gebunden und aufgefordert, nad feinem Gebothe zu 
wollen und zu handeln; aber weldyes fein Geboth ſey, das ıt 
ihm verborgen. Das getrübte Bild im Menfchen gebt ihm 
nicht mehr die Kunde, Mit der Verdunklung des ganzen Bes 
wußtſeyns ijt auch das Gewiſſen ſeines Lichtes beraubt. Es 
entſteht die Ungewißheit was gebothen ſey und der Irrthum, 
das falſche Gewiſſen. Aus ihm ſehen wir durch die ganze 
Geſchichte hindurch und am meiſten in der vorchriſtlichen Zeit 
die Graͤuel hervorgehen, die im Wahne der Pflicht veruͤbt 
wurden, den Goͤtzendienſt, die Menſchenopfer, die Autodafes, 
u.f.w., aus ihm koͤmmt nod) täglid) das Unheil im Leben der 
einzelnen Menfihen, in den Beltrebungen der Volker und 
Zeitalter. 
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Dad Gewiſſen belehrt alfo den Menſchen nur , daß er 
ein Gefeg über fih habe; aber es belehrt ihn nicht, worin 
died Geſetz beſtehe. Von felbit fommt er hier nur zu Irr— 
thbum und Wahn. Deshalb mußte dad wahre Gefeg 
geoffenbaret werden. 

Aber auch dad geoffenbarte * behaͤlt doch immer die 
Natur des Geſetzes, feine Mangelhaftigkeit und feine Ohn— 
macht. 

Das Geſetz zeigt dem Menſchen die Heiligkeit Gottes, 
und die Heiligkeit ſeines eigenen Weſens, die es urſpruͤnglich 
hatte, und wieder haben ſoll; es zeigt ihm aber nicht das be— 
ſtimmte Handeln, welches Gott von ihm will, dies kann er 
wieder nur durch beſondern Ruf Gottes vernehmen. Denn, 
wie bereits gezeigt worden, das ſittliche und geheiligte Weſen 
enthaͤlt noch nicht beſtimmte individuelle Handlungen, Gott 
fordert aber überall beftimmte Handlungen. 

Dad unveränderlihe Wefen nun, in welchem die Heis 
ligkeit Gottes beftcht, bedurfte nur einmal geoffenbart zu were 
den; was aber in jedem Momente gefchehen foll, dad fann 
nicht gewußt werden, wenn nicht der heilige Geiſt Gotted «8 
in jedem Momente eingibt. Deshalb ift audy nad) ver 
Erzählung ded alten Teftaments der Wille Gottes durd) das 
Geſetz noch nicht vollig Fund gegeben, fondern Gott ließ bey 
den befondern Ereignifjen fein befonderes Gebot) an die 
Könige und Propheten Iſraels und an fein Volk gelangen. 
In Gott wäre der Menfch zugleich geheiligt in feinem Weſen, 
und in feinem beftimmten Wollen und Thun von Gott be: 
ftimmt; auffer Gott bedarf er der befondern Offenbarung für 
jeneö, der befondern Eingebung für diefes. Das Gefez Fann 
alfo in Feiner Weife die Eingebung ded Geiſtes Gottes, die 
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Wahl und Aufforderung aus feinem freyen Willen und 
Rathſchluß erfeßen, wahrend mit dem geheligten Weſen 
des Menfchen, d. i. welches in Gott ift, fi) diefe Ein» 
gebung von ſelbſt verbande. Ed iſt blofe Negel, ftatt bes 
ſtimmte - individuelle Belehrung und Anforderung — Aber 
felbjt das ſittliche Wefen, welches vom Menfchen gefordert 
it, kann das Geſetz nicht volllommen zeigen. Denn getrennt 
von dem inneriten Seyn und Wollen, ald aͤuſſere Anfordes 
rung, zeigt es ſtatt des ganz und untheilbar vom Guten 
erfüllten Willend, nur die einzelnen Yeufferungen deſſelben, 
einzelne Gebothe, und ſtatt der poſitiven Tugend, wie ſie 
das freye ſittliche Leben hervorbringt, nur die negative der 
Pflichterfuͤllung. Nicht daß das Geſetz dadurch unwahr 
waͤre — was es ausſpricht, iſt wahr und gut — aber es 
gibt nur die Oberflaͤche des Guten, da das Innerſte deſſel⸗ 
ben nicht auf dem Wege des Geſetzes ſondern nur auf dem 
der Weſens-Einigung des Menſchen mit Gott aufgenommen 
werden kann. | - 

In den zehn Geboten it deshalb allerdings die Voll 
fommenheit des Menfchen enthalten ; allein diefer tiefe Ges 
halt derfelben iſt nicht erkannt, bis daß die Heiligung kam, 
welche fein Verſtaͤndniß eröffnete. Der gefendet wurde, 
um die Gnade an die Stelle des Geſetzes zu bringen, der 
war ed auch, der das Geſetz erklärte. — Um diefer Aeuſſer— 
lichkeit willen ift es auch ſchlechterdings unmöglich, daß der 
Menſch das Geſetz erfülle. Er erfüllt es hier und übertritt 
«5 dort. Nur die Anforderungen find erfüllbar, welche zum 
eigenen Wefen und Wollen geworden find. Der Zuftand 
des Geſetzes iſt darum nicht der , welcher bleiben full. Das 
Geſetz iſt Fein cwiger Begriff, es iſt De Zerfplitterung und 
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Deräufferlihung der ewigen Heiligfeit Gotted und des Meiis 
ſchen in der Zeitlihfeis Sondern der Zuftand, der bleiben 
foll, ijt der der Gnade und Heiligung. Durch Chriſtus 
iſt das Verſtaͤndniß des Geſetzes eroͤffnet, oder vielmehr die 
wirkliche innere Anſchauung der goͤttlichen Heiligkeit, aus der 
das Geſetz hervorging, gegeben, und durch den heil. Geiſt, 
den er verheißen, wird die Kraft es zu erfuͤllen gewährt, und 
der Wille Gottes bey jedem einzelnen Falle, ſein Ruf dem 
Menſchen eingegeben. — | 

Das aber ift die Tugend des Geſetzes, daß td dem Men» 
ſchen von der Hciligfeit und dem Ernft Gottes Kunde gibt, 
und ihm die Unmöglichkeit, vor Gott zu beftehen, aufzeigt 
Das Gefep ift dem Menſchen gegeben, damit er erbebe in 
feinem Zuftand, und feine Zufluht wieder zu der Gnade, 
durch deren Verlaſſung diefer Zuſtand hereinbrach, nehme, 
und, da er ſich nad der Sünde diefer Gnade unwerth und 
unfähig erfennt, das Beduͤrfniß des Mittlerd und Erlöfers 
empfinde. Es iſt alfo gegeben, nicht damit es erfüllt werde, 
fondern daß ed ein Zuchtmeifter auf Chriftud fey. — 

Die rationalütifche Anſicht iſt hier im den verderblichftent 
Irrthuͤmern befangen. Cie hält das Handeln nad Grund» 
fügen : beym einzelnen Menfhen, die nackte Herrfchaft der 
Geſetze im Staate für das Hochfte und abſolut Vollkom⸗ 
mene, und fie wähnt, daß der Menſch, was er ald vers 
nünftig eingefehen, auch fofort wirklich erfüllen koͤnne, ob» 
wohl ihr die Erfahrung täglich zeigt, daß die Philoſophen 
ihre Grundfäße bei Seite legen, wo fie ihren Neigungen 
widerfprehen, und daß die Lehrer und Führer des Liberas 
lismus und des Eonftitutionellen Syſtems felbft die Ver— 
faffungen, dad Werk ihrer Ueberzeugung, zu Ihren Sweden 
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verlegen, wenn ihnen dazu Macht gegeben ift. Wenn der 
Menſch, wie «8 jest der Fall ift, in der Vergeffenheit der 
göttlihen Gnade Iebt, jo iſt er ſchlechterdings zu aller 
Bflichterfüllung unfähig, «8 iſt daher eine thoͤrichte und ver- 
geblihe Erwartung, daß er die Gefeße des Staats gegen 
feine Neigung befolgen werde aud dem Grunde, weil er fie 
für vernünftig erkennen muͤſſe. — 


Fuͤnftes Kapitel, 
Die Gerehtigfeit Gottes und die Strafe. 


Weſen der Gerechtigfeit Ableitung der Strafe aus der Gerechtiafeit. Schwie— 
rigfeit hierbey und deren Köfung. Epvecififhe Bedeutung der Etrafe nad) 
diefer Ableitung, ihr Unterſchied von verwandten Beanriffen, ihr Unters 
fchied von der Bedeutung der Strafe nah andern Theorieen, — Das 
Etrafmaad. Dreyfache Art der Sünde, dreyfache Art der Strafe Gottes, 
Korreſpondenz zwiichen Sünde und Strafe. Die auf der Gerechtigfeit 
folgende nothwendige Baſis und die aus der Persönlichkeit Gottes folgende 
frene Anordnung der Strafe — 

Gott kann nad) feiner Gerechtigkeit dad Bofe nicht un= 
gejtraft laſſen. ' 

Die Gerechtigkeit Gottes ift ein Corrolat feiner Perſoͤn— 
lichkeit. Immer dafjelbe zu wollen, der Unveraͤnderliche zu 
feyn, gehört zum Begriffe der hoͤchſten Perfonlichkeit 5 Ges 
rechtigkeit aber iſt diefe Unveränderlichkeit in Beziehung auf 
die freygefchaffenen Weſen. Denn Gott will hier unabänder- 
lich die Freyheit diefer Weſen, mithin die Moglichkeit des 
Boͤſen; aber eben fo unabanderlih will er die ausſchließliche 
Geltung feined eigenen Willens und Gebothes. Daraus er- 
gibt fih die Nothwendigkeit und die Bedeutung der Strafe. 

Unmöglid oder ungefchehen kann oder will Gott die bofe 


Stahl Keditsphit. I. ı. 6 
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That nicht machen. — Daß nicht wieder geflindigt werde, 
das iſt nicht hinreichend für die ausfchließliche Geltung feines 
Willens, denn diefer Wille ift ja doc) verlegt worden. Die 
Verletzung fordert eine Wiederherftellung, und diefe ift die 
Strafe. Das empfindet jedes Gemuͤth. 

Allein für die Forſchung bietet fich bier die große Schwie— 
rigfeit : 

Wenn Gott die Uebertretung zuläßt, die Doch gegen 
feinen Willen ift, wie kann eine Wiederherftellung feines 
Willend darin liegen, daß der Thäter einen Schmerz em— 
pfinde, was Gott ja auch urfprünglich nicht will? In wel- 
chem Zufammenbang ftehen die bofe That d. i. die Ders 
legung des gottlihen Willend und der Schmerz des Ihäters ? 
Wenn z. B. der eine den andern mordet, wie fann das 
göttliche Gebot, das Leben heilig zu achten, dadurch wieder 
hergeftellt werden, daß auch der Mörder getödtet wird? Eine 
Wiederholung des Uebels in der Welt, follte man denken, 
kann dody nicht dem gottlihen Willen ein Erſatz feyn für 
das erite Uebel! 

Daß es, wie Kant ſagt, ein Widerſpruch ſey, wenn 
das Gute geboten iſt und das Schlechte geſchehen darf, iſt 
einleuchtend; aber daraus iſt noch nicht erklaͤrt, wie dieſer 
Widerſpruch dadurch beſeitigt werde, daß der Boͤſe die Strafe 
leidet. — Man ſollte meinen: entweder es muͤſſe das 
Schlechte ruͤckwaͤrts wieder aufgehoben, ungeſchehen gemacht 
werden koͤnnen, oder dieſer Widerſpruch ſey eben unver— 
meidlich. Wie er durch Strafe, durch Zufuͤgung eines Uebels, 
geloͤſt werden koͤnne, das eben und das allein iſt die Schwie— 
rigkeit. | | 

Die Berlegung ded Geſetzes kann nicht dasjenige feyn, 
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wad Gott abfolut nicht will; fondern diefed abfolut 
von ihm Nichtgewollte ift nur die Herrfchaft des Willens, 
der das Gefeß verlegt, Daß der Menſch das Geſetz nicht 
übertrete, fordert wohl das göttliche Gebot, aber nicht die 
göttliche Gerechtigkeit. Diefe fordert nur, daß das Reich 
‚der freyen Weſen Feine andere Herrfchaft anerfenne als die 
Gottes. 

Jede That nun enthaͤlt eine Herrlichkeit, es iſt eine un— 
endliche reelle Macht in ihr, eine abſolute Wirkung. Das 
Thatloſe, Paſſive iſt das Gehorchende, die That iſt Herr— 
ſchaft. Dem Menſchen iſt mit der Moglichkeit der That 
eben auch die Herrfihaft gegeben 5 allein Diefe darf er nur in 
und mit Gott haben, nicht gegen ibn, „Handelt er nun boͤs, 
fo hat er gegen Gott eine Herrlichkeit in der Belt. Nicht die 
That felbjt und ihren Erfolg ungefchehen zu machen, Fann 
nun aber die göttliche Gerechtigkeit fordern, fondern nur diefe 
Herrlichkeit der That, nur diefe iſt zu brechen, und Fann fie 
gebrochen werden, fo ijt der Widerſpruch gelöft. — Die Herr= 
lichkeit ift natürlich nicht eine Herrlichkeit der That, fondern 
des Thaͤters, alſo er, der diefe Herrfchaft fih anmaßt, muß 
überwältigt, die höhere göttliche Herrlichkeit an ihm beur— 
Fundet werden. Dieß kann nur dadurch gefchehen, daß er 
zum blos Beherrfchten, zum Paſſiven, zu demjenigen was 
nicht handelt, fondern dem Handeln ald Object unterliegt, 
gemacht. wird, und die iſt dad Leiden (wie ſchon das Wort 
bezeichnet), der Schmerz, der Tod. — Der Wille, die Per 
fonlichfeit des Menfchen wirft fih in der böfen That zum 
Herrn gegen Gott auf, diefer Wille, diefe Perfönlichkeit felbft, 
nicht in einzelnen Handlungen, fondern in dem, was er als 
Wille will, in feiner Subſtanz muß niedergebeugt werden. 
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Der Wille aber ded Menfchen nad) feiner gottlihen Natur 
will handeln, d. i. herrſchen, nicht leiden, die Einwirkung 
auf ihn, die ihn uͤberwaͤltigt, die Niederdruͤckung iſt deshalb 
der Schmerz oder die Vernichtung. — So kann die freye 
boͤſe That ſtehen bleiben und die Freyheit ſie zu wiederholen, 
aber das was nicht ſeyn ſoll, die Herrſchaft gegen Gott, 
welche der Thaͤter durch ſolche That uſurpirt, wird aufge— 
hoben, und dies allein fordert die Gerechtigkeit. Das Boͤſe 
ſelbſt, indem es ſo zu Boden gedruͤckt wird, muß nun ge— 
rade als Grundlage der Verherrlichung Gottes dienen. Die 
zeitliche That und Herrſchaft des Suͤnders muß ſonach durch 
eine noch maͤchtigere, durch die ihrer Macht nach ewige That 
der Beftrafung überwältigt werden. Alſo nicht feine Gebote 
halt Gott aufrecht nach feiner Gerechtigkeit durch die Strafe, 
fondern fein Reich und feine Herrlichkeit. 

Es iſt aber die Strafe Feine Ungerechtigkeit gegen den 
Menfchen. Im Gegentheil er wird durch fie in eben der 
Unwandelbarkeit feined Weſens erhalten , die er ald Gottes 
Ebenbild nad) feiner urfprünglichen Idea haben fol. Die 
Beftrafung iſt auch fur ihn ſelbſt, in feiner wahren Per— 
jonlichkeit wie fie in “Gott iſt, eine Genugtljuung. Daher 
die Sehnfucht der Herven des Alterthums nad) einer Strafe 
ihrer Schuld, dad Verlangen fo vieler Verbrecher gerichtlich 
bejtraft zu werden, diefe Genugthuung zu leiden. Der Menſch 


nimmt Theil an der Wiederherftellung des göttlichen Weiche, Re 


das ja zugleich fein Neich ift, wenn fie auch durch fein per— 
fonliched Leiden, fo weit er aufjer Gott ſich befindet, ge= 
ſchieht. Bon diefer Vorftellung iſt befonders Kant erfüllt, 


und fie gibt feiner Anfihe des Strafrechts die Würde, durd) 


welche fie fich vor den fpatern auszeichnet, 
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Die Strafe unterfcheidet fid demnach wefentlih von 
Rache; denn die Rache will das Leiden um des Leidens wil- 
len, die Strafe aber will es nur, damit im Reiche der Gei- 
fter der unheilige Wille des Menſchen nicht Recht behalte, 
fondern allein der heilige Wille Gottes gelte. Sie unterfchei- 
det ſich in gleicher Aeife von Wiedervergeltung, denn 
fie befteht nicht, Damit dem Sünder auch das wieder ge= 
hehe, was er Gott oder dem Nähten zugefügt, fondern 
nur damit die Herrlichkeit Gottes, die an fih und immer 
beitehen foll, an ihm beurfundet werde. Die Deduction der 
Strafe aud dem Sabe des Nichtwiderſpruchs, wie Kant fie 
gibt, iſt nicht hinreichend; denn man muß ihr entgegnen: 
nach diefem Satze darf entweder das Bofe gar nicht moͤglich 
feyn, oder wenn es möglich ift und wirklich geſchieht, wird 
es durch die Beltrafung nicht ungefehehen, alfo der Wider: 
fpruch nicht gehoben. Voͤllig nichtig ift Hegels Anficht der 
Strafe. Denn abgefehen davon , daß er blos die bürgerliche 
Strafe kennt und von der göttlichen nichts weiß, findet er 
das Weſen der Strafe blos darin, daß bey ihrem Begriff 
fowohl dad Verbrechen ald dad Recht, welches dafjelbe auf- 
heben foll, gedacht werden muß, ‚Die eigentlihe Frage aber, 
‚wie denn dad Verbrechen durch fie auch wirklid und reell 
aufgehoben werde, hat er ſich nicht einmal aufgeworfen. Es 
ift fhlechterdingd dad Weſen der Strafe nicht zu begreifen ; 
wenn man vom Geſetze ausgeht, ftatt von der Gerechtigkeit 
und Herrlichkeit ded lebendigen Gottes *). 

Die Strafe hat nach) der Gerechtigkeit in Art und Maaß 


*) Lind über das Naturrecht unferer Zeit als Grundlage der 
Strafrechtstheoricen. 
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ein Berhältniß zu der Uebertretung, es ift Feine Willkühr 
wie geftraft werde. Dann aber muß es auch einen Verglei— 
chungspunkt unter beiden geben. Wäre Strafe Vergeltung 
im Sinne der Nahe, fo wäre der Vergleichungspunkt der 
Schmerz felbit. Was Gottes Wille dur) die Sünde gelits 
ten, daß müßte der Wille ded Suͤnders wieder leiden; diefe 
Borftellung liegt der Talion zu Grunde, Nach der wahren 
Bedeutung der Strafe aber iſt der Vergleichungspunkt die 
Herrlichkeit im geiftigen Neiche, welche durch beyde Thaten, 
die Sünde und die Strafe beurkundet wird. Hierin muß die 
Strafe der Uebertretung gleich Fommen, und diefe überwin« 
den. In der Art und in dem Maaße, wie der Menſch fich 
aufgelehnt hat, fo muß er auch niedergedruckt werden. 

Nun iſt die Sünde ded Menſchen dreyerleys der erfte 
Abfall von der Gnade, die ftete Verletzung des Geſetzes in 
Folge derfelben, und endlih die Zuruͤckſtoßung der Gnade 
und Erlofung, da fie wieder angeboten ıft. Diefem entfpricht 
dad dreyfache Strafgericht Gottes: die Ausſtoßung aus dem 
Paradiefe in unfern jeigen Zuftand nach dem Suͤndenfall, 
die Nemefis für die täglichen Sünden, fey es in der Ge- 
ſchichte oder jenfeits, und endlich dad ewige Gericht über die 
Unbefehrten. Die Strafe der erften Sünde ift ein Zuftand, 
weil fie felbft nicht eine ifolirte That, fondern ein Heraud« 
treten aus dem göttlichen Weſen ift, alfo nicht Todtung des 
Menfhen, Krankheit, Schmerz u. f. w., jondern der Zu= 
ſtand, daß er dem Tode, der Krankheit, dem Schmerz un« 
terworfen iſt. Die erfte Sünde ift aber eine unendliche, ab- 
folute, unvergleichbare, fie ift ein völlig freyer grundlofer 
Sprung in dad Boͤſe, ed ift Fein Uebergang zwifchen dem 
urfprünglichen Stande der Unſchuld und dem der Suͤnde. 
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Alle andern Sünden fegen ſchon die fündige Natur des Men— 
ſchen voraus, fie find die Aeußerungen derſelben, daher end» 
liche , ein Weniger und Mehr. So iſt denn auch das Uebel 
der Beſtrafung fuͤr den erſten Abfall ein unendliches, abſo— 
lutes. Alle Uebel in der Zeitlichkeit find nur relativ, ſelbſt der 
Tod, der den ſchon Sterblihen trifft, ift nur ein relatives 
Uebel, er entzieht ja nur eine begränzte Anzahl der Jahre. 
Der Unterfchied von Unſterblichkeit und Sterblichkeit aber iſt 
ein unendlicher, diefe Kluft ift nicht auszufüllen. Die Strafe 
des Suͤndenfalls ift nur in einer Beziehung endlich und bes 
ſchraͤnkt, daß die Möglichfeit der Erloſung ihr noch verbleibt. 

Nach der Urfünde kann nur noch eine Sünde unendlich), 
abfolut feyn, und von unendlicher Beftrafung, nemlich die 
jenige, durch welche der Menſch jene erite Sünde felbft jet, 
nachdem er diefelbe im ihrer ganzen Wirkung erkannt, nod) 
einmal auf ſich nimmt, die Verſtockung gegen die Gnade 
und Erlöfung, um getrennt von Gott zu bleiben, und fid) 
durch ſich, für fi zu behaupten. Das ift Die Suͤnde gegen 
den heiligen Geift. Sie erft iſt die vollfommene abfolute 
Sünde, und ihre Strafe die abfolute unendliche, von ihr gibt 
es Feine Erlöfung mehr, weil fie ja gerade ſelbſt darin beiteht, 
diefe von fid) zu ftoßen. 

Alle andern Sünden im zeitlihen Zuftande aber, wie 
fie felbft endlich find, ſaͤmmtlich bedingt durch jene erite, ſaͤmmt⸗ 
lich nicht den ganzen Menſchen, ſondern nur einzelne Bezie⸗ 
hungen ſeines Weſens uud Thuns durchdringend, ſo fordern 
ſie nach der Gerechtigkeit Gottes auch nur eine endliche Strafe, 
die Er ſelbſt wieder nach ſeiner Gnade zu einer Pruͤfung und 
Laͤuterung fuͤr die Gnade macht. Bey dem ewigen Gericht 
aber werden ſie wie die Schrift ſagt, alle vergeben, nur die 


88 I. Bud. II. Abſch. Der Menfc und fein Verhältniß zu Gott, 


unendlihe Sünde, die Sünde gegen den heiligen Geift wird 
nicht vergeben werden, 

In den unendlichen Berhältniffen nun decken ſich die 
Sünde und der Schmerz der Strafe. Der abfoluten und vols 
ligen Aufleynung des Menſchen gegen Gott, der Sünde gegen 
den heiligen Geift entfpricht die abfolure Niederdruͤckung deffelben, 
nemlich feine völlige Unfeligkeit. Diefe Sorrefpondenz ift eine 
bejtimmte , und das Urbild der Strafgerechtigkeit, fie liegt 
Ihon in dem Weſen Gottes und feiner Gerechtigkeit. Aus 
ihr gehen die Relationen zwifchen den endlichen Suͤnden und 
Strafen hervor, und deswegen ift auch unter ihnen ein unge— 
fahres Berhältniß, ein Strafmaas. Aber die Art, wie Gott 
den Menfchen leiden läßt, damit feine Heiligkeit und Herr: 
ſchaft ſich beurfunde, ift durch das Weſen feiner Gerechtigkeit 
noch nicht gegeben. Die beftimmte Feftfegung der Strafe iſt 
eine freye That Gottes. Demnach ift unfer irdiſcher Zuftand 
mit feiner Not) und Unfeligkeit Feineswegs gerade fo wie er 
it, das unvermeidliche Ergebniß des Gerichts über den Abfall, 
Diefelbe entſprechende und doch freye Zutheilung enthält auch 
die Nemefid in der Gefchichte. Auch fie ift nothwendig nach 
der Gerechtigkeit in ihrer Baſis, aber frey nad) dem göttlichen 
Rathſchluß Mn ihrer individuellen Geſtaltung. Sie ift uner- 
forfhlih für den Menfchen, nur in einzelnen Zügen macht fie 
fih auch dem menfhlihen Auge offenbar, und bier zeigt fie 
denn durch den Sinn und abfihtlihen Gedanken in Art und 
Maas des Leivend die Wahl des perfonlichen Geiftes. Sie 
macht einen Fünftlerijchen Eindruck, den die Poeſie und ge⸗ 
rade in ihrer hoͤchſten Gattung, der tragiſchen, wieder zu geben 


ſucht. 


So verhaͤlt es ſich denn auch, was die aͤuſſerliche Gerech⸗ 
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tigkeit ded Staats über Verbrechen betrifft, Die hoͤchſte 
Strafe ift ohne Zweifel Todtung des Verbrechers, und ge- 
hört ohne Zweifel auf das hoͤchſte Berbrechen, auf dad Ver— 
brechen gegen die Exiſtenz des Staates, den Hochverrath, 
und gegen das Leben des Menſchen, den Mord. Unter den 
einzelnen Verbrechen und Strafen beſteht im Allgemeinen 
ein Maas, und daſſelbe ergibt ſich, wenn das ganze Bereich 
der Verbrechen und Strafen vom Hoͤchſten bis zum Gering— 
ften in ihren Abjtufungen geordnet und in gegenfeitige Rela— 
tion gebracht wird, ald ein Ganzes. Allein genau beftimmte 
Strafen, dab z. DB. gerade die Zahl der Jahre die Art der 
Behandlung bey einer Freyheitöitrafe das allein Richtige wäre, 
find niemald abzunehmen, weil die Anforderungen der Ge— 
rechtigkeit fih nicht hierauf erſtrecken. Es beſteht bloß eine 
nothwendige Bafis für das Maas der Strafe, fein relativer 
Anhaltspunkt bey jedem einzelnen Verbrechen it dad Ver— 
hältniß zu den andern Verbrechen und ihren Strafen, der 
abfolute, für alle Verbrechen und Strafen dad Verhaͤltniß 
ſaͤmmtlicher zu jenem höchjten Verbrechen und feiner Strafe. 


Schftes Kapitel, 
Die Berföhnung, die Rechtfertigung und 
Die Heiligung. 


Das Weſen der Verſöhnung. Erwirkung derfelben durch das Opfer Chriſti 
und den Glauben. Verhältniß des Glaubens und der Werfe. Die Heilie 
gung als Folge der Rechtfertigung. — 

Die Berfohnung fommt aus der Barmherzigkeit Gottes, 
und fie bejteht darin, daß die Gnade wiederfehrt, Die Strafe, 
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welche die Gerechtigkeit fordert, wird durch fie nicht aufges 
hoben; diefelbe wird aber, da fie aufferdem eine ewige feyn 
müßte, in eine zeitliche verwandelt. Die Berfühnung wird 
bewirkt durch die Buße, d. i. durd Neue und willige An— 
nahme des verhängten Leidens, Der Menfih, der einft dem 
liebenden Gott fich nicht hingeben wollte, gibt fih nun dem 
ftrafenden bin, darin liegt die Suͤhne, welche die Gnade 
wieder erlangt. Es iſt ein furchtbarer Irrthum, daß man 
jest fo haufig glaubt, die Unterlaffung der Sünde fey beffer 
ald Buße, letztere gar für unmännlih hält. Wohl wird die 
wahre Buße die Unterlaffung bewirken, aber die Kraft der 
Suͤhne liegt immer nur in ihr und nicht in der Unterlaffung. 

Buͤßen Fann aber nur der Keine, Nicht im Momente 
der Sünde Fann ein Menſch büßenz fondern nur in dem 
Momente, wo er frey von der Verfuhung if. Nur hier 
kann er rein von dem Schmerz über dad Boͤſe erfüllt feyn, 
und nur bier ijt fein Hinnehmen der Strafe ein williges, 
indem er den göttlichen Drud empfindet und ſich dennoch in 
Feiner Weiſe gegen Gott auflehnt. Wie beym einzelnen Mens 
ſchen, fo verhält ed fich auch bey der Menfchheit, wie bey 
den einzelnen bejtimmten Sünden, fo mit der Sünde uͤber— 
haupt und im Ganzen. Der Menſch oder die Menfchheit 
müßten um die Sünde zu buͤßen frey feyn von der Sünde, 
Aber weder der einzelne Menſch nod die Menfchheit hat 
einen foldhen reinen Moment, der nicht blos von bejtimmten 
Sünden, fondern von der Sünde überhaupt frey iſt. Hierin 
liegt dad Bedurfniß des göttlichen Erlöferd. Der Eine, nad) 
deſſen Bilde der Menſch urfprünglich gefhaffen worden, der 
die Liebe felbft it, welche die Gerechtigkeit verfohnen will, 
wird Menfh und des Menfhen Sohn, um zu büßen, um 
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den Schmerz der Menſchheit über die Sünde als feinen eige— 
nen zu empfinden, und die Strafe die fie treffen foll, ſelbſt 
und willig zu leiden. Er ift die Menfchheit, denn durch ihn 
und in ibm ift fie gefhaffen worden. Durch diefed Band 
der Menſchheit zu Chriftus un Urſprung und im Dafeyn 
kann er fie vertreten und für fie einftehen. Er ijt aber der 
Keine, er Fann den Schmerz und die Strafe der Sünde ald 
der Reine empfinden. Indem er nun anftatt der Menfchheit 
bußt, ift die Verſoͤhnung für fie bewirkt, es ift die Suͤnde 
vor der Gerechtigkeit Gottes yetilgt, die Strafe — Tod, 
Schmerz, Irrthum — zur zeitlihen gemacht, und der un« 
mittelbar wirkenden Gnade, dem Geiſte, den Gott ausfendet 
zur Heiligung, die Stätte wieder bereitet. Das kann aber 
nur denjenigen zu Gute fommen, die wirklich eins mit dem 
Berföhner find. Nun ijt die Einheit aller Menſchen in Ehris 
ſtus zwar dem Dafeyn nad) gegeben von Ewigkeit her, da 
alle durch ihn gemacht find; allein dem thaͤtigen Willen nach 
ift fie zerriffen und muß wieder hergeftellt werden durch That. 
Diefe That der Wiedervereinigung mit Chriftus, um der 
Berfohnnng theilhaftig zu werden, ift der Glaube an ihn, 
ald den Sohn Gottes und Erlofer. 

Es ergibt fih hieraus das Verhaͤltniß des Glaubens 
und der Werke, Der Glaube ijt es welcher rechtfertigt. Wie 
der Menſch einſt, da er Gott ſchaute, ihn freventlich verließ, 
jo muß er fi) jetzt zu ihm wenden, da er ihn nicht ſchaut 
in der Naht des Glaubens. Wie er einft im Befise der. 
Bolllommenheit, diefe nicht in Gott fondern in fich felbft 
empfinden wollte, fo muß er jest in völligem Verzicht auf 
eigne Vollkommenheit, ohne Erwägung der eignen guten 
oder bofen Werke, feiner Gnade ſich hingeben. Der Glaube 
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it das direkt Entgegengefeßte der Urſuͤnde, er macht daher 
der Rechtfertigung, der Tilgung derſelben theilbaftig. Sein 
Werk iſt gerecht vor Gott, mithin Feines gut, das nicht aus 
den Glauben fommt. Denn es fann fein Menſch Gutes thun 
ohne daß er mit ort verfohnt ift für fein ſuͤndhaftes Wefen, 
die Theilnahme an der Eühne verfehafft aber nur der Glaube, 
Die Werfe find deshalb nicht entbehrlich, fondern wenn «8 
der rechte Glaube ift, fo erzeugt er fie; weil der rechte Glaube 
nicht ohne die Liebe Gottes beiteht, und die Gnade erwirbt, 
aus der alle guten Werke kommen. Die Werke find ferner 
auch nicht ohne eignen felbjtftändigen Werth; denn in der 
ganzen Schopfung wird alle Wirkung fofort felbftftändig 
gegenüber der Urſache. Die Werke find wohl fein Berdienft 
des Menſchen, das er fich felbjt gegeben, das iſt aber aud) 
der Glaube nicht. Beyde entitehen nur durch die Gnade 
Gotteö, und baben ihr Werdienft bei ihm nur durd) feine 
Gnade. Und wie Gott aus Gnade dem Glauben ein Ber: 
dienst beylegt, fo auch den Werfen, die aud ihm kommen. 
Allein zur Rechtfertigung Fonnen die Werke nie auch nur das 
Geringite beytragen. Was für eine Beziehung hat die Reihe der 
beiten Thaten mit einer vorangegangenen fohlechten? Diefe kann 
durch fie nimmermehr aufgehoben, die Gerechtigkeit Gottes 
durch fie nicht gefühnt werden. Nur abgefehen von der 
Rechtfertigung haben fie ihren eignen felbftftändigen Werth, 
e8 ift der felig zu preifen, der nicht blos den rechtfertigenden 
Glauben befist, fondern auch noch gefegnet ift, eine Fülle 
guter Werke auözurichten. Und der Menſch, der gute Werke 
verrichtet, obwohl er hierin nur die göttliche Gnade walten 
läßt, erwirbt ſich dadurch dennoch diefe Gnade wieder in 
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veichlicherem Maas, wie gefchrieben fteht: wer bat, dem 
wird gegeben werden. « | 

Dies alfo ift die Rechtfertigung für die Sünde deö Mien- 
fhen: der Opfertod Chriſti und die Theilhaftigfeit an ihm 
durch den Glauben. Sie muß vorausgehen, damit Gott 
dem Menfchen den Geiſt zur Heilligung, den er nad) der 
Gerechtigkeit verwirft hat, wieder fenden koͤnne. Bevor die 
begangene Sünde, das Koften von der Frucht der Erfennt- 
niß, gefühnt ift, darf der Menſch nicht effen vom Baume 
des Lebens. Der Baum ded Lebens iſt aber nichts anderes, als 
die Heiligung, durch welche der Menſch faͤhig iſt, das Ange— 
ſicht Gottes zu ſchauen und eins mit ihm zu werden, Erbe 
ſeines Reichs fuͤr die Ewigkeit. Die Rechtfertigung muß da— 
her der Heiligung vorausgehen und ſie moͤglich machen; nicht 
umgekehrt, daß der Menſch eſſe vom Baume des Lebens, 
damit er dadurch den Frevel der erſten That ſuͤhne. Die 
Heiligung iſt nicht der Grund der Suͤndenvergebung, ſon⸗ 
dern ihre Folge. Es iſt eine ungenaue Auffaſſung ihres 
Verhaͤltniſſes, wenn geſagt wird: unſere Heiligung iſt un— 
ſere Rechtfertigung, und die ganze Erſcheinung Chriſti, ſein 
Tod, ſeine Lehre ſind nur Mittel, uns zu heiligen, damit 
wir dann durch dieſe Heiligung gerechtfertigt werden und ſo 
die Sünde ſuͤhnen. Vielmehr iſt zu ſagen: der Verſoͤhnungs— 
tod Chriſti und unſer Glaube an ihn iſt unſere Rechtferti— 
gung, und dieſe Rechtfertigung iſt das Mittel, daß wir ge— 
heiligt werden koͤnnen. Zuerſt kam der Erloͤſer in die Welt, 
und dann erſt der heiligende Geiſt. Wie es der Welt im 
Ganzen widerfuhr, ſo widerfaͤhrt es auch noch immer jedem 
einzelnen Menſchen. — Wuͤrde die Heiligung als Grund der 
Rechtfertigung betrachtet, ſo wuͤrde dadurch zwar nicht ein 
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eigned Werdienft des Menfchen gelehrt, da ja aud) die Hei- 
ligung nur von der Gnade Fame; aber es läge darnad) 
doch in der Vollkommenheit ded Menſchen ein Grund, der 
für die vergangene und die auch nachher ſtets wiederkehrende 
Suͤnde rechtfertigte. — Die Rechtfertigung und Vergebung 
der Suͤnde darf aber nie als etwas fuͤr ſich Abgeſchloſſenes 
betrachtet werden, das von der Heiligung getrennt werden 
koͤnnte. Iſt die Suͤnde hinweggenommen, wirkt die Gnade 
wieder, fo kann die Heiligung nicht ausbleiben. Die Suͤn— 
denvergebung wird deshalb in fo vielen Stellen des Evanges 
liums als der hochite Zweck behandelt, weıl alled andere von felbft 
aus ihr folgt. Die Rechtfertigung entjteht fonach nur zum 
Zwecke der Heiligung, und wirft nothiwendig die Helligung, 
und ed Fann niemand felig werden ohne die Heiligung, 
Wenn fih nun der Menſch ver Gnade hingibt im Glau— 
ben, fo wird fein Innerfted umgewandelt, ſogleich. Er wird 
zwar zunaͤchſt durch fie nicht vollfommen, nicht fittlih, aber 
er wird ſogleich durd fie religios, er fühlt fich wieder in der 
rechten Weife an Gott gebunden, Er erkennt feine Suͤnd— 
lichkeit und fein Unvermögen , die Sünde zu überwinden, er 
fuht daher nicht mehr auf anderem Wege ſittlich zu 
werden — durch eigenkräftige Erfüllung ded Geſetzes — ald 
durch göttliche Führung und Hilfe. Und nur auf diefem 
Wege, von diefem Grund aud vermag der Menſch auch all- 
mäbhlig der Bolllommenheit ſich zu nähern. Died unterfcheis 
det den Befehrten von dem Unbekehrten. Nur wer den rech= 
ten Weg betritt, Tann das Biel erreichen. Der Unbekehrte, 
der auf ſich felbft baut, wenn er nah Tugend ftrebt, wird 
immer irgend eine Grundfünde feines Weſens beybehalten, 
welche durchaus ihn beherrfeht, bethört, Der Bekehrte aber 
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fommt allmählig zur Erfenntniß, und wenn aud) nit zur 
völligen Ueberwindung ‚ doch zur Erfchütterung aller feiner 
Sünden. Selbſt aber bey gleicher Stufe firtlicher Vollkom— 
menheit, d. i. bey gleicher Erfüllung der Pflichten ift nur der 
Bekehrte der wirflih Sittlihe, weil die Erfüllung der Pflicht 
nur dann wirklich gut und fittlich ift, wenn fie in der Ge— 
bundenheit Gottes gefchieht. Die Tugenden ded Unbekehrten 
find glänzende Lafter. So empfängt, der fi) der Gnade hin- 
gibt, eine Kraft die Sünde zu überwinden, die fein Handeln 
fo weit er überwindet, wirklich fittlih (vollfommen und gott 
gefällig) macht, und fo weit er nod) erliegt, ihn auf dem 
rechten Wege zum Fünftigen Sieg forttreibt, died ift die Hei» 
ligung hienieden. Sie ift nur der rechte Weg zur Vollkom— 
menheit ( Gittlichkeit ), fie ijt aber Feineswegs ſchon dieſe. 
Kein Menſch wird frey von Sünde, Es iſt nur eine ftete 
Steigerung. Die Bolllommenheit tritt erjt jenfeitd ein, wenn 
die fündige Natur des Fleifches abgelegt it. 





Dritter Abſchnitt. 
Die Menfhheit und das Reid, 


Jedes einzelne Geſchoͤpf iſt nach Vorigem in hoͤherem oder ges 
ringeren Grade ein Abbild Gottes. Die Mehrheit der Ges 
ſchoͤpfe aber von jeder Arc foll nicht das Abbild Gottes ſeyn, 
fondern fein Reih. Beruht alle organifche Bildung in der 
Melt und die Erfhaffung bewußter Geifter darauf, daß Gott 
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in jedem Gefchaffenen fein eignes Wefen offenbart, fo das 
Reich darauf, daß er all dieſes ihm ; ähnlich Gebildete mit 
feinem Geiſte beberricht. 

Der Begriff des Neiches bezeichnet nichts anderes, ald 
eine Mehrheit in fich befchloffener: gleichartiger Wefen, in ſo— 
fern fie von einem Hohern beherrfcht find. Er fest alfo die 
MWefendeinheit der vielen Gefihöpfe voraus, denn der Herre 
feher ft auch der Schöpfer , und er fihuf fie aus Einem Stoffe, 
fo wie er fie zu Einer Herrfchaft bejtimmte. Wir nennen 
daher nur die Wefen, die unter fi) von gleichem Stoffe find, 
ein Neid, fo dad Minerals, Pflanzen=, Thierreich — zulegt 
die Menfchheit. — Alle Herrfchaft aber iſt lebendig, thaͤtig, 
und beſteht darın, daß Weſen, die auffer dem Herrfcher ihr 
Dafeyn haben, feine Intelligenz und feinen Willen in fid) 
aufnehmen. Nur das iſt Herrfihaft und Neih. Wenn wir 
daher die Naturprodukte einer Art ein Neich nennen (Mines 
ral-⸗, Pflanzenreih), fo denken wir und den Verſtand, der 
in ihrer Stufenfolge ausgedrückt ift, in dem Momente des 
Schaffens, handelnd, berrfchend und von ihnen aufgenommen, 
wir denfen an die Naturgefhihte im eigentlichen und 
wortlihen Sinne Wahrhaft ein Neid) und eine Beherr- 
fhung ift erft das fittlihe Reich, das Neich der That, in 
welcher der hoͤchſte Geiſt über fein Ebenbild, über Geifter, 
und darum auch erft feiner Natur gemaß herrſcht. Hier erſt 
iſt Herrſchaft im eigentlichen Sinn, ein fteted Handeln des 
Herrfcherd und ein fteted thätiged Aufnehmen feines Willens 
bey den Gefchöpfen. Die Menſchheit ift das eigentliche Reich. 
Und auch fie iſt es erſt da volllommen, wo die Menſchen 
nicht mehr blos durch die auffere Macht Gotted gelenkt, * 
dern durch ſeinen Geiſt innerlich erfuͤllt ſind. 
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Iſt nun bey den einzelnen Geſchoͤpfen ein Stufengang, 
je nachdem ſie in geringerem oder hoͤherem Grade das Ab⸗ 
bild des goͤttlichen Weſens ſind, ſo iſt in den Reichen ein 
Stufengang, je nachdem eine groͤßere Weſenseinheit unter 
den Geſchoͤpfen beſteht, und je nachdem die Beherrſchung 
durch Gott eine mehr innerliche und geiſtige iſt. So geht die 
Stufenfolge vom Mineralreich aufwärts zum Reich der Mens 
ſchen, und von hier wieder durd die Perioden der Geſchichte 
bis zu dem ewigen Reich, woelched das letzte Ziel der Schoͤ⸗ 
pfung und Gedichte it. 


Erſtes Kapitel 
Die Einheit des Menſchengeſchlechts. 


Die Einheit in der unorganifhen Natnr, in der oraanifhen und dem Thiers 
reich, in der Menſchheit. Ideale Einheit im Gedanfen Gottes, reale in 
der wirklichen Vrofreation. Beziehung der Grundlehren des Chriftens 
thums zu diefer Einheit, Unauſtöslicher Zufammenhang dee chriftlichen 
Glaubenslehre mit der hriftlichen Eittenlehre, 

Schon in der unorganifchen Natur ijt eine Einheit ded 
Stoffs, aber die Einheit ift hier blos im Gedanfen des Schoͤ⸗ 
pferd nicht in ihr ſelbſt; denn er bildete fie nicht aus einem 
Keime. Eine höhere Einheit hat die organijche Natur und 
dad Thierreih, hier gründet fie ſich ſchon auf Fortpflanzung; 
allein theils ift fie doch bey den verfchiedenen Gattungen uns 
terbrochen, theild fehlt überhaupt noch das eigene Gefühl und 
Bewußtfeyn der Einheit, Die innigfte Einheit des Weſens ift 
daher in der Menfchheit. 

Die ältere Theologie hat drey verfehiedene Borjtellungs« 
weifen über die Einheit des Menſchengeſchlechts. Nach der 
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einen beſteht eine unaufhoͤrliche Schöpfung der einzelnen Mens 
ſchen abgeriffen vom Geſchlecht, nad) der andern ein blofed 
Evolviren der Einzelnen aus der Gattung vom erften Men— 
fchen her ohne neued Zuthun Gottes, nad) der leuten endlich 
eine Praͤexiſtenz, d. i. eine Vorher= alfo wohl Simultans 
beftimmung aller Einzelnen. Bey allen diefen Anſichten ft 
dad eine oder dad andere, entweder die Thätigkeit Gottes, 
oder der eigene innere Zufammenhang der Menſchheit auffer 
Acht gelaffen. 

Schon im erjten Menſchen ift die ganze Menfchheit der 
göttlichen Abfiht und Anfhauung nad) enthalten; allein nicht 
ald eine fhon in ihn niedergelegt, fondern als eine aus ihm 
erft zu erzeugende. Die Schöpfung des erften Menfchen ift 
nur der Anfangdpunft , von weldhem Gott feine weitere 
Produktion fortführe, fo daß jede fpätere Individualität in 
Beziehung auf die frühere von ihm gedacht, alfo nad) ihr 
beitimmt, aber dennoch eine neue eigenthuͤmliche Schöpfung 
Gotted ift. Gott führt aber die Gefchlechter aud dem Men— 
ſchen felbjt heraus, weil er ihn ald ein felbitftändiges Weſen 
fhuf, die ſchon gefchaffene Individualität ift felbft mitbeſtim⸗ 
mend bey der erjt zu fchaffenden, und darauf beruht die 
wahre Wefendeinheit, die Einheit, welche die Menfchen nicht 
blos im göttlihen Gedanken, fondern aud) in ihrem eignen 
reellen urfähhlichen Zufammenhang untereinander haben. Die 
Einheit des Bluts iſt die Einheit ded göttlihen Gedankens, 
der immanent von dem erften gefhaffenen Leibe aud zu neuen 
fortfchreitet; fie ift aber auch zugleich die Einheit der Menfchen 
felbft, indem die Eltern Gott gleich aus ihrem Weſen die 
Kinder zeugen. Daffelbe gilt auch von der Einheit der geis 
ftigen Natur. Es ift eine Wechſeldurchdringung göttlicher 
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und menfchlicher Fortbildung , wie in allem unferm Dafeyn 
und Handeln. Daſſelbe Berhältniß wie bey dem Ganzen 
der Menſchheit ift es auch bei ihren Fleinern Streifen , bey 
Familie, Stamm, Volk. Ueberall beſteht die Einheit in der 
göttlichen Geſammtbeſtimmung und in der Gemeinfhaft des 
Stoff, die durd den Stammvater gegeben ift, wahrend 
dennoch durch jede Zeugung eine neue und felbftftandig wirk— 
fame Individualität ſich ſondert. Es ift ein die Menfchheit 
herabwürdigender Gedanke, daß fie niht von einem Stamm— 
vater, fondern von mehreren zugleich auögegangen feyn follte. 
Dadurch würde die innerfte Einheit in ihr fhwinden, welche 
der Charakter ded geiftigen Daſeyns iſt, und fie in die Stufe 
der Thierwelt herunterfinfen. 

Aus diefer Wefenseinheit erflärt fi) das gemeinfame 
Yamilien= und Nationalgefühl, nach welchem Freude und 
Schmerz, Ehre und Schmah, welche die Familie oder die 
Nation im Ganzen treffen, von jedem ihrer Glieder wie feine 
eigenen empfunden werden, fo wie die Zurechnung, welche 
Familien, Dynaftieen, Bolker im Ganzen trifft, die Neme— 
ſis, die in ihren Schickſalen unverkennbar waltet. Eben 
daraus erflären ſich aber auch die beyden größten TIhatfachen 
der Gefchichte, in welchen die Menſchheit als Einheit erfcheint: 
die Erbfünde und die Erlofung. Denn Adam ift der Urftoff 
der Menfchheit, Chriftus aber ihr Urgedanfe in Gott, beyde 
lebendig perfonlih. Die Menſchheit ift eines in ihnen, des— 
halb ward des Menfchen Suͤnde allen zur Sünde, ded Men- 
fhen Opfer allen zur Suͤhne. Jedes Blatt eined Baumes 
kann für ſich grünen oder verwelken; aber jedes leidet durch 
die Krankheit der Wurzel und.geneft durch ihre Heilung. 

Je flaher nun ein Menfch it, defto mehr wird ihm 
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alles ijolirt erſcheinen; denn auf der Oberfläche liegt alles 
auseinander. Er wird in der Menſchheit, in der Nation, 
ja in der Familie felbjt blos Individuen fehen, bey welchen 
die That des einen mit der ded andern feinen Zufammens - 
hang hat. Je tiefer aber jemand ift, defto mehr dringen ſich 
ihm diefe innerlihen , aus dem Mittelpunft fommenden Bes 
ziehungen der Einheit auf. Ja die Liebe des Naͤchſten felbft 
ift ja nur die tiefe Empfindung diefer Einheit; denn nur mit 
dem man fich als eines erkennt und fühlt, den liebt man, 
und die hriftliche Moral befichlt nicht anderes ald die Liebe 
Gotted und des Nähten. Was die chrijtliche Nächftenliebe 
für dad Gemüth, das ift jene Einheit des Menfchengefchlechts 
für die Erfenntniß. Iſt die Sünde dur Einen und die 
Erlöfung durch Einen nicht moͤglich, fo ift auch das Gebot 
der Nächitenliebe unverftändig, Der hriftlihe Glaube und 
die chriftlihe Sittenlehre find daher wirklich unauflöslich. 
Das Chriſtenthum bewirkt in der Geſchichte einen Fortfchriet 
Ahnlidy wie der vom Thierreih zum Menfchen dadurch, daß 
es die Wefenseinheit der Menfchen offenbarte und empfinden 
lehrte, die im Alterthum bey der Scheidung der Volfer aus 
dem Bewußtfeyn gefchwunden war. 


Zweytes Kapitel, 
Zeitlidhes und ewiged Reid, 


Die Beſtimmung der Menfchheit- Weſen der Geſchichte als des zeitlichen 
Reiches, Der Fortſchritt in der Beidhichte und feine Hemmung durch die 
Eünde. Das Hereingreifen des ewigen Neiches in die Geſchichte Das 
ewige Reith als nothwendiges Ziel der Schöpfung und Gedichte. — 


Die Menſchheit ift geſchaffen, damit fie dad wahre d. i. 
dad ewige Neich Gottes ſey. Allein ein Zuftand, dem Reiche 





1. Kap, Die Einheit des Menfchengefhledts. 101 


Gottes gerade entgegengefeßt, ift durch die That des Menfchen 
bewirkt worden. Bon ihm aus foll nun die Menfchheit zu 
dem Zuftande ihrer Beftimmung geführt werden. Diefe Füh- 
rung ift denn das zeitliche Reich, die Gefhichte, Sie ift zeit— 
lich, weil fie durch einen Wechfel der Generationen geht und 
durch eine Stufenfolge von Zuftänden, die nicht bleiben follen. 
Gott ift über der Begebenheit, uber dem Wechfel der Zuftände, 
daher über der Zeit, Deögleichen aud der Menfch, wenn er 
in Gott if. Nun aber auffer Gott ift er abhängig von der 
Begebenheit, von den Zuftänden, felbft dem Wechfel unter= 
worfen, er it unter der Herrfchaft der Zeit. 

Die Sünde hat das zeitliche Neich begründet. Es geht 
daher aud von dem Zuftande der Trennung, die Menfchheit 
ift getheilt in Volker und Sprachen, in Berufszweige und 
Stände, wie die urfprüngliche Wahrheit in einzelne Strahlen, 
die volle Beftimmung in verfchiedene Nichtungen zerfplittert 
find. Es geht aud vom Zuftande der Noth und des Elends, 
Es geht aus vom Zuftande der Verblendung und der Unwiſ— 
fenheit. — Und feine Führung ift aufferlih, eine Führung 
durch Schickſal und Begebenheit, fo daß der Plan Gottes 
vollbracht wird, ohne daß die Menfhen ihn wollen oder auch 
nur kennen. 

Diefen zeitlichen Zuftand erhebt die Gefchichte von Stufe 
zu Stufe; aber fie vermag nicht ihn der Art nach dem ewigen 
näher zu bringen. 3 ift ein ſtetes Näherrücen der Voͤlker, 
eine Mittheilung ihrer Bildung, ein wechfelfeitiges Erlernen 
der Sprache, aber nie eine Einigung der Voͤlker, eine Bil- 
dung nur von Einer Wurzel aus, eine allgemeine Sprache. 
Es iſt eine Abhuͤlfe der Noch durch Fleiß und Anftalten, nie 
eine Befreyung von der Noth, es ift eine Durchbildung der 
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Erfenntniß zur Slarheit und vollftändigen Bewußtheit , nie 
eine Enthüllung des Verborgenen, das da eigentlich wiffens- 
werth iſt. Ed wird wohl die Führung innerlicher, der Menſch 
erkennt immer mehr die nächlten Ziele und Erfolge, auf welche: 
ver Bang der Begebenheit hinausſtrebt, aber er erfährt nicht, 
was denn dad Ende aller Diefer Veränderungen feyn foll. Und 
mit diefem Fortfchritt ver Annäherung, der Einfiht, der Bil- 
dung, des Wohlſtandes entfaltet fi) immer auch die Sünde 
in reihem Maaſe, und aus ihr Fommt neue Berblendung und 
Verkehrtheit, neue Feindfeligfeit, neue Noth, endlich jtete Ab— 
nahme und Audzchrung der Lebenskraft. So bleibt immer 
eine luft zwifchen dem zeitlichen und dem ewigen Zuftande, 
welche die Gefchichte mit ihrer Entwicelung nicht ausfüllen, 
die fie durch Feine Lebergange vermitteln Fann. 

Das hat den Grund, daß die Gefchichte aufferhalb des 
gottlichen Weſens vor ſich gebt, daher nur die fehon urfprüng» 
lich) der Menſchheit beygegebenen Kräfte von Gott gelenft und 
entwicfelt werden, nicht ftetö neue aus der Fülle feines Weſens 
ihr zuſtroͤmen. Gleichwie in der Natur, ſeitdem fie der Menſch 
in feinen Fall gezogen, feine Schöpfung mehr ift, fondern 
blos Entfaltung, alfo ift auch in der Menfchheit felbft, fo 
weit fie blos den Entwicelungsgang der Gefchichte geht, eine 
bloße Entfaltung ihrer Natur, ded Guten und ded Schlechten, 
feine Steigerung ihred innerjten Weſens und Vermoͤgens, 
kein wirklicher Fortfchritt, Immer bemüht ſich der Menſch, 
den Fuß von dem Boden zu löfen, auf den er gebannt ift, 
und immer vergeblich. Das ift das ermüdende Einerley der - 
Geſchichte, die troftlofe Wiederkehr der Dinge. 

Penn die Gefhichte blos Gefhichte, blos zeitliched Reich 
waͤre, wieder Unglaubige fie betrachtet, jo koͤnnte ſie auch in der 
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That nimmermehr ein Band zu dem ewigen Reiche haben, 
Allein das ewige Reich felbft greift ſchon hienieden ein in das 
zeitliche. Gott wirft zu beſtimmtem Momente fhon in ver 
zeitlichen Führung der Gefhichte zugleich nad) feiner ewigen 
Weiſe, nad) welcher er unmittelbar eingreift und alled gegebene 
Weſen umändert und die Welt und den Menfchen über ihre 
eigene unvolllommene Natur erhebt. Das ift die Offenbarung, 
die Gnade, dad Wunder. Denn dad Wunder ift die ewige. 
Weiſe der Wirffamkeit Gotted. Es ift denn aud) die ihm na= 
tuͤrliche Wirkſamkeit. Daß er die gegebene Natur, und die 
bewußtlofe wie die menfchliche in ihrer Mangelbaftigkeit nad) 
ihren eigenen Bedingungen gewähren und fich entfalten läßt, 
ift gerade dad Gott Widernatürliche und nur entftanden durch 
die Unnatur der Sünde, Offenbarung, Gnade, Wunder 
wirken überall aud dem für und zufünftigen, für Gott immer 
gegenwärtigen Reich in die Gefchichte herein, ald etwas von 
ihr felbft und ihrer Weife der Lenfung und Entfaltung im 
Innerften verfchiedened. Sie binden dad Zeitlihe an das 
Ewige und führen ed zu ihm, fonft fonnte es nie dahin gelan— 
gen. Mit dem Beginne der Gefchichte daͤmmert auch fehon die 
Dffenbarung — in der Verheißung, die fih von den früheften 
Generationen, den Patriarchen, durch die ganze Gefchichte 
des judifchen Volks hinzieht. Sie tritt vollfommen in die Welt 
mit der Erfcheinung Ehrifti, mit der Ausgiefung ded Geifted 
und der hriftlichen Kirche, bey der der geoffenbarte Glaube durch 
ein Wundgr, dad da verheifen worden, immer bewahrt wird. 

Der einzelne Menſch aber wird über die Entwicfelung feined 
natürlichen Wefend erhoben durch die Gnade, fie bringt ihn 
mit einem Ruck, den er im blinden Glauben mitmahen muß, 
über jene nicht ausfüllbare Kluft. 
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Selbft jener relative Fortfchritt in der Gefhichte koͤnnte 
nicht vor fich geben ohne diefe Wunderwirfungen Gottes, die 
dad menfchlihe Wefen von Grund aus umwandeln, ohne 


diefe Strahlen aus dem ewigen Reich. Die Erfcheinung Chriſti 


iſt auch fuͤr den natuͤrlichen Entwickelungsgang der Menſch— 
heit der Wendepunkt, mit dem die Annaͤherung der Voͤlker, 
die Ueberwindung des menſchlichen Elends durch die geſelligen 


Einrichtungen, die dauernde und fruchtbare wiſſenſchaftliche 


Erkenntniß ſammt allen ihren Folgen beginnt. 

Die Bervollkommnung der Geſchichte iſt ſonach nie eine 
Annäherung an das ewige Reich, d. h. fie iſt nie ein Verlauf, 
eine Reihe, die von felbft an ihrem Ende dad ewige Reh 
würde. Aber fie ift doch eine Vorbereitung für daffelbe, fos 
wohl für fein einzelnes Hereinwirfen in die Zeitlichkeit ald für 
feine legte vollfommene Ankunft. Denn es werden durd) fie 
immer im Voraus die Kräfte und Einrichtungen bereitet, die 
fodann der Gnade, wenn fie in die Welt fommt, ald Mittel 
und Gefäß dienen. Es wird durd) fie immer gleichſam der 
Erdenfloß von auffen und innen zugerichtet, daß nur der 
Odem Gotted nod) fehlt, damit dad Werk vollendet fey. Co 
war zur Zeit Chrifti alles vorbereitet in den Weltverhältniffen : 
der Univerſalmonarchie und der gefelligen Einrichtung der Römer, 
der Bildung der Griechen, der Voͤlkerwanderung, daß fein 
Reich auögebreitet werden Fonnte. So ift gegenwärtig in der 
Ausbildung der wifjenfchaftlihen Erkenntnif und den Ver» 
hältniffen des Staats alled vorbereitet, um eine allgemeine, 
innerlihe und dauernde Herrfchaft des Ehriftenthums zu be= 
gründen, fo wie die Gemüther wieder vom Geift ergriffen 
werden, — 


So befördert die Geſchichte in ftetem Fortfritt die Ans 
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näherung der Menfchen. und Völker, die Audbildung der Ers 
Fenntniß, die Innerlichkeit der göttlichen Herrfchaft. — Wenn 
fie aber ihre Beftimmung erfüllt haben wird, dann wird wie⸗ 
der durch eine Wunderwirfung Öotted , und die ungeheuerfte 
von allen, dad ewige Neid) Fommen, welches verheißen ift, 
dad Neich, in dem alles Getrennte geeint iſt, alle Auffere 
Herrfchaft und Lenkung aufhört, und die Menfchen eines We⸗ 
fend und Wollend mit Gott werden, Dieſes Reich ift die 
Erwartung ded hriftlihen Glaubens, es ift aber auch der noth« 
wendige Schlußſtein, auf welchen die ganze ftufenmäßige Ente 
wickelung in der Schöpfung und Geſchichte hinausſtrebt, ohne 
den fie felbft nicht begreiflih, ein für und Sinnloſes wäre. — 
Wenn es die Zeit feyn wird, daß diefed Neid) Fomme, dann 
werden auch wieder auf dem Wege ded Wunders die Todten 
auferweckt werden zum ewigen eben. — 

Es ijt eine vergeblihe Bemühung der ganzen ungläubigen 
Philoſophie, die Unfterblichkeit der menſchlichen Seele zu bee 
weiſen, d. i. fie aus der Natur derfelben abzuleiten. Seiner 
Natur nach ift der Menfch, feit demtdie Sunde Macht anihm hat, 
nicht unfterblich, fondern fterblih, und deswegen ftirbt er. 
Wie er in der Zeit erfchaffen ift, fo hat er auch Feine Macht 
der Ewigkeit in ſich felbft. Nur ein Wunder kann ihn unfterb» 
lih machen, d. h. nur der freye Entfehluß und die unmittel= 
bare That Gottes, der ihn gefchaffen zum Leben, der ihn 
preiögegeben dem Tode nad) feiner Schuld, Fann ihn auch 
wieder erwecken zum unfterblihen Dafeyn und wird ihn dazu 
erwecken. 
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Drittes Kapitel, 
Die Lebensverhältniffe und das Redt. 


Die Verhältniſſe der menfchlichen Gemeinihart als Leib der Geſchichte. Der 
ftete Sortichritt der Weltepodhen in der Vorherrſchaft der Geſchichte über 
diesen ihren Leib , und in feiner eigenen Ausbildung. Die Bedeutung des 
Rechts, als der Schluß diefed Buches. — 

Wie nun der einzelne Menſch in ſeinem zeitlichen Daſeyn 
eines Leibes bedarf, als Werkzeug des Geiſtes, ſo auch bedarf 
die Menſchheit als zeitliches Reich, d. i. ſo bedarf die Ge— 
ſchichte eines Leibes als Werkzeug fuͤr die Beherrſchung und 
Fuͤhrung. Dieſen Leib bilden die dauernden ſittlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe: das Vermögen , die Familie, der Staat, die Kirche, 
Eie find jeded in ſich gegliedert, es ergangen fih in ihnen die 
Menſchen nad) der Berfchiedenheit ihres Berufs, fie find auch 
ſaͤmmtlich untereinander wieder gegliedert zu einem Ganzen, 
fie ergänzen fich gegenfeitig ald ein Leib. Das ift aber weder 
der Leib der Menfchheit, noch der Leib Gottes, fondern eben 
der Leib ded Neiches, d. h. fie find der Träger und dad Werk⸗ 
zeug, durch welche Gott in der Gefchichte die Menfchen führt, 
und fie feiner Führung fich hingeben und ihr folgen. Diefer 
Leib hat denn auch) einen andern Bliederbau ald der ded Men 
fen. Der Leib, welcher Träger des individuellen Geiſtes ift, 
hat Glieder und Organe für Ernährung, Fortpflanzung, 
Wahrnehmung u. ſ. w. Der Leib hingegen, welcher Träger 
des Neichs ift, Glieder und Organe für dad Herrfchen und dad 
Beherrfchtwerden. Es ift dies zwar ein fittlicher Fein phy— 
filher Leib, denn er muß fid bilden und erhalten durch das 
Handeln der Menfchen, aber dennoch wirklich und im eigent= 
lichſten Sinne (nicht blos bildlich) ein Leib , weil dieſes Hane 
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deln erfolgen muß unausbleiblih, die Berhältniffe, wel⸗ 
de es bildet, darum ftets vorhanden find als ein bereiteö 
Werkzeug für die Führung Gottes, und umgekehrt feine Fuͤh⸗ 
rung fi immer diefed Werkzeuges bedient. 

Das Verhaͤltniß der Geſchichte und diefes ihred Leibes ift 
daher Fein anderes als das des einzelnen Geifted und feines 
Leibes. Jene beſteht aus beſtimmten Thaten und Begeben⸗ 
heiten, welche goͤttliche Fuͤhrung und menſchliche Mitwirkung 
in jedem Augenblick frey erwaͤhlt und vollbringt, dieſer hin⸗ 
gegen aus allgemeinen ſtets dauernden Banden (Gliedern) 
und ihren nothwendig und regelmaͤſſig wiederkehrenden Ver⸗ 
richtungen. | ; 

Und ed iſt ein fteter Fortfihritt in den Perioden der Gee 
ſchichte, daß fie felbft, d. i. diefreye Lenkung Gottes mit der er die 
Gemüther ergreift und das freye Handeln der Menfchen, im- 
mer vorherrfchend werde über diefe dauernden Bande, und 
daß diefe ihre Geftalt immer mehr dazu ausbilden, um Träger 
und Werkzeug, alfo wirklicher Leib für fie feyn zu Tonnen. 
Es zeigen in diefer Beziehung die Epochen ungefähr eine aͤhn⸗ 
liche Stufenfolge, wie die Reiche der Natur. — Man fonnte 
dad Alterthum mit der Schichtung feiner Kaften, der Recht« 
lofigfeit der einzelnen Menſchen, fo daß fie nur ald Maffen 
in Betracht kommen, der Starrheit und Unfruchtbarkeit feiner 
Formen, die ohne lebendig fortpflanzenden Trieb hoͤchſtens 
einmal in den gefeyerten Republifen den Kryftallen ähnlich 
zur Blüthe gelangen, der unorganifchen Natur vergleichen. 
Die Berhältniffe des Mittelalterd, wie fie überall üppig aufs 
hießen und fih mannichfach entfalten und fortbilden, aber 
ohne innered Bewußtfeyn und ficher beherrfchende Ordnung, 
find aͤhnlich der organifhen Natur. — Die neue Zeit erjt 
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bildet das gefellige Band wirklich zu einem Leibe, der ſowohl 
organisch fruchtbar fi) fortbildet, ald auch Träger der Frey» 
heit und Intelligenz ift, und dem Geifte, der dad Zeitalter 
befeelt, zum ftetö bereiten Werkzeug, die Menfchen alle zu 
durchdringen und zu beherrfchen, dient. 

Nun hat aber jeder Leib nicht blos eine Einheit über ſich 
an dem Bewußtfeyn, zu deffen Dienfte er beftimmt ift, fons 
dern eben dazu auch eine Einheit in fid) felbft : den Zuſammen⸗ 
hang der Glieder, ihr ISneinandergreifen zu gegenfeitiger Er- 
haltung, zur gemeinfamen Berrihtung, zur Schönheit des 
Bildes. Died ift die Gliederung, ded Leibe. Go denn aud) 
die menfchlihen Werhältniffe, welche der Leib des zeitlichen 
Reichs Gotteö feyn follen, haben eine Gliederung, welche fie 
untereinander und die Menfchen in ihnen bindet — und 
diefe Gliederung ift dad Recht. 





Zweytes B u ch. 
Das Recht. | 


Erſter Abſchnitt. 
Die Natur des Rechts. 


Erſtes Kapitel. | 
Die NRechtöverhältniffe und der Begriff des Rechts, 


Standpunkt der Unterfucdhung. — Beſtimmung der Rechtsverhältniſſe, daraus 
ihr Inhalt und die Art ihres Beſtandes. — Das Recht. — Verhältniß des 
Rechts zur Eittlichfeit, untericheidende Merkmale der rechtlichen und fitt- 
lichen Berhältnifie. — 


Um das Weſen des Rechts zu erkennen, muß man ed in 
dem ganzen Zufammenhang betrachten, in welchen ed ein- 
greift, ald Eine große Anftalt, welche Gott zu ihrer gewiſſen 
Beſtimmung eingefeßt hat. Es kann nicht abgetrennt werden 
von den Berhältniffen, welche es ordnet; denn nur um diefe 
zum rechten Beltand zu bringen, wie dad Wefen eined jeden 
ed fordert, iſt ed vorhanden. Es Fonnen die Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe einzeln und miteinander verglichen uber fein Wefen eine 
Aufklärung geben, Denn die Beftimmung des Rechts befteht 
unmöglich in folden Merkmalen , die jede Nechtdanftalt einzeln 
für ſich enthielte — die alfo durch Vergleichung einiger gefuns 
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den werden Fonnten —; fondern nur darin, was diefe Vers 
hältnifje in ihrer Totalität dur ihr Zuſammenwirken erfuͤl— 
len, welche Bedeutung ihnen ald einem Ganzen in dem Ganzen 
des menfchlihen Daſeyns zukommt. — Es ift alfo zuerft das 
Weſen und die Beltimmung der Nechtöverhältniffe in ihrer 
Gefammtheit zu unterfuchen. Daraud wird fich fodann erft 
ergeben, was dad Recht ift, wie ed zur Sittlichkeit ſich vers 
hält, welche Verhaͤltniſſe der rechtlichen, welche der fittlichen 
Anordnung unterliegen follen, wie der Charakter der beyden 
Anordnungen fid) unterfeheidet ‚ und zwar alled aus welchem 
Grunde und zu welchem Ende. — 

Dad Wefen und die Beftimmung der Redhtöverhältniffe 
in ihrer Geſammtheit aber ift (wie im legten Kapitel des 
vorigen Buches gezeigt worden), daß fie den Leib bilden für 
das zeitliche Neicy Gottes. Sie gleichen daher diefem feinem 
Reiche, und dienen demfelben ald Werkzeug. Danach beftelen 
fie aus drey Öliederungen: 

Die erfte ift die Freyheit und dad Bermoͤgen — das Ab- 
bild der Freyheit Gotted und feiner Macht über den Stoff, 
ihn zu beherrſchen, in ihm zu fchaffen. Da Gott nad) feis 
nem Plan der Gefchichte die individuellen Charaftere der 
Menſchen bildet, und fie ſich auserſieht, jeglichen zu befonderem 
Beruf und zu befonderer Lebensmweife, fo dient die rechtliche 
Sicherung der Perfon und ded Vermögens ihm ald Mittel, 
daß fie dem befondern Trieb, den er in fie gelegt, ungehindert 
folgen und dad Werk, zu dem er fie bereitet, vollbringen 
mögen. | 

Die zweyte ift die Familie Sie ift das Abbild der 
ſchoͤpferiſchen Liebe Gottes, dad innigfte Band der Perfonen, 
aus welchem ihr Ebenbild gezeugt wird, — Es ift die Familie 
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und ihre fittlihe Ordnung, durch welche Gott fein Ebenbild 
unendlich vervielfältigt „ indem er aus ihr die Fülle der In⸗ 
dividualitaͤten leiblid) hervorgehen, und durch Erziehung geiftig 
bilden laßt. 

Die dritte Gliederung iſt der Staat und die Kirche. Zum 
Staat gehören aber auch fowohl die Elemente, aus denen er 
gebildet ijt, Gemeinden und Stände, ald die Gemeinſchaft der 
Staaten, nad) welcher er jtrebt. Staat und Kirche find dad 
Abbild ded Geijtes, welcher alles Gefchaffene und ihm ſelbſt 
Nachgebildete beberrfcht als fein Reich, das Abbild des Reichs 
im engern Sinne d. 1. feiner Beherrfhung felbft. Der Staat 
iſt für das zeitliche Reich der Gefchichte dad Organ aller Fuͤh— 
rung und Entwicdelung. Die Kirche aber ift dad Organ für 
das ewige Reich, fo weit es ſchon gegenwaͤrtig und wirkſam 
iſt in der Zeitlichkeit, um die Erkenntniß, die Seligkeit, die 
Einigung, die einſt ſeyn werden, der Menſchheit mitzutheilen. 
— Alles, was in der Geſchichte erreicht wird durch die natuͤr⸗ 
liche Entfaltung und Lenkung des Menſchengeſchlechts, das 
geht durch die Vermittelung des Staats, alles, was für die 
jenfeitige Welt geworben wird durd) dad Wunder der Offen: 
barung und Gnade, dad geht dur die Vermittelung der 
Kirche vor fih. — 

Diefe drey Gliederungen aber find Eins. Cie bilden zus 
fammen nur Einen Leib unaufloslih, fo daß Feines diefer In— 
ftitute faktiſch ſich erhalten oder fittlich genügen kann, ohne 
die andern. Wenn fie gleich in der Drdnung zu einander 
ftehen, wie fie hier aufgeführt wurden, fo daß Staat und 
Kirche die Familie und ihre Profreation, und daß die Familie 
die perfonliche Freyheit und das Vermoͤgen des Einzelnen 
ſchon faktifch zur Vorausſetzung haben, fo beſtehen doch auch 
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die erjtern entweder gar nicht oder doch nicht in ihrer Wahr- 
heit, wenn nicht die leßtern mit ihnen find. Denn wie Dee 
ftände Freyheit ohne den Schutz des Staatd, welche Bedeus 
tung hätte dad Vermögen ohne die Bande der Familie, und 
was wäre die Familie ohne Staat, der fie ordnet und ohne 
Kirche, die fie heiligt? So find die fimmtlichen Rechtsverhaͤlt— 
niffe eine in fich gefchloffene gedankenvolle Welt; denn fie find 
das Abbild und die werfzeugliche Einrichtung (Drganidmud ) 
defjen, der fie eingefest und feines Reiches. — 

Als Leib aber haben fie nothwendig ein Dafeyn Forper- 
licher Art. Eine aufferlihe Geftaltung — im Einzelnen 
die unaudbleiblihe Erfüllung, im Ganzen ein unauögefehter 
Beſtand, wenn auch die Gefinnung, aus welder ihre Geſtal— 
tung hervorging, längft nicht mehr wäre — ift ihr Charakter. 
Sie dauern wie alled Leiblihe, einmal zum Dafeyn gefommen, 
in ſich ſelbſt durch ſich felbft fort. Es ift darum fo alt, als 
das Bewußtfeyn, älter als die eigentliche Gefchichte der Voͤl⸗ 
fer, daß Eigenthum, Familie, Staat, Kirche in ihrem weites 
ften Begriff, diefer ganze große Gliederbau ded menfdlichen 
Geſchlechts beſtehen, nicht blos ald Anforderungen, ald innered 
ſittliches Bewußtſeyn, fondern als Auffere verwirklichte Anftals 
ten, und fie haben feitdem nie aufgehört zu beftehen, und 
wir erbliden die Menfchheit nicht auffer diefer Geftalt, gleich 
wie den Menfchen nicht auffer feinem Leibe, während die andern 
fittlihen Berhältniffe, wie Glaube, Liebe, Wohlthätigkeir, 
Freundſchaft, Erkenntniß, Patriotismus ald dem Geiſte und 
der That angehoͤrig ſich in jedem Augenblick neu etzeugen 
muͤſſen, um zu ſeyn, und darum im Laufe der Zeiten ihre 
Aeuſſerungen eben ſo oft vermißt werden als gefunden. 

Nun ſind es aber doch Perſoͤnlichkeiten, freye Weſen, 
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aus deren gegenfeitigen Beziehungen und regelmäßigen Hand» 
lungen diefer Leib fich bilder. Deöhalb Fann das Band felbft, 
welches fie zu demfelben gliedert, nicht auch ein leibliches 
feyn, fondern nur ein ſittliches — und dieß ift das Recht. 
Dem Beltande nad) find diefe Verhältniffe koͤrperlich, mate= 
riell, eine feſte geſetzmaͤßig fich erfüllende Einrihtung ded Le— 
bend ; aber. der verbindenden bildenden Kraft nad), aus der 
ihr Beltand kommt, find fie geiftig, ſittlich. Sie haben ihren 
Urfprung. in Anforderungen an den Willen und ihre Erfül- 
lung im Handeln; wenn gleich das Reſultat diefer Hands 
lungen eine ununterbrodyene aufjerlihe Dauer if. So z. B. 
bat der Staat ein räumlidyed , man möchte fagen handgreif— 
liches Dafeyn, wie der menſchliche Körper, wenn aber diefer 
durch phyfifche Triebe, Kräfte, Bande gegliedert und bewegt 
ift, fo jener große Körper, der die Menſchen zu feiner Sub» 
ftanz hat, durch innere Weberzeugung, durch ein fittliches 
Bewußtfeyn. Die Beftimmung, daß die Rechtöverhältniffe 
als ficheres ſtets bereites Werkzeug eingerichtet, und daß fie 
dennoch Berhältniffe unter bewußten perfonlichen Weſen feyen, 
fuͤhrt nothwendig zu diefer eigenthümlichen Wereinigung von 
unfreywilligem Aufferem Beſtehen und doch wieder von fitt« 
licher Anforderung und Erfüllung durd) Handlungen, welde 
der entfchiedenfte Charafterzug ded Rechts ift. 

Das alſo ift dad Weſen des Rechts: Die ſaͤmmtlichen 
Rechtsverhaͤltniſſe bilden einen Leib, das Recht aber iſt die 
Gliederung zu dieſem Leibe, es iſt die bildende Kraft, welche 
die Verhaͤltniſſe zu ihm geſtaltet, und das Band, welches 
die Menſchen in ihnen erhaͤlt. Aller rechtlichen Anordnung 
liegt daher ein natuͤrliches Verhaͤltniß zu Grunde, ſie gibt 
ihm die hoͤhere Bedeutung und erhebt es aus dem Zuſtande 
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des Bufalligen und Wechſelnden zu der Dauer und Eidyers 
heit, weldye dad Weſen des unwandelbaren Geifted iſt. So 
grümder fi dad Eigentbum auf den Befig, die Ehe auf daß. 
Gefchlehtöverhältniß, der Staat auf die Einheit der Nation 
und die Gemeinfchaft ihrer Beduͤrfniſſe und Beftrebungen. 
In dem natürlichen Trieb diefer Verhaͤltniſſe ift ſchon dunkel 
die Beltimmung wirffam, welche dad Recht zur Kaarheit 
und unterfchiedenen Gejtalt entfaltet. Das Nechr befteht aber 
nicht aufjer diefen Werhäfmiffen ald bfofe Anordnung, wel 
her die Erfüllung erſt nachzufolgen hätte; fondern es ift im 
Ganzen betrachtet immer fhon verwirflicht und erfüllt in der 
regelmäßigen Uebung und Handhabung derfelben, Unter dem 
Worte "dad Recht (i. objfr. Sinn )« denken wir daher, 
wenn wir unfere DVorftellung genau prüfen, nie den blofen 
Inbegriff der Rechtsnormen, fondern immer fihon zugleich) 
die ſaͤmmtlichen ſchon wirklich nad) ihnen geordneten Verhält- 
nie — des Vermögend, der Familie, ded Staats u. f. w. 
(fo weit immer diefe Verhaͤltniſſe durch die Kraft ded Rechts 
als cine feſte Einrichtung beftehen), alfo den ganzen Rechts— 
zuſtand. So hat auch die Wilfenfchaft des Rechts zu ihrem 
Inhalt: dad Eigenthum, die Servituten, die Erfißung, die 
Eeffion, die Klage u. f. w. und dad find doch offenbar nicht 
bloſe Gefepe, ſondern Berhältniffe, Inſtitute. Es iſt die 
Gliederung nicht denkbar ohne den Leib, gleichwie der Leib, 
nicht ohne ſeine Gliederung. 

Daher kommt es denn, daß, wie im Eingang geſagt 
wurde, keine Trennung Statt hat zwiſchen Recht und ſeinen 
Verhaͤltniſſen, keine Trennung unter dieſen ſelbſt, wenn ſie 
richtig erkannt werden follen. Als Ganzes hat fie Gott ge— 
bildet und eingeſetzt; nur als Ganzes haben fie ihre Bedeus 
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tung. Diefe“ ganze große Anftalt, die fammtlichen Rechts⸗ 
verhältniffe in ihrem gegenfeitigen Zufammentang , wie fie 
durch die inwohnende fittlihe Kraft des Rechts geordnet und 
erhalten werden, find der eine unauflöslihe Leib für das 
Reich Gotted auf Erden. — 

Fragt man nun aber, warum gehören nur diefe ange⸗ 
führten Derbältnifje dem Recht an, warum nicht auch andere 
wie Glaube, Bildung, Wohlthätiafeit, Freundfhaft, Gaſt— 
lichkeit ? fo ift Die Antwort: weil nur in ihnen der Zuſam— 
menhang jenes Leibed bejteht. Denn zum Zufammenlyang 
(Gliederung ) des Leibes gehört nur die Verbundenheit der 
Glieder, nicht das Wirken ded Geijted auf fie, einzeln oder 
zuſammen, und auch nicht wie ein Glied dad andere hier 
und dort berührt, oder je nach den Zwecken berühren fell, 
fondern nur wie eined in dad andere gefügt und mit ihm 
verwachfen ift zum Bau ded ganzen Leibeö. So müjfen denn 
alle Berhältniffe, wenn fie dem Recht angehören follen, aus 
gegenfeitigen Beziehungen und Banden der Menfhen uns 
tereinander beſtehen, durch welde fie ald Glieder an bes 
ſtimmter Stelle in dad allgemeine Dafeyn der Menfchheit 
ergänzend eingreifen. Alles ift auffer dem Nechte, was den 
Menfchen nicht an den Menfhen, fondern unmittelbar an 
ein Höhered bindet, fo religiofer Glaube, Bildung, Herrs 
ſchaft über die Sinnlichkeit, eben fo wad zwar eine Beziehung 
unter den Menfchen ift, aber feine Wirfung bey den Einzele 
nen beſchließt, nicht dad Ganze bedingt, fo Wohlthärigfeit 
der einzelnen Menfhen, Dankbarkeit, Freundſchaft, Gajtlidy- 
keit. Dagegen find Vermögen, Achtung der perfünlichen 
Sreyheit, Familie, Staat, Kirche unverkennbar folhe Vers 
haͤltniſſe, welche die Menſchen aneinander Fetten, und zugleich 


i * 
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über alle fih ausdehnend die Grundlagen ded gefelligen Zus 
ftandes bilden. Dädyte man ſich die Ehe nur ald Band unter 
den beyden Gatten, auffer ihrem Zufammenbang mit dem 
übrigen Ehen und den andern menfchlihen Verhaͤltniſſen, 
wonach fie eine allgemein notbwendige Einrichtung iſt, 
oder dachte man fich die Kirche nur als den übereinftimmene 
den Glauben, nicht als das dauernde Band der Menfchen 
für ıhn, fo fonnten beyde nicht mehr als Nechtsverhältniffe 
erfcheinen, fo wenig als Freundſchaft oder als Gleichheit der 
wiſſenſchaftlichen Nichtung NRechtöverhäftniffe find. — Nach 
demfelben Grunde fcheidet fi denn auch in den einzelnen 
Verhaͤltniſſen felbft wieder ihr rechtlicher und fittliher Be— 
ftandeheil. In der Familie z. B. find die unendlih mannich— 
fachen Aeufferungen der Liebe, der Pietaͤt, die immer indivi— 
duell feyn müffen, die nur in dem ſtets neu fchaffenden ers 
finderifchen Gefühle felbft ihren Werth haben , fittliher Na— 
tur. Durch fie greift die einzelne Familie nicht in den daus 
ernden Bau des allgemeinen Zuftanded ein, fie find nicht 
die Werkzeuge, durch welche Gott die Menfhheit im Ganzen 
beherrfiht und führt. Dagegen die Gemeinfhaft des Stan— 
ded, die Pflicht der Ernährung, die Grenzen der gegenfeitigen 
Achtung müffen in jeder Familie in derfelden Weiſe und zu 
derfelben Wirfung beftehen. Das ift eine notlywendige Grund« 
lage des ganzen gefelligen Lebens , fo daß die Möglichkeit ihrer 
Verruͤckung im Einzelnen den Zuftand ded Ganzen ftören 
müßte. Durch diefe ind Ganze wirkenden unverrücdbaren 
Grundlagen trirt daher die Familie in die allgemeine Gliede— 
rung ded Nechtö cin, über ihnen erhebt fi) fodann das Bereich 
jener freyen, fittliyen Beziehungen. — Eine feharfe Begrenzung 
jedoch läßt fich hier keineswegs ziehen. Es Fonnen je nach 
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den gegebenen Bedingungen yiele Beziehungen als fittliche bes 
laffen oder in die rechtliche Gliederung aufgenommen werden, 
wo fie aber denn ſogleich einen andern Charakter erhalten. 

Durch diefe Entwicelung ift nicht blos der Unterfchied 
von Sittlichfeit und Recht aufgezeigt, fondern auch ihr gegen— 
feitiger Zufammenhang. Das Necht mit feinen Verhaͤltniſſen 
iſt der leibliche Träger des Reichs; deſſen geiftige Beziehungen 
die Sittlichkeit begreift. Die Sittlichkeit ift daher Vollkom— 
menheit des Menfchen und Vollendung des Reichs Gottes, 
das Recht nie Bollfommenheit der Menſchen und auch nicht 
Bollendung des Reichs Gottes ; fondern Vollkommenheit der 
dauernden Verhaͤltniſſe, die demfelben dienen. Die Sittlich— 
keit ift ein Band der Mienfihen an Gott oder der Einzelnen unters 
einander im Geiſte Gorted, dad Recht ein Band der Menfchen 
untereinander, das fie ſaͤmmtlich zu einer organifchen Anftalt 
gliedert. — 


Es muß nunmehr einleuchten, wie die Naturrechtölehrer | 


zur richtigen Einfiht in das eigenthümliche Wefen ded Rechts 
und feinen Unterfchied von der Moral unmöglich gelangen 
Fonnten. Denn ihr Standpunft beftimmt fie zu unterfuchen, 
was Net und Moral für den Einzelnen it. Die Bus 
deutung des Rechts bezieht fih aber nur auf dad Ganze der 
| Menfchheit. Zwey Menfchen auf einer Infel für ewig abges 
trennt von der Welt fonnten und dürften nicht zwifchen rechts 
lihen und fittlihen Anforderungen unterfcheiden. Statt von 
ESittlichfeit und Recht in ihrem vollen Inhalt geben fie vom 
leeren Begriffe des Sitten- und Nechtögefeßed aud. So ent- 
geht ihnen nothwendig die Beſtimmung der Rechtöverhältniffe, 
daß fie der Träger und Leib der großen aeiftigen Gemein— 


ſchaft des Menſchengeſchlechts feyn follen, und ihre Eigen—⸗ 
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thumlichkeit, daß fie unaudgefegt wirklich beſtehen, damit aber 
dad ganze innere Weſen des Rechts. 

Auch die griechiſche Anſicht, Sittlichkeit ſey die Anforde— 
rung des Einzelnen, Recht die des Ganzen, iſt nicht erſchoͤp⸗ 
fend. Nicht alles, was Ethos des Ganzen iſt, gehoͤrt dem 
Recht an, man müßte ſonſt dad kirchliche Dogma, die oͤffent⸗ 
liche Geſinnung, die Anforderung an ein Volk, einem andern 
unterdruͤckten beyzuſtehen u. dgl. gleichfalls dem Rechtsgebiete 
zutheilen. 

Hegel hat nach Schelling die ſtete Verwirklichung 
der Rechtsverhaͤltniſſe als unterſcheidendes Moment hervorge— 
hoben, Dies iſt die wahre Seite feiner Lehre. Allein abge— 
fehen davon iſt fie die falſcheſte, die je verfuht worden iſt. 
Denn nah ihr bilden Recht und Moralitaͤt nicht mehr den 
hauptſaͤchlichen und durchgreifenden Unterjchied. Sondern die 
Moralität ijt das vermittelnde Moment zwifchen dem Recht 


der perfünlihen Freyheit und ded Vermögens auf der einen, 


und den übrigen Rechtsverhaͤltniſſen auf der andern Seite. 
Damit ift die Grundwahrheit, welche alle frübern fejthielten, 
aufgegeben. Der Geiſt (die Moralität ) wird zum blofen 
Zwiſchenglied zwifchen den Theilen der organifihen Gliederung 
gemacht. Dazu Fam Hegel, theild weil er allen Verhaͤlt— 
niffen nur Aufferlihe logifhe Beziehungen (von Gab und 
Gegenfaß) abgewinnt, nie in ihr inneres Weſen und ihre 
Beltimmung eingeht, theild weil er im Ganzen die hoͤch⸗ 
ften Verhaͤltniſſe umkehrt, und überall die Verkoͤrperung 
in den Einrichtungen („den fubitantiellen Geift«) höher hätt, 
ald den lebendigen perſoͤnlichen Geift. 
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Zweytes Kapitel. 
Deffentlihe3 und Privatrecht, 


Der Urgedanfe dierer Eintheilung. Die Charaktere des öffentlichen und det 
Privatrechts. Gewoöhnliche unridtige Nusicheidung und Ur wruꝛug der ſelben. 
Jene drey Gliederungen der Rechtsverhaͤltniſſe dienen, 

wie gezeigt, Gott nach ſeinen drey Einwirkungen auf die Ge— 

ſchichte — ſeiner freyen Schoͤpfung und Erweckung, ſeiner 
fortzeugenden Liebe, feiner allumfaſſenden Beherrſchung — ald 

Leib. In Beziehung auf den Menſchen aber — denn das 

Reich, deſſen Traͤger ſie ſind, beſteht ja in Wechſelwirkung 

Gottes und der Menſchen — in Beziehung auf den Menſchen 

‚erfüllen fie eine zwiefache Beſtimmung, und ſcheiden ſich danach in 
zwey Klaſſen. Die Beſtimmung der einen iſt ed, daß der 

Menſch Gott ähnlich fey, die der andern, daß Gottes Neid) 

und derrlichkeittüder die Menfchen beftehe. Denn mit diefen beyden 

zuſammen ift Sem Reich vollendet. Hierin beſteht der Une 
terjchied ded Privat- und Oeffentlichen-Rechts. Jedes Vers 
haͤltniß, in welchem der Menſch fteht, weil er dad Ebenbild 

Gottes iſt, iſt cin Verhaͤltniß des Privatrechts, in welchem 

er aber ſteht, weil er das Geſchoͤpf Gottes, ihm zu dienen, 

von ihm erfuͤllt zu ſeyn beſtimmt iſt, iſt ein Verhaͤltniß des 
oͤffentlichen Rechts. Das Urbild des Privatrechts iſt das 

Weſen, dad des oͤffentlichen die Herrſchaft Gottes. Erſteres 

enthaͤlt ſonach die perſoͤnliche Freyheit (Leben, Integritaͤt, 

freye geiſtige Entwickelung, Ehre), dad Vermögen, die Fa- 
milie, alfo die beyden erften Gliederungen ; legtered den Staat 
und was ihm angehört ( Gemeinde, Polizey, Strafe, Ge 
richt), dann die Gemeinſchaft der Staaten ( Völkerrecht) 
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und die Kirche. Denn der Menſch ift frey, weil er das Eben» 
bild Gottes iſt, er hat Bermögen, damit er gleih Gott die 
Herrfchaft über den Stoff habe in und auf ihm zu bilden 
und zu ſchaffen, er fteht in der Familie, damit er Kinder 
zeuge aus feinem Weſen, wie Gott von Ewigkeit feinen Sohn 
aus feinem Weſen gezeugt hat. Allein daß er im Staat, 
in der Gemeinde, in der Kirche it, daß er der Polizeygewaltr, 
der Strafe, dem Gericht unterworfen it, das befteht nicht, 
damit er Gott aͤhnlich ſey, denn Gott ijt ja nicht in Staat 
und Kirche, Gott unterliegt Feiner Regierung, Feiner Strafe, 
feinen Gerichte ; fondern dad alled beſteht dazu, daß der 
Menfh von Gott gelenkt werde und fih ihm unterwerfe, 
daß Gott uber alle der Herr ſey. — 

In den Privatverhältniffen ift daher immer der einzelne 
Menfh der Zweck, in den offentliden ein höherer Gedanfe 
über den Menfchen, dort erfeheinen fie als Einzelne ‚gefondert oder 
mit Einzelnen verbunden , bier nur in ihrer großen Gemeine 
ſchaft. Jedes concrete Privatverhältniß ift ein Verhaͤltniß uns 
ter. beftimmten Perſonen, jedes öffentliche aber das einer 
ſächlichen (objektiven ) Anftalt, jenes hört daher mit dem 
Wechſel der Perfonen auf dafjelbe zu feyn, nicht fo dieſes. 
Eine Forderung , eine Ehe, eine Vormundſchaft find nicht 
mehr diefelbe Forderung, diefelbe Ehe und Vormundſchaft, 
jo wie fie nicht mehr unter denfelben Perfonen beitehen. Das 
Eigenthum ift ein andered, fo wie ein anderer der Eigenthüs« 
mer wird. Dagegen der Staat ijt und bleibt diefer Staat 
bey allem Wechfel der Generationen durch dad Band und die 
ununterbrochene Verfaſſung, die Kirche iſt immer diefelbe 
Kirche durch ihr Symbol und durch die Thatſache ver Offen- 
barung , auf die fie fi gründet. Eben fo bleibt die Eivile, 
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die Strafrechtspflege eined Staates immer dieſelbe, bey allem 
Wechſel der einzelnen Rechtshaͤndel und Verbrechen. 

Es ift nach dieſem eine völlige Verfehrung, wenn man, 
wie fo haufig gefchicht, die Poltzey, den Civilprozeß oder gar 
die Kirdye zum Privatrecht zählt, oder auf der andern Seite 
( Burhardi ) die Familie zum offentlihen Recht. Was die 
fo einfahe und untrügliche Ausfcheidung des öffentlichen und 
ded Privatrechts verhinderte, und dadurd) die Meinungsvers 
ſchiedenheit und die Unrichtigkeiten veranlaßte, das iſt eine 
Verwechslung ihres Fundamented. Die Eintheilung in öffent- 
liched und in Privatrecht ift nemlicdy Feine Eintheilung der 
Nehtönormen over der Befugniffe, fondern der 
Rechtsverhältniſſe, und fo meint es aud) jeder noth— 
wendig, wenn er die Frage aufwirft, ob Kirche, Yamilie, 
Prozeß dem einen oder dem andern angehören; denn Kirche, 
Familie find offenbar Feine bloßen Normen ‚ fondern wirk⸗ 
liche, vollſtaͤndige Verhaltniffe. Bey der Beantwortung der 
Frage aber hat die ganze abftraßte Litteratur eine Eintheis 
lung der Rechts normen im Sinne, weil fie den Begriff 
des Berhältniffes überhaupt nicht zu Grunde legt. Cie 
fieht zu, nicht ob die Verbältniffe, fondern ob die Normen 
. zum Zwecke der einzelnen (ad singulorum utilitatem ) beftehen, 
und deshalb von ihnen geändert werden koͤnnen, oder nicht. 
Da fih nun z. B. bey der Familie Normen zum Zwecke 
der vffentlihen Sitte finden, fohin unabänderliche , beym 
Eivilprozefje dagegen Normen zum Zwecke ded Einzelnen und 
von ihm abhängige, fo rechnet fie wrig die Inftitute im Gane 
zen jenes ind vffentliche, diejed ind Privatrecht. Sie nimmt 
bey der Antwort einen andern Geſichtspunkt, ald den fie bey 

der Frage hatte. — 
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Die Ausfheidung der einzelnen Vorfchriften in private 
und öffentliche ijt num wohl an fich gleichfalls ftatthaft, und 
fie ift nad) ihrem praftifchen Intereſſe betrachtet Feine andere, 
ald die in Didpofitiv=- und Prohibitivnormen;z als 
lein fie entſpricht keineswegs jener. Ein öffentliches Inftitut 
fegt viele VBortheile für den Einzelnen feit, und diefe freylich 
find feine Privarfahe, und Fonnen aufgeaeben werden z. B. 
die Appellation des Verbrechers. Eben fo umgefchrt hat je 
des Privatverhaͤltniß öffentliches Intereffe und ftcht fo unter 
Normen , die nicht abgeändert werden dürfen, ohne daß «8 
dedhalb aufhorte, ein Privatverhältnig zu ſeyn z. B. das 
Eigenthum kann nicht ohne Tradition übertragen werden, 
dad iſt publiei juris (eine öffentlich rechtliche Borfhrift); 
aber deöhalb iſt dad Eigenthum fein öffentliches Verhaͤltniß. 
— Diefe Normen find nun feine Berhältniffe, alfo nicht 
öffentliche und nicht private, und umgekehrt find Kirche, Pos 
ligey, Familie, Civil», Straf» Nechtöpflege weder Prohibitiy« 
noch Diöpofitiogefege, weil überhaupt feine Gefege, *) 





2) Die Römer gebrauden die Begriffe jus publicum und priva- 
tum allerdings in beyden Beziehungen, oft um den Unterſchied 
der Rechtöverhältniffe, oft um ben ber einzelnen Rechtsbeſtim— 
mungen bamit zu bezeichnen, allein mit ſicherem Takte. Wenn 
fie ihe ganzes Rechtsſyſtem in jus publicum und privatum 
eintheilen, haben fie nur die Verhältniffe im Sinne, 





{ 
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Drittes Kapitel. 
Das Rechtsgeſetz und die Rechtspflicht. 


Das Rechtsgeſetz — Die Natur der Rechtspflicht und Ihre unteriheidenden 
Merkmale von der ſittlien Pride, Die Rechtspflicht it erzwingbar 
fordert nur die auſſere Handluug, iſt negativ, in conereto erfennbar, und 
bar den Vorrang vor der firtlshen Pflicht bey der Erfüllung, Ableitung 
dieser Charaktere aus der oben bezeichneren Natur des Rechtes. -- 


Durch das firtlihe Bewußtſeyn der Menſchen in ihrer 
Gemeinfhaft und die ihm entjprechende Handlungsweiſe bil— 
der fih das Recht, ald die allgemein beobachtete in den Ver— 
haͤltniſſen ſchon verwirflihte Norm ded Lebens. Das fo aus 
dem gemeinfamen Bewußtfeyn hervorgegangene Necht übt nun 
aber eine ſittliche Macht auf jeden einzelnen Menſchen, die 
ihn auffordert, daß er ihm ald der bereitd beftehenden Ein« 
rihtung gehorche , und diefe Aufforderung ift dad Recht s⸗ 
geſetz. Ihm entſpricht die innere Verbundenheit des Men- 
fhen, diefer Anforderung zu genügen, die Rechtspficht. 
Dad Rechtsgeſetz umfaßt daher nur die Anforderungen, welche 
dad ſchon vorhandene Recht auf die Menfchen übt; die 
Anforderung, daß dad Recht werde, und wie ed werde, 
ift fein Rechtsgebot an die Menſchen, fondern ein fittliches 
an die Nation im Ganzen, Ind ed ift unrichtig, daß der 
Staat nad) dem Rechts geſetze beftehen müffe — denn 
das Rechtsgeſetz beſteht ſelbſt gar nicht vor ihm — ; wiewohl 
es richtig iſt, daß der Staat ein nothwendiger Beſtand⸗ 
theil ded Rechts iſt. 

Das Rechtsgeſetz iſt alſo keineswegs daſſelbe mit Recht. 
Das Rechtsgeſetz bedarf erſt der Erfuͤllung, waͤhrend das Recht 
gerade darin fein Weſen hat, ununterbrochen ſchon zu bes 
jtehen. 
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Die Nechröpflicht aber iſt nad) diefem eine innere Ver: 
bundenheit, die von dem Auffern Bande ded Rechts gewirkt 
wird. Dieſer Urfprung von auffen gibt ihr den befondern 
Charakter im Gegenfag zu den andern, nur fittlihen Pflich— 
ten *), den man auch nicht anders ald den der Aeuſſerlich— 
keit bezeichnen kann. Er beiteht in folgenden Wirkungen : 

4) Die Erzmwingbarfeit. 

Das Recht als fittlihe Gliederung hat fein Dafeyn in 
Handlungen der Menfhen ( dem Produkte der Willkuhr ). 
Dennoch hat es die Beſtimmung, unausgeſetzt verwirklicht zu 
ſeyn, es kann nicht von Willkuͤhr abhangen. Es muß alſo 
die Macht beſitzen, daß ſeine innern Anforderungen auch une 
ausbleiblich ihre Erfuͤllung nach auſſen wirken — dies iſt der 
Zwang. So wirkt das Rechtsgeſetz wirklich von auſſen auf 
den Menſchen; aber weil ed eine von auſſen wirkende Ans 
forderung ift, hat ed deshalb nicht aufgehört, überhaupt An— 
forderung, firtlihe, innere zu feyn. Es find wirflih Hands» 
‚lungen gefordert, erft wenn fie unterbleiben , tritt der Zwang 
ein, und kommt ed dazu, fo ift auch diefe äuffere Noͤthigung 
‚aus firtlihem Grunde hervorgegangen, und der Genöthigte 
hat dad Bewußtſeyn, nicht einer phyfifhen Macht, fondern 
einer fittlihen Macht phyſiſch zu erliegen. Die Urſache des 
Zwangs wurde aljo falfchlid in folhen Merkmalen der Nechtö- 
pfliht gefacht, die ſchon jede einzeln in ſich enthält, und die 
fo aud nur in der Beziehung auf einzelne Menſchen (den 


*) Es ift einleuchtend, daß die Unterfcheidung der fittlihen Pflicht 
und ber Rechtspflicht eine andere ift, als die des Rechts und 
der Sittlichkeit (im erften Kapitel). Dort ift das Ziel, hier 
die Art der Anforderung für daflelbe der Grund ber Unter— 


ſcheidung. 
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Gezwungenen oder den, welder das Ziel des Zwangs iſt) 
beſtehen können. Seine wahre Urſache iſt nur der Charak— 
ter, welchen die Totalität aller Rechtspflichten und welche 
fie fir die Menfchheit im Ganzen hat. Es ift die Beſtim— 
mung der allgemeinen wununterbrohen beftehenden 
Gliederung, niht die der individuellen (Auffern) 
Freyheit, welde ihn fordert. Darum find es auch nicht 
die Einzelnen ‚ welche den Zwang üben, weder getrennt, noch 
zufammengezählt; fondern dies ift der Organismus felbjt, ed 
ift die Macht des Leibes, welche jedes Glied ergreift und zu 
feiner Funktion nöthigt. Die Menfchen find dazu nur feine 
Organe, und find e8 eben nad) der Stellung, welche fie in 
ihm einnehmen. Und die fittliche Rechtfertigung ded5 Zwaͤngs 
im Bewußtſeyn ded Gezwungenen, ift nicht ein Gefühl, daß 
feine Verpflichtung, feine Lebertretung oder feine Verletzung 
anderer Menſchen hier befonderer Art gewefen, fondern es ift 
dad Bewußtſeyn von der Heiligkeit ded Rechts im Ganzen, 
daß died objektive Inſtitut die Anforderung der Menjchheit 
fey, und diefe feine allgemeine Beſtimmung nothwendig sy 
gend für ihn werde. — 

Die Beftimmung ded Rechts fordert aljo den Zwang, 
deöwegen muß jeded Rechtsinſtitut von diefem Zwang beglei— 
tet feyn. Dazu aber gehört nur, daß es den firtlichen Trieb 
der Erzwingbarfeit habe, und diefer fih in einer Anftalt für 
diefelbe beurfunde, Feineswegs ift es dem Begriff des Rechts— 
inftitutd weſentlich, daß diefe Anftalt auch faktiſch überall 
ausreiche. Daraus erledigt ſich die Gtreitfrage über daß 
Voͤlkerrecht. Daß die Anforderungen an die Staaten, Ver— 
träge zu halten, fremded Gebiet nicht zu verlegen, Schiffe 
nicht zu kapern, rechtliche finds; und ſich wohl unterfcheiden 
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etwa von der Anforderung , einer unterdrücdten Nation Hilfe 
zu leiften, nicht egoiftifcdy durdy eigne Unternehmung fremden 
Handel ganz niederzulegen u. ſ. w., das ift wohl cinleuchtend. 
Erjtere, in langer Dauer mit dem Bewußtfeyn der Nothwen— 
digkeit beobachtet, haben den Charakter eined aͤuſſerlich beſte— 
benden Bandes unter den Volfern, und bilden fo unlaugbar 
ein Rechtsinſtitut. Sie haben auch den fittlihen Trieb der 
Erzmwingbarfeit, und fein Organ ift der Krieg. Verletzungen 
diefer Bande fordern nach der Ueberzeugung der 
Voͤlker zum Kriege auf, nicht fo jene blos firtliche Anz 
forderungen. Daß nun im Sriege eben fo oft der Ungerechte 
ſiegt, iſt eine geringere Tauglichkeit diefed Organs, fie tilgt 
aber nicht den Charakter des Nechtöinftituts. Man mußte 
fonjt noch weiter gehen und felbft dem Eivilrecht diefen Cha— 
rakter ftreitig machen, weil auch im bürgerlichen Prozeffe mit- 
unter, ja bey ſchlechter Anftalt cben fo häufig, der Gerechte 
unterliegt, oder doch wegen Verzoͤgerung nicht zum Ziele ge— 
langt. — Auch hier entſcheidet nur die Ruͤckſicht auf dad Ber- 
hältniß im Ganzen. Ob das Inſtitut überhaupt den Zwang 
übe, nicht ob die Erfüllung der einzelnen Pflicht wirklidy 
durchgeſetztt werde. 

2) Das Nechtögefeb geht blos auf die Handlung, nicht 
auf dad Motiv. Die Sittlichkeit befteht in der Vollendung 
des Menſchen, dazu gehort cd, daß er aus wahrer Geſinnung 
handle. Das echt aber in dem auffern Bande, für dieſes 
ift dad Motiv gleichgiltig. Wohl fordert die eine ſittliche 
Macht auch den reinen Antrieb bey dem Gehorfam gegen 
dad Necht, aber fie fordert ihn eben nur um der Vollen— 
dung ded einzelnen Menſchen, nicht um der Erhaltung der 
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Gliederung willen, alfo nicht in fo weit fie den Auffern 
Bande felbjt imvohnt, niht ald Rechtsgeſetz. 

5) Die Rechtspflicht it negativ. *) Denn ihr Biel 
iſt ſchon erfülle, es it der ſchon verwirklichte Nechtsorganid« 
mus. Nur ihn in ſeinem regelmaͤſſigen Wirken nicht zu 
unterbrechen iſt die Aufgabe. Wenn eine Schuld bezahlt, 
ein polizeylicher Befehl erfuͤllt wird, fo geſchieht damit nichts 
Neues, es iſt nur der regelmaͤſſige Beſtand nicht unterbrochen. 
Dagegen fordert Sittlichkeit, daß der Menſch durch ſeinen 
Willen Gott gleiche. Dies iſt nicht gegeben und nie von ſelbſt 
beſtehend, es iſt die Sache ſteter, ſchaffender, poſitiver That, 
ſey es auch blos innern Wollens. Die Erfuͤllung der ſittlichen 
Anforderung iſt darum wie alles Poſitive unendlicher Steige⸗ 
rung faͤhig; die Rechtspflicht iſt entweder erfuͤllt, oder iſt es 
nicht. — Nur eine Folge hiervon iſt: 

4) Der Unterſchied, den man anzufuͤhren pflegt, daß 
die Nechtöpflicht in concreto erkennbar, richtiger ausgedrückt 
in conereto bejtimmt iſt, nicht aber die fittliche. Die nega= 
tive That, die blod das ſchon Beftehende nicht verlegen foll, 
iſt ſchon im Voraus bejtimmt eben durd) dad, auf deſſen Ers 
haltung fie abzielt, und darum weil fie jedeömal beſtimmt iſt, 
iſt fie auch jedesmal erkennbar. Die pofitiven Thaten der 
Sittlichkeit follen die edle Gefinnung in einer erft zu ſchaffen— 
den Geftalt beurkunden, fie find frey, von jener Gefinnung 
aus haben fie die unendliche Wahl, weder ihre Art noch ihr 
Grad iſt im voraus beftimmt, und nur darum auch nicht 
im voraus zu erkennen. So ift e& in concreto erkennbar, 


*) Daher fhon die Bezeihnung: « reht » das negative, was 
nicht unterbleiben kann; Gegenjag von gut, das pofitiv Gute. 
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dag und wie viel der Schulöner bezahlen muß, aber wie 
Wohlwollen und Mitleid fih Auffern follen, das liegt in der 
Freyheit diefer fittlihen Empfindungen, das kann nie ald cin 
Vorgeſchriebenes erfannt werden, weil es Fein ſolches if, — 
Für die rationaliftifhe Moral freylih, wenn fie fid) durch— 
führen ließe, müßte diefer Unterſchied wegfallen , da fie gleiche 
falld nur negativ und für jeden einzelnen Fall beftimmt durch 
logifhe Subſumtion unter das oberfte Geſetz zu finden feyn 
müßte. 

5) Die aͤuſſere Pflicht hat aber den Vorrang vor der 
fittlichen , d. h. fie muß vor ihre erfüllt werden ; denn der 
Organismus des Rechts ift ja bejtimmt, der Träger, die 
Grundlage zu feyn für das freye geiftige Handeln. Sein uns 
verfehrter Beſtand muß daher diefem vorausgehen. Zuerjt 
muß der Menſch die Stelle erfüllen, in die er gefeht worden 
ift ald Glied, bevor er nach eigener Beweguna trachtet, er 
darf nicht um diefer zu folgen, aus der Gliederung felbft hers 
auötreten. — Da aber das Hecht nicht rein und unmittelbar 
aud gottlicher Anforderung, fondern auch aus menfchlicher Will— 
Führe hervorgeht, fo kann allerdingd der Fall eintreten, wo 
es gilt: du follft Gott mehr gehorchen ald den Menſchen. — 


VBiertes Kapitel. 
Recht im fubjeftiven Sinn oder die Rechte. 


Begriff des Rechts im fubjektiven Einn, und defen Begründung. Verhält— 
niß defielben zum Recht im objeftiven Sinne. Die Rechte aus der Pers 
fönlichfeit und die Rechte aus dem Beruf für beftimmte Verhältniſſe. 
Rechte des fittlihen Wefend und Rechte der frenen Wahl. Veräuſſerlich⸗ 
feir und Unveräuſſerlichkeit der Rechtes 


Recht im fubjeftiven Sinn bezeichnet eine fittliche Macht, 
die ein Menſch hat uber andere. Dieſe follen, und er iſt 
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nicht blos der Gegenftand diefes Sollens (wie bey den Pflich- 
ten gegen den Nächften überhaupt), fondern die Urfache, und 
kann ſich bewußt feyn, daß er die Urfache it, denn ihm felbit 
wohnt die auffordernde Kraft inne, und geht von ihm aus. 
Jedem Recht muß daher eine Pflicht entſprechen, aber nicht 
bey jeder innern Anforderung iſt der andere, auch felbit der 
Träger der. anfordernden Macht (z.B. bey der Anforderung, 
ſich für andere zu opfern) nicht jeder Pflicht korrespondirt 
ein Recht. Eine folde fittlihe Macht hat nun urfprünglid 
allein Gott, dem Menſchen ift fie nur mitgetheilt, und fie ift 
ihm mitgetheilt um feiner, Gottähnlichkeit willen , damit aud) 
er fo zu fordern begabt ſey, audy von ihm eine ſolche fittliche 
Wirkung auögehe über die Gemüther anderer. Dadurch ift 
der Menſch geehrt, daß er auch hierin Gott gleicht, und es 
‚gehört darum aud zur Würde des menfihlihen Weſens, 
Rechte zu haben, der ift diefer Würde verluftig, der rechtlos 
iſt. Gott ſelbſt aber ſchreiben wir deshalb Feine Rechte zu, 
weil diefe nur die mitgetheilte Macht bezeichnen, nicht die ur- 
fprünglihe. 

In allen Berhältniffen auch auffer denen des Rechts, wo 
immer Menfchen ſich ſittlich geijtig berühren, muß es Nechte 
geben , fo ſprechen wir von einem Recht auf Dankbarkeit, 
Liebe, Freundfhaft, Vertrauen. Aber nur die Nechte, welche 
der Gliederung des Rechts angehören, verftehen wir unter 
Rechten im eigentlihjten Sinne. Denn nur fie find diefer 
Sphäre gemäß verforpert, genau beftimmt , ſtets nach auffen 
wirkſam durch die Auffere Macht der Gliederung, den Zwang 
(aͤuſſere Rechte, verfolgbare, Zwangsrechte, vollkommene d. 1. voll⸗ 
kommen beſtimmte Rechte u. ſ. w.). Es gibt deßhalb auch Feine 
natuͤrlichen Zwangsrechte. Die Rechte ſind nur dadurch Zwangs⸗ 

Stadl Rechtsphil, II. ı. 9 
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vechte, daß ver beftehende Nechtsorganismud fie in fich aufs 
genommen. * ) 

Die Nechte gehoren nothwendig zum Inhalt des Nechts, 
weil die Perfonlichkeit und Gottähnlichfeit zu ibm gehört; 
allein keineswegs befteht ſein Inhalt blos aus Rechten, denn 
auch die Beherrſchung des Menſchen ift fein eben fo weſent— 
licher Inhalt. Die gegenfeitige Achtung der Verfönlichkeit ift 
nur ein Theil ded Bandes, welches den firtlihen Leib der 
Menſchheit bilder. — Die eigentlihfte Sphäre der Rechte ift 
nun dad Privatrecht, weil feine vorherrfchende Beſtimmung 


die ebenbildlihe Natur des Menfchen ift. Sie finden zwar 


aud) in den öffentlichen Verhaͤltniſſen ihre Stelle; denn aud) 
beherrfche folk der Menfcdy werden diefer Natur gemäß, und 
diefer Natur gemäß foll ihm das Herrfcheramt zuftehen, das 
er in höherer Vollmacht übt. Allein in den öffentlichen Vers 
hältniffen find die Nechte nicht die hauptſaͤchliche und urfprüng« 
liche Beltimmung , um derentwillen diefe Verhaͤltniſſe felbit 
da waͤren. 

Die Rechte kommen alfo überhaupt nicht aud dem Geſetz 
und nicht aud der Pflicht, fondern aus der Ebenbildlichkeit 
des Mtenfhen. Cie find ihm mitgetheilt mit dem erjten 
Hauche, durch weldyen dad göttliche Weſen ihm mitgetheilt 
ie So aud) fommen die erzmwingbaren Rechte nicht aus dem 
Rechtsgeſetze, und nit aud der Pflicht (weder der fremden 
noch der eigenen ), fondern fie fommen aus dem Recht d. 1. aus 
der bejtehenden Gliederung der menfchlichen Gemeinſchaft. Ind 
fie fommen nicht aus der Natur einer foldyen Gliederung, fon- 


*) Eben fo wie es Eein natürliches , nicht pofitives, Recht gibt 


( wovon unten). 


IV. Kap. Recht im jubjeltiven Sinn ober die Redte, 131 


dern aus ihrem beftimmten Inhalt, deshalb auch nicht ſo⸗ 
wohl aus ihm, ald mit ihn, fie gehören ſelbſt zum Rechts⸗ 
organismus wie die Theile zum Ganzen, die Glieder zum 
Leib. Die Rechtspflicht iſt die allgemeine Wirkung des 
Rechts, die Rechte aber find beftimmte befondere Be— 
ftandtheile feines Inhalts. 

So befeitigen fi) einfach die Widerfprüche, mit welchen 
das Naturrecht in feiner ganzen Entwicelung vergeblich Fämpft 
(1. Band ©. 91 — 98.), daß die Rechte entweder aus dem 
Geſetz folgen ſollen, oder aufferdem Feine pofitive fittliche 
Sanftion haben , und doc) beyded undenkbar iſt, und daß 
durch das Rechtsgeſetz eine Freybeit zu Handlungen gegeben 
iſt, welche fittlichen Gebothen widerftreiten. Die Verwirrung 
kommt auch in diefer Beziehung nur daher, daß man die 
echte und die Freyheit aus dem leeren Begriffe des Rechts— 
gefeßed ableiten mußte; weil man die Anſchauung des Rechts 
(der menſchlichen Berhältniffe in ihrer Gliederung ) aufgegeben 
hatte. 

Dad Gemeinfame in den Begriffen ded Rechts im ob» 
jeftiven und fubjeftiven Einne ift nun dieß, Daß beyde eine ſitt— 
liche Macht , Die von Gott mitgetheilt ift, bedeuten. Daher 
kommt ihre gleihe Bezeichnung in der vomifchen und Deuts 
hen Sprade. Allein Recht im objektiven Sinne bedeutet 
diefe Macht, wie fie dem Ganzen der Gliederung (der Obs 
jektivität) , Recht im fubjektiven Sinne, wie fie dem einzel 
nen Menfchen, fey ed in der rechtlichen Gliederung oder auf- 
fer ihr, mitgetheilt if. Daher kommt ihr entgegengefehter 
Charakter. Dort iſt fie für den Menſchen nur bindend gebie— 
tend, hier für den, welchem fie mitgetbeit ift, gewaͤhrend, 
einraumend. Den Menfchen ift fie mitgerheitt um ihrer Cben— 
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bildlichkeit, der Gliederung um der allgemeinen Beherrfchung 
willen. Das iſt die Verſchiedenheit zwiſchen Recht im objektiven 
und ſubjektiven Sinne. Die Beherrſchung ſelbſt hat aber un— 
ter ihren Zielen auch dieſe Ebenbildlichkeit der einzelnen Men— 
ſchen, darum ſind die Rechte ein Beſtandtheil des Rechts, 
hierin beſteht ihre Verbindung. 

Das Recht iſt alſo nicht Wille, weder das Recht im 
ſubjektiven noch das Recht im objektiven Sinne; ſondern es 
iſt Macht uͤber Willen. Das Recht im ſubjektiven Sinn iſt 
dieſe Macht, wenn fie auch einem Willen d. i. einer Perſoͤn— 
lichkeit zuſteht. Das Recht im fubjeftiven Sinne kann da— 
rum nur der Perſon zugeſchrieben werden. Wenn von Rechten 
der Familie oder des Staats als ſolchen die Rede iſt, ſey es gegen 
ihre Glieder oder gegen andere, ſo iſt der Begriff uͤbertragen 
gebraucht, dieſe Inſtitute ſind dadurch perſonificirt. Unrichtig 
iſt es auch, wenn die neuere Philoſophie das Recht im ſub— 
jektiven Sinne als Freyheit bezeichnet. Es kann die Freyheit 
zum Inhalt haben, der Freyheit zuſtehen, aber es iſt dann 
doch nicht ſelbſt Freyheit, ſondern die ſittliche Macht, welche 
die Freyheit des einen Menſchen auf die andern uͤbt. Alſo 
nicht das Erlaubtſeyn, die Befugniß zu Handlungen iſt ſein 
Weſen, fondern die ſittlich bindende Gewalt gegen andere. — 
Durdy die Rechte entjteht aber cin neuer Mittelpunkt auf jenen 
‚großen Totalitäten der menfhlihen Verhältniffe. Denn 8 
wird nun ihnen gemäß alles auf den Menfchen, den Berech— 
tigten bezogen. Was urfprünglih aus der Beftimmung des 
Derhältniffes hervorgeht, dad wird nun doc auch durch diefe 
Beziehung auf die ein für allemal dem Menfchen eingeräumte 
Macht als ihr Gegenftand berührt und danach beftimmt. — 


Der Inhalt der Rechte iſt theils die Perſoͤnlichkeit 
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des Menſchen, theild fein Beruf für beftimmte Ber» 
bältniffe Man kann mit den Naturrechtslehrern, obwohl 
die Bezeichnung nicht genau entfpricht, jened die angebor= 
nen Rechte, Ddiefed die erworbenen nennen. Zu jenen 
gehören denn Freyheit, Leben, Glieder, Ehre, Moglichkeit 
des Erwerbs, der Familienbande u, ſ. w. zu dieſen die Rechte 
aus dem Beruf des Familienverhältniffes, des Staates (vaͤ— 
terliche Gewalt, Staatsamt, Vertretung beym Landtag u. ſ. w.). 
Es iſt aber das Recht der Perſoͤnlichkeit ſo ſehr als das des 
Berufs ein reiches, volles, das ſich in mannichfachen Bezie— 
hungen aͤuſſert, und beſteht wie dieſes nur in der menſchlichen 
Gemeinſchaft und ihrem Zuſtand gemaͤß, wie er in ſteter 
Entwickelung begriffen iſt. Eben ſo ſind auf der andern Seite 
die Rechte für die beſtimmten Verhaͤltniſſe nicht minder noth— 
wendig und vom menfchlihen Weſen und Beruf unabloͤslich 
ald das Recht der Perfontichkeit. Der Begriff des Urrechts 
oder des Rechts der Perfonlichkeit, als eines einfachen Rechts 
und eined Rechts auffer und vor der menfchlichen Gemein— 
haft, das fid) immer gleich bleibt, ift daher nad) allen fet= 
nen Beziehungen hin ein unhaltbarer, Ihm liegt die Anficht 
der Freyheit als eines Negativen, Leeren, irgend etwas zu 
fonnen, nicht vollig unfonnend zu feyn, zu Grunde, 
Wohl koͤnnte man die höchfte Berechtigung des Menfchen, 
die ihm bey dem erſten Gedanken feiner Schöpfung für das 
Ende zugedacht ift, das Urrecht nennen. Allein dies ift Beine 
Abſtraktion von den beftimmten Rechten in unfern Zuftänden 
und ärmer, leerer als fie; fondern es ift fo reich, daß diefe 
jelbft nur feine zerfplitterten Strahlen find. Die beftimmten 
Nechte tilgen wollen, um dadurch das Urrecht berzuftellen , 
iſt darum eine Verkehrtheit. Jede höhere Berechtigung, die 
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ver Menſch erhält, ft eine Annäherung an das Urrecht. Nach 
dem Urrecht foll die bürgerliche Geſellſchaft ftreben ; aber fie 
kann es nicht wieder fordern, weil fie nie in feinem Befis 
geweſen. E3 geht dem Staat und der Gefihichte nicht vors 
aus, jondern wird erit eintreten, wenn diefe ihr Ende er— 
reicht haben, Das Urrecht in diefem Sinne wäre aber aud) 
von ganz anderer Art ald die Rechte unfered Zuſtandes, weil 
ed Feinen Widerftand an Verpflichteten fände, der erft uͤber— 
wunden werden müßte, 

Ed Fann denn auch die Veraͤufſerlichkeit oder 
Unveraufjerlihfeit der Nechte nicht davon abhängen , 
ob die Nechte angeborne oder erworbene , ob fie dad Urrecht 
oder einzelne beſtimmte Rechte find. Es find viele erworbene Nedyte 
wie z. B. dad Recht aus dem ehelichen ‚aus dem väterlichen 
Beruf eben fo unveräufferlid) ald das Recht der Perſoͤnlich— 
Feit, es darf weder der einzelne Berechtigte auf fie verzichten, 
noch die menſchliche Gemeinſchaft fi) ihrer entäuffern. Die 
Veraͤuſſerlichkeit und Unveraufferlichfeit beruht auf ganz ans 
derem Grunde: 

Alle Nechte, fie mögen nun zum Schuße der Perſoͤnlich— 
feit oder des Berufd in beftimmten Berhältniffen dienen, 
ftehen. doc) dem Menſchen, feiner Perfonlichkeit zu. Nun iſt 
aber alle Perſoͤnlichkeit theils ein beftimmtes unwandels 
bares Wefen, tbeild unendliche Freybeit und 
Wahl. So fhüsen denn auch alle Rechte entweder das, 
was zu dem fittlihen Wefen des Menſchen gehört, 
die Erhaltung feines Lebens, feine Ehre, feine bejtimmte 
Stellung in jedem Kreife z. B. die Gemeinfchaft der Gatten, 
die Gewalt des Vaters, oder fie fhüsen ihn in Zuftäne 
den, die zur Wahl gehören, und die.er demgemäß 
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gewählt hat, z. B. im Eigentum, in einer erworbenen For⸗ 
derung, in einem gewählten Aufenthalt u, ſ. w. Jene Nechte 
find daher immer eben fo fer auch Pflichten , weil die Frey— 
heit, von diefer Seite aud betrachtet, gleich ift mit Nothwen— 
digkeit; fie find aber deswegen dennody Nechte, nemlich es 
wohnt dem Berechtigten felbft die fittliche Macht inne, welche 
die andern bindet, wenn er gleich durch eben das VBerhält« 
niß, welches ihm dieſe Macht verleiht, auch jelbjt gebunden 
iſt. &ie find eine potentia activa, aber fie find nicht wie 
Die andern Rechte auch cine facultas. ie find denn aud) 
unveräufferlich, die andern veräufferlih. Cie fonnen nicht 
aufgegeben, nicht abgetreten werden , es hängt bey ihnen die 
Erfüllung durd) Zwang nicht wie bey den andern ausſchließ— 
lih von dem Willen ded Berechtigten ab. Es wird 5. B. 
jedem fein Leben, feine unverfehrten Glieder gefhust, wenn 
er es auch nicht fordert. 

Welche Nechte zum fittlichen Wefen nothwendig gehören, 
welche aber zur menfchlichen Wahl, dies wurde auch je nach 
den Zeiten und Nationen verfchieden angeſehen. So z. B. 
gehört der beftimmte Stand nah der orientalifchen Kaften- 
anficht zu den Nechren des firtlihen Weſens, nad) unferer 
Anficht zu denen der menfchlihen Wahl. — Was aber hier 
das Wahre ift, das läßt fi) nicht aud einem Satz und Bes 
griff, fondern nur bey jedem beftimmten Verhaͤltniß und 
Rechte aus feiner befondern Beltimmung beurtheilen. — In 
allen Verhaͤltniſſen aber durchdringen fi) diefe nothwendigen 
und die freyen Nechte, wie in der Perfonlichkeit der unwan⸗ 
delbare Charakter und die freye Wahl ſich durchöringen, 


— — — — 
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Fünftes Kapitel. 
Die Entftehung de3 Rechts und das pofitive 
Recht. 


Entſtehung des Rechts durch Gewohnheit und durch Geſetzgebung. Verſchie— 
dene Natur der beyden Entſtehungsarten. Beruf der Geieggebung. — 


Unbaltbarfeit der Unterfcheidung des pofitiven und vernünftigen Redts- 


Wirklicher Grund des beſondern Begriffs des pofitiven Rechts. 


*) Der Inhalt der Rechtsnormen kann wie der aller 
firtlihen Gebothe nur aus den Bewußtſeyn und firtlihen Urs 
theil der Menfchen, und zwar aus ihrem gemeinfamen Be— 
wußtfeyn, kommen. Diefed unterliegt nun in Beziehung auf 
dad Recht eben fo wie überhaupt einer ſteten Entfaltung in 
der Geſchichte. Es iſt getrübt, ja zum Theil verkehrt am 
Anbeginn verfelben, und foll durch viele Entwicelungsftufen 
und Krifen geläutert und erhoben werden bis zu ihrem Ende. 
Eben fo ändern und erweitern ſich die Zuftände ſelbſt, auf 
die es fih bezieht. Es ift darum im Rechte nie einTStill- 
ftand, und kann feiner feyn , fo wenig ald in den andern. 
Kreiſen des menſchlichen Lebens. 

Die Entſtehung und Fortbildung des Rechts geht aber 
in jedem Volke geſondert und auf ſeine eigenthuͤmliche Weiſe 
vor ſich. Denn dad Weſen des Volks iſt es eben, ein be— 
ſonderes ſittliches (urſpruͤnglich religiofes ) Bewußtſeyn, ein 
beſonderes Bild des Lebens zu haben. Je mehr ſich indeſſen 
die wahre Erkenntniß und damit die Einheit der Voͤlker in 





*) Vergl. Savigny: „Uber den Beruf unſerer Zeit für Geſetz⸗ 
gebung und Rechtswiſſenſchaft,“ und Puchta: «das Gewohn⸗ 
heitsredt.” — ' 
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der Geſchichte herftellt, defto mehr muß die nationale Ent- 
ftehung des Rechts ſchwinden, und fi die Berfchiedenheit 
auf das Unbedeutende befhränfen, was nicht durch verfchies 
dene ſittliche Anſicht, fondern durch verfihiedene Auffere Tocafe 
Berhältniffe gewirkt wird, fo daß fie oft größer feyn Fonnte 
unter den mehreren Strichen eined Volks, ald unter den 
mehreren Voͤlkern. Died beftätigt ſchon die Bergleihung der 
europäifchen Bevölkerung feit der Zerftörung des roͤmiſchen 
Reichs bis jet mit der Entftehung des Nechts im Altertum. — 

Das fittlihe Bewußtfeyn der Voͤlker wird aber erft dadurch) 
zum Rechte, daß es in äuffere Geftalt übergeht, als inwoh— 
nende beherrfchende Norm feiner Zuſtaͤnde. Dies gefhieht auf 
zweyerley Weife, durhabfihtlofe Beobachtung unddurd 
bewußte Feftfesung | 

Alle Berhältniffe, wie fie zuerft fi bilden, tragen nem«» 
lich ihre Norm gleich in fich felbft. Die Menfchen Fonnen ſich 
gar nicht in ihnen befinden und handeln, ohne geleitet zu feyn 
durch ein; Bewußtfeyn über die Art, wie diefelben beftehen 
follen , wie fie felbft ein jeder in ihnen gebunden fey und die 
andern zu binden habe. Eslift ein höherer Gedanke, welcher 
über ihnen waltet, ihm folgt die Beobachtung im Gefühle 
der Nothmendigkeit, und daraus wird die dauernde Auffere 
Geftalt, welche eben dad Recht ift. In einem innern binden= 
den Gefühl hat es feinen Urfprung, durch Gebrauch und Her 
kommen fest es ſich allmählig in der Auffern Welt feit, bis 
es zuleßt bejteht und gilt, ohne daß man zufehen oder nach— 
rechnen Fünnte, wie ed geworden. Die beftimmten Normen 
über die Verhältniffe find urfprunglih fo wenig Sache der 
Wahl und Abſicht, ald der natürliche Trieb und dad Bedürfe 
niß, welche zu den Verhaͤltniſſen noͤthigen. Beydes ift uns 
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trennbar, ed iſt die eine unfihtbare Macht, weldhe den Men— 
ſchen ergreift, und ihn nad) ihrem Plane in diefelben führt. 
Nur ihr gehorcht hierin der geiftige wie der Forperliche Menſch. 
So entfteht das Recht, ohne daß die Menfchen es wollen 
und ſuchen, von felbft zugleich mit den Zuftänden, welche es 
ordnet, und es gilt durch feine inwohnende Kraft, durd) dies | 
fen offentliyen Glauben und feine ftillfchweigende Beobach— 
tung. Keineswegs gilt das Herkommen durch ein (ſtillſchwei— 
gendes) Zugeſtaͤndniß der Staatsgewalt, des Geſetzgebers. 
Denn dieſe Gewalten, das Amt des Geſetzgebers entſtehen ja 
ſelbſt zuerſt durch den Glauben und die Gewoͤhnung. Denn 
wenn der Geſetzgeber (der Koͤnig oder die Volksverſammlung) 
Geſetze erlaͤßt, ſo gelten dieſe durch ſein rechtlich verbindendes 
Anſehen, dieſes ſelbſt kann aber dann nicht wieder auf ein 
Geſetz ſich gruͤnden, ſondern muß zuletzt in ſolcher von ſelbſt 
bindenden Vorſtellung und ſtillſchweigenden Anerlennuna ſeine 
Quelle haben. 

In ähnlicher Weiſe ſehen wir taͤglich, wie in jeder Fa— 
milie die gegenſeitige Stellung ſich als Sitte feſtſetzt, nach 
der Individualität ihrer Glieder, nach der gemeinſamen Bor» 
ftellung über wechfelfeitige Pflicht, über Ehrfurcht und Ber« 
traulichfeit. Aus unbewußtem Einfluß und Wirkung geht fie 
hervor, in unbewußter Beobachtung gelangt fie zu einer Fe= 
ftigfeit und Macht dem Rechte aͤhnlich, ohne daß die Fami— 
lie fagen koͤnnte, fie hatte diefe Stellung feitgefebt , oder auch 
nur gewollt, — 

Es iſt eine in den legten Zeiten befonderd — 
Anſicht, Daß das Recht ſchon von Anbeginn durch die Feſt— 
ſetzung der Menſchen entſtehe. Zuerſt geſchehe es, daß 
ſich Verhaͤltniſſe bilden, dann daß die Menſchen pruͤfen, was 
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für fie daB echte feyn möchte, und died aufitellen und ala 
Norm erklären untereinander. In derfelben Weiſe leitet man 
dann auch die fittlihen, die veligiofen VBorftellungen der Vol- 
fer ab, ja fogar die Entjtehung ihrer Sprache. Man ftelle 
fih dabey einen Erfinder vor und eine Mittheilung von einem 
an den andern, jo daß fie jeder einzelne von aufjen erhält, 
nicht durch eine allgemeine bejtimmte Beſchaffenheit, einen 
Trieb ihres Bewußtfeynd und defjen innere Entwicelung. 
Wie dad Volk fih phyſiſch in organifher Weife entfalten 
vom eriten Stammvater aud ald Kinheit von innen 
heraus, und in diefer Entfaltung ſich bejtimmte Beziehungen, 
Wechſelbeduͤrfniſſe, Stellungen gegeneinander bilden, fo auch 
entfaltet es fich geiſtig, fo bilden ſich feine Sprache, feine 
Sitte, feine Erkenntniß ‚von der eriten Anlage aus, fo das 
rechtliche Bewußtſeyn und nah ibm die Uebung und Beob— 
achtung, welche den gefelligen Zuſtaͤnden ihre Gejtalt gibt. 
Daraus erklärt fih die Harmonie, welche vom Anfange her 
in jeder Nechtöbildung iſt, fowohl die Einheit ded Charakters 
( Idea) deſſen Gepräge jede Anftalt in gleicher Weife an fi 
tragt, ald die zufammengreifende Wirfung (TeRos) aller ind« 
gefammt. Wenn fi die Zuftände bereichert, die Rechtsnor— 
men in vielfacher Anwendung ausgebildet haben, dann wird 
ed erſt recht offenbar, wie fie ſchon urfprünglich übereinftimme 
ten und aufeinander berechnet waren. Dies beweilt, daß 
eine höhere Einficht ald die menfchlihe das Necht bilder, 
menfhlihe Einficht ijt eines fo harmoniſchen Werks nicht 
fähig, nicht einmal für den Augenblick und die VBerhältniffe, 
welche ihr gegenwärtig find — das bejtätigen täglich unfere 
legislatorifchen Verſuche —, wie viel weniger für diejenigen, 
die noch im Keime verfchloffen erjt in Zukunft an den Tag 
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fommen follen. Das Recht ift darum niht Wille des 
Volks fondern Glaube des Volks, der Glaube aber ift nicht 
Prüfung und Wahl, fondern Anerkennung eines Höhern, 
Nothwendigen. — * 

Die Rechtsinſtitute gehen nun wohl aus dem innern 
Bewußtſeyn der Nation harmoniſch hervor. Allein ſo wie 
fie durch die Rechtsuͤbung und aͤuſſere Geltungſſich verkoͤrpern, 
ſo loͤſen ſie ſich von ihm ab, und erhalten ein ſelbſtſtaͤndiges 
Daſeyn, ihr eigenes Anſehen, ihre eigene aͤuſſere Wirkſamkeit 
ſowohl gegenſeitig auf einander, als auf den Zuſtand der 
Nation, deren materielle Wohl und deren geiftige Entwicke— 
lung. So wirken fie fogar ruͤckwaͤrts auf eben die Bildung 
bejtimmend ein, aus der fie felbft ihr ganzed Dafeyn ablei— 
ten. Es entſteht dadurd) vielfach ein MWiderfpruch des innern 
Zuftandes , des phyfifhen und geiltigen Bedürfniffed einer 
Nation mit den gegebenen au früherer Stufe herftammenden 
Einrihtungen. Denn diefe werden mit dem Fortfchritt der 
Bildung und der Zuftände nicht von felbft andere, dazu be- 
dürfte ed erft der That, einer Veränderung in der Auffern 
Beobahtung. Diefer fteht aber gerade die felbftftandige Gel» 
tung ded gegebenen Rechts entgegen, feine phyfifhe Gewalt 
und feine ſittliche Macht. Hierin liegt die Aufforderung zur 
Gefeggebung — Die Gefebgebung hat alfo den Ein» 
Fang herzuftellen zwiſchen dem fortgefchrittenen Zuftand 
und den beitchenden Einrichtungen, dann den Einklang 
unter dieſen felbft, fo mie eine verfelben durch ihre 
eigene Ausbildung und Geſchichte in Mißverhältniß mit 
den übrigen gerathen. Das Aufeinanderbezicehen , Zu: 
fammenfaffen , Eur; der foltematifhe Charakter ift ihre 
deshalb wefentlih. Selbſt die rohften Anfänge , die 
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ganz einzeln erlaffenen Gefese, haben dies zur innerften Ab— 
ſicht. Das Syftematifche ift ihr Weſen, wenn. cd fi aud 
in ihrer Form und Erfcheinung noch nicht Fund gibt. — 

Durch Gebraudh und Herkommen entjtceht das Recht 
in organiſcher Weiſe, in allmähliger abfichtlofer Entfals 
fung. Die Gefebgebung aber bildet es in der Weife des 
Geiftes durh die That. Es ift ein Bewußtfeyn ver 
Menfchen, daß fie dad Recht einfehen, und ein Vorſatz und 
eine Wahl, ob in diefer oder jener Weiſe, und cin 
Moment beginnt und vollendet fihtbar feine Geftaltung. 
Die Geſetzgebung feßt aber ſchon das Beſtehen nicht blos 
der Verhaͤltniſſe, fondern felbft ihrer rechtlihen Geſtal— 
tung voraus. Die Nechtöinftitute, welche ihr gegeben find zu 
verbefjern,, nicht ſelbſt welche zu machen ift ihre Kraft. Daher 
iſt wohl jede Nation in ihren fpatern Perioden zur Geſetzge— 
bung aufgefordert; aber das iſt eine irrige Anſicht, 
daß die Öefekgebung in der fpatern Zeit eben 
das zu leiften Habe, was in der frühern Ge— 
wohnheit und Herfommen leisten. Die Gewohnheit 
entiteht zugleih mit den Verhaͤltniſſen und gibt ihnen die 
Norm, fie macht fie zu Nehtöverhältniffen. Die Gefeßgebung 
aber, wo fie eingreift, findet überall fehon Normen vor, 
nach welchen die Menfchen in ihrer Handlungsweife fi) rich» 
ten. Wenn ein Zuftand fid) der Prüfung des Gefegeberd 
darbietet, it er ſchon längft von jener unfichtbar bildenden 
Macht des Rechts ergriffen und zu einer beftimmten Gejtalt 
gebracht. In der ſpäteſten und gebilvetften Zeit gerade fo wie 
in der früheiten erhalten alle Verhaͤltniſſe ihre erfte rechte 
liche Geftalt aus der Gewohnheit, nur geändert, geleitet kann 
fie. werden durch die Geſetzgebung. Die Gefeggebung iſt alfo 
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nur ein Umbilden, fie kann nie cin Schaffen feyn, fo wie 
überall der menfchlihe Geiſt nur in einem gegebenen Stoffe 
von gegebenen Vorbildern aus bildet, nie weder Stoff nod) 
Geftalt uranfaͤnglich hervorbringt. Die Gefeßgebung ift da= 
vum nothwendig und ift heilfam, wenn fie diefer Schranfe 
ihrer Natur eingedenk bleibt. Will fie fich felbft an die 
Stelle des Nechtötriebes ſetzen, und dad Necht fchaffen ftatt 
es zu ändern, fo ift der Erfolg, da fie died nicht vermag, 
nur das Gegentheil, daß fie zerftort. \ 
Gebrauh und Herfommen gehen von der Nation im 
Ganzen aus; denn fie find Folge nur eines geiltigen Lebens, 
eines Bewußtſeyns, dad zugleih in allen fich finder und 
wirffam iſt. Die Gefeßgebung aber ıft das Werk des Ents 
ſchluſſes und der That, mithin ded Geifted felbft, der Per— 
fonlichkeit, fie Fann nur von einzelnen Menſchen ausgehen. 
Jedoch der Gefengeber iſt nicht auffer der Nation , ihr gei« 
ftiges Leben und Bewußtſeyn ift auch in ihm, e& wirkt durd) 
ihn mittelbar auf dad Recht, wie bey der Entftehung dur 
Herfommen unmittelbar. Die Gefeisgebung gebt daher, wies 
wohl die Freyheit des Individuums ihren großen Antheil an 
ihre hat, dennoch im Ganzen zugleid) von der Bildung der 
Nation und der Zeit aus — Fit nun die allgemeine Bildung 
eine harmoniſche, fo ift auch die Gefeßgebung ficher geleitet, 
der Geſetzgeber bildet nad) feiner Individualität die befondere 
Geſtalt der Einrihtungen, aber er hat an dem öffentlichen 
unbeftrittenen Urtheil eine fefte Grundlage für diefelben. Es 
beftcht hier Feine Wahl und Ueberlegung über die Grundge— 
danken, fo wenig ald bey dem wahren Menfihen noch Ueber— 
legung und Wahl über feinen Charakter. So in der Geſetz— 
gebung des Alterthums. Iſt aber die Bildung eine zer 
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riffene widerftreitende, iſt die Meflerion in ihr erwacht, wel— 
he die Menſchen zu entgegengefeßten Anfichten und firtlichen 
Gefinnungen führt, fo wirft diefer MWiderftreit auch auf die 
Gefesgebung. Der Gefeßgeber hat nun eine Wahl und lleber- 
legung auch über die leitenden Motive feines Werks, er fann 
ſich unter gerade Entgegengefegtem für das eine oder andere ent- 
fheiden. Er hat die Wahl zwiſchen Gut und Schledt, 
und feine Zeit fagt ihm nicht, welches Gut oder Schlecht fey. 
Es ift dann ſchlechterdings unmoͤglich, daß der Gefesgeber 
fid) der Neflerion enthalte, und es ift zufällig ob er zu dem 
einen oder dem andern Reſultate gelangt. Immer aber ift 
es doch feine Zeit, die fowohl die Neflerion in ihm erregt, 
ald fie ihm durdy die herrfehenden Anfichten, fey ed die eme 
oder die andere, auch das Nefultat verfelben biethet. 

So iſt alle Gefeßgebung, ſelbſt die feheinbar freyeite, 
die auf Neflerion fid) gründet, dies nur zum Theil, fie hat 
immer eine tiefere und allgemeine Grundlage an der Bildung 
der Nation, die von einer hohern Macht allmählig zur Ent- 
faltung gebracht wird. Fur diefe höhere Macht, und darum 
in Wahrheit, ift darum die Nechtögefchichte im Ganzen und 
durchgängig eine organifche, aber theilnchmend individualiſi— 
vend iſt auf ihrem großen Zuge die freye Thätigkeit der Ge 
ſetzgeber wirkſam. Es ift dem Menfchen vergonnt , das bes 
wußte Werkzeug diefer Führung zu feyn, dem die Ehre der 
Mitwirkung , der Tadel der Widerfegung wie bey allem 
menſchlichen Thun zufommt und zwar in ftetö höherer d. i. 
bewußterer freyerer Weife, je nad) der höhern Stufe einer 
Zeit, — | 

Man pflegt die Nechtönormen, welche wirklich bejtehen 
und gelten durch die Bezeichnung ded pofitiven Rechts 
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denjenigen entgegen zu feßen, welche nad) einer befjern Er— 
Fenntniß beitehen und gelten follten , die man dann ald ver=- 
nuͤnftiges Recht bezeichnet. Nun ift aber das gerade dad 
Weſen de3 Rechts, wirklich zu beftehen in aͤuſſerer Verkoͤrpe— 
rung. Es fann daher Fein andered Recht geben ald ein 
pofitived, beſtehendes; Recht und pofitives Recht find gleich- 
bedeutende Begriffe. Nur dem beitimmten Inhalt, der 
Beichaffenheit, ded Rechts Fann man ald dem  pofitiven 
einen gerechtern, vernünftigern, angemefjenern gegenüber ftels 
len. So lange aber diefer beffere Inhalt nicht beſteht, it er 
auch Feine Rechtsnorm, Fein Recht, er hat nicht den ſpecifi— 
fchen Charakter, welcher eben in der Verkoͤrperung befteht, ex 
ift nur eine innere fittlihe Anforderung an die Nation, den 
Geſetzgeber u. ſ. w. Indem man dem beſtehenden Rechte nicht 
blos einen vernuͤnftigen Inhalt, ſondern ein vernuͤnftiges 
Recht gegenuͤberſetzte, welches alſo nicht poſitiv ſey, nicht beſtehe, 
beging man einen Widerſpruch gegen ſeinen eigenen Begriff. 
Seine Folge war ed, daß man dieſem wirklich oder vermeint— 
lich vernünftigen Inhalt auch die Wirkung des Rechts beylegen 
mußte, die aͤuſſerlich bindende Macht, So gerieth der Auffere 
Zuftand unter zwey abweichende ja widerftreitende Geſetze, dad 
wirkliche Recht und das mögliche bejjere oder volljtändigere, 
dad ald blos Moͤgliches nun überdies der Zufälligkeit individu> 
eller Meinung anheimfallen mußte. Wäre diefe Lehre auch 
wirklich ausgeführt worden, fo hätte eine unfägliche Berwir— 
rung und endlich Zerftorung des Nechtözuftandes erfolgen müf- 
fen. — Den Gegenfaß gegen das pofitive Necht bildet alfo ein 
befjerer Inhalt, der keineswegs noch ald Recht gelten kann, 
fondern nur die Anforderung enthält, dazu zu werden. — 
Nun bezeichnet man aber in Feiner, andern Sphäre das 
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Beftehende einem Beffern gegenüber ald pofitiv z. B. die bes 
ftehende Philofophie, Moral, Sprade, wiffenfhaftlihe Mies 
thode, fondern allein im Rechte. Died hat feinen Grund 
eben darin , daß dad Necht, und nur dad Recht ein äuffer- 
lihed Band ift, dad dennoch durch eine fittliche Macht be= 
steht. Dadurch ergibt fi) das Eigene, daß der einzelne Menfch 
fittlih gehalten ift, ihm zu gehorchen, wo er ed aud) 
nicht für dad Gute erkennt, und daß felbft die menfchlidhe 
Gemeinſchaft die Einrichtungen über ſich hat, die ihrem Be— 
wußtfeyn nicht mehr entfprechen. Deshalb hat hier im Rechte 
und nur im Rechte das Beltehende einen Werth, unabhängig 
von dem Werthe feines Inhalte, blod dadurch daß «8 befteht. 
Deßhalb ift hier die Kenntniß ded gegebenen Inhalts eine an» 
dere Wiffenfchaft, ald die, welches der wahre Inhalt fey, und 
bat eine größere praftifche Wichtigkeit felbit ald diefe. Darum 
hat dad Recht auch feine eigene Geſchichte und dies iſt nicht etwa 
die Gefchichte der rechtlichen Anficht, welche wie die der Naturs 
wiſſenſchaft, der Theologie, Philofophie, Poefie nur ein Theil 
der allgemeinen Bildungsgefhichte wäre, fondern es ift die 
Geſchichte des pofitiven Rechts, diefer koͤrperlich beſtehenden 
Einrichtungen, die wenn gleich aus der Bildnng hervorges 
gangen, nun doch aud von ihr unabhängig felbftftändig be— 
ſtehen und ihre eigenen Schickſale erfahren, — 
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Zweyter Abſchnitt. 
Die wiſſenſchaftliche Behandlung des Rechts. 


Erſtes Kapitel. 
Das Syſtem des Rechts. 


Weſen des Rechtsſyſtems. Rationaliſtiſches Syſtem und ſeine Mängel: es iſt 
nicht logiſch ausführbar, nicht übereinſtimmend mit den praktiſchen Wir 
fungen, und frelle nme die Sonderung nicht den Zuſammenhang des 
Rechts dar. Entgegenfeßung des richtigen Syſtems. — Die Aufeinanders 
folge im Syſtem. — Die Verschiedenheit des Syſtems in den verichieder 
nen Rechtsbildungen. — Bereinigung unjerer verichicdenen Rechtsquellen 
in ein Syſtem. — 


So wie der Inhalt des Rechts nicht bloße Geſetze und Rechte 
ſind, ſondern Verhaͤltniſſe und Inſtitute, alſo auch iſt das 
Syſtem des Rechts nicht ein Zuſammenhang der Geſetze oder 
der Rechte, ſondern ein Zuſammenhang der Rechtsver— 
haͤltniſſe und Rechtsinſtitute. 

Dieſes find Complexe von Thatſachen und thatfächlichen 
Beziehungen und ihren rechtlihen Normen, welche ſaͤmmtlich 
durch die Einheit ihred erzeugenden Triebed ein anauflöslichee 
Ganzed bilden. Dad Pandverhältnig und das Pfandredht 
z. B. ift erzeugt aus dem Trieb, Sicherung für den Gläubiger 
durch Vermoͤgensobjekte zu yewähren. Aus diefem Trieb gehen 
die mannichfachen Beltimmungen deffelben — die accefjorifche 
Natur, die Befchränfung des Nechted auf bloße Beraufferung, 
die dingliche Klage, der Unterfchied der beweglichen und unbe» 
weglihen Sachen, die Möglichkeit auch Forderungen zu vers 
pfänden, die Ruͤckſicht der Priorität u. |. w. — als ein Gan— 
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zes hervor. Jedes Verhaͤltniß und Inftitut ift alfo eine orga= 
nifche Einheit in fih. Aber aud) dad ganze Rechtsſyſtem ift 
eine foldhe. Seine Einheit iſt der erzeugende Trieb d. 1. die 
Beltimmung des gefammten Rechts nach feinem ganzen vollen 
Inhalte. Denn jeded einzeine Inftitut und feine befondere 
Beftimmung ift urfprünglid) aus ihr hervorgegangen und auf 
fie berechnet, durch fie hängen die Injtitute unter ſich zuſam— 
men. Der Zufammenhang ded Nechtd mit den Lebensverhaͤlt— 
nifjen ijt aber der, daß das Recht diefelben ſtets ald feinen 
faktifchen Stoff ergreift, und zur ſittlichen Geftalt beftimmt. 
Diefe bildende Thätigfeit muß daher das Syftem durch feine 
Form aufzeigen, e& muß die Thatfachen und die juriftifche 
Geftaltung fondern, in der Aufeinanderfolge von jenen fort» 
fihreiten, und diefe ihnen anfügen, obwohl immer in dem 
Bewußtſeyn, daß derfelbe Gedanfe, welcher die rechtliche Ges 
ftaltung beſtimmt, auch ſchon die erzeugende Urſache der thate 
fachlichen Zuftände iſt. 

Daer ſchaͤdlichſte Einfluß, welchen die rationaliftifche Rich» 
tung auf die juriftifche Bildung und dad geltende Necht geübt 
hat, ijt dad Syſtem, das von ihr ausging. Denn wenn bier 
der Inhalt felbft freylidy aus der Wirklichkeit genommen wer« 
den mußte, fo wurde wenigftend der Zuſammenhang deijelben 
a priori gefucht in leeren Abftraftionen. — Das rationalijtie 
ſche Syftem des pofitiven Rechts befteht darin, daß ein ober= 
fter inhaltloſer Begriff, der de8 Geſetzes oder des Rechts 
im fubjeftiven Sinne oder der Gewalt, untergelegt, 
und von ihm aud nad) irgend einer Cathegorie die Rechte, die 
Gefeße, die Gewalten gefehieden werden. Das Syftem vom 
Begriff des Geſetzes iſt nicht durchgeführt worden, Thibaut, 
der es anfing, gleitet fogleich zu dem Begriff der Rechte her— 
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unter. Als das Allgemeine der ganzen Nichtnng fann man 
daher angeben, daß dad Privatrecht als eine Einthei- 
lung der Rechte, dad öffentliche ald eine Eintheis 
lung der Gewalten behandelt wird, dies ift denn zugleich 
auch dem fubjeftiven Charakter entfpredhend. Die feheidende 
Cathegorie ift dann bey jenem der Gegenstand der Nechte 
(Nechte auf Sahen, Handlungen, Verfonen) bey diefem die 
Form der Thätigfeit der Gewalt ( gefeßgebende, richter» 
lihe d. i. fubfummirende, vollziehende, auffehende Gewalt). 
Bey jeder Gattung aber, die fich fofort ergibt, werden wieder 
gewiſſe Cathegorieen überall in derfelben Weiſe ducchgeführt 
z. B. Erwerb, Verluſt, Ausübung, Abtretung , Subjekt, 
Objekt u. ſ. w., nad) diefen werden die Nechte auf Sachen 
auf Handlungen u. f. w. alle in gleicher Ordnung abgehandelt, 
Mit größerem und geringerem Beſtreben und  Fonfequenter 
Durchfuͤhrung, mit der und jener Abweichung it dies die alls 
gemeine auöfchließliche Anordnung und Behandlung der gans 
zen modernen Zuriöprudenz. Erft Hugo, Savigny, Deife, 
Eihhorn, Mühlenbrud haben wieder dad Maas ver 
Derhältniffe in das Eivilrecht einzuführen begonnen, 

Wie wenig Fann num diefed Syſtem nur feiner eigenen Ans 
forderung logifcher Webereinftimmung treu bleiben, Das Privat: 
recht und das vffentliche find auf ganz verfchiedene Begriffe 
gebaut, fohin ein ganz verfehiedener Stoff, hier ein Syſtem 
der Mechte dort der Gewalten, wo it unter den beyden 
Haupttheilen die Einheit? Und nun im Privatrechte felbit 
iſt Faum die Eintheilung nad) der Cathegorie des Gegenftan= 
des in Rechte auf Sachen, Handlungen und Perfonen (WBil- 
lensrichtungen im Ganzen) gemacht, fo muß man, um die 
Rechte auf Sahen in Eigenthum und Servituten zu ſchei— 
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den, ſchon eine andere Eathegorie zn Hilfe nehmen, nemlich 
den Inhalt der dem Berechtigten zuftehlenden Handlungen *), 
Die Servituten felbft unterfcheivet man nun gar ftatt nad) 
dem Objekt vielmehr nah den Subjekt der Rechte in 
Perfonal= und Realfervituten, erftere wieder nad) der Dauer 
des Rechts in lebenslängliche und zeitliche. Mit einem ganz 
eigenen Eriterium, dem der Bedingtheit (der accefforifchen 
Natur) des Rechts im Gegenſatze der Gelbitftandigfeit und 
Unbedingtheit, tritt das Pfandreht in das Syſtem ein **), 
Die Forderungdrechte feheidet die Cathegorie der Erwerb- 
gründe und bey den verfchiedenen Familienrechten laßt ſich 
wirklich gar Fein foldyed einfaches Merkmal der Nechte ald be- 
zeichnend auffinden. — Diefer Wechfel im Ausſcheidungs— 
princip, da ed Ponfequent doch nur eines geben follte, erfcheint 
ald zufällig, warum z. B. foll man nicht eben fo gut die 
Sachenrechte in Decupationd= und Traditiondeigenthum eins 
theilen, ald die Forderungsrechte in Kontrakts- und Deliktö- 
forderungen ? ***) Ein fo buntes Gemifche von Scheidungds 


) Fälſchlich behandelt man dies noch als Unterfchied des Gegen— 
ftandes: dort fey die Sache, hier der Gebrauch der Gegenftand 
des Rechts. 

”*) Auch bier ift gewiß das innerfte Wefen bes Pfandrechts nicht 
getroffen, wenn ed Puchta als das Recht auf den Werth 
‚einer Sache bezeichnet; die accefjorifhe Natur, die Beftimmung 
für ein anderes Recht ald Dedung zu dienen, nicht der Ge— 
genftand macht feine Eigenthümtickeit, 

+) Die Verfuhe aber, bey den Forderungen die Eintheilung nad) 

dem Gegenftande wirklich durdzuführen, find fämmtlich miß— 

lungen. Man Eömmt fhon z. B. nicht darüber hinaus, aus 
den accefjorifhen Forderungen eine eigene Klaffe zu maden, 
und diefe accefforifhe Natur ift ia doch nicht ein Unterfchied 

im Gegenftande des Rechts, fondern im Zweck in der Beſtim— 

mung: des Rechtöverhältniffes, der vielen Unnatürlichkeiten, au. 

welden diefe Verſuche führen, gar nicht zu gedenken, 
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principien, das nicht in einem höhern Princip begründet ift, 
wird doh wohl nicht ald eine logiſch haltbare Anordnung gel= 
ten dürfen! Schon die Art des Ganges und der Ausfuͤhrung 
des Gegenftandes widerfpricht der wahren Logif, Denn un— 
erfäßliche Logische Anforderung ift ed, daß überall die Sub— 
jefte aufgeführt werden in ihrer Ordnung, und die Prädi- 
Fate ihnen angereiht werden, einem jeden wie es ihm zus 
fommt. Bey diefem Syſtem aber ift ohne Bewußtfeyn und 
Rechenſchaft bald der Erwerbgrund eines Rechts ald Sub— 
jekt (ald Begriff deſſelben) aufgeführte und der Inhalt als 
Praͤdikat ( ald Folgen deſſelben), bald umgekehrt. 

Eben fo wenig ift die Anforderung eines juriftifehen 
Syſtems befriedige. Denn von einem folcyen erwartet man 
nicht blos eine Ordnung, fondern auch ihren Einfluß auf die 
Anwendung, dazu beiteht ja dad Recht, dazu betreibt man 
die Rechtswiſſenſchaft. Dad Princip diefer Scheidung — 
die Abjtrafta von Rechten, Gegenjtänden, Gefeßen, Thätige 
feiten der Gewalt — ift aber ein ganz anderes ald dad, wels 
ches die juriftifchen Entfcheidungen bewirkt. Ed ift gewiß 
nicht der Unterfchied ded Gegenftanded, um vdeöwillen der 
Legatar fih) die Quarta abziehen laffen muß , denn fein Ge- 
genitand iſt derfelbe mie bey jeder obligatio, es tft nicht die 
Eigenthumlichkeit im Gegenjtande des Erbrechtd ( universitas 
juris) um derentwillen Kinder nicht enterbt werden dürfen; 
fondern ed iſt die Beſtimmung des Erbverhältniffes im 
Ganzen. 

Endlih zeigt ein ſolches Syſtem nicht den Zufammen» 
hang Des Rechts auf, fondern es vertilgt ihm vielmehr, e& 
zergliedert nur anftatt zu gliedern. — Der Zufammens 
bang des Rechts beiteht in den Rechtsinſtituten, die Sonde— 
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rung der Nechte, der Gewalten, der Gegenftände aber kann 
nie ein Rechtsinſtitut geben, das ja gerade eine urfprüngliche 
unauflösliche Verbindung verfelben ift. So fann man die 
Spradye nad) Gegenftänden, die durch fie bezeichnet werden 
follen, auffaffen und Elaffificiren, man wird alle Redetheile 
durch fie erhalten konnen „ es wird aber Eines fehlen, dad 
Lebendige , dad Ganze in ihr: die Beugung, der Cab. — 
Es verfchwinden hier die Wechſelwirkung und die gemeinjfamen 
Beziehungen ver Inſtitute und Verhaͤltniſſe felbjt. Die 
Rechte werden zwar durch Abtheilungen und Fächer geordnet, 
aber daß fie innerlich auch wieder ein Streben zu einander 
haben, fann nirgend aud der Ordnung hervorgehen. Es iſt 
‚eine Claffification,, nicht aber ein Syſtem. Wie Bern» 
hard *) fagt: »Man kann Einem alle Knochen im Leibe, 
alle Baume eines Waldes, alle Blumen eined Kranzes claf> 
fifieiren, und wird damit nicht fagen, wo die Knochen liegen, 
wie die Gebeine zuſammenhaͤngen, wie die Bäume und Blus 
men zu einem Wald und Sranze verbunden find, ed wird 
eine Anſchauung ded Ganzen daraus nicht hervorgehen. « 
Das Recht ift eine Realität, Sein Syftem muß ſich 
auf Thatfachen gründen: nicht auf logiſche Cathegorieen, 
fondern auf die reellen pofitiven Grundlagen ded menfchlicyen 
Lebend. Zu einem Rechtsſyſtem aus Einem Guf gelangt 
man nur, wenn man von ihnen ausgeht. Bon hier fondern 
ſich auf der einen Seite die faßtifche Unterlage der Verhaͤlt— 
nie (ald Subjekt), auf der andern ihre Bildung zu Nechtd« 
inftiruten (ald Prädikat). Das ganze Recht fcheidet ſich in 
zwey große Maffen, die offentlihen und die Privatverhälte 


*) Ueber die Reflauration des deutfchen Rechts ©, 76. 
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nie? (Siehe 8. 2. ded vor. Abſch.), ihnen entſpricht das 
Privat- und das dffentlihe Recht. Jenes befteht aus den 
Derhältniffen der Freyheit, des Vermoͤgens, der Familie, 
diefes aus denen der Gemeinde, des Standed, ded Stans 
tes *), der Kirche. Es bilden fich danach die Inſtitute dort 
der perſoͤnlichen Berechtigung, des Vermoͤgens-, des Fami— 
lienrechts, bier der Staats- und Kirchenverfaſſung, des 
| Strafrehtö, Prozeffed u. f- mw. — Dad Vermögen entfaltet 
ſich wieder in die Verhaͤltniſſe des Beſitzes und Verkehrs, 
ihnen entſpricht das Sachen- und das Forderungsrecht. Der 
Verkehr des Vermoͤgens ſelbſt hat wieder die Beſtimmung, 
freywillig Vermögen mitzutheilen, oder beſchaͤdigtes zu erſez⸗ 
zen, dazu dient er daher ſchon faktiſch ohne alle Verpflich— 
tung. Aus diefen feinen Beziehungen bilden fid) denn auch 
Forderungen (rechtlihe Bande) zu eben den Zwecken, die 
erften entftehen nothwendig durch Gefchäfte ( allgemein und 
regelmäffig durch Verträge, ausnahmdweife für manche Bes 
dürfniffe ded Verkehrs auch ohne Uebereinkunft — negotio- 
rum gestio und Condiftionen ), die letztern nothwendig durch 
Derlegungen (allgemein und regelmäffig nur fo weit die Zus 
rechnung geht, ausnahmsweiſe aus befonderem Beduͤrfniß auch 


*) Der Staat Eann allerdings gar nit beftehen ohne eine reits 
lihe Gliederung vorauszufesen, das liegt in feiner befondern 
Natur (wovon unten). Allein aud) er ift nicht blos Gliederung, 
nicht blds Recht, er hat einen Inhalt und faktifhe Vorauss 
ſetzung auch ohne das, ed ift daher Feine Störung der Einheit, 
daß er hier unter die Verhältniffe, welche vom Rechte geordnet 
werden, gleihlam als die nationale Semeinfhaft und ihr Zrieb 
der fi) zum Staat erfchließen will, aufgezählt wird. — Webers 
au fordern die Verhältniffe Shon das Recht. So aud iſt Ver» 
mögen nit denkbar ohne Recht. 
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ohne dad — Quaſidelikte, Noxalklagen, actio quod metus 
causa gegen den unſchuldigen Befiger). *) 


*) Die Forderungen fcheiden ſich alfo auch nach der Beflimmung, 
zu welcher der Verkehr da ift, und nur um dieſer verfchiedenen 
- Beftimmung willen und ihrer Natur nad) gibt eö gerade diefe 
Entftehungsgründe derfelben,. Nicht haben fie diefe Beftimmung 

und diefen Inhalt, weil fie fo oder fo entftanden find, — 


Die Forderungen aus Gefhäften fcheiden fi wieder nad 
dem Bedürfniß und Inhalt der Gefhäfte in folgende Klaffen, 
wo benn auch jede Klaffe unter ihren eigenthümlichen juriftifchen 
Beltimmungsgründen fteht : 

1) Verträge, welde in einfeitiger keiftung be= 
ftehen: Stipulation von Leiftungen, Unterlaffungen u, f. w. 
‚Schenkung. 

Sie find die einfachſten Gefchäfte, fie enthalten die geringfte 
Verbindlichkeit ( eine culpa levis ) ja, da fie in reinem Vers 
luft beftehen,, fragt es fi überhaupt, in wie ferne fie vers 
bindlic oder zuläflig feyen. 

2) Verträge, weldhe in Hingabe einer Sade 
auf Rüdempfang befiehen: comodatum, fprecarium, 
depositum , mutuum und alle jene römiſchen Snnominatkon= 
trafte, weldhe eben in Hingabe gegen Rüdgabe derfelben 
Sache (in genere oder specie) beftehen. Hierunter gehört aud) 
der Vertrag, daß eine Sache aus gewiffem Grunde und zu ges 
wiffem Zweck gegeben wird auf NRüdempfang wenn der Grund 
nicht befteht oder der Zweck nicht erfolgt, und eine ſolche Kordes 
zung wird unter VBorausfegungen durch die Hingabe begründet, 
wenn auch Fein Vertrag dazu kommt, blos wegen ber -innern 
Anforderung des Gefhäfts (die Condiktionen). Denn daffelbe 
Bedürfniß, um deswillen allein ein folher Vertrag zuläßig ift, 
fordert hier aud die Entftehung des Anſpruchs ohne Vertrag. 

Dieje Verträge und Geſchäfte find ihrer Natur nach in gewifs 
fem Sinne Realtontrafte, fie beftehen im Bingeben einer Sache, dies 
fes begründet fie, und die Forderung kann vorher nicht beftehen, 
Der Vertrag, daß ein mutuum, depositum u. f. w. gegeben 
werde, ift ein ganz anderer, und die Verbindlichkeit des Ems 
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So iſt es cin ununterbrochener Zug, in welchem man 
das ganze Rechtsgebiet durchfchreiter, es ift der Zug, auf wels 


pfängers, zurückzugeben, würde nie aus dem pactum de mutuo 
dando , fondern immer nur aus dem mutaum felbft, der Hin: 
gabe des Geldes in Erwartung der Rüdgabe, folgen. 


Auch gehört das Hingeben wefentlic zum Inhalt bes Ge— 
ſchäfts, wenn glei der Gegenftand der Berechtigung nnr das 
Zurüderhalten ift. Deswegen haben fie ſchon den Charofter der 
Begenfeitigkeit, die actio contraria ( die aud) beym mutuum 
ftatt finden dürfte), die feflere Verbindlichkeit , daher culpa le- 
vis jedoch gewöhnlich nur auf einer Seite. 


3) Verträge, die in Austaufh von Leiftungen 
und Gewährungen beftehen: Kauf, Tauſch, Miethe, 
und alles was in den vier Kormen (do ut des ete.) Pla hat, 
wenn anders nicht diefelbe Sache zurücdgegeben werden foll. 


Diefe Verträge find weſentlich gegenfeitig , die Verbindlich 
keit beginnt zugleich auf beyden ©eiten, bey ihnen entfteht da= 
ber die Frage, wer die Leiftung zu beginnen habe, dann die 
exceptio non ad impleti contractus, endlid) die Rüdfiht, ob 
bey zufälliger Verhinderung auf einer Seite, der andere Theil 
von der Gegenleiftung frey wird. — Beyde Theile gewinnen 
hier, daher in der Regel beyde culpa levis präfticen. — 

Ein ſolcher Austaufh von Leiftungen ift auch das Verhält- 
niß zwifchen Wirth und Gaft, und nur eine einzelne Beziehung 
in diefem Berhältniß ift der Anſpruch, für welden die actio 
de recepto beiteht. — 

A) Berträgedieineiner Gefhäftsperbindung 
beftehben: mandatum und societas beyde nad) ihren mans 
nichfachen Arten, 

Sie haben das Eigenthümlihe, taß nicht von Anfang an 
beftimmte Leiftungen ihren Inhalt bilden, fondern vielmehr das 
innere perfönlihe Verhältniß, durch das fih mannichfache oft 
gar nicht vorauszufehende Leiſtungen als beflimmtes Objekt er— 
geben Eönnen. Und es entfteht für fie alö eine ganz eigenthüm- 
lihe Rüdfiht das Rechtsverhältniß zu dritten, indem die Na: 
tur einer Gefhäftsverbindung das Einftehen des einen für den 
andern, das Erwerben des einen für den andern mit ſich bringt. 
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chem das Leben felbft bey der Bildung ded Rechts fortfchreitet, 
und nur ihm folgend befindet man fi im Mittelpunkt und 





Das Bebürfniß der Gefchäftsbeforgung läßt die Verbind- 
lichkeit entftehen auch ohne Auftrag — negotiornum gestio, — 


Das Bedürfnig der gemeinfamen Gefahr begründet ein ſo— 
ciales Verhältniß (durch Verluſt des einen fi zu retten, dann 
aber den Verluſt glei) zu tragen) auch ohne Vertrag — lex 
Rhodia de jaetu (die von den Römern freylich nicht pafiend als 
Modifitation der Miethe behandelt wird). — 

5) Glücksverträge: Spiel, Wette. Ihr Charakter 
ift es, daß im Verkehr Eein wahres Bedürfniß für fie befteht, 
und bie Hauptfrage bey ihnen ift daher, inwiefern fie überhaupt 
verbindlid, ſeyen. — 

6) Verträge, welde einer fhon beftehenden 
Forderung dienen, fie zu befeftigen, zu fidern, 
umzuändern— accefjforifhe Berträge: constitutum, 
Bürgſchaft, Novation. 

Hier handelt es fih um die Requifite der vorausgehenden 
Forderung, und das Verhältniß der neu entftehenden zu ihr. 

Die Forderungen aus Verlesungen fcheiden ſich naturgemäß 
nad) der Art des Verhältniffes, welches die Verlegung traf: 

1) Verlegung der Perfönlidkeit: 

Snjurie, 
2) Verlegung im Befige: 

a) Diebftahl. 

b) Raub, 

e) Befhädigung an Sadın (lex Aquilia). Eine eigene Art 
bildet hier die Befhädigung durch Thiere, 

d) Unerlaubte Gelbfthilfe. 

3) Verlegung im Verkehr: 

Betrug (fraus, dolus) und Zwang (vis, metus). Bey 
legterem die befondere Ausdehnung gegen den dritten Bes 
ſitzer. Eine befondere Modifitation das interdictum frauda- 
torium u. f. w. 

4) Verlegung in Öffentlih gewährten Ber: 

-bältniffen: 
a) In der Rechtöpflege: 
si judex litem suam fecerit. 
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beherrſcht es. Es ift eine Ueberfiht von Einem Blicke aus. 
Send Eintheilungswefen hingegen muthet einem zu, daß man 
von unzähligen Punkten aus ind Recht hineinſehe. — In lau⸗ 
ter Totalitaͤten, die in ihnen ſelbſt wieder lebendig aus Orgas 
niömen gegliedert find, gruppirt fi) dad Ganze, und die eins 
zelnen Nechte , die Gewalten, ihre Arten und Verſchiedenheiten 
ergeben fich felbft, nicht auf zufällige fondern auf zufammen= 
bängende Weife, aus dem innerjten Trieb der Inftitute, zu 
welchen fie ald Glieder geyoren. Es fiheider ſich alles nad) na= 





b) Sn polizeylihen Gewährungen : 

de effusis et dejectis, de positis et suspensis, de albo 
corrupto ; deshalb zum Theil Popularklagen, fchon den öffent: 
lihen Vergehungen fi) annähernd. — 

Die Forderungen aus Zutel, Legat u. f. w. gehören nicht 
dem Syſtem der Forderungen an; denn fie kommen nicht aus 
dem Bedürfniß des Verkehrs, jondern aus dem der Familie und 
Erbſchaft, und haben daher nur bey diefer ihre Bedeutung und 
die Stelle für ihre wiffenfhaftlihe Darftelung. So verhält es 
fi au mit den andern Forderungen tie man unter dem „ex 
variis causarum figuris » aufführt : die actio ad exhibendum 
kommt aus dem Bedürfniß des Eigenthums, fie ift eine Vorbe— 
reitung der Eigenthums£lage oder ein Surrogat derfelben, bie 
netiones finium regundorum , de arboribus caedendis, de 
glande legenda, die cautio de damno infecto wurzeln in dem 
Bedürfniß des Grundeigenthbums, welches ein eigenes Snftitut 
ift und einen eigenen Abfchnitt in der Kehre vom Eigenthum 
bilden muß, die actio communi dividundo entfpringt aus dem 
Miteigenthum, das entfehieden ein Verhältniß des Beſitzes und 
nicht des Verkehrs if.  Diefe Klagen ( Forderungen find fie 
kaum zu nennen denn es befteht ja vor der J. c. gar Eein be= 
ftimmter debitor ) gehören daher in das Sachenrecht, wenn fie 
gleich eine Handlung zu ihrem Gegenftande haben, alfo actio- 
nes in personam find. Die Verwandtfhaft unter allen actio- 
nes in personam fo wie die unter den drey Sheilungsklagen 
muß fih bey dem Snftitute der Rechtäverfolgung (im allgemei— 
nen Theil) hevauöftellen, fie kann aber unmöglich den Zufams 
menhang des ganzen Rechts bilden. — 
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türlihen Verwandtſchaften, ed kann nicht aͤhnliches begegnen, 
daß etwa das Erbverhältniß zerrijfen werde, damit dad Recht 
auf die successio und dad auf die angetretene universitas, 
weil ihe Gegenftand anderer Art ift, in verfchiedene Klaſſen 
gefchieden werden. Zugleih mit der Echeidung enthüllt ſich 
aber auch das innere Band, wie ein Inftitut dad andere bes 
darf, ind andere eingreift oder übergeht, wie eined dem andern 
dienen muß z. B. dad Sachenrecht ald Pfand der Forderung, 
die Forderung ald Theilungs- oder Entſchaͤdigungsanſpruch 
dem Eigentum, und wie fi) fo durch das lebendige Zufam= 
menwirfen wieder neue Inftitute ergeben. — Endlich auch die 
Ruͤckſichten und Eatlyegoricen bey jedem Rechtsverhaͤltniß, ob 
von Subjeft und Objeft, von. Erwerb und DBerluft, von 
Ausübung und Abtrerung zu handeln, und in welcher Weife 
und Bedeutung und Ordnung , gehen aus der befondern Natur 
defjelben und daher bey jedem in eigenthumlicher Art hervor. 

DEM man die Wahrheit diefed Syſtems an einem Bey: 
fpiel erproben, fo wähle man dasjenige, welches gerade in der 
juriftifchen Litteratur den großen fyitematifchen Streit erregt 
hat — die possessio. Im allgemeinen Theil ald Ausübung 
von Rechten Fann fie nicht behauptet werden, da fie nur 
Ausübung ded Eigenthums ift, fie gehört nicht als Vorbe— 
dingung der Interdifte den Obligationen an, fonjt müßte 
man auch vom Eigenthum , von dem in gleicher Weiſe die 
eondictio furtiva und die actio ad exhibendum abhängen, 
daffelbe behaupten, ein Recht auf die Sache ift fie auch 
nit, und eben fo wenig ein Recht auf die eigene Per— 
ſönlichkeit und den Willen der Ehre ahnlih, denn fie 
bat ja gerade an der Sache noch ein Objekt auffer dem iger 
nen Willen, und fie muß daher erjt erworben werden, waͤh— 
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rend man dad Recht auf Ehre, Leben, Freyheit von felbjt be> 
fist. Will man ihr die juriftifche Selbſtſtaͤndigkeit abfprechen, 
und fie etwa wie die bona fides oder die interpellatio nur 
ald Mittel betrachten für died und jenes, fo fommt man dazu 
auf gewiß unrichtige Weife anzunehmen, daß die possessio 
als Requifit um der Interdifte willen, und nicht vielmehr die 
Interdifte ald Schuß um der possessio willen vorhanden feyen. 
Und wohin gehörte dann die possessio ald ein Ganzed nad) 
ihren wohlausgebildeten Beftimmungen über Erwerb , Verluft, 
Mittelöperfonen, welche Stelle nimmt fie in diefer ihrer eiges 
nen Ausbildung im Rechte ein? In diefer Derlegenheit befins 
det fich die Wiffenfchaft nur, da fie das Recht ald eine Claffifie 
cation der Nechte von verfchiedenem Gegenftand betrachter, 
denn in eine folche ift die possessio wirklich nicht unterzubrin« 
gen. Sie hat aber ihre naturgemäße Stellung in der wahren 
Gliederung des Rechts — als Befigverhältniß, und zwar ald 
dasjenige, welches mit Fug gerade allen übrigen den Namen 
leiht. Sie gehört fonah dem Sachenrecht an, d. i. nicht 
den Rechten auf eine Sache fondern dem Snftitute des Sachen⸗ 
rechts, der Totalität von Rechtsſaͤtzen, welche in unaufloslicher 
Berbindung die Berhältnijje zu Sachen (die Befisverhältniffe) 
regeln. Es ift doch unverkennbar derfelbe Trieb, daffelbe 
menfchliche Bedürfniß, durch Sachen feine Befriedigung zu 
erhalten, von welcher die Beſtimmungen über dad Eigenthum 
und über die possessio auögehen, daher die ganz analoge Be— 
handlung und der innere Zufammenhang. Die possessio ift 
ſonach kein Recht im roͤmiſchen Sinne, aber fie iſt, an allen 
Rechtsbildungen gemeffen, ein Nedhtsinftitut, und von 
einer und derfelben felbjtftändigen Bedeutung gehen alle die 
juriftifhen Beſtimmungen über ihren Erwerb, Berluft, wie 
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alle ihre verfchiedenen juriftifchen Folgen, Interdifte Uſuca— 
pion, aus. — Es ift diefelbe falfche ſyſtematiſche Grundlage 
der jetzigen Rechtswiſſenſchaft, welche zu der jonderbaren Frage 
geführt hat, ob die actio eine obligatio ſey. Diefe Trage ift 
nemlich nur möglid), wenn man den Gegenjtand der Berechti— 
gung als die Grundrückfiht ded ganzen Zufammenhangd im 
Rechte betrachtet Sonſt muß ed auf den erften Blick ein= 
leuchten, daß die actio dem Verhaͤltniß der Nechtöverfolgung 
angehört und nad) der Beltimmung deffelben ſich richtet, hin= 
gegen die obligatio dem des Vermoͤgensverkehrs, daß fir aljo 
ganz verfihtedene Inftirute find. — | 

Eine bedeutende Nückficht ded Syſtems auffer der © Sonde 
rung und Verbindung der Theile ijt ihre Aufeinanderfolge. 
Es verſteht ſich von felbit, daß jedes Verhaͤltniß durch die 
innere Einheit des Ganzen in alle übrigen Verhaͤltniſſe eins 
greift, in unendlichen Beziehungen ſteht — daß dad wahre 
Syſtem audy ein bewegliches iſt. Allein feine Stelle im Sy— 
item kann jeded Verhaͤltniß nur da haben, wo feine Wurzel 
it, aus welcher es herausfommt. Wie fih die Verhaͤltniſſe 
und Inſtitute auseinander erzeugen, fo ift ihre Folge. Wels 
ches daher die Urfache oder doch die Vorbedingung ded andern 
it, das geht ihm vor; ob ed das logiſch Einfachere oder Ver— 
wickeltere iſt, entfcheidet nicht, diefe Ruͤckſicht darf erft ſekundaͤr 
eintreten, nur der urfächliche und zeitliche Sufammenbang iſt 
der wahre. Die Privatverhältniffe z. B. find vor den offent- 
lichen, perfünliche Freybeit vor dem Vermögen, die Ehe vor 
dem väterlichen Verhaͤltniß, der Staat vor der Kirche (da 
der Zug vom Weltlihen und Materiellen zum Geijtigen geht). 
Eben fo iſt da8 Sachenrecht vor dem Forderungsrecht, diefes 
wieder vor dem Pfandrecht, letzteres an welches fodann die 
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Lehre vom Conkurſe der Gläubiger fi anfchließt, bildet natur— 
gemäß den Schluß des Vermoͤgensrechtes. — Allein in allem 
Organiſchen ift nie ein Glied blos Vorbedingung ded andern, 
fondern immer wieder, um feiner Beftimmung zu entfpredhen, 
zugleih von diefem bedingt. Es iſt hier alles zumal, und 
eine Darftellung wie eine Anſchauung, in welcher fi nicht die 
Wirkungen der fpätern Inſtitute ſchon ald beftimmend und 
geftaltend bey den frühern zeigten, z. B. der öffentlichen bey 
den Privatverhältniffen, ift unmöglich. Ferner erzeugen die 
Retöverhältniffe immer gemeinfam wieder neue, fo geht aus 
dem Beruf des Vermoͤgens und der Familie zufammen das 
Erbredt, aus dem des Befiges und Verkehrs das Pfandrecht 
hervor. Solche Inftitute hängen alfo an einer doppelten Wurs 
zel. Das fann nicht räumlich dargeftellt werden , ed ift nur 
Eenntlih zu machen, damit diefe Verzweigungen wirklich ans 
gefehaut werden. 

Mit der Aenderung der Berhältnijje und ded Rechts in 
der Geſchichte muß ſich nothwendig audy ihre Zufammenhang, 
dad Syftem ändern. Jede Nehrsbildung hat darum ihr ciges 
ned Syftem. Allein der Charakter derfelben, daß es ein Zus 
fammenhang der Verhaͤltniſſe und Inftitute nad) ihrer Beſtim⸗ 
mung ift, ift allen derfelbe. So find ed aud) diefelben Grund 
verhältniffe, aus denen jeder Nechtözuftand nothwendig beftehen 
muß, fie find nur in jedem auf befondere Weife ausgebildet 
und modifizirt. Im romifchen Recht herrſcht allerdings die 
Ruͤckſicht der perfonlichen Berechtigung abgefehen von dem Bes 
ruf des DVerhältniffes vor, mit ihre der Zufammenhang nad) 
Gegenftänden. Daher fommt die ſcharfe durchgängige Unter: 
fheidung von Recht auf Sache und Forderung, die den Grund» 
charakter des roͤmiſchen Rechts bilder, Allein dadurch ents 
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ftehen nur über jenen Grundverbindungen , theild fie uͤberdek⸗ 
kend, theild im Einzelnen fie verwifchend, neue Verbindungen, 
nie hören jene auf, das innere Triebwerk auch des roͤmiſchen 
Rechts zu fun | | 
Es war ein großer Umfchwung in der Juriöprudenz, als 
man nicht mehr nad) den Quellen, fondern nad) den Fächern 
des Rechts die Wiſſenſchaft theilte. Seitdem find in allen 
Fächern die verſchiedenen Quellen zu einem Ganzen verarbeitet, 
Nur im Privatrecht find fie noch getrennt, gewiß gegen die 
Natur. Es ſoll zwar keineswegs dad Bewußtſeyn des verſchie⸗ 
denen Urſprungs der Entſcheidungen und Inſtitute verloren 
gehen und dazu muß eine geſonderte Behandlung angewandt 
werden, allein es muß der Wiſſenſchaft doch moͤglich ſeyn, 
den Rechtszuſtand, wie er wirklich im Leben ein Ganzes iſt, 
ungeachtet der verſchiedenen Quellen auch als ein Ganzes von 
Einem Standpunkt und Zuſammenhang aus anzuſchauen. 
Dieſer Standpunkt und Zuſammenhang aber iſt der der Ber— 
haͤltniſſe. Sie find das allen Rechtsbildungen Gemein» 
fame, fie find ja die wirflide Einheit in unferem Leben, 
weldye die juriftifhe Anordnung der beterögenen Nechtöbils 
dungen verbindet. Das germanifche Necht würde überdies am 
allerwenigften die unnaturliche Auffaffung nad) Rechten und 
ihren Gegenftänden ertragen, weil es auch nach feinem Inhalt 
dad naturgemäßefte if, Welche Anomalie würden bier zB. 
nur die Reallaften bilden, die nad) ihrem Gegenftande als 
Borderungen betradhtet werden müßten, und dennoch unzmweis 
felhaft wie die possessio dem Sachenrecht, dem Inſtitute des 
Grumdbefised angehören. — 

Obwohl nun mit der gefhichtlihen Anſicht auch das na— 
türlihe Syftem des Rechts fi) zu bilden begonnen hat, fo 

Stabi Rechtsphil. Il. a, 11 
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leidet doch noch die ganze Art der Darftellung in Vorlefungen 
und Lehrbuͤchern an gewiffen Gewohnheiten durch jene frühere 
unrichtige Vorftellung über Eyftem und wiffenfchaftlide 
Auffaffung, von welcher Lehrer und Schriftſteller, fey es auch 
unbewußt, immer noch vielfach beftimmt werden. Ich mache 
hier auf folgende aufmerkſam: 

Man ftrebt wo möglich gleiche Rubrifen durch alle Theile 
durchzuführen, und wenn man dies erreicht hat, glaubt man 
damit dad Belte getroffen zu haben z. B. von Gegenftand, 
von Erwerb, von Verluft, von den Rechten des einen und 
des andern fommt überall in gleicher Weife und Ordnung vor, 
So erſcheint dann z. DB. die ganze Lehre von den Verträgen 
(diefer eigentlihe Inhalt des Forderungdrehtd ) ald Erwerb 
der Forderungen in derfelben Weife wie die Lehre von der 
usucapio ald Erwerb ded Eigenthums , es erfcheint die Priva— 
tion der Emphyteuſe, welche der harafteriftifche Zug des 
ganzen Rechtsverhaͤltniſſes ift, als eine Art wie diefelbe aufhört. 
Eben fo die Erfüllung. der Forderung unter der Nubrif ihres 
Verluſtes Es werden erft fammtliche Rechte des Pfandglaubigers, 
dann ded Pfandfchulöners, ded Eigenthümerd, dann des Emphy⸗ 
teuta nach einander aufgezaͤhlt, ſtatt das Rechtsverhaͤltniß als 
ein Ganzes, dad Band unter ihnen zu zeichnen. Die Transmiſ— 
fion der Klagen, die in dad Erbrecht gehört, wird mit der Kla= 
genverjährung zufammen geftellt. Oder man bringt gar unter 
Der Rubrik » Eollifion der Forderungen « die Lehre von der Com⸗ 
penfation und die vom Conkurs der Gläubiger in einestlaffe u. ſ. w- 

Man ijt ferner gewohnt, Emtheilungen zu machen, ohne 
ihrer Iebendigen Beziehung, ihrer Wirkfamfeit zu gedenken, 
wenn fie nur dem logiſchen decorum genügen, irgend unter- 
scheidende Merkmale Haben. — So handelt man von den 
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Perſonen und von’ den Sachen, und theilt fie nach der und 
jener Ruͤckſicht ein. Wie fommt aber dad Recht dazu, 
die Perfonen einzutheilen? Man follte vielmehr von der 
Nechtöfähigkeit und dem Vermögen, handeln, dann wurde 
man zu jeder Eintheilung nur aus lebendigen Beziehungen 
gelangen. Dann würde ed fih aud z. B. zeigen, daß die 
Lehre von den Berwandtfchaften nicht in den Abfchnitt des 
allgemeinen Theil von der Nechtöfähigkeit (ihrem Anfang 
und Ende, und ihren Abjtufungen nad Alter, Geſchlecht, 
bürgerlicher Anerkennung u. f. mw.) gehört; fondern vielmehr 
zum Familien= und Erbrecht ald deren befondere Grundlage. 
Dann würde auch der Unterfchied zwifhen Sachen und 
‚einem ganzen Vermögen ( universitas juris ) nicht als eine 
Eintheilung der Sachen fich darjtellen u. f. w. — In diefer 
Gewoͤhnung an ruhende blos logisch ſchließende Eintheilungen 
‚ergreift man am liebſten ganz allgemeine Cathegorieen wie 
von Subjekt der obligatio, von Objeft der obligatio. Da 
es nichts logiſch Einfachered und Natürlichered gibt als die 
Scheidung von Subjekt und Objekt , weßhalb fie auch einem 
Syſtem der Logik oder der Sprache vollfommen entſpricht, 
fo, glaubt man, koͤnne auch das Forderungsrecht gar nicht 
mehr bejjer angeordnet werden. Die Anordnung nad diefer 
Eathegorie ftort aber den ganzen inneren Zufammenhang der- 
felben. Unter der Rubrik » Gubjeft« die nothwendig den An— 
fang bilden muß, fallen dann z. B. die Ceffion und die 
Korreal=DObligation, diefe beginnen diefen Theil, dann folgt 
Die Entitehung oder der Inhalt. Allein wenn man dem le— 
bendigen Gang folgt fo it «3 offenbar nicht geeignet, zuerſt 
an die Abtretung zu denken, bevor man die Entjtehung und 
den Inhalt kennt, und es ift offenbar, daß die Correal— 
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Obligation bey der ſich alles darum dreht, ob einer für den 
andern hafte, nicht mit der Eeffion zufammengehört, bey 
welcher der Mittelpunkt der ift, ob man feine Forderung 
veräuffern koͤnne. — Eben daher ftellt man aud) wieder die 
einzelnften unbedeutendften Snftitute aldintegrirende Glie— 
der neben die bedeutendften, weil dieſes nach einem einzel- 
nen Merkmal, das fie unterfcheidet, allerdings ſich fo ver— 
halt z. B. die Obligationen zerfallen erſtens in felbftjtandiae, 
zweytens in acceſſoriſche, der juriftifche Befis ift erftens ſelbſt— 
ſtaͤndiger, zweytens abgeleiteter, der Prozeß ift entweder Ver⸗ 
fahren auffer dem Conkurſe oder Conkursprozeß. Der Ieben- 
dige Zug entwickelt dad, auf welches der allgemeine Trieb 
eined Inſtituts führt, ohne Ruͤckſicht auf ſolche einzelne ab» 
weihende Anftalten, diefe folgen dann nad) als feine beſon— 
dern Gebilde, aber nicht ald Hauptzweige — wie man einen 
Sproffen, der fi) etwa gleich unten neben dem Stamm aus 
der Wurzel hervorwindet, deßhalb nicht ald eine Theilung 
des Baumes betrachten wird. 

Man pfleat endlich mit den Eintheilungen zu beginnen, 
und führe fie alle je nach ihren verfchiedenen rationes neben⸗ 
einander auf, ftatt daß jede Eintheilung erft da erfcheinen 
follte, wo fie fih aus dem Motiv ded Inſtituts ergibt z. B. 
die obligatio iſt naturalis oder civilis, einfach oder correa- 
lis, einfeitig oder aegenfeitig — die possessio iſt naturalis 
oder civilis, justa oder injusta, bonae oder malae fidei, 
possessio rei oder juris u. ſ. w. Die wahre Darjtellung 
beginnt gar nicht mie Eintheilungen ald gegebenen, fondern 
fie entwicelt fie. Sie bezeichnet z. B. dad Wefen der obli- 
gatio als Band zwiſchen debitor und creditor, hier ergibt 
fih denn der Unterfchied einfeitiger und gegenfeitiger Leiftung. 
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Wenn fie den ganzen Inhalt der Forderung nad) den Be— 
ziehungen von culpa , mora, Intereffe u. ſ. w.dargeitellt hat, 
fo Fommt ſie darauf, daß Forderungen aus Gruͤnden in ihrer 
‚gerichtlichen Wirkfamkeit beſchraͤnkt feyn koͤnnen, hier erſt er⸗ 
gibt ſich dann der. Unterſchied der obligatio eivilis und na- 
turalis u. |. w. 


5 


Zweytes Kapitel, 
Diet vi ſt i ſche Meithodee. 


unterſchied der logiſch mechaniſchen und der freyen natürlichen Subfumtion 
9— —“ Syſtem als Grundlage der natürlichen re: Mer 
Die Anwendung des Rechts gebt von ihm felbft aus, 
von, feinen das Leben beherrſchenden Inftituten, inöbefondere 
den Staate. Sie iſt der Akt, durch welchen dad Necht den 
einzelnen Fall — wie durch feine Entitehung den ganzen Zus 
ftand — ald einen nody orönungslofen, aber nad) Eitte und 
Ordnung ftrebenden. ergreift, und nad) feinem Gedanken ges 
ftaltet, der Akt, wodurch es gleichfam den rohen Stoff fid) 
jelbjt , dem fittlichen Leibe aſſimilirt. — Die Beziehung eines 
ſolchen Falls zu jenem Ganzen beſtimmt daher die Anwen— 
dung. Sie zu finden, darin beſteht die juriſtiſche Me— 
thode. Die juriſtiſche Methode iſt demnach Subſumtion, 
denn ſie mißt und beurtheilt das Einzelne noch nicht Ent— 
ſchiedene an dem Allgemeinen, Entſchiedenen. Sie iſt aber 
nicht bloſe logiſche Subſumtion. Denn die Beziehungen des 
einzelnen Falls zum ganzen-Rechtszuſtand find nicht blos lo— 
giſche, fondern lebendige. Es foll nicht unter Rechtsſaͤtze, 
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unter ruhende abgefhloffene Merkmale ſubſummirt werden, 
fondern unter Nechröinftitute: an dem Trieb in ihnen und 
den Wirfungen,, die er fihon erzeugt hat, muß der ftreitige 
Fall gemeffen werden. Iſt nun diefer mit den im Rechte 
ſchon ausgebildeten vollig derfelbe, fo daß fie ſich decken, dann 
unterfcheidet fih die Anwendung nicht von logifher Subfums 
tion. Enthält er aber irgend eigenthümliche Beziehungen, fo 
wird die Anwendung dann zur freyen Nachbildung *). Hie— 
rin bejteht au das Wefen der Analogie, dad fehr ober 
flaͤchlich aufgefaßt wird durd) die Negel: »ubi eadem ratio, 
ibi eadem dispositio.« Es iſt nicht eine feitftehende abge— 
grenzte allgemeine Regel ald Vorausſetzung eined Geſetzes, 
welche zur analogen Anwendung beredhtigt, fondern ein le— 
bendiger ſich felbft erweiternder Trieb eined Rechtöinftiturs, 
daher aud ein unmerflicher Webergang von freyer, wahrer 
Subſumtion zu folcher Ausdehnung. — Dadurch wird aber 
die Anwendung felbft zugleich ein Mittel für die Fortbildung 
und Bereicherung ded Rechts. — 

Dad Derfahren ded wahren Praftiferd ift darum nie 
ein blofed Schließen: fondern es iſt ein ficherer Blick, der 
eben die lebendigen Beftimmungsgründe anfcyaut, oder Wife 
fenfchaftlicher ein Verſuchen nad allen Seiten hin, wie die 
Entfcheidung mit ihrem Erfolg nod in diefed oder jened In⸗ 
ftitut eingreift, fih zu der und jener leitenden Ruͤckſicht ver— 
hält. Er bringt die Falle unter dad Recht, nicht wie Worte 


*) Ueber den: Unterfchied logijher Subfumtion und freyer Nach— 
bildung vergleih I. Band ©. 11 — 13. Je nachdem die eine 
oder die andere gebraucht wird, wird aud im ganzen Rechts— 
zuftande entweder die formale oder die lebendige Einheit herr—⸗ 
ihen, vergl. I. Band ©, 323, 329. 
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unter ein WRegifter, fondern wie Glieder in einen Organis- 
mus, in deſſen Wirkung fie harmoniſch eingreifen follen. 
Dies ift namentlih das Verfahren der roͤmiſchen Juriſten 
z. B. Papinians. Eine ſtete Ruͤckſicht, ob man durch 
Befolgen eines leitenden Inſtituts nicht etwa ein anderes ver— 
letzt, wie ſich die Entſcheidung noch anderer verwandter Faͤlle 
daneben ausnehmen muͤſſe, zu welchen Reſultaten man hin— 
geriſſen wird, wenn man hier ſo oder anders ſpraͤche. Es 
iſt nirgend die abgeſchloſſene Subſumtion unter eine Regel, 
ſondern ein ſtetes Verſetzen in das Ganze aller leitenden 
Ruͤckſichten, und den wirklichen Erfolg, den die Entſcheidung 
hat. Allerdings wird den roͤmiſchen Juriſten oft mit Recht der 
Vorwurf der Subtilitaͤt d. i. eben blos logiſch gefundener 
Reſultate gemacht. Dies liegt aber keineswegs in ihrer Me— 
thode, ſondern in dem Charakter ihrer Rechtsbildung, ihre 
Art zu Reſultaten zu gelangen iſt daher auch verſchieden je 
nach den Inſtituten, um die es ſich handelt, ob dieſe dem 
alten ſtarren, oder dem biegſamen Rechte oder endlich gar 
der laxen praͤtoriſchen Billigkeit angehoͤren. Sie leiſten alles, 
was Sache des anwendenden Juriſten iſt. Sie wenden das 
Recht ſtets in ſeinem eigenen Geiſte, und auf jeden Fall im 
Zuſammenhang mit dem Ganzen an. 

Die roͤmiſche Anwendung koͤnnte eben ſo ſehr von der 
unſern übertroffen werden, als deutſche und chriſtliche Auffaf- 
fung der Lebensverhaͤltniſſe wahrer und tiefer iſt, als roͤmi— 
ſche. Savigny fagt, den Roͤmern feyen ihre Rechtsbegriffe 
lebendige Perfonen. Die Verhaͤltniſſe follten unferer Suride 
prudenz wirklich zu Perfonen werden, die von dem Recht 
ſchon entjhiedenen wie die, weldhe eben zur Entfcheidung 
kommen. Diefe waren dann am Necht zu meffen, wie man, 
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Perfönlichkeiten aneinander prüft, ob fie die innerjte Lebens— 
rihtung miteinander ‘gemein haben, — Die moderne Rich— 
tung bat aber auch bierin ihre Folgen gehabt. Denm die 
Anwendung mußte bier wie überall der ſyſtematiſchen Auf 
fafjung im Ganzen entfprehen. So wie nun dieje felbft nur 
nach logifhen Cathegorieen verfahr, fo Fonnte auch die juri- 
ftifche Behandlung nur logiſch fubfummiren und zwar nicht 
blod unter acgebene ypofitive bejtimmte Rechtsbegriffe und 
Säße, wie die Roͤmer noch in ihrer fteifeften Manier, fons 
dern felbjt unter allgemeine Abjtraftionen. Ein Streben, zu 
generalifiren, und aus den fo gewonnenen leerften Begriffen 
z. B. Ausübung von Nechten, Abtretung von Rechten (gleich— 
viel welchen Inhalts und welcher Beltimmung diefe Nechte 
find), da wo die pofitiven Geſetze nicht ausdrücklich im Wege 
ſind, Folgerungen zu machen, charakteriſirt die neuere Juris— 
prudenz. In ſolcher Weiſe verfuhr zum Theil ſchon Do— 
nellus, in ihr iſt Webers natürliche Verbindlichkeit ges 
ſchrieben, ſo iſt die Behandlung Thibauts, wenn auch 
dieſe Maͤnner ihr individueller, lebendig praktiſcher Sinn haͤu— 
fig gegen die Folgen ihrer Conſequenz verwahrt. — Es mußte 
zuletzt dahin kommen, daß die Juriſten in der Auseinander⸗ 
ſetzung jener wirkungsloſen allgemeinen Merkmale und Be— 
griffe, als waͤren ſie Sprach- und Denklehrer, ſich verloren, 
und nicht mehr beachteten, daß doch hier nur das in Be— 
tracht komme, wovon eine rechtliche Folge abhaͤngt. Dieſer 
Vorwurf trifft ſelbſt manche auf gelehrte roͤmiſche Forſchungen 
gegründete Abhandlung. — | 

Die Grundlage aller Methode iſt nothiwendig dad Sy» 
ftem. Dad natürlihe Syſtem ijt daher die Borbedingung 
der juriſtiſchen Bildung, von der allein eine freye Nachbil« 
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dung audgehen, ‚der fie allein anvertraut werden darf. Eine 
folhe Nachbildung iſt noch gar nicht eine arbiträre Gewalt, 
denn fie hat fihere Beftimmungsgründe, nur hat fie diefels 
ben in reellen Urſachen und Sielen, für fie gibt”’eö eine Con» 
trole. — Das natürliche Syftem und feine Methode find da= 
ber auch allein im Stand, die Jurisprudenz zum Gemeins 
gut der Nation d. 1. fie ihr verjtändlich zu machen, denn 
in Entfoheidungen , die vom Beduͤrfniß des Falls, von der 
innern Berwandtfchaft mit dem Rechtsinſtitut ausgehen, kann 
fi) auch der Laye finden, fie find die natürlihen. Was ihm 
unzugaͤnglich ift, ift nur das confequente Schließen von fer 
tigen Begriffen aus, in denen er felbft richtiger nicht die ru— 
henden Merkmale, weldye die Zergliederung zeigt, fondern den 
bildenden Trieb erblickt. 


Drittes Kapitel. 
Die Rechtswiſſenſchaft. 


Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft. Dren Seiten ihrer Erfenntnif: Kenntniß 
der Rechtsnormen, Kenntniß ihrer Princivien im urfächlichen und ges 
ſchichtlichen Zuſammenhang, Kenntniß ihres ſyſtematiſchen Zufammenban 
ges. Ihre Hilfswiſſenſchaften, Exegeſe und Hermeneutik. — 

Die Rechtswiſſenſchaft iſt eine praktiſche Wiſſenſchaft, 
es iſt ihr nicht um die bloße Einſicht in das Recht zu thun, 
ſie wird betrieben, um das Recht anzuwenden. Darum hat 
ſie zu ihrem Gegenſtande das geltende (poſitive) Recht eines 
beſtimmten Volkes zu einer beſtimmten Zeit. 

Sie hat aber, wie alle Wiſſenſchaft, drey Seiten der 
Erfenntniß (J. Bud. I. Abſch. V. Kap): die Kenntniß der 
einzelnen Rechtsnormen, die Kenntniß der Ideen oder Prin« 
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cipien, aus welchen fie hervorgehen , und die Kenntniß ihrer 
Beltimmung, mit welcher fie in dad Ganze des gefelligen 
Zuſtandes eingreifen. 

1) Die Kenntniß der Rechtönormen  ift eine Kenntniß 
des Individuellen, Pofitiven, das eben fo ift und gerade fo 
gut auch anders feyn Fonnte, denn aus denfelben leitenden 
Principien hätten vielfach auch andere Normen gegeben wers 
den Fonnen, da jedes Princip in mannichfacher Weiſe ſich 
ausführen läßt. Cie iſt alfo Kenntniß des frey Gewaͤhlten, 
des Zufälligen fogar, daher rein empirische Kenntniß — 
Rechtskunde, noch nicht Nechtöwirfenfchaft, die aber der 
Wiſſenſchaft nothwendig vorausgehen muß. 

2) Die leitenden Principien im Recht find nicht Regeln, 
die an allgemeine logifhe Merkmale ſich anſchließen, fondern 
die befondere Natur und der Trieb der Rechtöinftitute. Wie 
die einzelnen Normen hieraus ald aud ihrer beitimmenden 
Urfache hervorgehen, darin befteht ihre Erfenntnig aus Prin— 
cipien. Diefe muß aber nothwendig auch eine hiſtoriſche Er— 
fenntniß feyn. Denn die Rechtöinftitute beftehen und ents 
wickeln fid) in der Zeit. Die Umſtaͤnde, aud welchen fie 
hervorgingen, der Verlauf ihrer Ausbildung, die Art, in wels 
cher fie bisher behandelt worden, nur died alles Fann ihren 
inneren Sinn aufklären, in welchem die einzelnen Beltims 
mungen zu würdigen und anzumenden find. Wie wollte man 
z. B. erkennen, welches die leitenden Principien für unfere 
jetige Erfigung feyen, wenn man nicht die Natur der ältern 
Inſtitute der usucapio und praescriptio, und dad Motiv iha 
rer Berfhmelzung unter Zuftinian kennt? Oder wie fonnte 
man in unferem jesigen Staatöreht die Beftimmungen über 
die Standeöherren richtig verftehen, ohne ihre frühere Stela 
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lung im Reiche und die Auflofung des Reichs mit allen ihren 
Wirkungen und Motiven zu Grunde zu legen? Nur hierin 
Fann auch bey zweifelhafter Anwendung die Richtſchnur ge= 
funden werden. Eben fo find in unfern neuen Berfaffungen 
jene allgemeinen Säge über Freyheit der Perfon und des 
Eigentums, Nothwendigkeit ſtaͤndiſcher Mitwirkung bey Ane 
ordnungen, welche fie betreffen u. f. w., welche nad) blofer 
logiſcher Analyje der Worte aller möglichen Deutung unter« 
liegen, und deöhalb auch von den Liberalen ind Unendliche auöges 
dehnt zu werden pflegen, allein aus ihrem gefchichtlichen Urfprung 
zu erklären, wie fie in England aus beftimmten Beranlaffungen 
und Vorgängen entſtanden, in der franzöfifchen Eharte nach 
dem mehr monardifchen Princip modificirt wurden, und fo 
in die deutfchen Konftitutionen übergingen, und fie werden 
dann einen fichern und genau begränzten Sinn haben. Das 
Logiſche — die Beobachtung der Conſequenz — ift im Rechte 
wie überall nur dad Negative, dad nicht verlegt werden darf, 
dad pofitive Princip der Entfcheidung ijt einzig die Natur der 
Snftitute, welche in der Zeit, alfo in gefchichtlicher Art be» 
ſtehen, und deöwegen nur in gefchichtlicher Art erfannt wers 
den Fünnen. — Diefes gefchichtlihe Dafeyn der Rechtsinftis 
tute, wie ihre lebendige Wirffamkeir überhaupt überficht die 
abftrafte Bildung, fie erkennt nur den zeitlofen Zufammen= 
hang, nur den des Grundes und der Folge, nicht den der 
Urſache und Wirkung. Die abgezogenen Merkmale, die los 
giſch grammatiſche Analyſe der Geſetze, nicht der Trieb und 
Sinn der Rechtsinſtitute gewähren ihr die leitenden Princi⸗— 
pien für Verftändniß und Anwendung. Der Werth, den fie 
der gefchichtlihen Kenntniß einräumt, ift darum bloß der 
eined fordernden Mitteld auffer der Sache, deffen man ſich 
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zum Zwecke bedient, und dad man dann wieder aufgeben 
fann, wenn man den Zweck erreicht bat, fo etwa. wie man 
der lateiniſchen Sprache für dad corpus juris, der franzoͤ— 
fifhen für den code ihren Nusen einräumt, obwohl diefe 
Sprachen wieder entbehrt werden fonnen, wenn es genügende 
Ueberfesungen gibt, da fie nicht das, wad man wilfen muß 
felbft find, fondern nur dazu führen follen. Man ftellt 
fih hierbei immer die Geſchichte, die Bergangenheit blos ald 
tranfırorifche Urfache des Gegemwärtigen vor, Dieſes ift 
blofes Produkt, dad einmal entjtanden, gar nichts mehr mit 
jener Urfache zu thun hat, in der Nechtsubung aber fommt 
ed ja gewiß nur auf das Jetzige, Geltende an. In dieſer 
Borftellungsweife fagt Feuerbach: »Die Gefhichte erklärt, 
wie etwas nach und nah geworden, wie und was dieſes 
Etwas fey, lehrt die Gefchichte nicht. Was der Geſchichte 
angehört, ift ſchon dem Leben abgejtorben. u Allein die 
Bergangenheit ift nicht blos tranfitorifche, fie it imma= 
nente Urſache der Gegenwart, ſie iſt als Vergangenheit, 
als das was ſie war, noch in ihr enthalten. Wie das ge— 
genwaͤrtige Daſeyn eines Menſchen weſentlich Erinnerung ſei— 
nes vergangenen iſt, und er nicht mehr derſelbe ſeyn koͤnnte 
ohne fie, fo iſt auch der gegenwärtige Rechtszuſtand in ſei— 
nem innerſten Wefen zugleich eine Erinnerung ded Vergan— 
genen, die fih wie bey dem Menſchen wirkſam aͤuſſert, er 
it, um es entjchieden auszudrucken, nicht blo8 dad, was er 
ift, fondern aud) dad, was er war. in überzeugended 
Beyfpiel biethet gerade der oberfte Begriff unſerer Praxis 
felbft — der des gemeinen Rechts. Alle Wirkungen dies 
feö Begriffs, welche gegenwärtige find, find dennoch die Wirz 
fungen eined vergangenen Begriffd, denn er ſelbſt gehort un— 
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ferem Leben nicht mehr an, wir fünnen ihn nicht ändern, 
‚ee lebt nicht mit und fort, er ift ftarr und feft wie alles 
Abgeſtorbene. Und dennoch wirft er wie die Erinnerung in 
einem Menfchen lebendig in die Gegenwart, und ed gibt fein jur 
riftifches Verhaͤltniß, das er nicht berührte. Die gefchichtliche 
Kenntniß iſt alſo kein bloßes Hilfsmittel, ſie iſt eine integri— 
rende Seite der juriſtiſchen Kenntniß. — So betrachtet kann 
aber nur die Geſchichte des geltenden Rechts eine Seite 
der Rechtswiſſenſchaft feyn, denn nur fie ift ja in feinem 
Dofeyn immanent. Im der gleichen Art auch eine Kenntniß 
des indiſchen, yperfifchen Nechts u. ſ. w. zu fordern, wie 
Thibaut oder Feuerbach, wird man fid) nur dann bes 
wogen finden, wenn man die Nechtegefchichte nicht als we— 
fentlichen Theil einer Rechtsbildung, fondern ald ein Bil 
dungsmittel überhaupt betrachtet. Mit Necht befchränft da= 
bee Savigny das gefchichtlihe Studium für und auf daß 
roͤmiſche und germanifche Net, denn nur fie find es, in 
welchen dad MWefen unferes Nechtd Liege. Man wird aber 
— fd weit man nicht die Nechtögefchichte feldjt zum Zwecke 
macht, wo fie dann ein Theil der Geſchichte iſt — aud) 
hierin eine Beſchraͤnkung fegen muͤſſen. Was weder Einfluß 
auf unfer Recht hatte, noch in diefen Nechtöbildungen felbft 
von großer Bedeutung ift, und ihre Eigenthuͤmlichkeit ins 
Sicht fest, das hat der Juriſt nicht mit der Zeit raubenden 
Sorgfalt und Genauigkeit zu verfolgen. Ein ängftliched Ab- 
wehren, daß man bier nicht zu viel thue, ift freylich um fo 
weniger zu wünfchen, ald fi) nicht voraudfehen läßt, wel— 
then Zufammenhang mit dem Gegenwärtigen tiefere Forſchung 
überall noch finden wird. Allein befonders für das allge— 
meine Studium, für Lehrvorträge, u. ſ. w. it ein Maus, 
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eine Auswahl, ein Bewußtfeyn, daß man nicht die Nechrös 
gefhichte , fondern daß man das Recht geſchichtlich kennen 
wolle, eine wohlbegründete Anforderung, und die richtige, 
die gefchichtlihe Auffaſſung wird noch weit mehr Herrfchaft 
erlangen, wenn ihr genügt iſt. — 

3) Endlich ift die Rechtswiſſenſchaft noch Kenntniß des 
ganzen Zufammenhangs des Rechts, der Beltimmung, die 
jedes einzelne Inftitut und Gebot für das Ganze hat, wie fie 
alle eine Totalitaͤt bilden, wechjelfeitig fich bedingend inein» 
andergreifen, und fo ald ein Ganzes die Verhältniffe ded Les 
bens decken. Dies ift der eigentlich fyftematifhe Zufammen» 
hang und die fyftematifche Kenntniß des Rechts. Hierin bes 
ſteht auch feine hoͤchſte Einheit. Es ift alfo nicht das, was 
jest gewöhnlich fyftematifh genannt wird, und wobey man 
dad Hervorgehen der Süße aus allgemeinen Regeln (dem 
hiftorifhen gegenüber) meint, die Einheit des Grundes, 
denn diefe iſt felbft eben fo fehr hiſtoriſch als logiſch, fondern 
die Einheit ded Erfolge — die praftifche Einheit. — Diefe 
TIotalanfhauung, wie eine Nechtöbeftimmung zur andern fid) 
verhält, jede auf alle übrigen berechnet ift, ift-die Vollen— 
dung der Rechtswiſſenſchaft, durch die fie erft praftifch wird. 
Es kann jemand z. B. die Eigenthuͤmlichkeit des roͤmiſchen 
Rechts tief aufgefaßt haben, er mag die Charakterzuͤge deſſel— 
ben in jedem Inſtitut hervorleuchten ſehen, ſeine leitenden 
Principien in jeden einzelnen Geſetze erlennen, ja ſelbſt Ent— 
ſcheidungen aus ihnen zu finden im Stande feyn, er iſt den» 
noch fein vollendeter romifher Juri. Dazu muß ihm aud 
noch die Verbindung all diefer Saͤtze und Inſtitute in ihrer 
Wirkung Har, es muß ihm bey jedem einzelnen Sub das 
ganze römifche Recht gegenwärtig feyn. — Für unfer Stu— 
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dium iſt dazu nöthig, daß die Inftitute von ihrem hiftorifchen 
Urfprunge an auch verfolgt werden bi8 auf die Stelle, die 
fie in der gegenwärtigen Praxis einnehmen (hierin ift 5. B. die 
Behandlung in Savigny’s Recht des Befised und in 
Bayers Prozeß mufterhaft), dann aber daß die römifchen 
und germanifchen Quellen zu dem Ganzen, welches fie in der 
Sache bilden, verfhmolzen werden, während die Erkenntniß 
ihres Charakterd im Einzelnen allerdings fortdauernd auch ihre 
getrennte Behandlung nothwendig macht. Den Charafter, 
den Sinn der einzelnen Inftitute Fann man naͤmlich nur fin= 
‚den, wenn man fie in der Eigenthuͤmlichkeit ihres beherrfchen- 
den und erzeugenden Gedanfend verfolgt; aber ihr Zufammen= 
greifen zu Einem Rechtszuſtande kann auch nur in einer ges 
meinfamen Darftellung erkannt werden. — 

Mit diefen drey Seiten ift nun die wiſſenſchaftliche Ein» 
ficht des Nechtö erfchopft. Sie bedarf aber auch einer wejents 
hen Hilfswiſſenſchaft, welche ihr eigenthüumlich iſt, nämlid) 
der Eregefe und Hermeneutif, Ihr Bedürfniß Fommt 
daher, daß dad Necht durch die Wermittelung ded menfchlichen 
Geiſtes, der fih in Sprache und Schrift auffert entſteht. 
Das Recht aus Schrift und Sprade und den Akten der 
Gefeggebung richtig zu fihopfen, d. i. die Behandlung der 
Rechtsquellen, iſt daher der Gegenſtand diefer Willen 
ſchaft. Auffer der Theologie, deren Gegenftand, die Religion 
eine ähnliche Entſtehung hat wie dad Recht, indem auch bey 
ihr der Menfch dad Organ der Offenbarung und die Sprache 
dad Mittel it, finder ſich diefe Hilfswiſſenſchaft in Feiner 
andern Sphäre. — Durch Eregefe und Hermeneutif ſollen alfo 
die Quellen richtig behandelt, dad Recht aus ihnen gefunden 
werden, fie find daher nur Kenntniß der Quellen des Rechts, 


176 U. Bud. II. Abſch. Die wiſſenſchaftliche Behandlung d. Rechts. 


nicht feiner felbit, nur Vorbereitung für die Rechtswiſſenſchaft. 
Sie dienen aber jener Seite der Nechtöwiffenfchaft zur Vorbe— 
reitung, weldye den andern vorausgeht, nämlich der Rechts- 
kunde. Sie ſollen die einzelnen Rechtsſaͤtze als Thatſachen er— 
mitteln, mit der Auffaſſung der Principien und mit derffyftes 
matifchen Kenntniß Stehen fie in feinem unmittelbaren Zufams 
menhang. Unter fih aber unterfcheiden fidy Eregefe und Hers 
meneutif dadurch, daß erftere das VBerftandnif der Quel— 
len, legtere die Rechtskraft derfelben zum Gegenftande hat 
Jene unterfuht, was eine Quelle in diefer oder jener Aeuſſe— 
rung fagen will, nad Wort, Sinn, Umftanden, Sprachge— 
brauch, Abficht, fie ift alfo Interpretation im weiteften 
_ Sinne, der diefem Worte mit Zug eingeräumt werden kann. 
Diefe hingegen unterfuht, ob eine Quelle acht fey (höhere 
Kritik) und, wo Eregefe einen Widerſpruch in den Quellen 
gezeigt hat, wie der Widerfpruch zu befeitigen, oder welcher 
unter den Quellen der Vorrang gebühre. Die Eregefe befteht 
daher gar nicht ald eine Wiſſenſchaft, ihrer allgemeinen Regeln 
find fehr wenige, fie iſt nur cine wiſſenſchaftliche Thaͤtigkeit, 
die aber Feineswegd durch die Hermeneutif beftimmt wird, fon= 
dern eben durch dad Betrachten des befondern Inhaltes und 
alles deffen, womit er zufammenhängt, fie kann daher aud) 
nur durch Uebung erlernt, nicht getrennt von ihr mitgetheilt 
werden. — Sowohl Eregefe ald Hermeneutif fonnen nur gelei— 
tet werden durch das, was die Natur der Rechtöquellen an die 
Hand gibt, alfo z. B. bey Gefezen dur die Ruͤckſicht auf 
den vermuthlichen Willen ded Geſetzgebers, bey aufgezeichne= 
tem Gewohnheitsrechte durd die Ruͤckſicht auf die Umſtaͤnde, 
unter denen ed aufgezeichnet worden, Was hingegen aus den 
Nechtöprincipien felbft d. i. aus der Natur des Rechts, und 
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nicht der. Quellen gefunden werden muß, dad gehört nicht 
mehr diefen Hilfswifjenfchaften an, z. B. wad man jet logis 
fhe Auslegung nennt, gehört nicht zur Interpretation, und die 
Frage, ob Gewohnheit ob Geſetz vorgehe, gehoͤrt nicht in 
die Hermeneutif, 

| Die Hermeneutif und Eregefe des Rechts hat in der 
neuern Zeit vielfach eine ganz ungebührliche Stellung erhals 
ten. Dazu führte die Anficht, daß alles Recht fich auf Ge- 
feßgebung gründe, für die Anwendung alfo nichts Anderes 
entſcheiden fonne, ald der Wille ded Geſetzgebers. Diefer An— 
fiht gemäß wurde aus dem leeren Begriff des gefeßgeberifchen 
MWillend ein Syftem von Regeln für die Audlegung der Ges 
fee ‚abgeleitet , und dieſes Syſtem der Auölegung ald die ei= 
gentliche Wiffenfhaft der Anwendung des Rechts betrachtet, 
diefe bloße Hilfswiſſenſchaft alfo zu einer, und zwar der 
weſentlichſten Seite der Nechtöwiffenfchaft felbft gemacht, und 
fogar die wichtige Lehre von der Analogie unter dem une 
paffenden Namen der logifhen Auslegung in dieſes 
Syftem aufgenommen. Ald Auslegung von Geſetzen läßt 
fid) aber die Analogie durchaus nicht rechtfertigen. Der Ges 
fegeber wollte dad Geſetz und. nit den Grund des Geſetzes 
ſanktioniren. Wie darf ihm untergelegt werden, daß er die 
andern Falle nicht vorhergefehen, oder daß, wenn er fie vor- 
bergefehen, er fie auch fo entjcheiden hätte muͤſen? Wenn 
der Richter folche Confequenz ded Gefegeberd vermuthen und 
danach entſcheiden durfte, fo müßte er mit gleihem Rechte 
auch da, wo der Grund eined Geſetzes wegfällt, eine aͤhn— 
liche Confequenz vermuthen, und nad ihr handeln dürfen , 
alſo die Anwendung des Geſetzes unterlaffen, was er befannt= 
ih nicht darf. Die Regel: »cessante ratione legis non 
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cessat lex ipsa« zu erklären, wäre nad) diefem Standpunkte 
nur dann moglich, wenn man fie von dem Falle verftände, wo 
im einzelnen vorliegenden Berhältniffe der Grund des Geſetzes 
wegfällt, z. B. wenn ein Mlinderjähriger verjtandig und reif 
wäre. Dann müßte man aber auch die andere Negel: »ubi 
eadem ratio, ibi eadem dispositio« auf ſolche Aechnlichkeit 
des einzelnen Falles beziehen, z. B. wenn ein VBolljahriger 
unverftändig und unbefonnen wäre. Es unterliegt aber kei— 
nem Zweifel, daß auch jene erjtere Negel fi) nur darauf 
bezieht, wo der Grund ded Geſetzes nicht blos im Einzelnen, 
fondern ald Negel wegfällt, z. B. ed würde jegt überhaupt 
Fein Mißbrauch mehr mit der Ceſſion getrieben , fo durfte den— 
noch die lex Anastasiana nicht wegfallen, oder es würde den 
Agnaten das Erbrecht entzogen, fo müßte dennoch die Tutel 
derfelben fortbejtehen, Eben fo vergeblich wäre ed, den Satz, 
z. B. daß Singularia nicht auszudehnen find, aus dem Wils 
len des Geſetzgebers abzuleiten. Es iſt ja nicht dad Geſetz 
und ſein Ausdruck, ſondern die Natur des Rechtsinſtituts, 
welche entſcheidet, ob etwas singulare oder commune ſey, 
und daß das erftere befchranft werden müffe Wirklich gel 
ten ja auch diefe Negeln eben fo gut für Gewohnheitsrecht, 
den eine Abficht des Gefebgeberd ja gar nicht zu Grunde 
liegt. — Die nadhtheilige Folge von diefer der Hermeneutik 
gegebenen Stellung war ed aber, daß man nichtmehr die 
Natur der Rechtsinſtitute ald Norm der Anwendung gelten 
ließ, fondern jene allgemeinen Regeln über das formale Ver— 
haͤltniß der Geſetze. | 

Richtig erwogen hat die Hermeneutik, und namentlich 
die Regeln derfelben, welche aus dem vermuthlichen Willen 
des Gefeßgeberd abzuleiten find, ein ſehr bejchränfted Gebiet, 
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Denn der Gefehgeber ift nicht der Schöpfer und Herr des 
Nechtö, fondern nur fein Organ. Er har die Macht, Nor- 
men zu geben; fo wie fie aber gegeben find, behaupten fie 
fogleidy ihre eigene Natur, und treten unter die Bedingungen 
alles Rechts unabhängig von feinem Willen. In dem letz 
tern kann blos der Widerfpruch mit andern Geſetzen deſſel— 
ben Urhebers feine Lofung finden. Ferner die Exegeſe ift eine 
Auslegung des Rechts und nit der Gefehgebung, 
und verfährt nicht nach allgemeinen Regeln, fondern ſchließt 
fid) an den concreten Inhalt an. Und fie umfaßt keineswegs 
die Analogie; denn diefe ift Anwendung des Rechts, und 
nicht Auslegung, ihre Nefultate beziehen ſich nicht auf die 
Rechtsquelle, wie fie zu verftehen, fondern auf die Rechts— 
fäße, wie fie zu verwirklichen feyen. Die Analogie befteht 
nicht zum Zwede der Confequenz des Rechts, fondern 
zunaͤchſt zum Zwecke ſeiner Fortbildung und Erweite— 
rung; und nur dieß iſt der Grund, warum nicht auch um— 
gekehrt die Nichtanwendung der Geſetze, wo ihre ratio weg— 
fallt, erlaubt iſt. — Eregefe und Hermeneutif haben es alfo 
nur mit den Nechtöquellen zu thun, um aus ihnen die eins 
zelnen, geltenden oder hiſtoriſchen Säge zu erkennen, und ihre 
formelle Giltigkeit und Rechtskraft zu finden. Nie haben fie 
es mit dem Nechte ſelbſt, ald einem ſchon Gegebenen zu thun, | 
um die Anwendung für ein beſtimmtes VBerhältniß daraus 
abzuleiten. Sie enthalten aud) Feine Principien für die Nechtös 
wiſſenſchaft, im Gegentheil gibt die Natur ded Rechts die 
Principien für die Behandlung und Würdigung der Nechtös 
quellen. 
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Viertes Kapitel. 
Die Vhilofopbhie de8 Recht. 


Theoretiſche Aufgabe, Berbältnif zur Rechtswiſſenſchaft, zur Univerfalrechtd» 
geſchichte. Praftiihe Aufgabe, Verhältniß zur Geſetzgebung. — Berbält 
niß zu den Gerichten und der Rechtsanwendung. 


Die Philoſophie ded Rechts verhält fih zur Wiffenfchaft 
des pofitiven Rechts, wie überhaupt die Philofophie fi) zu den 
empirischen Wifjenfchaften verhält (L. Bud. I. Abſch. V. Kap.). 
Die Rechtöwiffenfhaft nimmt das Dafeyn ded Nechts ald ge— 
geben an, die Nechtöphilofophie unterfuht, warum es ein 
Recht gibt. Die Rechtöwiffenfchaft erklärt die einzelnen Rechts— 
normen aus der Natur der Rechtsinftitute, die Rechtöphilofo= 
phie erflärt diefe Inftitute felbft aus den hoͤchſten Ideen und 
den urfprünglichen, dem jeßigen menfchlichen Zuftande vor- 
ausgehenden Thatſachen. Die Nehtswiffenfhaft forfcht blos 
nad dem Zufammenhang ded Redhtd in fi, mit welchem 
«8 dad Leben deckt, die Rechtsphiloſophie zugleich nach dem 
Zufammenhang, welchen es im ganzen Plane der Welt hat. 
— Die Rehtöphilofophie fezt die Rechtswiſſenſchaft voraus 
in eben der Art, wie diefe die Rechtskunde. Denn die Rechts— 
wiffenfchaft enthält den Stoff, welchen fie zu begreifen hat, 
und es wäre verkehrt, begreifen zu wollen, ohne einen Ges 
genftand zu haben, der begriffen werden ſoll. Nur eine rich— 
tige Anfhauung deffen, was Rechtens ift, führt zur Kennt- 
niß des Urſprungs und wiffenfchaftlidhen Begriffs des Rechts, 
und nur dieſer gewaͤhrt wieder die richtigſte Anſchauung des 
geltenden Rechts. Die Natur eines jeden Inſtituts wird um 
ſo klarer erkannt, je mehr die hoͤchſten Ideen, welchen es 
nachgebildet iſt, klar werden, und umgekehrt muͤſſen dieſe um 
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fo cher erkannt werden, je ſchaͤrfer man das Inftitut felbjt 
ind Auge faßt. So muß überall die Rechtswiſſenſchaft, je 
weiter fie in ihrer Art dringt, ſich ſelbſt zur philoſophiſchen 
Erkenntniß fteigern, und die Bhilofophie des Rechts, je ener> 
giſcher, plaftifcher fie wird, am Ende felbft zur Elarften 
durchfichtigften Nechtöwiffenfchaft werden. Es gibt durchaus 
feine  Scheidewand zwifihen beyden. Diefe Arten der Er— 
kenntniß koͤnnen nicht geſchieden werden, wie ihre Gegenſtaͤnde, 
naͤmlich das beſtehende Recht und ſeine ihm inwohnende Be— 
deutung nicht geſchieden werden koͤnnen. 

Die Philoſophie des Rechts iſt demnach eben ſo wenig 
die Kenntniß der univerſalhiſtoriſchen Entwickelung des Rechts, 
als die Rechtswiſſenſchaft Kenntniß der Rechtsgeſchichte iſt. 
Dieſe Entwickelung iſt allerdings eine Seite ihres Gegenſtan— 
des, aber nicht die, welche ſie als Rechtsphiloſophie zu er— 
ſchoͤpfen hat, ſondern als ſolche ſtrebt auch ſie nach der dog— 
matiſchen Erkenntniß, nach der Erkenntniß deſſen, was die 
Rechtsinſtitute dem menſchlichen Geſchlechte ſind und ſeyn 
ſollen. Die Philoſophie der Univerſalrechtsgeſchichte hingegen 
it eine Sphäre in der Philoſophie der Geſchichte überhaupt, 
in ihr ift es um die Aufeinanderfolge der Ideen in ver 
Menfhheit und ihren Einfluß auf die Nechtöinftitute zu thun, 
jene find der Mittelpunft, nur ihree Wirkung will man bey 
der Betrachtung diefer zufehen, während es bey der Philoſo— 
phie des Nechtd auf die Bedeutung der Inftitute felbft abge— 
fehen ift, und jener Einfluß der herrſchenden Bildung nur 
in. Betracht kommt, um fie zu beleuchten, So wie jedoch 
die Nechtswiffenfchaft gefordert wird, je mehr man aud) der 
Rechtsgeſchichte eine felbjtjtändige Pflege zumendet, fo muß 
auch die Rechtöphilofophie gewinnen durch die Pflege der Unis 
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verſalrechtsgeſchichte. Welche tiefe Wahrheiten müßte ein gründs 
liches Studium orientalifcher Einrichtungen und enthuͤllen! 
Nur müßte die Univerfalrehtögefchichte auch mit demſelben Ernſte 
und der unbefangenen Wahrheitöliebe betrieben werden, wie 
die hiſtoriſche Schule die Rechtögefihichte betreibt, Denn 
wenn z. B. die Formel Hegeld durch alle Jahrhunderte der 
Gefchichte durchgewunden, und die Thatfachen , die man gerade 
zufällig ertappt, ihr untergelegt werden, fo ift davon wirklich feine 
Forderung der rechtsphiloſophiſchen Erfenntniß zu erwarten. — 

Die Philoſophie des Rechts iſt aber gleich der Nechtöwife 
fenfhaft eine praftifhe Wiffenfchaft, das bringt ihr gemeins 
famer Stoff mit fih, da das Recht durch dad Handeln der 
Menfchen gebildet wird, und für das Handeln der Meenfchen bes 
ftehen fol. Sie ift von ihrer praftifchen Seite das Streben 
nach einem befjern Inhalte des Rechts. Es wurde Streit dars 
iiber geführt, ob die Aufgabe der Rechtöphilofophie nur die fey, 
dad Beltehende zu begreifen ohne Einfluß auf feine Fortbile 
dung, oder vielmehr die, es feiner Beſtimmung gemäß zu ges 
ftalten. Behauptet man jenes, wie Hegel und feine Schule, 
fo ift dieß ein Verkennen des menfchlichen Berufd und gerade 
des Berufd der Miffenfchaft in der Gegenwart. Gebt, wo 
alle Einrichtung und Bewegung von Bildung und Intelligenz 
audgehen, wäre es eine fonderbare Bertheilung, wenn die 
Einen inftinftmäßig handeln, die Andern aber die Urfachen 
ihres Handelns zu begreifen von der Vorſehung angemiefen 
wären. Im Gegentheil, die Erkenntniß it zu fuchen, damit 
die Handelnden bewußt ihr folgen mögen, und dadurd) die 
Wahrheit und der Berftand in die Einrichtungen Fomme , 
welche jetzt eine falfche Lehre aus ihnen verbannt hat. Die 
andere Anficht hingegen, daß es die Philofophie ausſchließlich 
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mit dem, was da werden foll, zu thun habe, feßt voraus, daß 
in dem, was da ift, Fein Sinn gewefen, daß die Geſchichte 
nicht von Gott gelenkt fey, und daß es eine Erfenntniß geben 
Fonne ohne Stoff derſelben. In der That alfo find diefe bey— 
den unläugbaren Aufgaben der Nechtsphilofophie keineswegs 
Gegenfäge, ja fie find nicht zu feheiden, und es kann Feine 
ohne die andere geloft werden. Denn das Beftehende begreifen 
heißt ja nur feine höchfte Beftunmung , der ed in allen feinen 
Verſuchen und Irrwegen nachringt, einfehen, und mit diefer 
Einfiht it auch die Fähigkeit, ed diefer Beftimmung nady 
einzurichten gewonnen, und fie iſt anderd nicht zu gewinnen. 
— Hier in ihrer praftifchen Beziehung feheiden fih Rechts— 
wiſſenſchaft und Nechtöphilofophie durdy eine feharfe Gränze, 
jene bat zu ihrem Biel dad beſtehende Recht anzuwenden, 
und ift daher an dad Beftehende gebunden, diefe hat zu ihrem 
Ziel ein Beffered zum Beltand zu bringen, und iſt daher 
darauf angewiefen, fi) über das DBeftehende zu erheben. Jene 
iſt die Wiſſenſchaft des Richters, diefe des Geſetzgebers. 
Gemaͤß ihrer praktiſchen Bedeutung iſt alle Rechtsphilo— 
ſovhie eben ſo ſehr, als die poſitive Rechtswiſſenſchaft die 
Wiſſenſchaft einer beſtimmten Zeit. Dieſe iſt der Mittelpunkt, 
von dem ſie ausgehen muß, und wenn ſie gleich ihre Faͤden 
an den erſten Anfang und an das Ende aller Dinge befeſtigt, 
ſo muß ſie zuletzt doch alles auf die Zeit und die Nation be— 
ziehen, in welchen ſie thaͤtig iſt. Denn nur fuͤr dieſe iſt ſie 
aufgefordert, und nur ihnen iſt ſie gewachſen. Es koͤmmt 
nun keine Nation dazu, eine Rechtsphiloſophie zu verſuchen, 
alſo nach einem beſſern Inhalte des Rechts zu fragen, ſo 
lange ihr nicht der Zweifel uͤber ſeinen gegebenen Inhalt ge— 
kommen iſt. Iſt aber dieſe Reflexion erwacht und mit ihr 
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nothwendig der Widerftreit, die Zerriffenheit der Bildung in 
Partheien, von demen die eine Died, die andere Jenes für 
recht und gut hält, fo kann aud) die Geſetzgebung der Philo— 
fophie nicht mehr entbehren , oder vielmehr die Zeit kann ihrer 
für die Gefehgebung nicht entbehren. Denn es bleibt vom 
Zufall abhängig , welche der widerftreitenden Anfichten den 
Zugang zu derfelben findet, fo lange nicht die Neflerion wies 
der zur Einheit und Sicherheit, zu den Glauben durhdringt, 
wovon fie mit ihrer erjten Regung fi entfernt hat. Die 
Nechtöphilofophie Fann zwar nur die Grundzüge und leiten= 
den Ruͤckſichten für die Einrichtungen finden ‚ ihre individuelle 
Geftaltung im beftimmten Momente im Einflang mit allen 
Befonderheiten ded ganzen gegebenen Zuftandes ift nicht mehr 
Sache der Wiffenfchaft, fondern eines praftifchen, wenn man 
es jo nennen will, eines Fünftlerifchen Talented, Wen dies 
fed nicht befchieden ift, der kann immerhin ein ficheres Ur— 
theil über den Werth gegebener Einrichtungen haben, aber 
neue ind Leben zu fegen ift er nicht berufen. Allein dieſes 
Talent, wenn gleich die eigentliche Gabe ded Geſetzgebers in 
ihm befteht, iſt doch für fich allein nicht genügend; jede treffs 
liche Gefeßgebung ſetzt zugleich die Wiſſenſchaft des Gerech— 
ten, wie eine Zeit fie beſitzt, voraus. Gleichwie die Tugend 
nicht durch Erziehung erlangt wird, aber doch nicht beitehen 
kann ohne Erzielung, gleihwie das Studium der alten und 
neuen Poeſie noch keinen Dichter macht, aber doch unfere 
gefeyerteften Dichter ihre Werke auf diefed Studium gründe» 
ten, alfo muß auch der Gefeßgeber, wenn gleich fein Beruf 
eine freye Gabe ift, die nicht erworben werden kann, den= 
noch in der ganzen Weisheit feiner Zeit eingeweiht feyn, um 
feine Aufgabe zu erfüllen. Ohne ſolche volle erſchoͤpfende 
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Bildung mag ein begabter Geſetzgeber ſich wohl den fluͤchti— 
gen Schimmer und das einſeitige Lob der Klugheit und der 
in dem oder jenem Betrachte zweckmaͤßigen Anordnungen er⸗ 
werben, aber den ewigen Ruhm der Gerechtigkeit, die Anerz 
kennung, der Nation eine fittlihe Größe dur dad Gepräge 
und die Wirkung ihrer Einrichtungen begründet zu haben, 
wird er jetzt, wie in der alten Zeit, nicht erreichen, wenn er 
nicht dad ganze innere Leben, jeden geiftigen Befis in ihre fich 
angeeignet, ja tiefer als feine Mitwelt angeeignet hat. Sit 
nun die Bildung der Zeit eine philofophifche, fo muß er aud) 
ihre Philofophie des Rechts ſich angeeignet haben, fey ed nun, 
je nachdem fie wahr oder falfch ift, entweder um ihr zu fole 
gen, oder um nicht unbewußt von ihr beherrfcht zu werden. — 

In den Gerichten kann die Philofophie des Rechts Feis 
nen Einfluß haben, in fo ferne fie gegen die Rechtswiſſen— 
haft ſcharf abgegraͤnzt ift, namlich ald Kenntniß gerechter 
Normen, die aber dem beſtehenden Recht in Feiner Weiſe an= 
gehören. Denn diefe gerechten Norinen, felbft wenn fie uns 
beftritten wären, find noch nicht felbit Recht, und nur dad 
Recht darf in den Gerichten angewendet werden. So lange 
man an ein fogenannted natürliches oder philofophifches Necht 
glaubte, war ed nothmwendig , ihm aud) eine Wirkſamkeit in 
den Gerichten zuzugejtehen. Man unterfchied daher damals 
zweyerley Quellen des bürgerlihen Rechts: das pofitive Necht 
und dad, welches die Philoſophie des Rechts gab, dad Ver— 
nunftreht. Man biel wohl auf der einen Seite dad pofie 
tive für reicher, weil es die zufälligen Detailverhältniffe mit 
feinen Beftimmungen umfaßt, aber auf der andern Seite er= 
wartete man auch wieder vom Naturrechte größere Vollſtaͤn— 
digkeit, indem in jeder Gefeggebung manches nicht bedacht 


. 
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it, die Subfumtion unter den Nechtöbegriff hingegen im— 
mer offen ftand, und behandelte ed demgemaͤß als eine ſub— 
fivtäre Nechtöquelle, um angewendet zu werden, mo im po— 
fitisen Rechte fidy Feine Entfcheidung fände, *#) — Dana 


unterſchied man denn auch die natürlichen Verbindlichkeiten, 


d. 1. die bloß aus dem Naturrechte hervorgehen, von den rein 
bürgerlichen, und den durch das pofitive Necht beftätigten , 
und fehrieb auch den erfteren bloß um ihrer Ableitung aus 
dem Naturrecht willen gerichtliche Giltigkeit zu. Weber 
ijt der bey unfern Praktikern noch bochgefeyerte Schriftfteller, 
welcher die Durchfuͤhrung diefer Anficht zu feinem befondern 
Gegenftande machte. So achtungswerth er aber ald Juriſt 
it, fo fehlt doch ihm, wie allen Schriftftellern diefer Rich— 
tung dad, was man am meiften an ihnen zu rühmen pflegt, 
die Schärfe und Klarheit bey allen allgemeinen Begriffen. 
Der Begriff des Naturrechts, der damald ſchon feit ftand 
als Subfumtion unter das allgemeine Nechtögefes, fpielt ihm 
bey feiner Durchfuͤhrung in alle möglichen Nechtöquellen hin= 
über, und auf diefe Weife Fonnte ihm der Beweis für die 
Giltigfeit des Naturrechtd in den Gerichten ſelbſt aud den 
pofitiven Quellen nicht mißlingen, Er benüßte alles, was 
vom Gewohnheitörechte, der Analogie, dem jus naturale und 
gentium, der obligatio naturalis, der richterlihen Billigfeit 
theils thatfahlih gilt und gelten muß, theild in den Quellen 
von ihnen gefagt iſt. Diefe Entfheidungsquellen haben aber 
ſaͤmmtlich mit dem Naturrechte nichtd gemein. — Wenn einer 
wahrhaften Philofophie des Rechts jede unmittelbare Anwen» 
dung in den Gerichten abgefprodyen werden muß, wie viel= 
mehr der abjtraften Lehre des Naturrechts ſchon aus dem 


*) So namentlid im öſterreichiſchen Geſetzbuch. 
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Grunde, daß fie wirklich gar Feine Entſcheidung enthalt (1.9. 
©. 180). | | 
Wohl aber foll und wird die Bhilofophie des Rechts 
einen Einfluß auf die gerichtlichen Entfcheidungen behaupten, 
da wo fein Gegenfag und Feine ſcharfe Gränze zmwifchen ihr 
und der Rechtswiſſenſchaft beiteht. Nämlich aus dem Na⸗ 
turrehte darf nicht entjchieden werden, allerdings aber 
muß aus der Natur der Sache entfchieden werden d. i. 
nach dem, was die Verhaͤltniſſe und Inftitute ihrem innern 
Triebe gemäß fordern. Diefe Natur der Sache kommt zur 
Anwendung auch da, wo nody) Feine ausdrücklichen Rechts⸗ 
normen beſtehen, nemlich als Analogie beſtimmter einzelner 
Geſetze, oder auch ohne ſolche als allgemeine Analogie des 
beſtehenden Rechts. Die Entſcheidung nach der Natur der 
Sache wird aber um ſo richtiger werden, je tiefer eben dieſe 
Natur der einzelnen Verhaͤltniſſe und ihr Zuſammenhang mit 
dem ganzen Rechte erkannt worden iſt. Da nun dieſe Er— 
kenntniß gerade durch die Rechtsphiloſophie geſteigert wird, ſo 
muß dieſelbe allerdingd einen großen Einfluß auf die Praxis 
haben, And zwar kommt ihr derfelbe mit Recht zu, und 
ohne Gefahr für die Sicherheit der Praxis, und für die Ach— 
tung gegen dad beftehende Necht. Denn fie wird denfelben 
nicht ald Philofophie, fondern ald eine tiefere juriftifhe Bile 
dung haben. Es wird dem gemäß audy dem innern Bedürfe 
niffe eined Inſtituts nur dann gefolgt werden, wenn dies 
wirflih im Sinne ded beftehenden Rechts ift, und ed 
wird bey feiner ſolchen Entfcheidung gefagt werden Fonnen, 
daß bloß Philofophie fie beftimmt habe, Die Philofophie deö 
Rechts ift alfo Feine unmittelbare Rechtöquelle, wohl aber 
Fonnte man fie ald eine mittelbare Rechtsquelle betrachten. 
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Hierin befteht eben die Freyheit der Anwendung, die Leben- 
digkeit der juriftifhen Methode, wovon im zweyten Kapitel 
gehandelt worden, daß die innere Würdigung, das firtliche 
Bewußtfeyn, welches die Rechtsbildung im Ganzen hervor> 
gebracht, auch fortwährend bey der Entfcheldung der einzelnen 
Falle in ihren neuen Geftaltungen und Verzweigungen das 
wirkſame Motiv fey. Dadurch werden die Jurisprudenz und 
die Praxis felbjt zu einer heilfamen fortbildenden Rechts— 
quelle. 
Es it jebt eine geläuftge Bemerkung : in der Eindlichen 
Zeit, im Stande der Unbefangenheit werde das, was gilt, 
au für das gehalten, was da gelten foll, und eben darum, 
weil ed gelten foll, und diefer gläubige Zuftand fey der wahre. 
Diefe Anſicht ift vollkommen gegründet, nicht minder aber 
auch ihre Kehrfeite. Naͤmlich in einer folchen Zeit wird eben 
fo fehr zugleih dad, wovon man weiß, daß «ed gelten foll, 
auch für wirklich geltend und bindend gehalten, bloß darum, 
weil es gelten foll, ohne daß ein Geſetz es vorgefchrieben 
hätte, oder daß es vorher fhon zur Anwendung gekommen 
wäre. Es wird nicht blos an das beftehende Recht geglaubt, 
daß cö gerecht, fondern auch an das Gerechte, daß es beſte— 
hended Recht ſey. Kehrt die Reflexion von ihrem Zweifel 
uber die Gerechtigkeit des Geltenden zuruͤck, fo darf fie auch 
den Zweifel über die Giltigkeit ded Gerechten aufgeben. Es 
wird aber nach folcher Ruͤckkehr auch nur die harmoniſche 
Fortbildung jener fittlihen Würdigung, welche im geltenden 
Rechte ſich ſchon verkörpert hat, ald gerecht erfcheinen. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die praftifhen Aufgaben des Redts. 


Erfies Kapitel. 


Die Bollfommenheit des Inhalts der 
Geſetze. 


Oberſter Maaßſtab der Vollkommenheit des Rechts. — Nothwendigkeit der 
Offenbarung aller göttlichen Ideen im Rechte. Nothwendigkeit der prak⸗ 
tiſchen nicht der blos ſymboliſchen Offenbarung derſelben. 


Die Anforderungen und der Maaßſtab fuͤr jede Rechtsbildung 
ſind ausgeſprochen mit der Beſtimmung des Rechts und ſeiner 
Verhaͤltniſſe, daß fie der Leib ſeyen für das zeitliche Reich Got— 
tes, d. i. deffen Förperliches Abbild und Forperliches Werkzeug. — 
Wie der einzelne Menſch das Ebenbild Gottes feyn foll, fo 
auch foll die Geftalt und der Anblick der Menſchheit in ihren 
Ordnungen und Verbindungen das Abbild Gotted und feines 
geiftigen Reiches feyn, wie der einzelne Menſch innerlich in Sei= 
ner Furcht und Verehrung bleiben foll, fo auch foll das Außer> 
liche Band unter den Menfchen feinen Gedanken dienen, Fols 
gerichtigkeit aus einer Kegel ift nicht das Maaß des Rechts; 
denn Gott ift Fein Schema aus einem Princip, fondern ein 
Tebendiger Gott. Auch Gerechtigkeit ift nicht erfchopfend. Son— 
dern der ganze Reichthum ded göttlichen Weſens joll in ihm 
je nach feinen verfchiedenen Sphären und Berhältniffen entfale 
tet feyn: die Majeftät, die Gerechtigkeit, die Weisheit, die 
Made in den Einrichtungen des Staates, die Heiligkeit, Des 
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muth, die Zuverficht des Glaubens in denen der Kirche, die 
Liebe, die Pietät, die Einheit in der Familie, die Freyheit in 
den perfonlichen Berhältniffen, die Menfchlichfeit und Milde, 
die Ehre und Wurde, die Unwandelbarkeit und Treue ‚ alles, 
was eine Eigenfchaft Gotted oder eine Tugend des Menschen 
iſt, dad foll auch ald Gepräge des öffentlichen Lebens im Rechte 
fi) darſtellen. 

Diefe Berforperung des fittlihen Gehalte im Rechte iſt 
notwendig. Wird der ſittliche Geiſt nicht in den dauernden 
Verhaͤltniſſen feitgehalten, ift er nicht in der äußern Geftalt 
und dem Gebrauche ded Lebens ſtets der Anfchauung gegenwaͤr— 
tig, fo verfehwindet er am Ende unvermeidlich auch aus dem 
innern Bewußtfeyn der Voͤlker. Denn was das Auge fieht, 
das glaubt dad Herz; ind Innere aber der andern fieht Eeiner, 
nur was ihre That und dad Erzeugniß ihrer That, d. i. die 
Geftalt deö Lebens, überall und ununterbrochen zeigen, nur das 
wird jedem als die allgemeine Gefinnung erfcheinen, 
und den Ölauben und die Macht des Beyfpield in ihm wirken. 
Wie 5. DB. iſt eine wahre Gefinnung möglich über dad Weſen 
der Ehe, wenn fie willführlich gefchieden wird, oder unzählige 
mal gebrochen ohne Nachtheil in der offentlihen Stellung, fo 
daß fich jeder gewöhnt, diefe Handlungsweiſe ald die natür= 
liche und erlaubte oder doc) entfchuldbare zu betradhten? Wenn 
aber das öffentliche Leben in feinen unwandelbaren Erſcheinun— 
gen ihre fittliche Reinheit zeigt, wird auch die Anficht der ein- 
zelnen Menfchen über fie die fitrliche feyn. Wird nicht, wenn 
die menſchliche Gemeinfhaft dem Selbſtmoͤrder die feyerliche 
Beerdigung verfagt, die-chriftliche Berwerfung des Gelbjtmor- 
des dadurch öffentlich beurfundet und in Allen ald ſtets gegen= 
wärtiged Urtheil erhalten, während umgekehrt die fichtbare 
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Gleichgiltigkeit des oͤffentlichen Lebens gegen den Selbſtmord 
und uͤberdieß ſeine Ausſchmuͤckung in der Litteratur dazu ge— 
fuͤhrt haben, ihn noch als einen Gegenſtand der Bewunderung 
und des vorzuͤglichen Intereſſes anzuſehen? Oder wie, wenn 
die Heiligkeit der Kirche verletzt werden darf durch Blasphemie 
oder Frivolitaͤt, und die Unverbruͤchlichkeit des Glaubens in der 
Kirche ſelbſt durch unglaͤubige Lehre von der Kanzel, wo kann 
dann der Menſch noch Heiligung finden und Zuverſicht? 
Dieß bedeutet die Anforderung der tiefſten Denker, daß 
das Recht einen darſtellenden Charakter habe, wuͤrdige, ſinn— 
volle Gedanken in ihm ausgedruͤckt ſeyen, der Menſch ſich mit— 
tels deſſelben immer in einer großen erhebenden Umgebung bes 
finde. So fordert die Staatölehre Platond, daß der Staat 
ein Abbild des vollfommenen (dızarov) Menfchen fey, cine 
Darjtellung aller feiner Tugenden und Kräfte und des rechten 
Berhältniffes und Ebenmaafed unter ihnen, Co fordert 
Schelling, daß das Göttliche ſich in den großen Objekti— 
vitaͤten des Staates und der Kirche darſtelle. Solches iſt denn 
auch das Ziel in allen hervorragenden Zeitaltern geweſen. 
Nach ihm ſtrebt die griechiſche Staatenbildung in ihren ſchoͤ—⸗ 
nen harmoniſchen ideenreichen Formen, und die roͤmiſche in 
der ſichtbaren Majeſtaͤt des Staats, in der ſtrengen Ahndung 
der oͤffentlichen Sitte, in der ſeltenen Aufrechthaltung des 
religiofen Kultus. So entſtand auch im Mittelalter, alles 
Beryangene überftrahlend, der prachtvolle Bau des weltlichen 
und geijtlichen Reiches, indem die tiefite religiofe Empfindung 
und Anfhauung wie ein glühender Strom fid) in alle Zebens- 
verhältnijfe ausgoß, um bier zu feiten Gejtalten zu werden, 
Aus unferer Zeit aber ift diefer tiefe firtliche Gehalt der 
Einrihtungen und, was dad Schlimmſte it, die Anforderung 
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deſſelben geſchwunden (I. Band. ©. 203). Das leere Ziel 
eined mechaniſchen äußern Schutzes und der Ungeſtoͤrtheit ci» 
ned jeden Einzelnen, ſich frey zu bewegen nad) feinen perſoͤn⸗ 
lichen Beſtrebungen und Neigungen, das allein ift ed, defe 
fen fidy die Wiffenfchaft und die vorherrfchende Meinung als 
der gemeinfamen Aufgaben bewußt find. Es wird nicht mehr 
die Alles umfaffende, Alles durchdringende Nähe der Kirche 
empfunden, fie ijt auf den Tempel eingefchränft. Die Rein— 
heit der Sitte wird in Recht und Gebraudy aus Grundfas 
preiögegeben, und ift dadurch als eine Sache der Willführ 
öffentlich beurkundet.. Der eigenthümliche Geift und die eigen- 
thümliche Würde eined jeden menſchlichen Lebenöberufes und 
des Standes, der ihn pflegt, find zuruͤckgedraͤngt durch die 
Aufhebung der Berufögenofjenfhaften. Selbſt die Majeftät 
ded Staates, id) fage gar nicht des Königs, ift niedergedrüdkt, 
dad bewährt ſich in der überwiegenden Macht der Oppofis 
tion. Denn e& ift nicht ein allgemeiner Zug ded menfchlichen 
Gemuͤthes, fonden nur ein Zug des Zeitalterd, daß diejeni= 
gen die vffentliche Meinung gewinnen, welche dem höheren 
Regimente ſich widerfeßen, und daß die Bekleidung der Ge— 
walt an fih ſchon dem allgemeinen Vertrauen entfremdet. 
Kommt einft wieder die Zeit, welche nicht die Ungebunden 
heit des Menfchen erfüllt, fondern der Glaube an ein hoͤhe— 
red Walten, dann wird im Gegentheile dad Vorurtheil im= 
mer gegen die feyn, welche dad Gebot angreifen , nicht gegen 
die, welche ed erlaffen. 

Nur Eine Idee herrſcht in den Inſtitutionen des Zeit 
alterö, die der perföünlihen Freyheit und Men- 
ſchenwuͤrde. Cie hat ſich in immer wahren und ehrwür- 
digen Erfcheinungen beurfunder, in der Abſchaffung der Leib- 
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eigenfchaft, in der gleichen Sicherung der Privatrechte und 
der Privatehre für die Menfchen aller Klaffen und aller Re— 
ligionen, in der Erhebung der untern Stände, der allgemeis 
nen Theilnahme an der Lenfung der öffentlichen Angelegen- 
heiten, kurz in der bürgerlichen Freyheit. Am edelften er: 
ſcheint diefe Idee individueller Freyheit und Berechtigung, wo 
fie die nationalen Individualitäten betrifft, in der Aner— 
fennung ded eigen Rechts, das jede Nation gleich jedem 
Menfchen hat, fie felbft zu feyn, und nicht den Stempel eis 
ned andern Dafeynd an fich zu tragen ftatt deſſen, den Gott 
ihr aufgedrüct. Von allen andern Ideen aber ift unfer oͤf⸗ 
fentliched Leben verlaffen, fie find alle diefer Einen zum Opfer 
gebracht. Darum ift cd profanz denn gerade aus der göttlis 
hen Nahe und Gegenwart hat es fich abgefchieden. Dadurch 
verliert aber ſelbſt diefe Idee der bürgerlichen Freyheit ihre 
höhere Weihe, die allen Widerftand gegen fie unmöglid) mas 
hen würde, während fie jegt gerade bey den edeljten Mens 
fhen Widerftand finder, In Verbindung mit der vollen 
menfchlihen Beſtimmung würde fie ſelbſt ald ein Gebot Got— 
teö, ald einer der vielen Gedanken, die in feinem Reiche herr— 
fhen, erfcheinen. Losgetrennt aber, alleinherrfchend, erfcheint 
fie von allen übrigen Ideen wefentlidy verfchieden, fie wird 
jenen ald gottlihen Anforderungen felbft als bloß 
menfbhlihe Berechtigung gegenüber gedacht, nicht als 
von Gott auferlegt, fondern vom Menfchen gefordert, und 
ihm aus fich felbjt gebührend. In diefer Borftellung, daß 
die perfonliche Freyheit nicht von derfelben Art ift, wie jene 
idealen Ziele, muß ihre Pflege notbwendig zum Materialid- 
mus entarten. Denn die Freybeit des Menfchen in der Ab— 
trennung vom veligiofen Gehalte und der religiofen Sanftion 
Stahl Rechtoͤphil. II. ». 15 
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bat nur ein Forperliched Dafeyn, fie Fann nur koͤrperlich vers 
legt werden in den gemeinen irdiſchen Beftrebungen. Darum 
wird Die Zeit unbewußt von der Vorftellung geleitet, daß 
nur das, was zunaͤchſt den Leib berührt, was die Neufferung 
der Willführ unmöglich macht, eine Verlegung der Freyheit 
feyn koͤnne. Dagegen wenn durch die öffentliche Preisgebung 
des Wahren und Guten dem einzelnen Menfchen feine ſitt— 
liche Uingebung entzogen wird, die heilige Athmosphaͤre, in 
welcher er allein das Leben erhalten kann, das er durch den 
Hauch Gotted empfing, fo wird nicht eingefeben, daß dieß 
auch eine Verlegung feiner Freyheit und aewiß die fchwerjte 
von allen ijt. 

Auf diefen Zuftand hat nun der Grundzug der neuern 
Bildung geführt, daß fie den Menfchen zum Zweck und Mits 
telpunft macht. Unterftügend war hierin die Anficht, daß fich 
die Gittlichfeit nur im Innern zu bewähren babe, daß der 
Geiſt nur Geift bleiben, fidy nicht verforpern folle, oder doch 
der Verförperung nicht beduͤrfe. — Allein jeder tiefe lebendige 
Gedanke wird nothwendig zur That, er tritt ind Auffere Das 
feyn, er verförperr ſich. Weſſen dad Herz voll ift, davon 
geht der Mund über. Was ınan bloß innerlich feſthalten 
fann, davon ift man nicht wirklich und lebendig ergriffen, 
und ift man ed, fo wird man nicht davon erfüllt bleiben. 
Die Werfe find eine nothwendige Folge der Gefinnung, und 
find zugleich eine Befeftigung für fie, gleihfam der Anfer, 
den fie in die Welt wirft, daß fie Stand faſſe, und nicht 
baltungslod von der Fluth der Gedanken und Gefühle wie: 
der fortgetrieben werde. Dad Werk der Menfhheit aber 
ift die Geftaltung deö gemeinfamen Lebens. Es gibt darum 
feine Sphäre der Sittlichkeit, die ſich nicht in der öffentlichen 
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Einrichtung, Verwaltung und Citte verförpern muß, uns 
was ſich nicht hier verkörpert, iſt gewiß nie ein wahrer fitt» 
licher Beſilz, eine energiſche Tugend des Zeitalters, ſondern 
hoͤchſtens ein todtes, mattes Wiſſen, ein bloßes Gedaͤchtniß 
aus vergangenen Zeiten. — — 

Der ſittliche Gedanke eines jeden Verhaͤltniſſes iſt aber 
ein Beruf zur That. Seine Einrichtung ſoll nicht bloß Ab— 
bild, fondern auch Werkzeug des Geiftes ſeyn, und zwar des 
beitimmten, ver eben ihm inwohnt. Verwerflich oder viel 
mehr einer geringern Stufe angehörig ift daher die fymbo= 
liſche Geftaltung der Verhaͤltniſſe, nach weldyer fie einen 
fittlihen Gedanken nur ausdrücken und bedeuten, weldyen 
wirklich zu erfüllen, fie nicht die Beſtimmung und die Fa- 
higkeit haben, Die wahre Geftaltung dagegen ift die prak— 
tifche, in welcher fie nichtd andeuten, was fie nicht vollbrins 
gen. Bey diefer verforpert fich daher der Gedanke immer nur 
in feinem eigenen Bereiche, jeded Verhaͤltniß vertritt nur den 
ſittlichen Gehalt, der in ihm felbt liegt; bey jener ftellt er ſich 
dar-in einem ihm fremden Bereiche, die Einrichtung ift nicht 
feine eigene nothwendige Berförperung, fondern fein Abzeichen 
und Sinnbild. Es ijt von der größten Wichtigkeit diefe Ver— 
ſchiedenheit des fymbolifhen und des praktiſchen Charakters 
Far zu erkennen. So 5. B. ift das jüdifhe Gebot, vom Ger 
nuffe unreiner Thiere fih zu enthalten, eine fymbolifhe An— 
ordnung, es bedeutet nur die Neinheit der Seele, sine wirf- 
lich aus ihr zu fommen, und zu ihr zu führen, Dagegen das 
Gebot, nicht unreine Worte zu fpreden — felbft wenn die 
Seele der unreinen Gedanken fih nicht erwehren fonnte — 
ift ein praktiſches; denn feine Erfüllung ift der wirkliche Aus— 
druckt der Seelenreinheit und führt auch zur Lauterkeit der 
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Seele. So iſt dad Befprengen mit Wehwaffer nur ein fyms 
bolifcher Gottesdienftz dagegen dad Hinfinfen auf die Kniee 
kommt aus der Demuth und Sammlung, und fteigert fie, 
Deimfelben Unterfchiede begegnen wir auch auf andern Gebies 
ten, als dem ethifchen. Es ift anerkannt, daß jedes Kunfte 
were Ausdruck und Verkoͤrperung von Ideen feyn muͤſſe, 
und dennoch foll ed nicht allegorifch feyn. Even fo fehägen 
wir im menfchlichen Gefichte die Schönheit der Züge hoher, 
als die architektonische Schönheit; weil jene der wirkliche Aus— 
druck einer edlen Seele, diefe nur ihr Symbol ift. In gleis 
cher Weife muß denn aud) das Necht eine Offenbarung des 
firelichen Geifted feyn, nicht aber feine Symbolik, 

Wendet man diefen Maafitab auf die bürgerlidhen Ein— 
rihtungen an, fo find die orientalifhen (zum Theil noch die 
mittelalterlichen) Ehrenbezeugungen gegen den Monarchen, dann 
feine unumfchränfte Gewalt jymbolifhe Einrichtungen, denn 
durch fie foll der Monarch die Perfonlichfeit Gottes felbft 
darftellen, die er wirklich nicht vertreten Fann und wird. Das 
gegen, daß dem Monarchen die Majejtät, die Souveränität, 
die Unverleglichfeit zufomme, das befteht, damit er Bertre- 
ter der göttlichen Machtvolllommenheit und nicht der göttlis 
chen Perfonlichfeit fey, und dieh lege wirklich in feinem Amte, 
dieß ftelle er nicht bloß vor. Es ift daher eine praftifche, 
nicht eine finnbildliche Einrihtung, daß feine Herrfchaft über 
alle Unterthanen ald von Gott ihm gegeben, von unbeding- 
tem Anfehen betrachtet werde, und nicht von ihrer Wahl abs 
hängig ſey. Es iſt eine ſymboliſche Einrichtung, daß der Adel 
allein zu Aemtern dad Recht habe, daß der Priefter allein 
ald Bewahrer des Firchlihen Glaubens, ald Organ ded hei- 
ligen Geifted gelte. Es wird damit angedeutet, daß das 
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Edle zur Herrfhaft über das Gemeine, daß der Geheiligte 
allein zur. Erfenntniß der Wahrheit: berufen ſey. Allein in 
Wirklichkeit knuͤpft fid) Feineswegs der Edelmuth an die Ge— 
burt, oder die Heiligung an den Stand, Und die Sonde- 
rung ded Edlen vom Unedlen, des Heiligen vom Unheiligen 
in der fittlihen Welt ift es audy nicht, was den Adel und 
den Priefterftand von den andern gefondert hat, fondern ihre 
Sonderung beruht nur auf dem Bedürfniffe verfchiedener 
Derrichtungen, der Austheilung ded Lebendberufed, und der 
regelmäßigen Lebenöthätigfeitz aber edel zu feyn ſowohl, ala 
durch Heiligung für die Wahrheit empfänglich fi) zu machen, 
beydes ift nicht auöfchließliche Beltunmung eined Standes, 
fondern allgemeine der Menfchheit. Dagegen ift der Adel 
wirklich ein Stand der Unabhängigkeit, der Freiheit von ges 
meiner niederdrückender Befchäftigung, ein Stand der Fami— 
lien= Erinnerung und der Interejfen, weldye fih an den Bo— 
den und dad Vaterland fuupfen, er bedeutet dieß nicht bloß. 
Daß ihm ein befonderer und bedeutender Antheil an der Lan— 
deövertretung zukomme, daß er eine Stellung über dem ges 
ringen und vollends dem von ihm abhängigen Grundbefiß 
erhalte durch Befreyung vom Gemeindeverband, durch Be— 
kleidung der Polizeygewalt und ahnliches, dieß ift nicht Sym— 
bolifches, fondern Folge feined wahren innern Berufes, und 
Förderung deſſelben. Eben fo ift der geiftlihe Stand wirf- 
lich ein Stand, der ſich dem Dienfte der Kirche bingegeben , 
und dem die Sorge für fie zufümmt, was etwas ganz an— 
dered iſt, ald ein beiliger Stand, Daraus ergibt ſich noth» 
wendig, daß ihm nicht bloß dad ausfchließliche Necht der öf- 
fentlichen Predigt, der Spendung der Saframente zufomme,, 
fonvdern daß er auch bey allen Anordnungen des Kirchenregi— 
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ment? allein ald der Vertreter der Kirche zu gelten habe, ohne 
daß ihm deßhalb audy die Macht, den Glauben zu bewah— 
ven und Zeugniß über ihn zu geben auöfchließlich gebührte, 
Dem finnbildlichen Charakter gehören denn auch alle die ru- 
henden, feinem Zwecke dienenden perfünlihen Qualitäten an 
z. B. Adel ohne Grundbefig, Ordination ohne geiftliches Amt, 

Perfönlihe Weſen find nicht dazu beftimmt, etwas zu 
bedeuten, was fie nicht find. Die Natur bleibt immer eine 
Symbolik des Geiſtes; aber die menfchliche Gemeinschaft muß 
dahin kommen, feine wirkliche Offenbarung zu werden, Das 
her konnte ſich Fein Zuftand ſymboliſcher Einrichtung erhal⸗ 
ten, und wird ſich keiner erhalten koͤnnen. Theils wird durch 
ihn dad Streben herrſchend werden, dem Zeichen zu genügen, 
ftatt dem, was es ausdrücen foll, wie dieß bey jeder Eeres 
monialreligien fih bewährt, theild muß die innere Unwahr— 
heit, die er enthält, dahin ihre Wirfung auffern, daß die 
Einrichtung nicht jelbjt zu dem antreibt, was fie darjtellen 
foll, fondern im Gegentheil zu ihrem Mißbrauche verfucht, 
Denn die Freybeit ald Stoff ift nicht geborfam wie die Nas 
tur, fie erhebt fih uber die ihr aufgedrüuckte Bedeutung, und 
benügt fie, um ihren eigenen Willen zu befriedigen. Co miß— 
brauchte die geiftlihe Gewalt im Mittelalter ihr ſymboliſches 
Anſehen, fo die weltliche feit Ludwig XIV. In fymbolifcher 
Weiſe ift auch gar nicht die vollftändige und harmoniſche 
Darftellung der firtlichen Foren, die Befriedigung eined jeden 
Verhaͤltniſſes moglih. Denn nur die Wahrheit ift erſchoͤ— 
pfend und harmonifh. Die Geftaltung eines Verhaͤltniſſes, 
damit ed zum Ginnbilde werde, bringt ed immer mit fid), . 
daß auf der andern Seite dadurdy Anforderungen verlegt wer— 
den, die im feiner eigenen wirklichen Natur liegen, oder in 
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der Natur anderer Verhaͤltniſſe. So z. B. wenn der Noel, 
um dad Vorrecht des Edlen auszudrücen, allein zu Aemtern 
berufen iſt, fo wird dadurd) nochwendig zugleich eine Nicht: 
achtung menfchlicher Würde ausgedruckt, indem diefelbe als 
für ſich allein nicht hinreichend erklärt wird, um an demje- 
nigen, wad edle Gefinnung vorausfegt, Theil zu nehmen, 
Und, um ein Beyfpiel zu wahlen, nicht aus der Berechti— 
gung des Menfchen, fondern aus den religiofen Ideen. felbit: 
der hoͤchſte religiofe Gedanke der Demuth) wird im menſch— 
lichen Leben verkürzt, wenn einem Menfchen nicht bloß die 
erblich unantaftbare, fondern die unumfchränfte Gewalt ge— 
geben ift, nicht bloß die Majeftät, fondern eine Berehrung 
in Sitten und Eeremonien, die fonft nur Gott gebührt, oder 
wenn der Herrenſtand in Berechtigung und Ehre der Art 
nach von den andern fich fondert ald ein ubermenfchlicyer 
Stand, oder der Nimbus des geiftlihen Standes den Men— 
ſchen und feine Schwäche verbirgt. im folcher Zuftand wird 
nie bloß den Gedanken an die Herrlichfeit Gottes, welche hier 
verfreten wird, erwecken, fondern immer auch ein Anftaunen 
menfchlicher Herrlichkeit, ein Streben, ein Sichverlieren in 
ſolches Gluͤck, und die Berfuhung nad) irdifcher Größe zu 
trachten, während doch der Menfch nad) feiner urfprünglichen 
Natur berufen ift, vom Heiligen beherrfcht zu werden, nicht 
aber zu herrfchen, fi zu demuͤthigen und nicht hervorzu— 
ragen. 

Der fombolifhe Charakter, mit welchem die fittlichen 
Ideen das Leben beherrfchen, ift der eigenthuͤmliche Zua ded 
Drientd, er ift in geringerem Grade auch der des Mittelal- 
ters, ſich uber ihn je mehr und mehr zu erheben, iſt die Auf— 
gabe ver neuern Zeit. Daher kommt in ihr dad Streben, 
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alle Auszeichnung zu mildern, damit niemand ſich erhebe, 
fein Menſch der Art nach hervorrage über den andern — es 
fey denn durh Demuth und Liebe felbjt — und nur Gott 
herrlich fey. Fuͤrwahr, es nimmt die Welt jest eine Geftalt 
an, daß die Berfuchung nad) weltliher Große zu freben ohne 
Vergleich geringer ift ald fonft, und. wenn der Glaube wies 
der erwacht, er feine. Feinde durch feinen Feind ſelbſt fehr 
aufgerieben und gefhwädr finden wird. Schon hieraus. ers 
Flären fih zum Theil die Beftrebungen und Kämpfe der Zeit. 
Es zerftört der Liberalismus alles Heilige im öffentlichen Les 
ben, indem er Feiner andern Idee die Verkoͤrperung und Herr⸗ 
fchaft in der Wirklichkeit geftatten will, ald dem der menſch— 
lichen Freyheit. Die Contrerevolution hingegen verfennet die 
wahre Beitimmung, die auch in diefer feiner negativen Nic)» 
tung liegt, und hängt felt an der fymbolifhen Darjtellung 
diefer Ideen, die vor feinem Andrang unrettbar ftürzen wird, 
weil fie ftürzen foll, auf daß die wahre Offenbarung vderfels 
ber Raum finde, Tiefer gefaßt Fann man den Gegenfaß in 
den beyden Konfeffionen erkennen, Es erfcheint ald der Mans 
gel des proteftantifhen Principe, daß es die Auffere Offen» 
barung des religiofen Geiſtes in Geſtalt und Einrihtung zu 
wenig befist, ald der Mangel des Fatholifhen Princips, daß 
fie nach ihm zu fehr fymbolifch if. Denn fo wenig die Nes 
formation und die Revolution ihrem vollen Weſen nach vers 
wandte find, fo find fie ed doch in diefer einen Beziehung , 
daß die Revolution in der Zerftöorung alles fymbolifchen Cha— 
vafterd nur dad Werk vollendete, welches die Neformation 
begonnen. Es bewährt fih hier, wie die Wahrheit nicht 
zwifchen den Fämpfenden Partheien, fondern über ihnen ift, 
nicht in einer Mäßigung ihrer Ziele befteht, fondern einem 
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eigenen von diefen verfehiedenen Gehalt. Durch bloße Maͤßi—⸗ 
gung ded Liberalismus werden die großen Objekftivitäten und 
die plaftifche Kraft des Rechts nicht wieder hergeftellt, die er 
zerftört, und durd bloße Mäfigung wird die unangemejfene 
Stellung der Stande, der Gewalten im Syfteme der Contre— 
revolution nicht zu einer wahren, Es muß die Ehre und 
Macht des Adels befeftigt werden ohne Monopol menſchlicher 
Würde und Beltimmung, die Majeſtaͤt des Koͤnigthums und 
der Gehorfam gegen dad Negiment, ohne daß die Träger 
defjelben menſchliche Art überjteigen. Die Einheit und Er— 
habenheit der Kirche und ihre Allgegenwart in allen aud) den 
Fleinften Beziehungen ded Lebend muß einft wiederfehren, 
ohne daß Menfchen mit ihrer Glorie gefhmückt feyen. 


Zweytes Kapitel. 
Die Herrfhaft des Geſetzes. 


Sicherung der Macht des Geſetzes. — Ausbildung von Gefegen fir alle Ge 
bierhe des Staats, Allein die Geſetze find nur die Grundlage für dad 
fieye Handeln und Regieren der Perſönlichkeiten, und auch diefe Grund» 
lage foll weniger durch das äußerliche Seren nehllvet werden, als durch 
die innere Würdigung der Lebendverhältniffe, aus welcher das Geſetz 
ſelbſt erſt hervorging. — 


Soll dad Recht in allen feinen Verhaͤltniſſen die fittli- 
hen Ideen fichtbar Fund geben, fo bedarf es auch der unwi⸗ 
derftehlichen Macht, mit welcher ed nach diefen Sdeen herrfcht, 
damit nicht die Willführ aufitehe und fein Gebot vereitle, 
fey es die Willführ der Herrfchenden oder der Beherrfhten. 
Das it der Werth fowohl der feſten Regierungen, der fichern 
Autoritäten, nach welchen die legten Jahrhunderte, ald der 
Konftitutionen, nad) welchen das gegenwärtige ftrebt. In der 


202 II. Bud. IH. Abſch. Die praftifhen Aufgaben des Rechts. 


Unverbrüchlicyfeit der Satzungen und der Sicherheit der er— 
worbenen Rechte, welche fie gewähren, bejteht die wahre und 
männliche Freyheit, welhe Burke der eingebildeten franzofis 
ſchen gegenüberftellt. Befteht nicht diefer feſte Grund durd) 
die Handhabung des Rechts, fo ijt der firtliche Geift der Na— 
tion machtlos, ald in einem zerrütteten Leibe, durch fie allein 
erhält er feine ftete Offenbarung wie fein fichere® Organ. 
Beydes, die Feltigfeit der offentlihen Gewalt wie die Feltig- 
feit ihrer Schranke, ;fo ſehr fie ſich jest befampfen, folgen 
gleich nothwendig aus derfelben Beftimmung, und aud) Ich» 
tere befteht weniger um der perfonlichen Freyheit, als um der 
Herrfhaft der wahren Eitte willen. Muͤßte daher von den 
beyden Uebeln eines beſtehen, fo wäre immerhin die Willkuͤhr 
ded Herrfcherd beffer, ald die der Gehorchenden. Jene ift nur 
etwas Unvollkommenes, fie bat lange und oft wohltlyätig bes 
ftanden in frühern Perioden der Geſchichte; die Willführ der 
Gehorchenden hingegen ift ſchon ihrem Begriffe nad) das 
fchlechterdingd Verkehrte, dad Schlechte, und fie Fann nichts 
anderes wirken als Zerjtorung und VBerderben, 

Das Streben der letzten Zeit nach unverbrüdylicher Ans 
ordnung des Staatd, an die auch der Monarch gebunden 
ft, nad beftimmten Gefeßen für die Civil-, für die Crimis 
nalrechtöpflege und felbft für die Zweige der eigentlichen 
Staatöverwaltung ift daher wohlbegründet. Unwandelbar 
muß die fittliche Geftalt des menſchlichen Gemeinweſens be- 
ftehen. Bloß durch das innere Wollen kann aber diefe Geftalt 
nicht feitgehalten werden in dem gefallenen Zuftande der Menſch— 
heit, ed muß ihr darum zur Sicherung dienen, was das all- 
gemeine Surrogat ded gottähnlichen Wefend ıft — die Res 
gel, das Geſetz. — Allein ein Doppelte wird bey dieſem 
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Streben uͤberſehen: daß dad unwandelbare fittlihe Weſen 
überall nur das Element ded Handelnd, nicht dad Handelnde 
felbft, und daß dad Gefeh nur dad Surrogat diefes Weſens 
iſt. 

Es iſt nicht der Charakter eines Menſchen, welcher wählt 
und ſich entſchließt, fondern feine Perſoͤnlichkeit. Die Schoͤ— 
pfung ſelbſt iſt nicht eine Folge des goͤttlichen Weſens, ſon— 
bern die That der göttlihen Freyheie So muß auch die 
Berfaffung ded Staatd nur der Grund. feiner Lenkung feyn,, 
aber Freyheit und Perſonlichkeit der Herrſcher muͤſſen die 
wirkliche Lenkung beſtimmen. Die Geſetze ſollen nicht regie— 
ren, ſondern nur dad Element ſeyn für den wirkenden, bil— 
denden Geift, der regiert. Man muß zuruͤckkommen von der 
Beitrebung, jede Aeufferung der Perfonlichkeit — dad, was 
der Geiſt eingibt — aus der Verwaltung zu tilgen, und die 
Gewalt im Staate nur von Seite ihres Mißbrauches zu bes 
handeln, ald fonnte fie fi) von felbjt gebrauchen, und be= 
dürfte nicht der Perfonlichkeir, deren Weſen die Freyheit it. 
Man muß einfehen, das die Auswahl der Perfünlichkeiten 
noch hoͤhern Werth) hat, ald die Auswahl ter Geſetze, daß 
auf den guten Willen der Ausführenden, auf Treue, Gewiſ— 
fenhaftigkeit, Eifer mehr anfommt, ald auf die Trefflichkeie 
der Einrichtung. Man wird dann zwar nicht unterlaffen, 
die gefehliche Grundlage für jeden Zweig des üffentlichen Le— 
bend zu geben, man wird aber die Sorgfalt fofort auf die 
wirkliche Beftellung, und nicht bloß auf die ſtets neue Prü- 
fung und Auömittlung der beten Grundlage verwenden. 

Dad Geſetz ift aber auch nur der Vertreter der wahren 
unwandelbaren Gefinnung, beftimmt, fie zu offenbaren und 
feltzuhalten, es hat Feinen, auch nicht den geringften Werth 
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für fich felbft, wie bey. dem einzelnen Menfhen, fo auch bey 
dem Staate. Es ift nur das Vortreffliche im Gegenſatze 
dort der Sünde, hier der Willkuͤhr. Es ift darum Beruf 
der Zeit, daß die Willkuͤhr durch daſſelbe ausgefchloffen werde, 
Nicht in ihrem Berufe aber, denn unwahr überhaupt ift eö, 
wenn das Geſetz an ſich felbjt ald das Vortreffliche betrach— 
tet, und durch feine unverbrüuchliche Geltung die Aufgabe der 
Menfchheit für gelöft erachtet wird, wie die neuere Philofos 
phie und die neuere Politik diefed anftreben. Das Geſetz bleibt 
immer ein ungenügender unerfreulicher Erfaß des Beffern, das 
gelten fol. Die Unwandelbarfeit des Weſens, die in dem 
hoͤchſten Geifte ift, und darum auch in feinem Neiche feyn 
muß, foll ed vertreten, aber nur vertreten Fann ed fi. Co 
wenig ald der Menſch feinem göttlihen Vorbilde entſpricht, 
dejien Charakter in Befolgung moralifcher Regeln befteht, 
jtatt in der Heiligung, eben fo wenig der Staat, deſſen als 
leinige Tugend die Geſetzmaͤßigkeit ift. 

Man wird von diefem Standpunfte aus dad Gefeh nicht 
ald eine von Auffen Fommende Macht betrachten, welche die 
früher Getrenneen nun verbindet, fondern ald dad ſchon von 
Anfang an beſtehende innere Band, dad nur eine Stüge und 
Befeftigung fuht, wenn es ſich in der Legislation aud) Auf» 
ſerlich beurkundet. Auch das bürgerliche Geſetz ift ein leben⸗ 
diges. Es iſt nicht die Regel, die da ausgeſprochen iſt in den 
geſchriebenen Satzungen, oder welche bisher ſchon befolgt und 
angewendet worden iſt; es iſt die ganze Geſinnung und das 
rechtliche Urtheil der Nation und das Motiv der oͤffentlichen 
Zuſtaͤnde, woraus jene Regeln erſt hervorgingen. Damit 
faͤllt der ganze Formalismus, die Gerechtigkeit des bloßen 
Buchſtabens, die in der neueſten Zeit ſogar in die oͤffentlichen 
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Verhaͤltniſſe eindrang, und da, wo ed die Ordnung des Staats, 

die Bande zwiſchen Fürft und Volk galt, wie fie durch Jahrs 
hunderte ſich ausgebildet hatten, Feine andere Norm erfannte, 
ald die Auslegung der gefchriebenen Verfaſſung, gleih ale 
eines Eivilvertrages, nad) den allgemeinen Regeln der Gram— 
matif und Hermeneutif, 

Fe mehr in der öffentlichen Behandlung und Entjcheis 
dung der Berhältniffe dad innere Urtheil vorberrfchend wird 
über das äußere Gefeß, deſto höher ift der Zuftand, Hierzu 
ift es aber nöthbig, daß die Anficht und Würdigung ded Pes 
bens in allen feinen Berhältniffen fo durchgebildet wird, daß 
fie ald ficheres unbezweifeltes Maag für Alle gelten kann. 
Daß ein folder Zuftand gemeinfamer ficherer Beurtheilung 
möglich ift, das bewährt ſchon jest, wenn gleidy in nachtheis 
liger Weiſe, die Fertigkeit, mit welcher die Grundfäge des 
liberalen Syſtems ohne geſetzliche Beftätigung, ja felbft gegen 
dad Geſetz, in jo vielen ftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſen zur Anz 
wendung gebracht werden, und fie beruhen doch auf fo ein- 
feitiger Auffaffung, der deshalb auch fo vielfady und mit 
Recht widerfprocdhen wird. Allen wirklich durchgebildet und 
übereinftimmend, und fähig, das innere Motiv aller Entfcheis 
dung zu werden, kann die öffentliche Würdigung der Lebende 
verhältniffe nur dann feyn, wenn fie die wahre ift, und das 
ift fie nur, wenn fie vom Mittelpunkt aller wahren Erfennts 
niß, vom Ehriftenthum auögeht, Diefer Mittelpunkt fehle 
aber gerade unferer Zeit. Sie hat daher durch das, was fie 
ihren conftitutionellen Charakter nennt, keineswegs ein Biel 
erreicht, fondern alles erft zu fuchen, fie ftrebt damit wohl 
einen hoͤhern Zuftand an ald den der Vergangenheit, aber fie 
üt erſt auf der unteriten Stufe deſſelben. Daß man eine 
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Nothwendigkeit will und zum Theil befigt über der Perfon 
des Herrfihenden und der Gehorchenden, ift recht und gut; 
aber vom Uebel ijt es, daß man fie durch das außerliche für 
ſich aus ſich geltende Gefe gefunden zu haben meint. Das 
wahre Ziel ift, daß diefe Nothwendigkeit in der allgemeinen 
chriſtlichen Würdigung der Lebenöverhältniffe liege, welche ſich 
an Geſetz und Gebrauch nur einen Leib fihafft, den fie im— 
merdar durchdringt und beberrfht. Es gilt auch hierfür: 
Alles Geſetz ift ein Zuftand der Sinechtfchaft, nur wo der 
Geift des Herrn ift — und er ift ein. lebendiger — da iſt 
Sreybeit. 


Drittes Kapitel. 
Die Fortbildung der Geſetze. 


’ Die Einrichtungen follen mit Bewußtſeyn und Ueberlegung fortgebildet wers 
den in zuſammenhängenden Reformen. Diere sollen aber nur durch die 
Motive, welche in den Zuftänden ſelbſt in ihrer geſchichtlichen Ausbildung 
liegen, beftimmt werden. Gegenſatz der revolutionären Umänderungen. 
Die wahre gefbichtlie Aufiafung befteht aber darin, fich zugleich des 
Zuſammenhangs mit den Motiven der ganzen Geihidite bewußt zu 
bleiben, Nothwendigkeit menf&licher Befcheidung und Zurückhaltung ald 
Grundregel in Beziehung auf Reformen: — 

Daß eine Fortbildung der Einrichtungen nothwendig ift, 
unterliegt Feinem Zweifel. Es ijt die Beftimmung alles Zeitz 
lichen, zu vergehen und einem Beffern Pla zu machen. Die 
Frage ift nur, ob diefe Fortbildung der Begebenheir, dem 
Gebraud und Herfommen zu überlaffen ıft, der Macht, die 
ohne Abficht der Einzelnen im allgemeinen Bewußtfeyn alls 
mählig bildet, oder ob fie von dem Gefeßgeber in feiner Pers 
fonlichfeit mit Abfiht und Wahl geleitet werden full. Hierin 
haben die verfchiedenen Zeitalter eined Volks verfchiedenen 
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Beruf, wie oben (I. Abſchn. 5. Kap.) bereits ausgefuͤhrt wor⸗ 
den iſt. Die fruͤhere Zeit iſt ohne Selbſtbeſchauung und 
Wahl, die Einrichtungen verwandeln ſich von ſelbſt ohne abs 
ſichtliches Zuthun, daher langfam und nur von Stud zu 
Stück, oft durdy abweichende, ja entgegengefeßte Einrichtun—⸗ 
gen unterbrochen. "Das reifere Gefchledyt hingegen refleftire 
über feinen eignen Zuftand, und bringt dad, was ed als deſ— 
fen Anforderung erfannt, mit Abficht und That zu Stande, 
durch unfaſſendere Verbeſſerung bejtehender, durch überdachte 
Gründung neuer Einrichtungen. Hierzu iſt inöbefondere 
unferer Zeit der Beruf nicht abzufprehen. Sn ihr muß die 
Fortbildung des beſtehenden Zuftanded von der gefammelten 
ihrer felbft mächtigen Herrfchaft acleitet werden, welche das 
Weſen ded Geiftes iſt. Man würde fi) ihrem Princip wis 
derfeßen, wollte man von ihren Zuſtaͤnden allmählig unbes 
wußtes Wahsıhum wie im Mittelalter fordern. Allerdings 
muß auch ihr Nechtözuftand ein organifcher feyn gleich dem 
ded Mittelalterö, aber es muß ihr Nechtöbewußtfeyn nicht 
bloß ein organiſch werdendes, fondern zugleich ein orga— 
nifh bildendes feyn, und das iſt es gerade nur dann, 
wenn ed nicht in dem fertigen VBerbältniffen diefes und jenes 
anordnet, vereinzelt wie cd dad zufällig naͤchſte Beduͤrfniß 
mit ſich bringt, fondern Sinn und Bedurfnif in ihnen ers 
Fennt, und danach in zufammenhängender harmonifcher Folge 
für ihre Einrichtung wirkſam iſt. 

Drganifch bilden kann aber nur der geſchichtliche 
Sinn Wo von der Vergangenheit abgebrochen wird, da 
it Feine organifhe Bildung möglich, gleihwie der Stamm 
ohne bildende Kraft ift, wenn er von der Wurzel gelöft wird. 
Nur dem Triebe, der ſchon in den gegebenen Zuftanden liegt, 
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der als innerjter Beweggrund in ihrer unbewußten Ausbil 
dung wirffam war, und noch fortwährend immer wirffam 
iſt, foll nun die bewußte Thaͤtigkeit des Menfchen fürdernd, 
dad Hemmende ausfcheidend, zu Hilfe kommen; denn der 
Menſch darf auch in feiner bewußten Einwirkung nur Werk⸗ 
zeug feyn der hohern Hand über ihm, welche vdiefen Trieb 
in fie gelegt hat. — Durch die ganze Gefhichte geht von Ges 
ſchlecht zu Gefchleht, von Volk zu Volk eine Ueberlieferung 
der ıinnern Bildung und der Auffern Zuftände. Jedes Zeit: 
alter hat fie nad) feiner befondern Gabe fortzuleiten ald ein 
Werk, das cd nicht begonnen hat, und das es nicht vollens 
den wird, in welchem es nur einen geringen Theil, der ihm 
angewiefen ift, beytraͤgt. Maßt fich aber ein Zeitalter an, 
daß es nicht Gottes Werk ausführe, fondern fein eigenes, 
fo wird es diefe Ueberlieferung von fich ftoßen, aus feiner 
Vernunft das Bild ded Vollkommenen fohopfen. Es wird 
ein Werf unternehmen, das cd ganz überfieht, das es felbft 
beginnt und allein zu Ende zu bringen ſich vorfeßt. Dieß ift 
dad Weſen der Revolution. Aus welcher. gefchichtlichen 
Entwicklung Fonnten die Franzofen abnehmen, daß das Kö: 
nigthum aufhören, die Stände gleichgemacht, die Kirche aus 
dem Staate verbannt werden folle? Haben fie nicht alles 
auögerottet, was die Dorzeit heilig gehalten, und das, was 
immer ald Sünde und Schmach gegolten, zur Anbetung auf: 
geftelle? Nichts iſt auch fo verlegend in jenen Bewegungen, 
ale die anmafßende Ueberhebung uber vergangene Zeiten, die 
Berachtung des gottlihen Werkes der Jahrhunderte gegen 
das ephbemere des eigenen Gedanfend, 

Fur Gott allerdings ift auch dad nur Evolution, was 
vom Menſchen Nevolution iſt. Während die Menfchen ihrer 
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feitö über. die vorgefundene Welt mit Zerſtoͤrungswuth hers 
fielen, war dad Nefultat in der Geſchichte, welches Gott ans 
geordnet hatte, doch nur gleich einem Sprofjen, der die Hulfe 
abftößt, um ſich frey am Lichte der Sonne zu entfalten. 
Aber daß dad Boͤſe Gott dienen muß, und von ihm ſelbſt 
vorgefehen und ald ergänzende Kraft in feinen Weltplan aufs 
genommen it, macht das Bofe nicht zum Guten, 

Im geſchichtlichen Zufammenhange bleiben heißt nun 
keineswegs im Zufammenhange mit der naͤchſten Bergan— 
genheit verbleiben, fi bloß dem Streben, das in ihren 
Bildungen liegt, hingeben. Dieß ift eine Halbheit gefchichts 
licher. Auffaffung, welche ftetd das Ideal des Mittelalters 
oder der Ichten Zeit vor der Revolution den Beltrebungen 
der Gegenwart entgegenhält. Die Geſchichte ift in ihrem 
ganzen Verlaufe Ein Ganzed, und aus ihrem erjten Ans 
fange, ald aus der Wurzel, entfpringen die Kräfte, die aud) 
jest noch) die Entfaltung bewirken. Der Zufammenhang mit 
der. ganzen Gefchichte, mit dem großen Motive, welches fie 
von Anbeginn bis and Ende beftimmt, d. i. dem göttlichen 
Werke der Erlofung und Vorbereitung für Sein Reh, muß 
bey der Fortbildung des gegebenen Zuftandes leiten. In dies 
fem überall zu Grunde liegenden, im. Innerften beftimmene 
den Motive muß jede Periode angefchaut, und daraus dad 
Ziel, nad) welchem fie gefördert feyn will, erkannt werden, 
fo dad Mittelalter, fo die Zeit vor der Revolution, fo die 
gegenwärtige. Das ift niht, wie dad Mefjen an den Bere 
nunfttheorien, eine Abjtraftion von dem zuletzt gegebenen Zus 
ftande, fondern im Gegentheile ein tiefere® Eindringen in den— 
felden, — Die letzten Zeiten find durch eine Reihe der fuͤrch— 
terlichjten Krifen hindurchgegangen, und man fehnt fi) nad 
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Ruhe und Stetigfeit. Dauerhafte Ruhe, befriedigende Ste: 
tigfeit wird aber nicht durch dad Entziehen gegen Neflerion 
und Aenderung erreicht, fondern nur, wenn unfer Zuftand, 
wenigftend den Grundlagen und der Richtung nad), die Stelle 
einnimmt, die ihm an diefem weltgefhichtlihen Maßſtab ge- 
meſſen einzunehmen gebührt. | 

Es find alfo Ziel und Richtſchnur der Neformen aus 
der Betrachtung der Gefchichte ald eined gottlichen Werkes zu 
fhöpfen. Dann fchließen fie fid) auch bey der Ausführung 
nothwendig an die in der Gefchichte gegebenen Verhaͤltniſſe 
an, felbft das Individuelle in diefen, das Fein Princip ent- 
hält, und feinem Princip angehört, genießt eine Verehrung, 
fo bringt ſich eine Schonung der beftehenden Zuftände, der 
beftehenden Rechte von felbft mit. Die Anerkennung des hoͤ—⸗ 
bern Waltens macht immer befcheiden über das eigene Ur— 
theil und zurückhaltend mit dem eigenen Handeln. Gleich—⸗ 
wie der einzelne Menfch in allen feinen Unternehmungen nicht 
ſich felbft vertrauend, fondern nur da handeln foll, wo er 
des Rufes Gottes aus den Umftänden gewiß ift, alfo auch 
foll die Gefeßgebung nicht anders zu Neformen ſich entfchlie- 
ben, ald wenn in den Verhaͤltniſſen felbft ein untrüglicher 
Fingerzeig gegeben if, Die Audbildung der Einrichtungen in 
der erſten Zeit gleicht einem Baume, der wild aufwaͤchſt, die 
in der fpatern Zeit einem Baume, den der Menfch pflegt. 
Er begießt ihn, er ſchafft ihm Erdreich, er reinigt ihn von 
Unfraut, er gibt ihm die gerade Nichtung, wenn er abftres 
ben will, er veredelt ihn durch beffere Neifer. Allein der ges 
pflegte Baum, wie der wild wachfende, waͤchſt doch immer 
nur von fich felbft, der Menſch kann das Wachsthum nicht 
machen, und nicht vorfchreiben und nicht befchleunigen, er 
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muß ihm zu Hilfe Fommen, wie und wann es fein Beduͤrf⸗ 
niß iſt, und er kann die Frucht nicht ſammeln, als bis die 
Natur fie gezeitigt hät, — 

Dieß iſt der Maßſtab, welcher eben fo fehr vor dem 
blinden Feſthalten des Beftehenden wahrt, ald er die menſch— 
lich eigenmäcdhtige Zerjtorung deffelben abhält, der Maßſtab, 
in welchem allein die Ausgleihung, die wahre Mitte zwifchen 
Bewegung und Widerftand iſt. Zu ihm befennen ſich aber 
Wenige, Die Meiften fuchen entweder die Umwandlung des 
Beftehenden nach felbft er dacht en Zwecken und Kriterien; 
öder fie wollen das, was Zufall und Menſchenhand hervor: 
gebracht, oder nur für eine Zeit beftimmt iſt, auf immer als 
heilig fefthalten. Darum gerathen fie widereinander in uns 
verfohnlichen Gegenfag, der durch das Mehr oder Weniger 
im Beharren oder im Aendern nicht gemildert wird, der aber 
verſchwindet, fo wie: die Art des Aenderns jenen wahren 
Standpunkt einnimmt, 


Viertes Kapitel. 
Die Abfaffung det Gefegbüder. 
Bedliriniß ſyſtematiſcher Geſetzbücher. Fehler der herrichenden Weiſe ihret 
Abfaſſung / Widerſpruch der Ausführung mit der eigentlichen Abſicht: die 
neuern Geſetzbücher geben dem Rechte eine neue Struktur, ſtatt es nach 


der in ihm ſelbſt liegenden zu ordtien, und fie conſtrutren die Rechtsbe⸗ 
griffe durch Definitionen, ſtatt fie als gegebene aufzumehmen. — 


Die Reife des Bewußtſeyns, der ſyſtematiſche Geiſt, der 
den ganzen vorgefundenen Zuſtand durchdringt, enthält, wie ge= 
zeigt worden, den Beruf zu umfaffendern Veränderungen, derfelbe 
enthalt aud) den Beruf jur neuen Sammlung, Ordnung und 
Beherrfchung (Nedaktion) des Rechtszuſtandes durch fyjtema= 
tifhe Geſetzbücher. Allein wie jene Veränderung ihrem 
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Inhalte nah), fo müffen auch diefe Sammlungen in der Art 


ihrer Abfaffung gefhichtlich feyn. Das heißt; dad Gefep- 
buch muß die vorhandenen Nechtöbegriffe ald geltend vorauds 


fegen, und bey jeder Beltimmung auf diefelben ald gegeben 
und befannt hinzeigen, fie ändernd, beſchraͤnkend, erweiternd, 
ordnend; es darf durchaus nicht es unternehmen, von ihnen 
abzufehen, und die rechtlichen Zuftande und meinen 
von vorne aus fi) heraus erft zu geben. 

Die Abfaffung der Geſetzbuͤcher in unfern geiten, für 
die es wirklich feinen bezeichnenderen Namen gibt als „Co⸗ 


dififation«, iſt von demfelben falfchen Principe geleitet, 


und daher von denfelben nachtheiligen Folgen, als die üblichen 
Reformen und Drganifationen. Das ift wirklich eine ftaus 
nenswerthe Erfcheinung: eine allgemeine Legislation gilt jeßt 
und von jeher jedem Lnbefangenen ald eine Wohlthat, und 
die Gegner derfelben werden zu Feiner Zeit fi) die Popula— 
rirät erwerben; und dennoch, hat fie ſich bis jetzt beynahe 
überall eher ſchaͤdlich erwieſen. Diefe Erfcheinung ift erflär- 
ih), wenn man die Art, wie bey der Abfaffung zu Werke 
gegangen wird, und wie fie ſich zu. der eigentlichen Abficht 
verhält, genauer ind Auge faßt. 

Bey folden umfaffenden Geſetzbuͤchern ift es offenbar 
nicht die vorzuͤgliche Abficht, das Beſtehende zu ändern, fon« 
dern vielmehr es ald ein Ganzed aufzufaffen, und ihm in 
diefer Totalität das Siegel der Geltung aufzudrüden, Die 
ganze Maffe der vorhandenen Beftimmungen , ihr wechfelfeis 
tiger Zufammenhang, die Hebereinftimmung in ihm foll er= 
faßt, und in einem ſolchen Rechtsbuche zur oͤffentlichen Kunde 
niedergelegt werden. Wo ſolche Uebereinftimmung fehlt, fol 
eben die allgemeine Auffaffung fihtend, berichtigend, dad Un— 
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harmoniſche ausſtoßend nachhelfen. Sind bedeutendere Re— 
formen angemeſſen, ſo ſollen auch ſie gleich waͤhrend derſel— 
ben und dadurch im Einklange mit dem Ganzen vorgenommen 
werden, — Dieß iſt die Abſicht, allein die Ausführung thut 
etwas ganz anderes. Die Geſetzgeber unternehmen es naͤm— 
lich, da wo ſie dem Erfolg und Inhalt nach am beſtehenden 
Rechtszuſtande nichts auszuſetzen haben, doch die Harmonie 
erſt aus ihrem eigenen Geiſte in ihn zu bringen, ſtatt die, 
welche in ihm ſelbſt vorhanden iſt, zu laͤutern und zum Be— 
wußtſeyn zu foͤrdern. Mit Einem Worte, ſie beginnen da— 
mit, dem ganzen Rechtszuſtande eine neue Struktur zu 
geben. Dadurch wird denn die Umaͤnderung die Hauptſache, 
und nicht die geiſtige Beherrſchung. Statt daß die Aende— 
rung Einzelnes betreffen ſollte, betrifft ſie Alles; denn 
auch was ſcheinbar beſtehen bleibt, iſt wirklich geaͤndert, weil 
es in dem neuen Zuſammenhange auch eine neue Bedeutung 
und MWirkfamkeit nothwendig annehmen muß. Diefe totale 
Aenderung ift aber vollig unmotivirt; denn dad wirkliche Le— 
ben und feine VBerhältniffe haben gewiß Fein inneres Bedürf- 
niß in die willführlich erfundene Struktur des Gefeßgeberd 
zu paffen. Davon kommen denn die Folgen. Es ift Feine 
Berbindung mehr zwifchen dem frühern Nechtözuftande und 
dem neuen Geſetzbuche, und weil das Leben fi) denn doch 
nicht fehnurgerade durchfchneiden läßt, fo muß nothwendig 
Verwirrung durch dad Hereinwirfen der alten Verhaͤltniſſe 
entftehen. Man fann Feine früheren Erfahrungen benüsen, 
fo viel auch von ſolchen geredet wird, denn in einem andern 
Zufammenhange muß. jede Beltimmung ganz anderd wirken, 
man ändert: alfo immer Die Bedingungen, unter welchen die 
frühere Erfahrung gemacht wurde. . Statt daß man daher 
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wirklich fihten, das Mangelhafte, Dieharmonifche ausſtoßen 
Fonnte, ift jeßt jede Legiölation ein vollig neued Erperiment, 
— Quftinian hat auch die Struftur ded roͤmiſchen Rechts 
geändert, zum Theile verdorben; allein nur im Einzelnen, 
nur nothgedrungen, nur mittelbar, wo der Stoff geändert 
werden, und dadurd) au) der Zufammenhang fich von felbft 
andern mußte. Auſſerdem bat er fie belaffen, wie er fie 
überfam, deßhalb ift auch feine Gefebgebung für fo viele Jahr⸗ 
hunderte die Wohlthat des Menfchengefchlehtd geworden, und 
noch bid auf diefe Stunde ald eine foldye verehrt. 

Nun ift überdieß diefe neue Struktur, welche in den Ges 
feßbüchern unferer Zeit in einem jeden nad) feiner Weife uns 
tergelegt wird, überall nur ein Ausfluß jener logifch aprioris 
ſchen Bildung. Daher fchreibt fid) denn zuleßt der aͤußerſte 
Abweg der Legislatur, nah welchem fie gleich ginem philo⸗ 
ſophiſchen Syfteme die Begriffe felbft zu Eonftruiren unters 
nimmt. Die Definitionen find ihr dann nicht bloß dad Ne— 
gative, die Örenzhüter, durch welche fie Beſtimmtes abhält, 
was fie gerade auöfchließen will, und deſſen fie ſich daher 
bewußt iſt; fondern fie will die Sade ſelbſt durch fie erſchoͤ⸗ 
pfen, und allem, was fie nicht mit ihnen umfaßt hat — 
dem bemußtlo8 eben fo, wie dem mit Bewußtſeyn Ausge—⸗ 
ſchloſſenen — die juriftifhen Folgen entziehen. Statt z. B. 
bey den Begriffen des Raubes, des Diebftahld, des Einbruchs 
auf die beſtehenden Lebensvorſtellungen, wie die Nation und 
wie die Juriſten nad) bisheriger Uebung fie haben, hinzuwei— 
fen, und nur da, wo fie einen beftimmten Mangel in ihnen 
erkennt, fey es eine zu enge oder zu weite Faſſung, oder wo 
fie eine Berwechfelung mit verwandten Begriffen befürchtet, 
vorzubeugen, wird fie vielmehr diefe lebendigen Thatſachen 
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aus SKathegorien und Merkmalen aufbauen, und nur was 
fie glücklicherweife damit umfaßt hat, als Diebitahl, als 
Raub, als Einbrudy gelten laffen. Es werden aber dann 
freylic Falle vorfommen, die nicht unter diefe Merkmale 
pajlen, und dennoch wirflih ſolche Berbrechen find. Und. 
wenn eine Gefeßgebung es für nöthig hält zu lehren, z. B. 
was Einbruch fey, etwa gewaltfame Erbrehung eined Be— 
haͤltniſſes, fo wird fie, wenn fie Eonfequent iſt, es dem menſch— 
lichen Bewußtſeyn auſſer ihr. auch nicht überlaffen dürfen, 
daruber zu urtheilen, was gewaltjam, was Erbrehung, was 
Behälter ift, fie wird mit ihren Begrifföbeftimmungen fort» 
fahren’ müffen, bis fie zuleßt wie die Philofophie Hegels 
bey der Definition des reinen leeren Seyns anlangt. 
Eine: Gefeßgebung muß ſich bey jedem Worte bewußt 
feyn, wie fie fih in allen ihren Folgen zu dem gegebenen 
Nechtözuftande verhält, fie darf nichts ändern, auffer wo fie 
ſelbſt weiß, daß, warum und in wie weit fie ändert. Dad 
beſtehende Recht muß unter ihr durchziehen, wie der Geiſt des 
Zoͤglings durch die Bildungsanftalt. Sein Dafeyn darf nicht 
unterbrochen werden, ed muß fi fortwährend aus feiner ur> 
fprünglichen Anlage heraus weiter fortbilden fonnen, und der 
Juriſt muß an diefe feine eigene Natur, wie fie von der Ge— 
feßgebung hier und dort geleitet ift, verwiefen feyn, nicht da= 
rauf, daß er dad Recht überhaupt erft aus dem Geſetzbuche 
ſchoͤpfe. 

Es iſt dieſes Abbrechen von der fruͤhern Struktur des 
Rechts, welches Savigny bekaͤmpft, nicht die Aenderung 
des Materials, wo Beduͤrfniß und fortſchreitende Entwicklung 
fie fordern, Und eine ſolche uber ihr Verhaͤltniß zu dem Vor— 
gefundenen klare Geſetzgebung, eine Gefeßgebung , die weiß, 
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was fie thut, it ed, zu welcher er der Zeit den Beruf abs 
fpriht. Dieß iſt vielfach ald eine Anmaßung angefehen wor⸗ 
den. Aber eine Beltätigung gewährt fowohl das allgemeine 
Mißlingen der Legiölationen, ald der Umftand, daß ein Zeit: 
alter unmöglich zur Lofung einer Aufgabe berufen feyn kann, 
dad, wie gezeigt worden, die Aufgabe felbjt nicht Blar er: 
fannt hat. 

Zu ihrer. Lofung wird allerdings eine andere Bildung 
vorauögefeßt, ald die, welche jeßt noch die großentheild herr⸗ 
fhende ift. Zuerſt die ‚hiftorifhe, wie Savigny fie vorges 
zeichnet hat, und wie fie jeßt auch ſchon in der Jurisprudenz 
überall, man mag fie befennen oder nicht, durch die Gewalt 
ihrer Wahrheit fich geltend zu machen beginnt. Dann aber 
auch die wirklich fyftematifche, daß man nämlicdy die Motive 
in den L2ebenöverhältniffen, aus welchen zu allen Zeiten, und 
an allen Orten dad Recht hervorgeht, und dadurd) den ihm 
inwohnenden nothwendigen Zufammenhang erfenne in der 
Art, wie dieß oben audgeführt worden ift. Ohne die Bers 
bindung mit dieſem fyftematifhen Studium kann auch jenes 
hiftorifche, wie die Erfahrung dieß zeigt, fehr leicht ind Mi— 
krologiſche und Antiquarifche fich verlieren), und leiſtet dann 
gerade am wenigften was es foll. Ein folded Studium, 
und die Flare Einfiht in den Mangel der gewöhnlichen Ab 
faffung der Geſetzbuͤcher muß die Reife zu einer erfprießlichen 
Gefeßgebung herbeyführen, und vielleiht in nicht zu langer 
Seitz denn auf den Grad derfelben, der unendlicher Steiges 
rung fähig iſt, kann es nicht ankommen. Dann aber ift 
auch eine Gefehgebung Bedürfniß und Anforderung Wenn 
ein Moment der innern Klarheit und des durchdringenden 
Bewußtſeyns fommt, fo muß er in einer neuen Redaktion 
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des Rechts fich offenbaren, um dadurch feitgehalten zu wers 
den. Es iſt Beduͤrfniß, daß das Disharmonifche, vollends 
dad Verwerfliche aus dem Rechtszuſtande befeitigt werde, 
von den hiftorif hen Werthen muß der hiſtoriſche Ballaft aus- 
gefchieden werden, was man jest nur durch Vermittlung aus 
vergangenen Zeiten und aus verfchiedenen Nechtöquellen weiß, 
muß doch auch einmal unmittelbar und ungetheilt, wie «3 
im Leben wirklich gilt, vor die Anfchauung kommen. End» 
Sch ift dad ein Ruhm, wie Thibaut fagt ein Ehrenwerk 
der Nation — und es ift der eigenthüumliche Beruf unfered 
wiffenfchaftlichen Zeitalterd — daß fie in einem umfaffenden 
Rechtsbuche ſowohl die vollfommene Einfiht und Beherrs 
fung ihrer Zuftände beurfunde, ald auch diefe Einfiht zum 
nationalen Gemeingut mache, 


Vierter Abſchnitt. 
Die Zeitlichkeit des Rechts. 


Nothwendigkeit dieſer Unterſuchung. — Von der Idee des Rechts läßt es ſich 
‚als wahrſcheinlich annehmen, daß fie ewig ſey, nicht aber vom Rechte 
ſelbſt in feinem jegiaen Charakter. Zeitlichkeit der Art feiner Anordnung, 
Zeitlichfeit der Verhältniffe, welche e& ordnet. — Parallele mit Erfennt» 
niß und Sprache. — Jenſeitiger Zuftand. Unterfuchung, worin eine Uns 
näherung und Vorbereitung für denfelben Etatt finden Fünne und worin 
nicht, — 


& ift Feine müßige Frage, ob das Recht gleich der Sitt— 
lichkeit und dem Glauben etwas Ewiges, oder ob es nur zeit⸗ 
licher Natur ſey, und wie es ſich zu dem Ewigen verhalte. 
Denn eine Vorſtellung von dem Ende, auf welches ein jedes 


218 11. Bud, IV. Abſch. Die Zeitlichleit des Rechts. 


Ding hinaus ſtrebt, muß beftehen, wenn ein Urtheil über 
den Derlauf feiner Entwicklung möglih feyn fol. Die Bes 
antwortung diefer Frage ift daher wirklid, jenes poſtulirte 
oberſte Princip des Rechts, d. i. das hoͤchſte Maß für alle 
ſeine Einrichtungen. Ohne ſie gleicht die Rechtsphiloſophie 
einem Schiffe, dad den Kompaß verloren, und ſich richtungs— 
[108 dem Spiel der Wellen anvertrauen muß. | 
Es iſt wohl niht ohne Wahrfcheinlichkeit, wenn man 
annimmt, daß der Urgedanke des Rechts ein ewiger iſt. So 
wie der einzelne Menfch mit feinem Leibe fortbeftehen wird, 
fo auch die menfchliche Gemeinſchaft, dad Reich Gottes. Das 
heißt, es wird nicht bloß die innere Gemeinfhaft in Gott, 
fondern auch cin organifches Band unter den Menſchen bes 
ftehen, Dagegen ift das gaviß, fowohl die Art des Bandes, 
wie ed dem irdifchen Dafeyn angehört, ald die Zuftände, 
welche feinen Inhalt bilden, find nur zeitlich. Denn es ijt 
die ewige Natur ded Geifteö, jich zu verkörpern; aber das it 
nicht feine ewige Natur, daß die Verkoͤrperung fid) nun von 
ihm loötrenne, und nach ihren eigenen Bedingungen (durd) 
ihre vis inertiae) beſtehe. So offenbart Gott fich leiblich in 
feiner Schöpfung; aber diefe wird nicht unabhängig von ihm, 
er iſt überall ihr inwohnend, fie beftimmend. Eine foldhe 
Adgetrenntheit von der innern Gefinnung, d. i. eine Aeuffere 
lichkeit ift nun aber der Charakter unfered irdiſchen Rechts , 
den es durch und durh am ſich träge, Er ift es, der nicht 
bleiben foll, ihm zufolge gehört ed bloß der Zeitlichkeit an. 
Dad Band dei Rechts iſt Aufferlih, weil das allge» 
meine ſittliche Bewußtſeyn nicht die Macht hat, es in jedem, 
Augenblif umzubilden nad feinen eigenen Gedanken, ſondern 
ed immer auffer ſich fieht als eine ſchwere Maſſe, die feiner 
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Einwirkung nur allmaͤhlig gehorcht. Es iſt aͤuſſerlich, weil 
es die einzelnen Menſchen beherrſcht ohne ihren Willen, als 
eine phyſiſche (von auffen wirkende) Macht. Es ift aͤuſſer— 
ih, wie alle Regel überhaupt; weil es ſich auffer dem Fall 
befindet, den ed ordnet, fein Buchſtabe gilt, nicht die innere 
individuelle Gerechtigkeit de& Falles felbjt (der formale Cha— 
rakter). — Aber auch die Zuftände, die Berhältniffe, mit denen 
dad Recht, ald ihre Gliederung unauflöslih verbunden it, 
find zeitlicher Natur, Es ift der Fluch der Arbeit und der 
Abhängigkeit vom Beduͤrfniß, auf den dad Vermögen, dad 
Boͤſe felbit, auf welches dad Strafreht, dad Kriegsrecht, ja 
fogar der Prozeß ſich gründen. Alle Inſtitute find auf die 
Befchränktheit unfrer irdifchen Natur berechnet, auf die raͤum— 
liche Getrenntheit und Unmacht, nad) der wir die Gedanken 
oder auch nur die Handlungen der andern nicht willen, auf 
zeitliche Aufeinanderfolge ftatt ewigen Daſeyns. Endlich das 
oberſte Verhaͤltniß felbft — von welchem die Beherrfchung 
durch dad Recht erft wirklich erfüllt wird — der Staat 
trägt den Charakter der Aeufferlichkeit und Unwahrheit. 
Ein Menfh muß hier Statthalter der göttlichen Lenkung 
ſeyn, die arithmetiſche Stimmenmehrheit Vertreter der Ueber 
zeugung , mit welcher Gott die Gemüther erfüllt. *) So 
foll der Staat Gott zum Werkzeuge dienen, Allein die Len⸗ 





*) Die Abftimmung fol keineswegs, wie man gewöhnlich ans 
nimmt, den Willen der Einzelnen vertreten. Diefer ift wirt: 
lich und natürlih in dev Welt, und bedarf daher Feiner Vers 
tretung. Wo es auf ihn ankömmt, da gilt immer das Recht 

der verhindernden Stimme, das Gefellfchaftsprincip , wo dage: 
gen Abftimmung gilt, da iſt es auf Eingebung einer höhern 
Macht abgefehen. Sie ift immer nur das Surrogat ber von 
Bott ausfliegenden Erfenntniß, 
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Pung des Statthalters kann eben fo fehr aud) ungöttlich feyn, 
die Stimmenmehrheit Fann ftatt von Gott eingegebener Ein» 
fiht eben fo gut den Wahn und die Leidenfchaft vertreten, 
und dennoch müffen beyde gelten als die Werkzeuge Gottes, 
die er bevollmächtigt und aeheiligt hat. So ijt diefer ganze 
Leib für die aottliche Führung des Menfchengefchlehts — Recht 
und Staat — alö eine von Gott unabhängige oft ihm felbft 
widerfpenftige Macht zwiſchen ihn und die Menfchheit getres 
ten. Das iſt ein Zuftand der Aeufferlihkeit, der Unwahrheit 
und der unfeligen Folgen *), der auf Erden beftehen muß, 
weil die Menfchheit fih auffer Gott befindet, der aber uns 
möglih für die Ewigkeit beftehen fol. Deßhalb verhält 
ſich auch die hriftlihe Offenbarung fo gleichgültig gegen Recht 
und Staat; denn fie hat ed nur mit dem Ewigen zu thun, 
Sie gibt zwar Vorjchriften, wie der Ehrift ſich gegen Necht 
und Staat verhalten folle, aber nicht wie Recht und Staat 
befchaffen feyn folfen. 

Das Recht Fann ſonach nur eine bedingte, nur eine ans 
nähernde Vollkommenheit haben. Die wirkliche Bollkommen⸗ 
heit hebt dad Recht auf, um einen höhern Zuftand an feine 
Stelle zu feßen. In ähnlicher Weiſe wird ja auch der Wiſ— 
fenfchaft Wahrheit zugetraut, aber nur eine annähernde; denn 
‚wenn die vollftändige Wahrheit eintreten foll, fo hoͤrt das 
Wiſſen auf und tritt dad Schauen ein. Eben fo find uns 
fere Sprachen die Neufferungen des Geiftes, und die Offen- 
barung felbft hat fie nicht als ihr Mittel verfhmäbts aber jene 





*) Sn diefem Sinne fagt Samuel zu den Juden: ihre habt übel 
gewählt, daß ihr einen König wollt, Nemlich flatt der uns 
mittelbaren Führung duch Gott, nicht etwa ift hier das Kds 
nigthum im Gegenfase des Freyflaates gemeint. 
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geiftige Sprache, die unmittelbar von Geift zu Geift ſpricht, 
welche, zu allen Völkern gefprochen, jedem klingt wie feine eis 
gene, deutet darauf, daß auch unfere Art der Sprache nichts 
Ewige iſt. Ganz dafjelbe Berhältniß iſt es mit dem Rechte. 
Die Rechtsbildung kann daher nie ein vollkommener Zuftand 
feyn, fie ſoll nur eine Liebe zu der Vollendung feyn, wie Die 
Wiſſenſchaft eine Liebe zur Weisheit. Diefe Einfiht wird das 
gegen wahren, daß nicht Ideale entworfen werden, die auf, 
die. fogenannte finnlich vernünftige, wahrer ausgeſprochen 
auf die fündige, Natur des Menfchen ald ihre Vorausſetzung 
ſich gründen, und daß man nicht von der Verwirklihung ir 
gend einer politifhen Lehre, wiewohl auch fie dringende Ans 
forderung und Pflicht feyn kann, das Heil der Menjchheit er 
warte, das in nichtö anderem befteht und erreicht wird, als 
im chriſtlichen Glauben und der hriftlichen Gemeinschaft. 
Alfo find denn Glaube, Liebe, Hoffnung ewige; das 
Recht aber ift, wie die Erfenntniß, die Sprache, nur feinem 
Urgedanfen nad), nicht auch in der Art, wie es hienieden be= 
fteht, ewig. Es ift Stuͤckwerk dejien, was kommen foll. 
Wenn aber dad Vollkommene da ſeyn wird, dann wird das 
Stuͤckwerk aufhoren. Und unfer Glaube ift ed, einft werde 
diefes VBolllommene eintreten. Dann wird dad Neich „dem 
Bater überantiwortet werden, und aufhören alle Herrſchaft 
und alle Obrigkeit und alle Gewalt“ (I. Cor. 15, A.). Es 
wird der große Bau von Staat und Kirche aufhören, denn 
Gott felbjt wird der Staat und die Kirche feyn, wie es im 
bimmlifchen Ierufalem nah Johannes feine Sonne mehr 
gibt, weil Gott felbft die Sonne ift. Die Umwandlung von 
dem irdifchen Zuftand in den ewigen wird »plöglich geſchehen, 
in einem Augenbli zur Zeit der legten Pofaune, Denn die - 
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böchften Ereigniffe find Thaten Gottes, nicht bloße Entwick— 
lungen, — Allein eine vorbereitende Entwicklung für diefe letzte 
Umwandlung enthält die Geſchichte (1. Buch, 3. Abſch. 2. Kap.), 
und von diefem Gefihtöpunfte aus ijt die Fortbildung der gefels 
ligen Einrichtungen zu betrachten und zu würdigen. Die chts 
fheidende Frage hierbey ift ed aber, worin ſchon hienicden eine 
vorbereitende Annäherung an dad Ewige und fomit ein Forte 
ſchritt in den Einrichtungen beftehe, und worin im Gegentheil 
die Geſchichte ſich immer gleich bleibt, und mit einem Male 
der letzte Moment die Umwandlung bewirken wird? 

Es ift ein Fortfchritt in der Erkenntniß, Fein Fortfchritt 
in der fittlihen Natur des Menſchen. Es iſt ein Fortfchritt 
in der Ueberwindung aufferer Forperlicher Hinderniffe — z. B. 
Strafen, Schiffahrt, Zeitungen, Mafchinen aller Art —, aber 
es ijt Fein Fortfchritt in der Anlage und dem Vermögen ded 
eigenen Leibe. Dem entfprechend foll cd eine ftete Annähes 
rung feyn, daß die allgemeine Erfenntniß ded Rechten immer 
mehr die Oberhand behaupte über das zufällige Wollen ver 
Herrfher durch Umgebung mit Schranken, durch Ausbildung 
mannigfacher Organe und Anftalten, dureh die bloß moralifche, 
ſtille, unbeabfichtigte, aber dennoch ſtarke Macht der geijtigen 
Mittheilung und Gemeinfchaft. Hierin liegt eine Vorbereitung 
für dad ewige Reid), daß die Stimme Gottes in der öffentlis 
ben Intelligenz und dem firtlihen Urtheil einen mädjtigeren 
Einfluß in der Welt übe, als der menſchliche Wille feiner 
Statthalter. Allein es kann Fein Fortfchritt darin feyn, daß 
die einzelnen Menſchen immer weniger in der Zucht des Rech— 
ten gehalten werden, oder daß die Meinung der Maffe unmit— 
telbar und Aufferlidy durch die Gewalt der Maffe den Herrfcher 
beftimme. Denn die fündhafte Natur des Menfchen und der 
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Maſſe der Menfchen bleibt immer unverändert viefelbe, und 
bedarf immer der gleichen Begegnung. Hier werden die Schran⸗ 
ken erſt fallen, wenn das Irdiſche aufhoͤrt. So auch werden 
viele Fortſchritte, welche die ſteigende Bevoͤlkerung, die Annaͤ— 
herung der Nationen, die Erhöhung der Fertigkeiten, die Ges 
laͤufigkeit der Mittheilung mit ſich bringen, gefordert; aber die 
Grundverhaͤltniſſe des gefelligen Zuftandes find unveraͤnderlich, 
und bedürfen immer derfelben Pflege und Stellung, Deß—⸗ 
halb täufche man fid) darüber nit. So lange der Menſch 
mit Schmerzen geboren wird, und hilflos in die Welt ommt, 
fo lange und Hunger zur Speife nothigt, Krankheit und Reis 
den und aufreiben, und der Tod unfer Erbtheil ift, fo lange 
hat auch die Einrichtung des öffentlichen Lebend der Mates 
rialität ihren Zoll zu entrichten. So lange ift es thöricht, 
den feiten Boden des Grundbefised zu lockern zum Vortheil 
der Capacitäten, die wohlumgränzten Sie der Anfäßigfeit und 
wechfeljeitigen Ernährung fihrankenlofem Zudrang zu öffnen. 
So lange ift es tlyöricht, die uralte Macht des Koͤnigthums ges 
gen den Willen oder die Ueberzeugung des Volkes zu vertäus 
ſchen, den Glauben der Kirche dem zufälligen Meinen der Mens 
fhen preis zu geben, fo lange vor allem iſt es thöricht, von 
freymwilliger Erfüllung die Neinheit der Sitte, die 
Wurde und Heiligkeit ded öffentlichen Lebens zu erwarten, 





Drittes Dud. 
Das Privatredt. 


Das Privatrecht begreift die Verhaͤltniſſe: gegenfeitige Ans 
erfennung der Perfönlichfeit, Vermögen und Familie. In 
ihnen zufammen offenbart fi vollftändig die gottähnliche 
Natur des Menfhen. Denn die Verfonlicyfeit des Menſchen 
ift das Abbild der göttlihen, dad Vermögen des Menſchen 
entfpriht der Schöpfung, die Familie der ewigen Zeugung 
Gotted. Sie bilden zufammen dad Reich des Menſchen. Diefe 
Derhältniffe haben zwar ihren Zweck und ihre Erfüllung in 
ihnen felbft, fie find nicht, wie die neuefte philoſophiſche Schule 
lehrt, dazu da, dem Staate zu dienen, in ihm aufgehoben 
zu werden. Gott will den Menfchen und deſſen Wohl und 
Vollkommenheit um ded Menfchen willen, nicht um feiner 
felbjt willen. Aber wie der Menfh nur von Gott umfchlofe 
fen und erfüllt felig und vollkommen feyn full und kann, 
alfo ift das Privatrecht umfangen und durchdrungen vom 
offentlihen. Staat und Kirche geben ihm feine Sanction, 
fie geben ihm feine Normen, fie geben ihm endlich die Ge— 
währ und den wirflihen Schuß. Und der Anfang alles 
Privatrechts, Perfonlichfeit und Rechtsfaͤhigkeit, befindet ſich 
noch im öffentlichen Necht, wie fein Schluß und Ende, die 
Rechtsverfolgung, wieder in dajjelbe zurückkehrt, 
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Der Friede. — Die Freyheit, ihre Beſchränkung zum Zwecke der ſittlichen 
Ideen, ihre Beſchränkung zum Zwecke der andern Menſchen, Principien 
für die letztere: Schutz des Friedens des einen gegen die Freyheit des 
andern — Vorzug der Prävention — Einſtehen für die eigenen Hand⸗ 
lungen, — Die Ehre, Ehre in —— Sinye und guter Ruf. — 


Di erfte Anforderung der gottähnlichen Natur des Menſchen 
iſt der Schutz ſeiner vollen Perſoͤnlichkeit. Zu dieſem Be 
gehören Friede, Freyheit, Ehre 

Der Friede enthält den Schuß ded Lebend, die Uns 
verfehrtheit der Glieder, die Unantaſtbarkeit ded Körpers. 
Er ift die Freyheit in ihrer negativen Seite, nicht von ans 
derem bejtimmt zu werden, jede fremde Einwirkung auszu—⸗ 
ſchließen (1. Bud, 1. Abfch., 1. Kap.). Der Menſch hat 
durch die Sünde zuerſt den innern Frieden verloren, indem 
feine eigenen Kräfte, die geiftigen und die Forperlichen, ſich 
gegenfeitig anfeinden und aufreiben, Bald folgte auch der 
Verluſt ded Auffern Friedens, indem der Bruder den Bruder 
erihlug, und immerdar der Menſch wider den Menſchen ift. 
Den innern Frieden gibt nur die Religion wieder, den äufs 
fern Frieden aber herzuftellen it die Aufgabe des Rechts, 
die allen andern voraudgeht, und die ſich vor allen andern 
der erften Betrachtung darbietet, weshalb fie auch von An- 
fang, ald man zuerft dad Recht von der Sittlichkeit zu tren— 
nen begann, für die einzige Aufgabe des Rechts gehalten 
wurde, namlih von Thomafius und feiner Schule. 

Stayf Rechtsphil I. ı. 3 
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Die Freybeit enthält den Schutz im Wählen und 
Handeln; denn Freyheit in eigentlicher und pofitiver Bedeu— 
tung iſt Wahl (S. am angeführten Orte). — Die rechtliche 
Freyheit ift keineswegs unendlich und unbeſtimmt. Cie hat 
von Anbeginn ihren beftimmten Gehalt an den Berhältniffen 
und Zweden, für. welche fie gegeben iſt. Cie ift deßhalb 
eine andere in Beziehung auf dad Vermögen, eine andere in 
Beziehung auf die Familienbande, eine andere in Beziehung 
auf rein perfünliche Berührungen u. f. w. Durch diefen Ge— 
halt ijt fie auch beſchraͤnkt, er beſchraͤnkt fie nicht bloß für 
die. Eriftenz und Freyheit der übrigen Menſchen, jondern auch 
für die Eriftenz der fittlihen Ideen. Solche Befchränfung, 
auch die letztere, ift nicht im Widerſpruch oder Gegenfag mit 
der perfonlihen Freyheit, ja fie it gar nicht etwas auffer ihr 
befindliches, wie man fi) gewöhnlich auf der einen Seite die 
unbefchränfte Freyheit, auf. der andern von ihr unabhängig 
dad Befihränkende denkt. Sondern wie die innere Freyheit 
des Menfchen nicht bloß in der Wahl bejteht, fondern zus 
gleich) im der. Feſtigkeit des ſittlichen Wejend (S. am anges 
führten Orte), fo ift aud) die Auffere Freyheit nur dann ber- 
gejtelle, wenn mit dem Vermögen der Wahl im Handeln zus 
gleich der fittliche Kreis befeſtigt iſt, aus welchem dieſe Wahl 
nicht heraudtreten kann. Die Befchränfung der ‚perfonlichen 
Freyheit zum Zwecke der firtlichen Ideen, welche über die 
Menſchheit herrfchen follen, da fie verfchieden ift bey jedem 
Verhaͤltniß, iſt auch erſt bey den einzelnen Verhaͤltniſſen näher 
zu unterſuchen. Hier handelt es ſich nur um die Art, wie die 
Freyheit der Menſchen gegenſeitig ſich beſchraͤnken muͤſſe, des 
einen zum Zwecke des andern. — Auch dieſe gegenſeitige Be—⸗ 
ſchraͤnkung laͤßt ſich nicht aus der bloßen Gleichheit, oder der 
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Anforderung nebeneinander beſtehen zu koͤnnen (Maxime der 
Coeriftenz), ‚beftimmen, fondern iſt nur aus der Natur der 
Freyheit, wie fie oben erörtert worden, und aud der nothwen⸗ 
digen Beziehung derjelben auf die Lebenöverhältniffe zu erfene 
nen. Hieraus ergibt ſich: 

1) Die negative Seite der Freyheit ift die Vorbedingung 
(dad Erftere) der pofitiven, es darf daher die Wahl des einen 
- Menfchen nie den Frieden des andern angreifen, Ein Fehde— 
recht, wenn es auch geordnet ift, und jedem gleich zujteht, 
iſt daher fchlechterdingd verwerflih (1. Bd. ©. 180.). — 

2) Die Freyheit hat ferner die Beftimmung zur That, di. 
zur Offenbarung der Perfonlichkeit in einem Werk und Dafeyn 
auſſer ihr, und diefe, vollbracht, ift untrennbar von ihrem Ur: 
heber, fie wird zu feinem Bereich, in welches feine Perfönlichkeit 
ſich auddehnt. Daher darf die vollbrachte That, mit allem was 
ihr ald Wirkung ihrer Natur nad) angehört, nicht mehr durch 
die Wahl der Andern verlegt werden, ihr Erzeugniß gehört nun 
mit zufeinem Frieden, Dieß ift der Vorzug der Prävention, 
der für dad gegenfeitige Berhältniß der Freyheit dad durchgaͤngige 
Prineip ift. Die Prävention zeigt zwar verfihtedene Wirfungen, 
theild bewirkt fie nur ein vorübergehended Vorrecht, d. i. auf 
fo lange, als der faktifche Zuftand, welchen die Handlung be= 
wirkte, andauert (z. B. ich habe an einem vffentlichen Fluß 
Netze audgeworfen, fie behaupten ihren Platz nur fo lange, bis 
ich fie einziehe), theils aber ein bleibendes, ein wirkliches Recht s⸗— 
verhältniß (z. B. ich habe eine Sache occupirt, ich habe eine 
Klage früher anhängig gemacht). Allein der Grund diefer 
Verſchiedenheit Kiegt nur in der Art der Handlung und des 
Verhaͤltniſſes, in welchem fie wirft (daß es dort der Raum 
an einem offentlichen Fluſſe, bier cine für Privat: Be: 
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fig beftimmte Sache ift, welche fie ergriff); die Wirfung der 
Prävention aber ift immer diefelbe, naͤmlich der Vorzug der 
fruͤhern That, mag diefe nun ihrer befondern Natur nad) 
nur faktiſche Zuftände, oder dauernde Verhältniffe begründen, 
Und nur fie liegt im Weſen und der Beltimmung der Frey: 
heit, diefe Unterfchiede hingegen liegen in der Beftimmung ded 
Vermoͤgens und der andern Berhältniffe, in welchen die Frey— 
heit thätig iſt. 

3) Die Beltimmung der Freyheit zur That macht aber 
endlich die Handlung nicht bloß für andere bindend, fondern 
auch für ihren Urheber. Denn bindet fie die andern aud dem 
Grunde, weil fie mit allen in ihr liegenden Beziehungen und 
Wirkungen zu einem untrennbaren Anhang feined Wefend wird, 
fo muß fie aus demfelben Grunde auch ihn felbft mit allen 
ihren Beziehungen und Wirkungen binden. Er muß für alle 
ihre Folgen einftehen, er Fann fie nirgend ald etwas von ihm 
Getrennted, ihm nicht mehr Angehöriged betrachten, Diefe 
Folgen richten fich aber audy wieder nach der befondern Na- 
tur der Handlung, d. i. nach) der Beftimmung deö Lebensver— 
haͤltniſſes, in welches fie eingreift, und der Beziehung, weldhe 
fie in demfelben hat. Wie die Verpflichtung der andern hier- 
von abhängt, und danad) verfchieden ift, fo auch feine eigene. 
Iſt die Handlung eine Nechtöverlegung, fo trifft ihn die Strafe 
oder die Pflicht der Entſchaͤdigung, ijt fie Aufhebung eined Rech- 
ted oder Zuftandes, fo muß er ſich die Ergreifung anderer ge= 
fallen lajjen. Eben hieraus ergibt fih auch die bindende 
Kraft der Verträge Auch fie find Handlungen, für 
welche ihr Urheber einftehen muß. Betreffen fie nun Dinge, 
die nicht in den Rechtsorganismus gehören, z. B. dankbar zu 
ſeyn, fih zu beffern, fo haftet bloß eine firtliche Verpflich— 
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tung ‚ betreffen fie aber Rechtöverhältnifje, und zwar ſolche, 
welche ihrer Natur nach durch den Willen. der Menfchen zu 
Stande kommen follen, z. B. Forderung, Ehe, fo muß fid) 
der: Berfprecher gefallen laſſen, daß diefe Berhältniffe durch 
fein Berfprechen entftehen und ihn rechtlich binden. Aus Frey- 
heit und Perfönlichkeit überhaupt folgt auch hier nur die Un— 
trennbarkeit. der Handlung und ihrer Wirkung von dem Ur— 
heber; daß dieſe Handlungen aber zu einem rehtlihen 
Bande für ihn werden, das folgt nur aud der befondern Na— 
tur des Derhältnijjed, in welchem fie erfcheinen. So lange das 
her die Wiffenfchaft nur von der inhaltölofen Freyheit der Mien- 
ſchen «und ihrer gegenfeitigen Befchränfung zum Zwecke des 
Nebeneinanderbeftehend ausging, ftatt von der Natur und Be— 
ſtimmung der (objektiven) Berhältniffe, in welchen diefe Frey—⸗ 
heit wirffam ift, und aus welchen fie fhon im Urſprunge 
ihren: Inhalt fchopft, fo lange war ed unmöglich nachzuwei— 
fen, fowohl warum Verträge binden follen, ald au) warum 
fie gerade in diefen Verhaͤltniſſen binden follen, in andern nicht. 

Folgen Friede und Freyheit aus der ebenbildlihen Natur 
ded Menfchen, fo die Ehre aud dem Bewußtfeyn diefer Eben= 
bildlichkeit. In ihm ift der Urfprung und das innerfte Weſen 
der Ehre, wenn fie gleich ſich befonderd geftaltet nach den be= 
fondern Berhältniffen und Ständen, in welchen der Menfch: 
dem irdifchen Dafeyn gemäß ſich befindet. Diefes Bewußtſeyn 
bey jedem Menfchen felbit ift Ehre im eigentlihen und 
engeren Sinne, bey den übrigen über ihn ift ed der 
gute Ruf. Die Ehre, welche dad Recht zu ſchuͤtzen hat, iſt 
alfo nicht die auffere Ehre, d. i. die Meinung der andern, 
fondern e8 ift die innere Ehre, das Selbftbewußtfeyn, Selbft- 
gefühl, fo weit fie von auffen angegriffen ift, jene 
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aͤuſſere Ehre ift vielmehr nichts andered ald der gute Nuf. — 
Die Ehre nun wird verlegt durch Beleidigung (injuria), der 
gute Nuf aber durch üble Nachrede (diffamatio) und Derlaums 
dung (calumnia). Die Beleidigung iſt eine Ueberhebung des 
einen über die Perfonlichkeit des andern, follte auch nie ein 
dritter davon erfahren, fie ift nicht möglidy ohne die Abficht 
ſolcher Ueberhebung (animus injuriandi), und daher aud) nicht 
ohne das Bewußtfeyn, daß der Beleidigte davon erfahren 
werde. Die Frage nah der Wahrheit (exceptio veritatis) 
aber Fann hier oft gar nicht geftellt werden, z. B. bey Real- 
injurien, und wo fie ed kann, entfcheidet fie nichts; denn fein 
Menſch ift berufen, fi) dem andern ald fein Nichter gegen- 
über zu ftellen, und thut er es, fo überhebt er fich damit 
über ihn, Die üble Nachrede hingegen ift eine Verminderung 
der guten Meinung anderer von einem Menfchen, fie befteht 
daher und macht verantwortlich aud ohne die Abficht der. 
Kraͤnkung (ed ift Fein !animus injuriae hierbey zu beweifen), 
fie ift aber nur unerlaubt und verlegend, wenn fie unwahr 
iſt; denn es braucht Feiner einen beffern Ruf zu genießen 
old er verdient. Die Berlaumdung fteht unter denfelben 
Bedingungen wie die üble Nachrede, da aud fie nicht die 
Ehre, fondern den guten Ruf angreift, nur daß fie ald Nach— 
rede eined Verbrechens zugleich den Rückfichten der Strafrechts⸗ 
pflege unterliegt. 
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Der Menſch ijt das Ebenbild Gottes nicht bloß an Frey— 
heit: und SPerfonlichkeit, fondern auch an Macht uber den 
Stoff. Er iſt ald Herr in die Natur geſetzt, fie foll ihm die— 
nen zu feiner Befriedigung -— darauf beruht dad Bermoͤgen. 
>  Deöjenigen aber muß die Herrſchaft feyn, der das Eben= 
bild feyn foll, mitiyin des einzelnen Menfchen, nicht der menfch= 
lichen Gemeinſchaft; denn dieſe iſt dad Reich Gottes, nicht 
ſein Ebenbild. Darum ſoll nicht Gemeinſchaft des Vermoͤgens 
beſtehen, ſondern geſondertes, daß jeder uͤber das Seine ein 
Herr ſey. So hat es auch die Natur ſchon vorgebildet in 
der beſondern Befriedigung durch die Sachen und der geſon— 
derten Einwirkung auf ſie, wodurch ſelbſt thatſaͤchlich keine 
andere Einrichtung wirklich durchgefuͤhrt werden kann. Denn 
auch bey der Gemeinſchaft der Guͤter muͤßte zum wirklichen 
Gebrauch und Genuß jedem Geſondertes zugetheilt werden, 
und ſo doch immer wieder eine Art Eigenthum, nur minder 
ausgebildet, entſtehen. Die Frage uͤber den Vorzug des Ei— 
genthums oder der Guͤtergemeinſchaft, wie ſie gewoͤhnlich 
geſtellt wird, iſt uͤbrigens, wenn man tiefer in die Bedeu— 
tung des Vermoͤgens eingeht, viel zu eng gefaßt; man muß 
vielmehr nach dem Vorzug des geſonderten und gemeinſamen 
Bermoͤgens überhaupt fragen Denn auch Leiſtungen und 
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Forderungen brauchten nicht als gefonderte des einen gegen 


den andern zu beftehen, auch fie müßten nach demfelben Prins 


cip zu gemeinfamen Bedarf ind Ganze geleiftet und von ihm 
aus vertheilt werden, wo ſich denn das Unpaſſende der Ges 
meinſchaft noch einleuchtender zeigt. — Der Eifer des Chris 
ſtenthums iſt gegen den felbjtfüchtigen Gebrauch des gefonders 
ten Vermoͤgens, nicht gegen das Inſtitut felbft gerichtet. 
Die erjten Ehrijten haben auch Feineöwegd in Gütergemein- 
haft gelebt. Es heißt zwar in der Apoftelgefchichte (4, 32): 
„Feiner fagte von feinen Gütern, daß fie feine wären, fon= 
dern ed war ihnen alled gemein, Allein dieß bedeutet nicht, 
daß fein gefondertes Eigenthum unter ihnen beftanden, ſon— 
dern nur daß jeder fein Eigenthum zur Erhaltung der ans 
dern gebrauchte, ja fogar viele daffelbe zu diefem Zwecke ver— 
äujferten. Daß dad legtere nicht ald allgemeine Anjtalt oder 
©itte beftand, geht fowohl daraus hervor, daß. diefe Hand—⸗ 
lung bey dem Barnabad ald ein befondered Beyfpiel ans 
geführt wird (4, 56.), ald aud) aus der Nede Petri felbit 
zu dem Ananias (5, 4): »hätteft du ihn (den Acker) doch 
wohl mögen behalten, da du ihn hatteftz und da er verfauft 
war, war ed auch in deiner Gewalt. 

Nicht dem Körper allein oder hauptfächlih dient das 
Vermögen zu Erhaltung und Genuß, fondern dem Geifte, 
daß er ſich bildend an ihm bewähre, fowohl dem Stoff Form 
gebend in Gewerb und Kunſt, ald noch mehr die eigene Le= 
bens⸗ und Handlungsweife geftaltend, wie fie auf dad Ver— 
mögen fi) gründet. Denn nur wenn der Menſch gefonders 
ted Vermögen hat, Tann er in Nahrung und Kleidung, in 


Befhaftigung, in Ausübung der Wohlthätigkeit, in Sorge 


für die Familie, für die Erziehung der Kinder, kurz in der 
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ganzen Einrichtung des Lebens feiner individuellen Natur fol- 
gen, einen Abdruck derfelben ald ein harmonifches Ganzes 
wiedergeben. Solcher Offenbarung der Individualität des 
Menſchen in der Einrichtung feined Lebens, gleihfam in der 
Melt, die er fi) gründet, hat dad Vermögen zu dienen, 
Dieß ift feine urfprüngliche Beltimmung, durch weldhe ed Nach— 
bild göttliche Verhaͤltniſſe iſt; denn durch fie entfpricht es der 
Offenbarung Gottes in feiner Schöpfung. Nur hieraus fommt 
ihm der Charakter der Freyheit und der dauernd geficherten 
Herrfchaft, weil Freyheit und Herrſchaft nöthig find, damit 
die Perfönlichkeit wählend und gejtaltend fich Fund geben koͤnne. 
Die Friftung ded Dafeynd und der finnlihe Genuß find nur 
dierirdifche Bafid in der Beftimmung ded Vermögens, für fie 
bedürfte eö nicht der freyen Herrfchaft. Nur diefe aber haben 
die Anhänger der Gütergemeinfchaft im Auge, fie überfehen 
jene höhere Weihe ded Vermögens; denn fie müßte aufhören, 
wie es Fein gefondertes mehr ift, es würde dann wirklich zu 
dem bloß Materiellen, dem durch und durch Ungöttlichen her— 
unterfinken, wofür fie es halten. 

Der Stoff ded Vermögens find zunaͤchſt Sachen. Es 
ift hier der Wille Gottes, der in den Dingen, die er auffer 
fi hervorgebracht hat und erhält, dem Menſchen ald Stoff 
zu feiner Befriedigung dient. Deßhalb muß aber auch der 
Menfh, um Gott zu gleichen, feinen Willen zum dienenden 
Stoffe für Andere machen koͤnnen. Er muß nicht bloß Ver— 
mögen haben, fondern auch durch feine Handlungen Ver— 
mögen andern gewähren fünnen. Nur gefchieht dieß von 
ihm durch vorübergehende Thun — Leiftungen, weil er 
nicht wie Gott ein bleibended Dafeyn auffer ſich ſchaffen 
kann. Diefe Leiftungen werden" aber durch das Recht nad) 
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feinem allgemeinen Charakter zum Geyenftande bleibender 
Bande gemaht — zu Forderungen Daher koͤmmt es 
auch), daß, wie im vorigen Abfchnitte bemerft worden, Vers 
träge, welde Bermögenöleiftungen zum Inhalte haben, bin— 
dend find. — Der Stoff alles Vermögens ift alfo entweder 
was Gott unmittelbar gewährt — dauernde aber fejt beftimmte 
Sachen (der Befig), oder wad die Menſchen gewähren — 
vorübergehende aber frey zu bejtimmende Leitungen (der Ber— 
Fehr). Daraus ergeben fid) die für die juriftifche Behand» 
lung fo folgereihen Unterfhiede. Die Sachen nad) ihrer aufs 
ferlihen feften Natur Fonnen von jedem entzogen werden, müfs 
fen daher von jedem zuruͤckgefordert werden koͤnnen; die Leis 
ftungen kann niemand entziehen als der fie leijten foll, nur 
von ihm find fie zu fordern, mögen fie nun in reinem Thun 
oder im Geben einer Sache beftehen. Die Nechte auf Sachen 
find beftimmte, die auf Leiftungen der mannigfadhlten Art, 
je nachdem die Menfchen fie beftimmen. Die Sache ift immer 
für ihre Necht gegenwärtig, die Leiftung zukünftig, wie fie ein- 
tritt beendigt fie das Recht, Leiftungen find von der Perfon- 
lichkeit deſſen, der fie leiften foll, nicht trennbar, Tonnen da- 
her nicht. in dad Necht deö Andern kommen, wenn er ed nicht 
felbft verurſacht, und ahnliches. Auf diefen Unterfchieden be= 
ruht die Scheidung ded ganzen Vermoͤgensrechts in Sadyens 
recht und Recht der Forderungen, welche gleihfam dad Antlik 
deſſelben bildet. 

Jede Befriedigung durch den Stoff ift von allgemeiner 
Schäßbarkeit, nur perfonliche Bande haben individuellen Werth). 
Der Repräfentant diefer allgemeinen Schägung ift dad Geld. 
In ihm iſt die Einheit der Beftimmung ausgedrückt, welche 
alle Dinge ald Gegenftand des Vermögens haben, in ibm iſt 
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daher alles aufeinander bezogen, die Möglichkeit des Uebergangs 
des einen in dad andere, die Vergleihung aller gegeben. Nur 
was eine Befriedigung von fol allgemeinem alfo von Geldes⸗ 
werth gewährt, Fann dem Vermögen angehören. Damit ift 
fein Gebiet abgegränzt. Der Menſch felbit kann nicht ald Stoff 
befriedigen, nicht ald Stoff in Betracht fommen, er darf nicht 
Gegenſtand des Vermögens feyn — die Sklaverey iſt abjolut 
verwerflih. Eben fo koͤnnen Familienbande, Staatöverhälte 
niffe nicht zu Geld angefchlagen werden. Auch die einzelnen 
Handlungen der Menfchen find nicht Gegenftand des Vermö⸗ 
gend, wenn ihr Werth in der Beurkundung einer perfonlichen 
Gefinnung befteht, z. B. Bezeigung von Liebe, Achtung, 
Dankbarkeit, oder wenn fie überlyaupt feinem verftändigen Ins 
terefje dienenz fie find ed nur, wenn fie einen Gebraudy von 
allgemein ſchaͤtzbarem Werthe ven Sachen ähnlicdy dem andern 
gewähren follen, fey dieß ein reines Thun, Dienftleiftung, 
oder ein Leberlaffen, ein Uebertragen von Sachen, oder eine 
Enthaltung von der Ausübung zuftändiger Befugniſſe. — 
Das Streben nah Befriedigung ift der bildende 
Trieb des Vermoͤgensrechts. Aus ihm geftalten fid) die mans» 
nigfachen Berhältniffe jedes in feiner Art: die verfchiedene 
Ausſcheidung der Eigenthumöbefugniffe, die verfehiedenen Ber« 
träge nach ihrem befondern Inhalt. Alle find eingerichtet und 
haben ihre bejtimmte Natur, um die unendlichen menſchlichen 
Bedürfniffe und Wünfche zu erfüllen, Eein Berhältniß beſteht 
um nußlofer Herrfchaft willen, und Feines ift zu dulden, das 
ald allgemeines Inftitut durch feinen Erfolg die Befriedigung 
eher verlegen ald befürdern müßte (z. B. die lex commisso- 
via). In diefer Beftimmung, aus. welder fie hervorgehen, 
find auch alle Inftitute verbunden und ihr wechjelfeitiged Vers 
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haͤltniß beſtimmt. — Aber dieſer ganzen Vermoͤgensbildung 
druͤckt die Beſtimmung der Herrſchaft den allgemeinen 
Charakter auf. Er beſteht in der zugeſicherten Willkuͤhr, der 
unumſchraͤnkten Berfuͤgung, Einwirkung, Veraͤuſſerung. Nur 
die Möglichkeit, im Allgemeinen der Befriedigung zu dies 
nen, ift Vorbedingung. Jeder Gebrauh kann dieß unter 
Umftänden, felbjt die Zerftorung (z. B. einer unangenehmen 
Sadye), darumfift jeder Gebraud nach Belieben geftattet. 
Hier ift daher der Begriff der Befugniß, der Berechti— 
gung vorherrfchend, wie fonft nirgend. Denn der Stoff iſt 
nur paffiv, er legt Feine Berpflihtungen auf, darum find 
die Rechte hier nur Nechte, begränzt durch die Beftimmung 


des Verhaͤltniſſes, aber nicht innerlich von einer Pflicht durch⸗ 


drungen. Dieß iſt dad Weſen der Herrjchaft, deö dominus, 
es findet fi) in feinem andern Verhaͤltniß ald dem des Vers 
mögend, wo fonft wäre noch freye Beräufferung ? felbft die 


perfonlihe Freyheit ift unveräufferlih, in fich felbft ermäßigt 


durch ihre fietliche Natur. Alle Bermogenöinftitute haben alfo 
zu ihrem Biel Befriedigung zu verfchaffen, aber fie follen es 
in der Art erreichen, daß fie Rechte (und zwar frey zu ges 
braudyende Rechte) gewähren. Durch jenes ift daher die Ge— 
ftalt und Individualität der Verhaͤltniſſe, durch diefes die 
Stellung der Perfon in ihnen beftimmt. Der Charakter der 
Freyheit und Herrfchaft ift num überall derfelbe, er geht gleich— 
mäßig durch alle Berhältniffe, er darf in dem Vermoͤgens— 
vecht nirgend aufgegeben werden, er ift die Schranke der Ge— 
rechtigkeit. Aber die Vortrefflichkeit und die Sphäre unend- 
licher Steigerung des Vermoͤgensrechts iſt die Befriedigung: 
je mehr, je vollftändiger, einfacher, ficherer die Bedürfniffe 
befriedigt werden, deſto volllommener iſt es. Das roͤmiſche 
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Recht fteht, am diefem Weſentlichſten gemeffen, fehr zurüc 
hinter dem unfrigen durd) fein ungelenkes Syſtem der Ber: 
träge, fein wenig ſicherndes Pfandrecht und ähnliches. — 
Der gefhichtlihe Gang ded Vermoͤgensrechts aber iſt ed, daß 
die älteften Nechtöbildungen bloß den Trieb haben, Befriedis 
gung für die Bedürfniffe und vorzugsweife die materiellen Bes 
dürfniffe zu gewähren. Der Gedanke der freyen geficherten 
Berfügung wird dagegen im romifchen Recht beftimmend, bier 
aber auf einfeitige Weiſe, indem ihm vielfady und befonders 
in der ältern Zeit jened erfte Ziel, die Befriedigung der Be— 
dürfniffe (utilitas), ganz aufgeopfert ift. Erjt in den germas 
nifchen Rechtöbildungen kommen beyde zu der wechfelfeitigen 
Durchdringung, in welcher fie die wahre Beftimmung des 
Bermögend find. — 

Die dauernden Rechte des Vermoͤgens find nach diefer 
Entwicklung nicht bloße Folge der perfonlihen Freyheit in 
ihrer Aeufjerung auf Sachen; denn aud diefer würde nur die 
Anerkennung der Aeufferung fo lange als fie dauert 
folgen, nicht noch darüber hinaus, wenn z. B. die Ergreis 
fung und der faktiſche Beſitz fhon aufgehört haben, Diefe 
fortdauernde Anerkennung ift nur dad Ergebniß aus dem be= 
fondern Berhältniffe ded Menfchen zum Stoffe, wie ed oben 
bezeichnet worden. Zwar bedingen ſich perfonliche Freybeit 
und Bermoͤgen gegenfeitig. Ohne Freyheit gibt es Fein Ver—⸗ 
mögen, wer feiner eigenen Handlungen nicht mächtig ift, wie 
wäre er es über einen Stoff auffer ihm? Eben fo ohne Ber: 
mögen fehlt «8 der Freyheit an Stoff und Mittel für ihre 
Aeuſſerung. Wie in Gott die Freyheit und die Macht über 
die Materie untrennbar find, fo auch in’ den nachgebildeten 
menſchlichen Verhaͤltniſſen, der perfonlichen Freybeit und dem 
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Vermoͤgen. Aber dad Vermögen ift nicht logiſch in der pers 
fonlihen Freyheit enthalten, ed iſt etwas Selbftftändiges und 
Eigenthuͤmliches. Der Menſch fell nit bloß frey, er foll 
auch Here feyn. — Dad Naturreht, indem ed dad gefon= 
derte Dermögen und Eigenthum durd) bloße Analyfe des Bes 
griffd der Freyheit finden will, Fann weder jene fortdauernde 
Herrſchaft über die Gegenftande nad) aufgehobenem faktifchen 
Verhaͤltniß rechtfertigen, noch Fann es darüber Rechenſchaft 
geben, warum denn gerade diefe Verhaͤltniſſe, 3. B. diefe bes 
ftimmten Arten der Verträge gelten follen, nicht ganz andere, 
und warum nicht willführlic auch unnüuge und finnlofe einge» 
gangen werden Fonnen. Denn ihm entgeht dadurdy die pofitiv 
bildende Kraft des Vermögens, die Beltimmung der Befries 
digung. | 

Dad Dermögen ift nur eine Seite der menſchlichen Be— 
ftimmung, darum in unaufloslihen Zuſammenhang mit den 
übrigen Seiten derfelben, den DVerhältniffen der Familie, des 
Standeö, Staated u. fe w. Diefe wirken theild auf die 
BVermögenöverhältnijfe im Einzelnen z. B. daß beneficium 
competentiae der Geiltlihen, dad Verbot der Schenkung 
unter Ehegatten, der Bürgfchaft der Ehefrau für den Ehemann 
find nur einzelne Modififationen in ven Inftituten der Fordes 
rung, dee Schenkung, der Bürgfhaft aus Ruͤckſicht auf Stans 
dedö= oder Familienverhaͤltniß. Theils werden aber aud) durd) 
fie ganze eigenthuͤmliche Vermoͤgensverhaͤltniſſe erzeugt, z. B. 
durch die Familie entſteht das Verhaͤltniß der Alimentation, 
Dotation, ehelichen Guͤtergemeinſchaft, Erbſchaft, durch den 
Stand und die Gemeinde das Handels-, Wechſel-, Berg— 
werksrecht, die Deichlaſt u. ſ. w. durch den Staat die Be— 
ſoldungen, Steuern. Bey allen dieſen Inſtituten iſt es auf 
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Vermögen abgefehen; aber fie haben ihren Urfprung in einem 
andern Verhaͤltniß, und folfen zugleich und hauptſaͤchlich die 
Beſtimmung diefed andern Verhaͤltniſſes nur mitteljt und in 
einer Beziehung auf dad Vermoͤgen erfüllen. Sie find daher 
in ihrer ganzen Anordnung vorzugdmweife durch dieſes be— 
ftimmt, und haben nur bey ihm ihre Stelle im wahren Sy— 
ftem. Man konnte zB. die Wechfelverbindlichkeit wohl ald 
eine. Deckung durdy perfönlichen Arreft mit Buͤrgſchaft und 
Pfand zufammenitellen, wo fie dann einen Theil ded Vermoͤ⸗ 
gensrechts bildete; dann wären aber die weſentlichſten Züge 
derfelben nicht erflärt: die Befchränfung auf Geldſchulden ge⸗ 
wiſſer Art, die nothwendig damit verbundene Einrichtung der 
Aſſignation, Acceptation, des Proteſtes u. dergl., dieſe erfläs 
ren ſich nur aus der Natur und den Beduͤrfniß des Handels⸗ 
ſtandes. Oder wie koͤnnte man das Inſtitut der Staatsdie— 
nerbeſoldungen, dieſen hauptſaͤchlichen Theil der Dienſtesprag⸗ 
matik anders begreifen und wuͤrdigen, denn als einen Theil 
des Staatsrechts? etwa als eine Art Miethvertrag? — Dad 
reine Vermoͤgensrecht, welches bloß aus der Beſtimmung je 
des einzelnen Menfhen, die Herrfchaft uber den Stoff zu 
haben zu feiner Befriedigung, ald ein fich gefchloffened Ganzes 
hervorgeht, ijt daher erfchöpft durch die Befriedigung aus dem 
Befiß und durd die Befriedigung aus dem Verkehr, das ift 
aljo durch die Inftitute des en und der — r⸗ 
derung. | 
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Dritter Abſchnitt. 


Die Familie 


Erfies Kapitel. 
Die Familie im Öanzen. 
Urbild und Weſen der Familie. — Entwicklung der verfhiedenen Familien⸗ 
verhältnife. — Grundcharafter ded Samilienrehts. — 

Damit endlich der Menſch auch durch Zeugung Gott Ahnlid) 
fey, befindet er fi in der Familie. Die geoffenbarte Lehre 
von der ewigen Zeugung des Sohnes Fann allein dad Weſen 
der Familie aufklären. Die rationaliftifche Lehre des alleini— 
gen Gottes hat in der Gottheit felbft Fein Urbild der Familie, 
und müßte daher diefed tiefite aller menfchlichen Bande ald 
etwas rein Irdiſches, Zufälliged, mithin auch Weiheloſes bes 
trachten. — Zeugung ift Hervorbringung einer Perfon, die mit 
ihrem Erzeuger von derfelben Wefenheit (ouovare) ift. 
Dieß unterfcheidet Zeugung von Schöpfung. Der Menſch ift 
von Gott gefhaffen, nicht gezeugt, denn er ift aus dem Stoffe 
gebildet, gezeugt aus Gott wird er erjt durch den Glauben 
und die Gnade; aber der Menſch ift vom Menfchen, der eins 
geborne Sohn iſt von Gott gezeugt. Die Einheit der Perfonen 
in ihrer Wefenheit und die thätige lebendige Aeußerung ders 
ſelben, die Liebe, find daher die innerfte Natur des Familiens 
bandes, die Glieder der Familie find Ein Fleifh und Blut. — 
Dieß unterfcheider die Einheit der Familie von der des Staa— 
tes, als welche nicht die Einheit der Subſtanz, fondern die 
Einheit der Beherrfhung ift. Die Roͤmer haben daher mit 
Recht die Einheit der Perſonen als das Wefentliche der Familie 
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betrachtet, aber mit Unrecht diefe Einheit ftatt in dad Weſen 
und die Liebe, fie vielmehr in die Beherrfchung und die Ge⸗ 
walt gefeßt. — Die Familie ift das höchfte, heiligfte, das ur— 
fprüngliche Privatverhältniß, erft durch die Familie und fur fie 
ift dad Dermögen. Denn auch in Gott iſt die Zeugung das 
Urverhältniß, fie geht der Schöpfung voraus, die Schöpfung 
ift dur) den Sohn gemacht, und für ihn, um ihm mit untere 
geben zu werden. Darum ift der Stamm alles Bermögend 
aus der Familie — das väterlihe Erbe, mit dem es beginnt; 
die wirkliche Befriedigung aud ihm erſt durch die Familie — 
die weibliche Beſchaͤftigung, die es ihr affimilirt; und feine 
Weihe und Nechifertigung ift ed, der Familie zu dienen. Die 
Familie ift daher die eigene in fi) begränzte Welt des Men— 
ſchen, gegründet auf das Vermögen, erſt in diefem Bande 
fann und foll er die individuelle Geftaltung der Lebenẽweiſe 
bewaͤhren, um derentwillen er geſondertes Vermoͤgen beſitzt. 
Die Familie iſt das Reich des Menſchen, das Haupt und der 
Schluß des Privatrechts. 

Die Zeugung beſteht in ihrem Urbilde weſentlich aus zwey 
Verhaͤltniſſen: das erſte iſt die Vollkommenheit und Seligkeit 
Gottes, welche der Zeugung vorausgeht, und dad Motiv der 
Zeugung ift, das andere ift das Verhältniß Gottes, nun des 
Daterd, zu dem Gezeugten. Damit verbindet ſich ein drittes: 
die Mittheilung feined Neihed an den Sohn. Dieß find die 
Urverhältnifje, über welche felbft der religiofe Glaube und die 
Ahnung nicht weiter hinaudgehen. Ihnen entiprechen die drey 
Grundverhältniffe der Familie: Ehe, Verhaͤltniß der Eltern 
und Kinder, und Erbſchaft. Dieje find aber modificirt durch 
die menfchlihe Natur, Die Bollfommenheit Gottes ift in dem 
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nachgebildeten Verhäftnig der Ehe nad) dem Eharafter des Or: 
ganifchen an zwey Gefchlechter vertheilt, welche ſich durch fie 
dann zu dem einen vollen Menfchen ergänzen. Eben fo ift 
die Seugung des Menfchen nicht wie die Gotted in fi) bes 
fehloffen, eine einzige, denn das Neich des Menſchen iſt nicht 
das letzte Ziel; ſondern der Menſch zeugt fein Weſen außer fi 
nach organifcher Werfe in mehreren Sproffen, männlich und 
weiblich, und es ift dad Band nicht in der gleichen Weife 
dauernd, fondern der Erzeugte Loft fiy ab von dem Stamme, 
der ihn zeugte, um der Gründer einer neuen Familie zu wer— 
den, daß die Familie ın fortwährendem Wachsthum ſich aus— 
breite, damit der Saame des Menfchen der Stoff werde für 
ein höheres Verhaͤltniß, für dad Reich Gottes. So entjtehen 
die eigenthuͤmlich menſchlichen Verhaͤltniſſe: die fortgeſetzte Des— 
cendenz, das geſchwiſterliche Verhaͤltniß, die Seitenverwandt— 
ſchaft und die Schwaͤgerſchaft. Endlich die Mittheilung des 
Vermoͤgens an die Rachkommenſchaft, entſprechend der Mit— 
theilung des Reichs, wird durch die Sterblichkeit des Menſchen 
und die Succeſſion der Geſchlechter zum Erbgang, in welchem 
der Mittheilende felbft aufhören muß zu ſeyn und zu beſitzen, 
Damit der Gezeugte Theilnehmer feiner Perſon und feiner Herr— 
fchaft werden koͤnne. — Diefe Verhaͤltniſſe find alle Nachbild 
der göttlichen, fie haben ihre Idea in dem göttlichen Verhaͤlt— 
niß der Zeugung, wenn fie auch andre Geftalt annehmen durd) 
ibre Beſtimmung in der Welt für den Menfchen. Sie find 
daher die urfprünglichen Familienverhältniffe. Aber der Zuftand 
des Menfchen in der Zeitlichkeit, der fie felbft modificirte, ent= 
wickelte auch noch andere Berhältniffe aus ihrem Keime. Die 
irdifche Nothdurft, das Vermoͤgensbeduͤrfniß erzeugte dad Dienft- 
botenverhältniß ald Erfaß für die Dienftleiftung der Familien 
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glieder, und die Sterblichkeit des Menfchen erzeugte die Vor— 
mundjchaft ald Erfag der väterlihen Fürforge. 

Dem Weſen der Familie hat die rechtliche Anordnung zu 
entfprechen : ihr Ziel ift Aufrechthaltung des Bandes und feis 
ner Natur je nad) einem jeglichen jener Verhaͤltniſſe, ſowohl 
unter den Gliedern felbit ald gegen jeden außer ihr, Hieraus 
ergeben fich die eigenthümlichen Züge des Familienrechtö: Feine 
einzelnen Befugnifje, fondern dauernde innere Bande, die ein— 
zelnen 2eiftungen nur ald Aeußerungen eined Banded — Eins 
heit der Perfonen und mittelft ihrer ded Vermögens; aber vers 
fchiedener Beruf und verfchiedene Stellung gegen einander, 
Gewalt und Gehorfam , verfchiedene Beziehungen zum Ver— 
mögen und nur Gemeinſchaft des Gebrauchs nicht Gleichheit 
der Berechtigung an ihm — Einheit nach außen, allgemeine 
Anerkennung der Gemeinschaft in der Gleichheit des Standes 
und in der gemeinfamen Vertretung. — Iſt dad Vermögens» 
vecht um fo vollfommener , je mehr es der allgemeinen Befries 
digung dient, fo dad Familienrecht, je mehr es die fittliche 
Natur der Familienverhältniffe offenbart und unter den Mens 
ſchen befeftigt. 


Zweytes Kapitel, 
Die Ehe. 


Urbild und Weſen der Ehe, — Das Eherecht. — Insbeſondere das Vermö⸗ 
genßverhältniß unter den Gatten⸗ 


Indem der Menſch das Ebenbild Gottes iſt, das volle 
Bild des Menſchen aber nur in beyden Geſchlechten zuſammen 
beſteht, ſo muß in Gott das Urbild, nach welchem der Menſch 
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gefchaffen ift, das beyder Gefchlechter in ihrer Einheit feyn. Gott 
unterfcheidet und erfennt von Ewigkeit fich ſelbſt als den Alls 
mächtigen, Herrlihen, Majeftätifchen, Gerechten, als welcher 
er das Urbild ded Mannes ift, und ald den Sanften und demuͤ— 
tigen Herzend voll hinopfernder Liebe, wie wir es im Gohne 
gefehen haben, ald welcher er das Urbild des Weibes ift. Diefe 
bey dem Menſchen in Gefchlechter gefonderte Naturen durch— 
dringen fi) bey Gott ald Ein vollkommnes Weſen, und in 
diefer Vollkommenheit feines Weſens und der Seligfeit, weldye 
fie gewährt, zeugte Gott den Sohn von Ewigfeit. eines Wes 
fend mit ihm ſelbſt, um ihn an derfelben Theil nehmen zu 
laſſen. — Dieß ift das Urbild aller Fortpflanzung in der 
ganzen Natur. Nah dem Charafterzug des Organifchen, 
daß die Kräfte in ihm zum gefchiedenen feſtgewordenen Das 
ſeyn auseinander gehen, welche im Geiftigen ſich durchdringen, 
fallt die Vollkommenheit eines jeden Gefchopfd an zwei Ge— 
fhlehter, die nun ihrem Urbilde gemäß, in weldem: Feine 
Scheidung iſt, ſich zu ergangen den Trieb haben, und erft 
in ihrer Ergänzung fähig find, zu zeugen und fid) fortzupflan« 
zen, Auch der Menſch gehört diefer Naturjtufe an. Die Er: 
ganzung der Gefchlechter aber, welche in der organifchen und 
animalifhen Natur bloß phyſiſch und vorübergehend bloß zu 
der einzelnen Funktion beftimmt iſt, wird beym Menfchen zu 
einer geiftigen, dauernden erhoben, die nicht bloß der Ver— 
richtung dienen, fondern die Gefchlechter in ihrem ganzen Les 
ben, man fann fagen in ihrem Weſen ſelbſt einige, und die 
ift die Ehe. Aus ine ift erft das Urbild wieder zu erfennen, 
weldyem alles Gefchlehtöverhältniß nachgebildet ift, wie es 
in Gott felbjt fi findet. Denn in Gott ift Fein Begehren 
und Feine bedürftige Sehnfucht, fondern die ewige Befriedis 


I. Kap, Die Ehe, 245 


gung, und. ed iſt Feine Sonderung der Geſchlechter, fondern 
die einige untheilbare Bollfommenheit feines Weſens. Zu eis 
nem annähernden Nachbilde hievon wird aber dad Gefchlechtö- 
verhältniß erft durdy die Ehe gemacht. — In der Unterfchie 
denheit der Perfonen , die fich erft ergänzen follen, und in 
der Sehnſucht und dem Berlangen, welches dadurch entfteht, 
und zwar eigenthuͤmlich menſchlich aber dennoch geheiligt ift 
durch feine Beſtimmung, wird die Ehe zum entfprechenden 
Einnbilde des Verhaͤltniſſes zwiſchen Chriſtus und der Ges 
meinde, Denn wie Chriftus und die Gemeinde in anderer 
Liebe ftehen, als in der bloßen Nächftenliebe, naͤmlich in feh- 
nender inbrünftiger Liebe, durch welche in der Gemeinde ald 
dem empfangenden Theil erft die Nächitenliebe erzeugt wird, 
und wie die Gemeinde ihrem wahren Dafeyn nad) ſchon ur— 
fprunglih in Chriſtus ift, und doch nicht er felbft, alfo ver= 
halten fi) auch in der Ehe, wenn fie ihrem Gebote entjpricht, 
Mann und Weib. — Diefe Darftellung ded Urbildes der 
Ehe entfpricht der Erzählung des alten Teftamented, daß die 
Frau aus der Rippe ded Mannes genommen wurde, fie ift 
nämlich) einer Subſtanz mit ihm, obwohl fie weder von ihm 
gezeugt, noch von einem gemeinfamen Erzeuger (feine Schwe= 
fter ) iſt, fie iſt es ſchon urfprünglidy, fie find zufammen nur 
Ein Wefen, und wenn ed von Berwandten nur gilt, daß fie 
Ein Fleifh und Blut find, wo jeder doch für ſich beſtehen, 
vom andern fih trennen fann, fo von Mann und Weib, 
daß fie Ein Leib find. Darum ift „der Mann feines Leibes 
nicht mächtig, fondern das Weib, und das Weib feines Leis 
beö nicht mächtig, fondern der Mann“, Ja es fiheint fogar 
nach jener Erzählung, daß der Menſch anfänglich auch hierin 
Gott aͤhnlich ald ein in ſich vollfommenes Wefen geſchaffen 
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worden, und erft nachher die Sonderung in zwey Gefchlech- 
ter mit ihm vorgegangen ſey. — Durch die Sünde des Men— 
ſchen ift auch diefed VBerhältniß, und zwar diefed vor allen 
andern, durchdrungen worden, und von feiner urfprünglichen 
Befihaffenheit heruntergefommen. Es ijt in unferem Zuftande 
auf den phyfifchen Trieb gegründet, der durd) Wolluft den 
Geiſt bewältigt, und hat ſich dadurd gerade in dem Momente 
feiner hoͤchſten Erfüllung vom Urbilde entfernt, indem das 
Motiv der Zeugung, welches bey Gott nur die Liebe zum 
Sohne it, beym Menfchen wenigftend während derfelben in 
der Selbitbefriedigung der Geſchlechter liegt. 

Die Ehe hat alfo die Beftimmung, die beyden Gefchledy= 
ter jo zu einen, daß fie in ihrem ganzen Dafeyn Ein untrenns 
bares vollkommenes Wefen werden, der volle Menſch, wie 
er nach dem Einen ungetrennten Bilde Gottes gefchaffen wor- 
den. Im ihr bat deßhalb der Menſch die Befriedigung, die 
Ruhe für fein Leben. Sie ift deßhalb das einzige menfchliche 
Verhaͤltniß, weldes für immer eingegangen werden muß. 
Sie ift endlich da8 vorzugsmweife heilige menſchliche Ver— 
haͤltniß; denn fie foll in der innigen feelenreinen Bereinigung 
der Gatten ein Abbild der Vollkommenheit Gottes und ein 
Sinnbild ded Verhältnifjes zwifchen Ehriftus und der Ge— 
meinde feyn. Dieß ift dad Weſen der Ehe. Bon der Anz 
fiht, welche fie ald einen Begattungdvertrag betrachtet, braucht 
gluͤcklicherweiſe jet die Rede nicht mehr zu feyn, ein folches 
Reſultat ift übrigens ein warnendes Zeugniß über den Werth) 
der wilfenfchaftlihen Richtung, welche zu ihm führte. Auch 
die Anficht, als fey fie ein bloßes Mirtel zum Zwecke der 
Kinderzeugung, ift unrichtig. Wohl find, dem Urbilde ents 
fprechend, nad) der Natur die Ergänzung der Geſchlechter und 


Il. Kap. Die Ehe, 247 


die Kinderzeugung untrennbar, ed ift daher von der Natur 
abweichend, ein Unglück, nad) der Anſicht früherer Zeiten ſo— 
gar eine Schmach, wenn die Ehe Finderlos ift, und die Ge— 
ſchlechtsverrichtungen felbft haben allerdings bloß die Kinder— 
jeugung zum Zwecke. Allein die Ehe hat ihre Bedeutung 
und ihren Zweck in ſich felbjt als die Einigung der Gatten, 
ſie iſt in ſich heilig und erfüllt ihre Beſtimmung, auch wenn 
Feine Kinder aus ihr hervorgehen, 

Die rehtlihe Anordnung der Ehe muß der Einheit der 
beyden Gatten, ihrer Ergänzung zu Einem Menſchen unter 
ihnen felbft wie nach außen entfpredhen. Eine Gemeinfhaft 
des ganzen Lebens und aller rechtlichen Beziehungen, an wels 
cher aber nach der Berfchiedenheit des Geſchlechtsberufes jeder 
Gatte in anderer Art Theil nimmt, ift deßhalb der Charakter 
des ganzen Eherechts. Ihm gemäß find die Ehegatten ſich 
gegenfeirig zur Treue, zum Beyftand, zur Ernährung, zur 
Theilnahme an allen Bürden und Noͤthen verpflichtet, die 
Frau hat den Rang, den Gerichtöftand, den Wohnort ded 
Mannes, fie bilden nur Einen Menfhen, nehmen nur Eine 
Stelle in der menjchlihen Gemeinfhaft ein, der Mann aber 
iſt der Vertreter der Frau, und er hat die Gewalt, daß er 
die Drdnung ded häuslichen Lebens, die Erziehung der Sins 
der, den Wohnort, beftimme, die Frau ift ihm darin zum 
Gehorſam verpflichter. Der Mann muß den Stoff der Nah— 
rung fhaffen, die Frau aber muß ihn empfangen und aus— 
bilden, damit er als Befriedigung und Genuß ſich der Fa— 
milie affimilire, | 

Diefe durchgängige Gemeinfchaft der Perfonen fordert 
denn auch eine Gemeinfchaft des Vermögens, aber auch diefe 
nur mittelbar durd) die Einigung der Perfonen und mit vers 
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fhiedener Iheilnahme der Gatten. Die Gatten kommen als 
gejonderte Rechtsſubjekte zufammen, jeder ald Subject von 
Dermögen, namentlich ſoll auch die Frau nicht ohne foldhes 
zum Manne fommen, das it die Abſicht aller weifen Geſetz— 
gebungen, damit fie nicht ald eine Nechtloje, Unſelbſtſtaͤndige 
ihm gegenüberftehe. Und fie bleiben auch während der Ehe 
noch gefonderte NRechtöfubjefte, jeder Gatte Subjeft feines 
Dermögend. Aber der wirkliche Gebraud alles Vermögens 
wird, fo wie die Perfonen in die Ehe treten, auch von ihrem 
perfonlihen Bande afficirt, uber ihn ift daher Feiner mehe 
in feinee Sonderung audfchließlih Herr, Der Mann muß 
fein Vermögen der Ernährung der Frau widmen, und das 
Vermoͤgen der Frau fallt gleichfalld in die Berwendung zum 
Dortheil der Familie und dazu unter die Verwaltung ded 
Mannes. Sicherſtellung, wo fie nöthig it, ja zuleßt Ent- 
fernung ded Manned von der Verwaltung muß ihr gewährt 
werden, weil fie ja nicht aufhört Eigenthuͤmerin zu bleiben. 
Diefe Art der Gemeinfhaft ded Vermoͤgens, daß jeder den 
Genuß am DBermögen des andern erhält, weil er Theil hat 
an der Perfon ded andern, aber nicht unmittelbared Recht 
am Vermögen deffelben, weil fie ja doch unterfchiedene Pers 
fonen bleiben, erftrecft fi) auch noch über das Leben hinaus, 
und ed gebührt jedem Ehegatten Iebenslänglicher Nießbraud) 
an einem Theil der Güter ded andern, wenn diefer vor ihm 
verftirbt. 

Die ehelihe Guͤtergemeinſchaft d. i. die Gemein 
[haft des Eigenthums, fo fehr fie dem chelihen Verhaͤltniß 
beym erften Anblick zu entfprechen feheint, entfpricht ihm Fei= 
neswegs in der That. Denn fie ift eine Gemeinfchaft des 
Dermögend, welche nicht durd die Einheit der Perfon vers 
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mittelt ift, ein unmittelbare Miteigenthum, welches bier 
dur die Eingehung der Ehe — nicht dur die Ehe 
ſelbſt — wie fonft auf andern Wegen erworben wird. Dad 
iſt nicht im Sinne der Ehe, Es foll ihr dad Vermögen die- 
nen, nicht foll fie Erwerbart des Eigenthumd feyn. Die Guͤ— 
tergemeinfchaft ift nur angemeffen bey gewiſſen gewerbtreibens 
den Ständen, weil hier wirklidy der Erwerb durch gemeinfame 
Arbeit gefchieht, hier folgt fie auch nicht aus der Ehe, fon= 
dern aud dem Gewerbszweig. — Es ift aber auch unnatür= 
lich, daß die Frau Güter von Betracht habe, die dem Manne 
entzogen find, feiner Verwaltung und feinem Genuß, die fie 
für fih allein aenießen und allein über fie verfügen will, 
gleichfam ald eine außer der Ehe Befindlihe; denn in der 
Ehe ift die Verwendung gemeinfam. Nur eine befondere Zus 
theilung an die Frau durch die Verwaltung des Mannes felbft 
Nadelgelver u. dgl.) iſt angemeſſen. — 

Dieß ift die naturgemäße Einwirfung der Ehe auf das 
Dermögen der Gatten, welche die Gefergebung allgemein aus- 
fprechen ſoll. Allein fo weit es ſich um die ehelichen Vermoͤ—⸗ 
aensverhältniffe handelt, tritt nicht bloß das Princip der Ehe, 
fondern zugleich das des Vermögens und mit ihm die will 
Fuhrliche Anordnung hervor, Es koͤnnen daher hierin durdy 
Eheverträge befondere Beltimmungen getroffen werden, 
wenn fie anders nicht die unerläßlichen Anforderungen der 
Ehe verlegen. 
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Drittes Kapitel, 
Die vaterlide Gewalt. 


Scheidung dieies Berbältnifes in den Moment der Erriebuma und den Mo, 
ment der Eelbftitändiafeir dei Kindes, — Nechtöverbältmit des erſten 
Zeitraum£: mundium und potestas, insbefondere von der Vermögensfähig— 
keit dee Kindes. Theilnahme der Mutter an viefem Verhältniß. — Rrditk» 
verhältnik des zweyten Seitraums — Nachbildung des elterlichen Berkätt 
niſſes durch Adoption. — Verhältniß der Geſchwiſter und Eeitenverwands 
ten — 

Die Zeugung zerfälle phyſiſch in zwey Momente, in den 
Moment des zeugenden Altes felbjt, und in den nad) ihrer 
Vollendung, wo dad Sind ein eigenes jedoch vom Vater her— 
ruͤhrendes und durdy den Naturtrieb an ihn gebundenes Dafeyn 
hat. Eben jo verhält es fidy mir ihrer firtlihen Natur, fie 
zerfällt in den Zeitraum der Erziehung und den der fittlichen 
und intellefruchen Selbſtſtaͤndigkeit des Kindes. 

Alle Zeugung namlih, um die im volljtändigen Ginne 
zu feyn, ift Mittheilung der eigenen Weſenheit. Diefe wird 
aber durch den phyſiſchen Akt nur der Anlage, der Potenz nad) 
mitgetheilt. Damit alfo die Zeugung wirklich und vollig Zeus 
gung fey, muß diefe Anlage zur Ausbildung, die Potenz zur 
Wirklichkeit gebracht werden, ſowohl der forperlichen ald der 
geiftigen Weſenheit, erft dann ıft im hoͤhern Sinne dad Kind 
von dem Bater gezeugt worden, und dieß iſt die Erziehung. 

Sie iſt alfo nichts Anderes, Verſchiedenes von Zeugung, 
fie ift Seugung im böhern, firtlihen Sinne: der phyſiſche Aft 
ift der fakrifsche Beginn der Zeugung, wie oceupatio des Ei— 
genthums, Beyſchlaf der Ehe, er wird durch Sitte und Recht 
zur Dauer erhoben, und fo ift er Erziehung. 

Diefed ift die Beftimmung des erften Zeitraums, fie ift 
ſchon ausgeſprochen, indem man dad Verhaͤltniß von Eltern 
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und Rindern ald dad der Zeugung bezeichnet. Aus ihr geht 
die rechtliche Anordnung hervor: der Vater ift verpflichtet, das 
Kind zu nähren, aufzuziehen, Forperlih und geiftig auszubil— 
den, und für dajjelbe zu forgen, fo lange bis der Moment 
eingetreten, in welchen ed nicht mehr fein Werk, fondern 
ſelbſtſtaͤndig iſt. Dafür find ibm feine Rechte über das Kind 
gegeben: Fürs erfte die Bertretung des Kindes (mundium) 
d. 1. die Berwaltung feined Vermögens und der Schutz gegen 
andere, inöbefondere vor Gericht. Sodann die Gewalt über 
daffelbe (potestas). Sie follen für die Fürforge und Erzie— 
hung dienen, fie find nit dem Vater zu feiner Befriedigung 
und Herrfchaft gegeben, fie find daher durd) diefe Beftimmung 
innerlid) ermäßigt und durdy und durch mit einer Verpflichtung 
durchdrungen, und erſtrecken ſich auch an Dauer nicht weiter 
ald diefe Beftimmung es fordert. Der Vater ift deßhalb für 
ben Gebrauch feiner Gewalt und feines Schutzrechtes verants 
wortlih in aller Weife, nicht bloß wenn er fie mißbraucht, 
fondern auch wenn er fie nidyt gebraucht, wo es feined Berus 
fes ift, er ift dafür verantwortlich dem Staate, und, was die 
DBertretung anbelangt, fo weit es die Pietät geftattet, dem 
Kinde felbft. Erſt innerhalb der Graͤnze, welche durch dieſe 
Beſtimmung gegeben iſt, befteht die Freyheit des Vaters im 
Gebrauch ſeiner Rechte; denn nach ſeiner individuellen Bildung 
und Geſinnung, nach ſeiner Freyheit hat er fuͤr ſein Kind zu 
ſorgen und es zu erziehen. — Wenn endlich das Kind zum 
ſelbſtſtaͤndigen, des Vaters nicht beduͤrftigen Daſeyn gekommen 
iſt, nicht bloß was Altersreife, ſondern auch was die Faͤhig— 
keit, ſelbſt ſein Daſeyn zu erhalten, ſich zu ernaͤhren, betrifft, 
jene Beſtimmung fuͤr welche die vaͤterliche Gewalt gegeben iſt, 
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und mit ihr diefe felbjt auf, dieß ift die in der Natur gegrüne 
dete Emancipation des deutfchen Rechts. 

An diefen Nechten und Pflichten nimmt auch die Mut: 
ter Theil, denn fie iſt ja Eins mit dem Vater; aber fie nimmt 
Theil in der Stellung, welche fie überall ihrem Gatten ge 
genüber einnimmt, fie hat daher die Nahrung für dad Kind 
nicht zu fehaffen, fondern zu verarbeiten und zu verwenden, 
fie hat die Erziehung nicht anzuordnen, fondern auszuführen, 
an der Vertretung vor Gericht hat fie feinen Theil, weil 
diefe ja felbft für fie dem Manne zufommt. Stirbt der Ba— 
ter, fo falle ihre die Ernährung des Kindes, wie ja ihre ei— 
gene, zu, und ihr Antheil an der Erziehung wird bedeuten- 
der, wenn fie diefelbe nicht mit dem Vater, fondern nur mit 
dem Bormunde, der ihn erfeßen foll, theilt. 

Was das Vermögen ded Kindes in diefer Periode der Ab» 
hängigfeit vom Vater betrifft, fo ijt das Kind Feineswegs une 


fähig, folhes getrennt von dem väterlichen zu haben und zu 


erlangen; weil ed ja dazu beſtimmt ift, einft vom Water 
unabhängig zu werden. Wie der Embryo fon ein von den 
Eltern unterſchiedenes phyſiſches Daſeyn hat, und deßhalb 
vor der Geburt ſchon einen rechtlichen Schuß genießt in Bes 
ziehung auf die Fünftige Geburt, alfo muß aud das Kind 
während der Abhängigkeit vom Vater getrennted Vermögen 
haben konnen in Beziehung auf die Fünftige Unabhängigkeit. 
Es iſt alfo Fein Grund vorhanden, das Vermögen, welches 
dem Kinde in diefer Zeit zufommt, ald dem Bater angefal- 
len zu betrachten. Allein es ift nur zur Selbftftändigfeit be> 
ftimmt für die Zufunft, in diefem Zeitraume felbft hat es 
diefelbe nicht, es it daher nicht Herr feines VBermögend. Es 
fteht dem Bater die Verwaltung gemäß feines Schutzrechtes 
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Ferner: ift der Genuß, weil dad Sind hier ein zwar uns 
terſchiedenes aber noch Bein geſchiedenes Daſeyn von den El— 
tern hat (dem phyfifchen Berhältniß des Embryo vergleichbar), 
gemeinfam. Deßhalb hat der Vater während dieſes Zeit 
raums auch den Nießbrauch an den Gütern ded Kindes. Ja 
fogar die eigenen Handlungen, die jedem ald Vermögen und 
Vermoͤgenswerth dienen, achören dem Kinde nicht zu feiner 
eigenen Verfügung, ed muß fie nad) der Anordnung des Bas 
terd leiften zum Gewinne ded Vaters, von dem «3 feine 
Nahrung zieht, denn noch it es nur in ihm da. Kommt 
nun der Moment, in weldhem die Gewalt fich löft, fo muͤſ— 
fen Berwaltung und Nießbrauch des Vaters aufhören, ed it 
die Selbftitändigfeit ded Kindes eingetreten, für die fein Vers 
mögen aufbewahrt wurde, und dieß muß ihm herausgegeben 
werden. Das roͤmiſche peculium adventitium regulare, 
nad) welchem der Vater Iebendlänglichen Nießbrauch behält, 
iſt dem Verhaͤltniß nicht angemeffen, und nur ein Ueberreſt 
der früheren noch härtern Lage des Kindes im romifchen 
Rechte, feiner gänzlihen Vermoͤgensloſigkeit. Nur bey der 
muͤtterlichen oder väterlichen Erbfchaft foll an einem Theile 
derfelben der Nießbrauch des überlebenden Gatten fortdauern ; 
aber nicht weil Vater und Mutter ein Recht gegen das Kind 
hätten, dad ſolches bewirkte, fondern weil ihnen gemäß der 
Ehe diefer lebenslänglihe Mitgenuß zulommt. — 

‚Der erjte Abſchnitt ded elterlichen Verhaͤltniſſes iſt feis 
nem Beruf nach nicht für die Dauer bejtunmt, er ijt gleich 
dern Akte der phyſiſchen Zeugung nur ein Moment, cine That, 
woraus erjt ein Zuftand ſich ergeben fol. Er erreicht feine 
Erfüllung, wenn dad Sind aus der Erziehung, gleichfam der 
zeugenden Kraft und dem bildenden Schooße der Eltern, 
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felbjtftändig an den Tag der Welt und des öffentlichen Les 
bens herausgetreten iiſt. Von da an bat alled, was jener 
Beftimmung angehört, ein Endez aber es bleibt ein Band 
fortbeftehen, welches immer dauern foll: die Einheit des Ges 
zeugten mit feinem Erzeuger in Wefenheit und in Empfins 
dung, die zärtliche felbjt nichts bedürftige Kiebe der Eltern, 
und die fromme Liebe des Kindes, die Pietät, Danach ges 
ftalter fich die rechtlihe Ordnung: daß das Kind die Ehrfurcht 
gegen die Eltern nicht verleßen darf, z. B. in der Klage yes 
gen fie beſchraͤnkt iſt, daß es zu ihrer Alimentation, wenn 
fie es bedürfen, verpflichtet ift, daß beyde der Zeugſchaft ges 
geneinander enthoben find, daß wechfelfeitiges Erbrecht unter 
ihnen befteht. — 

Die Zufälligkeit der irdiſchen Verhaͤltniſſe verfagt viele 
fach auf der einen Seite dad Band der Zeugung, vielfach 
auf der andern Seite die Mittel, es da, wo es natürlich 
entjtanden ijt, auch geijtig zu erfüllen. Dieß führt zu einer 
fünjtlihen Nachbildung, fo daß Fremde in das Verhaͤltniß 
der natürlichen Eltern eintreten — die Adoption. Die 
Adoption ift alfo ein Erſatz des elterlihen Bandes, Un— 
paſſend wird fie ald ein Mittel, die väterlihe Gewalt 
zu erlangen, bezeichnet; denn dieſe felbft ift nur Mittel, und 
deßhalb vorübergehend, nicht fo das elterlihe Band, weldyes 
auch hier nady der Emancipation noch fortdauert. Sie fann 
daher ganz angemeſſen aud von Frauen gefhehen. — Als 
ein kuͤnſtliches Verhaͤltniß jedoch iſt fie nicht willkuͤhrlich zu 
geſtatten, ſondern nur ſo weit als ſie die Beſtimmung dieſes 
Erſatzes, welchen das menſchliche Gemuͤth bedarf, nicht uͤber— 
ſchreitet; alſo nur wenn der Adoptivvater nicht ſchon außer— 
dem Kinder hat, und nur ſo, daß die Bande des Kindes zu 
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feinen natürlichen Eltern, welche der * zu loͤſen nicht 
Fug hat, beſtehen bleiben. — 

In dem Berhältnig der Geſchwiſter und Seiten— 
verwandten ift die organifhe Gefchlofjenheit nicht mehr 
vorhanden. "Schon Gefhwifter find nicht gegenfeitig ſich bes 
Dingende Glieder der Familie, ihre Vielheit hat einen Zweck 
auſſer der Familie „ nemlich die Ausbreitung der Menfchheit, 
damit fie Träger höherer Verhältniffe werde, Daher bejteht 
unter ihnen fein gemeinfamer Beruf mit verfehieden ausge— 
theilten Funktionen, Es ift nur die Einheit der Wefenheit 
(des Bluted), durch die jeder im andern fein eigen Selbſt 
erkennt. So bejtehen denn unter ihnen auch die Nechtövers 
haltnifje derfelben Art, welche in dem elterlichen Verhaͤltniß 
noch übrig bleiben nach der Emancipation ded Kindes, nur 
mitunter in geringerem Grade: die Alimeniation, die Enthe— 
bung der Zeugſchaft, die härtere Beſtrafung der Verbrechen, 
dad Verbot der Heyrath, das Erbrecht. Dad Band wird 
aber immer ſchwaͤcher, je mehr es fich ausbreitet, und das 
Bewußtſeyn gemeinfamer Abftammung ſich verliert, bis es 
an einer, durch poſitive Geſetzgebung zu beſtimmenden, Graͤnze 
gaͤnzlich aufhoͤrt. 


Viertes Kapitel. 
Die Erbſchaft. 


Das Urbild der Erbſchaft und ihre Modifikation im irdiſchen Zuſtande — 
Das natürliche Erbband, und die künſtliche Nachbildung durch Teſta— 
ment. = Die Vermächtniſſe und Auflagen an den Erben. — Die techni—⸗ 
sche Behandlung der Erbichaft: Nothwendigfeit gemeinſamer Nerbands 
lung unter füämmtlihen Vartheyen — universitas juris — die Erbſchafts⸗ 

klage als praejudicium. 


Die Erbſchaft entſpringt aus dem Verhaͤltniß der Zeus 
gung. Denn die Liebe iſt es, welche zeugt, die nichts vors 
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enthält, die nur zeugt, um alles mittheilen zu Fonnen: die ſich 
ſelbſt, das eigene Weſen, alle Gaben und Kräfte mittheilt, 
kann um fo weniger dad, was ihr untergeben ift, dem Kinde 
verweigern. Mit dem Berhältniß der Zeugung ift darum 
gemäß ihrem innern Trieb auch das der Erbſchaft ſchon auss 
geſprochen. — Der Bater hat nach der h. Schrift den Sohn 
gezeugt, um ihm einft feine Welt, fein Reich mitzutheilen, 
und durdy ihn aud den Menfchen, welche berufen find, Kin— 
der Gottes und feine Erben zu werden. So aud) zeugen die 
Menſchen Kinder nicht anders ald in der Abficht, Erben zu be= 
fommen, und es wird geklagt, Feinen Erben zu haben feines 
Namend und feined Beſitzes. Das Neich des Menfchen aber, 
dad er feinen Kindern mittheilt, ift dad Vermögen. 

Die Erbfihaft ift in ihrem Urgedanken nicht auf Tod 
und Verluſt ded urfprüunglichen Herrn berechnet, wie eben der 
Ausdruck „Erbe Gotted«, der keineswegs bildlich ift, und an 
dem niemand Anjtoß nimmt, beweiſt. Dad menfchliche Loos, 
die DBermögendbedurftigfeit, nad) welcher der Vater dad Sei— 
nige nicht mittheilen kann, ohne felbft bedürftig zu werden, 
und die Nachfolge der Gefchlechter hat fie in der Welt dazu 
gemacht, daß fie der Gang des Vermögens ift in der Fami- 
lie, welcher die einzelnen Glieder uberdauert, und an die 
Folge der Gefchlechter ſich anfchließt. Hier iſt fie auch aus— 
gedehnt über ihren Urfprung, die Kindſchaft, auf die andern 
menſchlichen Familienbande, ja fogar auf Funftlich erſt zu bils 
dende Erbbande. So fann man die Erbfcehaft wohl betrach— 
ten, ald die Beziehung des elterlihen Bandes auf 
Bermoͤgensnachfolge, unterſchieden und trenn— 
bar von dem elterlichen Bande. Dieſer ihr Urſprung 
darf fuͤr tiefere Erkenntniß und wahre — nie auſſer 
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Acht gelaffen werden, daß er nur das elterliche Verhaͤltniß ift. 
Wegen der Kinder gibt es überhaupt eine Erbſchaft, und aller 
andere Erbgang ift nur eine Ausdehnung. — So zeigt fi) 
eine doppelte Gemeinſchaft ded Vermögens in der Familie, 
wie fie aus einem’ zweyfachen Berhältniffe beſteht. Die Ehe, 
durch welche die Gatten ſich zu Einer Perſon ergänzen, hat 
eine von felbft gegebene Gemeinfchaft des Vermögens, diefe 
befteht mit dem Momente der Ehe, ift aber bloß eine Ges 
meinfchaft des Genuffes und Gebrauchs. Das väterlihe Vers 
hältniß hingegen zeigt urfprünglich ausſchließliches Vermögen 
des Vaters, aber mit der inwohnenden Abfiht, ed einft dem 
Kinde yanz und vollig mitzutheilen, nicht zur Theilnahme am 
Genuß, fondern zu eigener felbftftändiger Herrfchaft. 

Die Erbfchaft ift ſonach nicht ald eine bloße Modifikation 
des Vermögensrechts, fondern als ein Theil des Familienrechts 
zu betrachten. Denn nur in dem Wefen der Familie hat fie 
ihren Urfprung, nur diefes erzeugte das ganze Inſtitut, dad 
auffer dem nicht vorhanden wäre, und nur hieraus läßt fich 
die ganze Geftalt defjelben begreifen, Weder die Freyheit ded 
Erblafferd nod die Befriedigung ded Erben würden zum In— 
ftitute der Erbfhaft führen, es ift durch und durch nur die 
Aeußerung des Familien = urſpruͤnglich des elterlichen Bandes 
im Bereiche des Vermoͤgens. Allein wie das elterlihe Ver— 
haltniß im Ganzen nad feinem vollen Inhalt Funftlich nachges 
bildet werden darf durch Adoption, fo auch rüuckfichtlih diefer 
einen Beziehung deffelben, darauf beruht die teftamenta= 
riſche Erbfolge. Die Erbfchaft felbft iſt hier Feine andere, 
auch hier ift fie ein Familienband, es ift nur dieſes Band 
durch menfchliche That ftatt durch die Natur gefnupft. Der 
Urfprung und die Rechtfertigung der Teftamente iſt wie bey 
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der Adoption in dem Beduͤrfniß des menſchlichen Gemuͤthes, 
dieſe Bande, zu welchen die Natur beſtimmt hat, zu beſitzen, 
einen Sohn, einen Erben zu haben, und darum, wenn die 
Natur fie verfagt bat, fey es gänzlich oder doch in befriedi- 
gender Weife, fih einen Erfak und Troft dafür zu verſchaf— 
fen. Und die Freyheit des Teftirend unterliegt gleich der des 
Adoptirens der befchränkenden Nückfiht auf die natürlichen 
Erbſchaftsbande. 

Die gleichzeitige Mitherrſchaft des Vaters über dad Ber— 
mögen, welche in dem Urgedanken der Erbſchaft liegt, aͤußert 
ih auch bey. der unferem Zuftande angehorigen Modifikation 
des Inſtituts noch in der Befugniß, Vermaͤchtniſſe anzu— 
ordnen, welche ſofort der Erbe zu erfuͤllen hat, nicht minder 
beſondere Auflagen uͤber die Behandlung des Vermoͤ— 
gens z. B. daß eine Handlung fortgefuͤhrt, das Vermoͤgen 
bey mehreren Erben eine Zeit lang zuſammen verwaltet wer⸗ 
den ſolle u. dgl. Der Erblaſſer erſcheint hier uͤberall noch 
als Mitherrſcher uͤber das Bermoͤgen. — 

Die Erbſchaft iſt alſo nicht bloß eine Folge des Fami— 
lienbandes, ſondern ſelbſt ein ſolches, es iſt ein Verhaͤltniß 
der Perſonen, wenn es auch erſt nach dem Tode der einen 
ſich offenbart, es iſt ein Pietaͤtsverhaͤltniß, und daher auch 
von Pietaͤtsruͤckſichten gegen den Erblaſſer erfuͤllt. Dafuͤr 
ſprechen auch die außern Formen: bey den Römern die sacra 
privata als erfter und wefentlichfter Theil der Erbichaft, bey 
den Germanen die Aufnahme gewiffermaßen in die Familie, 
bey und noch die häufige Auflage, den Namen des Erblaffers 
zu führen. ' 

Danach bejtimmt ſich auch die juriftifhe Behandlung 
der Erbſchaft. Es ift bey ihr wie bey jedem andern Fami— 


. IV. Kapı Die väterliche Gewalt, 259 


lienbande nicht. bloß die Anerkennung dem Einzelnen gegen⸗ 
über, von weldyem man eben die faktiſche Leiftung will, ers 
forderlich; fondern eine allgemeine vffentlihe Anerkennung 
ald Erbe. Wie die Baterfchaft oder die Ehe nicht dem einen 
Beftreitenden gegenüber anerfannt, dem andern gegenüber 
abgefprochen werden kann, fondern in gleicher Weife gegen 
alle entweder beſtehen oder nicht beſtehen muß, alfo auch die 
Erbſchaft. So wurde es in Athen gehalten: war eine Erb⸗ 
ſchaft erledigt, ſo kamen alle, welche ſie anſprachen, vor den 
Archonten, er ermittelte unter ihnen den Erben, und wen er 
dafür erkannte, der war es oͤffentlich gegen jedermann. Da- 
gegen laſſen die Roͤmer auf unpaſſende Weiſe die Erbſchaft 
wie ein Vermoͤgensrecht jedesmal unter den Streitenden fuͤr 
ſich iſolirt ausfechten, und wenn in den verſchiedenen Pros 
zeſſen, welche ſo entſtehen, die Richter zufaͤllig verſchieden ur— 
theilen, ſo bleibt zur einen Haͤlfte ein Teſtament beſtehen, 
zur andern Hälfte wird ed umgeſtoßen und tritt Inteſtaterb— 
folge ein. 

Ferner die ſaͤmmtlichen Erwerbungen durch die Erbfchaft 
find» nur die Neußerungen diefed einen Familienbandes, eben 
jo wie: die verfchiedenen Nefpektshandlungen, die Alimente, 
wf. mi nur die, Yeußerungen ded einen elterlichen Bandes 
ſind. Hierin beſteht der Begriff der universitas juris. Der 
Erbe fteht nämlich" zu feinem Bejtandtheile des Vermögens 
in unmittelbarem und daher zu feinem in ifolirtem Berhält: 
niß, er fteht nur mittelbar dur) das Familienband und das 
her zu: allen zugleih im Berhältniß, Cie bilden durch dieſe 
Eine rechtliche Beziehung zu ihm ein Ganzes, und zwar geht 
diefe Einheit, welche durch die Beziehung, zur Perfon gegeben 
ift, allen einzelnen Beftandtheilen der Erbmaffe voraus, fie 
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entfteht nicht erft durch Zufammenfaffen der leßtern wie bey 
der universitas facti. Es befteht daher immer eine univer- 
sitas, wenn auch nur ein einzelnes Stüc da wäre, und aud) 
die Theilung der Erbjchaft unter mehrere Erben hebt das 
Weſen der universitas nicht auf, Der Erbe tritt fo ganz in 
die Lage des Erblaffers, ift in Beziehung auf Vermögen Eine 
Perfon mit ihm, daraus rechtfertiat es ſich, daß er eben fo 
ſehr in die Schulden eintritt, ald in die Anfprüche, und daß 
diefed ohne Einwilligung der Gläubiger gefchieht. 

Endlich) iſt es danach auch unrichtig, die Erbf chafts⸗ 
klage als eine actio in rem d. i. als eine Klage auf die 
Geſammtheit der Sachen zu betrachten. Sie ift wie die Klage 
aus jedem andern Familienbande ein praejudieium, fie geht 
auf Anerkennung des Bandes, und erft in Folge deffelben 
auf diefe und jene Leiftung, welche gerade nad) dem Bande 
gefordert werden kann. So betrachtet ift ihre ganze Behande 
lung äußert einfach, fo ftellt fie fih auch dem Unbefangenen 
zunachjt dar, während die römische Vorſtellung einer, actio 
in rem zu den unnatürlihen Verdrehungen führt, daß man 
den debitor hereditarius ald einen quasi juris possessor 
betrachten muͤſſe und ähnliches. — Ein doppelter Beltand- 
theil, das Recht auf die successio und das Necht auf die 
hereditas, ift ſonach auch nicht zu unterfcheiden. Sondern 
die Erbfchaft ift eben diefes Eine Band für dad Vermögen, 
in ihm felbjt aber find die mannigfaltigen Wirkungen, die 
durch) daſſelbe ald feine Urſache eben geeint find, gegeben. — 
Man wird in der technifchen Behandlung daher immer nur 
den Grundfaß anzuwenden haben: wenn dad Band vom 
Gegner anerkannt ift, oder durch Beweis anerkannt werden 
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mußte *), und er felbjt nicht auf ein fpecielles Necht ſich 
ſtuͤtzen kann, fo muß dem Kläger alled werden, was dem 
Erblafjer war; feine dinglihen Rechte, feine Forderungen, aber 
auch feine faktiſchen Vortheile, fo weit fie eine juriftifche Be— 
ziehung haben, und nur durch den Erbfall verloren gingen, 
z. B. der Beſitz einer Sache, die der Erblaffer bloß als depo- 
situm detinirte. Alles dieß muß Durch die Erbſchaftsklage er- 
veicht werden koͤnnen, weil ed alles nur die Folge der Aner- 
fennung des Erbbandes ift. Betrachtet man fie ald actio in 
rem, fo ift die Einrechnung einer folhen bloß detinirten Sache 
gar nicht zu rechtfertigen, diefelbe ift dagegen ganz natürlich, 
wenn man fie ald praejudiecium betrachtet; denn die Sache 
gehörte mit zum Vermoͤgen des Erblaſſers im weiteſten 
Sinne, fie gehörte zu feiner pefuniären Lage, und muß deß— 
halb auch dem Vertreter feiner Perfon werden, Der Erbe 
erhält auch durch die Einrechnung folher Dinge in die Maffe 
keineswegs mehr Vermoͤgen ald der Erblaffer felbjt hatte, 
er erhält nur Wege der Rechtsverfolgung, die jener 
nicht gehabt hätte, und das ift angemeffen und nothwendig, 
weil er fich ja faktiſch den Beſitz des Vermögens erft ver 
ſchaffen muß, den jener ohnedieß fehon hatte. Faͤnde man 
diefed fonderbar, jo müßte man ed vor allem fonderbar fin- 
den, daß der Erbe nur überhaupt die hereditatis petitio hat, 
die ja auch dem Erblaffer felbft nicht zuftand. 


) Man hat es beynahe die ganze Literärgefchichte herab auffallend 
gefunden, daß die Erbfchaftstlage aud) gegen den pro possessore 
Befigenden geht; allein wäre jie hier nicht ftatthaft, fo Eönnte 
fie felbft nicht gegen den pro herede Befigenden gehen, da ja 
auch diefer, wenn der Kläger feinen Beweis geführt hat, ein 
pro possessore Beſitzender ift. 
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Fuͤnftes Kapitel. 
Die Bormundfdaft. 


Weſen der Vormundſchaft. Ihre Natur als Samilienverhättniß. Vorzug der 
Einen Bormundfhaft vor den römiſchen zwey Arten, Unterſchied der 
Cura von der Vormundfcaft. Löſung der Vormundſchaft. 5 


Die Bormundfhaft ift ein Erſatz des väterlichen 
Verhältniffes, fo weit es in dem Beruf befteht, das Kind 
zur Gelbitftändigkeit zu bringen, Für diefen Beruf, da er 
mit der Zeugung ſchon begonnen und durch den frübzeitigen 
Tod ded Vaters unerfüllt zurucfgelaffen wird, muß ein Erfaß 
eintreten; hingegen dad nad) erlangter Gelbjtftändigfeit des 
Kinded noch fortdauernde väterlihe Band bedarf Feines Erfaz- 
zes und fann feinen erhalten, Die Vormundfchaft enthalt 
daher, wie das väterlihe Verhaͤltniß während diefed Zeit 
raums, die Vertretung (mundium) und die Gewalt, jedoch 
in befonderer Weiſe. Die Vertretung nimmt bier eine bedeu— 
tendere Stelle ein alö bey dem Vater; denn das ererbte Ver: 
mögen iſt hier eine Hauptrücficht und Gegenftand derfelben, 
wie ev fich bey jenem nicht findet. Die Erziehungsgewalt hine 
gegen ift geringer ald die des Vaters; denn es erweitert ſich 
hier der Antheil der Mutter, welche dem Vormunde gegenuͤber 
den Vorzug des natuͤrlichen Bandes hat, ed iſt der vom Va— 
ter ſchon begonnene Weg eine zu beachtende Richtfchnur, und 
ſelbſt die Neigung des ſchon gereifteren Kindes hat gegen den 
Vormund mehr Gewicht, als gegen den Vater. Endlich gibt 
das kuͤnſtliche Band uͤberhaupt nicht die Gewaͤhr des natuͤrli— 
chen, und dieſem Mangel abzuhelfen tritt die hoͤhere Aufſicht 
des Staates ein — die Obervormundſchaft. 

Die Vormundſchaft iſt nach dieſem ein inneres Abhaͤngig⸗ 
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keits⸗ nämlih ein Familienverhältniß; venn fie hat ihren 
Urfprung in einem Familienbedurfniß. Man faßt fie ganz 
unrihtig, wenn man fie ihrem Wefen nad) ald ein bloßes 
Bermögenöverhältniß, eine Art Gefhaftsführung, befrachtet, 
zu einer ſolchen wird fie erjt mit ihrer Loͤſung. Die Erzie— 
hungögewalt, welde zu der wahren Vormundſchaft noth— 
wendig gehört, iſt offenbar ein Familienband. Nicht minder 
aber auch die Vertretung, welche ja nicht in ifolirten Vermoͤ—⸗ 
gens-Anfprüchen beſteht, fondern in einem Verhaͤltniß der 
Abhängigkeit, dem der Muͤndel nicht Eraft einer Forderung 
unterworfen ift, und welches immer dauert, und feine Wir- 
fung auf alle Vorgänge Außert, die fi dann in der man— 
nigfachiten Weife ereignen koͤnnen. Dieſes unterfcheidet die 
Bormundfhaft von der Gefchäftsführung, ald weldye in der 
bloßen Beforgung einzelner Geſchaͤfte ohne inneres Abhängig- 
keitsverhaͤltniß befteht. 

Der volle Inhalt der Vormundſchaft iſt allerdings bey 
der Ausführung theilbar, fo daß von mehreren Vormuͤndern 
der eine die Vertretung der andere die Gewalt übernehmen 
kann, dieß Ändert nicht dad Wefen der Vormundschaft. Fer- 
ner bleibe das Verhaͤltniß ſich nicht gleich in der Ausführung; 
denn die Vertretung aͤndert ſich nach der Reife des Muͤndels, 
ob er mithandeln Fann oder nicht, ob er faͤhig iſt felbft auch 
ein Urtheil über feinen Nusen zu haben, die Gewalt ändert 
fi) in ihrem Gebrauch gleichfalls mit der Zunahme des Muͤn— 
dels, weil fie ja eben feiner perfönlichen Entwicklung dient, 
und fid) daher an fie anfchliegen muß. Aber auch diefes An» 
dert nicht dad Weſen der Vormundſchaft, fo wenig als das 
der wäterlichen Gewalt, die, wenn gleich in geringerem Grade 
dennoch auch ſolcher Veränderung bey ‚der Ausführung uns 
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terliegt. Die Eine Bormundfchaft bis zu dem Alter der vol- 
ligen Selbſtſtaͤndigkeit, wie fie das deutſche Necht hat, ift da= 
her dad Angemeſſene. Die römifche Theilung in tutela und 
cura ijt durch Äußere geſchichtliche Veranlaſſung — die früs 
here gänzliche GSelbftjtändigfeit der Minderjährigen — ent— 
ftanden, und hat feinen inneren Grund, eben fo beruht die 
auctoritatis interpositio, diefer unterfcheidendfte Zug des 
römifehen tutor vor dem curator, auf Bedürfniffen der roͤ— 
mifchen Nechtöbildung, die und fremd und überhaupt nicht 
naturgemäß find. Dagegen befteht ein in der Sache gegrün- 
deter Unterfchied zwifchen dem dauernden, alle Angelegenheis 
ten und felbjt die Erziehung durddringenden Verhaͤltniß der 
Vormundſchaft, und der Beltellung eines Wertreterd bloß 
zum Zwede einzelner dad Vermögen betreffender Angelegen- 
heiten, wie diefe fowohl neben der Bormundfchaft, wenn der 
Muͤndel dem Vormund felbjt gegenüber zu vertreten ift, als 
auch bey Verhältnijfen, die mit der Unfelbftitändigkeit des Als 
terd gar nichts gemein haben, vielfach eintreten muß. Letz— 
tere bildet den Begriff der Pflegfchaft (cura), wie er un— 
ferem Rechtszuſtande angemeffen iſt, und fie ift ihrem inner= 
ften Wefen nad) von der Vormundfchaft verſchieden, da fie 
zwar auch wie dieſe in DBertretung und Gefchäftöbeforgung 
beſteht, welcher fi der Pflegbefohlene oft wider Willen uns 
terwerfen muß, aber in feiner Weife ein Erſatz des väter: 
lichen Bandes iſt. — 

Im Alter der Selbitjtändigkeit des Muͤndels loͤſt ſich die 
Bormundfchaft, da ihre Beftimmung erfüllt ift. Es bleibt 
Fein Samilienband mehr beftehen, da ed nur zu vorübergehen- 
dem Zwecke beitanden. Es entſteht nun Die Vermoͤgensfor⸗ 
derung, eine und zwar die letzte Aeußerung dieſes Bandes, 
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Weil fie die lebte iſt, das Samilienband — die Abhängigkeit 
des Mundeld vom Bormund — nicht mehr dauert, jo erfcheint 
fie auch als bloßes Vermoͤgensverhaͤltniß/ bey welchem jedoch 
immer noch das urſpruͤngliche Familienband ſich wirkſam zeigt 
duch die geſetzüchen Sicherungen (Pfaͤnder) für den Muͤndel 
und durch die ſtrengere Zurechnung der Untreue gegen den 
Vormund. — 


Sechſtes Kapitel. 
Das Dienſtbotenverhältniß. 


Weſen des Dienſtbotenverhältniſſes. Urſprung deſſelben. Anforderung, es 
aus dem Zuſtande wirklicher Unfreyheit und Knechtſchaft zu erheben. Die 
neuere Anſicht ſucht fälſchlich dieſes durch Lörung des Bandes zu errei⸗ 
chen. Wahre Erhebung deſſelben durch Geſinnung und durch Einrichtung. 
— Unterichied des Hansgefindes und der Gewerbdienſtboten. 


Dad Dienftbotenverhältniß ift eine gegenfeitige 
Ergänzung der Herrfchaft und ded Dienftboten. Die Dienft- 
leiftungen, welche das natürliche Band der Kinder gewährt, 
follen durch dieſes Fünftlich gebildete erfest werden. Dad Bes 
dürfniß der Ergänzung ift alfo hier bloß ein Vermögenöbe- 
dürfniß, auf der einen Seite die Noth, auf der andern die 
Annehmlichkeit. Dieſes Bedurfniß wird indeffen nicht durd) 
einzelne Leiftungen befriedigt, fondern durch wirkliche Bande 
der Perfonlichfeiten, durd eine dauernde den ganzen Inhalt 
des Lebens durchdringende Abhängigkeit. Sie außert fich felbft 
in den perfünlichften Beziehungen, fo werden z. B. Aeuße— 
rungen des Zorned von Geite der Herrfchaft, die außerdem 
ald Injurien gelten müßten, dem Dienftboten gegenüber nicht 
als ſolche behandelt, | 

Der Dienftbote nimmt in diefer Abhängigkeit Theil an 
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der ganzen häuslichen Lebensweife der Familie, welcher er 
dient, er erfchopft feine ganze Thaͤtigkeit für fie, er gehorcht 
ihrem Haupte, dem Familienvater, und zieht feine Nahrung 
von ihr, er ift wie ein Glied derfelben. Das aber unterfcheis 
det den Dienftboten von den natürlihen Gliedern der Familie, 
daß er-nicht Eine Wefenheit, Ein Fleiſch und Blut mit ihnen 
iſt. Er dient daher nicht wie fie feinem eigenen Gelbft, indem 
er dem andern dient, fondern dem Fremden, er dient ihm 
nicht aus dem innern Drang feined Wefens, fondern dur 
eigenes Beduͤrfniß genöthigt. Er zieht daher aud) von dem 
Vermögen der Familie nur vorübergehend die Nahrung, aber 
ift nicht mit Herr, nicht Erbe deſſelben. 

Solches Loos ift nicht urfprüngliche Beſtimmung des 
Menſchen, hierin iſt keine Gottaͤhnlichkeit; Dienſtbarkeit und 
Knechtſchaft koͤnnen daher nur durch eine Entfernung von der 
urſpruͤnglichen Beſtimmung entſtanden ſeyn. Der Menſch als 
Perſoͤnlichkeit ſoll nur dem dienen, mit dem er eines Weſens 
iſt, dem er alſo nach dem Drange feiner eigenen Natur noth— 
wendig dienen muß. In dieſer Weiſe ſoll er Gott dienen, als 
eines Weſens mit ihm, als durch und durch von ihm erfüllt, 
ſo auch ſoll er der Familie dienen, mit der er irdiſch von einer 
Weſenheit iſt. Von dieſem Zuſtande aber iſt der Menſch ents 
fernt. Da er dem Gott feindlichen Weſen verfiel, muß er 
nun, da er doch Gott ſich nicht widerſetzen kann, ſeinem Ge— 
bote als einer Macht auſſer ihm dienen. Dieß iſt die Urknecht— 
ſchaft, aus der alle andere Knechtſchaft als ihr Nachbild hervor— 
geht, mit ihr zugleich kamen auch die Noth und der Fluch der 
Arbeit, welche zum Dienen noͤthigen. Von dieſer Urknecht— 
ſchaft befreyt das Chriſtenthum die Menſchen, es macht fie aus 
Knechten des Geſetzes zu Kindern Gottes und zu Erben ſeines 


VI. Kap. Das Dienftbotenverhältnig. 267 


Reiches. Auch die Dienſtbarkeit unter den Menſchen fordert 
daher im chriſtlichen Zuſtande Befreyung, es fragt ſich nur, 
in welcher Weiſe dieß geſchehen ſoll? 

Die moderne Art die Aufgabe zu loͤſen war die, daß man 
die Dienſtbarkeit ganz ignorirte. Es gebe Feine Dienſtboten— 
verhaͤltniſſe, nur Verpflichtung zu Verrichtungen und Leiſtun— 
gen, ſeyen dieſe erfuͤllt, ſo muͤſſe der Dienſtbote in gleichem 
Verhaͤltniß mit und zu der Herrſchaft ſtehen, das ganze Vers 
haͤltniß fen alfo nichts anderes, ald ein bloßes Forderungs— 
verhältniß (locatio operarum), So hob man die Unterord- 
nung auf, die häusliche Gewalt und mit ihr die Verpflichtung 
der Fürforge und des Haftens für den Dienftboten. Ebenſo 
glaubte man von der Knechtſchaft unter dem Gefeße, welche 
die Erbfünde mit fi) führt, dadurch befreyt zu haben, daß 
man die Erbſuͤnde ignorirte; wie man den Menſchen als außer 
und nicht als in Gott befreyte, ſo befreyte man auch den 
Dienftboten als außer der Familie, nicht als in ihr, — Allein 
die wirklichen Berhältniffe laffen ſich durch Nichtbeachtung 
nicht aufheben: fo lange die Menſchen des Vermoͤgens und 
der Arbeit bedürfen, fo lange gibt es wahre Dienftbotenver> 
haͤltniſſe, d. i. ſolche, welche eine dauernde, die ganze Lebend- 
weiſe durchdringende Abhaͤngigkeit nothwendig mit ſich brin— 
gen. Werden ſie, die thatſaͤchlich beſtehen, nun als bloße 
Forderungen (obligationes) betrachtet, fo iſt damit die Ab⸗ 
haͤngigkeit nicht aufgehoben, fondern fie iſt als bloßes Mittel 
für Vermoͤgensleiſtung entfchieven erflärt, und damit das 
Verhaͤltniß, anftatt veredelt zu werden;im Gegentheil here 
untergefegt worden. Dieß zeige ſich einleuchtend in den Fol- 
gen: Der Dienftbote muß deffenungeachtet der Herrſchaft ges 
horchen und fich ihr in allem fügen: Nach ſolcher Loͤſung 
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des innern Bandes fehen aber beyde Theile ſich nur ald Mit- 

ie ihre Bequemlichkeit oder ihre Erhaltung an, denen 
fie innerlih zu nichts ald dem beſtimmt VBerfprochenen ver: 
pflihtet find. So ift die Herrfchaft ſchon übel beftellt, noch 
mehr aber ver Dienftbote verlaffen. Lebterer iſt uͤberdieß 
durch die weitere Kicenz, welche dieſe Aufloͤſung des Bandes 
ihm gibt, der großen Verfuhung zur Sittenlofigkeit, welche 
ein fo niederer von felbft nicht erhebender Stand mit ſich 
bringt, gänzlich audgefegt. Hierin liegt die jeßige Verderb— 
niß dieſes DVerhältniffes, fowohl in den Städten bey dem 
Haudgefinde und den Gewerbbdienftboten, ald auf dem Lande, 
dem man fogar den Verfall des Wohlſtandes zum großen 
Theile zufchreibt. 

Die wahre Befreyung muß dad Verhaͤltniß auffaffen, 
wie ed wirklich ift, ald ein Band perfünlicher Abhängigkeit, 
und muß es als ein ſolches feiner Natur gemäfs erheben. 
Nicht es zum Forderungdverhältniß aufzulofen, ſondern es 
dem Familienbande sanzunahern iſt die Aufgabe. Dieß ges 
fhieht vor allem mittelft der gegenfeitigen Geſinnung durd) 
das Ehriftenthum, wie dieß in verfloffenen Zeiten ſchon fo 
vielfach beftanden hat: durdy das Bewußtſeyn der Herrfchaft, 
dem Dienftboten zur Sorge für fein leibliches und fittliches 
Wohl, aͤhnlich wie einem Familiengliede, verbunden zu feyn, 
in der Anhanylichfeit und Pietät der Dienftboten, und in der 
Sitte, daß die Dienftboten durd ihren angefammelten Ver— 
dienst und die innere Verpflihtung der Herrſchaft, wo fie 
ed vermag, zuleht auögeftattet werden, und fo gleich den Kin= 
dern ſich von ihr löfen. Bon diefer Würdigung des Dienſt⸗ 
botenverhältniffes muß dad offentliche Leben durchdrungen ſeyn, 
nicht von der geprieſenen nordamerikaniſchen, daß der Dienſt⸗ 
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bote außer feinen Verrichtungen einerley mit der Herrſchaft 
ſeyn ſoll; dann iſt eine wirkliche Befreyung und Veredlung 
deſſelben zu erwarten. Sodann muß aber auch das Recht 
dieſer innern Geſinnung entſprechen. Es muß die herrſchaft— 
liche Aufſicht wieder befeſtigt werden, die haͤusliche Gewalt 
über die Sitten der Dienſtboten, und die Verantwortlichkeit 
der Herrfchaft für ihre gehörige Anwendung. Dagegen muß 
jeßt eine höhere Aufficht ded Staates hinzutreten, daß diefe 
Gewalt nicht mißbraucht werde, was frühern ‚Zeiten. bey 
ihrem durchgaͤngigen Charafter der Zufälligfeit fehlte. End» 
lih muß den Dienftboten die freye Wahl der Herrfchaft- ge- 
fichert, alfo jede Art der Leibeigenfchaft, fo wie jeder für im» 
mer oder auf übermäßige Zeit eingegangene Dienftvertrag 
auögefchloffen ſeyn; denn diefe Wahl der Herrfchaft nad) der 
Neigung des eigenen Weſens, durch welche der Dienftbote 
nur derjenigen dient, zu welcher er fich innerlich gezogen fühlt, 
it ein Erfaß der unter den Familiengliedern ſchon durd die 
Natur gegebenen Wefenseinheit, und daher vorzugsweiſe eine 
Befreyung und Erhebung der Dienftbarkeit zum Familien— 
bande. Cie, und nicht die Willführ im Bande felbit, ift zu 
fhüsen und zu pfleaen. — 

Da die Ergänzung der Vermögensthätigkeit das Motiv 
ded Dienftbotenverhältniffes ift, fo muß auch die doppelte 
Seite der Vermoͤgensthaͤtigkeit fih in ihm finden, nämlich) 
der männliche Beruf, Vermögen zu ſchaffen, zu erzeugen, 
und der weibliche, es für die Familie zu verbrauchen, zu affie 
miliren, ihr den Genuß daraus zu bereiten. Danach unter- 
ſcheidet ſich das Hausgefinde, welches zu der perfonlichen 
Bedienung beftimmt ift, von den Gewerbdienftboten, 
welche dem männlichen Beruf der Hervorbringung und des 
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Erwerbs obliegen. Die legtern gehören aber nicht bloß dem 
Berhältniß der Familie und ihren leitenden Ruͤckſichten an, 
fondern zugleich dem der allgemeinen Wermogenserzeugung, 
des Standes und der Genofjenfchaft, fo z. B. ift der Beruf 
des Handwerköftandes beftimmend für die Stellung der Ges 
felfen und Arbeiter. 
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EUHLeTTtu na 


I, Die Ratur des öffentlihben Rechts. 


Entwichlung der öffentlihen Berhältniffe: Gemeinde, Stand, Genoffenfhaft, 
Staat, Staatengemeinfhaft, Kirche. — Beltimmung derfelben und dars 
au: ihre Ehuraftere: Gewalt, Berfaffung, Berwaltung — Beherrihung 
der Privatverhältniffe durch die öffentlichen, vieler durch ſich ſelbſt. — 
Entftehung der Privatverhältniffe, duch die. Menfhen, der. öffentlichen 
durch eine übermenſchliche Macht — 


Das öffentliche Necht begreift die Verhaͤltniſſe, in welchen 
die Menfchen ſich befinden, um gemeinfam beherrfht und 
geführt zu werden nad dem Plane Gottes. Die Menfchheit 
ſcheidet ſich hierzu in mehrere und verfchiedenartige Verbin— 
dungen. Diefe Scheidung, oder doch die Art derfelben ; wie 
fie in unferem irdiſchen Zuftande befteht, gründet ſich auf die 
Trennung. unter ihren Gliedern und Kräften, welche der Ab- 
fall von Gott mit ſich brachte, 

Es entitand hierdurch die Öetrenntheit im Raume, die 
allem unterliegt, und ihr gemäß zunaͤchſt die lokale Gemeine 
haft — die Gemeinde, 

Es zerfplitterte fi der volle menſchliche Beruf in ein— 
zelne Beitandtheile defjelben, fo bilden fih die Stände 
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und Claffen (denen der Natur ähnlich) und die Gemeins 
ſchaft für diefen befondern Beruf, die Genoffenfhaften. 

Selbſt dad Bewußtſeyn über das volle Ziel der menſch— 
lichen Gemeinfchaft ſchied ſich in verfchiedene Auffaſſungswei— 
fen durch die reelle Affieirung und Trübung des menfchlichen 
Geifted, gemäß welcher nur die Neflere der wahren vollen 
Aufgabe erkannt werden. Es fondern fid) die Nationen, je 
nachdem die Gemeinfchaft der Abftammung und der fruhern 
Schickſale gleiche Vorſtellungsweiſe hierin, und die Gemein- 
fchaft der Wohnſitze gemeinfame territoriale Verwirklichung 
bey einer jeden befonderd erzeugen. Auf fie und ihre Ver— 
jweigung in Stämmen gründet fi der Staat mit feinen 
Kreifen (Provinzen). 

Hier, wo das volle Ziel der Gemeinfchaft — dad Reich — 
angeftrebt wird, deffen höhere Beziehungen Ein Band für Alle 
feyn follten, wird die Trennung fühlbar, und es regt ſich 
dad Streben, diefed Band anzufnüpfen, und da Eine Ge: 
meinfchaft nicht beftehen Fann, doc wenigjtens die vielen zu 
einem Ganzen zu befeftigen — die Gemeinfhaft der 
Staaten (DBölferreht und Diplomatie). 

Don fo vielen Elementen aus, auf diefem Boden der 
Mannigfaltigkeit, erſt am Gipfel verbunden, nicht geeint, be= 
wegt ſich die zeitliche Führung der Menfehheit, die Gefchichte, 
und fie ſelbſt fchreitet fort in mannigfadhen Begebenheiten 
und in großen Abftufungen, den Naturreichen vergleichbar, 
in den Weltepohen. Aber in diefer Entwiclung felbft, in 
dem zeitlichen veranderlichen Reich der Geſchichte, ift unauf— 
hörlich gegenwärtig, wenn auch oft minder Far und entfal= 
tet, die Ahnung ded Ewigen, das Eine Unmwandelbare, was 
ſich nicht andern Fan, was nicht für die Sonderung bejtimmt 
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ift, der religidfe Glaube, dad Verhaͤltniß der Menſchen zu 
Gott felbft. Das Abbild und der Träger diefed ewigen Reis 
ches, das, gleichſam cine Voranſchauung ded Ended, in der 
Geſchichte gegenwaͤrtig iſt, iſt die Kirche und ihre Gemein— 
ſchaft. Sie iſt darum nicht abhaͤngig von Raum, Beruf, 
Abſtammung, auch keine Zuſammenſetzung in ſich vollendeter 
Theile wie die Staaten-Gemeinſchaft; ſondern fie iſt auf— 
erbaut auf dem allgemeinen geiſtigen Boden des menſchlichen 
Gemuͤthes, und auf der geſchichtlichen für alle Kunde beftimms 
ten, gemeinfam für die Welt daftehenden, unvergänglichen 
Thatſache der Offenbarung. Ihr Band, weil fie dad Abbild 
des ewigen Reiches ift, ift immer eined und daffelbe für alle, 
und beftimmt, alle in fich zu ſchließen. Nur wo fie für zeit 
liche Anordnung auf dad Organ des zeitlichen Neiched, den 
Staat, fid) lehnt, muß fie felbft vn in Landeskirchen 
ſich theilen, 

So ergeben fich die verfchiedenen öffentlihen Berhältniffe 
in ihrer Stufenfolge: die lofale Gemeinfhaft — Gemeinde, 
die des Berufs — Stand und Genoffenfhaft, die Ge— 
meinſchaft für die volle zeitliche Aufgabe der Menfchheit — 
der Staat und die Gemeinſchaft der Staaten unter» 
einander, und endlich die Gemeinfchaft des Glaubens an die 
Offenbarung — die Kirche. — Die erſtern ſaͤmmtlich find 
Träger deö zeitlichen, die leßte ift Träger des ewigen Reiches. — 

Diefe Verhältniffe bilden das öffentliche Recht. Und fie 
bejtehen um ihrer felbjt willen. Die Menfchen follen dem 
höhern Willen geborchen, und follen eines feyn in einem 
Höhern, das ift der hoͤchſte Zweck. Dadurch unterſcheidet 
ih das offentlihe Neht im Innerften vom Privatrecht. 
Nach der rationaliftifhen Anſicht hat das öffentliche Recht 

Stahl Rechtsphil. IL. ı. 18 
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felbft nur die einzelnen Menſchen zum Zwecke und ift nur 
aud dem Zwecke der Einzelnen gerechtfertigt (1. Bd. ©. 203). 
Hierin fiegt der tief greifende, auf alles einwirkende Unter— 
ſchied gläubiger und ungläubiger Gefinnung. — 

Diefer Beftimmung gemäß ift der eigenthümliche Grund» 
zug der öffentlichen Verhaͤltniſſe, der fi bey feinem Privat: 
verhältniß findet, die Gewalt (imperium), von der alle 
Anordnungen in ihnen audgehen, der alle Menfchen in ihnen 
unterworfen find, und zwar befteht diefe Gewalt nicht ald 
eine Gewalt der Mienfchen, weder ded Herrfchenden, noch 
der Beherrfchten, fondern des Hoͤhern, deifen Gedanken fie 
die Welt gehorfam machen foll. Dad unterfcheidet die oͤf⸗ 
fentliche Gewalt von der häuslichen (potestas), die eine Ges 
walt des herrichenden Menfchen, und von der Gewalt in der 
Gefellfchaft, die eine Gewalt der Beherrfchten ift. Daher ers 
fheinen bey ihr auch alle die Perfonlichkeiten, die aufeinan« 
der folgend fie befleiden, ald ein und daffelbe ununterbrochene 
Subject. (Der König ftirbt nicht). — Ferner beſtehen die 
öffentlihen Verhaͤltniſſe nicht wie die Privatverhältniffe in 
perfünlihen Beziehungen der Menſchen, fondern in Anftalten 
uber ihnen, die, obwohl aus ihnen gebildet, dennoch) etwas 
andered find ald die fämmtlihen Menfchen, welche fie bils 
den, durd ihren eigenen innern Zufammenhang, durch ihre 
eignen innern Anforderungen und fächlihen Beziehungen, die 
nirgend von der Nücfiht auf die Perfonen abhängen. Denn 
die Menfhen, und vereinigen ſich ihrer noch fo viele, haben 
nicht Macht und Fug, Herrſchaft uber einen andern zu üben. 
Solches gebuͤhrt nur der von Gott nach ſeinem Plan und 
Ziel gebildeten Anſtalt, der die Menſchen bloßes Material 
ſind. Der Zuſammenhang aber, in welchem die Menſchen 
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eine ſolche Anftalt bilden, ift die Berfaffung. Jedes öf- 
fentliche Verhaͤltniß muß daher eine Verfaſſung haben, wäh- 
rend Fein Privatverhaͤltniß eine Verfaſſung haben kann. Auch 
die Gemeinfchaft der Staaten hat am DVolferreht, an der 
beftehenden Rang⸗ und Stimmordnung der Staaten u. ſ. w. 
eine wirkliche, wenn gleich minder befeftigte, Verfaſſung. — 
Die Herrfchaft, welche von diefer Anftalt ausgeht, beiteht 
nun nicht in freyen Thaten, wie Gotted Lenkung in der Ges 
ſchichte, ſondern in nothiwendigen, ununterbrochen und regel« 
mäßig wiederkehrenden DVerrichtungen, weil die Anftalt ein 
Organismus und nicht eine Perfonlichkeit if. Das ift der 
Begriff der Berwaltung *), die gleichfalld ein eigenthuͤm⸗ 
licher Zug der öffentlihen Verhaͤltniſſe iſt. 

Die Anordnung der Privatverhältniffe koͤmmt auch den 


*) Zur Verwaltung gehört daher aud) nur dad, was regelmäßig 
ununterbrochen wiederkehrt. Vornahmen, die nıdt nothwendig, 
nit regelmäßig find, einzelne freywillige, gehen fie au vom 
Staate aus, gehören nicht zu feiner Verwaltung , jondern fie 
gehören als freye Thaten der Gefhihte an. Es ift namentlich 
der individuelle, und als folder nicht nothwendige, Inhalt der 
Berwaltung dahin zu zählen, 3. B. die Sorge für die Bildungs 
anftalten, für die Finanzen ift im Allgemeinen wohl eine Ver: 
zihtung bes Staates und ein Zheil feiner Verwaltung; allein 
die Einführung eines neuen Steuerfyfiems, die Gründung einer 

" Mniverfität gehören nicht zu feiner Verwaltung, fondern zu 
feiner Gefhihte. So find Eſſen und Trinken Verrichtungen 
bes menfchlichen Leibes, wenn er aber Gift nimmt und erkrankt, 

oder Arzeney und genef’t, fo ift dieß nicht feine Verrichtung, 
fondern feine Geſchichte. Die Iffentlihe Verwaltung ift fonad 
nicht felbft ein Theil der Gefchichte, fie ift aber ein Organ, 
ein Träger derfelben, fo wie die Verfaffung nur ihr Organ ifl, 

Wohl aber ifi der beftimmte Inhalt der Verwaltung, wie der 
Berfaffung, Theil der Geſchichte. 
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Snftituten ihrer Natur nad) zu, welche die göttliche Herr⸗ 
fhaft vertreten. Das Privatrecht geht vom Staat aus und 
befteljt durch feine Autorität. Eben fo greift die Kirche in 
Privatverhältniffe ordnend ein. Die Anordnung der öffent 
lihen Verhältniffe aber geht von ihnen felbft aus. Gemein— 
de, Genoffenfihaft, Staat und Kirche üben über fich felbft 
eine 2egiölation, dad Gemeinderecht wird durch die Gemeinde, 
dad Staatörecht durch den Staat feftgefeßt u. f. w., wenn 
auch mitunter das höhere Verhältniß dem niedrigern Gefeße 
gibt; aber dad Eherecht wird nicht von der Ehe und von den 
Gatten, das Vermoͤgensrecht nicht von den Eigenthuͤmern, 
Gläubigern u. f. w. feſtgeſetzt. — So erfennen und beherrs 
ſchen Bewußtfeyn und Geift nicht bloß alles andere Dafeyn, 
fondern auch ſich felbft. | 

Die Privatverhältniffe Fonnen, ja muͤſſen zum Theil 
durch Menſchen entſtehen; nie entjteht durch fie ein öffent» 
liches. Die unfichtbare Macht, der fie dienen, iſt es auch 
fhon, welche fie bildet. Die Menſchen gehen Verträge ein, 
und fohliegen Ehen; aber fie machen feine Stände und kei— 
nen Staat und Feine Kirche, und haben fie nie gemacht. 
Der Staat entjteht durch Abſtammung, durd) Schickſal und 
Begebenheit, und eine ftill von innen und außen treibende 
Entwicklung, durch diefe auch gliedert er fi) in Stände und 
Gemeinden. Erft nahdem der Staat geworden, wiffen die 
Menſchen, daß fie ihm gehören, fie mußten nicht von ihm, 
bevor er war. Selbſt die uralten Gründungen der Staaten 
und der Kolonien find, indem fie ſchon eine Drganifation bey 
den Gründern vorausfegen, nur die territoriale Firirung oder 
die Erweiterung (Transplantation) eines fihon gegebenen Staa⸗ 
ted. Noch weniger machen die Menfchen durch Zuſammen⸗ 
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tritt eine Kirche. Kommt der Staat aud einer unfichtbaren : 
Fügung und ftill und verborgen wirkenden Macht in den Ge 
müthern, fo die Kirche unmittelbar dur fihtbare That aus 
einer. höhern Welt — durd) die Offenbarung. Diefe Fann 
nachher zerfplittert: und verderbt falſchen Götterdienft bilden; 
aber ohne ſolche gefchichtlihe Grundlage mit dem Bewußtfeyn, 
erft durch Machdenken und Prüfung eine Kirche zu machen 
aud eignem Antrieb, daraus ift nie ein Cultus entftanden. 
Berfuche deffelben find freylich nur Privargefellfchaften, aber 
wer hat fie auch je mit dem Namen der Kirche belegt, und 
wo: haben fie ein längered ald ephemeres Leben geführt? — 


u. Die perſönliche Zn in den öffent- 
lihen Verhältniſſen. 


Die verfönlihe Wahl den Einrichtungen des Ganzen gegenfiber ift nicht ing 
Unendliche zu fteigern. — Die Anforderung der Sache redıtfertiar jede 
Beſchränkung derfeiben. — Es muß aber auf der Bafıß der öffentlichen 
Einrichtung ein Bereich diefer verfönliben Wahl befteben , iberali für 
die Herrichenden wie für die Gehorchenden. — Dagegen mufi velbit das 
Privarleben von der Herrichaft der öffentlichen Gitte durchdrungen werden 
— das Eittengericht. — Urſprung der falfchen Lehre von der unendlichen 
Eteigerung der Srenheit — Wohlbegründere Anforderung, die Erfennt: 
niß und infofern die Srenheit ins Unendtiche zu fteigern. — 


Da die fämmtlichen Berhaltniffe des offentlihen Rechts 
ihre Beltimmung darın haben, die Menfchen zu beherrfchen 
und zu lenken, fo entfteht für alle diefe Verhaͤltniſſe gemein— 
ſam die Frage, wie die Freyheit des einzelnen Wen» 
ſchen fih zu ihnen verhalte? — In unferer Zeit hat nun 
die perfonliche Freyheit den Einrichtungen und fittlichen Zie— 
len de8 Ganzen gegenüber eine Ausdehnung erhalten, wie nie 
früher, und es iſt zur herrſchenden Anficht geworden, daß 
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diefe Erweiterung — die Befreyung des Einzelnen vom Gans 
zen — der Beruf der Zeit, ja ihr fteter Fortſchritt dad Ziel 
der Gefhichte ſey. Mit Unrecht! Die perfonliche Freyheit 
muß allerdings eine geräumige Sphäre haben; allein weder 
ift fie das Urfprüngliche, noch foll fie ind Unendliche ſich 
ſteigern. | 

Dad Erjte ift dad Ganze, erjt von den en Banten 
feiner Gliederung Loft fich die freye Bewegung der Einzelnen, 
gleihwie die Glieder des Leibes erft wo fie nicht mehr in 
feinen Bau gefügt find, eine eigene Bewegung haben. Eben» 
fo iſt es auch der Gang der Geſchichte, daß von Anfang bloß 
die Bildung der Staaten, und erjt in fpäterer Zeit audy die 
Freyheit der Menfhen ihr Motiv ift. Die Gliederung der 
menſchlichen Gemeinfchaft nad) allen ihren Verzweigungen 
muß daher zuerjt gefichert und wohl bejtellt feyn, bevor die 
Reihe an die Sicherung der perfonlihen Wahl füommt. Und 
die Gebundenheit der Einzelnen iſt volllommen gerechtfertigt, 
wo immer ein Berhältniß der Gemeinfihaft feiner Natur nad) 
fie fordert, fey dieß nun die firtliche Natur der Familie, der 
Beruf der Stände und Genoffenfchaften, die Wohlhabenheit 
des Landed, die Ordnung und Majeftat ded Staates, die 
Reinheit der Firhlichen Lehre. Diefe Gebundenheit ift aud) in 
der That Feine Befchränkung der menjhlichen Freyheit; denn 
der Wohlbeſtand der vffentlichen Einrihtung, in welcher der 
fittliche Geift ſich ausprägt, iſt felbft eine norhwendige Grunde 
lage für dad fittlihe Wefen des einzelnen Menfchen, ohne def 
fen Erhaltung feine Wahl nicht Freyheit, fondern Willführ 
und Unfreyheit wäre (III. Buch. L Abſchnitt). 

In allen VBerhältniffen hat, aber fodann die perfonliche 
Freyheit ihre Stelle, mo es immer in ihnen auf die fehopferifche 
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Offenbarung der Individualität anfommt und auf unendliche 
intenfive Steigerung, für die ed fein Maaß gibt. Sie hat 
daher ihre Stelle in der Geftaltung der Lebensweife, in den ſitt⸗ 
lichen Beitrebungen, in den Gewerben, welche der Steigerung 
und hoͤhern Ausbildung fähig find, in der wiſſenſchaftlichen 
Forſchung und Mittheilung, in dem perfonlichen religiofen 
- Glauben, und fie dient hier wirklich eben fo fehr zur Foͤrde— 
rung der Verhaͤltniſſe felbit, ald zur Forderung und Erhebung 
der menſchlichen Perſonlichkeit. Es kann daher ſchlechterdings 
kein menſchliches Verhaͤltniß und keinen menſchlichen Beruf 
geben, in welchem die perſoͤnliche Freyheit nicht ihren Raum 
haben müßte. Nirgend darf die freye Wahl beſtehen ohne Ge= 
bundenheit an firtlihe Grundlage; aber auch nirgend die fitts 
dien Grundlagen, ohne daß von ihnen aus die freye Wahl 
‚gegeben ift. Die Forderung der Verhaͤltniſſe und die perjons 
liche Winde fordern diefe Wahl nicht minder da, wo der 
Menſch in höherer Vollmacht uber andere herrſcht, ald in den 
Berhältnijjen ded Privatlebend. Soll der Menſch vermöge 
feiner Gottähnlichkeit frey handeln in den allgemeinften Berufs⸗ 
arten, iſt hier die Ausfchließung feiner Freyheit eine Verlegung 
feiner gottähnlichen Natur; fo muß dieß gewiß in gleicher Weiſe 
bey dem Herrfcherberufe gelten. Es muß daher eine Freyheit 
des Königs beitehen, fie hat ihre fittlihe Grundlage an der 
Berfaffung und den Geſetzen ded Staates, aber fie muß von 
ihnen aus einen weiten Raum ded eigenen Wirkens und Schafe 
fend haben. Ed muß den Staatöbeamten von dem höchiten 
bid zu dem unterjten gleichfalls ein Bereich ihrer Selbititän» 
digkeit gegeben feyn, das ihnen der König und die übergeords 
neten Behörden durch ihre Vorſchriften nicht verfürzen dürfen. 
Es muß eine Freyheit des Richters beftehen, daß er von dem 
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Boden ded Rechts aud durch befonderes Urtheil den befondern 
Fall entfcheide. Wird der König zum bloßen Vollſtrecker der 
Gefee, werden die Beamten zu bloßen 2eitern der höheren 
Befehle, werden die Nichter überall zu logifch gebundenen Ans 
wendern der Gefete gemacht, fo ijt dieß Feine geringere Ver— 
legung menſchlicher Perfonlichkeit, ald wenn die Wahl des 
Standes und Gewerbs verfagt, oder alterdreifen Männern 
eine Curatel gefegt wird. 

So hat die Freyheit überall ihre Stelle und ihren Werth 
um der Yeußerung der Individualität und um ihrer 
ſchoͤpferiſchen Sraft willen. Dagegen um deö Ver— 
dienftes willen, bloß damit der Menſch ald ein der Zucht 
nicht bedürftige Weſen erfcheine, foll die Freybeit nie und 
nirgend beftehen, im Privatleben fo wenig, ald im Herrfcher- 
beruf. Selbſt dad Privatleben, d. i. dad Handeln des eins 
zelnen Menfihen für fi und gegen andere einzelne Men— 
fhen, muß eine Grundlage haben an der vffentlihen Sitte, 
Hier darf zwar die offentlihe Macht nicht wie bey den Ver— 
hältniffen der Gliederung vorgreifend die Wahl verhindern, 
fo daß fie den Menfchen bindet, bevor er handelt, damit er 
nicht fehleht handle; denn hier ift gerade das Bereich der 
Perfonlichfeit und Individualität. Allein wenn er gehandelt 
hat, muß fie eintreten ald eine Macht, welche dad Schlechte 
ald das Schlechte beurfundet, dad Bild des oͤffentlichen Le— 
bend von der Beflefung reinigt, und den Fehlenden wieder 
an den rechten Weg mahnt, Diefe Macht ijt dad Sitten— 
gericht, die Zucht im bürgerlichen und kirchlichen Leben. 

Gott hat dem Menfchen die Wahl des Bofen gegeben. 
Auch der Staat muß fie gewähren. Aber Gott hat diefe. 
Wahl dem Menfhen nicht allein gegeben, er gab ihm zus 
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gleich ald Stüke und Richtſchuur — dad Gewiſſen. Was 
für das Innere des Menfhen das Gewiſſen ift, das ift für 
das öffentliche Leben — dad Sittengericht, das ſtets ge= 
genwärtige die Handlungen begleitende fittlihe Urtheil der Ge= 
meinfhaft, das auf reelle Weife oft fehmerzhaft ſich Fund 
gibt. Es muß daher die Handlungen gewähren, die Hands 
lungöweife zur Entfaltung kommen laffen, ſich nicht vordräns 
genz fondern im Hintergrund bleibend nur die Farbe und den 
Zon dem üffentlihen Leben verleihen. Auch nur dann darf 
ed eintreten, wenn der Werth ded Gefchehenen unzweifelhaft, 
feine andere Deutung ald die fchlechte zuläffig ift, und fid) 
die ſchlechte Sitte fo entjchieden Fund gibt, daß fein Stilfe 
ſchweigen eine Beurkundung der Billigung oder Gleichgültige 
feit wäre; außerdem niemald, damit nicht die Wahl felbft 
aufhore, die fchopferifche Bildung der individuellen Lebend- 
weife, indem einformiger Maafitab an fie gelegt wird, Hiers 
durch wird aljo dad Handeln nicht im voraus befchränft, 
aber die Verlehung der Sitte geahndet, und fo inmitten der 
fonft ungemefjenen Willführ die wahre Negel befeftigt, und 
die Gemeinfchaft der Sitte erhalten, welche Beruf der Men— 
fhen iſt. — 

Bu folher Zucht iſt nun nicht ausfchließlih der Staat 
(in feiner Sittenpolizey) berufen, fondern jede Verbindung, 
weil fie der Beruf aller menſchlichen Gemeinſchaft ift, nur 
jede auf andere Weiſe. Je enger die Gemeinfhaft ift, in 
deito höherem Grade, weit mehr ald dem Staate koͤmmt fie 
der Berufögenofjenfchaft zu, noch mehr der kirchlichen Ges 
meinde. Je mehr es aber dieſelbe mit den leifen Regungen 
des Innern, mit den geiftigen Beziehungen zu thun hat, defto 
mehr muß fie ſich ferne halten, deſto mehr muß fie der un» 
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endlihen Mannigfaltigkeit unter den Individualitaͤten und der 
Kriſen, weldye jeder Menfh mehr oder weniger bey feiner 
Entwicklung durchgeht, eingeden? feyn. Dagegen iſt Fein 
Grund der Schonung und Zuruͤckhaltung vorlanden, wo die 
Zucht nicht perfonliches Handeln, fondern dffentlihe Anftals 
ten, Beluftigungen u. dgl. betrifft. Hier läßt es fid) durch 
nichts rechtfertigen, daß man die Unfittlichkeit zur Schau aus» 
ftelfen und dem leichtfertigen Ergoͤtzen dienen läßt, daß man 
Berufdarten (Gaukler u. ſ. w.) geitattet, welche an fich ſelbſt 
fhleht find, oder oͤffentliche Aufführungen von entfchieden 
fittenlofem Inhalte, und vor allem die ganze Maffe der fchlech« 
ten Litteratur (Nomane und Theater) in Buchhandlungen und 
Leihbibliorhefen, durch welche die Pet unſittlicher und ſchaler 
Denkart mit unwiderſtehlicher Macht in die Gefinnung des 
Volkes eindringt. — 

Ohne Gewiffen kann cd großartige Menfchen geben, z. B. 
einen Napoleon, aber nie einen erbhabenen, wie Epamis 
nondad, Scipio, Barbarofja, Sofrated, Paulud. 
So auch Fann ein Zeitalter ohne Eittengericht großartig feyn, 
aber nimmermehr erhaben. Dageaen je reicher die Organe 
find für das öffentliche ſittliche Urtheil, defto vollkommener 
iſt der Zuftand des öffentlichen Lebend. Die Griechen hatten 
ihr Sittengeriht, die Nomer ihre Genfur, das Mittelalter 
war von den idealften Urtheilen der Kirche beherrfcht. Hierin 
vor allem fteht unfere Zeit zuruͤck, daß bey und Fein ſittliches 
Urtheil, Feine abfolute VBerwerfung ded Schlechten in dem 
Leben der Gemeinfchaft herrſcht, und fid) in That beurkuns 
det. Mag in jenen Zeiten noch fo viel von den Einzelnen 
dagegen gefehlt worden feyn, fo blieb ihnen doch das offent= 
liche Wollen und Wuͤrdigen, welches das rechte wars dieß 
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aber ift bey uns aufgegeben. Darum kann die Gegenwart 
bey allen ihren Borzügen an Kenntniffen, an Ordnung did 
Lebens, ja wollte man fogar zugeftehen an Kraft und Tus 
‚gend der Einzelnen, dennoch nie die tiefſten Intereffen des 
menſchlichen Gemuͤths befriedigen. Die Erhabenheit und Hei— 
ligkeit des öffentlichen Lebens, welche jene Zeiten beſaßen, 
beſteht nicht mehr, und es muß jeder ſittlich zu Grunde gehen, 
oder doch verflachen, dem es nicht befchieden iſt, an der clafs 
ſiſchen Welt, oder noch bejfer an den chriftlichen Zeitaltern 
fi) emporzurihten. — Wenn man aber auch nur den ma= 
terielfften Maaßſtab anlegt, jo muß man die verderblihen 
Folgen diefer Zuchtloſigkeit einfehen, fie laffen ſich felbft dem, 
weldyem aller ideale Sinn mangelt, Elar nachweifen. Denn 
Geſundheit und Förperlihe Ruͤſtigkeit werden doch von alfen 
ald vorzuglichfter Bejtandtheil des menfchlihen Wohls aner⸗ 
kannt. Wie werden diefe aber untergraben durch Ausſchwei⸗ 
fungen bey hohen und geringen Ständen, welche ſchon eine 
Entnervung ded menfchlihen Geſchlechtes bewirft haben, und 
fie in fürdhterlicher Steigerung immer mehr bewirken müffen ? 
Und wo gibt es ein Mittel gegen diefe Ausſchweifungen, als 
in der Zucht ded Staates, der Korporationen und der kirch⸗ 
lichen Gemeinfhaft. — Die jet herrfchende Auflehnung ges 
gen das Sittengeriht, gegen alle Zucht über den Menfchen 
in feinem Privatleben, damit er alled aus felbft errungenem 
Verdienſt und aus eigenem Edelmuth vollbringe, fommt aus 
der Vergeſſenheit der ererbten fündigen Natur des Menſchen, 
einer Bergeffenheit, die der charakteriftifche Zug unfered Zeite 
alters ift. Allerdings foll alles vom Innern, von freyer Ent» 
ſchließung und der Liebe zum Guten felbjt ausgehen; aber 
der Boden, auf welchen ſolche Entfchließung und Liebe allein 
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gedeihen, ift eine fefte Ordnung und Zucht. Es verfteht ſich 
aber von ſelbſt, daß die Zügel der Sitte, welche jest erfchlafft 
find, nur allmählig wieder angezogen werden dürfen , gleichen 
Schritteö, wie in der innern Geſinnung der Ernft wiederkehrt. 
Denn alle Anftalten fonnen nur dann beftehen uno gedeihen, 
wenn fie aus dem Glauben und Wollen wenigftend des edlern 
Theiles in einer Zeit als nothwendige Aeußerung hervorge— 
gangen ſind. 

Nirgend bedarf es fo ſehr der Freyheit, als fuͤr wiſſen— 
ſchaftliche Forſchung und kuͤnſtleriſche Hervorbringung. Aber 
ſelbſt hiefür müßte in einer Zeit größerer Uebereinſtimmung 
und ficherer gemeinfamer Ueberzeugung eine Aufficht der Ges 
meinfchaft beftehen, deren Drgane freylidy nicht gerade die 
Polizeybehörden feyn dürften, welde gewoͤhnlich am wenig- 
ften der Sache Fundig und in ihrem Intereſſe find, fondern 
weit mehr die Geiftlidyfeit und der Stand der Gelehrten, 
Denn fo fehr hier die in den Menfchen gelegte Ahnung der 
ungebinderten Entfaltung bedarf, und fo oft dad mit ſchein— 
barem Irrthum Begonnene zuleßt nur zu einer hoͤhern Er— 
Fenntniß der Wahrheit führt, fo fordert doch die verderbliche 
Einwirkung, welche der verfuchte Irrweg auf die Andern uns 
mittelbar hat, daß eine Vorforge und Berhütung eintrete, — 
Das ift gewiß Feine Berechtigung ded Menſchen und Feine 
Wohlthat für dad Menfchengefhleht, daß ein jeder auftreten 
und die Andern belehren, oder vielmehr verführen, dürfe wie 
Spinoza: "ed gibt feinen perfönlichen Gott, alle die tröfts 
lichen Lehren der Religion, welche Ihr durchFdie Reihenfolge 
der Gefchlechter überfommen habt, find eitel und thoricht.“ 
Und deffenungeachtet darf man auch nicht behaupten, daß 
diefe und ähnliche Forfhungen, daß die ganze Entwiclung 
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des Nationalismus beſſer von vorn herein unterdrückt worden 
wäre. Sondern hier ift vorzugsweiſe das Gebiet), wo eine 
jegliche Zeit ihren befondern Beruf hat, und alle abftrafte 
Pegel falfch iſt. Der einzelne Menfch geht eine Periode durd), 
in welcher er den Glauben prüft und an ihm zweifelt, und 
er foll in diefer Periode den Zweifel nicht zuruͤckdraͤngen. Hat 
er ihn aber" einmal überwunden und ift wieder zum Glauben 
gekommen, fo darf er nicht die Unterfuchung immer von neuem 
beginnen; fondern jest muß ihm die Wahrheit in ihren Haupts 
theilen feftjtehen, und nur in den einzelnen abzuleitenden Er» 
Penntniffen muß er noch forfchen und verfuchen und irren, 
Alfo ift es auch mit der großen Gemeinfchaft der Menfchen. 
Es war eine Periode der Forfhung ded Zweifeld und darum 
' der Irrwege in der Religion und damit zufammenlängend 
in aller Erfenntniß, die feit mehr ald zwey Sahrbunderten 
angedauert hat und nunmehr ihrem Ende fih nähert. In 
ihe wäre es unangemeffen gemwefen, und wäre daher eben fo 
in diefem Augenblide noch unangemejfen, die wiffenfchaftliche 
Forſchung und ihre offentlihe Mittheilung zu beauffichtigen. 
Kehrt aber der Glaube wieder zuruͤck, und werden in Folge 
davon die feſten unverruͤckbaren Grundlagen in jeder Wiſſen⸗ 
ſchaft gewonnen, auf welchen fodann alle weitere Entwic- 
lung vor fi zu gehen hatz dann ift ein neued Abweichen 
zu Irrlehren über jene Grundlagen nicht mehr zu geftatten, 
in feinem Face. Es werden aber dann aud) nicht mehr, 
wie in der vergangenen Periode, die beiten Talente und würs 
digiten Männer — durch einen wirklichen Beruf für die Zu— 
funft unbewußt getrieben — fi dem Irrthum zumenden, 
fondern nur folhe, welche aus Schwache des Verſtandes 
oder Eitelkeit des Willens ihm offen ftehen. Daß eine foldye 
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Zeit bevorfteht, ijt Feine übertrichene Hoffnung, da fi in 
unferer Litteratur bereits die erjten Anfänge derfelben Fund 
geben. — 

Zu der Anfiht überhaupt, daß die perfonliche Freyheit 
fih ins Unendliche fteigern folle, gelangt man nur dadurd, 
daß man dad Weſen und dad Ziel der Freyheit in der Moͤg— 
lichkeit des Guten und Bofen findet, und ſich diefelbe ald die 
grundlofe Wahl ohne ein bejtimmted fittliched Wefen, von 
welchen die Wahl ausgeht, denkt. Iſt die Freyheit hingegen 
mit dem fittlihen Weſen untrennbar verbunden, fo ift fie 
fhon von Anbeginn durch diefelbe befchränft, fie hat ihr Ziel 
nur in der Steigerung, dem Reichthum, der fhaffenden Kraft 
ded Guten, Edlen, Nuͤtzlichen; nit in der Wahl zwiſchen 
Gut und Bo. Diefe befteht nur, wo jene fie unvermeids 
lich mit fi) bringe. Dom abſolut Schlechten, fey es aud) 
durch aͤußern Zwang, abgehalten zu werden, it niemald eine 
Derlegung der Freyheit. Es gilt für die äußere Freyheit, 
was für die innere. Der Menſch foll und kann die Derfus 
bung nicht abjchneiden, in Wülten fliehen, aber er foll fie 
nicht ſelbſt herbeyführen und pflegen um der Entſchiedenheit 
willen. So foll der Staat nicht die Möglichkeit des Miß— 
brauchs unbedingt abfchneiden, aber er foll fie nur fo weit 
gewähren, ald ein pofitiver Beruf und ein rechtes Ziel fie un- 
erläßlich fordern. — 

Eine Steigerung der individuellen Freyheit, die wirflid) 
ind Unendliche gehen foll, bejteht darin, daß der ſittliche Ge— 
halt und die gemeinfamen Ziele, durch weldye die Wahl be— 
fhränft ift, immer mehr von den Menfchen erkannt werden 
als nothwendig und ald Theile ihred eigenen fittlichen Weſens, 
daß der Gehorfam gegen die Autorität zwar nicht weniger uns 
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bedingt, aber doch weniger blind werde. Dieß ift alfo eine 
ftete Steigerung des Bewußtfeynd, welches die höchfte ergaͤn— 
zende Kraft der Perfonlichkeit und Freyheit iſt (1. Buch. 1. Abſch. 
3. Kap.’, eine Steigerung der Bildung, der allgemeinen Theils 
nahme an den vffentlichen Einrichtungen und der Einficht in 
fie, endlich eine praktiſch durdhgebildete religiofe Erfenntniß, 
welche den Zufammenhang alled Gehorſams gegen die Einridy« 
tungen mit dem Gehorfam gegen den Willen Gottes ftet3 ge= 
genwärtig hat. Hier ift Freyheit in der Unterwerfung felbjt. 
Diefe Freyheit foll ind Unendliche gefteigert werden. Die recht⸗ 
lihe Sicherung der perſoͤnlichen Wahl aber muß Ort und Maß 
und Schranke haben. 


IH. Die Gleihhert. 


Auch hinfichtlich der Gleichheit int die Anforderung des Ganzen die erfie, die 
verfönliche Gleichheit erſt die zweyte Rücklicht. — Gleichheit muß für die 
rein veriönlihen, Ungleichheit für alte organifche Berhältniffe beſtehen. — 
Bedeutuna der Sleichheit vor dem Gefene, und der Gleichheit der Ehre, 
Die perſönlichen Borzüge follen in der öffentlichen Schätzung überwiegen 
vor denen des Standes. — Die wahre und höchfte Gleichheit, welche die 
Religion gewährt. 

Eine ahnlihe Bewandtniß wie mit der Freyheit hat es 
auch mit der Gleichheit. Alle perfonliche Berechtigung und 
Freyheit koͤmmt aus der ebenbildlihen Natur, nun haben 
alle Menfchen die Beftimmung, dad Ebenbild Gotted zu feyn, 
darum muß auch ihre Berechtigung und Freyheit diefelbe 
ſeyn. Allein die gilt nur für die perfonlichen, gefonderten 
Berhältniffe und Beziehungen, in weldyen der Menfch Fein 
andered Ziel hat, als je nach feiner befondern Anlage dem 
göttlichen Worbilde nachzuftreben. Inder Freyheit des Hans 
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delnd und Strebend, der Möglichfeit de& Erwerbö, der Schlie— 
fung der Familienbande müfjen daher alle gleich berechtigt 
feyn. Nicht fo aber, wo der Menjch organischen. VBerbinduns 
gen ald ein Glied angehört. Dieſe fordern Verfchiedenartigs 
Zeit d. i. verfchiedenen Beruf und verfchiedene Stellung der 
Glieder; denn welchen Organismus koͤnnte es geben von lau⸗ 
ter gleichgeftellten Iheilen? Daraus koͤmmt die Ungleich— 
heit des Rechts und der Ehre. Wo bloß der einzelne Menſch 
ald Menfh in Betracht Fommt, ift die Gleichheit das Noths 
wendige, wo aber zugleich dad Bedürfniß der Sache in Bes 
tracht Fommt, die innere Natur der VBerhältnijfe und was 
ihr entſpreche, da ift die Ungleichheit überall gerechtfertigt und 
nothwendig, in fo weit ald diefe ed fordern. Dad Ganze, 
der Leib, iſt dad Erſte, von feinem Wohlbeftand aus erft 
die Glieder: wie die Freyheit erft von hier aus ſich erhebt, 
fo kann aud) die Gleichheit nur dann eintreten, wo jenes 
nicht Ungleichheit fordert, und aud) für die Gleichheit ift es 
gleihwie für die Freyheit Feine Schmälerung fondern eben 
ihre volljte Befriedigung, daß jeder nad) der Beftimmung, 
die ihm angewiefen, die daher fein innerftes Wefen ift, Recht 
und Ehre und die Stelle feiner Wirkſamkeit erhalte. Dürfte 
ed die Wurzel wohl ald Gleichheit betrachten, wenn man 
auch fie abwechfelnd zum Gipfel erhobe, fie, die nur in der 
Erde ſich nährt, und nur in der Erde den Baum nährt, 
worin ihr wahrer Ruhm befteht? So z. B. fordert die Nas 
tur ded Staated und des Königthumd, daß die Geburt allein 
zu folder Würde berufen koͤnne, es ift alfo eine redhtmäßige 
Ungleihheit, daß nicht jeder König werden kann. Die Nas 
tur der Sandeövertretung fordert, daß dur beftimmte In— 
tereſſen, durch beſtimmte Arten des Berufs jemand dem 
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Ganzen’ verbunden fey. Es iſt daher Feine Ungerechtigkeit, 
daß nicht der eine for gut als der andere wählen und gewählt 
werden fann. Es fordert der Beruf ded Grundadels, daß 
er den lokalen Behörden nicht untergeben ſeyz die Ungleich— 
heit, daß er dem Gemeindeverband entzogen tft, daß er ei⸗ 
nen Gerihtöftand außer der Befisung bey dem Berichte des 
Sreifes hat und ähnliches, iſt daher Feine Zuruͤckſetzung und 
Berlegung der Andern. Die Beltimmung des üffentlichen 
Amtes fordert, daß man die fittlihe Gefinnung der Nation 
und fomit die Gtaatöreligion befenne, fie wenigftens nicht 
durch Befenntniß einer andern ſelbſt thatſaͤchlich und aus— 
druͤcklich verwerfe; es ift daher Feine. Ungerechtigkeit, wenn 
alle, die nicht der hriftlihen Religion angehören, in unfern 
Staaten von öffentlichen Aemtern auögefchloffen werden, waͤh— 
rend es ungerecht wäre, fie in der Berechtigung der Private 
verhältniffe zurüczufeßen, — Privilegium im gehäffigen 
Sinne ded Worts ift nur die Ungleichheit, die Fein Beduͤrf— 
niß in der Sache für ſich hat, und die Zuruͤckſetzung in fol 
hen Berhältniffen, welche aud der ebenbildlihen Natur des 
Menfchen folgen (perfonliche FSreyheit, Vermögen, Eingehung 
von Familienbanden), nicht aber in jenen, weldye die Beherr- 
schung des Ganzen, dad Band der Gemeinfchaft betreffen. — 

Wenn Gleihheit vor dem Gefege ald auszeichnen 
der Charakter unferer Zeit im Gegenfage zur vergangenen ei— 
nen wahren Sinn haben foll, fo Fann damit nicht die Auf- 
hebung aller rechtlichen Ungleichheiten gemeint feyn, fondern 
nur dieſes: daß dad Gefes in gleicher Nothwendigkeit über 
Alten steht, nicht Einem Menfchen oder Stande unterthan 
it, nur über die andern herrſcht, daß daher die Stellung 
zur Macht des Geſetzes, wenn gleich bey umgleiher Bezie— 
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hung zu feinen Inhalte, Allen. diefelbe ift. Dadurch ift 
dad Weſen der Berechtigung, des Gehorfamd aegen das Ges 
fer, des Schutzes durdy dad Geſetz Allen gleih, nur die ver— 
fehiedenen Befugniſſe find ungleich, gleihwie das menſchliche 
Weſen allen dajjelbe iftz aber Gaben, Beruf, Individualität 
verfihieden find. — Richtet fih nun noch die Verfihiedenheit 
der rechtlihen Stellung bloß nach den Anforderungen, welche 
die Natur eined jeden Verhaͤltniſſes und Bandes mit fid 
bringt, fo. beiteht die vollfommenjte Gleichheit, welche m 
das Necht gefordert iſt. 

Daffelbe gilt auh in Beziehung auf Ehre und öf— 
fentlide Sitte. Aud die Ehre ift allen nach der Einheit 
des menfchlichen Weſens ſpecifiſch dieſelbe; allein die verfchies 
dene Stellung macht Unterſchiede. Schon in der Familie ift 
der Mann anderd ald die Frau, der Dater höher als die 
Kinder geehrt. Eben fo verhält es fi) in den vffentlichen 
Zuftanden. Das Amt fordert, daß denen, die es befleiden, 
Pierat und Auszeihnung gezollt werde, der eine Stand hat 
nach feinem Beruf einen Vorrang vor dem andern u. ſ. w. 
Diefe Ungleihheiten konnen nad) der organifchen Geftalt der 
menfdslichen Gemeinschaft nicht aufgehoben werden, und am 
ſchlimmſten wäre eö, wenn fie etwa aufgehoben würden, nur 
um der VBermogensverfchiedenheit die Abftufung der Ehre zu 
überlaffen. Es foll nur jene Eine fpecififhe Ehre, die allge 
meine Menfchenwurde, das Vorherrfchende feyn, und die Un— 
gleihheiten für das Minderbedeutende gelten. Jene ift das 
Ewige, das Wefen, diefe find dad MWandelbare, die Aeuße— 
rungen. In diefem Verhaͤltniſſe follen fie dem Bewußtſeyn 
erfyeinen s— Ein Zuftand wefentlicher Gleichheit der Ehre 
mit der gewiſſenhafteſten Belaffung ihrer Abjtufungen war 
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das Ritterthum, wie Burfe begeiftert ed fehildert: die höchite 
Berehrung vor dem Lehnsheren, dem Fürften, dem Kaifer, 
und dennod dad Bewußtſeyn, das ſich überall aͤußert, daß 
felbft fie nichts Hoͤheres dem Weſen nach feyn Fonnen als 
Ritter. Dieß ift ein wahres Vorbild für dad Verhaͤltniß 
von Gleichheit und Ungleihheit. Nur muß in unferer fort 
gefchrittenen Zeit am die Stelle der Standeswinde (Ritters 
ehre) die Menſchenwuͤrde treten. Auch bey uns follte daher 
eine aͤhnliche Pietät gegen den Monarchen, gegen den geiftlis 
hen Stand, gegen das weltliche Amt, eine Anerkennung der 
höhern Stände in der Sitte beftehen, aber vdeffenungeachtet 
überall es fi aufern, daß felbit der Konig nichtd höheres 
feyn fann „als Menſch. Zu tadeln ift daher z. B. die Ab» 
fonderung des Adeld in den gefelligen Verhaͤltniſſen, ftörend 
und geſchmacklos iſt unfer Titelwefen in Deutfchland und 
aͤhnliches. Dagegen der Wahrheit vollkommen entfpredyend 
ift die Stellung, welche jetzt won den meiften deutſchen Fürs 
ften angenommen wird, welche jedem Unterthanen als ein 
Menſch dem Menfhen, ald cin Gebildeter dem Gebildeten 
gegenüberjtehen, ohne dadurch ihrer Föniglihen Erhabenheit 
und Majeftät zu vergeben. — 

Die gefelligen Einrichtungen: find der Leib der Gefchichte, 
fie felbft, ihre freye Lenkung, zu der fie die einzelnen’ Pers 
fonlichfeiten als ihre Werkzeuge fich erſieht, foll immer mehr 
herrfchend werden über diefen Leib. Daher ift es ein notl)- 
- wendiger Fortfhritt, daß die Unterſchiede, welche diefer Bau 
der Einrichtungen mit fi) bringt, immer mehr zurüuͤcktreten, 
und das perjönliche Können und Bollbringen immer mehr an 
Achtung zunehme, immer ungehemmter nad feinem hoͤhern 
Beruf fih aͤußere. Aufgehoben jedoch duͤrfen diefe Unter- 
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fehiede nie werden; der Leib ift dazu bejtimmt, dem Geiſt 
und Willen immer mehr zu, dienen, aber nicht feine eigene 
Gliederung aufzulofen. Demgemäß iſt es ein VBerdienft der 
Zeit, daß Stand und Amt in ihrer Verehrung ermäßigt 
werden, damit perfünliche Fähigkeit zur Geltung und zur 
Wirkſamkeit Fommen. Die religiofe Gefinnung felbft Fann 
nicht allgemein lebendig werden, fo lange die Standesaus— 
zeihnungen im öffentlichen Leben fo viel gelten, Ihre Herrs 
lichkeit zu ſchwaͤchen war ein großer Schritt für die wahre 
Kirche, wenn auch keineswegs die hriftlichen Jdeen das Bes 
wegende dabey waren. Wenn fie die ungebührlihe Macht 
vollends verloren haben, und fo das Ziel der Bewegung ers 
reiht it, dann wird auch die Pietät, die während ded Kam— 
pfes verloren ging, wieder in ihre Stelle treten. — 

Die innerjte Gleichheit in der Sitte, in dem Leben felbft, 
nicht bloß in der rechtlichen Einrichtung ift nun bloß durch 
die religiofe Gefinnung zu erreihen. Nur hier in der 
Demutl) vor Gott, in der gleichen Hoffnung auf dad zus 
Fünftige Reich, in der hriftlihen Liebe verfehwindet der Uns 
terfchied. Nur bier ift es, wo feine Audzeichnung des Bes 
rufs und der Stellung empfunden wird, weder vom Höhern 
ald Vorzug noch vom Niedrigern ald Verfürzung. Nur hier 
und fonjt nirgend ift wahre Gleichheit. Selbſt im Verhält- 
niß zwifchen Herrfchaft und Dienftboten — dem ungleichften 
‚von allen menſchlichen Berhältniffen, weil ed in einem Ge— 
borfam bloß zum perfonlichen Zwecke des Herrſchenden be= 
ſteht — felbit in dieſem Verhaͤltniß wird durch fromme Ge— 
finnung und Gemeinfhaft in ihr die Ungleichheit aufgehoben, 
ohne das Anfehen der Herrſchaft und die Unterordnung des 
Dienftboten dadurch zu entfernen. Die revolutionäre Gleich— 
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heit nimmt den Unterfhied nur in Form und Recht, nicht 
in der That und dem wirklichen Leben hinweg, fie iſt bloße 
Taͤuſchung. Nur hier ift eine er dauernde, befriedi⸗ 
gende Gleichheit, 

Das Chriftenthum bewirkt aber noch eine Gleichheit ganz 
anderer Art ald die weltliche Anſicht fie auch nur ald Auf— 
gabe ahnet. Es hat nämlicdy jeder Menſch feinen befondern 
Beruf, fein befondered Amt in dem Bau der gefelligen Ein— 
richtungen, es ‚hat aber auch jeder Menſch feinen befondern 
Beruf, fein befonderes Amt, wozu. ihn Gott auderfehen und 
auögeftattet hat in dem Plan der Gefchichte. Denn die Men- 
ſchen bilden eben fo fehr das zeitliche Reich Gottes felbit, als 
den Leib und: Träger deffelben. Das Amt eined Menfchen 
in der Geſchichte kann ein fehr hohes, und fein Amt im 
rechtlichen Verbande dabey ein ſehr geringes feyn und umge— 
kehrt. Nach diefem Beruf in der Gefchichte hat jeder befon- 
dere Gaben, und befondere Leiftungen, die ihm auszurichten 
beſchieden find, wie er nad) feinem Beruf in dem rechtlichen 
Berbande befondere Nechte bat. Das Ehriftentyum fordert 
nun aber, daß nicht bloß die Ilngleichheit aus Amt und Stand, 
jondern auch die Ungleichheit diefer perfünlichen Gaben und 
Leiftungen in: dem allgemeinen Bewußtfeyn der Verdienſtlo— 
figkeit und in der Demuth vor Gott ſich ausgleihe, — Die 
Revolution vertilgt alle LUnterfchiede des Standes; dagegen 
die Unterfehieoe der Gaben, ſey es nur der gemüthlofeften 
Klugheit, läßt fie beftehen, ja felbft der ganz verdienftlofe Vor: 
zug des Dermögend macht fich in ihrem Gefolge vor andern 
Rüdfihten geltend. Das Chriſtenthum hingegen tilgt nirgend 
die Unterfchiede, es erhebt aber überall die Menfchen uber fie 
zur hoͤhern Einheit und Gleichheit. 
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Erſter Abſchnitt. 


Gemeinde, Stand und Genoſſenſchaft, als 
Elemente des Staats. 





Sowohl die Gemeinde, als der Stand und die auf ihn ge— 
gruͤndete Genoſſenſchaft haben ein eignes Princip, welches 
durchaus nicht daſſelbe mit dem des Staates iſt. Der Staat 
iſt keine Gemeinde oder Standesgenoſſenſchaft in vergroͤßer— 
tem, Gemeinde und Genoſſenſchaft find nicht Staaten in vers 
jüngtem Maaßſtabe. Allein Gemeinde, Stand und Genoffen= 
haft find doch als Verbindungen für zeitliche Intereffen im 
Staate begriffen, fie find ergänzende Glieder deffelben. So 
haben fie auf der einen Seite cine felbitftändige Bedeutung, 
und demgemäß die Anforderung einer felbititändigen Berfafs 
fung und Berwaltung, auf der andern Seite find fie Ele 
mente des Staatd, und von ihm beherrfcht. Erft der Staat 
ift in fi gefhloffen, und darum von feiner andern Anſtalt 
abhängig — fouverän. 

Dad Princip der Gemeinde und das der Stände und 
Genoffenfchaften ftehen aber auch unter ſich wieder in Be— 
ziehung und Wechſelwirkung. Denn die gemeinfamen Inter= 
effen des Standes äußern fich in der bejtimmten 2ofalität, 
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und umgekehrt fordert die lokale Gemeinſchaft eine Verſchie— 
denheit der Beſchaͤftigung und gegenſeitige Ergaͤnzung. So 
wirkt die Gemeinde beſtimmend auf die Staͤnde, die Staͤnde 
und ihre Genoſſenſchaften wirken beſtimmend auf die Ge— 
PT ORDER —3 


Erſtes Kapitel. 
Die Gemeinde. 


Weſen und Wirkungskreis der Gemeinde, — Ihr Charakter als juriſtiſche 
Perfon. — Land» und Stadtgemeinde. — Gemeindebürgerrecht — Ge. 
meindeverfaſſuig. — Gemeindeverwalrung. — 

Die allgemeine menſchliche Beſtimmung zum gemeinſa— 
men Gehorſam unter einem Hoͤhern unterwirft jeden auch 
ohne ſeinen Willen dem Boden, das iſt ſie unterwirft ihn 
der gegliederten Gemeinſchaft der andern, die ſich mit ihm 
auf demfelben Boden befinden. Auf diefem Grundfaß beruht 
die Gemeinde, auf demfelben der Staat; beydx dulden Feiner 
im ihrer Mitte, der ihnen nicht huldigt, und wer ihren räume 
lichen Kreis betritt, der tritt auch in den Kreis ihrer Herr— 
ſchaft. — Das eigenthuͤmliche Band der Gemeinde aber ift 
die Gemeinfhaft in dem engen Raum, den der Menſch 
auch im irdischen Zustande mit feiner leiblichen Gegenwart 
noch zu beherrfchen im Stande ift. Sie ift die Urſache eines 
‚eigenen Nechtöverhältniffes, weil durch den Fall in dad ma» 
terielle Dafeyn diefe Herrfchaft im weitern Bereiche verloren 
worden ift. Sie bewirkt die ftete tägliche Berührung der Per- 
foren, die unmittelbare Nachbarfchaft der Sachen. Sie hat 
um Staate, obwohl auch er raͤumlich gemeinſame Jutereſſen 
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verfolgt, nichts Entſprechendes. Gegenſtand des Gemeinde— 
verbandes iſt denn auch nur dad, was durch ſolche unmittel⸗ 
bare Naͤhe zur gemeinſamen Angelegenheit wird. Dahin ges 
hört vor Allem der Lebensbedarf. Die auf Einen Raum ge— 
drängten Menfchen mülfen ſich gegenfeitig ihr tägliches Brod, 
und was fonft zur Erhaltung und zur Annelmlichkeit des 
phyſiſchen Dafeynd gehört, gewähren. Es folgt daraus die 
gemeinfame Fürforge für die lokalen Erwerbzweige, für die 
Produktion, für ven lofalen Abſatz, dann die Erhaltung der 
Armen, die Pflege der Siranken. Es gehört dahin ferner der 
gemeinfame Schus gegen die Natur, gegen Waſſer- gegen 
Feuergefahr. Endlich die Sorge für die Oertlichkeit ſelbſt: 
Reinlichkeit, Verſchoͤnerung, Verbindung durch Nachbarftras 
ßen. — Es kann die oͤrtliche Gemeinſchaft des Intereſſes auch 
oft auf einzelne Sachen und einzelne Beziehungen ſich beſchraͤn— 
ken z. B. die gemeinſame Gefahr der ans Waſſer graͤnzenden 
Grundſtuͤcke, worauf die Deichgemeinde und das Deichrecht 
ſich gruͤnden. Es gilt auch hiefuͤr, ſo weit das gemeinſame 
Intereſſe reicht, der allgemeine Grundſatz der Gemeinde: „der 
Boden macht ſich die einzelnen Menſchen auch gegen ihren 
Willen unterthan.“ — Außer dieſen eigenthuͤmlichen Ge— 
meindeangelegenheiten kommt es aber der Gemeinde 
zu, als ein geſondertes Glied des Staats in ſeinem Namen 
und Auftrag die Iofale Ausführung der allgemeinen 
Staatsangelegenheiten (als der Sicherheit, der Bil- 
dung, ded Verkehrs durch Landitraßen u. ſ. w.) zu beforgen, 
daher die Handhabung der niedern Polizey, die Verwaltung 
des Orts-Schulweſens u. ſ. w. — 

Wenn nun die Gemeinde dieſe —— —— beſorgt 
und beherrſcht, fo muß fie, da es hiezu auch eines Vermoͤ⸗ 
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gend. bedarf, als ſolche Subjekt von Vermögen (von Beſitz, 
Rechten, Berbindlihfeiten) feyn koͤnnen. Dieß iſt der Be⸗ 
griff der juriſtiſchen Perſon mit allen ſeinen Folgen. 
Die Gemeinſchaft, die über Allen iſt kraft höhern Auftrags 
und Beltimmung, ift ihm gemäß Rechtsſubjekt, ſo daß die 
Einzelnen als ſolche keinen Antheil weder an den Rechten 
noch an den Verbindlichkeiten haben; ſondern nur mittelbar 
von dem Rechtsverhaͤltniß der Gemeinde beruͤhrt werden, in⸗ 
dem ihnen die Fuͤrſorge derſelben zu Statten kommt, und 
ſie fuͤr den Bedarf derſelben beytragen muͤſſen. Das iſt der 
durchgreifende, gar Feine Analogie geſtattende Unterſchied dies 
ſes Begriffs von dem der Geſellſchaft. — Auch der Staat 
iſt in feinem Vermoͤgen eine juriſtiſche Perſon (der Fiskus); 
denn hier bey dem Bermögendbedürfniß unterfcheidet fich die 
territoriale Gemeinfchaft gar nicht von der lokalen, es ift das 
Berhältniß der Gemeinde — nicht ein dem Staat eigenthuͤm— 
liches — das auch im großen erweiterten Bande des Staates 
noch als daffelbe fortbefteht. Deßgleichen bey der Kirche. — 
Durch diefen Begriff der juriftifchen Perfon erfcheint die höhere 
Macht, die Anftalt felbft, die über den Menſchen ift, in Ver— 
mögendrucfiht ihmen gegenüber als ein Gleicher, ein Private 
and Subjekt von Privatverhältniffen. — *) 


.*) Hier alfo bey der Gemeinde und ihrer Beftimmung tft der Urs 
fprung des Begriffs der juriftifchen Perfon, und hier denn auch 
feine Stelle im Syſtem, nicht im allgemeinen Theile als eine 
‚Eintheilung des Begriffs der Perfon. Dort darf er bloß ange: 
‚beutet werden, die Ausführung gehört in das Gemeinderedt. 
Denn nur aus der Nothwendigkeit, daß die Gemeinde als foldhe 
für ihren Beruf Vermögen habe, geht: ihre, der Perfon analoge 
Behandlung in diefer Beziehung, und auch nur in diefer Bes 
ziehung, hervor, und es gibt Feine andern juriftifchen Perſonen 
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Der vorzüglichfte Gegenftand des Gemeindeverbandes iſt, 
wie eben gezeigt worden, die Sorge für die gemeinfame Er— 
zeugung und gegenfeitige Gewährung des Vermoͤgens. Die 
Gemeinde ift daher verfchiedner Art, je nach der Arr der Ber- 
mögenderzeugung, der Nahrungszweige, die im ihr betrieben 
werden. Hierauf beruht der Unterfchied der Land= und 
Stadtgemeinde Sene befhränft fi auf den erften un— 
entbehrlichen, durch die Natur gegebenen Nahrungszweig — 
den Landbau; letztere betreibt nody die andern, der An— 
nehmlichkeit und der höhern Entwicklung dienenden Nahrungs— 
zweige — Gewerb und Handel, in welche dann ihre Glie- 
der fi) theilen. Die unterfcheidenden Wirfungen bievon find 
durchgreifend. Die Landgemeinde ift einfache Gemeinde, die 
Stadtgemeinde beftelt aus mehreren Genoffenfchaften, weil 
mehrere Berufdarten in ihr find. Die landbautreibende Ges 
meinde kann nicht die große Ausdehnung erhalten, und in ih— 
rem Eleinen Raume wieder find die Menfchen nicht fo anein— 
andergedränat, weil jeder eine breitere Unterlage an feinem Bes 
fisthum bedarf, und nur die Nähe der gewährenden Natur, 
nicht die der Menfchen, zu fuchen hatz fie wohnt in Doͤr⸗ 
fern, Die gewerbtreibende Gemeinde hingegen mehrt und 
drangt fi) in den Städten; denn hier wird alles in der 
gegenfeitigen Mittheilung gefucht und gefunden, und enger 
Kaum genügt jedem für feine Arbeit. Endlich kann bey der 


als fie, und was ihr angehört z. B. Stiftungen. — Denn mit 
Unrecht betrachtet man die hereditas jacens und ähnliches als 
eine juriftifche Perfon. Wie unpaflend fteht auch die ganze Lehre 
von der Aufnahme der Mitglieder, der Abflimmung, dem Ver: 
hältniß der Vorfteher u. f. w. in der allgemeinen Einleitung zum 
Vermögens- und Familienredte! 
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Einförmigkeit der Verhältniffe, dem geringen Verkehr der 
Menfchen, der Mittellofigkeit nicht die Bildung auf dem Lande 
entftehen, welche in Städten dad rege Leben, die Mannigfal- 
tigkeit der-Anfhauung, und die Ausbildung befonderer Stände, 
die, der Förperlichen Arbeit mehr oder weniger enthoben, blos 
geiftigem Streben obliegen, mit fi) bringen. Diefe Unter— 
fehiede muͤſſen fich nicht bLo8 in der Verfaſſung und-innern Ver— 
waltung dee Gemeinde außern, fondern felbft in der Art wie 
der Staat über fie herrfht. So z. B. ift die Trennung der 
Zuftiz und Adminiftration, welche in der hohern Inftanz und 
in Städten dad Angemejfene ift, nicht in erfter Inſtanz auf 
Sandgemeinden zu übertragen. Hier fodern die räumliche Ent» 
fernung, die Einfachheit der Verhältniffe, der Einfluß, wels 
chen hier die Kenntniß der ganzen Lage auf die Schlichtung 
der Nechtöhändel hat, endlich die Stufe der Bildung und der 
Mangel an ftetö bereiter Rechtsbelehrung, daß beydes vereis 
nigt ſey. — 

Da die Gemeinde eine eigenthuͤmliche Gemeinſchaft, ver— 
ſchieden von der des Staates iſt, ſo muß auch das Recht der 
Theilnahme an ihr geſondert ſeyn von der allgemeinen Theil- 
nahme am Staate. Es muß fuͤr jede Gemeinde ein beſonde⸗ 
res Gemeindebuͤrgerrecht beſtehen, das nicht durch das 
Staatsbuͤrgerrecht ſchon gegeben iſt; und es darf ſchlechterdings 
nicht die Staatsregierung, ſondern nur die Gemeinde ſelbſt die 
Befugniß haben, neue Glieder aufzunehmen nach ihrer Wahl 
und ihrem Zutrauen. Schon aus der Verpflichtung der Ge— 
meinde, ihre verarmten Mitglieder zu ernaͤhren, folgt fuͤr ſie 
auch das Recht, daruͤber zu wachen, daß ihr ſolche Laſten nicht 
zufallen. Da die Gemeinde aber doch auf der andern Seite 
auch wieder ein Theil des Staates iſt, ſo kann Gemeinde ge— 
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gen Gemeinde fih nicht in der Art abſchließen wie Staat ge— 
gen Staat; fondern der Eintritt eines jeden Staatöbürgerd in 
irgend einen Gemeindeverband muß möglich und gefichert feyn, 
wenn er nur den befondern Anforderungen für ihn genügt. Es 
muͤſſen Geſetze der Ueberfiedlung beftehen. Die Regie 
rung darf Feinen zum Gemeindemitglied machen nad) ihrem 
adminiftrativen Ermeffen; dad darf nur die Gemeinde felbft. 
Aber dad Gefeß ded Staated kann dazu machen, wo es dann 
nicht mehr vom Ermeffen der: Gemeinde abhängt, Der ges 
feslihe Weg, Theilnahme am Gemeindeverband, ungeachtet 
des MWiderfpruchd zu erlangen, ift vor allem der Erwerb von 
Realitäten. Er kann niemanden nirgend verboten werden, 
und durch ihn entiteht wirkliche Gemeinſchaft an den ortlis 
hen Intereffen; er muß daher zum Gemeindebürgerrecht fuͤh— 
ren, vorausgefegt daß ed ein wirklicher Erwerb ift, der im— 
mer zugleich auch eine Bürgfchaft eigner Ernährung gewährt, 
nicht ein feheinbarer mitteljt Schulden, und daß dem Erwers 
benden nicht die allgemeine Vorbedingung perfönlicher Unbe- 
fholtenheit fehlt. So muß die Gemeinde dem ſaͤchlichen, 
nicht aber dem perfonlidhen Eintritt offen ftehen, leen⸗ kann 
nur von ihr ſelbſt gewaͤhrt werden. — 

Die Gemeinde muß ihrer Selbſtſtaͤndigkeit gemaͤß auch 
eine vom ganzen Organismus des Staats geſchiedene Ver— 
faſſung haben, cine ſelbſt gewaͤhlte, nicht vom Staat ges 
gebene Gemeinde-Obrigkeit. Ihr Ziel fordert eine verwal- 
tende Behörde, Magiftrat, und eine ſolche, die ihr gegens 
über die ftändigen Intereffen der Gemeinde vertritt, Ge» 
meindevertretung, Ausfhuß. Für befonders bedeus 
tende Fälle wäre es auch eine angemeffene Einrichtung), die 
Stimmen der fänmtlihen Gemeindeglieder einzuholen, und 
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in ihrer Mehrheit die Entfcheidung zu fuchen, eben fo wie 
bey Wahlen. Die Gliederung diefer Behörden aber muß aus 
den inneren Lebenöverhältniffen und Elementen der Gemeinde 
hervorgehen. Jede Gemeinde ift, wie jeder Staat, fchon na⸗ 
tuͤrlich und tharfächlic verfaßt, die rechtliche Verfaſſung foll 
nichtö andered ald Ausdruck und Befeftigung diefer natürlis 
hen feyn. Die Behörde an der Spitze der Verwaltung nun 
muß in allen Gemeinden auf ähnliche Weiſe gebildet ſeyn. 
Es kann nur der Unterſchied einer zahlreihern Belebung, 
höherer Nequifite an Bildung (Nechtögelehrfamkeit) , befondes 
rer Aemter für gewiſſe Zweige der Verwaltung (Bauräthe, 
Stiftungöräthje u. f. m.) beitehen. Das vertretende Colles 
gium aber muß wefentlich verfchieden feyn in der Land» und 
in der Stadtgemeinde. Denn fo wie das Intereffe der Lande 
gemeinde nur eines ift, das des Grundbefises und Aderbaus, 
fo iſt diefe Vertretung auch nur einfach, ein weiterer Aus— 
ſchuß aud der Gemeinde neben dem engern der Gemeindes 
obrigkeit. Dagegen in der Stadtgemeinde, die ſich in Stände 
und Genofjenfhaften fondert, iſt auch dad Intereſſe ein vers 
ſchiednes, und jedes diefer verſchiednen Gemeindeintereffen muß 
auch feine bejondere Vertretung finden, fowohl das befondere 
Interefje jeder Standeögenoffenfchaft ald das allgemeine des 
Befißed (der Haudeigenthümer), vielleicht fogar das des notl)= 
wendigen Wohnort in der Stadtgemeinde (der Staatödies 
ner u. ſ. w.). Etwas Aehnliches, nur in minder auögebildes 
ter Weife und mehr aus zufälligen Gründen, enthielt die aͤl— 
tere Berfaffung, nad) welcher die verwaltende Behörde mei— 
ftend aus Patriciern, die vertretende aus den Handwerkern 
gewählt wurde (Eleiner und großer Rath). Unſere Staͤdte— 
verfaſſungen fcheinen in diefer Beziehung zu abjtraft zu feyn, 
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und fie mußten dieß audy nothwendig werden, da man die 
Gewerbögenofjenfchaften felbft aufzuheben ftrebte. Cie laffen 
die Vertretung eben fo unbeftimmt und allgemein aus den 
Gliedern überhaupt wählen wie ven Magıiftrat, in der Meis 
nung, daß dur die mechanische Einrichtung von Gewicht 
und Gegengewicht die gute Ordnung erfchöpft fey, fo daß die 
eigenthümlichiten Elemente des ftädtifchen Lebens, die verfchies 
denen Erwerbzweige, auf Berfaffung und Verwaltung feinen 
Einfluß mehr haben. Bey folder Abſtraktion ift es auch nas 
türlih, daß ein und diefelbe Verfaffung für alle Gemeinden 
paßt, während fie fi doch modificiren follte je nad) der Zus 
fammenfesung der Stände und Berufsarten, aus welchen 
jede Gemeinde befteht, und der befondern Bedeutung, die je 
der Stand in einer Gemeinde einnimmt. Wenn in einer 
Gemeinde nad ihrer natürlichen Lage der Weinbau, oder die 
Gewerbe, oder der Handel den Hauptnahrungszmweig bilden. 
muͤſſen, follte ed da nicht angemefjen feyn, daß den Wein: 
bauern, den Gewerböleuten, dem Handelsſtande auch die 
erfte Stimme bey Bertretung der Gemeindeintereffen zukom— 
me? Nah folder abjtrafter Gemeindevertretung aber Fann 
diefed nicht erreicht werden, 

Wenn die Berfaffung der Gemeinde gefchieden ſeyn muß 
von ‚der des Staates, fo aud) ihre Berwaltung. Beydes 
folgt daraus, daß dad Weſen und die Beftimmung der Ge— 
meinde eigenthumlih und vom Wefen und der Beltimmung 
des Staates verfchieden ift, fomit ein eigenthuͤmliches, felbits 
ftändiged Dafeyn hat. Denn alle Selbſtſtaͤndigkeit des Da— 
feynd fordert auch eine Selbſtſtaͤndigkeit des Handelnd. — Die 
Gemeinden müffen eine felbftftändige Verwaltung haben, fie 
müffen frey feyn, ihr oͤrtliches Beduͤrfniß und Intereſſe nach 
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allen Seiten hin zu wuͤrdigen, und danach die Anſtalten zu 
treffen. Das beſchraͤnkt ſich nicht auf bloße Vollziehung und 
Handhabung der vom Staate zu ihrem Wohl gegebenen An— 
ordnungen, ſondern die Anordnung ſelbſt, ſoweit ſie oͤrtliches 
Intereſſe betrifft, muß der Gemeinde zukommen. Der Staat 
ſoll durch allgemeine Geſetze die Baſis für die Gemeindeverwal—⸗ 
tung bilden, aber von dieſer Baſis aus ſoll dieſe ſich ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig und frey bewegen nach dem eignen Ermeſſen der Gemeinde 
oder ihres Organs, der Gemeindeobrigkeit. Das gilt nicht 
bloß für Vermoͤgensverwaltung, ſondern für jede andre An= 
ordnung, was örtliche Einrichtungen von irgend einer Art zum 
Dortheil der Nahrungszweige, zur Verpflegung der Kranken, 
zur Berforgung der Armen, zur Erhaltung guter Sitten und 
öffentlichen Anftandes u. ſ. w. betrifft. Die Gemeindeverwals- 
tung foll für reine Gemeindeangelegenheiten eben fo von der 
Gemeinde ausgehen wie die Staatöverwaltung von der Regie— 
rung auögeht, beyde find bloß gebunden durch das Gefeß; nur 
daß die Gemeinde ſich dad Geſetz nicht felbit gegeben, fondern 
ed vom Staat empfangen hat, und daß fie an der Regierung 
fomohl einen Wächter des Gefeßed über fid) hat, ald auch auf- 
ferdem der Aufficht derfelden unterliegt. Diefe Aufficht der Re— 
gierung beſteht theild, damit nicht eine Gemeinde die andere Ge— 
meinde verfürze, und fo dad allgemeine Wohl leide, z. B. 
Gewerbsmaßregeln treffe, welche fie felbft heben aber eine Nache 
bargemeinde brach legen; theils beſteht fie fogar auch zu ihrem 
eignen Belten, z. B. Eurstel über dad Gemeindevermögen. 
Alle Aufſicht ift aber bloß ein Zuruͤckweiſen und Einſchraͤn— 
fen, nicht ein eignes pofitived Beftimmen und Anordnen. — 
Anders verhält es fich bei den Angelegenheiten, welche eigent= 
ih Sache ded Staats find, und der Gemeinde nur zur 


304 IV. Bud. Das öffentlihe Recht. I. Theil. Der Staat. 


Ausführung zukommen, wie die niedere Polizey, das Schule 
weſen. Hier ijt ein pofitives Anordnen und Eingreifen der 
Staatsbehoͤrde am Orte, obwohl felbft hier, fomweit die Ans 
ordnungen ſich lofalifiren und dadurd befondere Geftalt ans 
nehmen müffen, vorzüglich was die Art der Bollziehung bee 
trifft, vielleicht der Gemeinde noch ein freyer Spielraum zu 
laffen wäre. Denn diejenigen Angelegenheiten, die auch in 
der Ausführung nicht von der Dertlichkeit beftimmt werden, 
und nicht jeder Dertlichkeit noch beſonders ald folcher dienen, 
wie die Nechtöpflege, das Kriegsweſen, das höhere Bildungs- 
wefen, diefe alle find der Gemeinde überhaupt nicht zur Bes 
forgung zu übertragen. — Die Gemeinden werden befeftigt, 
wenn ihnen Gewalt über ihre Glieder eingeräumt, aber auch 
die Verantwortlichkeit für ihre Glieder auferlegt wird, Die 
Gemeinde muß die Macht haben, Glieder aufzunehmen und 
abzumeifen (f. oben), dafür ift fie verantwortlid) für Erhals 
tung der Verarmten; fie muß Macht haben, gewifje Zweige 
der Polizey nad) ihrer Lokalitaͤt auszuüben, dafür ift fie ver— 
antwortlih für ihre gute Vollziehung; ihr muß es zuftehen, 
den Anfchlag des Grundbeſitzes zum Zweck der Gicherung 
durch Hypothek zu machen, dafür ift fie verantwortlih für 
die Schäßung u. f. w. Denn Macht und. Verantwortung 
bedingen fi) gegenfeitig, und fie find der Gemeinde fo viel 
ald möglich bey allen örtlichen Angelegenheiten zu übertragen, 
dadurch wird fie ein in ſich gefchloßner und lebendiger Ver— 
band, was fie feyn foll. | 

Die Autonomie der Gemeinden in der frühern Zeit über- 
fchritt das Princip dee Gemeinde, aud welchen fie allein zu 
rechtfertigen ift, indem fie auch folche Intereffen umfaßte, die 
nicht mehr örtlicher Natur find, z. B. Nechtöpflege oder in 
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fo vielen (den freyen) Städten fogar Zoll, Münze, Trup⸗ 
penwerbung und Selbftsertheidigung. Auch war fie ohne die 
beftimmte gefegliche Grundlage und die höhere Auffiht, durch 
welche die allgemeine Ordnung des Staated in allen Gemein- 
den gleichmäßig erhalten wird. — In der neuern Zeit hin— 
gegen und befonderd von Frankreich aus bildete fid) dad Sy— 
ftem der Centraliſation. Es beruht auf dem wahren 
Motiv, die früher von einander gelöften auf fich beſtehenden 
Glieder ded Staates zu einem Ganzen, einem Leibe der alle 
feine Glieder beherrſcht, zu vereinigen, Diefe Einigung ift ein 
Beruf der neuern Zeit, auf welchen ihre Begebenheiten hin= 
ftreben, und ein entfchiedener Charakterzug derfelben im Ge» 
genfage der Aufgeloͤſtheit des Mittelalterd (©, oben ©, 107 
u. 108.) Allein die Ausführung dieſes Syftemd war nicht 
die richtige, indem ed die Verwaltung audy der wirklich oͤrt— 
lichen Angelegenheiten den Gemeinden gänzlich nahm und an 
die Regierung des Staated zog. Dadurch ward die Gemeinde 
zu einer bloßen Eintheilung des Staatsgebiethes, einem ab> 
gegranzten Bezirk für die allgemeine Verwaltung. Man 
wollte die Gemeinden zu organifch verbundenen dienenden Glie= 
dern ded Staatöforperd machen; aber man machte fie wirf- 
lich nur zu mechaniſch gefügten Theilen der Staatsmaſchine. 
Die Nichtigkeit diefer Ausführung des Eentralifationsprincipes 
thut ſich ſchon empirifch handgreiflic Fund, indem die Buͤraux 
unmöglich im Stande find, dem Gefchäfte, welches genaue 
örtliche Kenntniß vorausfest und befondere ungetheilte Sorg— 
falt heifcht, ordentlich) vorzuftehen. Sie ftellt ſich eben fo ſicher 
der allgemeinen wiſſenſchaftlichen Betrachtung dar; denn die 
Gemeinde ift ihrer Natur nad) etwas Eigenthüumliches, Spe— 
Stahl Rechtsphil. I. ı. 20 
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cififches, und hört durch diefe Einrichtung auf, es zu feyn. 
Bey folcher Zerftorung der einzelnen lebendigen Glieder des 
Staatskoͤrpers geht dann auch jede zerftörende, revolutionäre 
. Bewegung durch, die außerdem an ihnen Widerjtand finden 
müßte, wie dad Beyfpiel Frankreichs diefed beſtaͤtigt. — Seit 
der Neftauration ıft denn wenigjtend in Deutfchland dad Bes 
dürfniß rege geworden, die Gemeindeförper wieder zu beleben. 
Namentlich ift ein großer Schritt dadurch gefchehen, daß man 
ihnen die eigene Verwaltung des Gemeindevermögens zurüdz 
gab; denn ihre Entziehung war der tiefjte Eingriff in das Recht 
der Gemeinde, Die neuern Gemeindeordnungen find im Alls 
gemeinen von dem rechten Principe geleitet. Es foll den Ges 
meinden ein felbjtftändiged Dafeyn und Wirken gefichert wer— 
den, wie dieß in früherer Zeit ihnen Glan; und Regſamkeit ver= 
lich, daß ein Werteifer unter ihnen entftche, ein Bewußtſeyn 
der Ehre, einer bejtimmten Gemeinde anzugehoren, ein feited 
Band unter den Gliedern. Dennoch aber ſoll die Gemeinde, 
ald ein Glied ded Staated von feinem Weſen, wie ed in den 
gefeslihen Grundlagen bejteht, durchdrungen, und von feiner 
Regierung umfangen und beherrfcht werden. Die Aufgabe aber 
it ed noch, mit Sorgfalt die einzelnen Zweige der Verwaltung 
auszufheiden und zu unterfuchen, jeden nad) feiner eigenthuͤm⸗ 
lihen Natur, um danach für jeden befonderd den Wirfungs- 
kreis der Gemeinde und der Centralregierung zu beftimmen, 
je nachdem er von mehr allgemeinem oder mehr örtlichen In— 
terejje it, und ob es ihn fordert oder beeinträchtigt, wenn die 
engen perfönlihen Bande der Gemeinde auf feine Berforgung 
einwirken. Es Fonnte aud einer foldhen genauern Unterfuchung 
fi ergeben, daß manches, was die Gemeinden jeßt bloß vollz 
ziehen, ihnen theilweife auch zu eigener Anordnung zu uͤberlaſ⸗ 
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fen, und umgekehrt manches ihnen nicht einmal zur Beforgung 
zu übertragen wäre. _ 

Die ftädtifchen Intereſſen ſind das we Element der 
freywilligen Bereine (Brüderfhaften, Affociationen), 
welche man jeßt fäljchlich zum Zwecke politifher Interefjen und 
Meinungen fordert; denn jene, nicht aber diefe find Sache der 
Privatbeſtrebungen. Für MWohlthätigkeit, für Beförderung 
von Gewerbzmweigen, für gemeinnügige Anjtalten und Unter— 
nehmungen aller Art dürfen und follen fih Vereine bilden, 
und ed ift ihnen nicht bloß die Bewilligung zu gewähren, fon» 
dern nach Umſtaͤnden felbft amtlih die Beforgung folder Ans 
gelegenheiten zu übertragen. Cie find es am meilten, durd) 
welche die Regſamkeit des ftadtifchen Lebens, die Entfaltung 
der Eigenthumlichkeit in jeder Gemeinde, die enge Verbindung 
der Bürger, und die gute und energifihe Verforgung der Ins 
tereſſen gefördert werden. 


Zweytes Kapitel. 
Die Stände, 


Urſprung und Begriff der Stände. — Privatſtände und öffentlihe Stände. — 
Organismus der Privatſtände. — Der Grundiag und feine Anforderun⸗ 
gen. — Die Gewerbe und insbeiundere von der Gewerbfreyheit. — Der 
Handel. — Die Stände für Kunft und WBifenidafr — 

Die Kräfte, welche im Geifte geeint find und ſich leben» 
dig durchdringen, liegen, wenn fie im Materiellen ſich offen» 
baren, getrennt auseinander. Diefed ift die Stufe der Na— 
turfhöpfung. Den Reichthum ded Einen göttlichen Wefens 
offenbart fie in einer Mannigfaltigkeit verſchiedenartiger Ges 
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bilde und Claſſen. Bon diefer Mannigfaltigkeit fehritt die 
Schöpfung fort zur Einheit, die dad Ebenbild Gottes ift, 
zum Menfchen. Aber der Menfch brachte fie wieder zurück 
zu jener Stufe ded Materiellen, weil er ſich felbft dem Ma— 
teriellen hingab. So mußte derfelbe Gang in einem höhern 
Gebiete noch einmal durdfchritten werden. Es kam durch 
die Sünde das materielle Bedurfniß in die Welt, dad Be- 
durfniß der Arbeit und der außern Beherrfchung durch Ans 
ftalten,, weldyed Theilung der Thätigkeit fordert, Es Fam aus 
ihr die Zerfplitterung ded ebenbildlihen Weſens des Menſchen. 
Die Kraft Gotted offenbart fih nun in der Menfchheit in 
gefonderten, verfchiedenartigen Anlagen, Kräften und Faͤhig— 
keiten, und erft am Schluffe der Geſchichte werden wieder 
alle in gleicher Weife an der hoͤchſten Einfiht und Kraft 
und Fähigkeit Theil nehmen, fo daß die ganze Menfchheit 
„Ein volllommener Mann» fey. Hierin ift der Urfprung 
der Stände. Sie find Folge des zeitlichen Zuftandes, und 
muͤſſen dauern, fo lange er dauert, Aber wie in allem Zeit= 
lichen dad Etreben nach dem Emigen ift, fo ift auch in ihnen 
der Trieb, die Gefchiedenheit zu überwinden, und jener zus 
kuͤnftigen Einheit fi anzunähern. Der Anfang ded gefhicht 
lihen Ganged war darum jener niedere Zuftand, die außerfte 
Trennung der Stände in den orientalifhen Kaften, in wel- 
hen die Menſchen-Claſſen, dem Mineralreich aͤhnlich, wie 
verfchiedene Stoffe, die nichtd gemein haben und nicht in 
einander übergehen koͤnnen, nebeneinander gefehichtet waren. 
Die Möglichkeit ded Uebergangd von einem Stand in den 
andern ift der erfte Fortſchritt, dee ſelbſt fich wieder dahin 
fteigert, daß — die Foniglihe Würde ausgenommen — alle 
Stände, felbit der höchfte, der geiftlihe Stand, von Wahl 
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und befonderer Führumg des Lebens, nit von Geburt ab» 
bangen, fo ‚daß jeder zu jedem fähig, und: nur die That und 
Beihäftigung nicht die Wefenheit unter den Menfchen ver- 
fchieden ift. Die Trennung wird noch mehr heruntergedrüct 
durch die Gleichftellung der verfehiedenen Stände in der öffent- 
lichen Achtung, auf melde unfere Zeit ſchon hinausſtrebt, 
die aber erft die chriftliche Bildung wahrhaft gewähren wird, 
Denn nad) ihr erfcheint jeder Beruf als ein Beruf Gottes, 
geheilige dur Ihn, der. ihn gab und den Menfchen hinein- 
feste, und die Ehre hängt nicht von der Art des Berufes ab; 
fondern von der Art wie der Menſch ihn erfüllt, fo daß alle, 
indem fie in demfelben Glauben und demfelben Gewähren> 
laffen des Geifted jeder fein befondered Amt erfüllen, alle der 
gleichen Ehre theilhaftig, und alle ded gleichen einen Zieles 
ftrebend find. Endlich ift es der große Fortfchritt unferer Zeit, 
daß die Sitten und die Bildung der verfehledenen Stände 
nicht mehr ſcharf von einander getrennt find, Ed wird die 
Einfeitigkeit in der ausfchließlichen Befchäftigung eines jeden 
immer mehr gemildert, und die Stände theilen fich gegenfei= 
tig ihre Erfenntniß mit, es erhält jeder eine Einficht in die 
Art und dad Reben ded andern, und, endlich wird immer 
mehr die allgemeine Bildung wirklih allen gemeinfam, — 
Mirft man nun hiebey mit Ariftoteles die Frage auf, ob 
es beffer fey, daß jeder Stand feine Fertigkeit einfeitig aufs 
hoͤchſte fteigern, oder daß bey geringer Ausbildung der einzel: 
nen Kräfte dafür jeder einzelne Menfch mehr eine volle ganze 
harmoniſche Bildung erhalte (|. I. Band S. 19); fo iſt die 
Antwort darauf, daß diefed nicht Gegenfäge find. Die har— 
monifhe Bildung der einzelnen Menfchen mag wohl leiden 
dadurch, daß ifoliete Kräfte und Richtungen ihr Hoͤchſtes er⸗ 
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reihen müffen, aber dieß ift nur ein Durchgangspunkt. Diefe 
einfeitige Steigerung und Ausbildung führt dann wieder das 
hin zurück, daß die volle Bildung felbft in höherem Maaße 
beſtehe. So z. B. werden die wiffenfchaftlichen Beftrebuns 
gen, die ſich jeßt mehr ald je von der Fülle und Toralität 
ded Lebens losgeriffen haben, dennoch gerade dadurch zuletzt 
zu einer Klarheit und Einfachheit der Erkenntniß führen, 
welche es möglich) macht, daß der gebildete Theil ded Volkes 
eine wahre und tiefe Anſchauung in allen Gebierhen des Wiſ— 
fend erhalte, — | 

Die Stande gründen fi nach diefem auf die Theilung 
des menſchlichen Berufed in mehrere Zweige, von denen jeder 
die ganze Lebenöthätigkeit ded Menfchen, der ihm obliegt, 
erfüllt. Aber nur jener Beruf bildet einen Stand, welcher 
eine unmittelbare, außere, regelmäßige Einwirfung aufs Ganze 
hat, welcher Träger des allgemeinen Zuftandes ift, fo daß 
durch ihm auch die ganze Gtellung in der Gemeinfchaft dauernd 
beitimmt it. Der Gelehrte, der für ſich forfcht, der Dilet- 
tant, der mit Kunft und Gewerb ſich den ganzen Tag über 
beſchaͤftigt, gehoͤrt dadurch feinem Stande an. Er ift bloßer 
Privatmann, d. h. er fteht in Eeinem bejtimmten Band und 
Einfluß auf die Gemeinſchaft. — 

Der Beruf ded Menſchen für die Gemeinfchaft ift ent=- 
weder die Beherrfhung und Leitung, welche in höherem Aufe 
trag des gegliederten Ganzen geubt wird — eine nothwendige 
Thaͤtigkeit — fie bildet die offentlihen Stände, den 
Stand der Staatödiener, der Geiſtlichen, der Krieger ; oder 
er ift die eigene freye Thätigfeit für die menfchlihen Beduͤrf⸗ 
niffe, die wohl aufs Ganze wirft, aber nicht vom Ganzen 
ausgeht, fie bildet die Privatftände, Aller Stand, auch 
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der Privarftand, ift aber etwad Deffentlihed, weil er die 
Stellung enthält, die. der Menfh in der Gemeinfchaft ein- 
nimmt, und die Wirkung, die er auf die Gemeinſchaft übt. — 
Jeder Privatftand erzeugt fürs erfte nad feiner eigenthuͤm⸗ 
lichen Natur befondere Nedhtsinftitute, befondere Bermoͤgens— 
werhältniffe (3.8. der Handelöberuf dad Wechfelreht), fürs 
andere vereinigt er alle, die ihm obliegen, zu einer Gemein 
ſchaft des Handelns und Strebens für ihn, zu Genoſſen⸗ 
ſchaften. Die oͤffentlichen Staͤnde ſind nichts Selbſtſtaͤndiges, 
ſie ſind Glieder der Anſtalt, der ſie dienen, und ihre Bedeu— 
tung ergibt ſich erſt bey dieſer. Hier wird daher nur von 
den Privatſtaͤnden zu handeln ſeyn, und zwar in dieſem 
Kapitel von dem Weſen der einzelnen Staͤnde, und den 
beſondern Rechtsinſtituten, welche daſſelbe fuͤr ſie mit ſich 
bringt; im naͤchſten Kapitel von den Genoſſenſchaften. — 
Diefe höhere Macht des Berufes über den Menfchen und 
altes, was aus feinen Anforderungen hervorgeht, ijt es vor- 
züglih, was in dem Syſtem des Nationalismus und Libe— 
ralismus gänzlich fehlt. — 

Bey den Privarjtänden ift die Grundlage die Bermö- 
genderzeugung. Durch fie und ihre verfehiedenen Zweige 
bilden fi die Grundftände der bürgerlichen Geſellſchaft. An 
fie ſchließen fih dann erft die Stände, welche geijtigem Be= 
dürfniß dienen oder geiftiger Befchäftigung obliegen, und, wo 
fie nur wirklich Stände find, fhon einen Trieb des Ueber- 
gangd in den öffentlihen Stand in fih enthalten. — — 
Die Bermögenderzeugung geht in denfelben Berhältniffen vor 
fid) , welche der Grundtypud der Schöpfung find. Das erfte 
ift die dauernde Verbindung ded Menfchen mit der Natur — 
der Grundbefis. Denn die Natur gewahrt den Stoff, 
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ohne den der Menſch ſich nicht ſchaffend und bildend bewaͤh— 
ren kann. Das andere ift die Formung und Bildung diefer 
Stoffe zum Gebrauche, durch welche der Stempel des menſch— 
lichen Weſens ihnen aufgedrüdt wird — die Gewerbe, 
Das letzte endlich ift die Beherrſchung diefed vielen und mans 
nigfaltig Gezeugten und Gebildeten — der Handel, der 
Geift der Vermoͤgenswelt, der fie bewegt, beherrſcht, alles 
aufeinander bezieht und verbindet, — | 

Der Grundbefik entſpricht unter den perfünlichen Ver— 
hältnifjen der Ehe. Er ift die Bermählung des Menfchen 
mit der Natur, mit der Mutter Erde, wodurd fie ein Theil 
feined eigenen Dafeyns wird. Cie empfängt den Saamen 
von ihm, und bildet ihn aus, und bringt die lebendige Frucht 
hervor. Ehe und Ackerbau werden beyde bey den meilten 
Voͤlkern aus befonderer goͤttlicher Einfeßung abgeleitet, und 
fie find die befonderd heiligen, befonderd mit religiofer Feyer 
begleiteten Anftalten, in beyden ift dad Wunder der Schos 
pfung niedergelegt. Die Anforderungen ded Grundbefißed 
find deßhalb denen der Ele vergleichbar: die Dauer, die Stes 
tigkeit, die Anhänglichfeit an das Individuelle ded Befſitz⸗ 
thums, für das es feinen Erfaß in Geldeöwerth geben Fann. 
Das führt in der rechtlihen Anordnung zur Unveraͤußerlich⸗ 
feit ded Grundbefißed in den Gefchledhtern — zu Stamm- 
gütern, damit er nicht zur vollenden Waare werde, von 
allen benuͤtzt zu augenblicklichem felbftfüchtigem Genuß, von 
einem gepflegt zu feiner eigenen Forderung und zum Nuben 
der Generation, dann zur Untheilbarkeit defjelben über ein 
gewiffes Maaß hinaus, damit der Boden wirklich noch eine 
Perſoͤnlichkeit bleibe, fähig in Beziehung auf den Lebensbe⸗ 
ruf, die Perfönlichkeit des Menſchen zu ergänzen, d. i, feine 
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ganze Lebensthätigkeit auszufüllen, und ihm feine Exiſtenz zu 
gewähren, Endlich folgt daraus die Nothwendigkeit des Co- 
lonarverhältnifjes, denn auch die Theilung des Berufes und 
Genufjes an ihm fordert den Charakter der Stetigfeit, fo 
‚wird die Berpachtung zur Erbpacht, und es entiteht das ge— 
theilte Eigenthum. Das find die Cardinaltugenden des deut= 
ſchen Grundeigenthbums, wie Bernhard in feiner Reſtau— 
ration ded deutfchen Rechts fie geiftvoll bezeichnet und wahr 
begründet, Der Grundbefis hat aber noch eine andere tiefere 
Bedeutung, aus welcher fic) auch die Sonderung eines zwey⸗ 
fachen Standed an ihm ergibt. Einerſeits nemlich ift er Er> 
werbözmweig, und iſt dieß nur durch die Eörperliche Arbeit, 
welche die ganze Thätigkeit feined Befisers in Anfpruch nimmt, 
Auf der andern Seite aber ift er zugleich der allgemeine Trä- 
ger ded Staatd und feiner Intereffen, ein Beltandtheil des 
Vaterlandes, und fein Befis bewirkt eine befondere Theil 
nahme an den öffentlichen Intereffen, eine befondere Befeſti— 
gung and Vaterland, ja einen Antheil an der Herrſchaft des 
Staatd. Es ſcheidet ſich dadurch der Stand des geringern 
Grundbefigerd, der auf die Forperliche Arbeit gewieſen ift, des 
freyen Bauern und Eolonen, und der Stand ded großen Grund» 
beſitzers, der von feinem Eigenthum zu leben im Stande ift 
ohne Arbeit, indem er andere an dem Ertrag Theil nehmen 
läßt dur Erbpacht, und ihnen dafür die ganze Arbeit aufers 
legt — der Adel. Lebterer repräfentirt denn die Seite des 
Grundbefißed, nad) welcher er der Träger des ganzen öffents 
lichen Lebens ift, er ift ein Stand befonderer Ehre und befons 
derer politifcher Bedeutung. Für einen jeden dieſer beyden 
Stände müffen wieder feinem eigenthümlichen Wefen gemäß 
befondere Rechtöinftitute beſtehen. Die politifhe Bedeutung 
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des Adel fordert befondere forgfältige Bewahrung der Stamm- 
güter und Familiens Fideicommiffe, befondere Erbfolge und 
Ausſteuer der Töchter, fie fordert größere Complere der Un— 
theilbarkeit, Colonarverhältniffe und politifche Rechte. Davon 
im vierten Sapitel beſonders. Beym Bauernftand dagegen 
führt der bloße Zweck der Bewirthſchaftung zu den Einrichtuns 
gen der Leibzucht, der Interimöwirchfchaft, zuweilen der Mi— 
norate u. |. w. — 

Die dem Grund und Boden verbinden fih nun aber aud) 
foldye Bermögensquellen, welche nur in Gewinnung der vor 
handenen Stoffe, nit in Hervorbringung und Pflege be- 
ftehen: Holz, Wild, Fiſche, Salz, Metalle u. ſ. w., fie bil- 
den im deutfchen Recht den Begriff der Negalien. — Diefe 
Vermoͤgensquellen nemlich, welche nur zum Theil befondere 
Berufözweige enthalten, gewohnlid nur Anhänge zum Grund» 
befig (Ackerbau) find, begründen ihrer Natur nad) eine uns 
mittelbare Theilnahme der Gemeinfchaft, ſowohl weıl fie nie 
eine gefonderte Arbeit ded Privaten fordern, fondern entweder 
gar Feine Arbeit (Forften) oder eine gemeinfame geordnete 
(Bergwerfe), und fo naturgemäß ald Gemeingut bey Grüns 
dung der Gefelljchaft zurücfbehalten werden, ald weil fie, in 
Aufzehrung vorrächiger mithin erfhopflider Stoffe 
beftehend, durch beliebige Herrfchaft der Einzelnen dem Gans 
zen Mangel drohen. — Dem Wefen: diefer Vermoͤgensquel⸗ 
len entfpricht ed daher, entweder ald Staatögut (nad) der 
mittelalterlihen Einridytung Gut ded Konigd, Regale) zus 
ruckbehalten zu werden, oder doch, wo fie in Privarbefig Forms 
men, unter Auffiht und Fuͤrſorge der Gemeinſchaft zu 
ſtehen. Hieraus fommen die eigenthümlichen Inftitute: das 
Forft» und Jagdrecht, dad Bergwerförcht u. f. w. — Dages 
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gen die bloße Arbeit des Menfchen ohne beftimmten Stoff, 
die unvermählte, unfhöpferifche, das Gefchäft der Taglohner 
greift nicht in den Organismus der Stände ein, fie bilden den 
unterften Theil der menfchlihen Gemeinfhaft, den ſtand— 
tofen kann man fagen. — 

In den Gewerben formt der Menſch die Stoffe für 
feinen Gebrauch, er theilt ihnen dadurch feinen eigenen Sinn 
und Gedanken mit, fie werden dad Abbild feines eigenen in» 
nern Wefend. Es entfpricht dieß unter den perſoͤnlichen Ver— 
hältniffen der Zeugung und Erziehung. Und wie die Fami— 
lie die Kinder entläßt, auf daß fie fodann ald große Maſſe 
das Reich des Staated bilden, fo geht die Menge der Pros 
dukte aus den Werkſtaͤtten hervor, um dad Reich des Han« 
dels zu bilden. Hier ift daher die Tugend nit Liebe zum 
Stoff, fondern Liebe zum Werk: Fleiß, Nachdenken, Steis 
gerung, Geſchicklichkeit (Induftrie); und die Aufgabe ift ci 
nerfeitd Entfaltung, Reichthum, Trefflichkeit der Produk 
tion, andererfeitd, nad der Natur aller Vermoͤgensthaͤtig⸗ 
keit, Verſorgung des Arbeiterd und der Gemeinfchaft — der 
Abſatz. Die Trefflichkeit der Arbeit zu fordern befteht die 
Einrihtung beftimmter Lehrzeit, die Proben, und fo die Stu- 
fen der Lehrlinge, Gefellen, Meiſter; ald befondere Anfeue> 
rung jur Steigerung ded Gewerbs mittelft Erfindungen die 
Privilegien und Monopole. So bildet fih ein befondered 
Gewerböreht. Der Reichtum der Produktion wird fer 
ner gefordert durch die Theilung der Arbeit, dur fie geht 
aber notwendig auf der andern Geite die Harmonie, die 
Schönheit der Arbeit verloren, welche nur da befteht, wenn 
fie aud dem bildenden Einn Eines Meiſters hervorkoͤmmt. 
Der Grundfag der Theilung der Arbeit foll daher nur bis zu 
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einer gewiſſen Gränze befolgt werden, nur bis dahin, wo 
nicht Einheit der Produktion für die Trefflichkeit ded Werks 
gefordert ift. — Endlich der Abſatz kann nur gefichert werden 
durch eine allgemeine Furforge und Aufficht, daß die Betrei- 
benden an jedem Orte im rechten Verhaͤltniß ſich finden, in 
der beſchraͤnkten Zulaffung zum Gewerbe, Diefe Fürforge ift 
zunaͤchſt Sache der Genoffenfchaft, dann der Stadtgemeinde, 
erft in hoͤchſter Inſtanz der Staats -Negierung. — 

Die wichtigfte Frage, welche in unferer Zeit über Einrich— 
tung des Gewerbes herrſcht, ift die über die Gewerbfrey— 
heit. Dad Gewerbweſen hat eine doppelte Seite. Es be 
fteht in Produktion, in fehaffender Thaͤtigkeit, und fordert in 
fofern Freyheit. Es ift aber nicht auf bloße Produktion be— 
rechnet, wie Wiffenfchaft und Kunft, fondern auf Abſatz und 
Ernährung, ed hat eben dadurch eine lofale Grundlage, und 
fordert Gebundenheit nach den räumlichen, vrtlihen Bedin» 
gungen. Es ergibt fi) hieraus, daß weder ein volliged Bin- 
den noch ein volliged Freygeben der Gewerbe dad Rechte feyn 
Fonne. Es muß vielmehr nad diefen beyden Nückfichten bey 
jeder beftimmten Art des Gewerbed und den Lmftänden, in 
denen es beiteht, die Einrihtung getroffen werden. Hieruͤber 
find bereitö richtige Grundfäße. ermittelt worden, Zu Ges 
werben, die gar nicht auf Produktion, fondern bloß auf Ab- 
fa berechnet find, muß der Zutritt am meiften befehränkt 
feyn (z. B. Wirthshaͤuſer, Zuckerbaͤcker), niedrigere Gewerbe, 
bey denen es nicht auf Erfindung und Steigerung ankoͤmmt 
muͤſſen weniger, die hoͤhern, der Kunſt ſich mehr naͤhernden 
Gewerbe muͤſſen mehr der Eoncurren; offen ftehen. Gewerbe, 
die ſich mit ihrem Abſatz weniger auf den Ort befchränfen, 
müffen freyer feyn in demfelben Grade bis zur volligen Frey⸗ 
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heit der Fabrik⸗ und Großhandelöetablifjemente. In kleinern 
Orten muß die Berechnung auf den Abſatz noch ſtrenger ein— 
treten, als in großen. Vorbeugung gegen Colluſion der Hands 
werfögenofjen zur Bedruͤckung der andern Claffen, wodurd) 
fie nach zu theuerem Abſatz ſtreben, iſt dadurch nirgend aus— 
geſchloſſen. In aͤhnlicher Weiſe nach den beyden Ruͤckſichten, 
der Gewerbsſteigerung und der Sicherung des Abſatzes, muß 
auch die Frage uͤber Abgraͤnzung der Gewerbe ſelbſt, und in 
wie fern Uebergreifen und Verbinden bey ihnen zu geſtatten 
fey, beantwortet werden. Es ift alſo durchgehend die öffent- 
liche Auffiht aus Nucfiht auf den Abſatz die Grundlage des 
Gewerbweſens, und erjt wo ed diefer Nücficht weniger bes 
darf, gebührt der Freyheit des Zutritt und der freyen Ver— 
bindung und Mifchung der Gewerbzweige je mehr und mehr 
a Ä 
. Die herrfchende Lehre von der Gewerbfreyheit hebt nur 
den einen Gefichtöpunft hervor, die Produktion und die Sorge 
des Producirenden für ſich felbftz fie überfieht den andern, 
die Nothwendigkeit ded Abſatzes und die gemeinfame Sorge 
aller für alle Daß ein angehender Gemwerbömann feine na= 
türliche Macht benüge, mit geringem Nutzen für ſich dem 
ganzen Stande bleibenden Nachtheil zuzufügen, ift ihr Feine 
Sache des Anſtoßes. — Ed wird bey folcher Freyheit die 
- Produktion nicht etwa durch Anfeuerung verbeffert, denn es 
ift der Neiz des Abſatzes mehr für ſchnelle und mwohlfeile, 
alfo fcheinbare, ald für folide Produktion. Es geht der Ges 
werbitand zu Grunde; denn wenn glei der Unſolide, der 
alles unter dem Preis losſchlagend für den Anfang fih Kund- 
ſchaft verfchafft, fie nachher wieder verliert, jo ift doc der 
Chaden, welchen diefe Furze Periode dem Soliden zugefügt, 
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umviederbringlih, fo gehen denn beyde daran zu Grunde, 
Im Geiftigen find viele Wohnungen, und der eine verdrängt 
den andern nicht. Im Materiellen aber ift alles in Raum 
und Zahl beſchraͤnkt, und die darin find, müffen darin ge— 
hust werden, Es it dad Natürliche, daß der Familienvas 
ter auf feinen Erwerb rechnen koͤnne; ohne das ift es ein jam« 
mervolled und entfittlichendes Dafeyn für alle Der Lande 
mann hat fein gefichertes Einkommen durch den Boden, der 
Staatöbeamte dur die Befoldung. Vom Handıwerk hieß 
cd fonjt, daß es einen guldenen Boden habe; das aber hört 
auf mit foldher Gewerbfreyheit. Auch das Publifum  Fann 
unmöglid bey ſolchem Hergang gewinnen. Denn theild ift 
ja dad Publifum felbjt zum großen Theil der Gewerbsklaſſe 
angehörig, und Wohlſtand der Gewerböflaffe ware Wohls 
ftand eined großen Theils des Publikums. Dann aber ijt 
der Nugen der Käufer nur ſcheinbar, indem fie an Güte ein» 
bußen, was fie am Preis gewinnen. Sieht man aber end» 
ih auf die große und nachhaltige Wirkung, welche diefe Ge— 
werbfreyheit für die öffentliche Sittlichkeit hat, fo ftelle ſich 
ihre Verderblichkeit am entjchiedenften heraus. Denn fie bes 
wirft nothwendig einen fteten Wechfel des Vermoͤgensſtandes 
unter den Menfchen, mit ihm eine bejtändige ängftlihe Span- 
nung, fein Ausfommen nicht zu verlieren und ein leidens 
ſchaftlich uͤbermaͤßiges Anftreben über die andern hinaus. 
Die Impulfe eines geordneten Gewerbweſens, das zwijchen 
Freyheit und Schranke dad rechte Maaß hält, gegen die na= 
türlihen Berfuhungen, naͤmlich die Anreizung zur Sorgfalt, 
daß nicht trage Sicherheit eintrete und zum Eifer, dad Ge— 
werb und fein Ausfommen zu verbeffern, werden hier aufs 
aͤußerſte zu ihrem entgegengeſetzten Ende getrieben, und der 
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Gewerbitand muß durch diefe Leidenfchaften — Angſt um 


Ausfommen, und unmäfige Begierde — fittlih noch weit 
mehr verderben, ald felbjt dur Stockung und Trägheit. 
Mit ihnen geht notwendig die Zuverläffigkeit des Charafs 
ters, die Bürgertugend zu Grunde, fie find ganz gegen die 
göttlihe Stille, die im üffentlichen Leben herrſchen foll. — 
Das Publitum aber wird verdorben, indem der Reiz nad) 
Genüffen, die Mafje der Beduͤrfniſſe durch die ſcheinbare Wohl— 
feilyeit der Befriedigung ſtets gefteigert wird, und dennod) 
diefelbe nicht fo wohlfeil iſt, ald fie ſcheint. — 

Der Handel endlich ijt der beherrſchende Seit, der 
die ganze Vermoͤgenswelt erregt und bewegt und in VBerbins 
dung bringt, Er entſpricht unter den Rechts-Verhaͤltniſſen 
dem Staate, er entipricht ferner überhaupt dem Geifte, dem 
Denken. Iſt die Aufgabe des Grundbefiges die Gtetigkeit, 
die der Gewerbe der Reichthum und der geficherte Abſatz, fo 
iſt die Aufgabe ded Handels die fichere Verbindung, die Macht 
ded Umſatzes, daß er dad Entferntejte nahe bringe, das eine 
für dad andere in jedem Momente mit Leichtigkeit und Sicher— 
heit zw verfchaffen vermöge. Der Nerv diefer Macht it der 
Eredir. — Diefen weithin reihenden Verkehr und den Eredit 
zu fichern, muß. das Handelsrecht eingerichtet feyn. Daher 


die Anftalten der Provifionen, der Diöfontod, der Senfalen 


u. ſ. w. endlich) dad Wechſelrecht. Der Handel, ald der. Bes 
herrſcher ded materiellen Verkehrs, trägt den geiſtigen auf 
feinem Nücen, wie der Staat die Kirhe. Durch Handel 
und Schifffahrt geht die Eultur von Volk zu Volk, und die 
Auöbreitung der wiffenfchaftlihen Erkenntniß nimmt dad Ge» 
werbe des Buchhandeld zu ihrem Mittel, — Die Wechſel⸗ 
ebligationen und die Staatöpapiere. bilden. die reinen. Eredite 
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verhältniffe, fie enfprechen fo den reinen Denfformen und 
Beſtimmungen im menfchlichen Geifte, fie follen daher aud) 
immer mit dem Inhalt erfüllt, nur für ihn da feyn. So 
wie ſich aber in unferer Zeit die Denkformen durch Abſtrak— 
tion von dem Inhalt gelöft haben, um in fidy ſelbſt ein Den» 
fen zu feyn, fo auch hat fi) der Wechſel- und der Staats— 
papierhandel von feinem Inhalte, den Waaren, gelöft, um 
in ſich felbjt ein Handel zu feyn. Diefer Handel in feiner 
jegigen Geftalt ift daffelbe im Gebiet der Vermögenserzeugung, 
was der Nationaliämus im Gebiete der Wiffenfchaft ift. Ver— 
armung, Austrocknung iſt in beyden die Folge, dort geiftige, 
hier materielle. Eine auch ganz analoge Erfheinung gewähz 
ren die jetzt vorherrfchenden Krankheiten, die Nervenſchwaͤche 
und insbefondere die Hypochondrie. Auch hier nehmen die 
Nerven eine Thätigkeit in und fire fich felbft an, obwohl fie 
ihrer Natur nach nur dazu beftimmt find, die andern Theile 
zu einigen, zu beleben und in Bewegung zu fehen. — Es 
ift dieß der allgemeine Sirankheits« Charakter der Zeit. — 
Erſt wenn die materiellen Bedürfniffe befriedigt find durch 
diefe drey Grundftande der bürgerlichen Geſellſchaft, fondern 
ſich die Pfleger geiftiger Befchäftigung zu befondern Ständen, 
um Bedürfniffen zu Hilfe zu kommen, die vordem nur neben 
dem vermögenerzeugenden Beruf betrieben worden. Es ent» 
fteht der Stand der Künftler (Maler, Bildhauer, Kupfer 
ftecher, Mufiker), der Aerzte, der Rechtsbeyſtaͤnde, der Leh— 
rer in der und jener Wiſſenſchaft. Die Thätigkeit diefer 
Stände, weil fie gemeinfam höheren Zielen gewidmet ift, geht 
zum Theil fhon von der Gemeinfchaft felbft aus, und wird 
durch fie angeordnet, dahin gehört die Errichtung der öffent» 
lichen Schulen, Univerfitäten, Akademieen der Künfte und 
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Wiſſenſchaften. So nehmen fie häufig fogar die Geſtalt des 
öffentlichen Berufes an, und außerdem bedürfen fie wenig» 
ſtens in der Megel der öffentlichen Autorifation ‚ daher Ans 
ordnung öffentlicher Prüfung für die Zulaffung 5. Bi der Lehe 
rer, Aerzte, zum Theil bejonderer Bewilligung 5. B. der Ad— 
vofatur. Deffenungeachtet dienen aber diefe Berufdarten dem 
Bermögenserwerb derer, welche fie betreiben, und ftehen von 
diejer Seite unter ähnlichen Nüdfichren, wie die Vermögen 
erzeugenden Stände, Daraus entftehen auch, dem befondern 
Gewerb= und Handelörecht entfpredyend, befondere Rechtsin— 
ftitute. Es gehören dahin die Tar» und Deferviten» Drd» 
nungen für Aerzte und Advofaten. Es gehört dahin die 
Sicherung des Erwerbs durch litterariſche Thaͤtigkeit, der 
Schutz gegen den Nachdruck. Man pflegt die Frage uͤber 
den Nachdruck bey der Lehre vom Eigenthum abzuhandeln, 
und ihn ſo als geiſtiges Eigenthum zu bezeichnen, eben dort 
auch die Frage uͤber Privilegien und Monopole. Dieß iſt 
unpaſſend. Eigenthum an etwas anderem als einer Sache 
iſt ein Abſurdum, und es kann in keiner Weiſe das Ver— 
haͤltniß des Urhebers zu einer gemeinnuͤtzigen Erfindung, des 
Schriftſtellers zu ſeinem gemeinnuͤtzigen Werk ein aͤhnliches 
ſeyn, wie das des Eigenthuͤmers zu ſeiner Sache. Denn 
dieſe Entdeckungen und Werke haben die Beſtimmung, auch 
andern zu dienen, und allgemein zugaͤnglich zu werden, dazu 
iſt die Entdeckung von Oben eingegeben, es kann daher an 
ihnen nicht unbegraͤnztes Recht des Erfinders, ſie bloß zu 
ſeinem Vortheil nach Willkuͤhr zu benuͤtzen, zuſtehen. Dieſe 
Verhaͤltniſſe ſind nicht als geiſtiges Eigenthum, ſondern 
als Erwerb durch geiſtige Leiſtung und Thaͤtigkeit 
Stahl Rechtsphil IL. ı. 21 
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zu betrachten. Es iſt ihnen daher ein Schuß gegen Entzies 
bung des Vortheils zu gewähren; aber diefer Schuß bat 
feine Schranfe, und demgemäß feine beſtimmte entfprechende 
Anordnung. 


Drittes Kapitel. | 
Die Benoffenfhaften 


Die Genvfienichaften , ald nothwendiges Ergebniß des Standesberuwid. Ihre 
Aufgabe. Verichledenbeit der Genoſſenſchaften und ihrer Aufgabe nach 
den veridiedenen Eränden. Die Aufſficht über Eitte und Ehre der 
Genoſſen. — 

Der Beruf eines jeden Standes, indem er feiner Wir— 
fung nad die Gemeinfchaft triffe, iſt etwas Hoͤheres uͤber 
den einzelnen Menfchen, der Menſch betreibt ihn nicht bloß, 
um fein Auskommen durd) ihn zu erhalten, fondern er fins 
det auch die Winde und fittlihe Bedeutung feines Lebens 
in ihm. Darum fordert jeder Beruf auch eine gemeinfame 
Pflege derer, die ihm obliegen, und eine Macht, weldhe die 
einzelnen Menfchen ihm dienen made. Dieß führt jur Ge— 
noffenfhaft. — Sie ift der Verein der Berufsgenoffen, 
geftust auf räumliche Einheit, um gemeinfam für die For: 
derung ihred Berufs und Stande und für die Ehre deſſelben 
zu forgen. Dazu, wie bey jeder Gemeinfchaft, gehört eine 
Gewalt über die einzelnen Glieder, und diefe ijt eine oͤffent— 
liche Gewalt (imperium), denn fie wird gebt kraft höherer 
Anforderung und Gedanken, nemlich ded Standeöberufd, und 
der Inhalt des Handelns, für welches die Gewalt geubt wird, 
find die Intereffen de8 Standes und die Ehre des Stander. 
Hiefür befteht die felbftftändige Verwaltung der Genoffen- 
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ſchaft und die Anerkennung derfelben als Eines rechts- und 
bandelöfähigen Subjekts in Privat- und in öffentlichen Ver— 
haͤltniſſen. Wenn die Stände dem Zutritt der Menfchen 
nach ihrer Wahl offen feyn müjfen, fo müffen es norhmwene 
dig auch die Genojjenfihaften. Allein wie bey der Gemeinde, 
fo muß auch hier der Eintritt, der gegen den Willen der 
Genoffenfchaft erzwungen werden foll, auf Erfüllung gefeß- 
licher Bedingungen, nicht auf dad Ermefjen der Staatöbes 
; börde ſich gründen. Und diefe gefeglihen Bedingungen mufs 
fen von der Art feyn, wie fie für jeden Stand ſich eignen, 
So z. B. darf nicht bloße perfonliche Faͤhigkeit als hinrei— 
chender Grund gelten, in eine Gewerbsinnung zu treten, fons 
dern nur zugleich die Nachweiſung des hinreichenden gemeinz 
famen Nahrungsitanded. — 

+ Jeder Stand hat die Anforderung, eine Genoffenjchaft 
zu bilden, felbjt der Stand der Aerzte, der Advokaten, der 
Künjtler. Die Intereffen eined jedes Standes aber, und da= 
nad) das Bereich für die Thärigfeit und Gewalt der Genofs 
fenfchaft find verschieden. Bey dem Bauernjtand, der gefons 
dert von den übrigen in Dörfern lebt, fällt die oͤrtliche und 
die Berufögemeinfchaft, alfo Gemeinde und Genoffenfchaft 
zufammen. — Die Gewerbe find die Grundlage vieler Ges 
nofjenfhaften (der Innungen, Zünfte), die erſt vereinigt die 
Bedürfnifje decken, fohin in der Stadtgemeinde wieder zu 
einem böhern Ganzen fi) vereinigen, Ihre Sorge ift der 
gute Betrieb ded Gewerbs (Verhütung der Pfufcherey) und 
der gemeinfame Nahrungsftand, der Abſatz. Shnen ſteht da= 
ber die Aufnahme neuer Gemwerbögenoffen, die Auffiht über 
den foliden Betrieb und die richtige Einhaltung der Hands 
werföfagungen bey den einzelnen Meiftern zu. — Die Gee 
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noffenfhaft des Adels, als getrennte Grundbefißer uͤber gro— 
fen Flaͤchenraum ſich ausdehnend, bat zu ihrem Gegenftande 
die Erhaltung ded Anfehend des Standes (durch Wohlftand, 
Eredir, paſſende Erbfolge) und feiner politifchen Nechte. Die 
Genofjenfchaft der Akademieen, Univerfitäten hat die Foͤrde— 
rung der wiffenfhaftlihen Beftrebungen, Anftalten, Samm— 
lungen, Unternehmungen zu ihrem Beruf. 

Gemeinfam aber allen Genofjenfchaften ift die Sorge 


für die Ehre des Standes, dad Gericht uber die Ehre der . 


Genofjen. Damit verbindet fih die Gewalt, den Ehrlofen 
zwar nicht von Beſitz und Gemwerböbetrieb, wohl aber von 
der Corporation, und dadurch von den politifchen Nechten, 
die nur mittelft ihrer befeffen werden (5. B. Wahlfähigkeit 
für die Genoſſenſchaft oder für den Landtag) auszufchließen. 
Das Gericht uber die Ehre geftaltet fich beſonders für jeden 
Stand, fo enthält ed bey den gewerbtreibenden Ständen nod) 
eine befondere Auffiht und Zucht uber Gefellen und Lehr: 
linge, daß dieſe auögefchloffen werden, wenn fie durch fitt« 
liche Vergehung den Stand ſchaͤnden. Bey dem Adel ent— 
halt es noch die befondere Ruͤckſicht auf die höhere Bedeutung 
diefed Standes und die hoͤhern Anforderungen, welche fie mit 
fid) bringt, fo daß der, welcher fi) aeringern Beftrebungen 
zugleich hingibt, nicht in der Corporation verbleiben kann, u. 
dgl. Ueberhaupt enthält ed bey den Bermogenöftänden im 
mer zugleich die Nücfiht auf Wohlſtand, fo daß der Her 
untergefommene und Heberfchuldete fein Recht an der Corpo— 
ration verliert. — Diefe Aufficht und diefed Gericht, ohne 


welche Standeöchre nicht beiteht, ift auch dad geiftige Ele⸗ 


ment, in welchem allein Tugend und Ehre der Menſchen 
gedeihen kann. Seitdem ſie aufgehoͤrt haben, hat nirgend 
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die Mehrheit der Standeögenoffen ein Intereffe daran, daß 
ſich ein einzelnes Glied nicht verunehre, und «8 haben die ein- 
zelnen Glieder Feine Furcht, dem Stande Schande zu machen, 
feinen Impuld, in ihm zu gelten und zu feiner Ehre zu wir— 
fen. Daraus kommt die Gefahr für die Sittlichkeit der Lehr- 
linge und Arbeiter, es Fommt daher die Unzuverläffigkeit der 
Menfchen in jedem Stande, und mittelft ihrer der Mangel 
an perfonlihem Credit, weil nirgend ein GCorporationsgeift 
bejteht,, der eine Bürgfchaft gewährt. Hoͤchſtens gewährt noch 
der Grund und Boden, den man nicht wegtragen fann, und 
da man hier immer auf Prozeſſe rechnen muß, oft diefer 
faum ein DBertrauen. Eine Haupturfache des Verfalls, der 
ſich ſchon uͤberall zeigt, und immer weiter um ſich greifen 
wird, liegt darin, daß jeder iſolirt ſteht, und fo verkuͤmmert 
an Kraft, und an Tugend, und an Zuverfiht, und an be« 
benden Beltrebungen. Nur in feinem allgemeinften Band ijt 
der Staat noch Gemeinfchaft. In feinem Innern, ftatt wies 
der aud Organismen zu beftehen, iſt er aufgeloft zu einem 
Aggregat einzelner Menſchen. | 

Es darf zwar Feineöwegd verfannt werden, daß unfer 
Zeitalter den Beruf hat, ind Allgemeine zu ftreben. Eine 
Annäherung der Volker, eine Annäherung der Menfchen aus 
allen Ständen, damit das rein Menfchlihe und damit dad 
Band zur Gottheit vorherrfche über alle Scheidungen, das 
ift fein eigenthuͤmlicher Zug, und deßwegen Fann der Gefchlof- 
fenheit in Gemeinde und Genoffenfhaft und der Beherrſchung 
durch fie nicht mehr die große Bedeutung ;zufommen wie 
ehedem, es darf ihr Band nicht mehr als eine Abfonderung 
von den Andern empfunden werden. Allen deßhalb iſt kei— 
neöwegs dad Band felbit aufzuheben, Der Menſch bleibe - 


376 IV. Bud. Das öffentlihe Recht. J. Theil. Der Staat. 


dennoch immer dem vrtlihen Bedurfniß und dem befondern 
Standeöberuf gebunden, wenn gleich immer mehr die hoͤhern 
Intereſſen vor ihnen ihn erfüllen ſollen. 


Viertes Kapitel. 
Snsbefondere vom Adel, 


Bedeutung des Adels in der menichliben Gemeinſchaft. — Errichtung deifef« 
ben, damit ev diefer Bedeutung entiprece: Untheilbarer unveräußerlicher 
Grundbefiß, Colonarverhältniß mit arumdberrlicher Gewalt (indbejondere 
von diefem), Standſchaft, Provinzialcorvoration. — Reichsadel und Pros 
vinzialadet — Bedeutung des Adels im Zufammenbang mit dem König 
— Eintritt in den Adel. — Anſicht und Stellung des Adels im Mittels 
alter — in der fpätern Zeit, Einflus der Kevolution, Beruf der Ges 
genwart. — 

Der wichtige Einfluß, welchen das Beftehen oder Nichte 
beitehen des Adels auf die menfchliche Gemeinjchaft hat, das 
Schickſal diefed Standes ın unferer Zeit, daß ihm und kei— 
nem andern feine Eriftenz felbft ftreitig gemacht wurde, end» 
lich die Eigenthümlichfeit, daß die übrigen Staͤnde offenbar 
durch natürliches Bedurfniß gegeben find, er hingegen Sache 
der Wahl und Einrichtung zu feyn ſcheint, dieß altes find 
YAufforderungen, ibm noch eine befondere Betrachtung zu wide 
men, Daß der Liberaliömus, der alles auf den einzelnen ge» 
fonderten Menfchen bezieht, der jeden von der Sache und 
für dad Ganze geforderten Unterſchied tilgt, dahin kommen 
mußte, dad ganze Inftitut ded Adels für eine Ufurpation 
und einen Verderb, feinen Begriff felbit für Nichtigkeit und 
Dorurtheil zu halten, ift natuͤrlich, und ed darf deßwegen 
das Urtheil nicht befangen, daß diefed jest die Meinung viels 
Veicht des größern Theiles der europaifchen Bevölkerung iſt. 
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Das große, von eigner Arbeit freye, in der Familie 
forrgeerbte Landeigenthum  ift die. Grundlage ded Adels nach 
feiner wahren Beſtimmung, indem es auf der einen Seite 
dad Intereffe and Vaterland, mithin an den Staats— 
verband, unaufloslid) befejtigt, auf der andern Seite eine 
Gemeinfchafe der Generationen bewirkt, das ift eine Stamm— 
grinnerung, mit. welcher die Familie in ihrer Succeſſion fich 
ihrer Einheit bewußt bleibt, und die für die Nation felbit 
zum Träger ihrer gefbihtlihen Erinnerung und Eins 
beit wird. Dieſes gibt ſchon thatfachlich eine befondere Stel— 
lung im bürgerlichen Verbande, und fordert diefelbe aud) in 
den rechtlichen Einrichtungen, 

Die Privarmadır d. i. dad große Vermögen, durch wel- 
ched man über viele Abhaͤngige herrſcht ohne eine rechtliche 
Gewalt zu haben, bat ihre bobe Bedeutung im Staate. 
Sie bewirft ein größeres Intereffe an dem offentlichen Zus 
ftand und iſt ein Mittelglied, die große Maſſe der Menfchen 
an die eine Herrſchaft des Staates zu befeftigen. Es iſt ihr 
daher angemeſſen, daß fie eine größere Stimme bey Vertre— 
tung der Landesintereffen habe, und daß fie in beftimmten 
Beziehungen — im denen eben ihr Einfluß auf Abhänaige 
befteht — zur Ausführung der üffentlihen Maaßregeln ges 
braucht werde. Dieß alles tritt aber erft recht entjchieden 
hervor, und führe zu dauernden Einrichtungen, wenn die 
hervorragende Privatmacht auf Grundbefiß beruht. Hier ift 
fie den Intereffen des Vaterlandes am engften verbunden, 
weil fie unbeweglich nur im Vaterlande beftehen Fann. Hier 
erhält fie auch die Stetigfeit ded Grundbeſitzes, naͤmlich die 
Macht des Grundherrn und die Abhängigkeit feiner Colonen, 
beydes erbt fich fort dur die Generationen. Dadurch iſt die 


328 IV. Bud. Das öffentlihe Recht. I. Theil. Der Staat. 


Macht des Grundherrn ihm felbft gewohnt und natürlich, 
und das Band zwilchen ihm und denjenigen, die er der Here 
haft des Staates vermitteln foll, ift von der Zeit befeftigt, 
eng gefchloffen. Der große Grundbefiger iſt ferner der ein— 
jige von allen Vermoͤgensſtaͤnden, der ohne Arbeit und Spe— 
Fulation, ohne auf Steigerung feined Erwerbs gerichtet zu 
feyn, fein Vermögen erhalten kann. Er allein ift daher 
frey von gemeiner Sorge, auf die hoͤhern Angelegenheiten der 
eigenen Bildung und der »ffentlihen Intereſſen gewiefen. 
Endlich verbindet fih bier mit der Privatmacht die Stammes 
erinnerung. Sie befejtigt dad Band an dad Vaterland als 
den Wohnort der Ahnen, und fie it auch an fich felbft et— 
was Großes, indem bey ihr der Menfch des tiefern Zuſam— 
menhanged und der Einheit mit feinen Voreltern, worin er 
vor Gott jteht, fich auch felbjt bewußt wird (Vergl. o. J. Buch. 
11. Abſchn. 1. Kap). Diefe Stammerinnerung follte und 
koͤnnte freylid) in jevem Stande beftehen, aber bey dieſem 
forgenfreyen, die gleiche Befchäftigung und den gleichen Wohns 
ort bewahrenden Stande ergibt fie fih am leichteften, und 
trägt fo, obwohl fie nicht Grund eines rechtlichen Vorzuges 
feyn kann, doc dazu bey, feine Bedeutung und fein Anfes 
hen zu erhöhen. — Diefe Verbindung mit dem Vaterland, 
die Dauer der Macht durch. die Generationen, die Enthebung 
der Iebenöfriftenden Befchaftigung und die Bewahrung der 
Stammerinnerung, das find die Charafterzüge ded großen, 
unveräußerlihen Grundbefißed, fie find das Weſen ded Adels, 
Die Aufgabe der rechtlihen Anordnung. ift es daher, daß er 
ald ein Stand ftetiger Privatmacht erhalten und 
alö der erjte Bertreter der Landedintereffen bes 
handelt werde. 
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Damit der Adel ald ein Stand ftetiger Privatmacht ſich 
befeftige, find die Anforderungen: Große des Grundbeſitzes, 
fo daß der Here deffelben viele Abhängige habe, Unveräußer- 
lichkeit und Untheilbarfeit in den Generationen , damit er die 
Stetigkeit behaupte, endlich Benüsung defjelben dur) Grund» 
holden und eine Gewalt über fie, damit fürd erfte dad mer— 
kantiliſche Verhaͤltniß der wechjelnden Verpachtung fi) befeis 
tige, fürd andre auch das Bewußtfeyn der Abhangigfeit in 
den Gefchlechtern fich vererbe. Das letzte iſt der beftrittenfte 
Punkt: 

Zu Eolonarverhältniffen führt fhon der bloße Vermoͤ—⸗ 
genötrieb. Der größere Beſitzer baut fein Feld nicht felbit, 
dadurch” entfteht eine Stufenfolge von Verhältniffen: zuerft 
die Beftellung durch Knechte, bey großem Umfang dann durch 
Pächter, um das eigne Interejje ded Arbeiterd an die Stelle 
der nun nicht in gleicher Meife möglichen Aufficht und Leite 
tung zu feßen *), endlich wenn der Umfang des Beſitzes fo 
groß ift, daß felbft die über den Pächter nody nöthige Aufficht 
nicht mehr gehörig geführte werden kann, um den Arbeiter 
ganz an dad Intereſſe des Bodens zu binden — die Erbpacht 
und dad getheilte Eigenthum **). — Die Colonarverhältniffe 


*) Die Pacht ift nur ein mehr gelöftes Dienftbotenverhältnig , wess 
halb der Pächter immer als der Geringere erfcheint dem Eigens 
thümer gegenüber, während dieß bey der Miethe durchaus nicht 
der Fall ift, fondern hier eben fo häufig der Vornehmere ber 
Miethsmann bes Geringern ift, 

**) Diefes grundherrlihe Verhältniß wider Willen des Grundheren 
ablöfen zu laffen, ift eine offenbare Ungeredtigkeit, es heißt: 
einem wider Willen fein Eigenthum abkaufen. Die ewige Dienft+ 
barkeit aber, auf die man fich berufen Eönnte ‚ wird durch die 
Unablösbarkeit nicht bewirkt; denn der Golone Eann ja fein Uns 
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find aber eben fo fehr eine Anforderung ded Standesberufs. 
Der Grundbefis bat eine doppelte Beziehung. Einmal Die 
der politifhen Macht ald Bejtandtheil des Waterlanded und 
als Befis einer fo ergiebigen Nahrungöquelle, dann ald Er: 
werbzweig und Objekt der Bewirthfchaftung. Keine derfelben 
kann gedeihen ohne Hilfe der andern, fie Fonnen aber nicht 
in derſelben Perfon ſich vereinigen. Wer durch Große des 
Befitsed an der Macht und Herrfchaft des Bodend Theil 
nimmt, kann nicht die Beftellung verforgen, und wer da 
fein Leben mit Handarbeit verbringt, kann nicht Vertreter 
der hoͤhern Bedeutung ded Grundbefised feyn. So fallen 
fie auseinander zu getheilter Funktion, den Geſchlechtern aͤhn— 
ih, und muͤſſen wie die Geſchlechter fi) ergänzen zu einem 
organifchen Bande. Dieb ift dad Colonarverhältniß. Der 
Grundherr fhust und fordert den Grundholden durdy feine 
politifche und Vermoͤgens-Macht, durch feine höhere Bildung, 
der Grundhold gewährt dem Grundherrn die ruhig geficherte 
arbeitölofe Eriftenz. Nur durch diefes organifche Band nimmt 
die Privatmacht des Neichen den dauernden Charafter an, 
welchen die Beltimmung ded Grundbefised — ruhige Bafıs 
und fichere Bürgfchaft ded öffentlichen Zuftandes zu feyn pi 
fordert. Denn nur durch diefed wachſen die Abhängigen mit 
dein, der ihnen gewährt, in dem Erbgange zu einem Ganzen 


— —ñ ⸗ — 


tereigenthum veräußern, und mit Hilfe ſeiner Ablöſungsſumme 
ſich ein andres freyes Gut kaufen; ſo iſt das perſönliche Ver— 
hältniß der Abhängigkeit, das allein nicht für immer dauern 
darf, allerdings lösbar, nur der ſächliche Verband muß beſtehen, 
ſo lange nicht alle Intereſſenten wollen, das iſt keine Beſchrän— 
kung der Freyheit, ſondern eine nothwendige Folge des Eigen⸗ 
thumsrechts. 
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zufammen, welches nicht wechfelnde Zuftände bedarf und an= 
ftrebt, und der fichern Beherrfhung durch den Staat den 
Bugang öffnet. i 

In unferer Zeit ift es eine Lieblingsmeinung, ja gewif= 
fermaßen eine politifhe Wuth, diefed Band zu löfen. Man 
hält fich dabey an den Klang des Worted „das Grundeigen- 
thum zu befreyen“ Der Landmann foll nicht genötigt 
feyn, einen Theil ſeines Arbeitsertragd andern abzugeben. 
Man müßte confequent auch das Verhaͤltniß der Pächter, 
der Gefellen und aller übrigen, die zugleich für andere arbei- 
ten, aufheben wollen. Dann aber überfieht man bey fold 
logifher Deduftion ‚aus dem leeren Begriffe der Freyheit den 
reellen Erfolg des Verhaͤltniſſes, und die natürliche nochwens 
dige Metamorphofe, auf welche die Ablofung führen muß. 
Das Abloͤſungskapital nemlich Fann nicht in der Luft ſchwe— 
ben bleiben, es wird wieder ald Nente angelegt, und auf der 
andern Seite wird der Colone als Fleiner Eigenthümer. durch 
den Verluſt diefer Summe, und auch olyne das, fpater wies 
der der Nachhilfe eined Kapitald bedürfen. So verwandelt 
fi das Colonarverhältniß nothwendig in dad eines Darle— 
hend auf Hypothek, und was ift gewonnen, wenn der Lands 
mann einen Theil feiner Arbeit, ftatt dem Gutsheren als 
Abgabe, nunmehr dem Gläubiger ald Zind geben muß? Ber: 
loren aber ift vie. Denn der Gläubiger ift nicht wie der 
Grundherr zu [Remiffionen rechtlich verpflichtet, nicht durch 
natürliches Interefje mit dem Grundholden verfnüpft, Sein 
Bortheil ift nicht, wie der ded Grundheren, die Erhaltung 
des Grundholden bey Wohlftand, fondern deſſen Bedruͤckung 
und dadurch zulegt eigner Erwerb des Gutd, So fammelt 
ih dad Grundvermögen in den Händen weniger, und zwar 
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der Unedelften, der Spefulanten, «8 hört feine Stetigkeit in 
den Generationen auf, durch die es der menfchlichen Gemeins 
fchaft Würde und Halt gewährt, es wird zur rollenden 
Waare. Dom Hebel freylich find die Leiftungen unwuͤrdiger 
Dienfte (Frobnden, Borengänge), fo wie die unregelmäßigen 
Abgaben (Handlohn), die gerade felbft der Stetigfeit und Re— 
gelmäßigkeit des Grundbeſitzes widerfprechen, fie find bedruͤk— 
Fond für den Eolonen, und führen wie alle wechfelnde Eins 
nahme zur Unfolidität auf beyden Seiten. — - 

Dad Colonarverhältniß fordert nun feinem Wefen nach 
eine Gewalt. Zunaͤchſt, da es feinem Urfprunge nad ein 
Gewerbdienitbotenverhältniß ift, fordert e8 eine Art haͤus— 
liher Gewalt zum Bortheil des Grundherrn (poteslas), 
ald die der Herrfchaft über die Dienftboten zu Leijtung der 
Dienfte, die hier in Gefällen und in ordentlicher Erhaltung 
ded Gutes bejtehen, fie Außert ſich daher bauptfächlidh in der 
eigenen Beytreibung der liquiden Gefälle. Dann aber führt 
das Verhaͤltniß auch zu einer öffentlihen Gewalt (im— 
perium). Es entjtcht nemlich aus ihm, wenn die Grundherrs 
ſchaft geſchloſſen iſt, eine örtliche Gemeinfchaft zwifchen dem 
Grundherrn, auf deifen Boden die Erbpaͤchter angefiedelt find, 
und den vielen Erbpachtern, deßhalb auch nothwendig ein 
örtliher Verband, und eine Ortögewalt, der Gemeinde ana= 
log, zur Fürforge für die ortlihen Intereffen und zur örtli- 
hen Ausführung der Negierungdanorönungen. Der vrtlidhe 
Verband muß aber hier einen befondern Charafter annehmen, 
Da das Verhaͤltniß das einer Unterordnung ift, fo muß aud 
die Gewalt nit eine gewählte unter den Gleichen feyn, ſon— 
dern die gegebene des Höhern, der den Boden gewährt, des 
Grundherrn. Daß fid) die Fürforge für die örtlichen Inters 
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effen zwifchen der Gemeinde unter fih und dem Grundherrn 
theilt, fo daß diefer nur in fo weit hier die Obergewalt bi= 
bauptet, ald er auch der Gewährende it, liegt gleichfalld in 
der Natur des Verhaͤltniſſes. Die örtlihe Ausführung der 
Regierungsmaßregel aber, die Handhabung der niedern Polis 
zey u. ſ. w., die fonjt der Gemeinde der freyen Grundeigen- 
thümer zufällt, gebührt hier auöfchließlih dem Grundherrn. 
Er hat daher die Beamten hierfür zu ernennen wie dort die 
Gemeinde. \ 

Es ergibt fi) hieraus von felbjt, daß die gutöherrliche 
Gewalt fih auf gewiſſe Zweige der öffentlichen Fürforge zu 
beſchraͤnken habe, die andern den Staatsbehoͤrden verbleiben 
muͤſſen: wie ja auch die Gemeindegewalt, die mit ihr auf 
demſelben Principe beruht, dieſer Ausſcheidung unterliegt. 
So z. B. gebuͤhrt der gutsherrlichen Gewalt die Entſcheidung 
über Anſaͤſſigmachung, die Sorge für die Armen, für Waſ— 
fer= und Feuerögefahr, die Disciplin der Sitten, dagegen 
dad Paßweſen, Conferiptionswefen gebort zur Beforgung der 
Staatöbehörden. Einer der weſentlichſten Beltandtheile der 
gutöherrlihen Gewalt ijt die freymwillige Gerichtsbar— 
keit. Denn Beglaubigung und Zeugniß find naturgemäß 
Sache des drtlichen Verbandes, und durch den Beſitz diefer 
Gerichtöbarkfeit erlangt aud) der Grundherr die Einfiht in die 
perfönlihen Berhältniffe der Grundholden und die Moöglich- 
keit der Einwirkung auf diefelben, wie er es bedarf, ſowohl 
um feine eigenen Intereffen zu wahren, ald feine Berufs— 
pflicht gegen die Grundholden zu erfüllen, Die ftreitige 
Gerichtsbarkeit aber iſt nicht Sache ded Grundherrn, 
fo wenig als der Gemeinde. Das muß einleuhten, wenn 
man dad Weſen feiner Gewalt ald das einer Ortögewalt er= 
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fennt. Denn die Nechtöpflege iſt nichts Oertliches, und bat 
auch in der Ausführung nicht eine befondere Geftalt nad) der 
Oertlichkeit anzunehmen, 

Eben fo iſt ferner die Frage, in wie weit die gutäherre 
lihe Gewalt nad) freyer Anordnung des Gutsherrn zu üben 
fey, oder nach bejtimmten Gefegen, oder nah Vorſchrift der 
Regierung, ganz nach denfelben Gefichtöpunften zu beante 
worten, wie oben die gleiche. Frage binfichtlicdy der Gemeindes 
gewalt (erſtes Kapitel diefes Abſchnittes). Die bloße Beftels 
lung der Beamten dur den Gutsherrn iſt nicht hinreichend, 
den Bedürfnig des Bandes zu entfprehen, und es felbjt zu 
befeftigen.. Was wirklich ortliches Intereffe und Sache guts— 
herrlicher Berforgung ift, dad muß auf gefeßlicher Grundlage 
und unter Aufficht der hohern Behörden aud) von der perfüns 
lihen Einwirfung ded Grundberrn und feinem freyen Ermefs 
fen ausgehen. — Endlich erhellt aus diefer Darftellung die 
Nothwendigkeit aefchloffener Hofmarfen, ohne welche die gufös 
herrlihe Gewalt Faum beftehen, vielweniger erfprieglich feyn 
kann. 

Dad Weſen der grundherrlichen Gewalt iſt alfo ein dop— 
pelted, einerfeits ift fie. eine Art herrſchaftlicher Gewalt ald 
über Erwerbdienjtboten zum Vortheil ded Grundherrn, ande 
rerfeitö eine Ortögewalt für die gemeinfam örtlichen Intereſ— 
fen. Diefe Gewalt ift aber fir das ganze Verhaͤltniß unent= 
behrlich, fie ift die Einheit, durdy welche das organifche Bund 
erhalten wird. Ohne fie zerfällt nothwendig der Grundbefig 
in zwey Eigentümer, von denen einer dem andern mit Real— 
laften dient, eö wird zum bloßen Außerlihen Vermoͤgensver— 
haͤltniß, und zwar einem folchen, welches Feine innere Noth— 
wendigfeit zeigt und die Gemüther gegen fid) einnimmt, Der 
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Colone verliert bald die Erinnerung, daß er Grund und Boden 
felbft nur vom Grundherrn hat, er fieht in ihm einen Unbe— 
rechtigten, der einen Theil feiner Arbeit genießt, ohne ihm da= 
für zu Teiften und geleitet zu haben, und fo wird dad Vers 
hältniß noch ſchlimmer ald das des Hypotbefengläubigers, bey 
welchen es dem Schuldner doch noch im Gedaͤchtniß ift, daß 
er ihm nicht ohne Grund die Zinfen entrichtet. Dem fann 
nur dadurch geholfen werden, daß das Eigentum des Grund« 
heren ſich fortwährend ald eine Gewalt über die Oertlichkeit 
beurfunde, und daß die Forderung der örtlichen Intereffen von 
ihm und feiner perfonlichen Anordnung, nicht bloß vom Staate 
mitteljt der grumdherrlichen Beamten, ausgehe. Nur bey dies 
fer Einrichtung kann fich die Treue und Pietaͤt ald Gefinnung 
ded Grundholden, und eine wirflihe Liebe und Theilnahme 
des Grundherrn, durch die er feinem Beruf würdig vorfteht, 
bilden. Nur dadurch Fann fich wie durdy die gleiche Autonos 
mie bey der Gemeinde der Gemeingeijt, fo hier ein inneres 
Band befeftigen, welches beyde Theile fichert und fordert und 
mächtig macht. | 

Diefe Stellung des Grundherrn über die Dertlichfeit 
bringt es auch mit fi), daß er nirgend dem örtlichen Bande 
ald ein Gleicher verbunden fey. Er darf nicht felbjt im Ge— 
meindeverbande — auch mit den freyen Eigenthimern — 
ſtehen, nicht der Gemeindegeiwalt unterworfen feyn. Er darf 
nicht in feinen Nechtöverbältniffen vor die Gerichtöbarfeit der 
Ortögerichte gehören. Sein Anſehen fordert es, daß er in 
allem diefen mit den Landbewohnern nicht gleichgeftelle werde, 
Und ed wäre die Gleichftellung auch ſchon unnatuͤrlich; denn 
er gehoͤrt ja der Dertlichfeit nicht ald einer von mehreren feis 
nes gleichen an, fondern als ein höherer, alleiniger, der in 
ihr felbjt feinen von gleicher Lage bat, — 
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Diefe Einrihtungen: Große des Grundbefiged, Unver« 
außerlichkeit, Grundherrlichkeit mit der ihr gebührenden Ges 
walt bilden in nothwendiger Ergänzung das eine Inſtitut 
ded Adeld. In ihnen bejteht die ftetige Privatmacht deſſelben. 
Erhält man diefe Macht des Grundbefised nicht, und koͤmmt 
ihr zu Hilfe duch folhe Einrichtung, jo wird die unftetige, 
in den Gefchledhtern zerrinnende, nicht von gleichem edleren 
Intereſſe durchdrungene Macht des Geldvermoͤgens, die immer 
thatſaͤchlich fur den Augenblick die gewaltigere iſt, uͤberwiegen, 
und den Ausſchlag bey oͤffentlichen Angelegenheiten geben, 
Man tilge alfo dadurch keineswegs die Unterfchiede in der 
Gefellfhaft, denn diefe müffen mit dem Unterfchied ded Vers 
mögend beftehen; fondern man bewirkt nur, daß ein anderer 
minder edler, minder zuverläffiger Stand, als der der erbs 
lihen Grundbefiger die vorherrſchende Macht erhält. Beſteht 
eine wohlgeordnete, befejtigte Grundberrlichkeit, jo ift die 
Macht deö Landes bey den Grundherren, deren Fahne die 
Grundholden, diefer würdige Stand der Bauern, folgen; 
wo nicht, fo geht fie über an die Fabrikanten und Kaufleute, 
die ihre Tagloͤhner bewarfnen, wie die legte franzofifche Re— 
volution dad gezeigt hat. Daß die Privatmacht der Nation 
fi) am Grundbefige befeftige, diefem Träger ded Ganzen, 
diefem nothwendigen Theilnehmer ihrer Intereſſen, dieſem 
Boden ſtetiger, edler, unabhaͤngiger Geſinnung, iſt ein vor— 
zuͤgliches Ziel der Sorgfalt für alle politiſche Einrichtung. — 

Ein fo bedeutungsvolled Element ded öffentlihen Lebens 
bedarf denn auch einer befondern Bertretung Und es 
muß der Eleinen Zahl des Adeld eine Stimme in der Stand» 
ſchaft zufommen, welche den andern zahlreichern Ständen 
gegenüber hinreichended Gewicht hatz denn es werden nicht 
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Menfchen für fi), fondern Sachen, Stände vertreten, und 
die Sache, welche der Adel vertritt, ift eine der erften im 
Dafeyn des Volkes und Vaterlandes. — ; 
Fuͤr die Erhaltung jener Privatmaht und den Schuß 
diefer politifchen Stellung hat der Adel Genoffenfhaften 
zu bilden. Die Genofjenfhaft des Adeld umfaßt nothwendig 
die Provinz. Die Ausdehnung ded großen Grundbefiged läßt 
fein Band drtliher unmittelbarer Nähe zu. Aber die Ges 
meinfchaft der räumlichen Lage in der Provinz und die Ges 
meinfchaft ded Stammes, die mit ihr Hand in Hand geht 
oder doch gehen foll, bewirkt hier ein natürliched Band. So 
bildet der Adel jeder Provinz eine befondere Genoſſenſchaft. 
Und es ergibt fih daraus für ihn noch eine andere Bedeu— 
tung: er ift der natürliche Vertreter des Provinzialintereffes 
und Provinzialgeiftes. Die Provinzen, wie fie nad) natür= 
licher Gränze und Lage und nad) Abftammung fich fcheiden, 
haben ein Recht, in diefer natürlichen Ordnung zu beftehen, 
nicht durch Fünftlihe Eintheilung zerftücelt, nicht eine gegen 
die andere zuruͤckgeſetzt zu werden. Die ftete ununterbrochene 
Vertretung defjelben aber ald eines Ganzen fommt dem Adel 
zu, der allein über die befchränkte Dertlichkeit hinaus mit 
feiner Genoffenfchaft die ganze Provinz einnimmt, ihr gan» 
zes Intereffe empfindet, und der auch wie fein anderer Stand 
die Eigenthümlichfeit ded Stammes zu vertreten vermag durd) 
die Stetigfeit, mit der er fie felbjt bewahrt, und die Ueber— 
macht im gefelligen Leben, durch welche er fie beſtimmt. Es 
wird Fein Stand daffelbe Interefje an der Ehre ded Stam— 
med und der Provinz haben wie der Adel — 

Haben fi) endlich in einem Lande Familien erhalten, 
die hervorragen über die andern durch Gröfe des Grundvers 
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mögend, durch hohe Abkunft, durch gefchichtlichen Nuhm und 
durch ehemald unabhängige Stellung ,. fo daß die Weihe «ie 
ner vergangenen Zeit Foniglichen Geſchlechtern ahnlid an ihnen 
haftet, fo feheidet fih im Adel felbft wieder eine befondere 
Claſſe aus, der hohe Adel oder Reichsadel (wie man ihn 
jest eben fo gut nennen Fonnte: der Landesadel) im Gegen- 
faße des niedern Adeld oder Kreis (Provinzial) Adels. Er 
it in derfelben Weife Vertreter ded Vaterlandes im Ganzen, 
wie der niedere Adel einer jeden Provinz. Er bildet den 
Uebergang von der Privatgrundherrfchaft zur öffentlihen Lans 
deöherrfchaft de Könige. Ihm gebührt deßwegen die oͤrt— 
liche und die Polizey- Gewalt in weiterem Umfange, wie dieß 
ſchon die größere territoriale Ausdchnung mit fid bringt, 
fodann eine eigene Standſchaft, gefondert von der der uͤbri— 
gen Stände (Pairsfammer), endlich die Fähigkeit, zur Reichs— 
verweſung und für den Fall daß die koͤnigliche Familie auöftirbt 
zur Nachfolge ernannt zu werden (Ebenbürtigkeit). Es ift 
naturgemäß, daß ein allmähliger Uebergang vom Unterthan 
zum König in vielen Abftufungen beftehe, ſowohl damit be= 
ftändig dad Verhaͤltniß unter ihnen vermittelt fey, ald aud) 
damit, wenn ein Koͤnigshaus auöftirbt, die Nation nicht vom 
Auslande einen Negenten bedürfe, fondern in ihrer Mitte der 
Nachfolge Fähige befige, und fo überhaupt neue Dynaſtieen 
entjtchen koͤnnen. Es ift daher ein großer Vorzug des Zu— 
Standes in Deutfehland, ein Reichthum feiner Elemente, daß 
ein folcher hoher Adel an den Standeöherren gegeben ift, dem 
fi) ſodann wieder in einer Beziehung, nemlich der gefonder= 
ten Standſchaft, der begütertefte Theil des niedern Adels an= 
fchließt, fo daß vom König bis zum gewöhnlichen Grundbe— 
ger eine ununterbrochene Kette ineinander verſchraͤnkter Glie— 
ser beſteht. 





1. Abſchn. IV. Kap. Snöbefondere vom Adel, 339 


Faßt man nun die Bedeutung ded Adeld in diefer gan« 
zen Stufenfolge, in welcher er zulegt an den König ſich an- 
ſchließt, fo iſt es diefe: die Nation in ihrer Einheit, wie 
fie Diefelbe durch alle Zeiten und mit dem Vaterlande ver- 
wachſen ift, ftellt fi dar in dem König und von ihm ab— 
wärtd in den großen, die Abkunft bewahrenden Srundherren.. 
Der Stand der Grundherren bildet alfo das organiſche Band 
der Nation zwifchen Vaterland und Staat, zwifchen Ber-- 
gangenheit und Gegenwart, er ift Grundlage und Träger für 
ihr geiftiged wie der Boden für ihr phufifches Dafeyn. Dar 
König aber ift der innerfte Mittelpunfe und die Fulle dieſer 
organifchen Einheit; weil er außer diefer Seite, die er mir. 
dem Adel theilt, zugleih noch die Herrſchaft, den eigentlihen 
Beruf des Staated, in fih fihließt. — Seitdem man von 
der revolutionären Anficht, welche alle Nückficht auf die ver 
ſchiedenen Berufsarten aufhob, zurudfommt, pflegt man dem 
Adel wieder einige Geltung zu laffen, man faßt ihn jedocdy 
gewohnlich nur von der einen Seite, nemlich von feinem Zu= 
fammenbang mit dem Boden und dem Intereffe am Bater— 
land, welded daraus hervorgeht, weil diefe Beziehung auch 
der materielliten Betrachtung nicht entgehen kann. Noch im— 
mer aber überfieht man jene andere Seite, welche an diefe 
untrennbar fi) anfchließt, daß der Adel zugleich der Bermitt- 
ler der Generationen, der Träger für die Einheit der Nation 
in ihrer Gefchichte ift, und gerade hierin liegt feine höhere 
geiſtige Bedeutung, ja feine urfprünglihe Beſtimmung, wel⸗ 
‚her die materielle Befeftigung, an das Land fogar felbft nur. 
als Mittel dient #. — 


) Hiermit ift in Verbindung zu bringen, was oben I. Bud: 
Ul. Abſchn. I. Kap. u, beſ. S. 99 u. 100, gefagt ift.. 
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Die Bedingungen des Adeld find nad) diefem: Geburt 
und Beſitz, erftere wird durch befondere Verleihung erfeßt, 
Die Geburt gehört nothwendig zum Adel. Ein fortgeerbtes 
Bewußtfeyn der Unabhaͤngigkeit, ded Berufs zu der erften 
Stellung in der Gemeinfchaft, die Bildung und Gefinnung, 
die daraus hervorgeht, und in der Erziehung von Kindheit 
an fich mittheilt, das ftellt fi ſchon empirisch als hoͤchſt 
werthvoll und ald harakteriftifc für diefen Stand dar. Es 
ift aber, abgefehen von folchen einzelnen Folgen, die Geburt 
um defwillen nothwendig, weil ja gerade dadurd) die hochfte 
Bedeutung des Adcld, Träger der gefchichtlichen Einheit der 
Nation zu feyn, erfüllt wird. Man überfieht daher diefes 
Erforderniß oder achter es doch gering, fo wie man die Bes 
deutung ded Adeld auf die materielle Beziehung, nemlidy den 
Zufammenhang mit dem Boden, befhränft. — Die Geburt 
wird erfeßt durch Eonigliche Verleihung. Da der König die 
urfprüunglihe und volle Einheit ift in jener organifchen Vers 
mittlung, welche der Adel zu bilden hat, fo muß jeder an 
ihr Theil erhalten, wenn er von ihm aufgenommen ift, gleich 
wie dad Neid in den Baum verwaͤchſt, fo wie ihm die Säfte 
der Wurzel zuftromen. Erfüllte der Adel für fi) feine Bes 
deutung, fo müßte die Aufnahme in denfelben Sache der 
Corporation feyn; da fie aber nur mit dem König ſich er= 
füllt, oder vielmehr im König ihren Ausgangspunkt hat, an 
den die andern hiftorifchen Gefchlechter fofort ſich anſchließen, 
fo fommt die Aufnahme nur dem Könige zu. Es foll nun 


der Eintritt in den Adel offen feyn, gleichwie in jeden Stand, 


damit er nicht zur Kafte werde. Die koͤnigliche Verleihung 
follte dem perſoͤnlich Ehrenhaften nicht verfagt werden, wenn 
er die fahlihen Borbedingungen erfuͤllt. Als ein Stand, 
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befonderer Ehre kann der Adel zwar nicht in ber Art offen 
feyn, wie ein Gewerböftand, wo gar Fein Urtheil über die 
Perſoͤnlichkeit gefordert ift, ed foll hier die Anforderung eines 
anerkannt würdigen Charafterd ald VBorbedingung beitehen, 
nicht aber dürfte die Anforderung befonderer Werdienfte und 
Auszeichnungen gemacht werden. Denn ald Auszeichnung 
und Belohnung für Verdienſte foll die Adelöverleihung übers 
haupt nicht betrachtet werden, fondern bloß ald Zugejtänd- 
niß und Sanction des Eintritt in den Stand, dem eine Fa— 
milie durch ihr Grundvermögen, und die Art, wie fie es für 
die Nachkommen befeftigt, wirflih anzugehören beginnt. — 
Geburt oder Verleihung find alfo notwendige Nequifite des 
Adels. Uber für ſich allein ohne Grundvermoͤgen dürfen fie 
nicht hinreichen, den Adel zu begründen, wenn er feiner wah— 
ren Bedeutung nad) beitehen fol. Das Grundvermögen, 
feine Unveräußerlichfeit und Untheilbarfeit, und der grunds 
herrlihe Verband müffen immer die erfte und weſentlichſte 
Vorausfeßung deffelben feyn. Die Kinder ded Adels, die nicht 
in dad Gut fuccediren, Fonnen aud Feine befondern Rechte 
behalten, fie find wie andere Untertanen. Denn die Abs 
ftammung von einer edlen Familie behält zwar immer ihren 
Werth und Borzug, aber e& ift in ihr durchaus fein Grund, 
ein politifches Borrecht zu bewirken. Was ihnen verbleis 
ben foll, iſt bloß die Fortführung des Namens der Familie 
und ihres allgemeinen adelihen (nicht am Befis haftenden) 
Titeld, damit ihnen die natürliche Ehre der Abkunft bewahrt 
werde, und fie bey Fünftigem Erwerb der fächlihen Erfor— 
derniffe ohne neue Berleihung in die Adelscorporation wieder 
eintreten. Diefe Fortführung kann jedoch nur fo lange dauern, 
ald nicht der fpäter gewählte Stand und Beruf mit ihr in 
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Widerfpruch treten. Eben damit iſt es aber gegeben, daß auch 
Fonigliche Verleihung ohne Grundbeſitz den erblichen Adel nicht 
ertheilen Fann. Denn die Verleihung erfest bloß die Geburt, 
wo daher die Geburt nicht hinreiht, da audy nicht die Ver— 
leihung. So hat der Adel zugleih ald? Grund= und als 
Geburtsadel zu beſtehen. Es muß an dem Bande der Genes 
rationen fejtgebalten werden, und ed muß dennod der Stand 
offen feyn für die, welche fi fähig maden, in ihn zu tres 
ten. Wenn diefes anerfannt ift, fo ergibt es ſich von felbft, 
daß aud) freye Verchelihuitg (connubium) zwifchen diefem 
Stande und den übrigen beſtehen muͤſſe, jo daß der Adliche, 
der aus einem andern Stande heyratbet, Feines Standes— 
rechts verluftig werden Fann. Denn dad Weib entfcheider 
nirgend die Lebensrichtung oder die öffentliche Stellung des 
Mannes, fondern beydes erhält fie dur ihn. Selbft Haus— 
gefegen, die ſolches verbieten, follte, ald der guten Sitte und 
Gefinnung: zuwider, die rechtliche Anerkennung verfagt feyn, 
und dieß wird fid auch gewiß mir der Zeit von felbjt ergeben. 
Dergleichen Aenderungen in der Sitte und Anſicht, die erft 
folgeweife dad Necht ändern, Fonnen nicht mit einem Schlage 
geſchehen. 

Die Macht des Adels im Mittelalter uͤberſchritt ſeine 
Beſtimmung. In der Richtung jener Zeit, alles Oeffentliche 
auf Privatbande zu gruͤnden, wurde dem Grundbeſitz auch 
die oͤffentliche Gewalt — die Rechtspflege, das Kriegsaufge— 
bot — uͤbertragen. Die ganze Regierung des Staats gruͤn— 
dete ſich auf Bande am Grundbeſitz, fo entwickelte ſich dad 
Lehnsweſen. Und man begeht jetzt einen ſehr augenſcheinli— 
chen Fehlſchluß, wenn man die Bande des getheilten Eigen— 
thums ſelbſt verwirft aus dem Grunde, weil ehedem die oͤf— 
fentliche Gewalt an dieſe Bande in ungebuͤhrlicher Weiſe ſich 
anſchloß. Dann verband ſich damals, gleichfalls im allgemei— 
‚nen Sinne der Zeit, mit dem Adel eine ſymboliſche Bedeu— 
tung, er ward betrachtet als ein Stand der Edlen, dem durd) 
die Geburt Gefinnung und Gabe höherer Art mitgetheilt iſt, und 
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pe aus diefem Grunde ohne alle fächliche Unterlage * Grund⸗ 
beſitzes beſondere Borrechte gebühren. Der Adel bekleidete da— 
nach, abgejehen von der Regierungs- und Kriegsgewalt, die 
er zu Lehen trug, aud) die eigentlichen Staatöämter und Mi— 
fitärftellen ausſchließlich. Ferner beftand deßhalb fein Vor— 
recht fhon durch Die Geburt allein ohne Beſitz, oder durch 
eine Föniglihe Erhebung, die der Ordination ähnlich die Weihe 
und beſondere Faͤhigkeit ertheilen follte, welche font dem 
Blute zugefchrieben wurde, Damit hängt auch die Abfondes 
zung des Standes zufammen, und die VBorftellung von der 
Mißheyrath, die nur da Sinn hat, wo an eine angeborne 
im Geflecht liegende Qualität gealaubt wird, und die deß— 
balb in der That eine ungegruͤndete Herabfeßung der übrigen 
Menfchen it. Alfo ward der Adel, der beftimmt it, die 
Grundlage des Staated zu bilden, zum Herrfcher und Zen» 
fer dejjelben, und ftatt daß er Teager des öffentlichen Lebens 
war, beftand das öffentliche Leden bloß in ihm, Diefer Zus 
ftand dauerte auch in der foätern Zeit fort, nur machte die 
Ausbildung des monarchiſchen Principe einige Aenderungen. 
Es ging die Lehnögewält unter, und fehte ſich dafür das Pra- 
rogativ auf die oͤffentlichen Aemter, die Ausfchliegung der Bürs 
gerlichen, feft. Der Adel fammelte fich deßhalb nun um den 
einen Mittelpunkt aller Macht, er verlor feine alte Bedeutung ⸗ 
und feinen Werth als Grundbeſitzer, als Schirmherr der 
Grundholden, und ſein Intereſſe ward die Gunſt am Hofe. 
Der tiefe Verfall, in welchen er zuletzt dadurch gerieth, rief 
denn endlich die Umwandlung hervor, welche ſchon von An— 
beginn das Uebertriebene und Unangemeſſene ſeiner Stellung 
erforderte. Das Ende des vorigen Jahrhunderts hat hierin 
Erſtaunliches geleiſtet. Es iſt der Zutritk zu oͤffentlichen Aem— 
tern allen geoͤffnet, es iſt die Leibeigenſchaft aufgehoben, es 
iſt die Erlangung des Adels allgemein moͤglich. Es ſind bis 
auf einige geringfuͤgige Dinge alle nicht vom Grundbeſitz ſelbſt 
geforderten Praͤrogative aufgehoben, und ſelbſt in der geſelli— 
gen Sitte ſetzt ſich immer mehr die gleiche Geltuug aller ge— 






344 IV. Bud. Das öffentlihe Neht. 1. Theil, Dev Staat. 


bildeten Stände feft. Die Theorie über den Adel ging frey 
lich zu weit, und verfannte die nothwendige Bedeutung de 
ſelben; aber fie ift in Deutſchland nicht zur Ausführung ges 
kommen. Bey und bleibt nur übrig, manchen ungegrühdes 
ten Vorzug wie die ftreitige Gerichtöbarfeit eingehen zu laſ⸗ 
fen, mandjen gegründeten Anfpruch wieder zu ertheilen *), 

dahin vor allem das Recht des Adeld eine Corporation zu 

bilden und als Corporation, zu handeln, endlid den Ueberreſt 

jener fyumbolifchen Anficht allmählig im Laufe der Zeit zu 

tilgen, damit der bloße Geburtsadel fein Vorrecht verliere, 

neue DBerleihungen nur in Folge füchlihen Grundes gegeben 

werden, die DVorftellung der Mißheyrath aufhoͤre, ja gefeß« 

lich nicht anerkannt werde, Es foll dahin geftrebt werden, 

daß der Adel, welcher vorherrfchend Grundadel ift, an die 
Stelle des Adels, welder vorberrfchend Geburtsadel war, 

trete, aber in der Weife, daß das hiſtoriſche Band, das ges 

rade an diefem Snftitute fo bedeutungsvoll ift, nicht abgerif- 

fen werde; fondern die Umwandlung ſich allmählig von felbft 

ergebe, fo daß felbjt die Weihe und die Gefinnung der alten 

Zeit dem neuen geläuterten Inſtitute durch die ununterbros 

chene Anknuͤpfung zu Statten komme. — Es ift fein Berluft 

für den Adel, wenigftens Fein mit Recht zu beflagender, wenn 

er nicht mehr ald ein befonderes Gefchleht der Menfchen gilt. 

Es ift aber ein Gewinn für ihn, wenn fid) die reelle Stärke 

des Standes mehrt. 


*) Die Befhränkung z. B., welche in Bayern befteht, daß bie 
grundherrlihe Gewalt nicht fol neu entftehen Eönnen, wo fie 
nit ſchon früher beftanden hat, ift fahmwidrig, um fo mehr da 

ſich die Standfchaft auf diefe Gewalt gründet. So lange freys 
lich, als die Rechtspflege mit derfelben verbunden iſt kann die 
Gefesgebung diefes Snftitut nicht weiter um ſich greifen laſſen. 
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Dormwort. 


| Es iſt nun wieder eine laͤngere Zeit verſtrichen, bis 


ich dieſe Abtheilung auszuarbeiten im Stande war, 
auch enthaͤlt dieſelbe nicht meiner erſten Abſicht und 
Ankuͤndigung gemaͤß den ganzen Stoff des vorge— 
ſetzten Werkes, ſondern eine dritte und letzte Abtheilung, 
fuͤr die ich einer neuen Friſt bedarf, wird erſt noch 
die Lehren von dem Verhaͤltniſſe der Staaten ge— 
geneinander und von der Kirche zu behandeln haben. 
Indeſſen geht doch dieſe Abtheilung der Hauptſache 
nach ſo weit, als ſonſt Buͤcher uͤber Recht und 
Staat zu gehen pflegen, da man die Kirche ge— 


** 


IV Vorwort. 


woͤhnlich hiervon ausſchließt, und ſie ift auch "als 
ein felbftändiges und in fi) geſchloſſenes "Ganzes 
zu betrafen, wenn fie gleich mit einer Unterein- 
theilung des bereit begonnenen vierten Buches ans 
fängt; denn fie enthält vein und vollſtaͤndig die 
Staatslehre d. i. die allgemeinen Begriffe vom 
Staate, die Verfaffung und die Verwaltung, nur 
Gemeinde, Stand und Genoſſenſchaft die ja 
doch auch) "gefondert vom Staate betrachtet werden 
koͤnnen find ſchon in der vorigen Abtheilung 
abgehandelt. nmaillouns aufn. Gum 

& 9@i b 000 En 

NIn diefer Abtheilung find! denn’ dern Stand- 
punkt und die wiffenfchaftlihen Grundſaͤtze, mit 
welchen die vorige ihrem’ bei weitem‘ größern Theile 
nach fich ef häftigte, auf die beſtimmten politiſchen 
Verhaͤltniſſe, auf die praktiſchen Fragen der Gegen⸗ 
wart angewendet. Sie ift deßhalb ſowohl das Er 








Vorwort. ni; v 


gebniß der frühen als Die, beſte Probe für, ihre 
Wahrheit, oder Unhaltbarkeit. — Dod muß fir, 
wie dieß die Anforderung des wahren Syſtems ift, 
ihr, vollez⸗Verſtaͤndniß in ſich ſelbſt haben, ‚ohne 
erh, YA, —9— —— —431810942 


un unnooen 
Di ran wi; mir bei dieſer — MR: Bor | 


wurf micht machen duͤrfen, «daß ich die irdiſche Ein— 
richtung aAufrdas Maaß uͤberirdiſcher Verhaͤltniſſe 
und unſre unvollkommene Kenntniß derſelben „baue. 
Allerdings * es ſich um die hoͤchſte ſittliche Be— 
ſtimmung des Staates und ſeinen Zuſammenhang 
mit; dem ganzen Weltplane handelt, da reicht Die 
Kenutniß des Sichtbaren nicht mehr aus, und es 
muß nothwendig zu dem Unſichtbaren hinaufgeſtie— 
gen werden, an welches die irdiſche Welt befeſtigt, 
durch das ſie beherrſcht iſt/ Da wird es aber dann 
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vı Borwort. 


bridai. 33 
nicht unfichere oe überfpannt Toon, wenn flatt 


"dee he "individuellen und unter ae der; 


reitehven Kupotbeien De Bhiutonben SD. Nr 


liche Wort der Offenbarung | und ——— oͤf⸗ 
Tentliche Glaube der Voͤlker und Zeiten. zu N hde 
gelegt. wird. Auch Tann es s fi nicht. then, Yun 
die Wiffenſchaft den innern Gedanken der ee 


tungen entpült, welche Geſchichte und ——— 


| ide Bieten, daß ſich zugleid) der Blick in‘ "in "uner- 
| orindliges Reich höherer" ala irdifcher Beztehürfaen. 


Tail = 
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eröffnet, ‚an welche die bloße äußere Gefheinung 
—A 


| en mit ihrem zerftreuenden Eindrude nie er⸗ 


{ —V unougo 
innert. Das kann nicht getadelt werden, noch die 


Zuverlaͤßigkeit ſchwaͤchen, es iſt im Gegentheil die 


| Probe alles ächten Wiſſens, daß die Lfuns ſelbſt 
—— auf ein neues tieferes Gepeimnip hinweiſt, 


| und nur das bloß Superliht, ſchematiſche Wiſſen 


ann in th abgefchloffen "und befriedigt ſeyn mit 
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„der irdiſchen Erkenntniß. Nur das waͤre an der 


wiſſenſchaftlichen zoſhung und Darfellung zu ta⸗ 


Bel, ‚und machte fie unzuverläßig, wenn, fie felbft 


in miele Bebehynäßn olle Rein wo ihr die fihern 


‚„Anpaltepunfte fehlen, eimsubringei unternähme, Fatt 


die Gran treu zu bewahren, wo ihre Wirkfamteit 
— Ja 


„Ihlispt, ‚und das Gebiet der Ahnung beginnt, Diefe 
er. habe ic) firenge eingehalten. Ich habe 

„ploß ‚bi bie. Bedeutung der politiſchen Inſtitute aufge⸗ 
met a ae Ko, in. ‚Ihnen jelbft kund gibt zu dirheuer 
— chenchmung, mad, darüber hinaus für Saiten 


Mr ankling en ‚mögen, | das iſt nicht Sache meiner Ver⸗ 


antwor 
che meiner Behauptung | 


ie Madıns 
Gerade das Bugefäneni der pöcften Nic 


Halt pre 
ee iſt es, das ich auſpreche Man betrachte 


Re e uf ‚die chriftliche Grundanſicht gebaute Staats⸗ 


Aehre gegenüber jeder andern, die nicht bloß empiriſch 
m Zu DIENT ET, “El ki ! ’si7 


VI Vorwort. 


ihre Ref ultate begruͤndet ſondern gleichfalls xaus 
einem, Princip wiſſenſchaftlich ein Ganzes bildet, 
man betrachte fie gegenüber der liberalen mit ihren 
chimaͤriſchen Erwartungen von Herrſchaft des per⸗ 
nuͤnftigen Volkswillens, von gleicher Berechtigung 
der Menſchen, von Beſchraͤnkung des Stagtes auf 
den Rechtszweck, von Ermittlung des; veinem Ginzni 
kommens, oder gegenuͤber den meiſten .contreneuplus sc 
tionären Spftemen mit ihrem Haften an, den umtepss; 
gegangenen ‚oder nie geweſenen Zuftänden Des Mikann) 
telalters, und urtheile, welche Lehre ns acht in 
threr Accomodation ſondern im. ihnen ſtrengen Gomaınn 
fequenz * mehr der Natur ‚der Menſchen, wir 
find, den Bedingungen der. Wirklichkeit, den Ver⸗ 
pättniffen des Zeitalters, den Proben ‚der Erfahrung T 
entfpriht. Man wird anerkennen, muͤſſen, dnßchien un) 
Nuͤchternheit iſt, es ſey denn, man haͤlt Nuͤchternhei 


für unzertrennlich von Unglauben und Profanitaͤt.. 


k 
* J 15 
———— 


¶ luflErfiabung neuet Einrichtungen kwa in 
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tes Pebeno ſo wenig Aber auch auf bloß mäßige Er⸗ 
kenntuitz oder wiſſenſchaftliche Conſtruktion des Beſte 
henden. Sondern die Erkenntniß von dem alten 
innern Weſen des Beſtehenden enthaͤlt zugleich auch 
das Eee da ihm Gemaͤße oder Widerftre- 
tende undio das Vorbild "für feine fünftige api 
Rath, ac ed ge in Ba 
lirtere Durchfuͤhrung ‘gegeben, als hierfür höthig | 
ge REN 8 a ie 
zwoifähehl® deln Allgemeinen Gedanken und ee 
ner @ftiönhten  Geftaftung, und bie betaillirte 
Durchfuͤhrung ſchien Mir angemeſſen, den Gedanken 
ſelbſt deutlicher zu macheme Daß ich jene mit. für * 
gleicho weſentůch hate Hi Hie iefem, wird niemand 


verfennaginntos® du sadunlpuid mac BANSTITIAM 
} | 


x Borwort. 


Sch habe fonft nihts, was ic) für diefe Ab— 
theilung befonders vorauszufchicden hätte. Sch kann 
nur den Wunfch und die Hoffnung ausſprechen, daß 
fie daS erfüllen möge, was in der Vorrede zur 
vorigen Abtheilung über: die Art ihrss Inhal— 


tes angekuͤndigt worden iſt. 


Erlangen, den 21. Januar 1837. 
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7 Grundbegriffe und Grundlehren 
& vom Staate. 


Erftes Kapitel. 
„Das Wefen des Staates, 
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"Begründung des Staates im menfchlichen Zuſtande. — Begriff und Zweck des 
Staates. — Umfang und Gränze feiner Wirkfamfeit. — Verhältniß des 
‚ „Staates zur. Kirche. — Zuſammenhang von Recht und Staat. — Ber 
hältnig des Staates zum Neiche der Natur und zum Reiche Gottes. — 
Möglichkeit und Sinn einer chriftlichen Staatsichre. — Widerlegung 

irriger Lehren. 


Die innee Ganeinſchaftebel Menſchheit in Gott — das 
Reich Gottes — ift durch die Eünde zerriffen, In unferm 
irdiſchen Zuftande befteht Feine unmittelbare wechfelfeitige Ein: 
wirkung und Erfenntniß der Geifter. Mir fehen einander 
nicht in das innerfte Herz, ja Feiner erkennt fich ſelbſt im 
Innerſten, wie er von Gott erkannt ift. Durch die Erlöfung 
amd .die Gnade ift zwar das Neich Gottes wieder hergeftelt 
für die, ‚welche ihr nicht widerftreben; aber der irdifche Zu: 
ſtand verliert dadurch nicht feine Natur; fondern fo lange er 
„Dauert, bleibt jenes immer unfichtbar und verborgen. Da— 
gegen befteht eine äuffere Gemeinfchaft der Menfchen für das 
ganze irdiſche Dafeyn, das iſt eine gegenfeitige Einwirkung 
durch ihr Handeln und ein allgemeiner Zuftand, ein Bau 
von Berhältniffen, den-es-befiandig bildet. Sie, und nur 
Stanl, Rechtsphil, IL, 2. 1 
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fie, iſt vollkommen und unmittelbar gegenfeitig erfennbar. 
Auch dieſe Auffere Gemeinfchaft, da fie mit zur göttlichen 
Einrichtung gehört, muß ein Reich göftlicher Ordnung und 
Beherrfchung feyn, fowohl zur Verherrlichung Gottes und 
Offenbarung feines Wefens als zu Schub und Wohlfahrt 
der Menfchen, ähnlich wie die Schöpfung*). Sie muß 
überall und beftandig den Willen (das ift hier das Gefek) 
Gottes und den von Bott beherrfchten (fittlich vernünftigen) 
Millen der Menfchheit offenbaren. Es muß alfo das Han- 
dein der Menfchen für diefe aͤuſſere Gemeinfchaft das Gefek 
Gotted erfüllen, widrigenfalls das Geſetz an ihnen erfüllt 
werden; es muͤſſen die Berhältniffe derfelben nach ihrem 
Gebote geordnet, die gemeinfamen Beftrebungen nach ihrem 
Ziele gefordert werden. Aber nach ihrer eigenthümlichen Na— 
tur kann fie nur ein Neich Aufferlicher Ordnung feyn. Sie 
umfaßt das Handeln der Menfchen in feiner Wirkung auf 
den allgemeinen Zuftand, nicht in feiner innern Triebfeder, 
die VBerhältniffe nach ihrem Aufferlichen fichtbaren Beftande, 
wie er Erfolg des Handelns ift, nicht nach der innern gei— 
ftigen Gemeinfchaft derer, welche fie bilden. — Die An- 
ftalt, diefes Aufferliche Neich herzuftellen, ja dieſes Neich 
felbft ift — der Staat. 

Denn perfönlich herrfcht Gott nur in den ewigen Ver— 
haltniffen, aus der Zeitlichkeit hat er um des Abfalld willen 
feine unmittelbare Einwirkung zurücdgezogen. Er zeigt daher 
auch für diefe auffere Ordnung nicht unmittelbar feinen Wil- 
len und Gebot, fest fie nicht durch gegen den Miderftreben- 
den, laͤßt nicht feine Strafe hienieden eintreten. Darum hat 
Gott auf wunderbare Weife diefe Anftalt über die Menfchen 


*) J. Abth. ©. 49. 
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gefeßt — aus ihnen felbft gebildet aber mit-Seinem Anfehen 
bekleidet und Seinem Einfluffe zugänglich — daß fie in Cei« 
nem Namen ihren ganzen auffern Zuftand beherrfche durch 
auffere Macht und Gewalt: Die menfchliche Gemeinfchaft, 
gebrungen von einer innwohnenden Vorftellung, die Gott zu 
dem Zwede angeregt, fügt fich zueinem Verhaͤltniß von Herr« 
- Schaft und Gehorfam, und gebraucht felbft ihre Gewalt über den 
Einzelnen, um für die Auffern Zuftände die rechte Ordnung 
zu handhaben und fie nach dem rechten Ziele zu fördern. 
Diefe Ordnung und Leitung erhält durch jene VBorftel- 
lung ein fittliches Anfehen — (im unverdorbenen Bewußte 
feyn das Anfehen göttlicher Stiftung und Einfeßung) — 
durch die fortwaͤhrende Uebung einen aͤuſſerlichen in ſich ges 
gruͤndeten Beſtand, eine ausgebildete rechtliche Gliederung. 
Wenn nun Gott den Menſchen — je nach einem jeglichen 
Zeitalter und jeglichem Volke — ins Herz legt, welche Ord—⸗ 
| nung fie herftellen, welche Ziele fie’ anftreben follen, fo mögen 
immerhin die Einzelnen, Herrfchende oder Gehorchende, ihm 
widerftreben; die Macht der Gemeinfchaft und ihrer Vor: 
ftelung über den Einzelnen, die Macht der die Gefchlechter 
überdauernden Einrichtung behält den Sieg, und wie dann 
auch die Menfchen innerlich zu Gott ſtehen, für den allge: 
meinen Auffern Zuftand muß dennoch mehr oder weniger fein 
Gebot erfüllt werden. So ift der Staat der Keiter der gütt 
lichen Einflüffe auf den auffern Zuftand der Menfchen. Er 
fol ihn an Gottes Statt ordnen, fordern, Verlegung der 
Ordnung flrafen, eben damit aber auch den fittlich vernünfs 
tigen Willen der menfchlichen Gemeinfchaft bewähren, d. t. 
ihren Gehorfam, Gottes Ordnung aufzurichten und zu hande 
haben. Dazu ift der Staat ausgeftattet mit der Majeftät 
Gottes und mit. Seiner Machtvolfommenheit auf Erden. 
1* 
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Dieß ift die nächte und unmittelbare Beftimmung des Staa: 
tes. Allein der äuffere Zuftand ift nicht ohne den engften Zufam: 
menhang mit dem innerlichen. Sp wie der Staat auf der 
einen Seite aus dem innern geiftigen Bewußtſeyn der Men: 
fchen hervorgeht, und durch die ganze fittliche und intelligente 
Beichaffenheit diefes Bewußtfeyns beftändig beftimmt wird, 
fo Außert er auf der andern Seite auch feine Ruͤckwirkung 
auf daſſelbe. Dadurch ift der Staat zugleih auch Mittel 
für höhere Beziehungen des menfchlichen Dafeyns und gött- 
lichen Weltplanes: Er iſt der Träger der menfchlichen Eitt- 
lichkeit und ift das Werkzeug der Gefchichte. — Nämlich) 
das Gebot Gottes an den Menfchen — die Sittlichfeit — 
ergeht zwar an die innere Gefinnung und den freyen Willen, 
aber der Menfch, der e3 erfüllen fol, mit feiner ganzen 
Eriftenz gehört doch auch der Auffenwelt an und iſt abhaͤn⸗ 
gig von ihren Einwirkungen auf ſeinen Leib, von ihren Ein— 
druͤcken auf ſeinen Geiſt. Wenn daher auch der einzelne ſitt— 
liche Entſchluß eines Menſchen in ſeiner Willensfreyheit voͤllig 
erhaben iſt uͤber alles Aeuſſere, ſo kann doch die Sittlicteit 
der Menfchen im Ganzen und forfdauernd nicht beftehen 
ohne die Ordnung in den Auffern Verhältniffen, den Staat. 
Nicht nur verschafft der Staat erft den Raum für das ſitt⸗ 
liche Streben, das aufferdem in der Verwirrung und dem 
Kampfe gegen fie untergehen müßte, fondern er offenbart 
auch für jedes Berhältniß die Beftimmung, die ihm innwohnt, 
in der Außern Erfcheinung, und gewährt im Ganzen den An- 
blif der Negel und Sitte, der auf ein höheres, verborgenes 
Reich der Ordnung binweift. Dadurch wird die fittliche An- 
forderung den Menfchen ſtets gegenwaͤrtig erhalten, waͤhrend 
ſie auſſerdem bey fortdauernder Verletzung zuletzt gaͤnzlich 
aus dem Bewußtſeyn verſchwinden muͤßte, und es wird der 
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innere ſittliche Antrieb bey dem Einzelnen erweckt und geſtaͤrkt 
durch die ſtete Bethaͤtigung des ſittlichen Gemeinwillens im 
Aeuſſern. Deßhalb iſt die Sittlichkeit der Menſchen bedingt 
und getragen durch den Staat, wenn ſie gleich unmittelbar 
nicht ſeine Aufgabe ſeyn kann. — Eben fo auch die Fuͤh— 
rung der Menfchheit, durch die Gott ihre zeitlichen Zuſtaͤnde 
zur Vorbereitung fur Sein jenfeitiged Neich entfaltet — die 
Gefchichte wird zwar von innen gelenkt, Gott regt die Ge- 
müther an und fügt die Begebenheiten, und die Menfchen 
haben Freiheit, ihm zu folgen oder zu widerſtreben. Aber 
die Gefchichte kann, da fie eine gemeinfame Fuhrung ift 
und in den gemeinfamen Zuſtaͤnden ihr Ziel hat, nur 
durch dad Band der Menfchen, wie e$ hienieden al3 ein 
auf erliches beſteht, vor ſich gehen. Alles daher, was durch 
die Geſchichte bewirkt wird in Geſtaltung der aͤuſſern Ver— 
haͤltniſſe, in Fortgang und Ausbreitung der Bildung, das 
geſchieht durch das Mittel des Staates. Er ſichert die ge— 
genſeitigen Beruͤhrungen, die gegenſeitige Einwirkung auf Er— 
kennen und Wollen. Er bringt dadurch die Ereigniſſe und 
die ten der Menfchen zu einem allgemeinen Reſultate, 
daß fie nicht erfolglos in dem Chaos des Treibens unter: 
gehen, macht jede Einrichtung, jede Erfenntnig zum Gemein: 
gute, das Werk eines Zeifalterd zum dauernden Beſitze aller 
Zeiten, So ift der Staat auch das Werkzeug der Führung 
Gottes, durch. welche im gefammten Verlaufe der Gefchichte 
Sein Plan und Rathſchluß an dem menfchlichen Geſchlechte 
erfuͤllt wird. Er iſt gleichſam der Leib fuͤr das Reich der 
Geſchichte. — Es ſind dieſe Beziehungen des Staates — 
die unmittelbare zu den aͤuſſern Zuſtaͤnden, die mittelbare 
zur Sittlichkeit des einzelnen Menſchen und zu der Fuͤhrung 
des Menſchengeſchlechtes — in ihrer unaufloͤslichen Einheit 
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als feine Totalbeſtimmung, durch die allein vollftändig das 
Mefen des Staates und feine Bedeutung in der göttlichen 
MWeltordnung erfchöpft: iſt. — 

Der Staat umfaßt demnach alle Berhältniffe. des zeit 
lichen Daſeyns: materielle Wohlfahrt, Freiheit, Necht, Bil- 
dung, Sitte und Ehrbarkeit (ja in gewiffer Beziehung, wie 
unten zu zeigen, felbft die Religion). Es ift Fein Grund, 
warum irgend eines diefer Verhältniffe z. B. die öffentliche 
Bildung oder Sittlichfeit aus dem Bereiche feiner Aufgaben 
auögefchloffen feyn follte, wenn man nicht, völlig willkuͤhrlich 
und die Beflimmung des ganzen menfchlichen Dafeyns vers 
fennend, davon ausgeht, daß der Menfch zu abfoluter auf 
ferer Freiheit und Iſolirung von der Natur. gefchaffen fey, 
und nur zum Bwede diefer Freiheit befchränft werden 
dürfe. Sm Gegentheil, jedes diefer VBerhältniffe und Bes 
ftrebungen des menfchlichen Dafeyns fordert eine Gemeinfchaft 
der Menfchen und führt zu einer folchen, für jedes ift es 
nöthig, daß das gemeinfame Handeln der Menfchen geordnet 
fey, fowohl um die höhere Negel deſſelben zu offenbaren, 
als es für die Grmeinfchaft zu fürdern. Welchen Anblid, 
der Menfchen unwuͤrdig und Gott höhnend, bietet ein Staat, 
in welchem die Unfittlichkeit frey gegeben ift, und wie koͤnnte 
die Sittlichkeit der Nation (ich fage nicht eines Einzelnen) 
gedeihen ohne Zucht und fleten Anblid der Sitte und Ehr- 
barfeit im öffentlichen eben! Eben fo kann in der Regel 
ohne Gründung öffentlicher Bildungsanftalten,, ohne Anhal- 
fung zu ihrem Gebrauche für die unterften unerläßlichen 
Stufen weder die Bildung der Nation gefördert werden, noch 
der Werth derfelben im öffentlichen Leben ſich beurkunden ).— 


*) Vgl. I. Abtheil. &. 189 folg. 
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Allein der Staat umfaßt: diefe Verhältniffe nicht in jeder Be: 
ziehung. Fuͤr's erfte nur was Ziel der Gemeinfchaft 
ift, gehört in fein Bereich, was Biel des Einzelnen als fol: 
en ift und Führung des Einzelnen durch Gott — feine 
perfönliche Wohlfahrt, Sittlichfeit, Bildung, die Wahl des 
individuellen Berufes — das hat den Staat nicht zum Or— 
gane, der nur die Einheit, die gemeinſame Beherrſchung 
durch Gott, erſetzen fol*). Hier iſt das Bereich für das 
Streben fohin für die Freiheit der Einzelnen, Es bleibt alfo 
das ganze Privatleben und die Privatthätigkeit unverfehrt im 
Staate, wenn gleich befchränft und durchdrungen von den 
Anforderungen öffentlicher Sitte und Wohlfahrt"). — Fur’s 
andere nur was die auffere Gemeinfchaft der Menfchen 
in allen diefen Berhältniffen betrifft, ift Sache des Staates, 
nicht unmittelbar die innere Gemeinfchaft der Erfenntnif, der 
Gefinnung, des thätigen Strebens, und die gemeinfame For: 
derung bierinn. Dieß ift auch hienieden unmittelbar Sache 
Gottes und des freyen Entfchluffes der Menfchen. Sn fie 
darf die menfchliche Anſtalt fich nicht mifchen, fonft greift 
fie mit ihrem menfchlichen Unvermögen in Gottes Werk ftö- 
vend ein, und verhindert die Menfchen, dem zu folgen und 
das zu leiften, was ihr innerer Beruf, ihre innere Anregung 
durch Gott iſt. Hierinn befteht der Defpotismus des Staates. 
(nicht des Negenten), deffen Folge immer die Ertödtung von 


*) Dieß ift einer der Hauptirrthuͤmer Platon’s, über welche 
die chriftliche Erfenntniß uns hinaushebt, daß er dieß Alles 
vom Staate regeln und dem Einzelnen zutheilen läßt. Ihm 
geht das unmittelbare innere VBerhältnig der Menfchen 
zu Gott, welches das bey weitem Höhere ift, im Staat 
verloren. 


) Bol. I. Abth. ©. 277 folg. 
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Geift und Leben iſt. Der Staat full die. Unternehmungen 
der Menſchen, die Bewegung, der Geifter tragen und gegen 
die aufferfte Abirrung umzaͤunen, nicht aber; fie felbft anord— 
nen und den Weg ihnen vorzeichnen. Er foll auch, die Ver: 
hältniffe, welche zugleich eine innerliche Seite haben, ordnen 
und beherrfchen, fo weit in ihnen eine Ordnung und Be- 
herrſchung nöthig ift, um ungeftört durch menfchliche Wil: 
fuhr fortwährend ihren aͤuſſern Beftand zu erhalten, und 
als Grundlage für ihre innere lebendige Erfüllung zu dienen, 
nicht diefe Erfüllung felbft auf fich nehmen. . Wie weit,aber 
für ſolche Verhältniffe die Sicherung jener Grundlage gebe, 
wo das Bereich für die freyen Beftrebungen und Leiftungen 
- beginne, dafür kann ed, wie bey Allem was fich lebendig 
durchdringt, Feine abfolute. Grenze geben. : Auch muß dieſes— 
manigfach feyn nach der Nichtung des Volkes, der, Befchaf- 
fenheit der Menfchen und der Umſtaͤnde. In Beztehung- auf 
den Einzelnen namentlich foll der Staat nur das, was flört, 
was Drönung und Zucht höhnt, verwehren, nur zu dem Un: 
erläßlichen zwingen, nur was die Gemeinfchaft für das, Ge: 
meinziel, ‚bedarf ihm abnöthigen. — — 

Der, Staat bleibt aber doch immer nur die Anfkatt ah 
die irdischen Berhältniffe der Menfchheit und immer nur das 
Werkzeug für die irdifche Führung Gottes — (das ift die, 
Entfaltung der irdifchen Zuftande) — die Gefchichte. Das 
ewige Band der, Menfchen zu Gott — die Religion — und 
die Führung Gottes, daß fein — das ift fein ewiges — 
Reich komme, bedürfen zwar hienieden auch einer aͤuſſern 
Anftalt zur Gemeinfchaft der Menfchen und. zum Werkzeuge 
Gottes, aber die Anftalt.hiefür Fann nicht der Staat feyn, 
fondern es iſt eine eigene, von ihm verfchiedene — bie 
Kirhe. Denn die Religion unterfcheidet ich weſentlich von 
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allen Berhältniffen und Pflichten der Zeitlichkeit, da fie fchlech- 
terdings keinen Aufferlichen Gegenftand hat, fondern blos im 
innerften perfönlichen Bande zu Gott und fonft nirgend ihre 
Erfuͤllung findet. Und die Einwirkung und Führung Gottes, 
durch Die er hienieden fein ewiges Reich aufrichtet — das 
Merk der Erlöfung und Offenbarung mit feiner ganzen Des 
conomie — unterfcheidet fich wefentlich von aller Fuhrung 
der Gefchichte, da fie durchaus auf unmittelbaren übernatür- 
lichen Thaten Gottes, auf Wundern, beruht*). Deßhalb 
muß auch die Anftalt, welche für die Religion und für das Reich 
Gottes dient — die Kirche — ſich wefentlich unterfcheiden vom 
Staate. Sie unterfcheidet fich für’3 erſte durch die Art ihres 
Gegenftandes. Der Staat hat fein Ziel imAeuſſerlichen und 
Zeitlichen , die Kirche im Innern der Menfchen und Ewigen. 
Beym Skaat ift deswegen die auffere Anftalt Vorbedingung 
der innern Gefinnung, bey der Kirche die Frucht derfelben, 
der Staat bewältigt, was aufferlich unter feine Ausdehnung 
kommt, die Kirche aber darf Feinen gegen feinen Willen ihr 
einverleiben und keinen Gehorfam erzwingen. Die Kirche 
unterfcheidet fich fuͤr's zweyte durch die Art ihrer Einfekung 
und ihrer Wirkfamkfeit! Der Staat hat feine Norm an 
mienfchlicher Einficht, die Kirche am geoffenbarten Worte 
Gottes, der Staat hat feine Vollmacht vermittelft der Vor: 
ſtellungsweiſe der Menfchen, Die Gott hierzu angeregt, die 
Kirche die ihrige unmittelbar durch perfünliche Ertheilung des 
Heylandes, jene geht blos auf natürliche Verrichtungen, diefe 
zugleich auf übernatürliche, auf das ftandig verheißene Wun- 
der der Sacramente. Der Staat kann deswegen in Feiner 
Meife. die Anftalt für die veligiöfe Gememfchaft und für das 


) Bgl. LAbth. ©. 100 folg. 
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Keich Gottes feyn, und die Kirche muß immer eine eigene, 
von ihm gefonderte Anftalt bleiben. — Allein wenn die 
Kirche gleich dem Ewigen dient, fo ift fie felbft doch als 
aͤuſſere Gemeinfchaft und Anftalt auch wieder nur ein zeit: 
liches und Aufferliches Verhaͤltniß, das dereinft vergehen wird, 
und muß deswegen, wie Alles, was eine Außere Eriftenz hat, 
in die Beherrfchung des Staates fallen, er hat den Beruf, 
auch fie wie jedes andere Verhältnig zu oronen in fich und 
gegen die übrigen, und zu fördern, jedoch nur von ihrer 
auffern Seite, alfo ohne Einmifchung in das eigentlich Firch- 
Iche Wefen, in Lehre und Saframente und wa3 hierauf 
beruht, Dadurch fordert der Staat mittelft der Kirche auch 
die ewigen Angelegenheiten der Menfchheit, die blos mittel: 
bare Forderung der ewigen Angelegenheiten tft felbft doch 
nur eine zeitliche Sache, Es verhält fich demnach die 
Kirche zum Staate fo wie fi) das Werf der Erlöfung und 
Dffenbarung zur Gefchichte verhält. Denn die Kirche ift 
Träger für jenes, der Staat für diefe. Wie dad Werk der 
Dffenbarung als übernatürliche Einwirkung Gottes von der 
Geſchichte, die blos eine natürliche Lenkung ift, immer ver: 
fchieden und gefondert iſt, alfo auch die Kirche vom Staate, 
Gleichwie aber die Offenbarung in die Gefchichte verwebt iſt, 
und diefe, obwohl Aufferlich und fcheinbar übermächtig, den- 
noch felbft ihr dienen muß als höchftem, letztem Ziel, alfo 
auch ift die Kirche mit ihrer Auffern Eriftenz dem Staate 
einverleibt und ift ungeachtet ihrer Aufferlichen rechtlichen Un- 
terordnung fein höchftes Ziel. Wie die Gefchichte die Offen: 
barung verbreitete nicht aber ihren Innhalt verändern konnte, 
fo muß der Staat die Kirche fördern, darf aber in ihren 
dogmatifchen Beftand fich nicht einmifchen. — — 

Sn unauflöslichem Zufammenhange ſteht der Staat mit 
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ER -20 DENE, ‚Rechte, Beyde haben zu ihrem Gegenſtand die aͤuſſere 


Gemeinſchaft der Menſchen. Das Recht, iſt das Geſetz für 
ihre Gliederung, der Staat bie Anftalt für ihre Beherrſchung. 


wWie nun das Recht die Menſchen zu allen Verhaͤltniſſen 
nn, gliedert, jo auch zum Staate, es iſt das Geſetz, nach wel⸗ 
chem auch der Staat beſteht, und umgekehrt wie der Staat 


die Menfchen in allem ihrem Handeln beherrfcht, fo auch 
für das Recht, er ift die Herrfchaft, die auch das Geſetz 
jener Berhältniffe ausfpricht und handhabt. Go bedingen 
fie fich wechfelfeitig. Der Staat befteht nur durch das 
Recht, und das Necht befteht nur durch den Staat, Aber 
feineswegs deden fie fih, daß das Necht nur Normen über 
den Staat gäbe, der Staat nicht herrfchte, auffer um das 
Recht zu handhaben. Sondern das Recht ordnet alle Ver: 
haltniffe für ihren äuffern Beftand, nicht blos den Staat, 
und der Staat, als lebendige Beherrfchung, muß nicht blos 
die Verhältniffe nach ihrer unwandelbaren Negel erhalten, 
fondern auch die gemeinfame Thaͤtigkeit fordern, nach ihrem 
Ziel und ihrer Beſtimmung *). 

Recht und Staat zufammen in diefer ihrer unaufloͤs— 
lichen Verbindung find das äufferliche Neich Gottes, fie find 
jener Leib für Seine Einwirfung auf die Menfchen,, durch 
die er hienieden Seine Drdnung unter ihnen erhält und fie 
nach Seinem Ziele leitet**). Sie gehören daher, wie gezeigt 


°) Es ift vorzüglich diefe MWechfelbedingung von Recht und 
Staat, melde die Naturrechtslehrer, nachdem fie einmal 
den richtigen Standpunkt verließen, darinn beftärken mußte, 
fie beyde aufeinander zu befchränfen, nemlich zu behaupten, 
daß der Staat die einzige rechtlich nothwendige Verbin- 
dung, das Recht der einzige Staatszwed fey. 


**) I. Abth. ©. 199 folg. 
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worden, dem irdifchen Zuftand an, fie gründen ſich auf den Ab- 
fall des Menfchen von Gott. Wäre die Menfchheit in Gott, fo 
würde die innere Gemeinfchaft auch die Drdnung in aller Aeuſſe— 
rung erzeugen, diefewäre die Frucht nicht die Grundlage von jener. 
Das befondere Gefek für die auffern Zuftände, das Necht, würde 
durch das gemeinfame Wefen der Heiligung, und die Herr 
fchaft einer auffern Anftalt, der Staat, würde durch die un— 
mittelbare Herrfchaft Gottes überflüffig und unmöglich. Es 
ftände der Menfch und die Menfchheit nicht unter doppeltem 
Gebote, gleichwie auc in dem verklarten Menfchen der Geift 
den Leib aus fich bilden und nach feinem, des Geiftes, Weſen 
und Willen beherrfchen, nicht von ihm, der feinem eigenen 
Geſetze gehorcht, abhängig feyn würde. "Durch die'Sümde - 
aber find Necht und Staat nothwendig. — Dadurch 
entſteht denn in der Zeitlichkeit dieſe eigenthüm— 
liche Mittelſtufe zwiſchen der Ordnung der Na— 
tur und der ewigen Ordnung der Menſchen. Das 
Reich der aͤuſſern Gemeinſchaft, der Staat — da ſelbſt— 
bewußte Weſen es bilden, durch deren Handeln es zu Stande 
koͤmmt, deren eigner ſittlicher Wille ſich in ihm kund giebt — 
iſt zwar immer von hoͤherer Art, als das der Natur, in 
welchem die Gebilde nur thatlos und bewußtlos in ihrem 
materiellen Seyn das Gepraͤge des goͤttlichen Geiſtes an ſich 
tragen. Aber es nimmt doch eine unvergleichlich tiefere Stufe 
ein als das ewige, das wahrhafte Reich Gottes, zu welchem 
die Menſchen ihrer Beſtimmung nach berufen ſind. Das 
ewige Reich offenbart den goͤttlichen Geiſt in dem innern 
Wollen und dem freyen Handeln, das es erzeugt, dieſes in 
dem Produkte des Handelns, dem aͤuſſern Zuſtande, der ſich 
als ein ſtaͤndiger aus ihm ergiebt, jenes daher den Geiſt 
Gottes ſelbſt, wie er perſoͤnlich die Perſoͤnlichkeiten erfuͤllt, 
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diefes nur feine Wirkungen, Gefeß und Negel und Ordnung, 
als wofür allein aͤuſſere Zuftände empfanglich find. So ift 
auch die Beherrfchung dieſes Neiches von befonderer Art, 
sticht, wie im Neiche der Natur, die Gewalt der Materie, 
fondern eine bewußte Gewalt, aber nicht unmittelbar die 
Gewalt Gottes, fondern durch ihn der Menfchen, und 
| der Gehorfam gegen fie tft weder ein bewußtlofer, wie 
unter dem Gefeke der Natur, noch ein durchaus freymwilliger 
und dem Willen innwohnender, wie im Neiche Gottes, fon- 
dern ein zwar mit Bewußtfeyn , daher im Willen, aber zu: 
gleich durch Auffere Macht und Drohung bewirften und im 
letzten aͤuſſerſten Fall ſogar durch materielle Noͤthigung er: 
zwungener Gehorfam*). 

Allein nicht bloß eine eigenthümliche Mittelftufe zwifchen 
dem Neiche der Natur und dem Neiche Gottes bilden Recht 
und Staat. Sondern, da fie durch die Sünde entſtanden 
find, haben fienochden ganz fpecififchen Charakter der 
Sünde, der allein dem menfchlichen, zeitlichen Zuftand an— 
haftet — die ſtete Möglichkeit des Böfen und Hemmung 








°) Die rationaliftifche Rechtsphilofophie fucht das Wefen des 
Staates nur, im Gegenfaß zu dem Reiche der Natur als 
ein Reich der Vernunft und Freiheit zu beleuchten, fie bes 
leuchtet ihn aber nicht zugleih an dem höhern Reich der 
wahren Vernunftherrfchaft d. i. der Herrſchaft Gottes 
ins und der wahren Freiheit und Snnerlichkeit, für das er 
eben das ſehr traurige, Surrogat iſt, und an dem er deß— 
wegen allein erft das wahre Licht erhalten kann. Die in— 
nerlide Gemeinfchaft, die wirklich nur im Reiche Gottes 
beſteht, iſt dann auch für diefe Philofophie gar nicht vor— 
handen, alles Innerlichebefhränkt ſich bey ihr auf den 
Einzelnen, und aufdas — blos fordernde, nichts wirkende — 
Gebot der Vernunft in ihm, 
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durch das Boͤſe. Die Natur kann ihrer Ordnung nicht un: 
freu werden, und das Reich Gottes kann es nicht; aber der 
Staat, wie Menfchen ihn bilden, unterliegt ihrer unvollfom: | 
menen Erfenntniß, ihrem Irrthum, ihrer Willkuͤhr und Un: 

freue. Deswegen befteht nirgend der Staat in der Voll: 
kommenheit, die er haben fol, und ift demnach aud) in einer 
fieten gefchichtlichen Fortbildung begriffen im Einklang mit 
dem menjchlichen Bewußtſeyn überhaupt. Deswegen kann 
der Staat fich verkehren und, ftatt Gott zu dienen und feine 
Drönung zu handhaben, Ungerechtigkeit und Unterdrüdung 
üben. Es zeigt fich denn hier, wie im ganzen irdifchen Zu— 
ftande, jene unerforfchlihe Kunft und Meisheit Gottes, daß 
er, ungeachtet diefer Untreue, diefes beftandigen Widerſtan— 
des, den er an dem Bofen findet, obwohl er denfelben ge- 
währen läßt, doch im Ganzen und im lekten Erfolg feine 
Ordnung erhält und feinen Willen vollbringt. — Der 
Menfch aber, wie er hienieden fchon in Beziehung auf fein 
Dafeyn unter einem doppelten Gefeke fteht, dem vergäng- 
lichen feines Leibes und dem Ewigen, dem er dem Geifte 
nach angehört, wie er in Beziehung auf fein inneres Wefen 
zugleich unter dem Geſetze der Sittlichkeit fteht feinem natür: 
lichen Menfchen nach, und unter der Gnade und Heiligung 
dem wiedergebornen nach, fo auch ſteht er in Beziehung auf 
fein Handeln in der Welt unter einem doppelten Gefebe, 
dem innern ewigen Gebote Gottes und dem Auffern Gebote 
des Staates. Beyde durchdringen ſich. Diefelben Verhält- 
niffe tragen das doppelte Gebot an ſich, wie die Menfchen 
in ihnen handeln müffen, daß die Auffere Ordnung der Ver: 
hältniffe bewahrt werde, und wie damit ihr eigenes Handeln 
aus innerer Heiligung komme. Beyde Gebofe haben denn 
doh nur Eine Quelle, der Gehorfam gegen den Staat 
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gründet fich ja zulest felbft nur auf das innere Gebot Got- 
tes, und fie würden ſich auch in ihrem Inhalte an fich und 
nach. der Ordnung Gottes nie widerftreiten. Weil aber die 
äuffere Ordnung durch das Mittel der Menfchen gegeben 
und gehandhabt wird, fo kann es durch ihre Untreue oder 
Unkunde kommen, daß der Menfch ſich im Miderftreite be- 
findet. zwifchen dem innern Gebote Gottes und diefem, was 
ihm aufferlich die Menfchen, wiewohl durch Gottes Anjehen 
und Vollmacht, geben. — 

Da. Recht und Staat nur der Zeitlichfeit angehören, fo 
ift auch die Art ihrer Einrichtung nicht Gegenftand. der. chrift- 
lichen Offenbarung. Bloß über das Verhalten des Menfchen 
gegen die Obrigkeit giebt fie ein Gebot, nehmlic das des 
Gehorſams, und‘ dureh daſſelbe wohl auch Aufichluß ‚über 
das MWefen des Staates, daß er ein Theil der göttlichen 
Ordnung, die Obrigkeit und Autorität in ihm von Gott ver 
ordnet ift, mit der höchften irdischen Machtvollfommenheit 
(Schwert) *). Dagegen über die Stellung des Staates im 
ganzen Weltplane, deren Kenntniß nicht der Religion ‚und 
Sittlichfeit, fondern der Wiffenfchaft angehört, und über die 
Befchaffenheit feiner Verfaffung und Verwaltung giebt fie 
feinen Aufſchluß und Fein Gebot. Hierüber giebt es auch 
in der That Feine abfolute, unbedingte Borfchrift, deren Ue— 
bertretung an fih Sünde wäre. Eine dogmatifch nothwen- 
dige Verfaffung gehört dem Zuftande unter der Herrichaft 
des auffern Geſetzes an, unter welchem orientalifche Voͤlker 
lebten und Leben. Dagegen zur chriftlichen Freiheit gehört 
es, daß die Völker für diefe auffern Verhaͤltniſſe nicht ge— 
bunden find, fondern unter den manigfachften Staatsformen 


Roman 13, 1.2. 
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leben dürfen, ohne damit Unrecht zu begehen. Darum ift 
aber doch die Einrichtung des Staates Feineswegs gleichgül- 
tig, in bloße Willführ geftelt, auch nicht bloß der Rüdficht 
der Zweckmaͤßigkeit angehörig, fo daß fie doch an fich gleichgül- 
fig wäre. Sondern in dem Wefen de3 Staates ift eine ges 
wiffe innere Nothwendigkeit der Einrichtungen enthalten, nicht 
zwar in genauer ISndividualifirung, aber doch in allgemeinen 
Charafterzügen, nicht als ein unmittelbares ſittliches Gebot, 
aber doch als eine Verpflichtung, nach ihrer Kenntniß zu 
ftreben, und darnach zu handeln für die, welche dazu das 
Amt haben, gleichwie bey andern Berufsverhältniffen, und 
wie in allem Aeufferlichen find diefe Einrichtungen theils mehr 
theils weniger wefentlih. Diefe Anforderungen an die Ein 
richtung des Staates fünnen nun allerdings, nach Obigem, 
nicht aus der chriftlichen Offenbarung gefchöpft werden, wohl 
aber aus der chriftlichen Erkenntniß. Denn Diefe giebt uns 
die Einficht über das Wefen des Staates, feine Begrimdung 
im zeitlichen Zuftande, fein Verhältnig zum Neiche Gottes. 
Der chriftlihe Staat hat daher, da er (das ift die Menfchen, 
die ihn bilden) fein eignes wahres Wefen und die wahren 
Anforderungen an die menfchlichen Verhaͤltniſſe Fennt, eine 
ganz andere und höhere Aufgabe, als andere Staaten, wel- 
chen die chriftfiche Erfenntniß, ſey es gänzlich oder doch in 
ihrer VBollftändigkeit und Neinheit, mangelt. In diefem Sinne 
kann und muß von einer chriftlichen StaatSlehre die 
Rede ſeyn. Das aber wäre ein großer Irrthum, wenn man 
im chriftlichen Staate die gefeßliche Anftalt verfännte, und 
ihn, weil er für eim chriftliches Volk gehört, unter den 
Charakter des Evangeliums, der Gnade und Liebe, flatt de$ 
Geſetzes ftellte, deshalb z. B. das Berhältniß zwiſchen Fürft 
und Volk von innerer Sittlichkeit und Liebe abhängig machen, 

ſtatt 
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ftatt äußerlich gefeslich feftftellen wollte. Nur durch die bef- 
fere Erfenntniß unterfcheidet fich der chriftliche Staat, nicht 
durch die Art feines Beftandes, dieſer bleibt immerdar ein 
aͤußerlicher. Zu 

Iſt diefe Darftellung von * Weſen des Staates richtig, 
fo folgt daraus von felbft die Nichtigkeit jener Lehre, welche den 
Staat als eine Gefellfchaft ver Menschen zum gegenfeitigen Schuß 
ihrer Sreiheit betrachtet: der Lehre des Naturrecht3, des Liberalis⸗ 
mus, der Revolution. — Der Staat ift nicht ein Zufammenttritt, 
eine&efellfchaft von Menfchen, fondern eine Anftalt, ein orga⸗ 
nifches Ganzes über ihnen, dem fie als dienende Glieder angeho- 
ten, ein jegliches zu feiner beftimmten Stelle und Berrichtung *). 
Und: zwar ift er die Anftalt Gottes. Won Gott hat er feine 
Vollmacht und fein Anfeben. Deßhalb ift er Zräger der 
Majeftät, die nicht von Menfchen, fondern allein won Gott 
ausgehen Fann, und hat Gewalt und Fug zu üben, was 
keinem Menfchen und Feiner, Mehrheit (Vereinigung) von 
Menfchen zufteht, fo das Gericht und die Strafe des Ver: 
brechens, das Aufgebot zum Kriege. — Eben fo wenig ift 
der Zweck des Staates gegenfeitiger Schuß der Freiheit oder 
Herrfchaft des Rechtsgeſetzes. Er befteht überhaupt nicht 
für dis Menfchen in ihrer Sonderung, für Freiheit, Wohl, 
Sittlichkeit, allfeitige Entwidelung derfelben, bloß als Ein 
zelnerz fondern für die Menfchen in ihrer Gemeinfchaft, in 
der fie zucleich das Neich eines Höhern bilden, feiner Ge 
rechtigkeit, dem Plane feiner Weisheit dienen. Die Ordnung, 
die der Staat handhabt, ift denn auch nicht die, daß die 


°) Die ift der Sinn und die Wahrheit des Ariftotelifchen 
Satzes, daß der Staat vor den Menfchen wie das Ganze 
vor, den heilen ſey. 
Stahl, Rechtsphil. II. 2. 2 
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Menſchen neben einander beftehen koͤnnen (Marime der 
Eoeriftenz) , das tft nur ihr geringer Theil, fondern daß die 
Verhaͤltniſſ e, in welche die Menſchen geſetzt ſind, der Beſtimmung 
gemaͤß beſtehen, die Gott einem jeglichen derſelben gegeben. 
Ja ſelbſt, daß ein jeder bey ſeinem Rechte erhalten werde, 
hat nicht blos das Individuum zum Zwecke, ſondern zugleich 
ja urſpruͤnglich die Handhabung der Gerechtigkeit, die Auf— 
richtung goͤttlicher Ordnung. — Es iſt alſo ſchon das un— 
richtig, daß man unter der Herrſchaft des Rechtsgeſetzes die 
gegenſeitige Sicherung der aͤußern Freiheit verſteht. Wuͤrde 
man aber auch das Rechtsgeſetz in ſeiner wahren Bedeutung 
nehmen, als die Ordnung fuͤr den ganzen aͤußern Beſtand 
der Verhaͤltniſſe, ſo iſt dennoch die Aufgabe des Staates 
viel umfaſſender; denn er hat nicht bloß die nothwendige 
Ordnung in den Verhaͤltniſſen zu erhalten, ſondern zugleich 
die gemeinſamen Beſtrebungen nach ihrem Ziele zu fürdern*). 

Nicht minder zeigt fich aber auch jene Lehre als unhalt- 
bar, weiche der nafurrechtlichen und Itberalen in neuerer Zeit 
entgegengefeßt wird, nach welcher der Staat nichts anderes 
ift, als eine große unabhängige Grimdherrfchaft (Patrimo— 
nialftaat, Prädialftaat): die Lehre Hallers und feiner Nach- 
folger. Bey der Grundherrfchaft ift es nur auf örtliche In— 
tereffen abgefehen und auf Privatbefriedigung, insbefondere 
des Grundherrn. Der Staat aber umfaßt die ganze menfch- 
liche Beſtimmung, und als nothwendige Aufgabe. Er foll 


*) Neuere Schriftfteller diefer Schule haben fich in ihren Re— 
fultaten mitunter der Wahrheit angenähert, allein cben 
damit die Gonfequenz ihres wiffenfchaftlihen Standpunctes 
aufgegeben, und ohne fi von dem Grundirrthum ihrer 
ganzen Anſicht zu befreyen. 
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einer Lenkung dienen, die über den Menfchen iſt. Deßhalb 
fchließt er diefes privatherrfchaftliche Princip in gleicher Weife 
aus, wie jenes volfsherrfchaftliche. Er iſt durch und durch 
eine öffentliche Sache. In ihm muß alles Perfönliche, Pri⸗ 
vate, bloß Menfchliche fich unterordnen, und das Anftaltliche, 
das eigentlich Organifche hervortreten, durch welches der Staat 
zum Merkzeuge Gottes wird. Auf die Beftimmung des 
Staates und auf göftlihe Fügung muß fich das Anfehen 
und die Gewalt in ihm gründen, nicht auf den Willen des 
Bolfes, nicht auf einen Privaterwerbgrund des Fürften. Und 
der Zuſammenhang und die Bedeutung alter Einrichtung und 

Regierung muß in der Anftalt des Staates liegen, nicht in 
der Beziehung auf die Unterthanen, nicht in dem perfünlichen 
Berhältniß zum Negenten. Allerdings wird die Stellung, 
die den herrfchenden Gliedern des Staates zukoͤmmt, nament- 
lich dem Könige, fofort zu ihrem eignen Nechte, und es 
ſollen, wo möglih, Perfönlichkeiten Träger des öffentlichen 
Berufes feyn, damit fie ihn zugleich. aus eignem Intereſſe 
verforgen. Allein welche Nechte ihnen zuftehen, Innhalt und 
Maaß und Granze und Art des Gebrauches und der Ver: 
fügbarfeit, dieß alles richtet fich doch nach dem Berufe, den 
die Anftalt mit fich bringt, nicht nach der perfünlichen Be— 
rechtigung. Gott hat die Menfchheit nicht einzelnen Men: 
fehen übergeben zur Herrfchaft, bloß auf ihre jenfeitige Ver— 
antwortung, fondern er hat eine Ordnung und Anftalt über 
fie gefeßt, und in diefer die einzelnen Menfchen als Haupter. 
Es wird fich in der ganzen nachfolgenden Ausführung be 
währen, wie diefe Anfchauung des Staates als einer orga- 
nischen Anftalt in allen Folgen für Einrichtung und Gefin- 
nung fich eben fo fehr von der liberalen Anficht unterſchei— 
det, die ihn als Aggregat und Volksherrſchaft behandelt, 


2 * 
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als von jener contrerevolutionären, die in ihm nur Eigen- 
thum und Privatherrfchaft Sieht. 

Endlich ergiebt fi) hieraus die Unwahrheit der Lehre 
Hegels, welche den Staat al3 ein in fich vollendetes und 
vollfommenes Werk und Neich, als feinen eigenen letzten 
Zweck, als die erfüllte Sittlichfeit erklärt, nicht als bloßen 
Träger für das höhere, fittliche Dafeyn des Menfchen, als 
bloßen unvollfommenen Erſatz und Werkzeug der Vorbe— 
reitung für das zufünftige ewige Neich *). 





*) Wenn ich hier die Standpunkte der Partheyen bekaͤmpfe, 
fo verfenne ich damit Feineswegs, was die Schriftfteller der— 
felben, fo weit nicht ihr Princip fie zum Srrthbum führte, 
außerdem Wahres und Gutes geleiftet haben. Noch we— 
niger finde ich mich im Gegenfaße zu jenen, die ohne ir: 
gend einen ethifch -philofophifhen Standpunkt — blos den 
allgemeinen Sinn für das Gute und Rechte im Hinter— 
grunde — ausfchließlich die Nücficht des aͤußern Erfolges, 
der Erfahrung, der Geſchichte ald Maaßſtab anlegen. 
Diefe Behandlung wird zwar immer ihre großen Mängel 
haben, da ein folder Standpunft, gleichfam als das Steuer 
ber Unterfuchung, nicht entbehrt werden kann, und daher fid) 
immer ähnliche, nur minder unterfudhte und bewußte, phi— 
Lofophifche Beftimmungsgründe einfchleihen. Ste hat aber 
dafür auf der andern Seite wieder eine Unbefängenheit in 
Betrachtung des Erfolges voraus, die man von allgemein 
wiffenfchaftlichen Gefichtspunften aus, wenn fie noch fo 
richtig und Elar find, nie vollftändig bewahrt. Beyde Be— 
handlungsweiſen find daher notwendig und geeignet, fich 
gegenfeitig zu lautern, Für ein Mufter jener erften halte 
ih Dahlmann’s vortreffliches, eben fo Iehrreiches als 
anregendes, Werk: „die Politit nad) dem Maaße der ges 
gebenen Zuſtaͤnde“, fo fehr ich auch in wefentlihen Lehren 
von demfelben abweiche. 





% 
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Zweited Kapitel, 
Br Fa DR DR, 


Das Bolf als natürliche Grundlage des Staates, Feine zufällige Maſſe, fein 
Univerſalreich. Ueber Stammſtaaten und über Vöolkermiſchungen. — 
Verhältniß des Landes zu Volk und Staat. — 

Meil die Beftimmung des Staates das ganze menfch« 
liche Dafeyn umfaßt, fo ift er auch die Aufgabe des Bolfes. 
Denn ähnlich wie die Menfchheit enthält das Volk alle Ric): 
tungen und alle Mittel des menfchlichen Dafeyns, und ent: 
halt fie verbunden durch die Einheit der Abftammung. Nur 
in ihm liegen daher die Macht, die Vertheilung der Thaͤtig— 
feit, die gemeinfame Borftellungsweife, wie fie der Staat 
bedarf, Ein Fleinerer Kreis befißt nicht die Mittel, eine 
fremdartige Menge befigt nicht die Einheit des Bewußtfenns 
über Ordnung und Ziel. Das Volk iſt fchon die natürliche 
Macht und Gemeinschaft, welche der Staat zur rechtlich 
geordneten erhebt, 

Es hat aber das Volk den Beruf zum Staate, nicht die 
Menjchheit im Ganzen, daß fie ein Univerfalreich bilde. Denn 
in dem zeitlichen Zuftande, bey der Truͤbung des menfchlichen 
Bewußtſeyns und der Gebundenheit an das räumliche Be: 
dürfniß, erfüllt die Menfchheit ihre Beſtimmung nur in der 
Sonderung nad) Völkern. Jedes Volk fol das ganze Bild 
des menfchlichen Lebens nach der Eigenthuͤmlichkeit feiner Auf: 
faffung und nach den befondern Bedingungen feines außern 
Dafeyns in eigenthümlicher Weiſe Darftellen. Und die Ge: 
fchichte führt jedes Volk feinen eigenen Gang, jedem ift eine 
befondere Anlage und Fähigkeit und ein befonderes Werk 
und Theil in dem Plane des Ganzen zugewieſen, fey es eine 
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Erkenntniß oder Kunft, ſey es eine Sitte oder Einrichtung, 
Die es ungeftört in fich ausbildet, daß fie fofort zum Ges 
meingute werden. So muß denn auch der Staat, al$ Ord— 
ner und Träger jenes Lebens als Werkzeug diefer Fuhrung, 
jedem Bolfe befonders zukommen. — Durch Herftellung 
des Univerfalreiches würde keineswegs ein höherer Zuftand 
als der der einzelnen Völker gewonnen werden: die vollfom- 
mene menfchlihe Natur, die Feine Gattungen zuläßtz; denn 
in dem beſchraͤnkten, zeitlichen Zuftande herrſcht nothwendig 
die Getheiftheit der Anlagen, es würde nur die eigenthuͤm— 
liche Anlage und Fähigkeit der Volker unterdrüdt und jedes 
verhindert werden, den Beruf, der ihm befonders aufgetra- 
gen ift, zu erfüllen. Denn nicht bloß würde die fremde 
allgemeine Regierung feine befonderen Beduͤrfniſſe und Bes 
frebungen nicht zu würdigen und zu fördern verftehen und 
fich deffen nicht beeifern, fondern der eigenthümliche Geift 
des Volkes würde fchon dadurch felbft erfierben, daß feine 
vorzügliche Aeußerung, welche eben die Geftaktung des Staa: 
tes felbft ft, ihm entzogen wäre. Damit das Univerfalreich 
das Gemäße wäre, müßte die Trennung des menfchlichen 
Bewußtſeyns in Völker und Sprachen, es müßte die Be: 
fonderheit des Bedürfniffes nach Ort und Individualität 
aufhören. Allein dann hätte die Gefchichte felbft aufgehört, 
und es bedürfte ihres Zrägers, des Staates, überhaupt 
nicht mehr. Die Lenkung der ganzen Menfchheit iſt nur 
Gottes Sache, fie kann und foll die menfchliche Anftalt nicht 
verfehen, dieſe ift befchränft wie ihrem Vermögen fo auch) 
ihrer Aufgabe nach auf engern Naum, und auf Beherrfchung 
der Gleichartigen. Alle Weltreiche waren deshalb menfchliche 
Veberhebung und Frevel von Nebucadnezar an bis auf 
Napoleon 
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Es kann nun immerhin eine Nation fich in Stamm: 
ftaaten theilen, und e3 Fünnen umgekehrt mehrere Volker 
unter Einem Scepter vereinigt feyn*). Auch Fönnen ſchon 
frühzeitig mehrere Voͤlkerſtaͤmme zu Einem Staate fich mifchen 
und durchdringen. Die Mifchung fest aber ſchon Voͤlker 
als urfprünglich woraus, die ihrerfeit3 wenigftens bis auf 
eine gewiffe Stufe auch ſchon Staaten waren, und es ent: 
fteht durch die Mifchung nicht blos eine Verbindung zu der 
politiichen Einrichtung und Herrfchaft, fondern es entiteht 
zugleich ein neues Volk, eine Einheit des ganzen innern Le 
ben und Bewußtfeyns, das fihb in Sprade und Sitte 
fund giebt. Die Einheit des Volksbewußtſeyns feht ein ge 
funder und lebensvoller Staat immer voraus, wenn auch 
nicht immer die. vollftändige Einheit der Abſtammung. — 
Alle dieſe Manigfaltigkeiten und Abweichungen heben e$ da: 
her nicht auf, daß das Volk die natürliche Grundlage des 
Staates ift, fie bewähren nur, daß die Gemeinfchaft der 
Menjchheit noch ein höheres und ewiges Band ift, durch 
das die Gefchichte je nach den Umftänden das zeitliche Band 
des Volkes unterbrechen läßt. — — 

Das Volk muß aber, um den Staat zu bilden, fefte 
Mohnfige haben. Da das ganze Leben der Menfchen mit 
dem Boden der Erde zufammenhängt, fo fest die Ordnung 
des Staates Einheit. und Stetigfeit auch in dem Verhältniffe 
zum Boden voraus. Und wie jedem Menfchen nicht bloß 
eine beftimmte Eigenthumlichkfeit feines Weſens von Gott ge 
geben tft, fondern auch im Einklang mit ihr eine beftimmte 
Eigenthümlichkeit Der ihn umgebenden Berhältniffe, fo iſt 


») Hievon wird erft bey der Lehre von dem gegenfeitigen Ver- 
hältniß der Staaten zu handeln feyn. 
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auc jedem Volke ein beftimmtes Land angewiefen, und es 
find die Geiftesrichtung des Volkes und die Befchaffenheit 
de3 Landes wohl auf einander berechnet, daß ein jedes Volk 
nach feinem befondern Berufe auch das entfprechende Land 
inne habe. Nur das Land gewährt die Einheit des Bedürf: 
niffes , die Gefchloffenheit der Mittel für ihre Befriedigung — 
die Stetigkeit der VBerhältniffe, der Anftalten, der Intereſ— 
fen — die Liebe zu dem geordneten Dafeyn und der Herr: 
fchaft, welcher gehorcht werden fol. Das Land legt aber 
dem Staate gewiffe Bedingungen und Nothwendigkeiten auf 
durch fein Elima, feine eigenthüumlichen Nahrungsquellen u. ſ. w. 
Dadurch ift es mitbeftimmend für feine Einrichtungen und 
giebt ihnen fein Gepräge, ähnlich wie die Individualität der 
Nation nur nicht in fo hohem Maaße*). Das Land ift 
darum ein ergäanzender Theil des Staates, wefentlich zu feis 
nem Innhalte, eben fo wie dad Volk. 

Weil alfo das Land ein erganzender Theil des Staates 
ift, nothwendig zu Erfüllung feiner Beftimmung, fo fchließt 
fich jeder Staat ab über fein Gebiet und duldet innerhalb 
defjelben feinen Grundbefiß, der ihm nicht angehört, Feinen 
Menfchen, der feiner Herrfchaft nicht huldigt**), Deßhalb 
ft auch ein wanderndes Volk Fein eigentlicher Staat, nnd es 


*, Man war in ber legten Zeit gewohnt, bey weitem zu gros 
bes Gewicht auf den Einfluß der Landesbefchaffenheit zu 
legen. Namentlich ift Montesquieu hierfür Repräfentant. 
Auch darf man Eeineswegs die Weltgefhichte aus der Geo— 
graphie erklären, fondern muß vielmehr Volfsanlage und 
Landesbefchaffenheit ald zufammengehörig In Einem höhern 
Plane betrachten. 


=) Das Naturreht vermag dieß auf Feine Weife darzuthun 
(l. Band ©. 240). 
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nennt fich mit Necht jeder Fürft zugleich nach) dem Lande. 
Er drücdt damit aus, nicht daß er das Eigenthum an dem 
Lande habe, fondern daß der Staat, deffen Fürft er ift, ein 
ftetige8 auf dem Mutterboden der Erde in dauernder Drd- 
nung feftgegründetes Reich if. Dagegen die Bezeichnung 
blos nach dem Volke, die man 1789 und aufs neue 1830 
an die Stelle gefeßt hat „König der Franzoſen“, wie unter 
Chlodwig „König der Franken” oder Attila „König der 
Hunnen” paßt eben fo gut auf eine herumziehende Horde, 
Durch fie wird ein Bild der Barbarey wieder hervorges 
rufen. — 

Staat, Bolt und Land zufammen bezeichnet die Sprache 
fehr treffend ald Reich. Die ganz entjprechende Bezeich- 
nung eined Königs ift daher nach dem Reiche, über das er 
herrfcht 3. B. von Frankreich, Defterreich. — 

DasNaturrecht bringt den Begriff des Volfes mit dem 
de3 Staates gar nicht in Verbindung. Diefes höhere mit 
Nothwendigkeit einigende mit Nothwendigkeit beherrfchende 
Band liegt außer feiner Wuͤrdigung. Jedes Aggregat von 
Menfchen, die fich vereinigen um ihre Nechte zu fchüsen, muß 
es als Staat und zwar als vernünftig gegründeten Staat 
anerkennen. Eben fo wenig kommt e$ in feiner Abftraftion 
dazu, die Beziehung auf das Land in die Darftellung des 
Staates aufzunehmen. 


| 
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Drittes Kapitel, 


Entflehung und vehtlihe Begründung 
Des Staates. 


Der Staat entiteht gefihichtlich durch göttliche Lenkung nicht ducch ge 
fammenteitt der Menfchen. Der Gehorfam gegen den Staat gründet 
fih auf göttliche Stiftung nicht auf freywilliges Webereinfommen der 
Menfchen. Die beftimmten Einrichtungen im Gtaate find nie ald Ber» 
tragsverhaltnig zu beirachten. — Ueber die gewöhnliche Begründung des 
Staates aus Bertrag. — 

Sn dem beftimmten Volk, auf dem beftimmten Gebiet ent- 
ſteht nun der Staat durch die gefchichtliche Begebenheit, durch 
die Stellung, in welche Aoftammung, Bedürfniß, Schickſale und 
Thaten die Menfchen bringen und durch die Gewöhnung und die 
rechtliche Vorftellung, welche fie begleiten, alſo durch goͤttliche 
Fuͤgung und menſchliche, mehr oder weniger freye, Mitwir— 
kung. Der erſte Staat iſt die patriarchaliſch geordnete Fa— 
milie. Hier ſind die Verhaͤltniſſe, die ſich nachher zu geſon— 
dertem Daſeyn entfalten — Familie, Stand, Staat, Kirche —, 
gleichſam noch im Keime gedrungen. Dann erweitert ſich 
die Familie zum Volke und hinterlaͤßt in ihm Vorzuͤge der 
Geburt, es bringt die Pflege der von den Ureltern uͤberkom— 
menen Gottesverehrung dann der gemeinſame Schutz nach 
außen die gemeinſame Befriedigung nach innen ein Verhaͤltniß 
von Anſehen und Abhaͤngigkeit mit ſich, es folgen auf Sieg 
und Unterjochung Herrſchaft und Gehorſam. Alle dieſe Er— 
eigniſſe und Zuſtaͤnde begleitet jenes von Gott eingefloͤßte 
Bewußtſeyn, ſeine Ordnung herſtellen und handhaben zu 
muͤſſen, und fuͤhrt ſo zu der umfaſſenden und befeſtigten 
Einrichtung des Staates. Solches ſind die Urſachen, durch 
welche uͤberall auf manigfache Weiſe in allmaͤhliger Ausbil— 
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dung die Staaten entftanden. Wie die Völfer wurden, fo 
mit und in ihnen die Staaten, und wie die Individualität 
der Völker durch die Gemeinfchaft des fittlihen — im In: 
nerften des religiöfen — Bewußtfeyns beſtimmt ift, fo auch 
die Geftalt ihrer Staaten. Niemals ift der Staat das Werk 
menfchlicher Wahl und Abſicht, daß fie, vorher auffer dem 
Staate, nunmehr zufammenfommen, um ihn zu errichten. 
Niemals geht feine Grundform von ihrem freyen Nachdenken 
aus. Die Führung in der Gefchichte, welcher der Staat als 
Werkzeug dienen foll, bildet ihn auch felbft, die Menfchen 
finden fich in ihm, bevor fie darüber nachdenken, und eine 
überlieferte Borftellungsweife, die ſich über die Generationen 
und die Individuen ausbreitet, hat ihm fihon den beftimmten 
Charakter feiner Einrichtungen gegeben, der nachher wohl 
durch freye Entfchließung umgeändert, aber niemals wirkungs— 
105 vernichtet werden Fann. 

Sp entfteht der Staat thatfächlih, fo bindet er auch 
fittlich. Seine rechtliche Gewalt liegt in feiner Beftimmung 
und höhern Vollmacht, fie liegt in dem Anſehen deffen, der 
ihn als Seine Anftalt eingefeht hat. Um die Pflicht des 
Untertdanen zum Gehorfam gegen den Staat und deffen Ne: 
genten zu begründen, darf man daher Feineswegs einen ftill- 
fchweigenden Vertrag unterlegen, Feinen Bereinigungsvertrag, 
feinen Unterwerfungsvertrag. Diefer Gehorfam ift Fein frey: 
williger, von Zuftimmung abhängiger, fondern ein nothwen- 
diger. Mie der Menfch feinen Eltern, wie er feinem Volke 
verpflichtet ift, fo ift er es auch der rechtlichen Ordnung, die 
er vorfindet, und der er fich angehörig fieht. Er muß fie 
gleich jenen als von Gott über fich geſetzt betrachten*). 


) Damit ift das Recht der Auswanderung, welches dem Unter: 
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Eben fo wenig find die beftimmte Stellung zwifchen Fürft 
und Volk und die befondern Einrichtungen eines Staates 
BVertragsverhältniffe. Site find Ausflüffe einer Autorität, die 
nach einem nothwendigen Berufe zu handeln hat. Der Ber: 
trag kann mitunter dad Mittel und die Form ihrer Entſte— 
hung feyn, einmal weil auch die öffentlichen Einrichtungen 
immer eine Seite der freyen Wahl haben, fodann weil doch 
immer Menfchen die Träger der Autorität find, und deßwe— 
gen die Möglichkeit des Mißbrauches von der einen und des 
Ungehorfams von der andern Seite ein gegenfeitiges Abfra- 
gen und MUebereinfommen wünfchenwerth oft nothwendig 
macht. Aber wenn fie auch hiſtoriſch auf diefe Weife durch 
Vertrag entftanden find, z. B. die magna charta in 
England, die deutfchen Wahlfapitulationen und ftändifchen 
Freiheiten, fo find fie doch in ihrem Beftande nicht als Ver: 
träge zu beurtbeilen, fondern als höhere öffentliche Gefeße 
und Einrichtungen. Denn Fürft und Volk durften über ihren 
Beruf, den Staat nach feiner Beftimmung einzurichten, 





thanen allerdings zuſtehen foll und in ben meiften Staaten 
zufteht, nicht in Widerfprud. Die Möglichkeit und Be: 
fugniß der Trennung ift gewiß Eein Beweis, daß nicht vor- 
ber und urfprünglich eine Verbindung da war, und daß 
fein Gebrauch von der Auswanderung gemacht wurde, Fann 
nicht, als eine ftillfehweigende Einwilligung, Grund der 
Unterthanenpflicht feyn, denn diefe beginnt ja fhon da, wo 
noch feine Entſchließung möglich war, und fogar die Noth— 
wendigkeit felbft, fich entweder erklären oder als Untertha- 
nen anfehen laffen zu müffen, fest fchon eine frühere Ge: 
walt des Staates voraus. Auch ift die Auswanderung 
nirgend unbedingt frey und mit Recht. Es müffen überall 
zuvor die Verpflichtungen gegen den Staat erfüllt werden, 
und es ift überdieß eine befondere Bewilligung der Regie— 
sung nöthig. 
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nicht nach ihrer Wahl übereinkommmen. Was fie unter eine 
ander feftfesen, darf und kann daher im Mefentlichen nur 
den Sinn haben, daß fie es jener Beftimmung entfprechend 
erachten; in jedem andern Sinne wäre es eine ausgefprochene 
Unfittlichfeit, ein nichtiger Act. Nur beftärkt kann die Ver: 
bindlichfeit werden Durch die vertragsmäßige Uebernahme, in- 
dem fie nun zugleich eine Pflicht gegen das höhere Gefek 
und gegen den andern Theil ift. Alfo gerade das Gegen- 
theil! Mährend die Naturrechtslehrer den ganzen Staat, 
der doch hiftorifch immer in abfichtölofer Ausbildung entfteht, 
als ein Vertragsverhaͤltniß behandeln, fo müffen vielmehr 
nach richtiger Erkenntniß jelbft jene Theile und Beftimmun: 
gen feiner Verfaffung, welche wirklich durch Uebereinkunft 
entflanden find, dennoch angefehen werden, als habe eine 
über den Partheyen ftehende Autorität fie eingeführt. 

Die Begründung des Staates durch Vertrag bewährt 
fih in aller Weiſe als unhaltbar. Sie ift im Widerfpruch 
mit aller Wirklichkeit und Möglichkeit, da niemand um feine 
Einwilligung gefragt wird oder gefragt werden Fan. Sie 
führt zu der Folgerung, daß auch fortwährend die Eriftenz 
des Staates vom Willen der Unterthanen, ihrem beliebigen 
Austritt, abhängen muß, und daß der Staat Feine andere 
Gewalt über die Unterthanen haben Fann, als welche fie 
vertragsmaͤßig über fich feftfeßen koͤnnen, alfo namentlich 
Feine über ihr Leben und ihre Freiheit (als ihre unveräußer: 
lichen Rechte), wonach denn die ganze Strafgewalt, ohne 
die Fein Staat beftchen Fann, wegfallen müßte — Wohl 
liegt der Vertragstheorie die Wahrheit zu Grunde, daß die 
Menfchen mit Willen und Erkenntniß im Staate feyn ſollen, 
und daß der Staat zugleich die ſtete Aeußerung des Gemein- 
willens ift. Allein diefe ſubjektive Seite ift nur die ſekun⸗ 
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dare: der Wille der einzelnen Menfchen eignet fich zum Be— 
‚wußtfeyn gefommen den Staat an, aber er erzeugt ihn nicht, 
und der Gemeinwille tft nur das Element und Werkzeug, in 
welchem der göttliche Smpuls zum Staate wirkfam ift, diefer 
Smpuls aber ift es und nicht jener Gemeinwille, welcher die 
Pflicht des Gehorfams begründet. — | 


Diertes Kapitel, 
Staatöverfaffung und Staatöverwaltung. 


Begriff von Verfaſſung und von Verwaltung. — Snnhalt der Verfaſſung. — 
Sunhalt der Verwaltung. — 


AS Anftalt für die Beherrfchung der Menfchen hat 
der Staat zwey Seiten — Verfaſſung ımd Verwaltung. . 
Die Gliederung der menfchlichen Gemeinfchaft, Durch welche 
der Staat als Anftalt befteht — alfo der Zufammenhang 
der Einrichtungen, die Austheilung der Berufsftelungen — 
ift die Verfaffung, die Herrfchaft, welche er von diefer 
Gliederung aus über die menfchlichen Zuftande übt, ift die 
Verwaltung. Sene ift daher ein Beftand, diefe eine Wirk— 
ſamkeit und ein Kreis von VBerrichtungen. In jener erfchei- 
nen die Menfchen ald ergänzende Theile des Staates — er 
ift aus ihnen gebildet — in diefer als Gehorchende ihm ge- 
genüber. 

Der Innhalt der Verfaſſung ift demnach die Bildung 
der menfchlihen Verbindungen, von welchen die 
Herifchaft über die Einzelnen ausgeht, nach den fammt- 
lihen Beziehungen des zeitlichen Dafeyns — der natio— 
nalen oder eigentlich ypolitifchen, der raumlichen, der des 
Berufs, der religiöfen — und die Bildung diefer felbft wie 


[2 
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der zu dem einigen Ganzen des Staates. Sie muß daher 
folgende Einrichtungen enthalten: | 

Es muß die Herrschaft der allgemeinen (nationalen) 
Gemeinfchaft, des Staates, eingerichtet feyn — (die Befiim- 
mungen über Regierungsform, über Staatsgebiet, über Er- 
richtung des Heeres, über die Grundeinrichtung der Gerichte 
und Behörden). 

Es muß das Berhältniß der Menfihen zum Staate 
(diefer oberften Gemeinfchaft) beftimmt feyn, wie fie ihm 
angehörig, in wiefern fie von ihm abhängig feyn follen — 
(die Beftimmungen über Indigenat, Auswanderungsrecht, 
die Garantien der perfünlichen Freiheit und Berechtigung). 

Es müffen die räumlichen und Berufsgemeinfchaften ges 
bildet und gegen einander geordnet feyn — (die Beftimmuns 
gen über die befondere Stellung des Adels, des Bürger: 
und Bauern » Standes, über die Gemeinden und Gorpora: 
tionen, ihr inneres Verhältniß, ihre Beziehungen gegen ein- 
ander und zum Gtaate). 

Es muß die religiöfe Gemeinfchaft gebildet und ſowohl 
der Einfluß ihrer Grundſaͤtze (Staatsreligion) auf den Staat, 
als das Verhältniß ihrer Auffern Gliederung (Kirche) zum 
Staate feftgefegt feyn — (die Beftimmungen über Staats: 
religion, Verhaͤltniß der verfchiedenen Gonfeffionen, Toleranz — 
über die Einrichtung der Firchlichen Berfaffung felbft und das 
Verhaͤltniß des Staates zu ihr und ihren Behörden). 

Die Verfafjung des Staates hat fonach mehrere unter: 
fchiedene Elemente, nemlich ein eigentlich politifches Element, 
ein Element der perfünlichen Freiheit und Berechtigung, ein 
ſtaͤndiſches und ein religiös =Eirchliches Element. Sie bedin- 
gen und durchdringen fich jedoch wechfelfeitig. So ift das 
politische Element (Volfsvertretung, Kocalverwaltung) bedingt 
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durch das ftändifche u. few. — Und es gehören zur Vor: 
trefflichkeit der Verfeffung: Macht und Anfehen der Obrig- 
feit und rechte Ausbildung threr Aemter — Sicherheit der 
Perſon und der Rechte der Staatsbürger — richtige Wuͤr— 
digung und Stellung der verfchiedenen Stände und der Ge- 
meinden — Anerkennung des wahren Glaubens und der 
wahren Kirche ald höchftes Maaß und letztes Ziel. — 

Der Innhalt der Verwaltung aber ift die Ausübung 
der Herrfchaft felbft nach ihrem vollen Gehalt und Ziel, fo 
weit fie dem Staate al3 Außerlichem Neiche zukommt. Sie 
befteht in der Offenbarung der Macht, des Vermögens, 
der Weisheit, der Gerechtigkeit, die vom Staate aus: 
gehend und in feinem emeinleben erfcheinend fich an den 
Beherrfchten bewähren und zu deren eigenem Wohl und 
Schuß gereihen*). Die Verwaltung enthält fonach folgende 
Gebiete: 

Sie muß die phyſiſche Macht bilden und entwideln, um 
den MWiderftand gegen die Staatsordnung zu bewältigen — 
das Militär. 

Sie muß die Vermögensmittel gewinnen und verwenden, 
um den Staat in feinem Dafeyn und feinen Leiftungen zu 
erhalten — die Finanzen. 

Sie muß das Gemeinwohl nad) allen feinen Beziehun: 
gen fürdern — die Polizey. 

Sie muß die Gerechtigkeit handhaben, d. t. die Rechte 
der Unterthanen gegen Berlekung herftellen, Berlegung der 
Staatsordnung ftrafen — die Juſtiz. 





e) Die hoͤchſte innerfte Beherrfhung und Gemeinfhaft — 
Glaube, Liebe, Hoffnung — gehören dem ewigen Reiche 
Gottes an, und haben deswegen an ber Kirche, nicht am 
Staate ihren Träger. 
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Noch ein eigenthümliches Gebiet der Thätigkeit für den 
Staat ift begründet durch fein Verhältniß zu andern Staaten. 
Diefed gehört aber nicht mehr der eigentlichen Verwaltung 
— wie oben ihr Begriff gegeben worden — an, weil es 
feine Leitung der Unterthanen und ihrer Zuftände ift oder 
bezwedt. Es ergiebt fich überhaupt nicht aus dem Berufe 
des Staates, ſondern aus dem der Staatengemeinfchaft; 
es ift deßhalb nach allen feinen Beziehungen erft dort, wo 
fein Motiv ift, zu befprechen. — 

Indem der Staat durch feine Berfaffung eine Herrfchaft 
über das ganze menfchliche Gemeinleben aufrichtet nach allen 
feinen Beziehungen, in verfchiedenen Stufen und Gliederun: 
gen aber doch geeint zu einer oberften. allgemeinen Beherr: 
fhung, indem er durch feine Verwaltung unausgefekt die 
Seen, wie fie dem göttlichen Herrfchergeifte innwohnen, je 
nach feiner Sphäre zu offenbaren und zu verwirklichen ftrebt, 
ift er zweifelsohne ein wahrhaftes Reich. Und zwar ift er 
ein Meich der Macht, des Vermögens, der Weisheit, der 
Gerechtigkeit. Die Menfchen, die den Staat bilden, koͤnnen 
von diefer feiner Beftimmung abfallen, dadurch heben fie 
aber das Wefen des Staates, das nur in ihr liegt, nicht 
auf, fondern fie verkehren es in fein Gegentheil, der Staat 
wird dann ein Reich der Ohnmacht, des Unvermögens, der 
Unweiöheit, der Ungerechtigkeit. 

Uebrigens find VBerfaffung und Verwaltung nur zwey 
Seiten und Beziehungen in dem Dafeyn de3 Staates, fie 
find nicht zwey völlig gefonderte Gebiete, fondern bey den 
meiften Verhältniffen gehen fie beyde ohne beftimmte Gränze 
in einander über und durchdringen ſich. So z. B. ift die 
Errichtung des Heeres — (ob Miethtruppen, VBafallen, Con: 
feription, allgemeine Theilmahme der Bürger) — ein Theil 
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der Berfaffung, dagegen die Einrichtung des Heeres — (Die 
Abtheilung, Bewaffnung, Kriegsubung, Verpflegung) — 
Sache der Militair Verwaltung *). Es iſt die Steuerpflich- 
tigkeit der Unterthanen ein Theil der Berfaffung, dagegen 
die Anordnung der beftimmten Steuern und ihre Bertheilung 
Gegenftand der Finanzverwaltung. Die Beftimmungen 
uber das Gewerbwefen gehören einerfeitS der Verfaffung an, 
infofern auf ihnen. die Einrichtung des Gewerbftandes beruht, 
andererfeit3 find es Aeufferungen der Polizeyverwaltung. 
Die Einrichtung der Aemter gehört in einer Beziehung der 
Verwaltung an, indem in ihr zugleich die VBerforgung 
der beftimmten VBerwaltungszweige befteht und in der That 
deßhalb der Organismus derfelben am deutlichften bey der 
Betrachtung diefer Verwaltungszweige felbft wird, für deren 
Bedurfniß fie beftehen; aber auf der andern Seite gehören 
fie doc) auch nothwendig zum Beftande des Staates, befon- 
ders in ihren Grundzügen, fie gehen den wirklichen Verrich— 
tungen als Theile des Organismus voraus und find zum 
Theil von allgemeiner Natur, daß fie viele Verwaltungs 
zweige zugleich umfaffen, ja zum Theil von der Art, daß 
fie nicht blos für die Verwaltungszweige, fondern felbft zum 
Vollzug der Verfaſſung dienen z.B. die Miniſterien, fie ge 
hören daher eben fo, ja noch viel wefentlicher der Verfaſ— 
fung an. Es kann deßhalb die Miffenfchaft nur das Wefen 
der Verfaffung und Verwaltung Elar machen, nicht aber 
eine fcharfe Scheidvewand ziehen, wo im Leben felbit eine 


*) Gewöhnlich wird denn auch jene von dem Minifterium des 
Snnern, das überhaupt die Vollziehung der Verfaffung 
bat, beforgt, diefe vom Minifterium des Kriegs. — 
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folche nicht ift*). — Im pofitiven Rechte: kann fich auch 
der Begriff der Verfaffung enger begränzen, nemlich auf 
die Beflimmungen, welche unter die ſtrenge Garantie des 
Grundgeſetzes geftellt find, und zugleich ald ein unverbrüch: 
liches Necht derer, welche fie betreffen, betrachtet werden. 
Dahin gehören gewöhnlich die Negierungsform, die Staats: 
religion, die ftändifchen Privilegien ı. 7 w.; Dagegen nicht 
immer die VBerfaffung der Behörden. Endlich verfteht der 
Sprachgebrauch unter VBerfaffung im engften Sinne haufig 
blos die Negierungsform. Niemals ift aber dann ein Be 
griff gemeint , der neben dem der Verwaltung den ganzen 
Staat erfchöpfen foll. — 

Die Definition, welche man gewöhnlich von der Ver: 
faffung giebt, bezeichnet fie ald das Nechtsverhältniß zwifchen 
dem Subjecte, welches herrfcht. und denen, welche gehorchen. 
Die Berfaffung ift aber nicht ein blos gegenfeitiges Verhaͤlt— 
niß unter den Menfchen (den Herrfchenden und Gehorchen: 
den) fondern das Verhaͤltniß einer Anftalt über ihnen, der 
Zufammenhang bdiefer Anftalt in ihr felbft, von dem erft 
folgeweife auch das Nechtöverhaltniß zwifchen Regenten und 
Unterthanen fich ergiebt. Diefe Definition von VBerfaffung 
ift auch viel zu enge. - Sie würde z. B. die Beftimmungen 
uber die Staatsreligion, über das Verhältniß der Stände 
nicht in fich fchließen, die doch entfchieden in diefelbe ge- 
hören**). — Eben fo auch die Organifation der Aemter, die 


*) Mer Eonnte auch fonft zwifchen Organismus und Funktio— 
nen eine fcharfe Linie ziehen? 

*20) Wollte man fie deshalb in die Verfaffung rechnen, weil 
fie Vorfchriften enthalten, wie der Regent die Staatsge: 
walt üben muß, jo müßte man aus gleichem Grunde auch 

3* 
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chon der Namen: Gerichtsverfaffung, Behoͤrdenverfaſſung 
als Theile der VBerfaffung bezeichnet, kann man in Feiner 
Meife und Beziehung mehr in die VBerfaffung rechnen. Zu 
Diefen ungenügenden Begriffsbeftimmungen fommt man, weil 
man den ganzen Innhalt des Staates als etwas Willführ- 
liches betrachtet, wo fich dann der angebliche erfte Akt, durch 
welchen überhaupt nur einmal eine nöthigende Macht herge— 
ftellt wird (Gonftitution), wefentlich unterfcheidet von allen 
Einrichtungen und Grundfäsen des Staates. Allein die 
Staatöreligion, das Verhaͤltniß der Stande und felbft die 
Grundzüge für den Organismus der Aemter find hiftorifch 
und rechtlich eben fo urfprünglich ,  ald die Errichtung oder 
das Beftehen einer oberften Gewalt. — — 





Fuͤnftes Kapitel, 


Die Gefeße des Staates und die Staats— 
gewalt. 


Gefes und Staatögewalt. — Das Recht des Individuums als ein drittes. — 
Untheilbarfeit der Staatsgewalt und Unterfcheidung ihrer Berrichtungen. — 
Die Souveranetat ald Einheit der Staatsgewalt. — Die Verrichtungen: 
gefeggebende Gewalt — NRegierungsgemwalt ihr Wefen, ihre Unterfchet- 
dung in Vollziehung und eigentliche Regierung, Unterfchied von Geſetz 
und Verordnung) — richterliche Gewalt. — Rückblick auf Zwed und 
Fundament der Eintheilung. — Widerlegung der herrichenden Lehre über 
die Staatsgewalt. — 


Damit der Staat ein Reich der Ordnung und Förderung 
fey, muß feine Herrfchaft — wie die göttliche, welche fie 
hienieden vertreten fol — von unwandelbarem Wefen feyn 





die ganze Civil- und Griminallegislation in die Verfaffung 
ftellen. 
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und zugleich von freyer perfünlicher Entichliegung und That. 
She unmwandelbares Wefen nun find die Geſetze des 
Staates, die freye perfünliche Beherrfhung aber ift die 
Staatsgewalt d.i. die Gewalt, die im Namen des Staa: 
tes von Menfchen geübt wird. Das Gefeb ift der Inbe— 
griff jener Normen, die mit dem Bewußtſeyn höherer bins 
dender Nothwendigkeit beftehen, fen es der Gerechtigkeit fey 
es der im Wefen des Staates liegenden oder durch langen 
Beſtand geheiligten Staatdordnung, diefes Bewußtfeyn der 
Nothwendigkeit mag thatfächlich innerlich ſich mit Inftitutio: 
nen und Normen verbinden, oder auch nur aufferlich formal 
durch die Erklärung als Geſetz hinzu fommen. Es ift die 
Gefinnung — das Ethos — des Staates, wie fie fich bey 
ihm, als äußerer Anftalt, auch nur in außerlich befolgten 
Kegeln Fund geben kann. Dagegen die Staatögewalt ift die 
reelle, die handelnde Macht, die auf der Grundlage des Ge- 
feßes den ganzen Staat verforgt. Gefek und Staatögewalt 
verhalten fich fonach ahnlich wie im Menfchen der Charakter 
(die ftete Gefinnung) und der Wille (als die Kraft der 
Entjchliegung und That) *). Das Geſetz ift die Voraus: 
feßung der Staatögewalt, durch welches fie Staatsgewalt 
ift (Geſetze über Negierungsform, Thronfolge), und be= 
fchränft und beftimmt die Staatsgewalt, fie darf es nicht 
überfchreiten und muß es vollziehen; aber die Staatögewalt 
handelt eben fo jehr unabhängig vom Geſetze, denn fie ver: 
forgt den unendlichen Neichthum lebendiger Beziehungen, für 
die Feine Normen mit jenem Charakter von Nothwendigkeit 
beftehen und nicht beftehen fünnen, und die Staatsgewalt 
ift auf der andern Seite auch wieder Grund und Voraus: 


*) Vgl. 1. Abth. ©. 26. 27: S. WI folg. 
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fesung des Geſetzes, es gilt nur durch ihr Anfehen und fie 
hat die Macht, auf daffelbe zuruͤckzuwirken, es zu ändern, 
fortzubilden. Es befteht zwifchen Gefek und Staatsgewalt, 
wie in der Perfönlichfeit und in dem Drganifchen, eine wech: 
felfeitige Vorausſetzung und Wechfelwirfung und doch hat 
jedes fein eignes felbftftändiges Bereih. So find es zwey 
Mächte, die im Staate herrfchen: die ruhende ideale, das 
Geſetz (lex) und die handelnde reale, die Staatögewalt 
(imperium). Beyde zufammen erfchöpfen alle Herrfchaft 
im Staate. Was im Staate gefchieht, beruht entweder auf 
Geſetz oder auf Thätigkeit der Staatsgewalt*). — 

Diefer Herrfchaft des Staates über die Menfchen fteht 
aber das Recht der Menfchen felbft, der Einzeinen, gegen: 
über al$ eine Macht von eigner Geltung. Der Staat muß das 
Hecht der Perfönlichfeit anerkennen, fchon deßhalb, weil er ein 
bemußtes Neich ift, und um fo mehr weil die Menfchen, 
welche ihn bilden, zugleich nach ihrem innerlichen Dafeyn 
noch einem andern Neiche angehören, das höher als er 


*%) Diefe Unterfcheidung wird häufig verwechfelt mit der in 
Berfaffung und Verwaltung. Weil nemlidy die Verfaffung 
als Gliederung das Ruhende, die Verwaltung aber als 
Lenkung das Bewegliche, ſtets Gefchehende, ift, fo kommt 
man leicht dahin, alles Gefegmäßige für Verfaffung, alle 
Bornahme der Staatsaewalt für Verwaltung zu halten. 
Allein jenes ift eine Yinterfcheidung der Gebiete, diefeö eine 
Unterfheidung der Macht, welche diefelben anordnet. Auch 
die VBerfaffung beruht zum Theil auf der Thaͤtigkeit der 
Staatsgewalt z. B. Vornahme der Ständewahlen, und 
man würde Unrecht thun, diefe deßhalb ins Gebiet der 
Verwaltung zu rechnen und umgekehrt aud) die Ver: 
waltung geht zum Theil nach Gefegen vor ſich z. B. die 
Rechtspflege, ohne daß man deßhalb diefe Geſetze als Zheile 
ber Berfaffung betrachten darf. 
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felbft if. Das Necht der Perfönlichkeit iſt aber nach der 
Natur der Perfünlichkeit eine Macht, die nicht blos in ihm 
gilt, fondern auch fich felbit geltend zu machen befugt if. 
Es ift nicht blos ein innerer Beftimmungsgrund fur bie 
Staatögewalt, fondern auch eine äuffere felbftftändige Schranke 
gegen fie. Im diefen Charakter muß das Gefeh es in ſich 
aufnehmen und die Staatögewalt es achten und fchußen. 
Geſetz, Staatsgewalt und Necht des Individuums find dem- 
nac) die drey wirkenden Potenzen im Staat. Die Staats- 
gewalt ift die oberfte darımter, die den andern ihre Stelle 
anweift. Auf ihrer Wechfelwirfung beruht richtig gefaßt die 
Lehre von der Eintheilung der Staatsgewalt, wie das Nach: 
folgende ergeben wird. 

Die Staatögewalt ift ihrem Wefen nach in fich einig 
und untheilbar, gleichwie der Wille Gottes oder eined Men- 
ſchen. Sie kann nicht zertheilt werden in mehrere Gewalten, 
fie kann nicht zertheilt werden an mehrere Subjecte, fondern 
muß Einem Subjecte zuftehen, ſey dieß nun eine wirkliche 
Perſoͤnlichkeit (ein Monarch) oder eine Funftliche (eine Volks— 
verfammlung). In diefer Einheit ift fie die Souveräne 
tat (Staatshoheit, Machtvolfommenpeit). Ihrer Ausübung 
nach bat fie aber verfchtedenartige Verrichtungen und dafür 
verjchtedenartige Organe, mehr oder weniger felbftftändig 
gegen den Souveraͤn. Hierauf beruht die Eintheilung der 
Staatsgewalt. Doch find die immer nur Berrichtiingen 
einer und derfelben Staatögewalt, die im Souverän ihren 
Sitz hat, und es iſt unangemeffen, fie al$ eigene Gewalten 
zu behandeln. Es ift nemlich der Staat nicht (wie das 
Reich Gottes) ein geiftiges Neich von einer Perfönlichkeit 
über ihm beherrfcht, fondern eine organifche Anftalt, in wels 
her das Subjeck der Herrſchaft dem Organismus ſelbſt ans 
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gehört, von ihm getragen durch ihn bedingt ift, feine Macht 
ift nicht blos eine Macht über den Menfchen fondern zugleich 
die der Menfchen felbft. Die Natur des Organismus ift es 
aber, daß er aus vielen für ihre Verrichtungen gleich felbft- 
ftändigen Gliedern befteht. Allein der Staatsorganismus tft 
nicht Träger eines Einzellebens , wie fonft ein Organismus, 
fondern eines Neiches, feine Aufgabe ift die Beherrfchung. 
Deßwegen muß er ungeachtet diefer organifchen Gliederung, 
ja gerade als Product derfelben, einen einzigen (natürlichen 
oder kuͤnſtlichen) Mittelpunct haben, der alle Beherrfchung 
in fich fchließt, von dem alle Beherrfchung ausgeht. Das 
liegt nicht in feiner organifchen Natur fondern in feinem 
eigenthümlichen Wefen als Staat. Ohne folche Einheit und 
Goncentrirung der Beherrfchung giebt es Fein Reich. 

Die Souveränetät ift fonach die erfte, urfächliche und 
oberfie Gewalt, die alle Organe und Berrichtungen der 
Staatögewalt bedingt, und fie alle beherrfcht, fey es 
pofitio beſtimmt, fey es. wenigftens negativ begranzt*). Sie 


°) Die Souveränetät ift alfo nicht blos die oberfte Gewalt, 
die höhere Macht über den andern (das wäre z. B. aud) 
das DObergericht über das untere, ver deutfche Bund über 
die Bundesftaaten) fondern audy die, welche die andern 
bedingt, die urfächliche Gewalt, Würde man übrigens 
unter Souveränetät die Staatsgewalt aud in der Totalität 
ihrer Xeufferungen verftehen, dann freylich könnte von einer 
Souveränetät des Königs nicht die Rede feyn, da er nir— 
gend alles allein verrichten darf, aber noch weniger von 
Souveränetät des Volkes, fondern allein von Souveränetät 
des Staates. Denn Souveränetät wäre dann gleichbedeus 
tend mit Staatsgewalt, und diefe ift, wie das Wort fagt, 
des Staates, d. i. der ganzen Anftalt. Allein die Anftalt, 
als aus vielen Gliedern befiehend, muß in Einem Gliede 
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ift gleichfam der oberfte Herrfcherwille, der im ganzen Be— 
zeiche des Staates gegenwärtig und wirffam ift, feine innerfte 
Perfönlichkeit. Sie ift Feine Verrichtung, fondern fie iſt die 
Gewalt über und in jenen Verrichtungen. Der Souveraͤn allein 
veranlaßt alle Verrichtungen der Staatögewalt und er— 
nennt defihalb die Organe, wenigftens die oberften, für die- 
felben, er allein ertheilt ihnen die Geltung und Autoris 
tät, er führt die oberfte Aufficht über fie, und er 
repräfentirt den Staat nach innen und nach auffen. Der 
Souveraͤn ift es aber auch, gemäß der Einheit der Staats— 
gewalt, welcher diefe Verrichtungen dem Innhalte nad 
beftimmt, deffen Wille über fie entfcheidet, fo weit ihm nicht 
‚vermöge der eigenthümlichen Natur derfelben befondere 
Schranken gejest find*). Eine Souveranetät, die in der 
leeren Macht der formalen Veranlaffung und Autorifirung 
beftande, ift fo wenig denkbar, als ein Wille, der nichts 
beftimmtes wollen fünnte. Diefe Schranfen koͤnnen darinn 
beftehen, daß er an eine Zuftimmung gebunden ift, daß er 
Drgane zur Ausführung gebrauchen, ja ihnen die Anwen- 


eine für alle zugleich urſaͤchliche Macht haben, damit 
fie Eine Anftalt fey, ein Gentrum, diefes ift die Souve— 
ränetät. 


°) Zn der Monarchie übt diefes alles der Monarch in Perfon, 
in der Republik übt es die Volfsverfammlung, fo weit 
die möglich ift. Daß hier manches, was zur Souveränes 
tät gehört, von ihr nicht felbft geübt werden kann (5. B. 
die Initiative, die Oberauffiht, dann vor Allem die Re: 
gierung felbft), iſt eben ein Mangel der republikanifchen 
Verfaffung. Es ift hier die Souveränetät, die ihrer Nas 
tur nach untheilbar feyn foll, dennoch in gewiſſem Grade 

zwiſchen der Bolksverfammlung und den Magiftraturen 
getheilt. — 
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dung auf das Einzelne ohne eigene Einmifchung überlaffen 
muß. Nie aber kann e3 eine Gewalt neben dem Souverän 
geben, die pofitiv etwas für das Ganze des Staa 
tes bewirken fonnte Es liegt daher hierinn eine Glie— 
derung der Staatsgewalt, nicht aber eine Theilung. Es be: 
fteht Feine Theilnahme an ihr felbft als folcher, fondern nur 
an ihren Verrichtungen. Es find Organe (und in beftimm- 
ter Graͤnze felbftftändige Organe) nicht aber Subjecte der 
(oder einer) Staatsgewalt. 

Jene Verrichtungen der Staatsgewalt find nun ver: 
fehieden je nach dem verfchiedenen Verhältniß, in welches 
bey ihnen die Staatögewalt zu den beyden andern Mächten 
im Staate tritt: dem Gefehe und der Berechtigung des In— 
dividuums. Es find daher folgende: Die Staatsgewalt 
wirft rein in ihrem Bereich als Staatsgewalt vem Boden 
des Gefebes aus — Negierung, fie wirkt das verletzte Ge- 
feß herzuftellen gegen das Individuum in der Sphäre feiner 
perfonlichen Berechtigung — Gericht, fie wirkt auf ihre 
eigene Grundlage, das Geſetz, zuruͤck, es andernd und fort- 
bildend — Gefeßgebung. 

Die Geſetzgebung befteht in Aufftelung von Nechts- 
grundfägen für den Staat. Sie iſt Feineswegs die erfte 
Verrichtung, die den andern der Zeit nach vorausgehen müßte. 
Nur die Gefeße müffen ihnen vorausgehen, aber die Gefeße 
beftehen auch ohne und längft vor der Gefeßgebung. Im 
Gegentheil die Gefehgebung fest den Nechtözuftand in allen 
andern Gebieten und die andern Verrichtungen der Staatö- 
gewalt in ihrer vollen Uebung fchon woraus, erft wenn für 
leßtere die rechte Unterlage gewichen ift, tritt fie nachhelfend 
ein. Allein mo fie eintritt, da beftimmt fie die andern, fie 
aber wird in Feiner Weife von ihnen beftimmt; deßwegen 
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wird fie fügfich als die erfte behandelt. Als die oberfte Ver: 
richtung, von der alle andern abhängen, ift die Gefeßgebung 
nothwendig Sache des Souveräns, Die durch Fein anderes 
Organ felbftftändig beforgt werden kann. In der Republik 
ift unmittelbar die Volksverſammlung (nicht die Magiftratur) 
in der Monarchie ift der König in Perſon Gefesgeber. Da 
fie aber nicht auf unmittelbare Lenkung und Beherrfchung 
gerichtet iſt, fondern auf jene fittlich rechtlichen Normen — 
das Ethos des Staates — die in dem Bewußtſeyn der 
menfchlichen Gemeinfchaft, auf welchem der ganze Staat 
beruht, ihren Grund und ihre Zebensquelle haben, fo ift fie 
nicht bloß Sache der Etaatögewalt, fondern auch des Volkes. 
Daher darf fie im ausgebildeten Zuftande der Souverän nur 
unter Zuftimmung des Volkes (der Stände) üben. Er ift 
Gefeßgeber, aber er muß feine Gefeke an dem öffentlichen 
Bewußtfeyn erproben. In der Republik fallen ohnehin Volk 
und Staatsgewalt zufammen. Auch find ftrengere Bedin- 
gungen für ihre Ausübung, ſowohl diefe Zuftimmung als 
noch andere (Vernehmung des Etaatsrathes u. dgl.) erfor: 
derlich,, theils wegen ihrer Wichtigkeit theils um das Anfehen 
der überlieferten Gefege und die Intereffen an dem beftehen- 
den Rechtszuſtande gegen fie zu fichern. 

Die Regierung ift die wirkliche (unmittelbare reelle) 
Berforgung des Staates, das Lenfen und Beherrfchen der 
Menfchen nach feinen Geboten und Zielen*). Deshalb überall 


+) Die Regierung ift denn auch die Verrichtung der Staats 
gewalt, welche ftets und ununterbrochen vorhanden feyn 
muß, in der ihre normale Thätigkeit befteht 5 die andern 
werden nur durch befondere Beranlaffung hervorgerufen, 
das Gericht durch) Verlegung der Individuen, die Gefegge: 

\ 
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auf die einzelnen beftimmten Zuftande wirfend bedarf fie 
fteter augenbliclicher individueller Entfchließung und That, 
ift daher Sache der Perſoͤnlichkeit nicht des öffentlichen Be— 
wußtfeyns, Sache der Staatögewalt nicht des Volkes. Na: 
turgemäß übt fie der Souverän*); aber durch Organe, des 
nen er die Ausführung nach dem befondern Beduͤrfniß über: 
laßt. Sie ift nicht gegen das beftehende Gefek gerichtet, wie 
die Gefehgebung, nicht gegen die perfünliche Berechtigung, 
wie dad Gericht; daher übt fie der Souveran felbftftandig 
nach feinem Ermeffen. Aber fie ift nicht, wie die Geſetzge— 
bung, ein vollig freyer beginnender Act, fondern abhängig 
von den beftehenden Geſetzen; daher müffen die Organe ihrer 
Ausübung zugleich auf das Geſetz verpflichtet feyn, damit 
jener Boden des Gefehes nicht verlaffen werde. — Die 
Berforgung des Staates befteht nun aber darinn: fürs erfte, 
die beftehenden Geſetze auszuführen (die ganze Erhaltung 
und Handhabung der VBerfaffung fo wie der andern Gefeke 
mit Ausfchluß der Rechtspflege) — Bollziehung**), fürs 
zweyte, Zwede anzuftreben, die im Geſetze nicht vorgezeich- 
net find (z. B. Erlaffung eines Schulplanes, einer Poſt— 


bung durch Mangelhaftigkeit und Beduͤrfniß der Grund: 
lagen des Staates. 


In der Republik kann ſie die ſouveraͤne Volksverſammlung 
nicht üben, weil fie keine Perſoͤnlichkeit iſt, das iſt ein 
Hauptmangel diefer Regierungsform. 

Ufo nicht jede Ausführung im vulgären Sinne gehört in 
den technifchen Begriff der Vollziehung (Erecutivgemwalt), 
fondern nur die der Gefege. Dagegen die Vollziehung der 
Regierungsanordnungen ift eine Aeufferung der Regierung 
im engeren Sinne, die Vollgiehung der richterlihen Erkennt— 
niffe eine Aeuſſerung des Gerichtes. 


% 


— 


ou 


— 
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Paß⸗Ordnung u. ſ. w.) — Regierung im engern 
Sinne*). Jene iſt durch das Geſetz poſitiv beſtimmt, nur 
die Art der Ausfuͤhrung dem Souveraͤn uͤberlaſſen; dieſe 
bloß negativ durch das Geſetz begraͤnzt. Die Unterlaſſung 
begruͤndet bey jener, nie aber bey dieſer eine Beſchwerde. 
In beyden Arten beſteht die Regierung ſowohl darinn, Be— 
ſchluͤſſe zu faſſen, als ſie auszufuͤhren, ſowohl darinn, vor— 
uͤbergehende und particulaͤre Maaßregeln zu ergreifen, als 
dauernde und allgemeine Anordnungen zu geben *). Sie 
aͤußert fich deßhalb in Bornahmen, in Befchlüffen, in 
Berordnungen. 

Es ergiebt fich hieraus der für Die Staatslehte und 





*) Damit iſt die Bezeichnung: „Verwaltung, Adminiſtration“ 
wohl auch gleichbedeutend, doc, hat diefe noch einen eigen— 
thuͤmlichen Sinn, fie wird nemlich befonders da gebraucht, 
wo die Regierung nicht in einer Herrfchaft über die Mens 
fchen befteht, fondern in Verforgung von Objekten und 
Anftalten (Wege, Poften, Affeturanzen, Bibliothefen, Do— 
mänen). Wenn man jegt wie von Regierung und Regier— 

ten fo auch von Verwaltung und Verwalteten fpricht, fo 
ift dieſes demnach gegen den Geiſt der Sprache. 


**) Die Regierung ift zwar allerdings ein Handeln im Gegen 
fage der Erlaffung von Regeln (Gefeggebung); allein nicht 
nad) dem Maaße der Außern Erfcheinung, fondern der Be— 
ziehbung auf das innere Wefen des Staates, ob die fittlich 
rechtlihe Grundlage deffelben berührt worden ift, oder 
nit, denn nur diefes ift Regel des Staates im wiſſen— 
fhaftlihen Sinne, und alle andern Regeln bloße Thätigkeit 
der Staatögewalt, Daher Eann ein einzelner Act, 3. B. 
Ausfchliegung eines Prinzen von der Thronfolge, eine Aeuſ— 
ferung der Geſetzgebung, und umgekehrt Eünnen Regeln 
bloße Aeufferung der Regierung feyn. Es ift der Gegen 
ſatz von Gefes und von Staatsgewalt. 
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das Staatsrecht fo folgenreiche Unterfchied zwifchen Gefek 
und Berordnung. Er ift im Wefen des Staates begruͤn— 
det, und findet ſich deshalb in allen Negierungsformen, wenn 
er gleich erjt in der ausgebildeten Monarchie zu der vollen 
Klarheit und großen Wichtigkeit gefommen iſt. Die Geſetze 
enthalten das unwandelbare Wefen des Staates, das nur 
durch die Organe der Gefeßgebung geändert werden kann; 
die Verordnungen find Acte der Regierung. Es gehört daher 
alles ins Bereich des Geſetzes, was in fich ſelbſt als noth— 
wendig gilt, ſey es als integrivender Theil. des öffentlichen 
Zuftandes oder als zugefichertes Necht der Perfonen, Dagegen 
ind Bereich der Berordnungen alles, was bloß. als 
Mittel zum Zwecke befteht, und fo in fich felbft den Trieb 
hat, anders gehandhabt zu werden, wie nach den Umftänden 
die Zweckmaͤßigkeit fich ändert. Die Beftimmungen über Ver: 
faffung und über Rechtspflege müffen daher größtentheild 
Gefege, dagegen die Beftimmungen in der Sphäre der Po- 
lizey, der Finanzen, des Militairwefens größtentheils Ver— 
ordnungen feyn*). 


2) Dieß ift das Motiv der Ausſcheidung!? Es Tann aber na= 
türlich nicht ausreihen, um in einem beftimmten Staate 
zu fagen, was Gefeß, was Verordnung feyn folle oder gar 
ftaatsrechtlich fey, wie denn überhaupt aus allgemeinen 
Principien allein Eeine beftimmte Entſcheidung ſich finden 
laͤßt. Da muß das beftehende Recht, das Herfommen, die 
geſchichtlichen Verhältniffe und die herrſchende Anſicht über 
fie die Entfcheidung geben. Hierbey zeigt fih der Vorzug 
hiftorifch gebildeter Verfafjungen vor denen, die aus Re: 
flerion hervorgingen, indem letztere weniger ſichere Anhalts— 
puncte gewaͤhren. Im poſitiven Recht kommt es vor allem 
darauf an, welche Verhaͤltniſſe auf Geſetzen, welche auf 
Verordnungen bisher beruhten, oder welchen von bey⸗ 
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Dem entfprechend find auch die Geſetze mehr dauernd, 
die Verordnungen mehr wechfelnd. Denn die Dauer ent: 
fpricht der inneren Nothwendigfeit, die Charakter des Ge- 
fees, die Beweglichkeit aber jenem fteten Streben nach dem 
Beffern, Zuträglicheren, das Charakter der Regierung tft*). 
Die Verordnungen find aber Feineswegd darauf befchranft, 
zum Vollzuge der Gefeße zu dienen, wie dieß die gewoͤhn— 
liche Lehre iſt; denn dieß ift nur eine Seite der Negierung. 
Das MWefen der eigentlichen Negierung ift es im Gegentheile, 
unabhangig vom Gefeke etwas Neues, Pofitives in freyer 
fchöpferifcher Tchatigkeit hervorzubringen. Ihre Leiftungen 
find nicht Mittel für das Gefeß, fondern für Zwede außer 
dem Geſetze. Der erfte unbefangene Blick auf den Innhalt 
der meiften Verordnungen, wie fie für die Forderung des 
Landbaues, der Induſtrie, des Handels, für Hebung der 
Bildung, für Sicherheit, für Gefundheit, für Waffer- und 
Feuersgefahr, für Bequemlichkeit, Verſchoͤnerung u. f. w. 
gegeben werden, muß davon überzeugen, daß fie durchaus 
nicht zur Erfüllung eines vorausgehenden Geſetzes dienen 
follen; fondern auf ein Ziel und einen Erfolg im bewegten 
Leben gerichtet find, und aufMittel dafür, wie die Umftände 
fie heifchen, und daß gerade in dieſen Zwecken die eigen: 





den Arten ein erft neu zu regelndes Verhältniß gleich: 
artig ift. 
Doch koͤnnen auch Gefege nur Vorübergehendes betreffen, 
ja in einem einzelnen Acte beftehen (3. B. Choleragefeß, 
Verlegung eines Gerichtshofes, Aufhebung einer Stiftung) 
. und umgekehrt Eönnen Verordnungen bey Gegenftänden, die 
weniger von Außern Umftänden abhängen z. B. Studien: 
weſen, auf längere Dauer beftehen und in der Abficht lan 
gerer Dauer erlaffen werden, 


— 
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thinmliche Aufgabe, in diefer freyen Wahl die eigenthümliche 
Shätigkeit der Negierung befteht. — 

Das Gericht ift die MWiederherftellung des verlekten 
Gefeßes gegen das Individuum, fey es für Aufrechthaltung 
der Rechte anderer oder der Herrfchaft des Gefehes felbft. 
Diefe eigenthümliche Verrichtung hat bloß im Wefen der 
Gerechtigkeit ihre Wurzel, fie ift deßwegen geleitet einerfeits 
durch die Anforderung der unausbleiblichen Gefegerfüllung, 
andererfeit3 durch das unantaftbare felbftftändige Necht der 
Perſon, an der es zu erfüllen, ohne alle Nüdficht auf oͤf— 
fentliches Sintereffe, auf das Wohl des Staates oder der 
andern Menfchen. Im Wefen des felbftftändigen Rechtes 
liegt aber nothwendig die Macht eigner Geltendmachung. 
Die Staatsgewalt kann daher als Gericht nicht allen und 
bloß nach ihrer Erwägung der individuellen Berechtigung 
verfahren, fondern nur unter fteter eigner Gegenwirfung 
(VBertheidigung) deffen, gegen den verfahren werden foll*). 
Dieß ift der Proceß, der fih nur beym Gerichte und kei— 
ner andern Verrichtung der Staatögewalt findet. Das Ger 
richt befteht demnach in der gegenfeitigen Abwägung des Ges 
feßes und der perfünlichen Berechtigung, die alfo felbft fic) 
geltend macht, dem Urtheil und der Vollſtreckung, diefe zu: 
fammen bilden feinen Begriff**). Es ift nicht ein Mittelglied 

zwifchen 
*) Ob das Verfahren des Gerichts von Staats wegen oder 


aus Aufforderung einer andern Parthey eintritt (Criminal: 
oder Givilgericht) ift hier einerley. 

**) Man Eann fich wohl die Subfumtion unter das Geſetz ge= 
trennt von dem Reellen der ProceBleitung (3wang gegen 
das Individuum fich zu vertheidigen und Anmweifung der 
Bahn) und der Vollftredung denken (mie in Rom ungefähr 
für jenes der praetor, für diefes der Judex beftand), aber 
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zwifchen Gefeß (oder Gefehgebung) und Vollziehung, fon- 
dern eine eigene fpecififche, Verrichtung neben der Regierung 
oder Vollziehung. Diefe gehen auf dad Deffentlide 
Staat und Gemeinwohl) ; das Gericht aber auf Erfüllung 
des Gefehes am Individuum nach der Gerechtigkeit, — 
Diefer feiner Natur nach ift das Gericht immer nur gegen 
eine beftimmte einzelne Perfon (phyſiſche oder moralifche) ge- 
richtet und für einen vergangenen Fall, nemlich immer um 
gegen eine Nechtöverleßung wieder herzuftellen. Ausfuhrun: 
gen und Anordnungen für das Ganze, Fefiitellung und Aus: 
legung eines Nechtsfabes für Fünftige Anwendung gehören 
nicht in fein Bereich. ES ift ferner immer gegen die Perfon 
in der Sphäre ihrer felbftftändigen Berechtigung gerichtet, 
ihre Eörperliche Freiheit oder ihr Vermögen, fo weit fie als 
unantaftbar und unverfümmert durch öffentliche Ruͤckſichten 
verbürgt find. Die Herftellung des Geſetzes gegen einen 
Ungehorfamen oder Verletzenden, wo ſolche Berechtigung 
nicht anerkannt ift, gehört nicht zur richterlichen Thaͤtigkeit, 
daher auch nicht die Subfumtion des einzelnen Falles unter 
das Geſetz für diefe Herftellung oder für fonftige Gefeßvoll- 
ftrefung. Subfumtion eines individuellen Falles unter das 
Geſetz ift keineswegs eine richtige Bezeichnung der richterlichen 
Gewalt: Das Gericht hat deßhalb auch feine eigentliche 
Stelle bloß im Gebiete der Rechtspflege, — US Act der 
Gerechtigkeit kann das Gericht nur durch die unwandelbare 
Regel des Geſetzes beftimmt feyn, nicht Durch die freye per- 
fünlihe Herrſchaft, und bedarf, da fie gegen die perfönliche 


nur beydes zufammen ift ber vollftändige Begriff des Ge— 
richtes, Es iſt daher Subſumtion; aber nicht bloß logi- 
fhe, fondern reelle. 

Stahl, Rechtsphil. IL 2. 4 
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Berechtigung gerichtet ift, einer unpartheyifchen Macht zwi— 
ſchen diefer und der Staatsgewalt. Deßhalb muß es unab- 
haͤngig vom Souverän gebt werden durch Organe, die bloß 
auf richtige Anwendung des Geſetzes verpflichtet find, Das 
ift nicht gegen die Einheit der Staatsgewalt, weil das Ge: 
richt fi immer auf den einzelnen Fall und die einzelne Per: 
fon befchranft*), und eine untergeordnete Verrichtung if, 
nemlich abhangig und beftimmt von der Gefehgebung. 

Die Staatsgewalt ift alfo einig und untheilbar. Die 
Einheit über und in ihrer ganzen Thätigkeit ift die Souve- 
ranetät, die Arten ihrer Thätigfeit aber find die Gefek- 
gebung, die Negierung und das Gericht. Das Motiv 
diefe Verrichtungen zu unterfcheiden tft die verfchiedene Glie— 
derung der Staatögewalt und namentlich die verfchiedene 
Stellung des Souveräns je nach denfelben, der Grund der 
Unterfcheidtung (fundamentum divisionis) aber ift der 
innere Gehalt ihrer Thätigkeit, namentlic) das verfchiedene 
Verhältniß der Staatösgewalt zu dem Geſetze und der geſetz— 
lichen Berechtigung des Individuums. Dagegen eine Klaffi- 
fication der verfchiedenartigen Organe in der Gliederung der 
Staatögewalt (bey welcher man eine Gewalt des Königs, 
pouvoir royal, der Minifter, der Stände, der Gemeinden, 
der Gerichte, des Militärs unterfcheiden müßte) oder der 
Thätigfeit der Staatögewalt nad) ihrer außern Form (wo 
man eine regelgebende, befchließende, berathende, verhindernde, 
fubfummirende, ausführende, beauffichtigende, mittheilende, 
wählende Gewalt unterfeheiden müßte) ift im Allgemeinen 


) Sind die Gerichte befugt, die Verfaffung auszulegen, fo ift 
die allerdings eine Verlegung der Souveränetät, und ge— 
gen die Natur der richterlichen Gewalt, 
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nicht ausführbar, da fich dieß alles nur an die beftimmten 
Einrichtungen anfchließt, und wäre müffig und zwedlos. 
Die gewöhnliche Eintheilung der Staatögewalt- in die 
gefeßgebende, richterliche und vollziehende*) hat 
mehr nur jene außere Form ihrer Thätigkeit im Sinne, ob 
fie Regeln gibt, fubfummirt, ausführt. Dadurch find zu: 
nachft fehon die wahren Begriffe nicht fcharf genug bes 
zeichnet. Denn die eigenthümliche Natur der gefehgebenden 
Gewalt ift nicht, daß fie Negeln aufftellt, fondern daß fie 
den NRechtszuftand ändert, die der richterlichen nicht, daß fie 
fubfummirt, fondern daß fie das allgemeine Gefeß gegen das 
felbfiftandige Necht des Individuums geltend macht u. f. w. 
Sonft müßte man z. B. ein Gebot nicht an öffentlichen 
Drten Tabak zu rauchen in gleicher Weife zur gefeßgebenden 
Gewalt rechnen wie die Strafgefeke über die Todtung, man 
müßte die Repartition der Steuern, die Location bey der 
Prüfung der Amtsfandidaten oder die Beurtheilung eines 


») Es ift nicht meines Berufes in die manigfachen Nüancirune 
gen diefer Eintheilung einzugehen, eben fo wenig die viel- 
fachen gegründeten Gegenbemerfungen und Widerlegungen, 
die gegen fie gemacht wurden, anzuführen. Die reichhal- 
tigften Angaben hierüber finden ſich bey Aretin conftitus 
tionelles Staatsrecht J. Bd. ©. 66. 168 u. 199. So rich— 
tig man zum Theil die Mängel diefer verbreiteten Theorie 
erfannte, fo gelangte man doch nicht zu einer pofitiven 
genügenden Theorie, aus dem Grunde weil man ftch immer 
auf einem Boden mit ihr befand. So kommt namentlich 
Aretin zu dem verzweifelten NRefultate, daß er die ganze 
Lehre von der Staatsgewalt aufgibt und an ihre Stelle 

das dreyfache — monarchiſche, ariftokratifche und demofras 
tifche — Intereſſe fest, als wenn das ein Erjaß für jene 
feyn Eönnte. Richtiger ift die Darftellung bey Jordan 
Lehrbuch des Staatsrechts. 


4* 
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Polizeybeamten, ob er gemäß den allgemeinen Verordnungen 
in dem fpeciellen Falle einen Paß ertheilen dürfe, eben fo 
fehr zur richterlichen rechnen als einen Griminalproceß oder 
die Lokation beym Conkurs-Proceſſe, man müßte die Vol- 
ftrefung einer richterlichen Sentenz als Aeuſſerung der ere- 
cutiven Gewalt im Staate betrachten, und confequent fie 
nicht den Gerichten fondern dem Souveran und den Mini: 
fterien zutheilen. — Man läßt fich denn auch bey diefer Drey- 
theilung bewußt oder unbewußt von der Parallele zum lo— 
aifchen Schluffe leiten, nehmlich die Staatsgewalt müffe den 
Oberſatz, die Negel, geben, den einzelnen Fall darunter brin- 
gen, und endlich den Schluß ziehen, das Nefultat herftellen. 
Dann müßten aber, wie bey jedem Schluffe jene drey Süße, 
fo auch bey jedem Akte der Staatögewalt dieſe drey Gewal— 
ten in Anwendung kommen, es dürfte alfo nichts geſchehen, 
was nicht ein Gefeb zum Beftimmungsgrund, ein richterli- 
ches Urtheil als Vermittelung hat, bis es fodann zur Voll- 
ſtreckung fommt, während in Wahrheit zwar bey jeder Vor: 
nahme eine Amtsdienerd Regel, Subfumtion und Ausfüh- 
rung fich finden, aber diefe drey fpecififchen Arten der Staats- 
gewalt nirgend als höchitens im Gebiete der Nechtöpflege 
zufammen erfcheinen, aufferdem die meiften Geſetze (z. B. 
der Berfaffung) ohne Gericht angewendet werden und die 
meifte Bollziehung ohne ein Geſetz vor ſich geht*). Die 


2) Der englifchen Eintheilung in gefeggebende und vollziehende 
Gewalt liegt der allerdings einfache und unläugbare Unter: 
fhied zu Grunde von der idealen Macht der Regel und der 
realen der wirklihen Ausführung. Dieß ift aber nichts an= 
deres, als der oben angegebene Unterfchied von Geſetz und 
Staatögewaltz; in der Anwendung auf die Gliederung der 
Staatsgewalt feldft ift er aus den erwähnten Gründen nicht 
erjchöpfend und genau bezeichnend. 


— 
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Eintheilung der Staatsgewalt muß nothwendig aus dem fpe- 
cififchen Wefen des Staates und der Staatsgewalt folgen, 
nicht aus der Logik. 

Ferner ift ein wefentlicher Zweig der Staatsgewalt, die 
eigentliche Regierung, ganz uͤbergangen, man läßt fie aufs 
gehen in der erecufiven, die man aber doch gewöhnlich nur 
als Vollſtreckung gegebener Gefeke betrachtet. Dieß hat in 
der jekigen Prarid conftitutioneller Staaten die nachtheilige 
Folge, daß man jede bleibende Anordnung, die nicht in 
Folge. eines vorausgegangenen Gefekes erlaffen wird, alfo 
nicht bloße Erecution ift, z. B. Schulplan, felbft als ein 
Geſetz betrachtet, und daher Zuftimmung der Stände fordert. 
Der Staat erfcheint danach als eine große Gefeßmafchine, 
und das ganze Raͤderwerk greift nur in einander, um Ge: 
feße zu machen und die gemachten anzuwenden. ES gibt 
dann Verordnungen entweder für die Geſetze oder gegen die— 
ſelben, Eeineswegs felbftftändige innerhalb der Geſetze. Diefe 
Borftellung fpricht fich deutlich aus fogar in deutfchen Ber: 
faffungsurfunden, wenn in denfelben dem Könige das Necht 
der „zur Vollſtreckung und Handhabung der Gefeke erfor: 
derlichen Verordnungen’ beigelegt wird *). 





) Würtemberg. V. U. 8.89, Heffifche $. 95. Man hat zwar 
fpäter in Frankreich noch eine adminiftrative Gewalt hin— 
zugefügt. Allein das geſchah in anderer Abficht und ad- 
ministrer ift auch nicht fo viel und fo ſtark als gouverner. 
Die Gewalt des Regenten, den Staat zu lenken, die ein 
Ausflug der Souveränetät ift, nahm man nicht auf, fo daß 
jelbft in der Verfafjung Ludwig 18. dem Könige nicht, wie 
billig, die Regierungs-, fondern nur die erefutive Gewalt 
als fein ausfchließliches Recht zugefhrieben wird. — Die 
Prozeffualiften haben immer die NRegierungsfachen den Ju— 
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Endlih, was der Grundirrthum diefer Eintheilung ift, 
fie hebt die Einheit der Staatdgewalt und das organifche Band 
unter den Zweigen ihrer Thätigfeit auf, indem fie gleich mit 
den le&tern beginnt, und die untheilbare Gewalt, die alle 
in fich fchließt, die Souveränetät dabey gänzlich überficht. — 
Hier ift der Sitz jener falfchen und verderblichen Lehre, daß 
man die Gewalten von einander trennen und verfchiedenen 
Subjeften zutheilen Fünne und müffe — der fogenannten 
conftitutionellen Theorie. Nach ihr ift der König 
nicht der Souverän, der alle Gewalt in fich vereinigt, fon= 
dern der Inhaber der erecutiven Gewalt, die Standfchaft 
nicht eine mitwirfende Macht bey der Gefebgebung, fondern 
die eigentliche gefehgebende Gewalt. Es ift diefe Lehre von 
der Theilung der Gewalten etwas ähnliches, wie wenn man 
die Perfonlichkeit eines Menfchen in mehrere theilen wollte, 
daß einer den Willen, der andere den Verſtand, ein dritter 
die Empfindung haben follte*). An die Stelle der zerftörten 


ftizfachen richtig entgegengefest. Bey neuern Staatälehrern 
ift nun mit Recht der Begriff der Regierungsgewalt an 
die Stelle der erecutiven Gewalt gefest. — 


2) So einfach und natürli die Eintheilung in gefeßgebende 
und vollziehende Gewalt ausfieht, fo unrichtig ift fie, in— 
dem fie die reelle Gewalt im Staate (Vollziehung) als ein 
durchaus Nachfolgendes und Dienendes der idealen deö Ge: 
feßes anfieht, und indem fie überfieht, daß Eine oberfte 
Autorität und Gewalt da feyn muß, von der Gefehgebung 
und Vollziehung in gleicher Weife ausgehen. Es ift daher 
mit Recht bemerkt worden von einigen, daß die gefeßge- 
bende Gewalt für fich gar Eeine Gewalt fey, fondern es ja 
erft durd, die Macht der VBollgiehung werde, und von ans 
dern, noch praktiſcher, daß die executive Gewalt Feine Ge— 
walt mehr fey, wenn fie von der Gefergebung ausgefchlof: 
fen alfo der gefeßgebenden untergeben werde. 
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organifchen Einheit fucht man dann vergebens eine mecha- 
nifche Zufammenfeßung und Verſchraͤnkung der Gewalten zu 
feßen. — Montesquieu felbft, der fie auf dem Continent 
zuerft zur Herrfchaft brachte, ift noch zu einſichtsvoll, um 
fie confequent durchzuführen. Er macht noch, nad) dem Mu— 
jter der englifchen Verfaſſung, geltend, daß das Subjeft der 
erecutiven Gewalt nothwendig auch einen Antheil, wenn gleich 
nur einen negativen, an der gefeßgebenden haben muͤſſe. 
Allein er kommt zu diefen Einfchranfungen nur aus äußern 
empiriſchen Gründen*). Die Confequenz der Lehre hingegen, 
wie die organifche Einheit im Souverän aufgegeben ift, for: 
dert es, daß die gefeßgebende und vollziehende Gewalt völlig 
gefondert und verfchtedenen Subjeften zugetheilt werden. Go 
ift es von fpäteren Staatslehrern als Ideal aufgeftellt 
(Behrs Düarchie), fo ift es von der franzöfifchen Revo— 
lution (mit Abfiht 1795 in der That aber fehon 1791), 
und den fpanifchen Gortes (1812) in der Wirklichkeit ver: 
fucht worden. Alfein der Erfolg war der und muß noth- 
wendig immer der feyn, Daß die Subjefte der alfo getrennten 
Gewalten einen Bernichtungsfampf gegeneinander führen, 
bis es einem unter ihnen gelingt, ſich zum Souveraͤn zu 
machen und fo die Einheit wieder herzuftellen**). — 


*) ©. meinen I. Band ©. 214. u, 215. 


*) Die Einheit und Untheilbarkeit der Souveränetät, wie bie 
franzöfifche Revolution (1791) fie ald Grundſatz ausfpricht, 
ift ganz eitel, da diefelbe dem Volke, d. i. den Primaͤr— 

verſammlungen, beygelegt wird, welche in der That gar 
feinen Zweig der Staatsgewalt ausüben koͤnnen, wie denn 
die Revolution auch wirklich jenes Grundfages der Einheit 
unerachtet von der Lehre der Theilung der Gewalten ganz 
erfüllt war, und, wie erwähnt, das erfte reine Beijpiel 
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Sechstes Kapitel, 
Staatsreht und Staatswiffenfhaften. 


Berhältnig von Nechtswiflenfchaft überhaupt und Staatswiſſenſchaften. Insbe— 
fondere vom Staatsrecht: Gemöhnlicher engerer Begriff von Staatsrecht. 
Unrichtigfeit der Eintheilung in Berfaflungsrecht und Verwaltungsrecht. 
Möglichkeit eines weitern Begriffs von Staatsrecht. — Inwiefern die 
Verordnungen zum Staatsrechte gehören. — Ungetheilte aber artikulirte 
Auffaflung des gefammten Staates. — 


Wie der Staat auf Gefeb und Staatsgewalt beruht, fo 
theilt fi auch die Wiffenfchaft des Staates in die Rechts: 
wiffenfchaft und die StaatSwiffenfchaften Erſtere 
begreift die Geſetze des Staates, letztere hingegen Die 
Grundſaͤtze und die Nücfichten der Zweckmaͤßigkeit, nach 
welchen die Staatsgewalt thätig feyn foll, wo fie durch 
fein Geſetz beftimmt wird, alfo in Neufferung der Regierungs— 


derfelben gab. Unter Napoleon ward diefer Gedanke, 
wie ‚andere Sdeale der Revolution, zum Gefpötte. Bon 
da an und noch mehr feit der Reftauration und den deut— 
ſchen Gonftitutionen kamen deutfche conftitutionelle Staates: 
lehrer zu der Lehre von der Einheit und Untheilbarkeit der 
Staatsgewalt. Sie leiten zwar, der conftitutionellen Lehre 
gemäß, doch immer die k. Gewalt von Vertrag und Ueber: 
tragung des Volkes ab, und wollen nun wenigftens bie 
Funktionen der eigentlichen Staatsgewalt in derfelben Weife 
getheilt wiffen, wie früher die Gewalten, die wahre Ein 
heitserfenntniß fehlt auch hier; doch bleibt wenigftens der 
Nusen, daß man gegen die confequenten Duͤarchen nad) 
dem Beifpiele Montesquieu’s, Necker's u, f. w. für 
den König einen Antheil an der Gefesgebung anſpricht, 
und daß man in der rein Eöniglichen Gewalt ein umfaffen- 
deres Recht als bie bloße Erecution erkennt. 


vi 
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und der gefeßgebenden Gewalt. Zu den Staatswiffenfchaften 
gehören demnach die fogenannten Cameralwiffenfhaf: 
ten (Finanz=, Polizey- — als Theil der leistern Nationalz 
dfonomie —, Militärwiffenfchaft, die aber größtentheils ins 
Techniſche fallt) und die Geſetzgebungswiſſenſchaft. 
Die Rechtswiſſenſchaft hat es dieſer ihrer Natur nach mit 
dem zu thun, was beſteht, iſt durchaus poſitiv; die Staats— 
wiſſenſchaften hingegen vorzugsweiſe mit dem, was geſchehen, 
was angeordnet werden ſoll. Da aber die Regierungsgewalt 
doch nach gewiſſen Maximen conſtant verfaͤhrt, und danach 
anhaltende Anordnungen trifft und Vorſchriften fuͤr die Un— 
terthanen erlaͤßt, ſo iſt die Kenntniß dieſer beſtehenden Aus— 
uͤbungsweiſe derſelben (ſey es in dem beſtimmten Zeitalter 
oder ſpecieller in dem beſtimmten Staate) auch ein ſehr we— 
ſentlicher Theil der Staatswiſſenſchaften, und hieran hat ſie 
auch ihre ſtreng poſitive Seite, in der ſie ſich auch der Rechts— 
wiſſenſchaft annaͤhert, wie umgekehrt wieder die Rechtswiſſen— 
ſchaft ihre freye Seite an der Geſetzgebungswiſſenſchaft hat. 
Nechtswiffenfchaft und Staatswiffenfchaft zufammen enthalten 
alfo die wollftändige Erkenntniß des Staates und liegen 
deßhalb dem Stande ob, welcher den Dienft des Staates 
beEleidet. 

Ein Theil der Nechtswiffenfchaft ift das Staatsrecht, 
nemlich die Geſetze über den Staat felbft, d. i. die den 
Staat betreffen, nicht die im Staate gelten. In der gewoͤhn— 
lichen und ganz angemeffenen Begränzung des Begriffs um: 
faßt das Staatsrecht fogar nur die Gefeße über den Beſtand 
des Staates, die ihn felbft als ein Verhaͤltniß und Inſtitut 
rechtlich ordnen, nicht Die, nach welchen er die ihm unter: 
gebenen Verhältniffe beherrfcht. Das Staatörecht begreift 
ſonach nur die VBerfaffung des Staates. Dagegen die Ge: 
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feße der Polizey, Finanz und Nechtspflege bilden eigene 
Nechtsdisciplinen; die dann nicht als Theile des Staatsrechts, 
wiewohl immer als Theile des öffentlichen Nechtes, zu be— 
trachten find. — Man theilt zwar deffenungeachtet das 
Staatsrecht in das Verfaffungsrecht und das Verwaltungs: 
oder Negierungsrecht. Allein man begreift unter leßterem 
nicht die Normen für die Verwaltung felbft, für Polizey, 
Nechtspflege, fondern nur die Organifation der Aemter für 
diefelben. Da alfo die Gefeße der Verwaltung im eigentlich: 
ften Sinne fehlen, und da diefe Organifation eben fo fehr 
auch der Berfaffung angehört, ald der Verwaltung, ja hier 
gerade in der Meife dargeftelt wird, in der fie der Verfaf- 
fung angehört, nemlich nicht in Verbindung und Beziehung 
auf die Beftellung der einzelnen Berwaltungszweige, fondern 
als ftehende allgemeine Staatseinrichtung, fo ift jene Abthei- - 
lung und jener Titel unrichtig, und, was in der That als 
Staatörecht abgehandelt wird, nicht das Necht der Verfaſ— 
fung und Verwaltung, fondern bloß dad Recht der Ver: 
faffung in voller und wahrer Bedeutung derfelben. — Man 
fann nun aber allerdings Staatsrecht auch in einem weiten 
Sinne faffen, daß es nicht bloß die Geſetze über den Be: 
ftand des Staates enthält, fondern auch die, nach welchen 
er thatig ift, die Zuftände zu beherrfchen und zu verforgen. 
In diefem weitern Sinn gehören jene Geſetze über Polizey, 
Finanz, Nechtöpflege und ihre Disciplinen mit in daffelbe. 
Sie bilden dann das Verwaltungsrecht im wahren Sinn, 
das dann auch wieder, wie die Verwaltung felbft, feine Ab: 
theilung in jene Gebiete hat: das Necht der Polizey, Finanz, 
Suftiz (das ift Strafrecht und Proceß), und dann gehört 
Die Einrichtung der Aemter eben fo gut im Zufammenhange 
mit dieſen einzelnen Zweigen zum Rechte der Verwaltung, 


9 
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al3 der Verfaſſung. Nur das Givilrecht faͤllt dennoch nicht 
in den Begriff des Staatörechtö, weil es den Staat über: 
haupt (nicht bloß feinen Beftand, fondern auch feine Tha- 
tigkeit) zunächft gar nicht betrifft, fondern Geſetze für Ver: 
hältniffe enthält, die abgefehen vom Staate beftehen und 
ohne ihn befolgt werden follen, bey denen er nur fubfidiar 
einfchreitet, wenn fie nicht befolgt wurden, und ein Theil 
es fordert*). 

Die Verordnungen gehören nach der Strenge nicht in 
das Recht, nicht in das Staatsrecht überhaupt, nicht in jene 
gefonderten Disciplinen, fo weit fie Nechtsdisciplinen feyn 
ſollen. Denn nur das Geſetz hat den Charakter des Nechts 
d. 1. der nothwendigen Negel, für welche die Staatsgewalt 
felbft fi) als bloß dienend und vollziehend erkennt. Gie 


) Eine Abtheilung, die auch wohl vorkommt, daß man unter 
Staatsrecht auch die ganze Verwaltung mit ihren Gefegen 
und Verordnungen, 3. B. Sicherheitspoligey, Studienweſen, 
Finanz u. f. w. begreift, und nur Proceß und Strafredht 
ausfchließet, ift zwar zunädft eine Akkomodation an bie 
Univerfitätsvorträge und die Fächervertheilung in den Fa— 
eultäten, fie hat aber doch auch einen innern Grund für 
fih. Denn die Rechtspflege beruht auf einem von Ber: 
faffung und den andern Verwaltungszweigen ganz verfchies 
denen Principe, auf der Gerechtigkeit, der Ausgleichung 
des Ganzen mit dem Einzelnen als felbft berechtigt, fo daß 
fie nur durch die richterliche, alles andere aber durch die Re— 
gierungsgemwalt zur Anwendung kommt, und in fofern fi) vom 
Staatsrechte fondert. Die Verfaffung und die andern Gebiete 
der Verwaltung find deswegen auch Sache des Adminiſtra— 
tiobeamten, dagegen Criminal und Givilredht und Proceß 
Sache des Richters. Die Scheidungen und Gombinationen 
müjfen bey einem lebendigen, zeichen Organismus manig: 
fach fein Eönnen. 
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find bloße Vorfchriften, welche die Staatsgewalt. ertheilt, 
deßhalb zwar rechtlich bindende BVBorfchriften, aber nicht 
Rechtsvorfchriften, ähnlich wie ein Befehl des Vaters an 
den Sohn diefen rechtlich verpflichtet, ohne deßhalb eine er: 
ganzende Norm in dem Rechtsinftitute der elterlichen Gewalt 
zu feyn*). Die Kenntniß der beftehenden Verordnungen 
z. B. über Polizey ift daher eine Seite der Polizeyroiffenfchaft 
— nemlich die Kenntniß der gegenwärtigen Nealifirung der 
Polizeymarimen — nicht ein Theil der Nechtswiffenfchaft, 
des Polizeyrechtes, und für diefe Verwaltungszweige, Die 
größtentheild auf Verordnungen beruhen, werden in der Ne 
gel paffender die wenigen Geſetze in der Darftellung der be: 
treffenden Staatswiffenfchaften aufgenommen als eigene 
Nechtsdisctplinen gebildet. — Wo indeffen Verordnungen 
erganzend in die Gefeße und Nechtsinftitute eingreifen (3.8. 
Gefchäftsordnung der Behörden, Inſtruktionen über den 
Vollzug von Gefeßen), da find fie des Zufammenhangs 
willen in die Wiffenfchaft des Staatsrechts aufzunehmen. 
Auch Eönnen ſich Verordnungen dur die Wichtigkeit des 
Gegenftandes, durch ihren langen gleichmäßigen Beftand 
den Gefeken fo nähern, daß fie die Natur des Nechts an- 
nehmen, wie denn auch hier wieder Feine abfolute Gränze 
befteht. — — 8 läßt fich aber endlich auch der Staat — 
fowohl der Staat überhaupt als ein beftimmter Staat — 
volftändig und im Ganzen darftellen, fo daß Gefeße und 
Verordnungen, Staatsreht und Staatsverwaltung (letztere 


*) Den Unterfchied, daß die Thätigkeit eines Vaters nit wie 
die Thätigkeit des Staates auf ein mit dem Recht durch— 
aus vermwandtes Ziel gerichtet ift, verkenne ich daben 
keineswegs. 
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in hrem gegebenen Zuftande auch als pofitive Darftellung,) 
ungetheilt und zufammengehörig erfcheinen wie in der Wirf- 
lichfeit, wenn gleich ohne Verwiſchung ihres verfchiedenar- 
tigen Charakters. Selbſt das Civilrecht, ald die Normen, die 
der Staat für die Privatverhältniffe handhabt, gehört in 
diefe vollſtaͤndige Darftellung. Diefes ift die wollendetfte 
und wifjenfchaftlichfte Auffaffung. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Verfaffung des Staates, 


Erftes Kapitel. 


Die Frage nah der vollfommenen Ber: | 
faffung. | 


Relative und abfolute Vollkommenheit der Verfaſſung. — Chriftlihe Verfaffung, 
Werth guter Verfaſſung gegenüber guter Gefinnung und guter Regierung. — 
Maasſtab für die Vollkommenheit der Verfaſſung. — 


Die Verfaffung ift nur eine Seite im Dafeyn eines 
Volkes und muß fich im Einklang mit den übrigen befinden. 
Es muß deßwegen jeder Staat nach feinen eigenthümlichen 
Bedingungen verfaßt feyn, die Berfaffung muß den Bedürf- 
niffen, den hergebrachten Verhältniffen, der Sitte und Sin— 
nesart, kurz der Individualität der Nation und ihrem eigen- 
thüumlichen Berufe entfprechen; und daß Diefes gefchehe, ift 
die nächfte unerläßliche Anforderung an diefelbe, fie darf 
nicht einem Sdeal von an fich vollfommener-Berfaffung auf: 
geopfert werden. Es muß ferner die eigenthümliche Staaten: 
bildung, welche jedes Zeitalter je nach feiner Bildungsftufe 
und feiner geiftigen Nichtung hervorgebracht hat, als etwas 
in fich Nothwendiges und Vollfommenes anerkannt werden, 
wenn gleich das folgende Gefchlecht auch feinerfeit3 von ihr 
abzugeben und die ihm felbft, wie für das gefammte Leben 
fo auch für die Verfaffung, gefebte Aufgabe zu erfüllen hat. 
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So ift die Vollkommenheit der Verfaſſung zunächft nur eine 
relative, die Angemeffenheit an Volk und Zeit. — Allein da 
die Beftimmung der Menfchheit in höchfter und letzter Weife 
doch nur Eine und diefelbe ift für alle Menfchen und Voͤlker 
und Zeiten, da das Wefen des Staates ein allgemeines ift, 
fo muß es für die Berfaffung auch eine gemeinfame fohin 
abfolute Bolfommenheit geben, ein Bild an fich vollendeter 
Berfafjung, zwar nicht ein beftimmtes Verfaſſungs-Geſetzbuch, 
welches das vollfommenfte wäre, aber gewilfe Grundverhaält- 
niffe und Einrichtungen und ihr Zufammenhang, worin die 
Bolkommenheit der VBerfaffung befteht. Wenn man daher 
auch anerkennen muß, daß die Wölferindividualitäten und 
die gefchichtlichen. Bildungsftufen mit ihren entjprechenden 
Berfafjungen jede ihren unendlichen unvergleichbaren Werth 
hat, fo darf man doch auch wieder behaupten, daß allen 
Staatenbildungen diefe im Wefen des Staates gegründete 
vollendete Verfaſſung als ihr allgemeines Geſetz, als ihre 
Zriebfeder zu Grunde liegt, fo daß fie fich zu ihr verhalten, 
wie in der Natur die geringern Organismen zu dem höchften, 
es werden ihnen zur Vollendung nothwendige Glieder oder 
doch die Ausbildung derfelben mangeln, oder fie werden fie 
in einer Verſetzung ſtatt des vollendeten Zufammenhanges 
enthalten. Denn dadurch tft Feineswegs ausgefchloffen, daß 
die minder vollendeten Berfaffungen eigenthümliche Züge der 
Vollkommenheit und Schönheit haben, die fich außer ihnen 
nirgend, felbft nicht in der vollendeten, finden, fey es irgend 
ein Verfafjungselement in höherem Grade ausgebildet, fey 
es irgend eine Tugend in höherer Weife geoffenbart. — Es ift 
daher diefe abfolute Vollkommenheit der Verfaffung zugleich 
mit jener relativen fowohl der Maafftab des Urtheild über 
gegebene Verfaffungen — vergangene und gegenwärtige — 
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als die Richtſchnur für die Fortbildung. — Se höher nun 
die Bildungsſtufe eines Zeitalters iſt, deſto mehr muß die 
Manigfaltigfeit der Berfaffungen abnehmen, und das, was 
in dem allgemein Menfchlichen begründet ift, vorherrfchen. 
Man vergleiche die Gegenfäße an Sitte und Einrichtung, wie 
die antike Welt fie zeigt, mit dem Zuftande des chriftlichen 
Europa, in demfelben Maaß werden aber auch die Berfaf- 
fungen der neuern Zeit unter fich übereinftimmender feyn 
müffen, als die des Mittelalters, ohne daß deßhalb die Sn: 
Dividualität der Voͤlker aufhören dürfte, fich in ihnen zu 
charafterifiren. Es folgt dieß nicht bloß aus einem Mangel 
an Kraft der Hervorbringung, die allerdings auch abnimmt, 
fondern eben fo nothwendig aus der Sammlung der Bölker 
zu einer höhern innigeren Gemeinfchaft. If doch auch in 
den Gebilden der Natur die Uebereinſtimmung um fo größer, 
je höher das Neich ift, dem fie angehören, bis zuleßt zu 
. dem Menfchen. 

Da die Verfaffung immer im Einklang feyn muß mit dem 
ganzen Leben des Volkes, fo ift die vollfommene Verfaffung 
nothwendig die entfprechende Form für den vollfommenen 
Zuftand des Volkes, d. ir nicht für einen Zuſtand, in wel: 
chem die einzelnen Menfchen die vollfommenften waren — 
da würde es zuleßt der Berfaffung und des Staates über- 
haupt nicht mehr bedürfen — fondern in welchem die öffent: 
liche Erfenntniß und Gefittung die vollfommenften find. Sie 
ift daher die entfprechende Form für den chriftlichen Staat. 
Und es ift gewiß, daß je nach der Stufe religiöfer Erfennt- 
niß und in Uebereinftiimmung mit ihr auch die Staatenbil- 
dung in der Geſchichte fortgefchritten ift, und daß es deß— 
halb auch eine Berfaffung geben müffe, welche der wahre 
Ausdruck chriftlicher Erfenntniß und der geeignete Träger 

für 
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für fie if. Daraus folgt aber keineswegs, daß ein Staat 
um chriftlich zu feyn alfo verfaßt ſeyn müffe Die Verfaſ— 
fung ift doch immer das Geringere im Dafeyn der Völker, 
nur Träger für den lebendigen Geift, der fie befeelt. Wie 
es dem Menfchen obliegt, für Gefundheit und Ruͤſtigkeit fel- 
nes Leibes zu forgen, und diefe ihn in feinem Lebensberufe 
fördern, aber dennoch die Erfüllung des göttlichen Willens 
nicht von Gefundheit und Ruͤſtigkeit abhängt, oder wie die 
wiffenfchaftliche Bildung eine unläugbare Aufgabe ift, aber 
bey den einzelnen Menfchen, den einzelnen Voͤlkern das Chri- 
ftentyum fehr wohl beftehen kann ohne fie, alfo verhält es 
fih mit der Verfaſſung. Was hilft die Vollendung der 
Berfafjung, wenn der Geift Gottes nicht in den Men— 
ſchen waltet? Dagegen eine von chriftlichem Sinne geleitete 
Regierung oder Nation wird auch bey unvollfommener 
Berfaffung ihre Beſtimmung erfüllen. Ueberhaupt ift 
alle That von höherem Werthe als die Einrichtung. Ein 
Staat, in welchem das wahre lebendige Gefek der Gerech: 
tigkeit und der Weisheit bewahrt wird, erwirbt fich eine 
größere Ehrfurcht, feine Unterthanen find gluͤcklicher, er felbft 
ift eine höhere, würdigere Erſcheinung, als ein Staat von 
vollendeter Form, der an diefen innern Borzügen zurudfteht, 
Allein die Aufgabe tft beydes; die Einrichtung und die That, 
Es ift unvollfommen, wenn in dem wohlverfaßten Staate 
der Sinn der Regierung nicht der rechte ift, es ift aber auch) 
unvollfommen, wenn der aufs befte regierte Staat nicht auch 
eine wohlausgebildete Verfaſſung hat, Und die Einrichtung 
hat allerdings das voraus, daß fie, wenn fie einmal vom 
wahren Geifte durchdrungen iſt, als Die unverwüftliche Grund» 
lage der rechten Erfüllung diefelbe auch für die Zukunft. 
verbürgt, während eine Freffliche Regierung, die nicht 
Stahl, Rechtsphil. II, 2% 3 


66 IV. Buch. Das öffentlihe Recht. 1.Theil. Der Staat, 


auf Suflitutionen ſich gründet, von Zufälligkeit abhängt, 
fo daß fie in Furzem vergehen kann, wie fie in kurzem 
entiteht. — — 

Worinn befteht nun aber die Bollfommenheit der Ver: 
fafjung?® Iſt der Staat nicht ein beliebiges Werf der Men- 
fchen, fondern die Anftalt Gottes, fo Fann die Vollkommen— 
heit der Berfaffung nicht darinn beftehen, daß die Freiheit 
der Menfchen Schuß habe, der Wille des Volkes herrfche; 
fondern darinn, daß Gottes Ordnung gefichert, der Staat 
Gottes Einwirfung zugänglich fey. Bu Gottes Ordnung 
gehört auch wohl Necht und Freiheit der Menfchen; fie ift 
aber doch nur ein Theil von ihr. Was die Verfaffung lei- 
ften fol, ift daher: 


Die auf Gottes Anfehen gegründete, fichere und wohl- 
geordnete Beherrfchung des Volkes, daß Gott durd) 
fie die Menfchen als eine Gemeinfchaft leite, — 


die Gewähr des gefeßlichen Zuftandes, wie er dur) 
Gottes Führung geworden, und der Nechte, die ihm 
gemäß den Menfchen zufommen, — 


der Einfluß der Erkenntniß und Gefinnung, die Gott 
im innern Bewußtfeyn der Menfchen wirkt, auf den 
außern Zuftand. | 


Hierdurch wird der Staat geeignet, Werkzeug Gottes 
zu feyn, dieß ift daher Ziel der Verfaffung Dazu muß 
aber auch die Verfaffung in ihr felbft ein vollfommenes 
Merk feyn, die Glieder und Kräfte, die fittlichen Verhält- 
niffe, die in ihrem Wefen liegen, zur höchften und reinften 
Ausbildung bringen. Auch diefe ihre eigene Geftalt gehört 
zu der Ordnung Gottes, die fie fichern fol; denn für Gott 
iſt nichts bloßes Mittel, fondern alle feine Werke find zu: 
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gleich in ihnen ſelbſt vollkommen, zugleich ihr eigener 
Zweck*). — Wie dieſes in den Einrichtungen zu erreichen, 
davon handelt das nächfte Kapitel, 


Zweites Kapitel, 


Die volllommene Berfaffung in ihren 
Umriffen. 


Die Elemente vollfommener Staatsherrichaft. — Die vollfommene Art ihrer 
Beſtellung. — Die mechanifche Vollendung der Verfaſſung. 


Der menfchliche Verftand kann Feine Verfaffung erfin- 
den und foll es nicht; aber er foll und kann in den wirf- 
lichen Berfaffungen die leitende Abficht erkennen, und daraus 
die Richtfchnur für die eigene Thätigkeit. gewinnen. — Den 
reifern Berfaffungen der chriftlichen Völker liegt eine tiefe 
Idee zu Grunde, das Bild vollfommener Verfaffung. Ste 
ift ihr innerer Bildungstrieb, wenn gleich die herrfchende 
Lehre fie gänzlich mißverfteht und dadurch Zerftürung an- 
richtet. Wird fie richtig erkannt und die Verfaſſung danad) 
ausgebildet und gehandhabt, fo bewährt fie fich als die vol- 
lendete » naturgemäße Ausbildung der Staatsherrfchaft in 
allen ihren Gliedern und Verhältniffen, und ald das geeig- 
nete Werkzeug fur Gottes Lenkung: 


) Deßhalb fordert Platon Schönheit für den Staat, Schel: 
ling die Erhaltung der „großen Objectivität des Staates’ 
ohne Rüdfiht auf die Menfchen, ohne Rücdficht auf irgend 
einen Zweck auffer ihm felbft mit Polemik gegen alle prag— 
matijche Behandlung. Dieß Alles erhält erft feinen rechten 
Sinn vom Standpunkte des Glaubens aus, 


. %* 
.) 


68 IV. Buch, Das öffentiihe Recht. I. Theil, Der Staat, 


Der Staat als ein Neich fordert vor allem eine Macht 
der Herifchaft. Nach einem Geſetze, das der göttlichen Ge: 
rechtigfeit, Liebe und Weisheit entſtammt, muß aber der 
Herrfchergewalt eine Vertretung an der Seite ftehen zu Gun— 
ften der Beherrfchten. Endlich muß eine felbftftändige Macht 
innerlicher Einigung den Beherrfchten fich mittheilen, damit 
es ein wahrhaftes und lebendiges Neich ſey. Danach be- 
ftehen drey Mächte im Staate: die Negierung, die da 
berrfeht und Ienftz die Volfsvertretung, die Necht 
und Intereffe der Unterthanen bey der Negierung vertritt; 
die öffentlihe Gefinnung, die das Volk mit jenen, 
wie unter fich im gemeinfamen Sntereffe de3 Staates ver: 
bindet. Die Regierung iſt das eigentliche Herifcheramt, fie 
fteht über allen. Die Volksvertretung ift ein Mittleramt, 
ein Amt des Schußes und der Fürfprache für das Volk bey 
der Negierung, fie hat Anfehen und Macht nur von und 
in der Negterung, aber zu gefichertem Gebrauch auch gegen 
fie. Die öffentliche Gefinnung ift eine Macht der Einigung 
und geiftigen Gemeinfchaft, fie hat Feine beftimmte Ver— 
richtung, Feine aͤußere verfaffungsmäßige Gewalt, fondern 
einen innern unfichtbaren Einfluß. — Diefe drey Mächte 
führen zufammen, jede in ihrer Weife, die Herrſchaft. 
Sie haben zu ihrer Grundlage und zu ihrem gemeinſamen 
Weſen das Geſetz — als Ethos des Staates. — 

Die Regierung beſteht aus dem Koͤnige und der Glie— 
derung der ihm untergebenen Aemter: 

Die oberſte Machtvollkommenheit hat der König. Das 
Herrfcheramt — um vollfommen beftellt zu ſeyn — fordert 
die Einheit der Gewalt, die nur in der Perfönlichkeit liegt, 
und fordert die Urfprünglichkeit der Gewalt, daß fie nicht 
von den Beherrfihten fommt, fondern aus eignem Anfehen 
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befteht. Das zufammen erfüllt nur das erbliche Königthum. 
Es gewährt dem Staate die Verfönlichkeit der Herrfchaft — 
der König vereinigt alle Gewalt in feinem perfünlichen Herr: 
fcherwillen — damit die Uebereinftimmung und den Zufam: 
menhang der Anordnung, die Sicherheit und Energie der 
- Ausführung, das Ziel für die perfünliche Anhanglichkeit der 
Unterthanen. Es gewährt ihm die Urfprünglichkeit der Herr: 
fchaft — der König ift von felbft König durch feine Geburt — 
damit das geheiligte Anfehen und den tiefen Frieden über: 
fommener, von Feiner Wahl abhangiger, Feinem Wechſel 
unterworfener Macht. ES gewährt ihm die Majeftät der 
Herrfchaft, die in folcher perfönlichen Erhabenheit liegt. Der 
König ift darum das Oberhaupt des Staates, von dem Die 
Herrichaft ausgeht, durch den fie beſtimmt wird. 

Die Ausübung der Herrfchaft aber muß durch die Glie— 
derung der Aemter gefchehen. Zur vollfommenen Herrs 
Schaft gehört auch die Fülle der Erkenntniß und der Kräfte, 
das Vermögen, überall gegenwärtig zu feyn und von allem 
Kunde zu haben, die durchgängige Negelmäßigkeit und Ord— 
nung. Deßhalb kann und darf der König in der Befchränft: 
heit feiner menfchlichen Perfönlichkeit nicht unmittelbar herr: 
chen, fondern es find ihm die Aemter beygegeben, und er 
muß ſich ihrer bedienen je nach ihrer Ordnung, damit ein 
jedes Verhältniß nach feinem. Bedurfnig durch das Amt, 
welches ihm gemäß ift, und die Menfchen, die fich ihm ge: 
widmet, verforgt werde. So bilden der König und bie 
Gliederung der Aemter zufammen die Eine Anftalt und 
Macht der Negierung. Sie ift dann eine auf höhere Auto: 
rität gegründete Herifchaft, und geeignet, die Ordnung unter 
den Menfchen nach Gottes Gebot zu erhalten und fie nach 
feiner Abficht gemeinfam zu lenken. 
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Die Volfövertretung wird verfehen durch die Standfchaft. 
Die Vertretung als ein Mittleramt*) gründet fich auf die Ver: 
einigung beyder Lagen, der Lage derer, welche vertreten, und 
der Lage deffen, bey dem fie vertreten werden follen, und 
fie gründet fih auf die Nepräfentation im wahren Sinne 
diefes Wortes, nemlich daß der Vertreter — nicht die Ber: 
fretenen felbft fondern — das vollflommene Wefen der Ver: 
tretenen in reiner Weife darftellt. Dem entfpricht die Ber: 
fammlung der Angefehenften aus allen Ständen. Sie 
find wirkliche Unterthanen, fie theilen mit den übrigen Un— 
terthanen die Pflicht des Gehorfams gegen die Negterung, 
fie theilen mit ihnen den Erfolg aller Maaßregeln. Allein 
als die Auswahl aus allen Ständen ftellen fie jene ſtaͤndi— 
fhe Gliederung, die dem Volke in feiner unendlichen Ber: 
mehrung immerdar zu Grunde liegt, in der reinften, voll- 
fommenften Meife dar, fie haben daher als Berfammlung 
fhon ihrer Natur nach den Beruf zur Herrfchaft und 
werden auch vom König zur Theilnahme an feiner Herrfchaft 
wirklich erhoben. So find fie die wahre Nepräfentation des 
Bolfes, und vereinigen beyde Lagen, find zugleich von der 
Art der Unterthanen und von der Art des Herrfchers. Sie 


*) Möge man diefen Ausdruck bier doc ja nicht für identifch 
halten mir der Bedeutung defjelben in der dhriftlichen 
Dogmatik, Dort bezeichnet er eine Vermittlung zwifchen 
der göttlichen Heiligkeit und der menſchlichen Sünde, und 
hängt daher auch weſentlich zufammen mit dem Begriffe 
der Erlöfung und des Sühnopfers; von dem allem findet 
fi) aber im Staate auch nicht die entferntefte Analogie, 
Ich verläugne nicht den Typus göttlicher Beziehungen in 
allem Srdifchen; aber gegen jedes unmittelbare Anknuͤpfen 
und Ableiten, gegen jede weitere Parallele muß ich mid) 
auf das Feierlichfte verwahren, 
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find deßwegen die geeignete Macht, die Nechte und Interef- 
fen des Volkes beym König zu vertreten, die trennende 
Kluft, die außerdem zwifchen Herrfcher und Gehorchenden 
bliebe, zu vermitteln, die beftehende Ordnung im Volke, wie 
die Gefchichte fie gebildet, gegen willkuͤhrliche Aenderung zu 
wahren. — 

Die Gemeinfchaft der politifchen Gefinnung muß von 
diefen beyden Mächten ausgehen, dann durch die eigene Thaͤ— 
tigkeit der Unterthanen zu Stande fommen, aber immer in 
einem Bande mit jenen bleiben. Sie bildet fich daher durch) 
die Deffentlihfeit der Staatslenfung, welche mit 
tetft der Volksvertretung und deren üffentlichen Verhandlun— 
gen vollftändig zu Stande fümmt, dann durch die öffent: 
liche Mittheilung (inSbefondere der Preffe), wie fie von 
den Unterthanen gepflogen, aber von der Negierung beauf- 
fichtigt wird. Durch diefe Gemeinfchaft entftcht eine Einficht 
der Unterthanen in das Weſen und die Führung des Staa: 
tes, eine Anhänglichkeit an feine Gefeße und Einrichtungen, 
eine Theilnahme an den öffentlichen Vorgängen, durch fie 
wird der Staat ein intelligentes Neich. Dieß ift ihre nächfte 
Wirkung, aber es bildet fi) aus ihr zugleich eine moralifche 
Macht, die ſich über den ganzen Staat verbreitet, eine Macht 
des öffentlichen Urtheils und der fittlichen Würdigung, von 
der auch der König und die Standfchaft, nicht zwar in ihrem 
Amte und von Nechts wegen wohl aber ald Menfchen thats 
fachlich, beftimmt werden. Dadurch ift denn der Staat den 
Eingebungen von Gedanken und Beftrebungen, die Gott im 
gemeinfamen Bewußtfeyn der Menfchen wirft, und in denen 
vorzüglich die Führung der Gefchichte befteht, zugänglich, — 

Es ift alfo bey diefer Einrichtung auf verfchiedenartige 
Mächte abgefehen, deren jede ihre eigenthümliche Beſtimmung 


72 IV. Bud. Das öffentlihe Recht. 1. Sheil. Der Staat. 


hat, daß fie fich gegenfeitig ergaͤn zen. Da aber die Men- 
fihen, welche die Macht üben, der Beftimmung derfelben 
untreu werden koͤnnen, fo Leiftet die Einrichtung auch das, 
dag fich diefe Mächte gegenfeitig in der Schranke halten. 
So findet der König an den Beamten, die ihm zur Einficht 
und Ausführung dienen follen, zugleich eine Schranke, wenn 
er das Geſetz überfchreitet, er findet an der Volfsvertretung, 
die ihm die Intereffen der Unterthanen aufklären fol, eine 
Schranfe, ‚wenn er fie verlegt, eben fo hat die Volfsver: 
tretung eine Schranke in ihr felbft, weil fie aus mehrern 
Ständen befteht, und am König, die Beamten am König, 
der ihnen befiehlt und an der Volksvertretung, die für Bes 
folgung des Geſetzes wacht, alle zufammen an der öffentli- 
hen Gefinnung, die öffentliche Gefinnung an jenen befeftig: 
ten Autoritäten. Dies ift ver Mechanismus der Berfaf: 
fung Durch ihn iſt das Ergebniß, welches zu Stande 
koͤmmt, der Wille der vereinigten Herrfchaft, wenn auch der 
eg zu einem Ergebniß zu gelangen oft dur Widerftand 
und Kampf hindurchfuhrt Die Anftalt herrfcht immer als 
die einige, wenn auch die Menfchen fich widerftreiten. Die 
Möglichkeit des gegenfeitigen Widerftandes (Oppofition) muß 
gegeben feyn, fo wie die VBerfaffung aus mehrern felbftftän: 
digen Gliedern befteht, die fich zu Einer Anftalt erganzen 
follen; doch ift e8 nicht nothwendig und nicht die innere Ab- 
ficht und das Vollkommene, daß es zu diefem Widerflande 
wirklich Eomme. Es ift aber einer der großen Irrthuͤmer der 
herrfchenden Lehre, dieſe außerliche mechanifche Seite der 
Staatsverfaffung — die gegenfeitige Befchränfung der 
Mächte — für ihr inneres Wefen und ihre eigentliche Be— 
deutung zu halten Das ift eben der Vorzug jedes wohl 
ausgebildeten Organismus, auch folche mechanifche Vollen: 
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* zu beſitzen, ohne daß deßhalb ſein Weſen und ſeine 
eigentliche Vortrefflichkeit in ihr beſtaͤnde. So ſind auch die 
Glieder des menſchlichen Leibes dazu da jedes zu beſonderer 
Verrichtung, alle zu gemeinſamer Ergaͤnzung; daneben aber 
beſchraͤnken ſie ſich auch, daß keines aus der Stellung und 
dem Gebrauche, welche die Natur ihnen beſtimmte, heraus 
treten kann. 


Drittes Kapitel. 
TEN DER PORN BT X VPE DR vun: 


Bedeutung des Königthums — Die Fönigliche Gewalt. — Die königliche Mas 
jeſtät. — Das göttliche Recht des Könige. — Die im Königthum enthals 
tenen Beziehungen der Familiengewalt und der grundherrlichen Gewalt. — 
Die Erblichfeit des Königthums und das Gefek der Primogenitur. — 
Das Prineip der Legitimität. — Die Krönung. — Das Einfommen 
des Königs. — Schluß. — 

Das erbliche Königthum ift eingefeßt, damit eine Herr: 
Schaft über den Menfchen beftehe perfünlich und in fich einig, 
in fich gegründet, die fie fich nicht gegeben, dadurch erhaben 
und majeftätifch über ihnen, mächtig fie in Drdnung zu 
halten und zu lenken, heilig fie mit Ehrfurcht zu erfüllen. 
Die Herrfchaft, welche dem Staate an Gottes Statt hie: 
nieden aufgetragen ift, rveprafentirt und concentrirt fih, da 
fie perfönlich feyn foll, im König. — 

Der König ift der Träger der Machtvollfommen: 
heit des Staates, er ift Souveraͤn. Alle Herrfchaft und 
alles Gefeß geht von ihm aus und befteht durch fein Anſe— 
ben, er beruft zu allen Aemtern, ex vereinigt in fich alle 
Gewalt, es ſteht ihm alles zu, was ibm nicht nach der 
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Verfaſſung befonderd entzogen iftz er felbft aber kann zu 
nichtö gezwungen werden, und es befteht Feine Macht über 
ihm und Fein Gericht weder über feine Perfon noch über 
fein Eönigliches Necht. Von einer Aufzählung der Eöniglichen 
Befugniffe kann denn auch nicht die Nede feyn, da der Kö: 
nig die gefammte Staatögewalt befitt, es hieße das bie 
Mirkfamkeit des Staates aufzählen. Die Art ihrer Aeuffe: 
rung und ihrer Befchränfung für die verfchiedenen Gebiete 
des Staated (3. B. rücfichtlich der Bolfsvertretung, der 
Strafrechtöpflege, der Staatöbeamten, der Kirche u. f. w.) 
ergibt fich erft bey Ddiefen. Der König übt aber die Staats: 
gewalt — in der Schranke des Gefeßes — nach feinem Willen 
und Ermefjen. Es ift ein falfches Beftreben, welches, da— 
mit der Staat nicht von der zufälligen Befchaffenheit des 
Königs abhänge, den Einfluß feiner Perfünlichkeit auszu— 
fchließen fucht, fo daß er willenlos bloß durch fein unent- 
fernbares Dafeyn den Aufßerften Halt gemwähre, gleichfam 
eine Säule, an welche der Staat befeftigt wird. Das ift 
gegen den Sinn und die Stiftung des Koͤnigthums. Soll 
der König der Herrfchaft des Staates den Vorzug der Per: 
fönlichkeit ertheilen, fo muß er fie auch als Perfon, d. 1 ın 
feiner Freiheit, gebrauchen Fünnen. Allerdings wird dadurch 
ein großer Theil von Wohl und Wehe des Volkes in die 
Hände eines Menfchen gelegt. Allein dieß ift nicht etwa ein 
Fluch des Königthums im Gegenfaße anderer Berfaffungen, 
fondern es ift der allgemeine Fluch des zeitlichen Dafeyns 
im Gegenfaße des ewigen, daß die Menfchheit nicht in Gott 
ift und von Ihm felbft beherefcht wird. So lange dieſes 
dauert, muͤſſen Menſchen uͤber Menſchen herrſchen, ſo lange 
wird und muß es ein Gluͤck bleiben, wenn ein edler und 
weiſer Regent, und ein Ungluͤck wenn ein unfaͤhiger und 
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unwuͤrdiger den Scepter fuͤhrt. Macht man in jener Weiſe den 
Koͤnig zum bloßen Schattenkoͤnig, ſo verſchwindet damit ſchon 
das Anſehen und die lebendige Ehrfurcht, die nothwendig 
zum Koͤnigthum gehoͤren. Es wird aber dadurch nicht die 
Gewalt, wie man vielleicht ſich taͤuſcht, dem Geſetze oder 
der wahren Weisheit in der Zeit verfchafft, fondern nur an— 
dern Perfönlichkeiten, Einzelnen oder Maffen, und es wird 
überdieß das, was man vom Königthum doch immer nod) 
fucht,, die Erhaltung der Nuhe und Ordnung und Einigkeit 
nicht mehr erreicht. Denn ein König, der fich die Negie- 
rungsgrundſaͤtze und Minifter vom Parlament aufdringen 
laffen muß, ift nicht im Stande, den Bürgerkrieg abzuhalten, 
wenn das Parlament felbft fih in Partheyen fpaltet. — — 
Der Begriff der Souveränetät in der beftimmten Be: 
deutung, die er in Frankreich erhielt, und mit der er aud) 
in Deutfchland bey Aufflöfung des Neiches an die Stelle 
der Landeshoheit trat, ift allerdings der wahre Ausdrud der 
Föniglichen Gewalt. Er bezeichnet, daß diefelbe in der fitt- 
lichen Ordnung des Gemeinmwefens nicht im Eigenthum am 
Lande ihren Grund, und daher nicht nach zufälligen Bor: 
gangen und Erwerbgründen fondern nach einer innern Noth: 
wendigkeit ihren Inhalt hat. Er ſtellt die Untheiibarkeit der 
Staatögewalt her, daß nicht Zweige derfelben, wie z. B. 
Gerichtsbarkeit, an Unterthanen zu eigner Verwaltung ohne 
Anordnung und unmittelbare Aufficht des Staatsoberhauptes 
zuftehen können. Er enthält auch die völlige Erhabenheit 
des Negenten über den Unterthanen, daß fie weder ihn we- 
gen feiner Negterungshandlungen‘ vor Gericht belangen Fon- 
nen, was im Neichöverbande allerdingd ganz angemefjen 
war, noch mit gewaffneter Hand felbft ihre Nechte wahren 
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dürfen *). — — Am meiften verkuͤmmert wird das Wefen 
der Föniglichen Gewalt durch jene englifch = franzöfifche Theorie 
von der Theilung der Staatsgewalt**), nach welcher der 
König bloß Träger der erecutiven Gewalt if. Daß man 
noch Anhänge hinzufügte, einen negativen Antheil an der 
Gefeßgebung, ein Fönigliches Prarogativ, das fich doch im- 
mer nur auf einzelne beſtimmte Vornahmen erſtreckt, oder 
eine befondere Eönigliche Gewalt (pouvoir royal) annahm, 
die über den andern ftehen follte, nicht fie zu beberrfchen, 
fondern, wenn fie in Iwietracht gerathen, al$ eine neutrale 
fie auszugleichen, daS alles ift Feine Herftellung. Nur jene 
pofitive urfprüngliche und untheilbare Machtvollfommenheit 
bezeichnet das Weſen der Eöniglichen Gewalt. Nachdem 
Ludwig 18. feiner Verfaſſung im Gegenfage der Volks— 
fouveranetät den wahren Grundſatz vorangeſtellt hatte: „alle 
oͤffentliche Gewalt beruht auf der Perſon des Koͤnigs,“ ſo 
war damit jene Theilungslehre im Grunde vernichtet. Mit 
Recht heißt es nun auch in den deutſchen Verfaſſungen: „der 


*) Sn der erſten Zeit gebrauchten die deutſchen Souveraͤne — 
nad; Napoleons Beyfpiel und weil es die Verhältniffe bey— 
nahe unvermeidlich mit ſich brachten — ihre Gewalt aller= 
dings fo, als wenn nicht bloß die der Einheit der Staats— 
gewalt und ihrem Charakter als einer öffentlichen Gewalt 

widerſtreitenden, fondern alle ftändifchen Rechte überhaupt 
neben derfelben Eeine Geltung haben Eönnten, und es ift 
daher nicht zu verwundern, wenn Publiciften die Souve— 
ränetät auch als unumſchraͤnkte monardifche Gewalt (po- 
testas legibus haud restrieta) deſinirten. Allein wenn 
man biefen Mißbrauch und diefe irrige Bedeutung von Sou— 
veränetät verwerfen muß, fo darf man doch den Begriff 
felbft in feiner wahren Bedeutung nicht aufgeben, 


* Siehe oben II. Abfchn. 5. Kap. 


11T. Abſchn. IM. Kap. Der König, 47 


König vereinigt in fich alle Gewalt.” Endlich hat der deut- 
fche Bund die Untheilbarkeit der koͤniglichen Machtvolliom- 
menheit zum allgemeinen Grundfaße erhoben, und feine Gel- 
tung verbürgt. Doc ift die öffentliche Vorftellung und die 
conftitutionelle Sitte immer noch von jenen irrigen Begriffen 
vielfach Durchdrungen. 

Der König ift ferner der Träger der Majeftät des 
Staates. Er ift nicht bloß Diener des Staates, ein Amt 
zu verwalten, gewiſſe Verrichtungen zu verfehen, die Aufga— 
ben deffelben zu erfüllen, fondern er ift auch Nepräfentant 
des Staates. Die ganze Erhabenheit und Majeftät, die 
auf dem Staate ruht, dem Gott Herrschaft und Gericht auf 
Erden übertragen, ftellt fich in dem Könige ald dem Aus- 
fluffe alles deſſen perfünlich dar. Deßwegen ift feine Perfon 
geheiligt. Es gebührt ihm die Ehrerbietung mit allen ihren 
Formen und Zeichen, die Verherrlichung, der Glanz der Um— 
gebung, es gebührt ihm die öffentliche Feyer und Theilnahme 
auch für die Ereigniffe feines Privatlebens, fo weit fie nur, 
auch bloß perfünlich betrachtet, bedeutungsvoll find, Ber 
leßung feiner Perfon aber ift Verlegung der Majeftat des 
Staates, ein öffentliches Verbrechen *). — 

Diefe Gewalt und diefe Majeftat hat der König von 
Gott. Er herrfcht im Namen Gottes, um Gottes willen 
find die Unterthanen ihm Gehorfam ſchuldig. Dem Volke 
fteht die Gewalt nicht zu, da Menfchen über einander Feine 





*) Die Behandlung der Verlekung des Königs als Majeftäts- 


verbrechen ift in der germanifchen Gefchichte das Zeichen 


des Wendepunftes und Uebergangs von der alten Volks— 
herrſchaft, oder eigentlicher Staatlofigkeit, und Gefolgſchaft 
zu dem organifirten Staate und dem eigentlichen Königs 
thbum (Eichhorn). 
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Gewalt haben. Das Volk konnte fie daher auf den König 
nicht übertragen, und es Fann fie nicht widerrufen, wie es 
fie nicht übertragen hat. Deßhalb ift Entthrohnung des Koͤ— 
nigs Verlegung einer von Gott eingefeßten und geheiligten 
Inſtitution. Deßhalb find die Unterthanen dem König, wenn 
er im Bereiche feines Amtes befiehlt, unbedingten Gehorfam 
fchuldig, wenn er gleich fein Amt mißbraucht, auf feine Ver: 
antwortung vor Gott mit Verläugnung ihres eigenen Urtheils. 
Hierinn befteht Autorität und fie kann nur aus göftlicher 
Vollmacht beftehen. — Eben fo wenig hat aber der König 
feine Gewalt als fein Privatrecht, als Folge feines Grund: 
eigenthums und für feine Iwede, fondern er hat fie als fein 
öffentliches Amt und Beruf. Ste fommt zwar auf unwider- 
ruflihe, untrennbare Weiſe feiner Perfon zu, aber er hat 
fie doch nur durch und für den Staat. Im fofern ift es 
richtig, daß er der oberfte Beamte und daß er für das Volk 
nicht das Volk für ihn da ift, aber er ift nicht Beamter des 
Bolkes, fondern Beamter Gottes uber das Volk, und er 
ift für das Volk da um es zu regieren, nicht um ihm zu 
gehorchen. Der König ift König von Gottes Gnaden, nicht 
König durch den Willen des Volkes, nicht König als Herr 
des Landes. — Allerdings hat Gott unmittelbar weder das 
Königthum eingefeßt noch den beftimmten König berufen. 
Aber das ift Gottes Wille, geoffenbart in der Schrift wie 
in den Gemüthern, daß eine Autorität über den Menfchen 
beftehe auf feine Vollmacht nicht auf die ihrige*). Ergibt 
fi nun auch aus dem Wefen ded Staates — im Einklang 


°) Rom. 13. Zeugniſſe von Kirchenvätern und fpätern Con— 
cilien finden fid) bey Petrus de Marca de concordia sa- 
cerdotii et imperii lib. 1. cap. il. 
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mit diefer Gewißheit — daß das Königthum und daß der 
erbliche König das Rechte fey, fo wird auch dieß da, wo 
Monarchie befteht, als göttlicher Wille und der wirkliche 
König als durch Gottes Fügung auf den Thron gefest be- 
trachtet werden müffen. Immer aber bleibt e$ eine andere 
Frage, wie der König zum Thron gelangen fole, und in 
wefjen Namen und Vollmacht er herrfche. Wenn daher aud) 
gegen die beffere Ordnung das Volk den König eingefett 
hätte, fo würde dennoch nur feine Thronbefteigung nicht 
aber das Anfehen feiner Herrfchaft fich auf den Willen des 
Bolkes gründen. Dieß ift das göttliche Necht des Koͤ— 
nigs, und es ift vorzugsweife das göftliche Necht, obwohl 
in weiterem Sinne alle Rechte von Gott gegeben und gehei- 
ligt find, weil es auch feinem Inhalte nach ein göttliches 
Recht ift, nemlich die Gewalt, die an Gottes Statt ge 
übt wird. — 

Der König herrfcht zwar als das Oberhaupt des Staa 
tes, aber feine Herrfchaft ift zugleich auch ein wäterliche. 
Der geborene Herrfcher, deffen Perfon Anfehen und Gewalt 
über die Unterthanen und die Verpflichtung, für ihr Wohl 
zu forgen, innwohnen, bat väterliche Stellung und Beruf. 
Das ift unverfennbar, und alle Zeiten haben es erfannt bis 
auf die der theoretifchen Befangenheit. Das Koͤnigthum ent- 
fpricht auch in diefer Beziehung dem göttlichen Urbilde, und 
es wird durch dafjelbe auch — der gefehmäßigen Stufenfolge 
in der Natur entfprechend — die frühere Stufe der Staats: 
herrfchaft, die patriarchalifche Familiengewalt, in der höhern, 
der eigentlichen Staatögewalt, bewahrt, während fie bey den 
republifanifchen Negierungsformen untergeht. Der König 
ift danach zur Liebe und Theilnahme für fein Volk, und die 
Unterthanen find ihm nicht bloß zu Gehorfam fondern auch) 
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zu perfönlicher Treue und Anhänglichkeit, nicht bloß zur Ehr— 
Furcht fondern auch zur Pietät verpflichtet, und der Patrig- 
tismus enthält nicht bloß die Anhänglichkeit und Aufopferung 
für den Staat, fondern auch für das Fürftenhaus und die 
Perſon des Königs. Deßhalb wird aber das Königthum in 
der Regel auch nur da feine beften. Früchte tragen, wo 
der angeftammte König herrfcht. — Auch die adeliche 
Grundherrlichfeit, als eine frühere Stufe der öffentli- 
chen Gewalt, fol in der Staatöherrfchaft erhalten bleiben 
und bleibt e$ im Königthum. Der König foll zu den alten 
hervorragenden Gefchlechtern des Adels gehören, das natür- 
Yiche AUnfehen der Abflammung, des Grundvermögens und 
der in früherer Zeit als Grundherr geübten Gewalt fol ihm 
nicht fehlen weder auswärtigen Staaten noch den Untertha- 
nen gegenüber. Der naturlihe Gang der Gefchichte mußte 
dazu führen, da früher die Staatsgewalt felbft größtentheils 
aus Grumdberrfchaft entftand, daß nur Gefchlechter des hö- 
hern Adeld zur Königsherrfchaft gelangten; aber auch wo 
es jeßt wieder dazu koͤmmt, einen Thron neu zu vergeben, 
dürfte Fein anderer auch noch fo verdienter ihn einnehmen, 
Die perfünliche Wurdigkeit, die fi) auf die Lebensdauer ei- 
nes Monarchen beſchraͤnkt, fteht weit zurü hinter dem An— 
fehen des Gefhlechtes*). — 
Das Königthum muß erblich feym Denn die Macht 
des Königs muß von fich felbft feyn, Kein Zuthun der 
Unter: 


2) Demnach ſind dur das Königthum in der eigentlichen und 
vollendeten Staatöherrfchaft zugleich ihre frühern Stufen: 
die Kamilienherrfchaft und die grundherrlihe — enthalten, 
ähnlich wie im menſchlichen Organismus zugleich der veger 
fabilifche und der thieriihe enthalten find, 
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Unterthanen, keine Wahl, kein Ernennungsrecht des Vor— 
fahren, Fein Loos ſoll fie gewährt haben. Der König ſoll 
von felbft König feyn, durch fein Dafeyn, durch feine Ge- 
burt. Die Eönigliche Qualität fol untrennbar in der Perfon 
des Königs liegen, daß er von anderer Art fey als die Un- 
terthanen. Darum erbt der König den Thron und hinter: 
laßt ihn feinen Erben. Die Dynaftie aber ift dann eine un— 
unterbrochene unabfehbare Einheit. Der König ſtirbt nicht, 
wie er dad Königreich nicht erft erlangte. So ift er die 
Macht im Staate, die Feine Urfache hat und feinen Anfang 
und fein Ende. Die erſte Thronbefteigung der Dynaftie ift 
zwar ein Aft der Zeit, da ja der Staat felbft in der Zeit 
entfteht; aber ift fie auf den Thron gelangt, fo ift fie es 
mit der Bedeutung, als wäre fie es von jeher gewefen und 
fol es für immer feyn. — Die Dynaftie vererbt jedoch den 
Thron nicht als ihr Eigentum und Privatrecht, fondern als 
ihr öffentliches Amt; daher darf der König nicht unter feinen 
Erben den Nachfolger bezeichnen, fondern das Geſetz bezeich- 
netihn, ed dürfen die Erben das Neich nicht theilen, fondern 
wie die Untheilbarkeit des Amtes es fordert, muß Einer aus: 
fehließlich der Nachfolger feyn, und es muß die Krone zu: 
nächft an das männliche Gefchlecht kommen ald das durch 
die Drdnung der Natur zur Derrfchaft beftimmte. Dieß führt 
zu dem ausgebildeten Gefebe der Primogenitur. Wie 
dieß alles aus der tiefern ethifchen Bedeutung des König: 
thums folgt, fo beftätigt es fich auch in der Erfahrung. 
Nur der König, der es von felbft ift durch die Geburt und 
nach gefeßlicher Erbfolge, hat jene Unabhängigkeit und Un: 
befangenheit, bloß den Staat zu verforgen, und niemanden 
zu Willen feyn zu müffen, der ihn auf den Thron gehoben 
oder der feinen Nachfommen darauf erheben foll, nur er hat 
Stahl, Rechtsphil. IL. 2. 6 
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das Anfehen, dem man als einem nothwendigen vorhandenen 
ohne Wahl ohne Zweifel ohne Neue gehorcht, den Frieden, 
der das Unabänderliche begleitet, nur er fehließt den Kampf 
um den Thron aus, der da entftehen muß, wo Menfchen 
nah Wahl ihn zu vergeben haben, oder wo er ftreitig feyn 
kann unter den Sprößlingen der Dynaftie. 

Solche gefehmäßige Erbfolge bewirkt es, daß die höchfte 
Gewalt im Staate und die Berufung der Perfon für fie 
rein das Merk göftlicher Fügung ift, an tem fein Menfch 
Theil hat. In diefem Sinne aufgefaßt ift fie das Princip 
der Pegitimität, das mit dem der göttlichen Vollmacht 
des Königthums zufammengehört. Sie find das chrift 
liche Princip des Staates. Sie geben der Staats 
berrfchaft jene fpecififche Feftigfeit und Erhabenheit und jene 
tberirdifche Weihe, wie fie fi) nur in der Monarchie findet. 
Das Princip der Legitimität bildet fonach den Gegenfaß ges 
gen das patrimoniale Princdp, d. i. die willführliche Ue— 
bertragung und Theilung des Reichs durch den König als 
feines menschlichen Eigenthyums, dann gegen die Ufurpa- 
tion, endlich gegen das Princip der Wahl und Volks— 
fouveräanetät. — Die Nemefis der Gefchichte aber un- 
terbricht die Regitimität, und ftraft fo das Unrecht durch 
Unrecht, damit das Menfchliche und Zeitliche nicht für eigen- 
fräftig und unendlich gehalten werde. Dann wird auch die 
Uegitim entftandene Dynaftie im Kaufe der Zeit, wenn die 
Generationen darüber hingegangen, zur legitimen. Denn 
was Gott zugelaffen und durch die Zeiten erhalten hat, das 
ziemet der jeßigen Generation, die es ohne ihr Zuthun über: 
fommen bat, nicht vor ihr Gericht zu ziehen, den Gang der 
Begebenheiten auszutilgen, und noch einmal die Entfcheidung 
zu beginnen. Wann diefe heiligende Kraft der Zeit eintrete, 
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darüber gibt es Feine Negel, eben fo wenig darüber, in wie 
fern der unrechtmaßigen aber bereit ficher geordneten Herr: 
fchaft Gehorfam gebühre, oder der Abfall von ihr zu Gum: 
ften des rechtmäßigen vertriebenen Königs gebothen fey. Das 
hangt von der befondern Lage der Dinge und von den bes 
fondern Aufforderungen der Individuen je nach ihrer Stel— 
lung ab. Es ift dieß Fein Widerfpruch im Princip der Le: 
gitimitat felbft, fo wenig als die Collifion der Pflichten ein 
MWiderfpruch im fittlihen Gebote if. Alle jene Cafuiftik, 
bey welcher fich die Unmöglichfeit, ein Princip folgerichtig 
durchzuführen, ergibt, beweift nicht die Unrichtigfeit des Prin- 
cips, fondern nur die Unvollfommenheit der irdifchen Zuftände, 
Das Princip der Kegitimität felbft aber bezeichnet nichts an— 
deres als das Recht göttlicher Fügung im Gegenfake menfch- 
licher That, die gegebene Autorität gegenuber der gemach- 
ten, — — Kömmt e3 jedoch zur Erledigung des Thrones, 
dann ift es nicht Eigenmacht, ihn nach menfchlichem Urtheil 
zu vergeben. Hier gebührt dann dem Volk in feinen Ber: 
tretern, den Ständen des Neiches, die Entſcheidung. Es 
gebührt aber auch eine Stimme der Staatengemeinfchaft, in 
die der neue König als Neprafentant feines Staates eintritt, 
und die immer in den Fallen, wo es Noth thut, als eine 
höhere Autorität über dem einzelnen Staate fteht. — — 
Den Antritt der Regierung fol der Konig mit der re 
ligioͤſen Handlung der Eirchlihen Krönung beginnen. Er 
fol beurfunden, daß er feine Herrfchaft von Gott hat und 
fie zu Seiner Ehre führen will, und fol im Vereine mit 
der Kirche fich die Gnade Gottes hierzu erflehen. Eine Ue— 
bertragung der Krone durch die Kirche foll aber die Krönung 
nicht bedeuten. Die Kirche hat nicht das Necht, über die 
MWürdigkeit der Perfon zu entfcheiden und im Namen Gottes 
6* 
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Throne zu vergeben; ihr fteht nur zu, die öffentliche De- 
mütbigung vor Gott zu empfangen und das öffentliche Gebet 
zu leiten. — 

Dem Könige gebührt ein reichliches Einfommen 
von der Größe, daß er feine eigene Haushaltung und feinen 
Eöniglichen Hof fo erhalte, wie feine Würde und die Majeftät 
des Thrones es erfordern. Der Reichthum des Königs tft 
nothwendig, weil er nicht bloß Beamter fondern Nepräfen: 
tant des Staates iſt. Diefes Einfommen muß der König 
vollkommen unabhängig, ficher, mit der Stärfe eines Pri- 
vatvermögens haben. ES darf nicht auf einer Bewilligung 
der Stände — einer lebenslänglichen oder gar periodifchen 
Givillifte — beruhen; denn der Herrfcher muß in feiner 
Weiſe der Beherrfchten bedürfen, wie feine Gewalt unab- 
bangig von ihnen in fich felbft beftehen muß, fo auch fein 
Vermoͤgen. Es muß gefchieden feyn von den Einnahmen 
für den Staatöhaushaltz denn es darf nicht wie bey dieſem 
Rechenſchaft über die Verwendung gefordert werden. Es 
muß aus den Quellen fließen, die am wenigften durch wid: 
tige Ereigniffe verfiegen koͤnnen, oder doch durch das ganze 
Staatvermögen verbürgt feyn. Zum größten Theil foll es 
in Grundvermögen, Krondomänen, beftehen, daß es 
nicht den Schein einer Befoldung fondern die Selbftftändig- 
feit und Unantaftbarfeit des Privatrechtes habe. Der König 
fol nicht von feinem Amte leben, gleich einem Beamten, 
der dem Staate angehören und nicht angehören kann, der 
vom Staate bloß Ehre nehmen, nicht fie ihm ertheilen foll. 
Er fol abgefehen von feiner Eüniglichen Gewalt auch als 
Privatmann hervorragen, wie durch Geburt, fo auch durch 
Bermögen, er fol, wenn er gleich nicht durch fein König- 
thum Eigentyümer des Landes ift, fo doch neben feinem 
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Königthum ein großer reicher Grundeigenthümer feyn. Es 
ift nicht pafjend, daß der König wie in älterer Zeit den 
Staat erhalte aus feinem Eigenthum; es ift aber auch nicht 
pafjend, daß er vom Staate erhalten werde ohne Eigenthum. 
An der Krondomäne, die hierzu dient, iſt nun zwar ber 
Staat mitberechtigt, eben weil der Reichtum des Königs 
für den Staat nothwendig ift, der König darf fie deßhalb 
auch mit Zuftimmung feines Haufes nicht veräußern oder 
‚über ihren Erbgang beftimmen, es durchdringen fich die Per- 
fon des Königs und der Staat wie in feiner Gewalt fo auch 
in feinen Gütern; aber der König ift Eigenthümer derfelben, 
nur er Fann über die Einkünfte verfügen, und koͤmmt es zu 
einer Entthronung, fo wird zu diefem Unrecht ngch ein zwey— 
tes hinzugefügt, wenn der Dynaſtie auch die Domäne ge- 
nommen wird *). Bey dem jeßigen Uebergange aus der 
alten Patrimonial- in die Staatswirtbfchaft ift es hinfichtlich 
der beftehenden Domänen allerdings eine Anforderung an 
den König, daß er einen Theil der Einfünfte oder, der 
neuen Einrichtung entfprechender, einen Theil der Güter dem 
Staate abtrete, da er auch früher nicht bloß feinen Hof fondern 
auch den Staat aus ihnen zu erhalten hatte, und fie zum Theil 
wohl auch mit in feiner öffentlichen Qualität erwarb. Allein 





®) Die Domänen oder Kammergüter (ich nehme der überwies 
genden Meinung folgend diefe Begriffe in Deutfchland für 
gleichbedeutend) find nach dem aͤltern fehr treffenden Aus— 
drude ein patrimonium publicum des Fürften im Gegene 
theil feiner Chatoulgüter. Auch Puetter instit. $. 190 u. 
191 ſchreibt noch der Landesherrlichen Familie das Eigen— 
thbum an den Kammergütern zu. Ohne allen juriftifchen 
Grund erklären fie neuere Publiciften geradezu für Eigen: 
thum des Staates. — 
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das tft eine Anforderung zu neuer Feftfeßung und Ausglei— 
hung, nicht die Natur des beftehenden Nechtsverhältniffes, 
und erftredt fih nur auf einen Theil, nicht auf das Ganze. 
Eine Gewaltthat war es, daß die franzöfifche Nation die 
Güter des Königs für Nationaldomane erklärte. — Menn 
gleich der Konig an der Domäne fein Einfommen bat, fo 
bleibt doch noch immer Raum fur ftändifche Zuſchuͤſſe. Die 
Bedurfniffe wechfeln, der Werth der Güter ändert fich, und 
die MoglichFeit von den Unterthanen Angenehmes zu erhalten 
widerfpricht nicht der Stellung des Herrfchers. Nie aber 
darf-er hierauf angewiefen, deſſen bedürftig feyn. — 

So ift der König der perfönliche Mittelpunkt aller Ge: 
walt. Er ift der geborne Herrfcher von innwohnender Ma- 
jeftät. Er ift der Nichtsbedurftige, der von den Unterthanen 
nicht empfangen bat und nicht zu empfangen braucht, der 
bloß da ift und bloß zu fireben hat, daß er ihnen gewähre, 
in defjen Stellung Fein Anlaß ift zu Eiferfucht und Neid und 
Mißgunft gegen andere, weil er alles zur Genüge bat. 
Er ift der perfünliche Nepräfentant der Fürforge des Staa: 
tes, das Gefäß, welches die göttliche Fürforge, die den 
Staat gegründet, in fich aufnehmen und mit eigener Gefin- 
nung offenbaren fol. Es ift hier die Kuppel des irdifchen 
Baues und ein Abglanz von oben ruht auf ihm. Er wird 
zur Glorie, wenn die Perfönlichkeit des Monarchen ihm em: 
pfangend entgegen kommt. in gottesfürchtiger und von 
Gott erfeuchteter König ift das Herrlichfte, was es auf Er=, 
den geben kann. — "u 

Dieß ift die Bedeutung des Königthums. Es ift eine 
der uralten heiligen Grundlagen des menfchlichen Dafeyns, 
wie Grundbejiß wie Che. Wie fie befteht es von Anfang 
an, feit die Völker in dauernden Wohnfisen ein geordnetes 
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Daſeyn des Friedens und der Bildung fuͤhren, geprieſen 
als Einrichtung der Gottheit als Wohlthat des Menſchenge— 
ſchlechtes, und es wird wohl auch wie ſie beſtehen immerdar, 
ſo lange es Staaten gibt, ſo lange die Geſchichte dauert, 
bis einſt Gott die Menſchheit wieder unter ſeine eigene Herr— 
ſchaft aufnimmt, und das ewige Reich an die Stelle des 
zeitlichen tritt. — 

Der liberalen, rationaliſtiſchen Staatslehre fehlt der Be— 
griff des Koͤnigs. Es iſt dieß eines der deutlichſten Doku— 
mente ihrer Duͤrftigkeit. Sie beſitzt allenfalls ein „Indivi— 
duum, das die executive Gewalt bekleidet“, einen erblichen, 
hoͤchſten Staatsbeamten. Aber die Urſpruͤnglichkeit und Fulle 
der Macht, die innwohnende Majeftät, die Vollmacht eines 
Höhern Unfichtbaren, das von der Natur gegebene wäterliche 
Berhältniß, Furz alles Specififche des Königthums ift fchlech- 
terdingd mitihrem Standpunkte nicht zu vereinigen. Das alles 
kann nur beftchen, wenn man Staat und Obrigfeit von 


Gott ableitet. 


Keine Einrichtung aber ift gut für fich allein, Feine er- 
füllt ihre Beftimmung für ſich allen. Sie kann es nur, 
wenn die Menfchen fie begreifen und ihr nachfommen. Ja 
fie ift ohne diefe rechte Würdigung gar nicht mehr diefelbe 
Einrichtung. Iſt doch felbft die Ehe eine Fümmerliche An- 
ftalt, Faum mehr Ehe zu nennen, wenn die Gatten fie bloß 
als Mittel zu geordneter Befriedigung des Gefchlechtötriebes, 
nicht zugleich als Band der fittlichen und religiöfen Lebens: 
gemeinfchaft anfehen. So erfüllt denn auch das Königthum 
feine Beftimmung nicht, wenn nach dem Sinne der neuern 
Bildung bloß die mechanifche Sicherung in ihm gefucht 
wird. Der König wird dann genug gethan „zu haben glau— 
ben, wenn er das Geſetz hält, das Volk, wenn es nicht 
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auffteht und Gewalt braucht: Bald aber wird das Koͤnig— 
thum den meiften als ein nothwendiges Uebel, den Furzfich- 
tigften als eine überflüffige und Eoftfpielige Laſt erfcheinen. 
Selbft hier, wo der Geift aus ihr gewichen ift, übertrifft 
die Monarchie die andern Staatsformen durch die Einigkeit 
und Stärke ihrer Herrfchaft, felbft hier bewährt fie fich als 
die Grundfäule der öffentlichen Ordnung, auffer der es Feine 
andere gibt. — 


Biertes Kapitel, 
Die Schranken des König. 


Nothwendigkeit derfelben fomohl aus dem Grunde der Ergänzung ald aus dem 
Grunde der Befchränfung. — Sicherung des Gefeses gegen den König 
und deren Gränze. — Berhältnig des Königs zum Staate und Berhälts 
nig deſſelben zum Volke. — Freye Seite der Füniglichen Herrfchaft. — 
Geſchichtliche Entwicklung: Urfprünglicher privat» und Ichenrechtlicher 
Charafter des germanifchen Konigthums. Charakter als öffentliche höhere 
Autorität. Sieg der unumfchränften Monarchie. Symbolifche Art der 
Verehrung. Berföhnung alter und neuer Zeit. — 


Ein Recht der Herrfchaft in fich, fohin eine abfolute 
Gewalt kann nur ein Wefen höherer Art über die geringeren 
haben. Unter gleichartigen Wefen aber Fann eines über das 
andere aus perfünlichem Nechte nicht herrfchen, das ift ge— 
gen die Ordnung der Natur, fondern nur vermöge eines 
befondern Berufes, vermöge einer befondern Stellung in ei- 
nem Berhältniß, in einer Anftalt, deßwegen auch nur fomweit 
als diefer Beruf geht, als diefe Stellung es mit fich bringt. 
Darum kann die Herrſchaft des Koͤnigs nicht unum— 
ſchraͤnkt ſeyn. — 

Der Koͤnig beſitzt die oberſte Machtvollkommenheit 
im Staate, aber er hat nicht die ganze Herrſchaft durch 
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feine Perfon zu werfehen. Es ift ihm das Geſetz — 
das gefchichtlich uͤberkommene — beygegeben, diefe unent- 
behrliche fittliche Grundlage der Herrſchaft, und in der vol- 
lendeten Verfaſſung auch noch die Gliederung der Aemter, 
und die Standfchaft, dad Volk zu vertreten. Sie ergänzen 
die Herrfchaft des Königs, aber eben deßhalb werden fie 
auch zur Schranke gegen ihn. Er darf nicht herrfchen gegen 
das Gefeß, er darf nicht herrfchen ohne Vermittlung von 
Beamten, nicht ohne Vertretung des Volkes. Hierin liegt 

alfo die Nothwendigkeit der befchränften Monarchie, daß der 
König nur ein Theil und Glied, wenn gleich das oberfte, 
der Anftalt ift, die Gottes Herrfchaft vertritt. So wird 
er ergänzt durch Grundfäße, die außer ihm. in der Gefchichte 
überliefert find, und durch andere Menfchen und Einrichtun: 
gen, alle Ergänzung aber ift Schranke; denn nur Das Ganze 
ift unbefchränft. Man follte daher eben die pofitive Bedeu— 
tung diefer Berfaffungsform, die Ergänzung, nicht auffer 
Acht laſſen, und man durfte fie mit demfelben Nechte die 
entwidelte, die ausgebildete Monarchie nennen, wie die be- 
ſchraͤnkte. Doc iſt auch die Beſchraͤnkung als folche nicht 
ein geringer Zweck, daß der menfchlichen, fündhaften, Per: 
fönlichfeit die Verfuchung entzogen, nicht die ganze Anftalt 
ihrer Willkuͤhr überlaffen werde. — 

Das Gefek folk alſo dem König nicht bloß eine innere 
Anforderung feines Gewiffens feyn, wie die Abfolutiften 
wollen, fondern eine Außere befchränfende Macht. Hierzu 
wird es Durch feine beftimmte Ausbildung und gleichmäßige 
Uebung — ein gewifjes und immer beobachtetes Gefeb zu 
verlegen gehört feltene Dreiftigkeit —, durch den Eidfchwur 
des Königs es zu halten, durch die Verpflichtung und Ver: 
antwortlichkeit der oberftien Beamten, durch. die Rüge und 
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Anklage der Stände. — Ueberfchreitet nun dennoch der König 
die gefeßliche Schranfe, geht er auf Umſturz der Verfaffung 
aus, fo darf feine Herrfchaft ihm deßhalb nicht genommen 
werden, es giebt Fein Gericht über ihn; aber fein Gebot foll 
feine Bollziehung finden. Denn der Unterthban darf zwar 
nicht richten über feinen Regenten, allein er darf und muß 
richten über fein eigenes Gewiffen, und da muß irgendwo 
eine Granze des Gehorfams und der Willfährigkfeit fich 
finden. Sie findet fich auch in der unumfchranften Monat: 
chie da, wo der Befehl des Königs gegen Gottes Gebot 
oder gegen das allgemeine Gefühl von Necht und Ehre ift. 
Sit aber das Geſetz ausgebildet und als Schranke des Ko- 
nigs anerkannt, jo werden auch die pofitiven Beftimmungen 
defjelben und die beftehende Verfaffung zur Gewiffensfache, 
daß Fein Mohlgefinnter zu ihrem Umſturz fich hergeben 
darf. — Dieß alles ift nun freylich Feine vollftändige außere 
Sicherung, denn es Fünnen ſich genug Werkzeuge finden, 
die dennoch gehorchen, fo beruht die Schranke gegen den 
König zuleßt doch nur auf der fittlichen Macht der öffentli- 
chen Denfart, und der Stärfe, die fie den Inſtitutionen 
verleiht. Dieß ift auch hinreichend. Die Scheu vor dem 
entjchieden Schlechten und vor dem Urtheil der unpartheyi— 
ſchen Menfchen it die unterſte Grundlage aller gefelligen 
Einrichtungen, und bey allen muß man zulest in dem Glau— 
ben fich beruhigen, daß, der die Gewalt hat, nicht das 
Aeufferfte wagen, daß, wenn er es wagt, er gegen ben 
MWiderftand der öffentlichen Gefinnung nicht durchdringen 
werde. Die Verfaffung muß das leiften, daß der König 
das Geſetz nicht überfchreiten kann, ohne daß diefes bey ihm 
felbft und beym Volke zum entfchiedenen Bewußtfeyn und 
zum öffentlichen Ausfpruch fomme. Das wird ihn zurüd- 


III. Abſchn. IV. Kap. Die Schranken des König. N 


halten und im andern Falle feine Macht fehwächen. Dage- 
gen eine Einrichtung, welche mechanifch ihm die Uebertretung 
unmöglich machte, alſo eine Macht einfeste, die ihn mit 
Gewalt in die Schranken wiefe oder vollends entthronte, fol 
und kann es nicht geben. Eine folche Macht wurde immer 
felbft wieder eine höhere erfordern, die über ihren rechten 
Gebrauch wachte und fo ins Unendliche*). Es muß eine 
Autorität geben, über die hinaus Feine andere ift, prima 
sedes a nemine judicatur. 

Sn der alfo ausgebildeten Monarchie. erfcheint dann der 
König nicht als ein Herrfcher über dem Staate, ahnlich 
wie Gott ein Herrfcher ift über feinem Reiche, fondern als 
ein Herrfcher im Staate. Wäre er ein Herrfcher über dem 
Staate, fo wäre er des Staates nicht bedürftig zu feiner 
Macht, und feine Macht wäre unumfchränkt. Nun er aber 
ein Herrfcher im Staate ift, fo ift fie befchränft durch das 
Ganze des Staates. Durch den Staat hat er die Macht, 
nur in der Schranke des Staates kann er fie gebrauchen. 
Der Staat ift aber nicht ein Abftractum, fondern die geglie- 
derte Anftalt Gottes. Der König ift über den Staat gefeht 
ahnlich wie das Haupt über den Leib, und fo ift umgekehrt 
wieder der Staat über dem König, wie der ganze Leib und 
fein Gefeß über dem Haupte iſt. Es ift der Bau des Lei— 


°) Zuerft meint man, es fey genug, wenn bie Charte unter 
Garantie der Kammern geftellt if. Wenn aber die Kam— 
mern felbft dem König fie verlegen helfen? Deßhalb fol 
fie gegen König und Kammern unter die Garantie der 
Nationalgarde geftellt feyn! Wir müffen aber weiter fra= 
gen: „wenn auch die Nationalgarde ungetreu wird,’ wie 
ihr dieß doch wirklich von den Achten Männern der Zulius: 
Revolution vorgeworfen wird? 
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be3, in den er gefügt ift gleich den andern Gliedern, aus 
dem er nicht heraustreten, den er nicht auflöfen Fan. Alfo 
verhält fich der Kinig zum Staate; das Volk aber ift in 
jeder Beziehung unter dem Koͤnig. 

Diefe Befchranfung widerfpricht nicht dem Königthume. 
E3 wird durch fie nicht eine Macht gefebt, die den König 
zwänge, fondern nur eine Macht, die der König nicht zwin- 
gen kann. Es wird durch fie nicht der Menfch, der König 
ift, gefchieden vom Föniglichen Amte, fondern nur das 
Schlechte in ihm, das geradezu feinem Berufe widerfpricht, 
wird ausgefchieden, das gehört eben fo wenig zu feiner Per: 
fünlichfeit al$ zu feinem Amte. Sa das Königthum felbft 
fordert diefe Schranke zu feiner Vollendung. Wie die Frei- 
heit des Menfchen es fordert, daß er nicht bloß Raum zum 
Handeln habe, fondern auch eine Schranke, durch die fein 
fittliches Weſen bewahrt werde*), alfo auch fordert die Be: 
deufung des Königthbums, daß der König zwar nach feiner 
Derfonlichkeit und Freiheit, nicht bloß nach Gefeßen, herrfche, 
daß er aber zugleich gebunden fey durch den fittlichen Gehalt 
feiner Herrfchaft. ES dient die Schranke eben dazu, damit 
er nicht ein Menfch fey wie andere Menfchen, fondern der 
König. 

Es hat darum nie eine völlig unumfchranfte Monarchie 
(als eigentliche Verfaffungsform) gegeben. Selbſt in den 
angeblich willführlichen Despotieen des Orients befteht eine 
unendlich ftarfe und ausgedehnte Schranfe an den Grund: 
gedanken und Einrichtungen der Religion, die der Herrfcher 
nicht zu überfchreiten wagt, die er nicht überfchreiten Fann, 
ohne die Macht, die ihm dient, gegen fich gekehrt zu fehen. 


°) 1. Abth. ©. 278. 
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Die Vollendung der befchränkten Monarchie und ihr eigent: 
licher Begriff befteht aber darin, daß nicht bloß höhere reli- 
giöfe und politifche Grundfäge, fondern auch das Recht der 
Unterthanen eine Schranke gegen den Koͤnig fey, und daß 
eine Standfchaft beitehe, die Schranfe zu wahren. — 

Die Schranke des Königs erſtreckt fich aber nur auf 
das beftimmte Gefek. Innerhalb deffelben muß feine Herr: 
fchaft frey bleiben*). Wo nicht mehr das Gefeb gebiethet, 
fondern Menfchen mit ihrem perfünlichen Urtheil entfcheiden 
müffen, da hat der König zu gebiethen, nicht, andere Men- 
fchen (Minifter, Stände); denn die perfünliche Gewalt im 
Staate ift in höchfter Stufe beym König. Die Beamten, 
die ihm hierbey zur Ausführung feiner Befehle dienen, dür- 
fen nicht dafür verantwortlich feyn, fonft wäre die Fönigliche 
Macht nicht befchränft, fondern vielmehr einer höhern, die 
über ihren Gebrauch (pofitiv) urtheilt und zur Berantwor- 
tung zieht, unterworfen. 

Der Sinn der befchränkten Monarchie ift jedoch keines— 
wegs der, daß der König durch Einhaltung des Geſetzes ab- 
gefunden fey mit feiner Pfliht. Die aͤußere Schranke feiner 
Macht reicht nur auf das Gefeß, aber die innere Anforde: 
rung der Berufstreue und Gewiffenhaftigkeit durchdringt fein 
ganzes Fönigliches Amt. Es ift die Ehre des Königs, daß 
alles Gefeb als von ihm ausgegangen durch fein Anfehen 
giltig erfcheint, gleichfam als das Bild des Staates, das ihm 
innwohnt und von ihm aus zur außern Geftalt fich entfaltet, 


*) Der tieffte verlegendfte Eingriff der neuern Theorie in die 
Freiheit des Königs ift der, daß man jelbft die Erziehung 
des Kronpringen unter das Gefeg ftellen und der perfönlichen 
Einwirkung des Vaters entziehen will, 


m 
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Ihr entfpricht die Pflicht, daß der König auch die lebendige 
Duelle de3 Gefeßes in fich bewahre, daß die Gefinnung, 
welche das Gefeh erzeugte, auch bey dem, was nicht geſetz— 
lich beftimmt ift, die Zriebfeder feiner Negierung ſey. Dieß 
ift das göttliche Gefeß feiner Sendung, für welches zwar 
feine VBerantwortlichfeit und Feine verhindernde Macht auf 
Erden befteht, für das aber doch auch fchon bier das Urtheil 
der Welt und Nachwelt und der Erfolg der Negierung ein 
fittliches Gericht bildet. — 

Das germanifche Köntgthum beruht urfprünglich auf 
den Gefolgfchaften, der König ift ein aus Gleichen und 
durch fie erhobener Heerführer, er hat feine Genoffen um ſich 
als Begleitung und als Rath. E53 erhält größere Befeſti— 
gung, und wird erblich durch die Verbindung mit dem Le- 
henwefen, daß der Heerführer erobertes Land feinen Getreuen 
zutheilt gegen Kriegspflicht, und die willkuͤhrliche Heeresfolge 
zu einer nothwendigen wird. Dennoch bedarf es immer in 
alter Weife der freyen Huldigung bey der Erlangung; des 
Nathes und der Zuftimmung bey der Führung. Diefer ger: 
manifche Charakter des Koͤnigthums beurfundet*) und erhielt 
fi) am meiften in England — überhaupt dem Lande ber 
germanifchen Einrichtungen. Dieß ift wohl der erfte Urfprung 
des vorherrfchend republikanifchen (urfprünglich ariftokrati- 
chen) Charakters feiner Verfaſſung. Vollends in Schott: 
land war der König noch weniger felbftftändig gegen fein 
Parlament. — Durch den Einfluß der romifchen Begriffe 
von Gewalt und Majeftät des Staates und durd) die chrift- 
liche Erkenntniß der von Gott eingefeßten Obrigkeit bildete 


e) ©, Philipps Englifche Reichs - und Rechtsgeſchichte. 
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ſich das eigentliche Königthum als eine von ſelbſt beftehende 
über alle Unterthanen erhabene und geheiligte Macht, zunachft 
im frankifchen Reiche mit der Erneuerung des abendländifchen 
Kaifertbums, dann aber für alle Könige und fpäter auch) 
alle Eleinern Fürften und Herren. 

Deffenungeachtet aber herrfchte im Geifte der urfprüng- 
lichen germanifchen Staatlofigkeit*) und bloß perfünlichen Ber: 
bundenheit immerdar die privatrechtliche, namentlich die le 
henrechtliche, Einrichtung und Vorftellungsweife vor. Danach 
war einerfeit3 die Unterthanenpflicht bey den Geringern Privat: 
unterworfenheit, bey den Hohen Pflicht der Privattreue für Le 
henbeſitz. In diefem Sinne erklärte man auch, als in Deutfch- 
land das Amt der Föniglichen Herzoge (der jebigen Landes— 
herren) erblich und dadurd) vielfach unabhängig geworden 
war, ihren Gehorfam gegen Kaifer und Neich aus Lehen: 
pfliht, wiemohl weder Amt noch Land zu Lehen gegeben 
worden**). AndrerfeitS galt eben fo die Gewalt der Könige 
ja oft das Land felbft als ihr Privateigentbum, namentlich 
der deutfchen Landeshoheit wurde, fehon um ihre felbftftändige 
Macht zu erklären, der Gedanfe des Eigenthums am Lande 
untergelegt***). Seit dem 16. Sahrhundert herrfcht denn in 





°) Daß der ältere Zuftand der germanifchen Völker gar nicht 
Staat zu nennen fey, ift damit nicht gefagt, fondern nur 
daß das Band des Staates wenig umfaffend und ſchwach 
war. Es ift dieß auch nur die Folge jenes tiefen Princips 
der Perfönlichkeit, das ihnen den Beruf gab, fpäter Traͤ— 
ger chriftlicher Staatseinrichtung zu werden, 


N 
») Yuffer Eihhorn bey Poffe: über die Sonderung reichs— 
ftändifher Staats= und Privatverlaffenfchaft. 


») Poſſe $. 5 und 6. 
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der Schule Streit, ob Land und Reich Eigenthbum (patri- 
monium) des Fürften feyen. Einige behaupten, andere läug- 
nen es. Gewoͤhnliche Theorie wurde, es fünne beydes feyn, 
es koͤnne auch rein privateigenthümliche Reiche (regna 
mere patrimonialia) geben, aufferdem aber müffe man 
trennen des Fürften landesherrliche Nechte und feine Patri- 
monialrechte. So bey Pütter. Indeſſen alle Anwendung 
richtete fich doch worherrfchend nach dem Patrimonialgedan- 
fen*), bis in den lebten Zeiten der der öffentlichen Gewalt 
in ftetS gefteigerter MWeife immer mehr zur Ausbildung Fam, 
und endlich mit der franzöfifchen Revolution rein und entfchies- 
den heraustrat. 

Diefe entgegengefesten Borftellungen folgen aber nicht 
bloß der Zeit nach aufeinander, fie find gleichzeitig als wirkende 
Zriebfedern vorhanden, und erzeugen eine Fülle von Vor: 
gängen und Berhältniffen, die theils aus der einen, theils 

aus 


*) Wie fi dieß namentlich rückfichtlich der Veräufferung von 
Land und Leuten ausfpriht, val. Mofer von der Deut: 
fhen Keihöftande Landen. ©. 214 u. 286. Sn Beziehung 
auf Mofer aber ift zu bemerken, daß, während feine Zeit- 
genofjen ſich durch die immer wachfende Macht rationeller 
Anfihten beftimmen laſſen, er nur den pofitiven juriftifchen 
Standpunkt feft hält, daher als der reinfte Repräfentant 
der wirklichen Einrichtung feiner Zeit gelten Eann. So 
bier, fo auch rücdfichtlicy des landftändifchen Rechts zu ei— 
genmäcdhtigen Verfammlungen, die andere für unverträglich 
mit der oberften Gewalt des Landesheren halten, rüdficht- 
lich der Kammergüter, die andere nach der italienifch-fran- 
zöfifchen Ausbildung ald vom Volke dem Fürften zugetheilt 
(Domäne) behandeln, rüdkfihtlih der Verträge zwifchen 
Fürft und Ständen, die andere ald der Souveränetät zu: 
widerlaufend befireiten u. f. w. 
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aus der andern erklärt werden müffen*). So weit jener 
privat und lehenrechtliche Charakter galt, war der König 
vom Adel nicht wefentlih und der Art nach verfchieden. 
Jeder Große herrfchte auf feinem Grund und Boden ähnlich 
wie der König. Aehnlich wie die Großen zum König ver: 
halt fich der Landfäßige Adel zum Landesherrn. Hieraus 
erklärt fich auch das Necht der Kandftände (d. i. doch haupt: 
fächlich des Adels), ihre Gerechtfame bewaffnet gegen den 
Landesherrn zu fhüßen. So weit dagegen der Begriff der 
achten Foniglichen Gewalt wirffam war, mußte fich der Adel 
zu ihm verhalten wie Unterthan zum Herrfcher. Daher ent: 
fand. der Kampf des Königthums mit der Ariſtokratie, der 
ſich durch das ganze Mittelalter hindurch zieht, dort das Bes 
wußtjeyn der rechtmäßigen Obergewalt und die Anforderung 
fie geltend zu machen, hier das Bewußtfeyn der rechtmäßigen 
Gleichheit und Selbftftändigkeit und die Anforderung fie zu 
behaupten. Das Königthum gieng fiegreich aus dem Kampfe 
hervor. Es ſetzte fich die fichere Fönigliche Macht feft gegen 
Aufruhr und Abfall der Großen, und gleichzeitig die ficher 
geordnete Erbfolge. Die Herrfchaft des Staates, die pflan— 
zenähnlich vom Boden aus in unzahlichen Grundherrfchaften 
fich erhoben hatte, erhielt nun, wie im animalifchen Leibe, 
die Einheit des Hauptes. Allein da durch jenen Sieg 
die Macht des Adels gebrochen worden, fo waren Feine Ele: 
mente nach damaligem Zuftande mehr vorhanden, die Fünig: 
liche Herrfchaft zu ergänzen und zu befchränfen, namentlic) 
in Frankreich. Der König, von feinem andern Gliede mit 
Nothwendigkeit erganzt, nicht durch eine mächtige flandifche 


— 


) Es iſt die Einſeitigkeit Hallers und feiner Anhänger, daß 
ſie alles nur auf die eine zuruͤckzufuͤhren ſuchen. 
Stahl, Rechtsphil. 11. 2. 7 
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Vertretung, nicht durch ein ausgebildetes Gefeß, nicht 
durch einen Beamtenftand, deffen er fich mit Nothwen- 
digkeit bedienen mußte, ward fo felbft in Perfon zur 
ganzen Anftalt des Staates, und [Ludwig 14.*) konnte 
fagen: „L’ etat @ est moi.“ Gr war nicht mehr ein 
Herrfcher im Staate, fondern ein Herrfcher über dem State, 
Gott gleich. In Deutfchland milderte die Vielheit und ma: 
nigfache Abftufung der Zerritorialgewalt. Doch bildeten ſich 
auch hier die Kandesregierungen großentheild nach franzofifchem 
Beifpiele. Dieß ift die Ausbildung und Befeftigung aber 
auch daS Uebermaaß der Föniglichen Macht zur Zeit vor der 
Nevolution. Gerade durch feine Uebermacht über den Adel, 
die ihm die Unumſchraͤnktheit gewährte, reiften unverfüimmeit 
die Elemente, welche dereinft in vollendeter Weife den Koͤ— 
nig ergänzen und befchränfen follten: die andern Volksſtaͤnde 
und der Beamtenftand. — 

Wie die Macht unumfchränkt, fo war auch die Verehrung 
des Königs ungeläutert, ES wurden ihm Ehrenbezeugungen 
gezollt, die das menfchliche Maaß überfteigen. Es ift dieß 
eine fpmbolifche Verehrung**), nach welcher der König nicht 
fo erfcheint, al3 habe er ein Amt von Gott, fondern als ſey 
er felbft gewiffermaßen ein Sinnbild Gottes, ein Gott auf 


*) Wie ſchwach war der Wibderftand des Parlaments, diefes 
ohne nationale Wurzeln Eünftlicy gebildeten Glicdes, und 
was half ihm feine Widerfegung, die gefeglich durch einen 
Machtſpruch (lit de justice) gebrodyen werden konnte? — 
Die Gefege bedurften der Einregiftrirung des Parlamentes, 
und das Parlament Eonnte die Einregiftrirung verweigern 
unter der Form und Fiktion: „der König will es nicht, 
Zulest aber Eonnte der König in Perfon Eommen und ers 
klaͤren: „le roi le veut.“ 


**) I. Abth. ©. 196. 
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Erden ftatt des eigentlichen Gottes. Demgemäß dehnte fich 
die Verehrung nicht bloß auf das Privatleben des Königs 
aus — was fie allerdings ſoll — fondern auch auf alles 
Nichtöbedeutende felbft Unmürdige diefes Privatlebens, gleich 
als würde es Durch das göttliche Amt des Königs geheiligt. 
Recht und nothwendig war ed, und wäre den Führern der 
neuern Zeit zu wünfchen, daß fie nicht bloß das Amt, fon= 
dern auch den Menfchen ehrten; aber das war vom Uebel, 
daß man nicht bloß den Menfchen ehrte, fondern auch die 
Gebrechlichkeit des Menſchen. Man feyerte nicht bloß Ge: 
burt und Vermählung, Heimkehr und Genefung des Königs 
und der Ölieder feiner Familie Sondern — der Verehrung 
gegen fittenlofe Neigungen gar nicht zu gedenken — aud) 
fein Ausgang und Eingang, Spiel und Jagd, wurden 
Sache der öffentlichen Theilnahme, fein Aufftehen und fein 
Niederlegen zur öffentlichen Feyer. Seine Gunft galt für 
das hoͤchſte Gluͤck und die erfte Ehre, fein Urtheil wurde 
das Maaß, fein Wohlgefallen das Biel auch für alle geiftigen 
BDeftrebungen in Kunft und Wiffenfchaft und Sitte. So 
war er nicht bloß Haupt des Staates, fondern Haupt: und 
Mittelpunkt des ganzen Lebens, für das der Staat felbft 
nicht mehr als bloß Träger feyn fol. — 

Diefe Uebertreibung und Unlauterfeit der Monarchie ift 
eines der Hauptgebrechen , welche die Bewegungen der neu: 
ern Zeit verurfacht haben. Man follte daher — fo fehr 
man die franzöfifche Nevolution und ihre Principien über 
Staat und Königthum aus ganzer Seele verwerfen muß — 
dennoch nicht jene Ueberhebung begünftigen und dem Zuftande 
vor der Revolution das Wort reden, Man follte auch nicht 
die Unwahrheit einer noch Altern Zeit zuruͤckrufen wollen, 
daß der König fein Königreich befike als fein Eigenthum 


7* 
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nicht als feinen öffentlichen von Gott ihm aufgetragenen 
Beruf. Man muß vielmehr mit bewußter Nechenfchaft Wahr: 
heit und Irrthum fondern, den Achten Begriff des König: 
thums, den die neuere Bildung eingebüßt, wieder aufrichten, 
aber die Schladen, welche die Zeit ausfcheiden ſollte, auch 
willig dem Untergange Preis geben. Das alfo geläuterte 
Koͤnigthum entfpricht der frommen und heiligen Auffaffung 
nicht etwa minder, fondern mehr. ES bleibt immer eine von 
Gott eingefegte Autorität, in Seinem Namen herrfchend und 
nur Shm verantwortlich, es bleibt immer eine perfönliche 
Majeftat, eine perfünliche nach Freiheit zu gebrauchende Ge: 
wall. Wenn aber die Majeftäat mehr als ein Ausflug 
des göttlichen Amtes denn feines menfchlichen Trägers er: 
fcheint, fo wird das Volk dadurd nicht von der Heiligkeit 
des Königthums abgezogen, fondern es wird nur von dem 
Menfchen, der die Heiligkeit empfängt, hingewiefen auf den, 
von welchem fie ausgeht. Und wenn der König nicht mehr 
feinen Fuß über den Staat febt, gleich als ein trdifcher Gott, 
fondern ihm felbft verwachfen ift als ein Glied, als das 
auserwählte Haupt, fo gefchieht dadurch, daß menfchliche 
Größe ihr Maaß nicht überfteige, und ed wird die Weisheit 
Gottes Far, der die Menfchen durch folch wunderbar reich 
gegliederte Anftalt beherrfcht, nicht fie einem Menfchen zu: 
theilt zur Beherrfchung nach feinem Gutdünfen. 
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Fuͤnftes Kapitel. 
Das Staatsgrundgefesp. 


Besrif des Grundgeſetzes. Nothwendigkeit von Grundgefegen (Eonftitutioneu). 
Berhältnig des Königs zum Gefeke. Entflehungsweife der Grundgefege 
und deren Werth: Hiftorifche Verfaſſungen und refleftirte (Conſtitutionen 
im enaften Sinne) unter legtern wieder conftituirte, oftroirte, pacifcirte, 
mit Zuftimmung der Stände eingeführte. — Rechte Würdigung der 
Grundgeſetze. — 

Die Gefebe über die wefentlichiten Theile der Verfaſ— 
fung — Regierungsform, Thronfolge, Nechte des Negenten, 
der Stände, der Staatsbürger, Staatöreligion — fondern 
fih naturgemäß von den andern Gefeßen, indem fie bie 
Grundlagen des ganzen Staates, die Borbedingung aller Re: 
gterung, die. heiligften Rechte der Nation enthalten. Sie 
werden unter befondere Bürgfchaften geftellt, der Negent 
die Beamten die Unterthanen müffen fie befchwören, ihre Ab- 
Anderung wird an fchwerere Bedingungen gebunden, fie 
gelten zugleich als erworbene Nechte der Betheiligten. Den 
Inbegriff folcher Gefeße nennt man nach einem fchon bey 
den Altern deutfchen Publiciflen üblichen Ausdrude: das 
Grundgefek des Staates. Nach feinem Inhalte wird 
es jest gewöhnlicher Con flitution, VBerfafjungsgefes, 
Berfaffung genannt*). 


) Es entfteht dadurch ein formaler Begiff von Verfaffung, 
den man mit ihrem materiellen (II. Abſchn. 4. Gap.) nicht 
verwechfeln darf. Denn wenn gleich das Grundgefek der 
Hauptſache nach die Verfaffung und nur fie enthält, fo 
kann und muß es doch nad) den leitenden praktiſchen Rüds 
fihten gefchehen, daß vieles, das der VBerfaffung angehört, 
nicht in das Grundgefeg aufgenommen wird, und umgekehrt 


\ 
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Es befteht nun fchon von Anfang an, auch in monar- 
chifchen Staaten, ein folches Grundgefeb, gewiffe Normen 
der Staatsverfaffung, die auch den Monarchen binden. 
Allein Anfang find diefer Normen, namentlich über die 
Stellung des Negenten zu den Unterthanen, nur wenige, 
das andere verbleibt der Willkuͤhr des Negenten, weil diefer, 
der die gefeßgebende Gewalt befist, Feine Veranlaſſung fin- 
det, über feine eigene Gewalt Gefeke zu geben, und auc) 
diefe wenigen haben nicht die fichere Macht und Geltung, 
weil es in diefen Verhältniffen nicht zu täglichem Streit und 
geordneter richterlicher Entſcheidung koͤmmt. Die Berfaffung, 
oder doch diefe Theile derfelben ift daher lange Zeiträume 
hindurch weder fo ausgebildet noch fo feft und ficher wie 
das Privatrecht. ES fol aber mit ihr, wie alles zur Vol: 
lendung beftimmt ift, zu eben diefer Durchbildung und Si— 
cherheit kommen, damit ift die fehriftliche Aufzeichnung na— 
turgemäß verbunden. Doch ift diefes nicht möglich, wenn 
nicht zugleich auch eine Vertretung befteht, die Gefeke der: 
felben gegen Ueberfchreitung zu wahren. Hat eine VBerfaf: 
fung folche Ausbildung und folche Gewähr an der Stand: 
fchaft, fo ift fie eine Gonftitution in dem beftimmtern heu— 
tigen Sinne diefes Wortes. 

Es herrſcht jeßt, oft gerade bey MWohlmeinenden, ein 


diefes manche Norm, die der Verwaltung ja felbft dem 
Privatrecht angehört, um ihrer Wichtigkeit willen enthält. 
Der Gegenfas zu Verfaffung in diefem formalen Sinne 
(Grundgeſetz, conftitutionelle Gefege) find dann alle Ges 
fege, welche nicht unter jene firengen Bürgfchaften und 
Bedingungen geftellt find, während der Gegenfak zu Vers 
faffung in ihrem materiellen Sinne die Verwaltung ift, 
wie bereits S. 35 bemerkt worden. 
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Miderwille gegen feftbeftimmte aufgezeichnete Verfaffungen, 
weil fie zu einem Nechten mit der Obrigkeit, zu Streit und 
Auflehnung führten. Allein diefe Folgen, welche in unferer 
Zeit fie haufig in einer fehr traurigen Weiſe begleiteten, find 
nicht fowohl den Gonftitutionen felbft zuzufchreiben, als viel- 
mehr ‚der herrfchenden Meinung, die gleichzeitig mit ihnen 
fich feftfeßte, daß man den König zu deren Einhaltung mit 
außerer Gewalt zwingen dürfe, und das Volk das Gericht 
über die Einhaltung habe. Sie find deßhalb eben fo fehr 
ja noch ungeoröneter eingetreten in Ländern die Feine Con: 
ftitutionen hatten. Es ift auch einleuchtend, daß das Nechten 
und der Streit größer feyn muͤſſen wo die beſtimmten Ge 
feße fehlen als wo fie beftehen, es fey denn, daß der Ne- 
gent überhaupt nicht an Gefeße gebunden feyn ſollte. Dazu 
gehört aber viel, die willfuhrliche Gewalt der geficherten Rechts— 
ordnung vorzuziehen. Man überficht dabey zugleich das Ge- 
feß der natürlichen Entwicklung Nach diefem konnte der 
Zuſtand der Unbeftimmtheit, der durch Sitte bloß thatfüchlich 
erhaltenen Ordnung, nicht für immer fortbeftehen, er müßte 
fi) entweder zu der eigentlichen Defpotie, wie unter Lud— 
wig 14., oder zu einem viel beftimmtern gefeßlichen Cha— 
rakter entfcheiven. In der frühern Zeit waren auch die öfs 
fentlichen VBerhältniffe nicht ohne Gefeß, nicht rechtlos gegen= 
über dem Landeshern*). Nur daß es damals großentheild 
Einzeltechte der Stände (Freiheiten, Privilegien) waren, 
welche die Schranke deffelben bildeten, daher gefondert von 
einander und dem Inhalte nach oft zufällig. Wie nun die 
Landeshoheit felbft, dieſes Aggregat Eöniglicher Befugniffe, 
fi) zum Einen wahren Königthum ausbildete, fo mußten 


) Eihhorn’s Reiches und Rechtsgeſchichte III. ©. 211. 
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auch jene Sonderrechte fich zu einem Ganzen aneinander 
Schließen, und überall das dem Verhältniß innerlich entſpre— 
chende an die Stelle des Zufälligen treten. Es ift, wenn 
man eine furze und nicht die edelfte Uebergangsperiode ab: 
rechnet, nicht die befchränfte Herrfchaft an die Stelle der 
unbefchränften getreten, fondern vielmehr die Ordnung des 
ganzen gegliederten Staates an die Stelle der unzufammen- 
hängenden Gerechtfame der Stände *). 

Das Staatögrundgefeb ift alfo mit dem Anfange des 
Staates vorhanden gleich der Eöniglichen Gewalt felbft, wenn 
es auch erft in der Zeit zur vollen Ausbildung gelangt. Es 
nimmt feinen Urfprung aus der Gefchichte, ift das Werk 
einer Fuͤgung und Zulaffung Gottes, alfo legitim nicht minder 
als die Macht des Königs. Der König überfommt es fo, 
wie vor ihm die Regentenfolge und das Volk es für bindend 
gehalten, und fo bindet es auch ihn, wenn er-gleih Macht 
hat, unter den vom Geſetze felbft beftimmten Erforderniffen, 
es abzuändern. Doch gilt es immer nur durc das Anfehen 
des Königs, durch feine beftandige Sanftion. ES find, wie 
oben**) auseinandergefeßt, zwey Autoritäten im Staate, die 
perfünliche des regierenden Königs und die des Geſetzes, 


*) Es ift auch dieß nicht fprungweife gefchehen, bie ältern 
Landesfreiheiten enthielten vielfah auch ſchon allgemeine 
Feſtſetzungen über VBerfaffung und Verwaltung, man fehe 
3: B. die neuefte erklärte Tandesfreiheit in Bayern in ih— 
rer Geftalt von 1553. — Eine reiche Anſchauung der 
Grundgefege älterer Zeit in den deutfchen Territorien ge= 
währt: Luenig Collectio von der landfäffigen Ritterfchaft. 
Die neueren Gonftitutionen finden fi bey: Polis die 
europäifchen Verfaffungen. | 

”), S, 3% 
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beyde zwar unauflöslich verbunden, aber dennoch jede felbft- 
ftändig mit eigener Stärke geltend. Es ift daher recht und 
nothwendig, daß das Geſetz auch eine Macht im Staate ift, 
die der König nicht unterdrüden, fich nicht von ihr losfagen 
kann; aber das Geſetz kann und darf nicht die einzige oder 
die allein höchfte Autorität feyn. Der Grundſatz der conſti⸗ 
tutionellen Lehre, wie er ſich am beſtimmteſten in der Gon- 
ftitution von 1791 ausfpricht: 

„Der König regiert nur durch das Gefeb und nur im 

Namen des Gefekes kann er Gehorfam verlangen” 
ift deßhalb ganz nichtig. Der König regiert nicht im Namen 
des Gefekes fondern aus eigner perfönlicher Vollmacht und 
Berechtigung, im Gegentheil das Gefeß gilt nur durch das 
Anfehen des Königs, und man muß dem König nicht def: 
halb gehorchen, weil er befiehlt und vollitredt, was das Ge: 
fe vorschreibt, fondern deßhalb weil er der König if. Die 
Folge diefes irrigen Grundfaßes ift, von allem andern ab: 
gefehen, die Anarchie, daß in Ermangelung aller felbftftän- 
digen perfünlichen Autorität jeder nach feinem Belieben die 
Geſetze auslegt, und richtet, ob er der Regierung zu gehor: 
chen oder fich gegen fie zu empören habe. — 

Mie die Verfaffung von Anfang an mit dem Staate 
jelbft gegeben, nicht mit Abfiht und Ueberlegung gemacht 
iſt, fo ift e8 das Naturgemäße, daß auch in der Folgezeit 
nicht mit einemmal eine gänzlich neue Verfaffung gegeben 
werde, fondern mit den öffentlichen Verhaͤltniſſen und der 
nationalen Würdigung derfelben die Verfaffung fich fortbilde 
theild durch allmählige Aenderung des Herfommens, theils 
durch einzelne Gefeße, wie die Vorgänge des Lebens fie ver: 
anlaffen. Dieß find die hiftorifchen Verfaffungen. 
Sind aber im Laufe der Zeit die außern Zuftände weit hinter 
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der geänderten Anficht und Bildung zurücdgeblieben, wird 
der öffentliche Zuftand durch gewaltfame Ereigniffe fo er: 
fhüttert, daß der Zufammenhang feiner Verhältniffe — die 
beftehende Verfaſſung — fich loͤſt, ploͤtzlich neue Verhaͤlt— 
niſſe ſich bilden, die einen neuen Zuſammenhang fordern, 
dann kann es Beduͤrfniß werden, mit Bewußtſeyn und Ab- 
fiht eine neue, den Zuftand des Staates im Ganzen ord— 
nende, Verfaſſung an die Stelle der frühern, die ja von 
felbjt fchon innerlich oder Außerlich aufgehoben ift, zu feßen. 
Dieß find die refleftirten Verfaffungen oder Conftitu- 
tiomen im eigentlihften Sinne, nemlich Grundgefeke, 
welche die Verfafjung des Staates nicht bloß enthalten, fon- 
dern theilweife erft einrichten. Doc dürfen auch fie den 
Staat nur theilweife einrichten, nicht ihn errichten. 
Sie fchaffen zwar eine neue Form, aber doch nur aus der 
frühern und mit Anerkennung und Erhaltung ihrer Grund: 
lagen. Sie follen fo viel als möglich von den einzelnen 
Staatsgeſetzen, wie fie der hiftorifchen Entftehung der Ver— 
faffung angehören, nur dem Grade, nicht der Art nach ver: 
ſchieden ſeyn. Site muͤſſen felbft gefchichtlich motivirt feyn, 
durch die beftimmten Veränderungen der Zuftände, durch bie 
beftimmten probehaltigen Veränderungen des fittlichen und 
rechtlichen Urtheild. Sie find dann nur umfafjendere tiefer 
greifende Neformen. Dagegen eine Conftituirung des Staa— 
tes, wie die franzöfifche Revolution fie im Sinne hatte und 
bewerfftelligte, daß die frühere rechtliche Ordnung für vernich— 
tet erklärt, alles was da Geltung haben fol, auf den jetzi— 
gen Aft der Conftituirung gegründet wird, fo denn auch die 
bisherige Autorität aufgehoben, dem König die Gewalt erft von 
Reuem übertragen wird, ift etwas durchaus Miderrechtliches, 
Srevelhaftes, Unfinniges. Hierin hat Maitre unftreitig 


III. Abſchn. V. Kap. Das Staatsgrundgefeh. 107 


Kecht, wenn er fagt, die Menfchen Fönnen Feine Verfaſſun— 
en machen, wenn e$ gleich einfeitig wäre, eine aus Reflerion 
hervorgehende tiefe Umgeftaltung, wo fie von den Zufländen, 
den Sitten, der Bildung gefordert werden, abhalten oder 
auch nur tadeln zu wollen. — 

Solche Eonftitutionen koͤnnen N auch rechtmäßiger 
Weiſe nur von der hochften Autorität, wie fie bisher beftand und 
für die Zukunft durch fie nicht aufgehoben werden darf, aus- 
gehen — vom König, fie müffen oftroyrt in diefem Sinne 
feyn. EConftituirende Nationalverfammlungen, die ohne 
Vollmacht des Königs ja gegen feinen Willen eine neue 
Berfafjung einführen, find ein Aft der Empörung, fie löfen 
mit der beftehenden Autorität des Staates überhaupt den 
Staat auf in ein Aggregat von Menfchen, aus welchem erft 
wieder Staat und Autorität entftehen fe. ben fo wenig 
kann man das Pacifciren von Verfaffungen als die recht- 
mäßige Art ihrer Entftehung betrachten, daß fich der König 
einftweilen nicht als Regent fondern ald eine Parthey gegen: 
über dem Volke oder den Ständen betrachte, und den be= 
ftehenden Staat gleichfam fo lange fufpendire, bis er vertrags⸗ 
mäßig die neue Verfaffung abgefchloffen. Dagegen ift es 
löblich und nach Umftänden Pflicht, daß der König, wenn 
er eine fo bedeutende Handlung vornimmt, fie an der Ge- 
finnung der Nation erprobe und erft nach Berathung mit 
einer von ihm berufenen Volksvertretung und unter ihrer 
Zuflimmung die neue Verfaſſung einführe Doch kann den 
Negenten Fein Vorwurf gemacht werden, die in unferer Zeit 
ohne Standfchaft rein aus eigner Machtvollfommenheit Ber: 
faffungen einführten — oftroyrte VBerfaffungen im 
eigentlichften Sinne. Noch weniger kann die Nechtma- 
ßigkeit folcher Verfaffungen in Zweifel gezogen werden. Das 
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Necht geboth nicht die Stande zu befragen, da es Feine 
Stände mehr gab, die Stande der Altern Zeit waren auf: 
gehoben und fie wären auch fihlechte Nepräfentanten der 
Nation nach ihrem veränderten Zuftande gewefen, und neue 
beftanden noch nicht. Die Staatöweisheit aber Eonnte im 
Gegentheil eine vorausgehende Berathung verbiethen, da die 
rafchen Erfchütterungen, die manigfachen Partheyen und In— 
tereffen einen Zuftand herbeygeführt hatten, bey dem Einigkeit 
und Klarheit nicht vom Volke und feinen Ständen fondern 
allein noch vom König erwartet werden konnte. — | 
Erkennt man den Staat und feine nothwendigen Ele: 
mente al3 gegeben, nicht feine Errichtung fondern nur feine 
Fortbildung, wie feine eigne Natur fie fordert, für menſch— 
liche Aufgabe, fo wird man nicht die Conſtitution als folche, 
diefes menfchliche Crzeugniß, für heilig und Gegenftand der 
Begeifterung erachten, fo daß morgen ein anderes heilig feyn 
kann als heute, fondern vielmehr die innern Verhältniffe und 
Einrichtungen, die es an fich find und die deßhalb die Con— 
flitution aufnehmen mußte Man wird 3. B. das Koͤnig— 
thum heilig halten weil es eine heilige Anftalt, nicht weil 
und fo lange als es in der Gonftitution aufgenommen ift, 
man wird nicht einen Artifel wie den andern als gleichges 
weiht, weil er ein Artikel in der Charte ift, betrachten. — 
Man wird ferner das öffentliche Recht nicht ausfchließlich in 
der Sonftitution fuchen, und den ganzen Schab gefchichtlicher 
überfommener Grundfäße aufgeben. So namentlich in 
Deutfchland find die aus Älterer Zeit ftammenden Normen 
über politifche und Firchliche Verhaͤltniſſe, wenn fie von der 
Regierung, als bindend anerkannt werden, eine gewiß nicht 
minder gute Bürgfchaft der Nechte und der Freiheit, als 
wenn die Negierung einem neuen jebt gegebenen Gefeße fur 
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die Zufunft fich zu unterwerfen verfpricht, dagegen über jene, 
die man nicht erſt einzuführen nöthig hätte, ſich hinwegfekt. 
Es ift deswegen in den deutſchen Gonjtitutionen fehr zu 
vermiffen, daß fich in ihnen nicht das ausdruͤckliche Zugefländniß 
findet: in allem was durch die neuen Geſetze oder den ver: 
änderten. Zuftand nicht aufgehoben ift, follen die ältern 
Grundfäge des Staats- und Kirchenrecht3 ihre unverbrüch- 
liche Geltung behalten. Es läßt fich gar nicht abfehen, wie 
viele der wichtigften Verhältniffe für Einzelne und Corpo— 
rationen noch in Frage kommen fünnen, wo es davon ab- 
hängt, ob die alten Bürgfchaften gelten oder nichts was nicht 
in der Charte fteht. Ja dadurch erhalten felbft die neuen 
Grundgefeße erft ihre rechte Befeftigung und Zuverficht, wenn 
man fie im Zufammenhang mit den alten als Erweiterung 
und Fortbildung nicht ald einen völlig neuen Bau betrach- 
tet. — Endlich wird man dann erkennen, DaB diefe neuen 
Conftitutionen ihre mwohlthätige Wirfung erft dann haben 
werden, wenn fie längere Zeiträume beftanden, wenn fie zu 
biftorifchen geworden find. Site müffen ihre Autorität nicht 
mehr bloß in der gefchriebenen Charte fondern in der verjahr: 
ten Uebung haben; man muß fich) nicht mehr darauf beru= 
fen, „ſo fteht es im Geſetze,“ fondern „fo ift es gehalten 
worden von jeher.” Der Gedanke an die Einführung muß 
zurücktreten hinter den an den dauernden gleichmäßigen Be: 
ftand. Dadurch erfcheinen die Geſetze als ein Höheres über 
den Menfchen nicht als ihr eigenes Werk, als eine innere Regel 
der Verhältniffe nicht al$ eine Norm ihnen von außen gege- 
ben, und fie haben dann das Bewußtfeyn der Nothwendig- 
feit, das ihnen Stärfe, die lange Anwendung ,. die ihnen 
Deutlichkeit gibt. Dagegen die neu eingeführten Verfaffungen 
find von der ſteten Reflexion begleitet, ob es nicht anders 
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beffer wäre und daher mit nächflem anders werden müffe, 
und find von zweifelhafter Auslegung, weil nur die That, 
Die Praxis, nicht aber daS bloß gefchriebene Wort unbeftreit- 
bar deutlich if. Es kann daher nicht die Einführung eines 
Grundgefeßes, wie man oft zu erwarten pflegt, die rechte 
Befriedigung gewähren, Die Conftitution ift nicht felbft die 
Frucht fondern nur der Saame der gelegt wird, die Frucht 
ift die Seftfekung gleichmaßiger Beobachtung, die dem Staate 
zur andern Natur wird, Der Saame aber ift verfchwunden, 
wenn die Frucht da if. So foll auch das gefchriebene Ge— 
feß immer mehr verfchwinden, während feine Anwendung 
und feine wiffenfchaftliche Kenntniß Elar und feft im Leben 
da ftehen. Won einzelnen Grundfäßen des öffentlichen Rechts 
laͤßt fich dieß fchon jetzt ſagen 3.3. von der Unabhängigkeit 
der Nechtspflege, bey der man gewiß nicht mehr an den 
Paragraphen der Verfaffung denft, der fie ausfpridht. Es 
kann und fol aber mit den fümmtlichen Grundfäßen des 
öffentlichen Rechtes eben fo werden. — 

Durch einen alfo gefeßlich geordneten und geficherten 
Zuftand des öffentlichen Nechtes erhält auch der Monarch 
feine rechte Stellung. Er bleibt immer der Souverän mit 
einem großen Raum der Freiheit, aber es befteht auch Die 
Ordnung des Staates unabhängig und gefichert gegen ihn. 
Er bleibt immer mächtig über den Einzelnen, ihnen nüßlich 
oder hinderlich zu feyn, aber fie hängen nicht gaͤnzlich von 
ihm ab, er kann feinen verderben, nicht zu viele zu befon- 
derm Glüd erheben. So ift er, wie er es fol, Mittelpunkt 
der Einrichtung, die Träger des Lebens, nicht Mittelpunkt 
des Lebens felbft. Die Macht des Königs muß immer 
ihre Einfchränfung und Milderung haben, wie fie dieß auch 
kurze Perioden abgerechnet, immer gehabt hat. Sie fol aber 





111. Abſchn. V. Kap. Das Staatsgrundgefeß. 111 


nicht dadurch geringer werden, daß die Meinung der Kam- 
mern, der Minifier, der Sournale höhern Einfluß und Macht 
erhalten, oder ein plößlich gegebenes todtes Geſetz, fondern 
dadurch daß die ganze Verwaltung einen geordneten gleich- 
mäßigen durch Gefchichte und Ueberlieferung befeftigten Gang 
erhalt, alfo das Bedeutendſte unabhängig vom König wie 
von diefen andern Elementen durch Necht und Sitte von 
ſelbſt beftimmt iſt. Auf diefe Weife wird nicht die Macht 
anderer Menfchen fondern die Macht der Gott dienenden 
Anftalt die Vorherrſchaft befommen über das bloß menfch- 
liche Wollen und Ermefjen des Königs, und diefer Zuftand 
diefe Schmälerung der Füniglichen Macht darf Fein Wohlge— 
finnter tadeln. Es ift nicht bloß eine Verfündigung gegen 
Gott, wenn man die Autoritäten herunterfegt, fondern auch 
wenn man die Feftigkeit der Ordnung, welche Seine Welt 
gegen menfchlihe Willkuͤhr ſchuͤtzt, ablehnen wil. 
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Sechstes Kapitel. 
1 0. Ent 3 ee 


Weſen der Staatsamter: — Nothmwendigfeit derfelben — Verhältniß zur kö— 
niglichen Herrfchaft — Verhältnis zum Gefege — Diener des Könige 
oder Staatsdiener? — Staatsdienſt ald Stand, gegründet auf Fähig- 
feit — Unentfernbarfeit — Ehre ded Amtes, — Einrichtung der Aem— 
ter: — collegiales und einheitliches Prineip — Stufenfolge der Aemter, 
Provinzialeintheilung — Sonderung nah Berwaltungsjweigen. — Die 
Beamten: — Berufung duch den König — freymillige oder nothwen—⸗ 
dige Uebernahme? — erworbene Nechte des Beamten — Princip der 
Subordination und Wahrung des Gefeges gegen Höhere — Haftung der 
Regierung für die Beamten. — Die GStaafsamter nach dem patrimonias 
len Syſtem. — — 


Die Einheit der Staatsherrfchaft in ihrer oberften Len— 
fung Fann wohl ein Menfch und nur ein Menfch gewähren, 
allein ihre vollftandige Verſorgung ift unermeßlich weit über 
dem Vermoͤgen eines Menfchen. Die Ausdehnung des Lan- 
des die Menge des Volkes fordein eine Vielheit von Men- 
fhen, die Manigfaltigkeit der Verhältniffe des Staates for: 
dert manigfache Fähigkeit, befondere Ausbildung und Ange: 
wohnung für jedes, richtige Vertheilung. Der König kann 
daher fchon thatfächlich nicht die Regierung unmittelbar felbft 
verfehen, er muß fich anderer Menfchen dazu bedienen, um 
Durch ihre Kunde oder Einfiht die Entſchluͤſſe zu faſſen, 
Durch ihre Thaͤtigkeit fie auszuführen. In der ausgebildeten 
Berfafjung aber darf er fich ihrer nicht nah Willführ und 
Zufall bedienen, fondern nach beftimmter Ordnung, daß 
den verfchtedenen Verhältniffen ihre geeigneten Berforger und 
hre geregelte Pflege werde. Dieß ift die Gliederung ber 

Staats 


II. Abſchn. VL Kap. Die Staatöämter. 113 


Staatsämter. Die Einheit der Regierung darf durch 
fie nicht aufgehoben werden, die Staatsämter Fünnen nur 
auf und, beflimmte nicht flörende Ausnahmen abge: 
rechnet, nur nad des Königs Befehl thätig feyn, und 
der König beruft die Perfonen zu den Aemtern und entfernt 
fie nach feinem Ermeffen, dadurch ift fein Wille allein be: 
flimmend für die ganze Regierung. Aber die Unterftügung 
durch die Fahigen und die geordnete Vertheilung der Thaͤtig— 
keit muß gleichfalls gefichert feyn, der König kann deghalb 
weder die Aemter felbft aufheben noch ohne ihre Vermittlung 
regieren. So ift die Regierung eine Fülle von Kräften der 
Einfiht und der Ausführung, überall gegenwärtig und wirk— 
fam, von allem Kunde nehmend, für alles verftändig, aber 
diefe Kräfte find gebraucht und beherrfcht von Einem ober: 
ften Herrfcherwillen. Dadurch entfpricht fie dem Urbilde 
vollfommener Herrschaft und iſt die rechte Einrichtung des 
Staates, alles in Uebereinftimmung, in Ordnung und mit 
hinreichender Kraft und Fähigkeit zu verforgen. 

Die Aemter find ſonach die dienenden Glieder für die 
Regierung des Königs. Sie follen aber dazu dienen, daß 
den verfchiedenen Sphären und VBerhältniffen des Staates 
ihre rechte Pflege werde, und diefe werden nicht bloß durch 
den König nach feinem perfönlichen Ermeffen fondern auch 
durch das Geſetz verforgt und beftimmt. Deßhalb müffen 
die Aemter nicht bloß gegen den König fondern auch gegen 
das Geſetz zum Gehorfam verpflichtet feyn. Sie muͤſſen 
verpflichtet feyn, das Gefeß einzuhalten, da wo fie ohne 
Föniglichen Befehl felbftftändig handeln, und müffen ver: 
pflichtet feyn, es nicht zu verlegen auch auf des Königs Bes 
fehl. Wie weit der einzelne Beamte urtheilen dürfe, ob der 


Befehl des Königs gegen das Gefeh ſey, das hängt von 
Stahl, Rechtsphil. II. 2. 3 8 
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feiner befondern Stellung ab, wie unten zu zeigen; allein 
die ganze Anftalt der Staatsämter als folche, da fie dem 
König zur Unterfiügung auch für feine Erkenntniß beygege— 
ben ift, muß (in ihren geeigneten Organen) ein Urtheil über 
Einhaltung de3 Geſetzes haben, und eine Pflicht der Meige: 
rung gegen feine Verletzung. Diefe Anftalt der Aemter er: 
ganzt den König und zwar auf eine nothwendige Meife, fie 
wird deßhalb zur Schranfe gegen ihn, wo er fie gegen bie 
Grundbedingungen ihrer Thätigkeit gebrauchen will. 

Es erhellt hieraus, daß die Perfonen, welche den Aem— 
tern vorftchen, allerdings in gewiffer Beziehung Beamte des 
Königs find, nemlich von ihm berufen, durch feine Auto: 
vität ermächtigt, feinen Befehlen dienend, und fie find ihm 
deßhalb wie Gehorfam fo auch befondere Treue und Erge— 
benheit fchuldig. Allein fie dienen dem Könige nicht für 
feine Perfon fondern für feinen Herrfcherberuf, für den 
Staat, und nicht nach feiner Willführ, als bloße Werkzeuge, 
fondern nach nothwendiger Ordnung der Aemter und eigner 
gefeglicher Verpflichtung der Beamten, in der wefentlichiten 
Bziehung find fie daher nicht Diener des Königs, nicht 
Hofdiener, fondern Staatödiener, Staatsbeamte, und nur 
infofern Beamte des Königs, als der König Repräfentant 
des Staates ift. | 

Die Stantsbeamten find ein eigener Stand, das heißt 
der Staatspienft ift ihr Lebensberuf, Diefelbe Stetigkeit der 
Regierung, für welche das Königthum nothwendig ift, for: 
dert auch eine Stetigkeit der Beamten; periodifche Erneue- 
rung derfelben ift gegen das Weſen der Monarchie und eine 
geringere Stufe der politifchen Einrichtungen. Auch entfpricht es 
der Vertheilung des Berufes in den höhern entwidelten Zuftan- 
den der menfchlichen Gemeinfchaft, daß der Dienft des 
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Staates von einem Stande, der ihm feine ganze Lebensthä- 
tigkeit widmet, nicht von den andern Ständen nebenbey ver: 
forgt werde. — Es beruht diefer Stand, wie gezeigt, auf 
Berufung des Königs, aber die Grundlage und Richtfchnur 
für diefe Berufung ift die Fähigkeit. Wie es beym König 
auf die innwohnende Erhabenheit, deßhalb auf die Geburt, 
ankommt, fo bey den Aemtern auf die Fähigkeit. ES ware 
unpaffend, wenn der König nach der Fähigkeit, es wäre 
unpaffend, wenn die Beamten nach der Geburt oder (ge 
wife Aemter ausgenommen) nad) dem Bermögen berufen 
wurden. | 

Zum Herrfcheramte gehört fchlechterdings die Nicht 3: 
bedürftigfeit. Wie dieß für den König in hochitem 
Grade gilt, fo in geringerem auch für die Beamten. Da 
fie am Herrfcheramte Theil nehmen, fo muffen auch fie eine 
gewiſſe Nichtsbedürftigkeit haben, damit fie nicht in die Ab— 
hängigfeit derer gerathen, über die fie herrfchen ſollen, bes 
ftechlich werden, und damit fie nicht, was in ihrer befondern 
Stellung liegt, gänzlich vom König abhängig und dadurch ihm 
auch gegen das Geſetz gehorfam find. Nun beruft aber die 
Fähigkeit zum Staatsamte, nicht das Vermögen. Deßhalb 
muß der Staat felbft den Beamten die Mittel der Unab: 
hängigfeit gewähren, er muß fie — und zwar je nad) der 
Höhe und Bedeutung des Amtes — befolden, und ihnen 
diefe Befoldung ganz oder theilweife unentziehbar ertheilen. 
Dieß ift das Princip der Unentfernbarkfeit der Be 
amten, e3 hat in der Nüdficht auf die perfönliche Berech- 
tigung der Beamten feine Unterftüßung aber bier feine et- 
gentliche Begründung. ES gilt volftändig für die Juſtiz— 
beamten, weil diefe eine in ihrem Kreife völlig unabhängige 
Macht ausüben, dagegen für die übrigen mag es immerhin 

8* 
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gewiffe Befchränfungen *) erhalten, weil fie auf der andern 
Seite doch auch zum Gehorfam gegen den König beftimmt 
find, deßhalb in einer gewiffen Abhängigkeit von ihm ſtehen 
follen. Die Unentfernbarfeit der Adminiftrativbeamten ver: 
trägt fich ganz wohl mit der Repraͤſentativ-Verfaſſung, wenn 
anders den Ständen ihrer wahren Natur gemäß bloß die 
Vertretung und nicht die gefeßgebende oder überhaupt oberfte 
Gewalt zufömmt, und paßt überhaupt in das Syſtem, nad) 
welchem die politifche Freiheit in beftimmten gefeglichen Grund 
lagen und einem auf Sitte ruhenden gleichmäßigen Gang 
der Berwaltung und nicht in der Vorherrfchaft des demokra— 
tifchen Princips gefucht wird. 

Die Staatsamter haben Feine Majeftät, dieſe ruht nur 
auf dem Zräger der Machtfulle, aber fie find Würden 
(honores). Die franzöfifche Anficht betrachtet irrig Die 
Aemter bloß als Gefchäfte, die Beamten bloß als Gegen- 
ftand der Beurtheilung und Gontrole, nicht auch der befon- 
dern Achtung. Folgerichtig; denn nach ihr muß immer der 
der Höhere feyn, der fein Amt bekleidet, indem er dem zum 
Gehorchen beftimmten heil, dem Bolfe, angehört, hat er 
die Nolle des Souveraͤns, der richtet, indem er an ber 
Herrschaft Theil nimmt, die Rolle des Beauftragten, der 
gerichtet wird. Man achtet die Beamten, infofern fie dad 


) Die in Bayern beftehende Scheidung eines Standesgehal— 
tes und eines Dienftgehaltes, fo daß der erftere bloß ein 
erworbenes Recht des Beamten ift, der letztere ihm mit 
dem Amte von der Regierung nad) ihrem Ermefjen entzo= 
gen werden Eann, ift daher gang angemefjen. Nur muß 
der Maaßſtab der Scheidung gefeglich feitftehen, weil bie 
Unabhängigkeit der Beamten mit zu den Garantien der 
Verfaſſung gehört. 
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Gefeß vollziehen, um des Geſetzes willen, nicht ihre Perfon, 
wie felbft beym König. Es wäre traurig, wenn diefe An: 
ficht auch in Deutfchland völlig den Sieg davon trüge, und 
damit die Achtung und Pietät des Volkes gegen die Perfon 
feiner Obrigfeiten, das Gefühl der eigenen Würde und der 
Bedeutung des Berufes bey den Beamten immer mehr ver- 
fhwände, — — 

Es beſteht jedes Amt aus einem einzelnen Menſchen, 
dem hoͤchſtens Gehilfen und Diener beygegeben ſind, oder 
aus einer Mehrheit von Menſchen, die gemeinſam es ver: 
fehen, einem Collegium. Hier muß dann der Einheit willen 
einer an der Spitze ftehen, ein Vorſtand, aber auch wieder 
in verfchiedener Weiſe: entweder fo daß er die Thätigkeit der 
andern nur außerlich leitet, fie aber befchließen, oder daß 
er befchließt, fie iym nur durch Vorarbeit und Rath dienen, 
collegialifches und büreaufratifches Princip. Beyde 
müffen oft bey derfelben Behörde gelten je nach der Befchafs 
fenheit de3 Falles. Ob ein Amt durch einen Menfchen oder 
durch ein Kollegium zu verfehen, inwiefern bey einem Gol: 
legium jenes oder dieſes Princip angemeffen fey, das hängt 
von der Eigenthimlichfeit des Amtes und des befondern Ge: 
genftandes ab. Das gilt im Allgemeinen: wo es auf Grunds 
fäße anfommt, fie aufftzuellen oder unter fie zu fubfummiren, 
da ift collegiale Form, wo aber auf That, auf zweckmaͤ— 
fige individuelle Seftaltung, zufammenhängende Ausführung, 
da iſt die bürreaufratifche am Drte*). Doch kann auch Wich« 


2) Jene entfpricht dem menfchlihen Wefen (Charakter und 
Einficht), diefe der menfchlichen Freiheit, daher ift für jene 
Gemeinfchaft gut und förderlich, für diefe aber nur die Aus 
dividualität. 
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tigkeit ein Grund für jene, und Goncentrirung der Verant— 
wortlichkeit ein Grund für diefe feyn. — 

Die Aemter flufen ſich ab, um die Herrfchaft vom 
Mittelpunfte aus über den Staat auszubreiten. Es ſtehen 
oberfie Aemter zunächft am König, deren Nath und Hilfe 
er felbft fich bedienen muß (Staatsrath und Minifter), dann 
Aemter unter diefen für das ganze Land (Gentralämter), 
dann für Kreife und Bezirke, endlich Lofalämter. 

Hiefuͤr muß denn auch) eine Eintheilung des Landes in 
Kreife (Provinzen) beftehen. Sie fol ſich normalmaßig 
nach) den Stämmen richten, wie das Volk die natürliche 
Grundlage für den Staat ift, fo der Stamm für die Pro: 
vinz. Doch ift eine nicht minder wichtige Nückficht derfelben 
das hiftorifche Verhaͤltniß der früheren Zufammengehörigkeit, 
und der Gemeinfchaft der VBerfaffung, Einrichtungen und 
Bermögensmittel, die daraus hervorgeht. Endlich eine dritte 
Kückficht ift das geographifche Verhaͤltniß. Die Eintheilung 
bloß nach dem Erwerbtitel der Landestheile, wie ehedem, ift 
nicht angemeffen, noch weniger aber die bloß nach geogra- 
phiichem Berhältniß oder vollends nach dem arithmetifchen 
einer ungefähr gleichen Seelenzahl, wie es durch die fran= 
zöfifche Revolution Princip wurde Es ift auch die Be 
feßung der Kreisftellen mit den Eingebornen des Kreifes die 
rechte Bafis, aber auch nur die Bafis, ausnahmslos wie 
öfter in älterer Zeit kraft Privilegien einer Provinz fol fie 
nicht beftehen. 

Bey der Stufenfolge der Aemter fordert e$ die Einheit 
der Regierung, daß durch die oberften Aemter den mittlern, 
durch Diefe den untern ihre Thätigfeit vorgezeichnet werde, 
und daß eine ftete Aufficht beftehe, ob das Anbefohlene aud) 
richtig vollzogen werde. Allein eine gewiſſe Selbftftändigkeit 
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in ihrer Sphäre muß immer den untergeordneten gegen die 
oberen verbleiben. Sowohl das eigenthumliche Beduͤrfniß 
der Provinzen und Lofalitäten, als das eigenthümliche Genie 
der Beamten fordern, daß die Ausführung ſich befonders 
geftalte nad) der Einfiht derer, welchen fie aufgetragen 
wird. Bwifchen einem Statthalter und einem franzöfifchen 
Provinzialpräfidenten gibt es eine rechte Mitte ben fo 
darf die Aufficht (Controle), und namentlich die, welche 
durch bloßes Schreiben, Aufzeichnen und Berichten geführt 
wird, nicht zu weit getrieben werden. Bis auf eine gewifle 
Gränze Fann und muß Aufßerlich controlirt, das andere aber 
muß dem Gewiffen und der Ehre des Beamten anvertraut 
werden, fonft verzehrt die Gontrole die Kraft und Zeit, 
welche der Thätigfeit felbft gebühren, und gibt dennoch kaum 
eine hinreichende Gewähr für Einhaltung der Form, viel- 
weniger dafür daß in der Sache das Befte gefchehen fey. 
Die Aktenmaͤßigkeit ift durch die Einheit und oberfte Aufficht 
der Regierung allerdings gefordert, fie fol aber nur Träger 
der wirklichen Verwaltung und ein Damm gegen grobe Ver: 
leßung, fie Fan nie ein Spiegel der Verwaltung feyn, man 
gewohnt fich zu leicht daran, die treffliche Beftellung der 
- Alten für treffliche Berforgung der VBerhältniffe zu halten. — 

Ferner fondern fich Die Aemter nach den verfchtedenen 
Sphaͤren und BVBerhältniffen des Staates in Aemter für 
Militär, Polizey, Finanz, Juſtiz u. ſ. w., und nach den 
verfchiedenen Verrichtungen, die ihnen für diefelben zukom— 
men, Staatsraty), Minifterien w ſ. w., und das felbft ift 
wieder verfchieden je nach der höhern oder geringern Stufe. 
Dadurch erhält jedes Verhältniß die ausschließliche Pflege von 
Menfchen, die es deßhalb mit größerer Sorgfalt und mit 
der größern Fertigkeit der beftindigen Uebung beforgen, deren 
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ganze Sinnesweife fih nach ihm bildet. Es ift darum diefe 
Sonderung und Entfaltung der Aemter für die verfchiedenen 
Berrichtungen ein Vorzug der neuern Einrichtung, der nicht 
verfannt werden darf, insbefondere gilt dieß von der Tren- 
nung der Gerichte und Behörden (Juſtiz und Adminiftration) 
in den höhern Inftanzen, weil fich die Organe der richter: 
lichen Gewalt fo wefentlich ander zu dem Souverän, ja 
zum ÖStaate überhaupt, verhalten als die der Negierungs- 
gewalt. Allein es ift hier auch eine befondre Sorgfalt noͤ— 
thig, daß die Sonderung nicht Art und Maaß überfchreite. 
Die Theilung der Arbeit überhaupt, fo werthvoll fie ıft, darf 
nicht fo weit gehen, daß die Menfchen, wie Theile einer 
Mafchine, nur eine einzelne Wirkung hervorbringen, die erft 
mit den andern zufammen ein Produkt gibt, fondern der 
Menſch muß bey feiner Thätigkeit immer ein in fich doch 
auc wieder ganzes Werk bilden, und durch das Vorbild 
deffelben beftimmt werden. Sp muß denn auch jedes der 
bedeutenden Aemter fein Werf ganz und allein bilden. Na: 
mentlich bey den Xofalämtern und insbefondere auf dem 
Lande muß Eine Behörde die gefammten VBerhältniffe der 
Untergebenen im Ganzen lenken, daß fie diefelben auch ins— 
gefammt Eenne, und die Förderung derfelben von ihr felbft 
und von den Untergebenen als ihr Werk betrachtet werde. 
Sonft fehlt aller lebendige Antrieb, alles perfünliche Band 
zwifchen Obrigkeit und Unterthanen, und alle wahre Würde 
des Amtes, ein Schade, der durch die fertigfte Machinerie 
der VBerrichtungen nie erfeßt werden kann. In gleicher Weife 
wird ja auch die Bildung der Jugend auf den erflen Stu 
fen Einem Lehrer ungetheilt aufgetragen, und darf fich erft 
fpäter nach den Fächern fondern. Doch auch bey den höhern 
Aemtern muß das Gefonderte überall wieder in einen Mit: 
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telpunft zufammenlaufen, daß es in Einheit bleibe, je mehr 
diefes der Fall ift, deſto vollendeter ift die Einrichtung. — 

Der König beruft die Perfonen zu dem Amte, er ift 
dabey an Borbedingungen, wie fie aus dem Wefen des Staats⸗ 
amtes folgen, nemlich an die öffentliche Erprobung der Fähige 
feit und ähnliches, gebunden, die Auswahl aber ift blos Sache 
ſeines Ermeſſens. As einen Akt der Gnade Fannı indefjen 
der König die Ertheilung eines Amtes nicht betrachten, denn 
er muß es als feine innere Verpflichtung anerkennen, die 
Auswahl nach dem Beften des Staates und nach dem Ver: 
dienfte des Bewerbers zu treffen. Eben fo hängt die Ent: 
fernung der Beamten von ihrem Amte und ihre Verfekung 
bloß vom Ermeffen des Königs ab. Dieß liegt wefentlich 
in der Souveränetät. Deßhalb wählt auch in der Republik 
dad fouveräne Volk feine Magiftrate, und, da eine Ber: 
fammlung nicht nach augenblidtichem Entfchluß fondern nur 
nad) Ordnung und Regel thätig feyn kann, übt es fein 
Recht der Entfernung und Verſetzung durch die regelmäßig 
erneuerte Wahl. Ohne das Ernennungs= und Entfernungs- 
recht des Souveräns gäbe es viele Herrfchaften im Staate 
ftatt Einer. URN 

Die Uebernahme des Amtes ift nach unferer Einrichtung 
der Staatsämter eine freywillige, eben fo die Fortführung. 
Denn e5 befteht zwar eine allgemeine Unterthanenpflicht zur 
Uebernahme von Staatsämtern, Feineswegs aber eine folche 
zur Uebernahme des Standes eined Staatödieners fo wenig 
als irgend eines andern Standes. Die Aemter in der Mo: 
narchie bilden aber wie gezeigt worden einen Stand. Würde 
es daher an freywilligen Bewerbern fehlen, wa3 vermöge 
der menfchlihen Natur nicht wohl eintreten wird, fo dürfte 
niemand zum Staatsdienft in unferem Sinne mit Zwang 
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angehalten werden, wie mehrere behaupten, vielmehr müßte 
die Art des Dienftes geändert werden, es koͤnnte dann kei— 
nen Beamtenftand, der feine ganze Lebensthätigkeit dem 
Staate widmet, mehr geben, fondern die Aemter müßten, 
wie in den Städten oder den alten Nepublifen, auf Eürzere 
Zeiträume ertheilt werden, zu häufige Uebertragung ablehn: 
bar feyn. Eine gleiche Bertheilung der Laft des Staats- 
dienftes, ahnlich wie der Steuern, würde jedoch immer dem 
Mefen des Staatsamtes, als auf Fähigkeit beruhend, wi— 
derftreiten. Es erklärt fich hieraus, warum auch in un: 
ferem Zuftande folche Aemter auch unfreywillig übernommen 
werden müffen, welche Feinen Stand und Lebensberuf bilden 
(3. B. die Kandftandfchaft), oder welche auf einem fchon 
angebornen Lebensberufe beruhen, der nur im befondern 
alle zur Ausübung kommt (z.B. Neichöverwefung). — 
Der Beamte verzichtet dadurch, daß er feine ganze Le— 
bensthätigfeit dem Staate widmet, auf andern Erwerb, nicht 
bloß auf die Dauer des Dienftes durch deffen Befchäftigung, 
fondern auch für die Zukunft durch die Art feiner Ausbil- 
dung. Dafür gebührt ihm eine Entfchädigung, ein lebens- 
langliches Ausfommen. Staat3dienft ift hierin nicht wie 
Privatdienft, denn nur jener nicht diefer ift ein Stand, nur 
jener ift eine dem beftimmten Subjefte, dem vaterländijchen 
Staate, gewidmeter Lebensberuf, Privatdienft kann wechſeln. 
Daß der Beamte Befoldung erhalte, und zwar (ganz oder 
theilweife) unentziehbar, wenn er es nicht ſelbſt verfchuldet, 
folgt daher eben fo fehr aus dem Gefichtspunfte des perfün- 
lichen Anfpruchs als, wie oben gezeigt worden, aus dem 
der öffentlichen Nüdficht. Der Beamte erhält ferner auch 
durch die Bedeutung des Amtes, das er verfieht, eine gewiffe 
perfonliche Qualität, die fich ihm in analoger Weife wie dem 
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König die Ehre des Amtes mittheilt. Diefe Qualität befteht 
in der Anerkennung feiner Fähigkeit für das Amt je nad) 
der Höhe deffelben. Dieß ift Nang im wahren Sinne, der 
alfo viel Wichtigeres enthält als den Titel und die außeren 
Attribute der Ehre, die letztern verbinden ſich aber allerdings 
“mit ihm. Es darf daher nie dem Beamten ohne fein Ver: 
ſchulden ein Herunterfteigen zu geringern Amtsverrichtungen, 
fey es auch mit Belaffung feines Titel und fonftiger Ehren: 
rechte, zugemuthet werden. Hang und Ausfommen nun 
find die perfünliche Berechtigung des Beamten, auf ſie er: 
wirbt er — ſey es gleich mit dem Eintritt in das Amt oder 
nach einer gefeglichen Probezeit — ein unverbruchliches Necht 
(jus quaesitum), während er auf die Ausubung des Am: 
tes, als welches bloß für den öffentlichen Zweck befteht, ein 
folches nie erwerben Fann. 

Obwohl hierdurch das Verhältnig der Beamten auch 
eine privatrechtliche Seite hat, und obwohl der Eintritt in 
daffelbe frey ift, fo iſt es dennoch Feineswegs ein Vertrags: 
verhältniß (locatio operarum), fondern urfprünglich und 
im Ganzen ein öffentliches VBerhältniß, es richtet fich daher 
alles nach öffentlichen Ruͤckſichten und ihrer Nothwendigkeit, 
nicht nach freywilliger Uebereinfunft, fowohl die Art, wie 
die Beamten das Amt zu verwalten, al$ auch die perfünli- 
chen Anfprüche, die ihnen daraus entftehen follen. Es durfte 
z. B. eine Uebereimkunft auf willfuhrliche Entfernung ohne 
Belaffung des Gehaltes fo wenig rechtöbeftandig feyn, als 
die Uebereinfunft, Fünftigen neuen Gefegen nicht Folge leiften 
zu müffen. In einem geringern Naume, welchen die Geſetze 
übrig gelaffen haben, Fünnen wohl vertragsmäßige Beſtim— 
mungen mit unterlaufen, aber im Ganzen und Wefentlichen 
richtet ſich alles nach nothwendigen Gefegen. So hat felbft 
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der Eintritt in das Amt nicht die Form einer Uebereinkunft, 
fondern des Eöniglichen Befchluffes (Dekret) und der Ein: 
feßung in einen Beruf und eine Gewalt (Beftalung). — — _ 

Seder Beamte ift zum Gehorfam gegen die perfünliche 
Autorität im Staate und zur Befolgung des Gefeßes ver: 
pflichte. Das Gefeh gegen die Autorität des Königs zu 
vertreten, d. i. dem gefekwidrigen Befehle die Befolgung zu 
verweigern, ift aber bloß Sache der oberften Beamten die 
dem Könige zunachft ftehen. Die untern Beamten find nur 
infofern durch das Geſetz verpflichtet und auf das Gefek zu 
beeidigen, daß fie daffelbe. befolgen, da wo fie ohne höhern 
Befehl zu eigener Anwendung der Gefeke angewiefen find, 
und daß fie bey gefeßwidrigen Befehlen des Obern Gegen: 
vorftellung machen (remonftriven), nie aber daß fie, wenn 
derfelbe darauf beharrt, ihm die Folgeleiftung verfagen dürften, 
Denn die Regierung in ihrer Stufenfolge der Aemter muß 
immer Eine feyn, es muß daher ein Subordinationsverhältniß 
beftehen, es darf nur Ein entfcheidendes Urtheil gelten, was 
geſetzmaͤßig was gefekwidrig fey, das des oberften Beamten, 
der untere muß ihm gehorchen, und darf nicht über ihn 
urtheilen. Er hat, da er als Menfch und Perfönlichkeit 
dient, den Beruf feine Einficht ihm gegenüber zu erklären, 
aber da er in der Einrichtung doch immer dienendes Glied 
bleibt, muß er fie unterordnen, wenn er den Höhern nicht 
überzeugen kann. Er ift daher immer für die Widerfekung 
nie für die Befolgung verantwortlich. ine Ausnahme hie: 
von tritt nur da ein, wo die ganze Thätigfeit der Beamten 
nicht an Befehle des Obern, fondern bloß an das Gefeh ge: 
wiefen ift, wo alfo überhaupt Eein Subordinationsverhältniß 
befteht. Dieß ift der Fall bey den Juſtizbeamten, infofern 
fie über einzelne Prozeffe Necht fprechen. Befehlen, die ih: 
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nen gegeben würden, wie fie über einen Prozeß erfennen 
follen, dürfen fie nicht beachten, hier find fie umgekehrt für 
die Befolgung nicht für die Verweigerung der Folgeleiftung 
verantwortlich. 

Mit derfelben Einheit fleht auch die Regierung den Un- 
terthanen gegenüber. Jeder Beamte hat innerhalb feiner Zu- 
ftandigfeit die Autorität der ganzen Regierung, und die Ne 
gierung als folhe muß einftehen für alle rechtswidrige Be— 
fhädigung, die ein Beamter in feinem Amte den Untertha- 
nen verurfacht, follte gleich ihr Vertrauen zu dem Beamten 
und deſſen Auswahl auf den beften Gründen beruht haben, 
und deſſen fpätere Untreue fonach als ein von ihr nicht ver- 
fchuldetes zufälliges Ereigniß erfcheinen. — Es ift alfo der- 
felbe Grund, auf welchem das Princip der Subordination, 
und auf welchem die Haftung de3 Staates für feine Beam- 
ten beruht — die Einheit der Regierung. — — — 

Nach dem patrimonialen Spfteme verbindet fih das 
Amt mit der Grundherrfihaft. Der Grundherr, Vaſall, ift 
Beamter, daher zugleich Eigenthümer des Gebiethes, das er 
verwaltet, mit angeborner perfünlicher Gewalt über die Un- 
tergebenen. Die Zwifchenherrfchaft ift eine grundherrliche wie 
die oberfte, König und Beamte verforgen den Staat als 
ihr Eigenes. Die Vertheilung der Thätigkeit, die Stufen- 
folge gefchieht nur nach Landesgebiethen, nicht nach den ver: 
fhiedenen Berhältniffen und Sphären der öffentlichen Für: 
forge. Der untere Grundherr, obwohl felbft der eigentliche 
Beamte, verwaltet. fein Amt wieder, gleich dem Könige, durch 
perfönlic Fähige, Die er fich dazu auslieft, die aber, wie 
die Raͤthe des Königs, nicht ald Glieder der öffentlichen 
Einrichtung gelten, fondern bloß vom Willen ihres Gebie- 
thers abhängen. — Es befteht alfo in diefem Zuftande 
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bloß das Fönigliche Princip der angebornen Gewalt, nicht 
aber daS eigentliche Princip des Staatsamtes: die Pflege der: 
öffentlichen Zuſtaͤnde nach einer öffentlichen Nothwendigkeit 
durch die perfünlich Fahigen. Daher fehlt die höhere Kennt: 
niß der Verwaltung und die Bürgfchaft für Diefelbe, es 
fehlt der Zufammenhang unter den vielen Grundherrfchaften 
und endlich die Einheit der Staatslenfung: dieſe 
Beamten von eigener urfprünglicher Gewalt koͤnnen nicht vom 
Mittelpunfte aus beherrfcht werden, fie find nicht, wie fie 
ihrer Beftimmung gemäß follten, die dienenden Kräfte 
Eines oberften Herrfcherwillens. Dabey ift hier 
der Stand der politifchen Intelligenz zum bloßen Untergebe- 
nen des Standes des Befibes gemacht, es ift weder ihm 
felbft und feiner Intelligenz, noch dem Gefeße mittelft feiner, 
eine felbftftändige Eriftenz gefichert, und es wiederholt fich 
das Verhältniß von König und Minifter durch die ganze 
Reihe hindurch bis zum unterften Vaſallen, dem Beſitzer 
eines Dorfes, gegen die Natur des höhern vollendeten Or— 
ganismus, denn ein folcher hat nie eine gleichmäßige Struf- 
tur von oben bis unten, fondern die höhern Glieder find 
anders eingerichtet als die untern. 

Es hat diefer patrimoniale Zuftand unverkennbar eigen: 
thümliche Vorzüge und eine eigenthümliche Sicherheit. Zwar 
die Gewähr, die darin liegt, daß der Beamte fein eigenes 
Intereſſe verforgt wird dadurch wieder in etwas aufgewogen, 
daß er an feine Schranke gebunden eben auch nur fo weit 
fein Intereffe reicht, das der Unterthanen verforgt. Allein 
das Verhältnißg des Beamten zu den Untergebenen ift hier 
fein iſolirtes, bloß auf Staatöverfaffung beruhendes Band, 
fondern es durchdringen fich hier viele Bande zur Einheit: das 
Band des Vermögens (die Unterthanen find vom Grund- 
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heren in Vermögen abhängig), das gefchichtliche Band (die 
Abhängigkeit von der beftimmten Familie ift eine überlieferte), 
endlich erſt das Band der öffentlichen Gewalt. So ift das 
Berhältniß hier voller, inniger, natürlicher. Es iſt eine Mittel- 
ftufe zwifchen der patriarchalifchen und der eigentlichen Staat: 
herrſchaft. Die patriarchalifche Regierung ift in noch höherem 
Grade voll, innig, natürlih. Es ift eben das noch im 
Keime gedrungen, was zur Entfaltung und damit zur Son: 
derung beftimmtift. Man foll deßwegen nicht vorzeitig einen 
folchen Zuftand abfchaffen und jenen entfalteten abfichtlich 
von außen einführen; aber es ift vergebens, die von felbft 
vor fi) gehende Entfaltung abzuhalten, und Fein Grund 
zu klagen, wo fie vor fich gegangen ift. Ohnedieß findet 
jener frühere feine ‘volfonmene Anwendung nur für das 
Land nicht für die Städte. 

Die engliſche Einrichtung *) hält hierin die Mitte, Die 
Berforgung der Gefchäfte in den Bezirken fallt nicht eigenen 
Staatsbeamten fondern den Grundherren anheim, aber fie 
haben fie nicht von felbft, fondern fie wird ihnen von der 
Regierung aufgetragen, und die Negierung trifft Danach auch 
die Auswahl unter ihnen. Dadurch ift dem Amte allerdings 
noch die Stärke des Privatanfehens und die Gemeinschaft 
des Sntereffes mit den Untergebenen gewonnen, und doch 
der ‚öffentliche Charakter und die Einheit der Negierung nicht ver- 
fümmert. Doch hat dieß auch wieder feine Nachtheile. Der 
Private kann fich nicht in ſolchem Umfang mit den öffentli- 
chen Gefchäften befaffen, er kann ihnen nicht die Sicherheit 
und Präcifion der Ausführung geben. Es ift um fo ſchwe— 
ver damit auszureichen, je mehr die Wirkfamfeit der Regie 
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rung durch die wachfende Menge des Volkes wie der Ge 
fchäfte zunimmt. In England wird vieles vom Staate nicht 
verforgt wie bey und (z.B. Unterricht was bey den untern 
Ständen merklich ift), ja felbft die Außere Sicherheit und 
Drdnung (man denke an die großen Verfammlungen der 
Arbeiter) kann mit der Zeit auch dort immer mehr Aende: 
rungen nöthig machen. Endlich wird durch die Vertheilung 
von Beſitz und Amt bey und eine viel größere Zahl von 
Menfchen dem Stande der Bildung gewonnen als dort. 

Indeſſen wenn gleich die Ausbildung eigentlicher Staats: 
amter das der Natur des Staates Entfprechende ift, und 
deßhalb den allgemeinen Charakter der Staatseinrichtung 
bilden foll, fo find doch jene andern Weifen an ihrem Orte 
auch fortwährend beyzubehalten. Es fol den Grundherren 
und den Gemeindeobrigfeiten alles anheimfallen, was die Natur 
einer patrimonialen oder Iofalen Angelegenheit hat, und es 
kann oft rathfam feyn, üffentliche Gefchäfte einzelnen befon- 
ders hiezu geeigneten Privaten, Grundherren und fädtifchen 
Notabilitäten, zu übertragen. Namentlich in den untern 
Sphären ift der Privatverband und der öffentliche, das Orts— 
intereffe und das Staatöintereffe, nicht fo ftreng zu feheiden, 
Daß nicht vielfach eine Verbindung der Privatgewalt mit Der 
öffentlichen beftehen fullte, und wo fie diefes ohne Nachtheil 
des öffentlichen Intereffes kann, ift fie immer hoͤchſt wohl- 
thätig. — 


Sie 
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Siebentes Kapitel, 
Snöbefondere von den Miniftern. 


Befondere Stellung der Minifter als oberfter Beamter. — Nothmwendigkert ihs 
rer Mitunterzeichnung — Berantwortlichfeit für das Geſetz — Subordi— 
nation unter den König — Sphäre der GSelbftitändigfeit — Berhältnig 
zu den Ständen. — 


- 
« 


Die Minifter als die oberften Beamten find die Repraͤ— 
fentanten des ganzen Organismus der Staatsamter. Die 
Bedeutung, welche diefer in Beziehung auf den König hat, 
ftellt fich mit allen ihren Folgen vollfommen in ihnen dar. 
Sie tepräfentiren die Herrfchereinficht und das Herrfchervere 
mögen, welche den König ergangen, fie Elaren ihn auf 
über den Zuftand des Landes und den Sinn der Gefeße, fie 
führen feine Entfchließungen aus, fie dürfen ihm nicht gehor- 
chen gegen das Geſetz, der König Eanın nicht vegieren ohne 
Vermittlung der Minifter, aber er beruft und entfernt die 
Minifter, wie er es für gut halt. Alfo vollfommen die Stel- 
lung, wie fie der gefammten Gliederung der Aemter als 
folcher gegen den König zufümmt. 

Die Verpflichtung der Minifter auf das Gefek und ihre 
Berantwortlichkeit iſt danach von ganz anderer Art als die 
der untern Beamten. Diefe ftehen zu dem Höhern im bloßen 
Subordinationsverhältniß, denn fie follen nur die Befehle 
deffelben ausführen; die Minifter aber follen die Befehle des 
Königs nicht bloß ausführen, fie follen fie mit bewirken, fie 
find daher nicht bloß ihm untergeordnet, fondern zugleich 
auch ihn ergänzend. Deßhalb find fie ihm zwar allerdings 
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zum Gehorfam verpflichtet, aber dennoch auch auf eigenes 
Urtheil verwiefen, während der untere Beamte nicht die Auf: 
gabe hat, dem obern urtheilen zu helfen; wo aber eigenes 
Urtheil, da ift auch Verpflichtung und Verantwortlichkeit. 
E3 bedarf auch nur da einer Berantwortlichkeit, wo die Aus: 
übung der Staatögewalt beginnt, wo fie aus dem unantaft- 
baren Mittelpunfte der Souveränetät und Majeftät heraus 
tritt. — Die Minifter find deßwegen verpflichtet, geſetzwidrige 
Befehle des Königs nicht zu unterzeichnen, und find widri— 
genfalls dafuͤr verantwortlich Sie find verantwortlich dem 
König felbit, wenn er fpäter beffere Einficht erlangt, verant- 
wortlich feinem Nachfolger, verantwortlich der Volksvertre— 
tung. Die untern Beamten dürfen Feinen Befehl, der nicht 
vom Minifter mitunterzeichnet (contrafignirt) ift, vollziehen, 
ift er mitunterzeichnet, fo müffen fie ihn befolgen und haben 
feine Verantwortung. Der König aber kann fich bey Wei- 
gerung einen andern Minifter wählen. So ift beydes, die 
Schranke des Gefebes gegen den Souverän und die Erha- 
benheit des Souveräns uber alle Unterthanen, gewahrt. 
Der Grundfaß des neuern Staatsrechts über die Mit: 
unterzeichnung der Minifter ift demnach wohl begründet, nur 
follte man auch ihn wieder nicht bloß von der negativen 
Seite auffaffen. Der König bedarf diefer Mitunterzeichnung 
nicht bloß deßhalb, Damit jemand verantwortlich gemacht 
werden koͤnne, fondern ſchon deßhalb, damit er berathen fey. 
Es ift auch unrichtig, daß wer contrafignirt, Minifter ift, 
fondern umgekehrt wer Minifter ift, der contrafignirt. Der 
König darf nicht irgend jemanden für einen einzelnen Befehl 
contrafigniren laffen, bloß damit die Stände haben, an wen 
fie fich halten Eönnen, fondern nur der, von dem er im 
Ganzen fich berathen und die Gefchäfte beſorgen läßt, der 
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ftändige Minifter kann unterzeichnen, und wenn ein unterer 
Beamter einen nicht contrafignivten Befehl vollzieht, fo tritt 
er damit nicht in die Stelle des Minifters ein, daß er für 
die Gefehmäßigkeit diefes Befehles einftehtz fondern er hat 
fchlechthin ſchon damit feine Pflicht übertreten, daß er den, 
wenn gleich geſetzmaͤßigen, Befehl ohne die Mitunterzeichnung 
des wirklichen Minifters befolgte. — 

Wo aber der König in der Schranfe des Gefeßes re 
giert und es fich nur um weife oder fchlechte Regierung hans 
delt, da ift der Minifter ihm Gehorfam fchuldig. Sollte er 
auch vielfach gegen eigenes befferesErfennen zu unterzeichnen 
genöthigt werden, fo muß er feine Ueberzeugung unterordnen 
und darf deßhalb feine Dienfte nicht entziehen. Nur wenn 
er im Ganzen entgegengefekter Gefinnung mit der Regierung 
des Königs ift, oder wo es ſich um die entfcheidendften 
Shhritte für dad Wohl ded Staates oder für innere Gerech— 
tigkeit und Würde handelt, da kann Gewiffen und Ehre dem 
Minifter gebiethen, Lieber fein Amt niederzulegen, ald dem 
König hierbey zu dienen. Denn im Allgemeinen hat der 
Minifter feine Pflicht erfüllt, wenn er dem König das Rechte 
gerathen und wenn er das, was der König befchließt, recht 
ausführt, daß das Rechte befchloffen werde hingegen, das 
ift nicht feine Sache fondern des Königs. Immer bleibt er 
ein dienendes Glied und der König der Herrfcher, das gilt 
nicht bloß für die rechtliche Einrichtung fondern auch für die 
innere Gewifjenspflicht und die Anforderungen der Ehre. 

Man ift fehr geneigt, dem Minifter den größern Einfluß 
zu wünfchen, weil er durch die Fähigkeit berufen ift, der 
König dur die Geburt. Allein die Unbefangenheit, Die 
eigene Nichtöbedürftigkeit, die fich mit der angeborenen Macht 
verbindet, ift gewiß eben fo nöthig und eben fo wohlthätig 

9 * 
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für die Negierung als die größere Intelligenz und Gefchäfts- 
kenntniß. Beyde ergänzen fi, die Negierung muß daher 
von beyden zufammen, von König und Minifter, beftimmt 
werden, dad Gepräge beyder an fich tragen. Der. größere 
Einfluß wird aber daher Fommen, wo die überwiegende Sn: 
dividualität if. — Die Lehre, daß der König nur das 
Negierungsfyften zu beftimmen habe, und dieß eben durch 
die Wahl des Mintfters thue, dagegen die Ausführung dieſes 
Syſtems dem Minifter überlaffen müffe, beruht auf der fal- 
chen Vorſtellung — im Geifte der neuern philofophifchen 
Bildung — als beftehe das Syftem der Negierung in ge 
wiſſen allgemeinen Grundfägen, die logifch gleichmäßig an- 
gewendet werden müßten. In Wahrheit aber befteht es 
darin, daß in Einem Geifte und zu Einem Gefammterfolge 
regiert werde. Das Syftem ift daher nicht von vorn herein 
abgethan durch, ein politifches Bekenntniß, e3 bildet fich erft 
mit und in der Durchführung felbft, wenn daher der König 
das Syſtem der Regierung beftimmen foll, fo muß er auch 
ſtets die Regierung felbft beftimmen. Es find fchlechterdings 
nicht die Negeln, und namentlich nicht die Negeln über die 
Regierungsform (monarchifches, demokratiſches Princip), fon: 
dern die wirklichen VBerhältniffe die Hauptfache, und der 
König wählt an feinem Minifter nicht eine Theorie, der er 
allerdings folgerichtig entweder fich ganz unterwerfen oder 
eine andere wählen müßte, fondern er wählt an ihm einen 
Mann und Diener, der die Fonkreten Verhältniffe und ihr 
Bedürfniß Fennt, und fie zu pflegen weiß, daß er ihn bey 
der Regierung unterftüße, 

Ein gewiffes Vertrauen muß der König billig zu feinem 
Minifter haben, eine gewiffe Selbftftändigfeit ihm belaffen, 
fich nicht unmittelbar in alles mifchen. Wie ein Erzieher 
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nichts Teiften kann, wenn der Vater fich überall einmifcht, 
fo auch ein Minifter, wenn der Koͤnig ihn nirgend gewähren 
läßt. Der König wird fich zwar von allem Einficht vorbe- 
halten, um, wo es irgend Noth thut, bey Geringem wie 
bey Großem, ausnahmsweife eingreifen zu Fünnen; regel: 
mäßig aber wird er nur das MWichtigere felbft beforgen, das 
Geringere dem Minifter überlafjen, nur die Anordnung felbft 
geben, die Ausführung dem Minifter anvertrauen*). 
Berftände man diefes unter der Marime: „der König 
herrfcht aber er regiert nicht,” fo wäre fie allerdings richtig, 
doch wäre fie immer nur eine politifche Klugheitsregel, eine 
innere Anforderung für den König, die auch je nach feiner 
eigenen Herrfcherfähigkeit und nach der Fähigkeit feiner Mi: 
nifter verfchiedener Anwendung bedürfte Allein wie dieſe 
Marime in der conftitutionellen Staatölehre verftanden wird, 
bedeutet fie in obigem Sinne, daß der König nur den Mi- 
nifter und an ihm das politifche Bekenntniß zu wählen, die 
Negierung aber dem Minifter zu überlaffen habe, und fie 
bezeichnet ein wirkliches Gefeß, fey es auch nur ein Gefek 
der Gewohnheit und Sitte, der König fol nicht befugt fern 
es anders zu halten, fonft erfolgen Befchwerden und Rügen 
der Stände als überfchreite er die Stellung eines conftitu: 
tionellen Koͤniges. Die Triebfeder dieſes Grundfages in 
diefem Sinne ift denn Feine andere, als dem König, weil 
er nicht verantwortlich ift, die Negierung zu entwinden, und 
fie auf die Minifter, die der Kammer verantwortlich find, zu 





») Es bedarf wohl Eeiner Augeinanderfesung, daß Anordnung 
und Ausführung in gang anderem Verhältniffe ftehen, als 
Grundfag und Anwendung, oder als politifches Bekenntniß 
und wirkliche Regierung. 
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übertragen, damit fie von der Kammer beftimmt und gelei- 
tet werde. Damit hängt dann der andere Grundfaß zuſam— 
men, aus derfelben Zriebfeder erzeugt, daß der Minifter, der 
nicht die Majorität in der Kammer hat, Ehrenhalber abtreten 
müffe. Dadurch hat der König feheinbar das Necht die Mi- 
nifter zu wählen und die Regierung zu beftimmen, der Wirk: 
lichfeit nach aber Feines von beyden, fondern die Kammer 
nöthigt dem König die Minifter und nöthigt den Miniftern 
die Maafregeln der Regierung auf. Und dieß ift in der That 
mit die Gardinalfrage der heutigen Politik. Soll nach dem 
Willen der Majorität in der Kammer oder foll nach dem 
Willen des Königs regiert werden? Um diefe Frage drängt 
fich die Bewegung und der Kampf der Zeit, es ift die Frage 
nach Monarchie oder Republik. Eine Verbindung und Ber: 
mittlung tft hier nicht möglich, man kann fich nur für das 
eine oder das andere entfcheiden. Wenn jene Grundfäße 
durchdringen, fo hat das Koͤnigthum aufgehört; denn ein 
König, der die Regierung nicht beftimmt, ift Fein König. 
Es iſt nicht eine Monarchie mit republifanifchen Inftitutionen, 
fondern eine Republik mit einem monardifchen Scheine. 
Für den König felbft ijt dieß eine unmwürdige Stellung. 
Denn es ift zwar feine Schmach, die Rolle des Gehorfams 
zu haben, aber es ift eine Schmach, die Rolle des Herr: 
fchens zu haben, und gehorchen zu müffen. Nicht beffer 
aber find die Folgen für den Staat. Die Kammermajori- 
täten, die alfo zur Herrfchaft gelangen, haben, da die Men: 
fchen in ihnen wechfeln, den natürlichen Trieb immer neue 
Marimen aufzubringen, jede Kammer die vorige in irgend 
einer Weife zu überbiethen, denn die Leiftungen der voraus: 
gegangenen Kammer gereichen ihr nicht, wie dem Könige 
die Leiftungen feiner Vorfahren, zu eigenem Ruhme und 
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legen ihr Eeine Pietät auf. Sie haben ferner, da ihnen per- 
fünlich Feine geficherte und von felbft beftehende Herrichaft 
zufömmt, den natürlichen Trieb, ſich auch perfönlich eine 
Herrſchaft zu gründen, jede Parthey jede Cotterie hat deß— 
halb das Beftreben ihr politifches Bekenntniß zum Siege, 
ihre Häupter an die Spike der Gefchäfte zu bringen. So 
erfolgt denn ein fleter Mechfel der Marimen, ein fteter Wech— 
fel der Minifter, der jede achte nachhaltige Verforgung der 
Berhältniffe unmöglich macht, der Kampf der politifchen 
Bekenntniſſe und ihrer Nüancen, zuleßt der Kampf der 
Cotterien, tritt an die Stelle der wirklichen Pflege des 
Staates. Die Stetigfeit, die ruhige bloß der Förderung des 
Staates zugewendete Thätigkeit ift eingebüßt. ine Achte 
Pairskammer, die doch immer eine ähnliche Haltung hat wie 
der "König, wird dem auf eine Weile Einhalt thun, allein 
zuleßt felbft ihre Macht verlieren. Dieß find die regelmaͤßi— 
gen Wirkungen. Es kann ſich aber leicht ereignen, daß bey 
irgend einer Aufregung unter begünftigenden Umftänden die 
Republik, die alfo verhuͤllt ift, aus ihrer Schaale hervor: 
bricht, und alle die Uebel, die gewöhnlich in ihrem Gefolge 
find, über den Staat hereinbringt. — -Man beklagt in 
Frankreich den ſteten Minifterwechfel, aber den Grundfas, 
deffen unvermeidliche Folge er ift, halt man noch immer für 
eine Wahrheit und für ein Gut. — 

Ein Ergebniß der Anficht, daß nicht der König, fondern 
mittelft der verantwortlichen Minifter die Kammer herrfchen 
fol, ift dann auch die conftitutionelle Sitte, nie den König 
als Urheber der Regierungshandlungen zu nennen, fondern 
bloß den Minifter. Es iſt dieß eine völlige Vertilgung der 
Perfönlichkeit de3 Königs, damit die Kammer über die ge: 
fammte Verwaltung als über etwas ihr Untergebenes ſpre— 
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chen Fünne. Das geht foweit, daß felbft von der Thronrede, 
die der König in Perfon hält, als von einem Werf der 
Minifter gefprochen und die beleidigendfte Schmähung der— 
felben unter diefer Form für erlaubt gehalten wird*). Es 
gehört eine ſtarke Taͤuſchung dazu, dieß für Ehrfurcht gegen 
den Monarchen und Delifateffe auszugeben. AS das ge- 
Danfen= und willenlofe Werkzeug anderer behandelt zu wer: 
den, ift in der That eine geringe Ehre, ES ift wirklich eine 
. Erdichtung (Fiktion), daß der König nicht fehlen, das heißt 
hier dann fo viel al3 überhaupt nicht wollen und nicht hans 
deln, koͤnne. Es ift eine Unwahrheit, das unter dem Titel 
der Ehrfurcht gegen den König einzuführen, was in der 
That eingeführt wird, um feine Macht zu entfernen. Alles 
dieß beruht aber auf der Unmahrheit, die der ganzen Ein: 
richtung zu Grunde liegt, daß die Kammer der König ift, 
und der König für den König gilt. 

Sn einer wahrbhaften Monarchie ware es Feineswegs 
durchaus unftatthaft, den König zu nennen, und Befchwer- 
ben felbft über feine perfönlichen Handlungen zu führen, 
da die Standfchaft nicht als eine Autorität über der Negie- 
ung ſteht und fich nicht als folche bey ihren Befchwerden 
benimmt, fondern immer als Unterthan Abhilfe fucht. Es 
ift indeffen auch hier angemeffen, nicht den König in Per: 
fon als Urheber zu nennen, aber auch nicht die Minifter 
allein, weil fie allein es in Wahrheit nicht find und nicht 


*) D’Eonnell nannte die Thronrede blutduͤrſtig und brutal, 
ein anderes Parlamentsglied rügte dieß als anticonftitutio- 
nelle Verlegung des Königs, D’Eonnell behauptete fein 
Recht, wei die Minifter die Rede gemacht, der Spreder 
des Haufes entſchied für D'Connell, dabey verblich es. 


III.Abſchn. VIIL Kap. Die Reihswürben u, d. koͤnigl. Hof, 187 


feyn follen, und fie dafür zu betrachten eine Verletzung des 
Königs ift, fondern die Regierung; denn fie bezeichnet König 
und Minifter zufammen, und von ihnen zufammen geht in 
Wahrheit jede Anordnung aus. Nur da ziemt es fich, die 
Minifter allen zu nennen, wo von einer verfchuldeten Ge: 
ſetzverletzung die Rede ift, weil die VBerfehuldung und Ver: 
antwortlichkeit allein auf die Minifter fallen. 


Achtes Kapitel, 
Die Reichswuͤrden und der koͤnigliche Hof. 


Begründung bender im Weſen des Königthums. — Bedeutung der Reichswür— 
den. — Bedeutung der Hofamter. — Zuftändigfeit derfelben an den 
del, erftere in erblicher Weife. — Der fönigliche Hof: Der Adel als 
Hauptbeſtandtheil defielben — nothwendige Erweiterung auf gewiffe ans 
dere Stande der Auszeichnung — Bermerflichfeit des unbefchränften Zu— 
trittes zum Hofe. — 

Wie dem. Könige die Aemter beygegeben find für feine 
Gewalt, fo müffen ihm Diener und eine Umgebung beyge- 
geben feyn für feine Majeftät, beftimmt, ihn und in ihm 
den Staat zu verherrlichen. Das find die Reihswürden 
und der koͤnigliche Hof. 

Die Reihswürden (Kronämter) find Aemter, die 
ſich auf die höchften Staatöhandlungen des Königs beziehen, 
aber nicht die Gefchäfte dabey beforgen, fondern bloß die 
Wuͤrde derfelben erhöhen, ihre Bedeutung offenbar machen 
ſollen, 3. B. den Eid der Stände in feiner Gegenwart ab: 
zunehmen, die fremden Gefandten bey ihm einzuführen uf. w. 
Sie dienen der Majeftät de3 Königs, aber nur da wo er 
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als Staatsoberhaupt handelt. Sie find daher eine eigen: 
thümliche Art von Amt, ein Mittel zwifchen Staats und 
Hofamt. — Wie die Fonigliche Gewalt aus Familien= und 
Privatherrfchaft hervorging, fo waren auch zuerft die 
nächften perfonlichen Dienfte des Königs und die Reichs— 
würden daffelbe — die Erzaͤmter des deutſchen Neiches. 
Die fpätern Erz» oder Kronamter haben mehr die Nüdficht 
auf den Staat, doch beruhen auch fie zum Theil auf jener 
Privatdeziehung (Marfchall), zum Theil auf zufälligen Grün: 
den (Dberftpoftmeifter). Daher mag die Zufunft hierin wohl 
manches umgeftalten. Es ift aber nicht wünfchenswerth, 
namentlich in Dingen, die fo fehr auf Sitte und gewohnter 
Berehrung beruhen, plößlich Aenderungen zu machen. Na: 
poleon hatte bey feinen Reichswuͤrden, im Sinne der Zeit 
und durch Feine hiftorifche Nückficht gebunden, allerdings den 
Gefichtspunft des Deffentlichen, aber fie ftreifen daran, zu 
bloßen Staatsämtern zu werden. — 

Die Hofämter dienen zum Glanze des Königs ohne 
Beziehung auf feine Amtshandlungen. Sie beftehen natur: 
gemäß in der Begleitung und fteten Umgebung des Königs, 
in Leitung feiner Fefte, in Beforgung von Aufträgen, die 
ein großes Vertrauen oder eine größere Ehre erheifchen, als 
daß fie durch Dienftbothen verrichtet werden follten. Dienfte 
für das niedere menfchliche Beduͤrfniß des Königs werden 
immer mehr abfommen , in ihnen bewährt fich nicht die koͤ— 
nigliche Würde, und im Sinne der Gegenwart hat fich die 
Achtung für fie verloren, und wird Faum wiederfehren. 
Dienftleiftung für die Perfon des Königs muß zwar immer 
als Ehre und Auszeichnung gelten, nicht aber wird niedere 
Dienftleiftung durch die Perfon des Königs zu einer hohen 
und ehrenvollen. — Auch an den Feften und Sitten des 
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Hofes dürfte vielleicht mit der Zeit abgeftreift werden, was 
den Würdigften und Wohlgefinnteften bereits gleichgiltig ge: 
worden, und bey den Außenftehenden kaum dem Eindrud 
des Lächerlichen entgeht. Es wird fich in diefem allem im— 
mer mehr die praftifche und wahre Würdigung an die Stelle 
der ſymboliſchen feßen *). 

Die Reichswuͤrden müffen den höchften Gefchlechtern 
des Adels in erblicher Weife zufommen. Es fümmt bey ih: 
nen ihrer eben bezeichneten Natur nach nicht auf Fähigkeit 
an, dagegen Tonnen nur folche Gefchlechter zur Verherrlis 
chung des Königs beytragen. Aus demfelben Grunde müffen 
auch die Hofamter auf den Adel befchränkt feyn. 
| Ueberhaupt muß der Adel den Stamm für die flete 

Umgebung des Königs bilden., Denn in feiner gefchichtlichen 
Ehre als Sproffe der Familie, die immer Volk und Staat 
repräfentirte, fteht der König nicht allein; die adelichen Ge— 
fchlechter theilen in geringerer Stufe diefe Ehre mit ihm. 
Der König gehört, abgefehen von feinem koͤniglichen Amte, 
felbft dem Stande des Adels an. Der Adel ift daher fchon 
die natürliche Umgebung des Königs, und es ift eine Ver: 
herrlichung der Nation und des Staates, wenn er von einem 
zahlreichen, alten und mächtigen (vermöglichem) Adel um— 
geben ift, ald Bürgfchaft und Beurkundung eines feftgegrün: 
beten und erinnerungsreichen nationalen Dafeyns. — Allein 
der König hat auch noch eine andere Beziehung zum Staate 
als deffen Nepräfentation, nemlich die feiner Beherrfchung. 
Nach dieſer Beziehung iſt ihm, wie nach jener der Adel, fo 
alles Bedeutende Hervorragende im Lande verwandt, insbe: 
fondere aber der Stand, welcher ihn bey feiner Herrfchaft 


*) Siche oben ©. 98 u. 99. 
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unterflüßt. Es foll daher nicht ausfchließlich der Adel die 
Umgebung des Königs (den Hof) bilden, fondern aud) die 
hoͤhern Beamten in Civil und Militär (die Näthe der Mi— 
nifterien, des oberften Gerichtshofes, die Präfidenten aller 
hohen Gollegien u. |. w.), die Mitglieder der Akademie der 
MWiffenfchaften, die Bürgermeifter der erften Städte des 
Landes u. ſ. w. — Dagegen ift ein allgemeiner Zutritt zum 
Hofe, das heißt ein Zutritt aller Wermöglichen, denn bie 
Armen find immer von felbft ausgefchloffen, durchaus ver: 
werflih. Dadurch fallt einerfeits die Erhabenheit des Königs 
andererfeitS die Auszeichnung der Stände insbefondere des 
Adeld weg, und es tritt die anmaßliche pietätslofe Macht 
des Geldes in die Ehre ein, welche von höhern Beziehungen 
abhangen muß. — 

Es hat alfo der König zwey Beziehungen, die eine zur 
Baſis des Staates, der vaterländifchen und gefchichtlichen 
Einheit der Nation, die andere zur Beherrfchung deffelben, 
jene koͤnnte man die nationale dieſe die politifche nennen. 
Fur beyde ift er der Mittelpunft, in beyden befteht fein 
Ruhm und feine Herrlichkeit, nach beyden Seiten hin muß 
fi) feine Umgebung ausbreiten. Chedem vertrat der Adel 
beyde, indem er allein die öffentlichen Aemter bekleidete, die 
geiftigen Beſtrebungen noch nicht die felbftftandige Ehre ge- 
noffen, und das ftädtifche Treiben für untergeordnet galt. 
Sebt aber hat fi) das geändert, und der fünigliche Hof muß 
fich auch über den Adel hinaus erweitern. Für den Krieger: 
ftand befteht fchon dieſe Erweiterung , feitdem die Dfficter: 
ftelen nicht mehr ausfchließlich mit Adelichen befeßt werden. 
Bis auf die neuefte Zeit galt nemlich der Krieg als der 
edelfte (vornehmfte) Beruf des Staates, der König erfchien 
vorzüglich ald Haupt des Heeres; jest Dagegen bildet fich 
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entfchieden die Anficht, daß die friedliche Negierung, die Bil- 
dung des Volkes u. f. w. ein nicht minder edler Beruf iſt; 
der König hat daher feine Größe auch als Haupt der Res 
gierung, und jeder Beamte, infoweit ihm eine höhere Thaͤ— 
tigkeit zugewiefen ift, ift infofern Eines Gefchäftes mit dem 
König, deßwegen tft gewiß die Erweiterung des Hofes auch 
nach diefer Seite nothwendig. Wie diefe Stände auf der 
einen Seite eine neue Ehre durch den Eintritt in den Fünig- 
lichen Hof empfangen würden, fo würden fie auch auf der 
andern Seite ihm eine neue Zierde verleihen. Sie würden 
das in der Öffentlichen Meinung mitunter verfümmerte An— 
fehen des Hofes wieder herftellen. Denn daß nur der Stand 
des Grundbefißed und der Geburt, ja nach unfrer Sitte der 
bloßen Geburt, den König umgiebt, die Träger der höhern 
Staatsaͤmter, die Männer der hervorragenden Intelligenz 
und. des ftädtifchen Anfehens fih nicht an ihn anfchließen, 
das trübt fowohl die Bedeutung des Hofes, und laßt ihn 
für die nur einigermaßen Abgeneigten ald ein Schattenbild 
aus vergangener Zeit erfcheinen, als es mit gegründeter Be— 
forgnig und Mißbilligung erfüllt, den König bloß Einem 
Stande und feinem Einfluß durch den täglichen Umgang 
ausgefeßt zu fehen. Der Adel felbft würde an Liebe und 
Ehre gewinnen, wenn er diefem, nicht gerechten darum ans 
gefeindeten, Vorzug entfagte, wenn er, ftatt fich abzutrennen 
und ohne Grund fich zu überheben als einziger Stand der 
höchften Ehre, vielmehr den natürlichen Bund mit dem Stande 
der Herrfchermacht, dem Stande des Geiftes und der Bil: 
dung, dem Stande de3 Nationalwohlftandes und des bür- 
gerlich geordneten Gemeinlebens fchlöße, und fo als eines 
der edelften Glieder mit den andern fich verfchränfte, Anſe— 
hen und Stärke ihnen mittheilend und von ihnen empfangend. 
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So lange aber der Adel die andern Stände, nicht bloß in 
ihrer Maffe, was ganz angemeffen ift, fondern auch in ihren 
hervorragenden Gliedern, alfo vollftändig der Art nach, von 
der Nähe des Königs ausschließt, ift auch außerdem im Le: 
ben fein volftandiges Band deffelben mit ihnen möglich, er 
wird immer den Anſtrich, von anderer befferer Art zu feyn, 
im Hintergrunde bewahren, und dieß ift gegen das rechte 
Berhältniß der Stände und gegen die wahre dem chrift: 
lichen Gedanken entfprechende und den chriftlichen Sinn 
fördernde innerfte Gfleichartigkeit, die außerdem fländifche 
Vorrechte und Grade des Ranges und der Ehre nicht 
ausschließt *). ES ift auch Feineswegs zu verkennen, daß in 
den meiften deutfchen Ländern die Sitten fchon nach diefem 
Principe ſich umzugeftalten begonnen haben. Es wird dann 
mittelft ihrer allmählig, und dadurch auch in der rechtem ge— 
mäßigten Art, zulest die ftehenden Formen durchdringen. — 


°) I. Abtheil. ©. 287. 
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NMeuntes Kapitel, 


Die VBolfövertvetung. 


Nothwendigkeit der Volksvertretung. — Die Standfchaft als ihr Organ. — 
Wahre Bedeutung der Volksvertretung. — Verhältnis der Standfchaft 
zum Könige gemäß derfelben. — Bedeutung der Volfsvertretung nad 
dem neuern Repräfentativfufteme — nach der Altern Iandftändifchen Ver— 
faflung. — 


Der Herrſchermacht der Regierung gegenüber muß 
eine Macht beftehen, um das Volk mit feinen Nechten und 
Intereffen bey ihr zu vertreten. Denn die Regierung, 
namentlich ihr Haupt, der König, hat eine zu verfchiedene 
Stellung von der des Volkes. Er mag wohl die Lage def- 
felben aus Theilnahme und Fürforge erkennen, aber es ift 
doch nicht feine eigene, er erkennt fie nicht aus eigener Er— 
fahrung und Empfindung. Dazu kommt noch gemäß der 
menfchlichen Natur die Moglichkeit, daß er felbftfuchtig ihrer 
nicht achte. Das Volk felbft aber kann nicht der Negierung 
gegenüber feine Rechte ſchuͤtzen, ihm geziemt es zu gehorchen 
nicht über daS Gebot zu urtheilen und fich ihm zu wider: 
feßen. Es muß daher eine höhere Macht feyn über dem 
Bolfe und doch ihm felbft angehörig, welche es vertritt. 
Dieß ift die Verfammlung der Auserlefenen aus allen Stän: 
den des Volkes — die Standfchaft. 

Eine folche Verfammlung, wie fie aus den fammtli- 
hen Ständen hervorgeht, enthält die innere Gliederung des 
Volkes, denn das Volk ift eine Gliederung von Ständen, 
und enthält alle feine Nechte und Intereſſen, alle feine Zu: 
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genden, Kräfte und Bermögen, alfo das ganze Dafeyn und 
Mefen des Volkes; aber indem fie aus den Auserlefenen 
eines jeden Standes befteht, enthält fie es unbefleckt von 
der Dürftigkeit, den Mängeln, den niederen Intereſſen, kurz 
von dem Schmuße und der Unbedeutenheit, welche die maf- 
fenhafte Ausdehnung mit fich führt. Sie ift daher die leben- 
dige Darftellung des Urbildes (Prototypus), nach 
welchem das Volk ift, dem es nachzuffreben, auch in feiner 
großen Maffe ihm ahnlich zu werden, den Trieb, dem es 
nachzubilden der König die Aufgabe hat. Dadurch ift fie 
ein Höheres über dem Volke, an dem es zu meffen tft, ihr 
Ausſpruch hat ihrer Natur nach das höchfte Anfehen über 
das Volk, das höchfte Anfehen beym König. Shre Stimme 
muß daher der König hören, um die Wahrheit zu verneh- 
men, was das Recht und Intereffe des Volkes fey, fie muß 
er zur Theilnahme an feiner Macht erheben, daß fie das 
Volk vertrete Im Folge deffen vereinigt fie dann 
beyde Stellungen, die der Unterthanen und die des 
Herrſchers. Sie ift Unterthan, ihre Mitglieder fiehen unter 
demfelben Gehorfam wie die übrigen Unterthanen, fie theilen 
durchaus die Lage des Volkes, was das Volk trifft, trifft 
fie mit. Aber fie ift wirklicher Herrfcher, fie tft eine Macht 
über den Unterthanen, in ihrer Art von derfelben Stärke, 
wie die der Regierung, und mit einem Ahnlichen Beruf für 
das gemeine Befte zu forgen. Sie hat alfo daS eigene 
Intereſſe und die Macht das Volk zu vertreten, und doch, 
da fie felbft auf den Standpunft der beherrfchenden Macht 
geftellt ift und ihre Anforderungen theilt, auch wieder das 
Intereffe und das Einfehen für die beſtimmenden Rüdfichten 
der Regierung. Indem hiernach die Standſchaft die reine 
Nepräfentation des Volkes ift, und indem fie Herrfchaft 

und 
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und Unterthanfchaft in fich vereinigt, ift fie die wahre Macht 
der Vertretung für das Volk bey der Regierung *). 

Die Bedeutung der verfammelten Stände im Staate 
ift alfo die Vertretung, wie ſchon der Namen Volksver⸗ 
tretung es am richtigften- bezeichnet. Sie find aber eine Ber: 
tretung des Volkes im Sinne eines Mittlers, eines Fürfprechers 
und Patrons, indem fie die Rechte und Intereſſen defjelben 
wahren, nicht im Sinne von Stellvertretern, daß fie eine Macht 
übten, die urfprünglich und eigentlich dem Volke zu üben 
zukaͤme. Noch weniger find fie Bevollmächtigte des Volkes, 
durch welches es diefe Macht mittelft Auftrages wirklich felbft 
übte. Sie find ferner eineRepräfentation des Volkes im 
wahren Sinne, indem fie das Urbild des Volkes, fein voll: 
fommenes Wefen darftellen, nicht eine Repräfentation im 
Sinne der herrfchenden Lehre, daß fie das Volk felbft, die 
Menfhen, aus welchen es befteht, darftellten. Sie haben 
nicht eine Macht anftatt des Volkes und nicht durch das 
Volk, fondern eine Macht höher als das Volk und zu Guns 
fien des Volkes, fein Fürfprecher zu feyn. — ES wird 
hiedurch offenbar, daß die Volksvertretung nach ihrer wahren 
Bedeutung nicht auf dem Gedanken der Volksſouveraͤnetaͤt 
beruht, fondern ihm vielmehr geradezu entgegengefeßt ift, 
indem fie das Volk als den gehorchenden heil vorausfeßt, 
der eines Schußes der Negierung gegenüber bedarf. - 

Diefer Bedeutung gemäß hat die Standfchaft ihre Macht 
vom Könige, von dem, ald Souverän, allein alle Macht 


°) Vergl. oben ©. 70. — Das frangöfifche Parlament vor 

‚der Revolution, da es Feine Repräfentation des Volkes 

war, war defwegen auch nicht das geeignete Organ zur 
Vertretung, das hat die Erfahrung beftätigt. 
Stahl, Rechtsphil. II. 2. 10 
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und alles Anfchen im Staate ausgehen kann. Sie hat fie 
durch feine Berufung, wenn diefe gleich in der Nothwendig- 
feit de3 Staates liegt, nicht in feiner perfünlichen Willkuͤhr. 
Sie hat ihre Macht auch nur in ihm und mittelft feiner, fie 
Fann feinen Aft der Herrfchergemwalt felbft vornehmen, nicht 
unmittelbar befehlen, niemanden im Staate eine Weifung 
geben; denn im Mefen eines Mittleramtes liegt es, Daß 
es fur ſich allein nichts auszurichten vermag, fondern 
nur dadurch, daß es den Herrfcher zu etwas bewegt 
oder von etwas abhaͤlt. Auch befteht diefer Bedeutung ge— 
mäß ihre Macht nicht darin, die Lenkung und Anordnung, 
welche Aufgabe des Staates ft, auf fich zu nehmen, felbft 
die Zuftande zu verforgen‘, fondern bloß, während die Ne 
gierung dieß Alles verfieht, die Rechte und Intereſſen des 
Volkes bey ihr zu wahren, und fie reicht dem entfprechend 
wohl fo weit, den König an etwas zu verhindern, und ihm 
etwas zur Berücdfichtigung ans Herz zu legen, nicht aber, 
ihm irgend etwas pofitio vorzufchreiben. — Die Standfchaft 
ift fonach wohl eine Macht im Staate aber nicht Träger 
einer Staatögewalt. Daß fie feinen Theil an der eigentlichen 
Staatögewalt, der Souveränetät, hat, verfteht fich von 
jelbft ; denn diefe uranfängliche Herrfchergewalt und Majeftät 
ift nur beym Könige, und fchon ihrem Begriff nach nicht 
theilbar. Aber es Fann ihr überhaupt eine Gewalt (impe- 
rium) nicht zugefchrieben werden, weil Niemand unmittelbar 
ihr zu gehorchen verpflichtet ift, und fie feinen pofitiven Akt 
für fich allein durchfeßen kann. 

Durch die Volksvertretung erlangt das Volk Schuß 
und Sicherheit, daß die Geſetze gehalten, feine Nechte ge: 
achtet, feine Intereffen erwogen werben. Es wird durch fie 
auch zu feiner politifchen Würde erhoben. Denn in der 
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Perfon feiner Vertreter nimmt es Theil an der Herrfchaft 
und am Range der Herrfchaft. Die feines gleichen find, 
haben eine Macht von derfelben Stärfe, wie die der Regie: 
rung ſelbſt. Dadurch ift es der Herrfchaft, welcher es mit 
Ehrfurcht gehorchen foll, zugleich auch verbrüdert. Auf der 
andern Seite wird durch die Volfävertretung der Regierung 
das Zutrauen und der willige Gehorfam des Volkes ge: 
wonnen. Dieß ift die wahre Bedeutung der Volksver— 
fretung und die ihr entfprechende Stellung der Standfhaft. — 

Die conftitutionelle Eheorie*) betrachtet die verfammelten 
Stände als Stellvertreter de3 Volkes — dieß verfteht man 
feit der Nevolution bis jeßt unter Nepräfentativverfaffung. 
Eigentlich und von Nechts wegen habe das Bolf felbft, das 
ift fammtliche Unterthanen,, die Macht zu üben, welche von 
jenen geubt wird. Weil dieß aber factifch wegen der Menge 
nicht möglich ift, fo werde fie ihnen übertragen. Dem Volke 
felbft aber fchreibt diefe Theorie die gefammte Staatsgewalt 
(Bolksfouveränetät) zu. Die Stellvertreter des Volkes 
müffen daher ftatt des Volkes die höchfte Gewalt im Staate 
ausüben, und als folche erfcheint — da man in der Lehre 
von der Zheilung der Sewalten, wie oben erörtert, Die 





») Die bedeutendften Bearbeiter diefer Theorie find die Engs 
länder (Tode, Bladfione), Montesquieu (der 
Vollender derfelben wie Locke der Begründer, über ihn f. 
meinen erften Band ©, 214 u. 215), Delolme, die Führer 
der franzöfifchen Revolution von 1789, unter den Deutfchen, 
wenn man von denen abfieht,, die bloß die naturrechtlichen 
Principien derfelben entwidelten, Behr, Uretin, Rotte, 
Polis. Diefe Schriftfteller find fowohl in Principien als 
in Refultaten theild mehr theild weniger ſchroff oder ger 
mäßigt, der Grundgedanke aber ift bey allen derfelbe. 

19:° 
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Souveränetät überficht — die gefeßgebende Gewalt, als bie: 
jenige, welche alle andern beftimmt. Nur das Volk felbft 
ift berechtigt, fich Gefeße zu geben, nicht die Negierung, es 
thut dieß durch feine Vertreter, Die Bolfsvertretung ift 
danach das eigentliche Subjeft der gefeßgebenden Gewalt, 
welcher der König und die Negierung als Träger Der execu— 
tiven nur zu dienen haben. Die englifchen Staatölehrer und 
Montesquieu, von der wirklichen Berfaffung Englands 
befangen — und aus empirifchen Gründen, die oben ange- 
geben — laffen dem König noch einen, wenn gleich nur 
negativen, Antheil an der Gefeßgebung. Allein die franzd- 
ſiſche VBerfaffung von 1791, dieſe folgerichtige vollendete 
Darftellung des conftitutionellen Syftems, ertheilt der Volks— 
vertretung die gefeßgebende Gewalt voll und ungefchmälert, 
indem fie dem Könige zwar noch jenes Verhinderungsrecht 
einräumt, aber nur temporär auf zweimalige Weigerung. 
Shrem Benfpiele folgten dann die Konftitutionen von Spa— 
nien und Portugal. Wenn nun gleich in den meiften befte- 
henden VBerfaffungen durch die Macht der Natur diefe folge 
richtige Xehre jener gemilderten weichen mußte, fo bleibt fie 
doch immer das Princip der öffentlichen Würdigung, was 
von unberechenbarer Folge if. Die Vorftellung it immer 
die, daß die Stände eigentlich das Necht der Gefebgebung 
haben, eine beharrliche Weigerung des Königs wird Daher, 
wenn auch formell ihm zufländig, doch immer materiell für 
ein Unrecht, für Verlekung der Volksrechte gehalten. Ge— 
vade in England hat es feit Wilhelm von Dranien 
(1692), mit dem eben diefed Syſtem der Theilung der Ge- 
walt biftorifch beginnt, Fein König gewagt, von feinem Veto 
Gebrauch zu machen. So find die nafürlihen Stellungen 
verfchoben, das Drgan, welches gegen die Herrfchaft ver 
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treten ſoll, ift felbft- zu dem der Herrfchaft gemacht, und die 
Unterthanen, über welche an der Standfchaft eine Macht 
beftehen fol, werden felbft zum Subjekte derfelben. 

Sn den Altern Zeiten*) war die Macht der Stände 
verfehieden nach den verfchiedenen Perioden. — Sm Mittel: 
alter, da Königthum und Landesherrfchaft ſich vom Adel 
noch nicht fo firenge und wefentlich unterfchteden**), war 
ihre Macht eine dem Negenten gleichartige, ja oft ubermäch- 
tige. Doch blieb ihm immer in gewifjfer Gränze ein felbft- 
ſtaͤndiges Necht, und wo er unterlag, unterlag er der zufäl- 
ligen und vorübergehenden größern Gewalt feines Adels, 
nicht einem anerkannten bleibenden Grundfaße. ine folch: 
Stellung, daß er von Rechtswegen und in der ganzen 
Landesbeherrfchung oder doch ihren wefentlichiten Theilen der 
Standfchaft untergeordnet, ja ihr bloß dienend feyn follte, 
hat die. ältere Zeit in bedeutendern Staaten wohl nirgend 
gefehen. Seit dem Ende des Mittelalters, mit welchem die 
koͤnigliche Macht fich ausbildet, trat dann umgekehrt immer 
mehr eine Ohnmacht der Stände ein, fo daß fie zuletzt, wo 
fie überhaupt nur irgend noch eine Bedeutung hatten, auf 
den Schuß einzelner Gerechtfame fich befchränften. Unge— 


) Ueber die alten Landftände und ihre Entftehung fiehe Eich: 
horn in der Reichs- und NRechtögefchichte. Für die land: 
ftändifche Verfaffung der fpätern Zeit enthält das voll- 
fändigfte Material Mofer „von der deutfchen Reichsftände 
Landen,’ doch ohne daß es zu einem zufammenhängenden 
Ganzen verarbeitet wäre, - Pütters Nectsfälle find viel 
anfchaulicher, aber fie enthalten nicht die Verfaffung ein- 
zelner Länder, wie er in feiner Litteratur ankündigt, ſon— 
dern nur einzelne Verhältniffe derfelben. : 


**) Siehe oben 4. Kapitel. 
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achtet diefer Verfchiedenheit der Macht«hatte doch die ſtaͤn— 
diſche Einrichtung immer und überall infofern diefelbe und 
wahre Bafis, als man in Ihr ein Schukrecht nicht eine 
Herrſchermacht erblickte, wenn gleich diefes Schußrecht, da 
der Uebergang fo leicht ift, mitunter einem Mitherrfcherrechte, 
einer Mitregierungsgewalt nahe Eommt*). Allen fie hatte 
auch, wie alles öffentliche Necht der germanifchen Völker, 
jene Beymifchung des privatrechtlichen Charakters. Wie da: 
mals die fürftliche Gewalt mehr als Privatrecht der Fürften, 
denn als öffentlicher Beruf galt, wie das Verfaſſungsgeſetz 
nicht das nothwendige Vorbild des gefammten Staates war, 
fondern ein Inbegriff von zufällig erworbenen Nechten und 
Freiheiten der einzelnen Stände, fo auch erfchien diefes land» 
ftandifche Schußrecht nicht als ein öffentliches Amt über den 
Ständen, fondern als Privatberechtigung eines jeden Standes. 
Seder Stand hat beftimmte Rechte der Negierung gegenüber, 
er hat deßhalb auch die Befugniß, fie gegen diefelbe zu 
ſchuͤtzen. Danach befteht Feine Volksvertretung, fondern eine 
gefonderte Vertretung der einzelnen Stände, es wird nicht 
. der öffentliche Zuftand als ein zufammenhangendes Ganzes 


») Puͤtter (Beyträge 1. Bd. Nr. IX.) nennt das ſchon ein 
Mitregierungsreht der Stände, wenn die Steuervermilli= 
gung für das ganze Land, alfo auch für die Kammergüter 
und landesherrlichen Aemter, von der Zuftimmung der Land— 
ftände abhängt, im Gegenfage zu jenem VBerhältnig, daß 
die Stände nur für ihre eigenen Güter in die Steuer wils 
ligen, was er den Verzichtleiftungen auf Ausübung eines 
Privilegiums, dem Conſenſe eines Agenten u. f. w. gleich: 
ftelt. In diefem Sinne mußte er freylid den meiften 
Landftänden in Deutfhland ein Mitregierungsreht zus 
ſchreiben. 
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geſchuͤtzt, ſondern jene einzelnen zufälligen Gerechtfame, und 
auch hier find es wieder die Volksſtaͤnde felbft, welchen das 
Schutzrecht zufteht, und die Berechtigten üben ed entweder 
alle in Perfon oder durch ihre Deputirten als bloße Bevoll- 
mächtigte aus. Auch nach diefer Einrichtung iſt Daher Die 
Vertretung nicht eine Macht über denen, welche vertreten 
werden follen, Feine wahre Vertretung, fondern ihre eigene 
Macht *). 

Da man die Srrigkeit der conftitutionellen Theorie er: 
Fannte, Fam man dazu, die ältere Einrichtung in ihrer gan- 
zen Geftalt wieder anzupreifen, namentlich jenes Princip 
der Privatberechtigung der Stände. Dieß ift die Theorie der 
Haller’fchen Schule*). Allen nicht der Gedanfe der 
Privatberechtigung und was mit ihm zufammenhängt, ift 
das Wahre an der altern Einrichtung, und es ift nicht Das 
der Irrthum der neueren Lehre, daß fie die Volksvertretung 
zu einem Ganzen macht und zu einer öffentlichen Sache, 
das ift gerade die Wahrheit und der Fortfchritt in ihr. Wie 
das Koͤnigthum jest ein öffentlicher Beruf und eine untheil- 
bare Machtfülle geworden ift, alfo muß auch der Schuß der 


°) Daß ſich auch diefes nicht rein herausftellt, fo wenig als 
der privatrehhtlihe Charakter des Koͤnigthums, fondern 
nur als eine Beymifchung zu betrachten ift, fo daß fich der 
Gedanke wahrer KRepräfentation und Vertretung des Lanz 
des eben jo gut hindurchzieht, brauche ich wohl nicht bes 
fonders zu erwähnen. 

») Vergl. 1. Abth. S. 7. Sie hat jest ihr Organ erhalten 
im Berliner Wochenblatt und ift in Beziehung auf 
Volksvertretung am vollftändigften und folgerichtigften 
durchgeführt in der Schrift: „Die ftandifhe Ver: 
faffung und die deutfhen Gonftitutionen.’ 
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Unterthanen eine öffentliche Sache, eine Macht über den 
Bertretenen und Bertretung des Volkes als einer Einheit 
werden. Bey dem Streite zwifchen fändifcher Verfaffung 
und Nepräfentativverfaffung muß man fich daher gegen beyde 
erklären, wie fie von ihren Vertheidigern begründet und Durchs 
geführt zu werden pflegen; aber fie find beyde wahr und 
nicht einander woiderfreitend, wenn fie richtig verftanden 
werden *). Der deutfche Bund hat aber vollfommen recht, 
wenn er als Princip und Norm der deutfchen Verfaffungen 
die Untheilbarfeit der monarchiſchen Gewalt und die Mitwir: 
fung der Landftände bey gewiffen Negierungsrechten aus: 
fpricht. Damit ift die gefeßgebende Gewalt der Landſtaͤnde, 
wie das Repröfentatiofpftem fie enthalt, ausgefchloffen, 
und dennoh Raum zu ihrer vollftändigen Ausbildung als 
Bertretung gelaffen, keineswegs aber eine Nüdführung des 
altern Charakters der Ständeverfaffung angeftrebt. — 


) Ich muß Hegel, fo fehr ich fein philofophifches Syftem 
fowohl in feiner Stellung zur geoffenbarten Religion als 
überhaupt verwerfe, doch die volle Gerechtigkeit widerfah- 
ren laffen, daß er den fchlechten Lehren in der Politik 
energifch und gründlich entgegentritt, und aud) im Allgemeinen 
eine richtige Erkenntniß der Verfaffungselemente hat, nur 
daß auch diefes alles an feiner eigentlichen Wahrheit ein= 
buͤßt durch die im Ganzen verfchrobene Denfweife, auf der 
es ruht. — Unter den pofitiven Staatsrecdhtslehrern hat 
befonders Mohl die richtige Stellung der Standfchaft als 
einer Anftalt „zur Vertheidigung der Volksrechte“ entſchie— 
den geltend gemacht. Annähernd in Refultaten ift Polis, 
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Zehntes Kapitel, 
Wirkungsfreis der Standfhaft. 


Allgemeiner Charakter ihres Wirkungskreiſes. —  Vefondere Ausführung: 
Staatshaushalt (Steuerbewilligung — Budget — Nechnungsablage) — 
Geſetzgebung (Petition — Zuflimmung) — Regierung und Vollziehung 
( Wünſche und Anträge — Beſchwerde — Anklage der Beamten). — 
Rückblick und Schluß. — Wirfungsfreis der Volksvertretung nad der 
eonftitutionellen Theorie — nach den Haller'ſchen Principien. — 


Wo immer die Regierung eine Herrfchaft über die Un- 
terthanen übt, da muß auch die Vertretung für fie beflehen. 
Das Amt der Standfchaft erftredit fich daher über alle 
Gebiete der innern Staatslenfung, nicht fo auch 
über die auswärtigen Angelegenheiten, die wenigftens unmit— 
telbar Feine Herrſchaft über die Unterthanen enthalten, und 
überdieß ungetheilt einiges Handeln ded Staates erfordern. 
Ueberall jedoch beſchraͤnkt es fich darauf, bey der Regie 
rung etwas für fie zu bewirken, wie dieß aus der Natur 
der Vertretung gezeigt worden, die Standfehaft kann nie- 
mals felbft einem Unterthanen, einem Beamten befehlen, ihn 
vorladen, ihm Befcheide geben, ſie kann — die Annahme 
von Befhwerden und Gefuchen um Berwendung ausge: 
nommen — niemals mit dem Volke in irgend eine Verbindung 
und Mittheilung treten. Das Wefen ihres Berufes aber ift die 
Vertretung und zwar fowohl für das Volk im Ganzen als 
für die einzelnen Unterthanen. Sie hat daher nicht die Geſetz— 
gebung, nicht die Regierung, fie hat aber aller Gefesgebung 
und Regierung gegenüber die Vertretung, zu diefem Ende 


154 1V. Buch. Das öffentliche Recht. 1. Theil. Der Staat. 


fowohl eine Macht der Abhaltung deffen, was das Wolf be- 
drückt, durch das Recht der Zuftimmung der Befchwerde und 
der Anklage, al3 eine Macht der Veranlaffung für das, was 
ihm frommt, durch das Hecht der Petitionen und Münfche. 
Die Regierung muß durchaus das herrfchende und bildende 
Princip feyn, die Standfchaft nur das ſchuͤtzende und an— 
regende. Es ift daher eine ganz verfchiedene Stellung zu 
den öffentlichen Angelegenheiten, welche der Negierung und 
welche den Ständen zufömmt. Die Regierung hat die po: 
fittve Leitung und Anordnung, die Stände nur die Verhin— 
derung, die Negierung muß den Anordnungen die beftimmte, 
ausgebildete Geftalt geben, den Ständen gebührt nur eine 
allgemeine Vorzeichnung, Sache der Regierung ift der Plan 
und Zufammenhang der ganzen Staatslenfung, Sache der 
Stände nur der Erfolg der einzelnen Vornahmen auf Die 
beftimmten Nechte und Intereffen des Volkes. Dieß beftatigt 
auch die gefchichtliche Entftehung der Landftändez denn überall 
entftanden fie zum Schuße gegen willluhrliche Beſteuerung 
und zur Aufrechthaltung der beftimmten Gerechtfame. Die 
Standfchaft übt fonach Feinen Zweig der Staatsgewalt aus, 
tern dazu würde die pofitive und beftimmte und zufammen- 
hängende Anordnung der Zuftande gehören, fondern fie hat 
nur einen Einfluß auf deren Ausübung*). — Diefer Ein: 
fluß ift nun aber verfchieden je nach den verfchiedenen 
Gegenftanden und verfchiedenen Aeußerungen der Staats: 
gewalt. 


») Die bloße Unabhängigkeit ihrer Thaͤtigkeit und ihres Ein— 
flufjes macht fie wohl zu felbftftändigen Organen im Staate, 
aber nicht zu Trägern der Staatsgewalt. 
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Die Stände zum StaatShaushalt: 


Der Staatshaushalt ift der gefchichtlich frühefte und der 
Sache nad) einer der wichtigften Gegenftände der Volksver⸗ 
tretung. Denn einerfeits find es gerade die privatrechtlichiten 
Befugniffe der Unterthanen, ihr Vermögen, in die er ein- 
greift, andrerſeits walfet bey ihm am meiften das menfchlic) 
perfünliche Intereffe der Regierung und fohin die Verfuchung 
für fie vor. Die Vertretung befteht hier in Bewilligung der 
Auflagen und in Prüfung der richtigen Verwendung der 
Staatseinnahme. 

Die Bewilligung der Auflagen hat ihre hiftorifche Bafis 
an den Bedürfniffen der Verwaltung, und der Art ihrer 
Dekung, wie fie bisher im Gange waren. Ihr gemaß ift 
der größte Theil der Ausgaben unabaͤnderlich. Sie beruhen 
theil3 auf gefeßlicher Berpflichtung (Befoldungen), theils 
find fie für unerläßliche Aufgaben des Staates nöthig (Bil 
dungs = Sanitäts= Sicherheitsanftalten, Straßen), theils 
bedingen fie die Eriftenz einer Claffe der Unterthanen, 
oder find Mittel für fie zu noch größerem Erwerb. Sie 
fiehen daher feft, und es muß die Einnahme für fie aufge 
bracht werden. Inſofern ift die Bewilligung der Steuern 
eine nothwendige. Allein auf der andern Seite ift fowohl 
ein Theil der Ausgaben oder doch ihr Maaß nicht fchlechter- 
dings nothwendig, als auch die Art der Dedung einem 
MWechfel unterliegt, da der Ertrag der Steuern und die Ver: 
haltniffe des Volkes, auf welche die Vertheilung berfelben 
fi) gründet, nicht gleich bleiben. Inſofern find die Steuern 
nicht durch den bisherigen Beftand vorgezeichnet, daher ar- 
bitrar, und es muß defhalb der Staatshaushalt von Periode 
zu Periode von neuem entworfen, und von neuen den Stän- 
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den zur Zuftimmung vorgelegt werden. Wo nun das Wech- 
felnde, Freiwillige von dem Nothwendigen gefchieden werden 
kann, ift die Negel einfach. E3 muß den Ständen das 
Necht zuftehen, für Zwede, die ihrer Natur nach nicht per- 
manent beftehen müffen, auch bloß widerrufliche Beyträge 
zu bewilligen, und fie in der Folge wirklich zu widerrufen. 
Sp weit aber der Staatshaushalt im Ganzen einem Wechfel 
unterliegt, durchdringen fich die Nothwendigkeit, die Staats: 
bedurfniffe überhaupt zu beftreiten, und die Freiheit, fie in 
der oder jener Weiſe, fie in höherem oder geringerem Maaße 
zu beftreiten. Daß nun, weil feine Steuer einzeln für fich 
betrachtet gerade als diefe unentbehrlich ift, deßhalb Die 
Stände überhaupt jede Steuer verweigern dürfen, ware ein 
Trugſchluß. Eben fo concludent und eben fo unrichtig wäre 
auf der andern Seite die Behauptung, daß Die Regierung, 
weil fie in irgend einer Art den Bedarf erhalten muß, ihn 
in jeder Art fordern koͤnne. Sondern es muß ein Ausweg 
unter dieſen entgegenflehenden echten gefunden werden. 
Dieß kann in zweierlei Weife gefchehen: entweder, indem 
man die Ausgabe zu Grunde legt, daß die nachweislich noth- 
wendigen Steuern nicht verweigert werden Dürfen, oder, 
indem man von der Einnahme ausgeht, daß, wenn Feine 
Bereinigung zu Stande koͤmmt, die Regierung zum Fort: 
bezuge der bisherigen Steuern berechtigt fi *). — Der erfte 


°*) Für indirekte Steuern war dieß ſchon nach älterem Recht 
zum Theil üblich, und confequent, da nur das aus dem 
Privatvermögen Abzugebende der Bewilligung bedurfte. Die 
beftehenden indirekten Steuern galten auf der einen Seite 
eben fo als ein zu Willkühr zuftehendes Recht des Fuͤrſten, 
als auf der andern Seite die direkten als ein zu Willkuͤhr 
geftelltes Recht der Unterthanen. Aber aud) was die direk— 
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Ausweg löst zwar das Problem reiner, führt aber Leicht zu 
einem neuen Streite über die Notywendigfeit jeder Ausgabe. 
Er ift deßwegen nur da angemeffen, wo an einem Staaten: 
bunde eine höhere Autorität im Hintergrunde ſteht. Immer 
find diefe Auswege nur Nothbehelfe für die gegenfeitige Ver— 
ftändigung, nur Mittel, zu diefer zu bewegen, Dadurch, daß 
beide Theile den Mißbrauch ihrer Macht doch nicht vollftän- 
dig durchſetzen Fünnen. 

Die völlig freye Verweigerung der Steuern, wie fie 
bis auf die neuefte Zeit in den conftitutionellen Staaten galt, 
ift fchlechterdingS verwerflih. Sie ift — was der ficherfte, 
untrügliche Prüfftein ift — in der Sache felbft nicht be— 
gründet, -wie gezeigt worden, da das Nothwendige und Uns 
entbehrliche feiner Natur nach nicht in Willkuͤhr geftelt wer: 
den darf, Sie ift aber noch verderblicher in ihrem Erfolg. 
Sie dient nemlich dazu, den Ständen eine Macht gegen die 
Regierung zu verfchaffen, wenn diefe irgendwie von ihrem 
Nechte der Weigerung Gebrauch macht. Damit ift die Sou⸗ 
veränetät des Königs verletzt, daß er — wenn auch auf 
indirektem, doch völlig ficherem Wege — pofitiv gezwungen 
wird, und es find in der That die Stände zum Souverän 
gemacht. Sie üben durch dieſes Mittel eine Gewalt, der 


ten Steuern anlangt, beftand z. B. in Bayern ein ordi- 
narium (tegelmäßiges Poftulat), welches die Verordnung 
Clandftändifher Ausſchuß) immer bemilligte, nemlich ein 
Gammeralbeytrag von 250,000 fl. Beytrag für Militär 
285,394 fl, für Schuldentilgung ze. Dazu Eonnte noch 
ein extraordinarium fommen. ©, Kreitmaier Staats: 
recht 1770. ©. 415. Hier bildet alfo, wie oben bemerkt 
wurde, der bisherige Gang ber Verwaltung die rechtliche 
Bafis der Befleuerung, 
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die Negierung, wenn fie nicht die Gefeke verlegen und die 
Revolution felbft beginnen will, bey Necht und bey Unrecht 
gehorcjen muß, und für deren Gebrauch fie Feine Schranfe 
und keinen Richter haben, als ihr Gewiffen. Sucht man 
in der Verweigerung der Steuern ein Gleichgewicht der Ge- 
walt zwifchen König und Ständen, fo kann und foll ein 
folche3 nicht beftehen, denn die Einheit des Staates fordert 
eine Gewalt, welche die höchfte, der Feine gleich ift, und es 
ift auch durch fie nicht das Gleichgewicht hergeftellt, fondern 
im Gegentheil aufgehoben. Denn die Negierung hat Fein 
ähnliches Mittel gegen die Stände, wie diefe an der Steuer: 
verweigerung gegen die Negterung. — Gefchichtlich ift die 
Verweigerung der Steuern ein Ueberreft der mittelalterlichen 
Einrichtung und Anficht, nach welcher, wie einerfeitS die 
fürftlihe Fürforge für das Land, fo andrerfeits die Entrich— 
tung der Abgaben beide mehr als Privatfache galten, daher 
von Willführ abyingen. Damals waren die Steuern, fo 
weit fie nicht auf dem Privattitel der Grundherrlichkeit be— 
ruhten, bloße Gaben des Wohlwollens (gratum subsi- 
dium — benevolenees) *), und das Ginfommen des 
Fuürften war fo groß, das Bedürfniß der Verwaltung fo 
gering, daß der Fürft fie auch entbehren konnte. Sekt find 
die Sorge für den Staat und die Abgaben dafür eine öf- 
fentlich nothwendige Sache, und die ganze Staatseinrichtung 
kann ohne die Steuern nicht erhalten werden. ‚Die Steuern 
verweigern, bhieße den Staat verweigern” (Dahlmann). 
Die Steuerverweigerung beibehalten wäre daher nichts an— 


*) Dem entfprechend beforgten auch die Landftände gewöhnlich 
felbft die Erhebung, führten felbft eine landſtaͤndiſche Kaffe, 
hatten eigene Prälaten= und Ritterſteuer-Aemter u. f. w. 
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deres, als ein Glied der Altern Eimichtung in den Orga— 
nismus der neuern einfeßen. — Sn der Gegenwart aber 
ift die Steuerverweigerung der Mutterboden der Revolutionen, 
und fie muß man fhlechterdings aufheben, will man bie 
Ordnung und den fihern Beſtand der Regierungen er: 
halten. — 

Iſt die Bewilligung der Auflagen eine nothwendige 
durch das Staatsbedürfniß vorgezeichnete Verpflichtung , ſo 
muß fie fich auf die Nachweifung diefes Beduͤrfniſſes gruͤn— 
den, d. i. auf den Voranfchlag der gefammten Staatsein- 
nahmen und Staatsbedürfniffe. E35 muß den Ständen zur 
Bewilligung der Auflagen das Budget vorgelegt werden. — 
Das Budget muß danach nothwendig centralifirt feyn, 
es koͤnnen nicht einzelne Steuern auf die Nachweifung ein: 
zelner Bedürfniffe gefordert werden, denn nur aus der Ge 
fammteinnahme und dem Gefammtbebürfniß ergibt fich, ob 
und wie viele Steuern nöthig. Damit ift nicht ausgefchlof- 
fen, daß die Gemeinden, Stiftungen, Provinzen, der Hof, 
die Kirche wieder ihren eigenen Haushalt und ihr eigenes 
fundirtes Vermögen haben, es ift nicht dem falfchen Een: 
tralifationsprincip das Wort geredet, es ift nur gefagt, daß 
das, was zum Staatshaushalte gehört, als ein in einander: 
greifendes Ganzes behandelt werden müffe. Auch dürfte 
diefer Einheit unbefchadet jede befondere Steuer — wie in 
älterer Zeit — auch ihren befondern Gegenftand haben, für 
welchen fie zunächft, aber auch nur zunaͤchſt, beftimmt ift. 
Es gäbe dieß eine Bafis für Sonderung der nothiwendigen 
und freywilligen Auflagen. — Das Budget muß ferner ſpe— 
cialifirt feyn. Denn nur der beftimmte Aufwand für die 
befondern Zwede hat feine hiftorifche Begründung in dem 
bisherigen Gange der Verwaltung; nur für ihn, infofern er 
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eingehalten wird, befteht daher eine Verpflichtung fortwäh- 
vender Bewilligung. Die Nothwendigkeit der Bewilligung 
und die Nothwendigkeit der beftimmten Verwendung fordern 
fich gegenfeitig. Ein Budget der neuern Art und willführ- 
liche Steuerverweigerung wie in früherer Zeit ift ein Wider— 
fpruch, eben fo Nothwendigkeit der Steuerbewilligung und 
Fein Budget oder, was dafjelbe ift, Feine Specialität des 
Budgets. — Es iſt diefe ftändifche Prüfung des Voran— 
ſchlags keineswegs ein Mitentwerfen deſſelben und ſohin eine 
eigentliche Regierungsthaͤtigkeit. Die Volksvertretung beur— 
theilt auch hier nur das Einzelne, fie hat nicht den Finanz— 
plan im Ganzen zu beftimmen, wenn fie gleich für ihre Prü- 
fung ihn im Ganzen muß überfehen koͤnnen. — 

Der Schlußftein der Vertretung hinfichtlich des Staats- 
haushaltes ift die Nechnungsablage über die Verwendung der 
Einnahmen, welche die Regierung in beftimmten Perioden 
den Ständen zu geben hat. Ohne fie wäre fchon die Spe— 
califirung des Budget3 nutzlos, indem die Negierung unges 
hindert die Anſaͤtze überfchreiten koͤnnte, es gehört aber die 
Sicherung richtiger Verwendung auch ohne Ruͤckſicht auf 
Steuerbewiligung an fih zum Schuß und zur Vertretung 
des Volkes. Deßhalb erftreckt fich auch die Nechnungsablage 
nicht bloß auf die bewilligten Auflagen (wie auch ehemals 
ſchon mitunter*), fondern auf das gefammte Staatseinfom- 
men, z. B. auch auf die Negalien. In der ſtrengen Con—⸗ 
trole über die Verwendung der Staatdeinnahme befleht vor= 
zuglich der Schuß der nächften materiellen Sntereffen und 

Rechte 

*) Hierüber fo wie über die eigene Erhebung der bewilligten 


Steuern manche Verhandlungen f. bey Struben Neben: 
ftunden I. Thl. ©, 455. 
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echte des Volkes, fie dürfte man Daher am älleriveniaften 
als bloßes Erzeugniß theoretiſcher Grundſaͤtze beſtreiten. 
Dieſe Controle iſt aber einer der eigenthuͤmlichſten und be— 
deutendſten Züge der neuern ſtaͤndiſchen Verfaſſung im Ge 
genſatze der aͤltern. Waͤhrend ehemals die Bewilligung der 
Steuern die Hauptſache und die Grundlage der ſtaͤndiſchen 
Thaͤtigkeit war, ſo iſt es jetzt die Rechnungsablage uͤber das 
geſammte Einkommen. Das entſpricht dem Charakter ge 
ſetzlich geordneten gleichmaͤßigen Ganges in der neuern Zeit, 
es iſt dadurch beyden, der Regierung und den Staͤnden, die 
Willkuͤhr entzogen, den Staͤnden die der Verweigerung, der 
Regierung die der Verwendung, und das Beduͤrfniß des 
Staates als eine hoͤhere Macht uͤber beyden befeſtigt. Dieſer 
Unterſchied giebt aber der ganzen Staͤndeeinrichtung der 
neuern Zeit ſchon mit aͤußerer Nothwendigkeit eine andere 
Geſtalt. Es ſind dadurch regelmaͤßige Verſammlungen der 
Staͤnde noͤthig, es iſt die geſonderte Vertretung in Curien 
nicht mehr durchfuͤhrbar, es ſind nicht mehr die Mandate 
moͤglich. — 
Die Staͤnde zur Geſetzgebung: 

Die Geſetze ſind das der Regierung und dem Volke 
Gemeinſame, der Ausdruck der innern ſittlichen Wuͤrdigung 
der Nation uͤber ihre Verhaͤltniſſe, die im Bewußtſeyn des 
Volkes eben ſo ſehr ihren Sitz und ihre Quelle hat, als in 
dem Geiſte der Regierung, wenn ſie gleich erſt durch letztere 
ihre Geſtaltung und ihre aͤußere Geltung erhaͤlt. Die Re— 
gierung darf deßhalb nicht Geſetze geben, ohne daß ſie 
an dem Bewußtſeyn des Volkes, d. i. ſeiner Repraͤſentanten, 
gemeſſen und beſtaͤtigt ſind, und es muß umgekehrt der 
Volksvertretung zuſtehen, daß das im Volk entſtandene Ver— 
langen nach Geſetzen an die Regierung gebracht werde, damit 

Stahl, Rechtsphil. 11, 2. 11 
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fie, wenn fie ihrerfeits derfelben Wuͤrdigung tft, ihm Geftalt und 
Geltung gebe. Demnach befteht der Schuß und die Vertretung 
des Volkes in Bezug auf die Gefebgebung darin, die Regierung 
zu verhindern, wenn fie Gefeße gegen die Nechte oder In— 
tereffen des Volkes beabfichtigt — dem Nechte der Zuftim: 
mung oder Berwerfung, und die Regierung zu Gefeßen 
zu veranlaffen, wenn ein Bedürfniß empfunden wird — dem 
Nechte der Petitionen. Die Gefesgebung felbft aber ift 
Sache der Regierung und nicht der Stunde Es darf in 
feiner Weiſe fo angefehen werden, als fey die gefeßgebende 
Gewalt zwifchen dem König und den Ständen oder den 
beyden Kammern, gletchfam als unter drey Subjekte, in glei- 
cher Art getheilt. 

Den Ständen kommt es deßhalb nicht zu, die Gefeke 
zu befchließen (decretiven), und dann die Genehmigung 
des Königs einzuholen, fondern umgekehrt der König be 
fchließt fie nach erholter Zuftimmung der Stände. Den 
Ständen koͤmmt es ferner nicht zu, die Gefeße zu verfün- 
digen, nicht etwa deßhalb, weil fie nicht die executive Ge— 
walt find, denn die Verkündigung der Geſetze gehört noch 
zur legislativen Gewalt eben fo wie die Vollſtreckung eines 
Urtheil3 zur richterlichen, fie ift die reine Aeuſſerung der le 
gislativen Autoritätz fondern deßhalb weil fie nicht die Aus 
torität und Gewalt im Staate find, daher auch fein Geſetz 
auf ihre Autorität und ihre Sanfktion hin gelten Fann. End— 
lich koͤmmt es den Ständen auch nicht zu, Die Gefeße zu 
entwerfen und abzufaffen, fondern nur auf Geſetze anzutra— 
gen — nicht die Initiative, fondern nur die Petition, 
Die Abfaffung gehört mit zur einentlichen Gefekgebung im 
Unterfchtede von Veranlaſſung, Zuftimmung, Mitwirkung. 
Die Vertretung bey der Geſetzgebung foll aber nicht jelbft 


121. Abſchn. X. Kap. Wirkungsktreis der Standfhaft. 168 


Gefeggebung feyn. Das liegt nicht im Beruf der Stände, 
“eben fo wenig in ihrer Fähigkeit. Eine Verfammlung von 
Männern aus allen Ständen, die im Volke leben, ift ge 
eignet, das Bedürfniß eines neuen Geſetzes zu erkennen, fo 
wie auch die nächftliegenden Mittel feiner Befriedigung im 
Allgemeinen anzugeben. Allein die rechte Durchführung eines 
Geſetzes, wie es in fich felbft und mit dem ganzen öffent: 
lichen Zuftande zufammenhängt, die Berechnung feiner ent- 
ferntern Wirkungen, das ift Sache der politifchen Intelli— 
genz, die über dem Ganzen ſteht und das Ganze überfieht. 
Es werden wohl immer unter den Ständen einige feyn, Die 
an perfonlicher Fähigkeit den Staatsbeamten nicht nachfte- 
hen; allein abgefehen davon, daß auch ihnen nicht Diefelben 
Mittel der Ueberficht zu Gebote fiehen, fo fommt ja doch 
die Entſcheidung durch die bey weitem überwiegende Menge 
zu Stande, welche folche Intelligenz nicht haben Fann und 
nicht haben fol, Ertheilt man aber den Ständen das Recht 
der Snitiative, fo macht man fie, wie fehon dem Anfcheine 
nach, fo auch in der That zur gefeßgebenden Gewalt. Es 
wird nemlich dann der Regierung fehwer, ein bereits voll- 
fländig entworfene Geſetz zu verwerfen, und fie verliert auch 
den Einfluß auf- die Abfaffung, durch welchen fie den bloßen 
Netitionen auch im Falle der Gewährung noch Magaß ſetzen 
kann. Die Vertretung wird dann zur geftaltenden Macht 
im Staate*). — Auch dem Petitionsrechte der Stände 


») Es ift auch in der Regel nicht das hiftorifch Beftättigte, daß 
die Stände die Initiative haben. Die Snitiative des enge 
tischen Parlamentes erklärt fih nah Millars „hiſtoriſche 
Entwielung der englifhen Staatsverfaffung” in diefer 
Weiſe: Bey den Steuern erfcheint immer der König als der 
Fordernde, die Stände als bie bewilligenden, daher feine Grid? 


'y 
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müffen gewiffe Grundgeſetze des Staates entzogen feyn, na= 
mentlich die Stellung zwifchen Regierung und Ständen; denn 
die Vertretung geht darauf, daß die Regierung ihre Stellung 
wohl gebrauche, nicht daß fie eine angemefjenere Stellung 
bekomme. St auch diefe Stellung Gegenftand der Anträge, 
fo ftreben die Stände leicht nad) Erweiterung ihrer Macht, es 
erfolgt Streit und gegenfeitiges Mißtrauen. Ja fie koͤnnten 
in der legitimſten Form auf Abſchaffung des Königthums 
felbft antragen. Ueberhaupt foll für die Abänderung der 
Grundgefeße fo wenig als möglich Vorſchub geleiftet werden, 
befonders jetzt, wo feit vierzig Sahren Neformen für Sahrz 
hunderte gemacht worden find, und es mehr an Sr der 
Erhaltung als der Fortbildung gebricht. 

Daſſelbe Princip wie für Anträge gilt auch für die ſtaͤn— 
difche Zuftimmung und Verwerfung. Auch diefe muß fich 
darauf beſchraͤnken, das Volk gegen Schlechte Gefeße zu wah— 
ren, die Art der Verbeſſerung anzuzeigen, nicht felbft beffere 
an die Stelle zu fegen. Wenn man bey aller Legislation 


bill, ohne daß der Kanzler der Schasfammer fie empfiehlt, 
umgekehrt bey den Gefegen, als bey Befchränfungen der koͤ— 
niglichen Willführ, erſcheinen die Stände als die Bittenden, 
Fordernden, der König als bewilligend. Danach wäre bie 
Snitiative Fein Ausfluß legislativer Autorität, fordern Aeu— 
ferung einer Zransaktion, man bezeichnet genau den Lohn, 
um degwillen man Steuern bewilligt, oder den man etwa 
mit den Waffen erzwingt, Deßhalb hat auch in England 
der König felbft Eeine Initiative. Dagegen in der jegigen 
franzöfifchen Gonftitution ift auf ganz unorgenifhe Weife 
drei ganz heterogenen Organen genau diefelbe Thätigkeit 
für die Gefeggebung angewiefen, indem der König und jede 
Kammer die Initiative und jedes diefer drei Subjekte ein 
veto bat, 
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mit. Savigny die wefentliche Unterfcheidung macht zwifchen 
ihrem politifchen und ihrem technifchen Elemente, fo ift es 
Elar, daß den Ständen naturgemäß nur ein Einfluß auf das 
erftere nicht auch auf das lektere zufommen fünne Das 
Necht ver Abänderungen im Einzelnen (Modificationen amen- 
demens), und zwar der Vorſchlag derfelben in beflimmter 
Nedaction, kann den Ständen nicht abgefprochen werden, 
weil bey einer einzelnen Beftimmung die Angabe des In: 
halte und die concrete Fafjung fich kaum von einander un- 
terfcheiden, und durch die Faffung der Gegenftand der De 
batte genauer bezeichnet wird. Doch bleibt auch dieß immer 
etwas Migliches, es wird durch die Abfaffung der Modifi- 
cationen von fo gemifchter Berfammlung leicht die Ueberein- 
fiimmung in den Geſetzen zerſtoͤrt. Sehr heilfam wäre daher 
eine Gefchäftssrdnung und noch mehr eine aus eigener Er: 
kenntniß hervorgegangene Sitte, welche hierin das rechte 
Maaß hielt. Die Geſchaͤftsordnung müßte auch dafur for: 
gen, daß nicht jeder Gefesvorfchlag der Negierung nothwen— 
dig zur Deliberation kommen müßte, fondern diejenigen, die 
mehr das technifche Element betreffen oder überhaupt nicht 
tiefer in die beftimmten Intereffen eingreifen, in welchen viel- 
mehr nur die beftändige Nachhilfe für den Nechtszuftand be 
fteht*), nach einer Umfrage bloß durchlaufen koͤnnten. Durch 
die Erfenntniß, daß den Ständen nicht die Gefekgebung, 
fondern bloß die Vertretung bey der Geſetzgebung zufteht, 
und eine diefer Erkenntniß entfprechende Gefchäftserdnung 
und Sitte wurde auch der Aufwand an Zeit und Koften in 
unfern deutſchen Ständeverfammlungen ermäßigt werden, 


*) 3. B. Abſchaffung der Exeeptio n. n. pec. der lex Ana. | 
stas. u. ahnl. 
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deren Weitſchweifigkeit doch zum Theil daher rührt, daß fich 
Die Stände für die eigentlihe Geſetzgebende Behörde, für 
eine Art Staatsrath halten. 

Zur VBerwerfung müffen aber die Stände bey Geſetzen 
jedweder Art befugt feyn. Sie haben nicht bloß die ver: 
faffungsmäßig zugeficherten Nechte der Stände oder der ein- 
zelnen Unterthanen (jura singulorum) zu wahren, fündern 
auch die Intereffen, welche nach den bisherigen Geſetzen ges 
ſchont waren und jeßt gefährdet werden, und den ganzen 
beftehenden Nechtszuftand als folchen*). Das Volk hat ein 
Hecht darauf, daß es nach der Sitte und Ordnung feiner 
Borfahren lebe und regiert werde, daß der Grundcharafter 
der Verfaffung und Verwaltung, der in feinen Gefeken liegt, 
erhalten, der Staat nicht durch Machtfpruch des Negenten 
zu einem andern gemacht werde. Die Befchränfung des Ver: 
werfungsrechtes ayf Jura singulorum war damals natür: 
lich, als die Gefeßgebung wie ein Schalten des Fürften über 
das Seinige erfchten. Ste war damals auch minder beein: 
frächtigend, weil häufige und tiefgreifende Neformen nicht 
wie jest üblich) waren, und die deutfchen Reichsgeſetze eine 
Schranfe bildeten**). Gerade durch dieſes Verwerfungsrecht 


*) 3, B, wenn ein neues Griminal= oder Givilgefegbuch ge= 
geben, wenn die Guillotine eingeführt werden follte, 


»*) Die Befchränfung, da den Ständen bloß bey jura singu- 
lorum ein Widerſpruchsrecht, bey allen andern Gefegen 
nur Berathung zuftehe, fteht aber auch in der ältern Zeit 
Eeineswegs fo entfchieden feſt. Schon die Regel, daß alles, 
was compaftatenmäßig errichtet worden, auch nur eben fo 
wieder aufgehoben werden fonne, umfaßt mehr, als was 
wir jest unter jnra singulorum zu verftehen pflegen. Wirk— 
lich hbeburften 3. B. Gerichtsordnungen, Landesordnungen 
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gegen neue Gefeße werden die Stande zu einer confervativen 
Macht im Staate. Die Vertretung ift aber ihrer Natur 
nach vorherrfehend confervativ, und alle Gonfervation iſt 
wahrhaft vwertretend und fchükend. So wenig den Ständen 
der Spielraum zu erweitern ift, wo fie gegen das Beftehende 
andraͤngen, fo fehr ift ihre Macht zu befeftigen, wo es gilt, 
gegen die Negierung, wenn fie von Neuerungsluft ergriffen 
ist, den beftehenden Zuftand zu fihirmen. 

Es fümmt aber hierbey nur darauf an, Daß man die 
Selbftftändigfeit der Regierungsgewalt aufrecht halte, und 
fie nicht bloß als Vollzug der gefeßgebenden betrachte, damit 
das ftändifche Zuflimmungsrecht nicht über feine Gränzen 
fih ausdehne*). 


in vielen Ländern ftändifcher Zuftimmung. ©. hierüber das 
reichhaltige Material bey Mofer „von der Landeshoheit 
im Weltlichen” ©. 189 — 366. Der Rechtszuftand neigte fich 
zu jenem Princip, aber folche ſcharfe Ausbildung und Aus: 
ſchließlichkeit legt erft die fpätere Theorie unter... Brgl, 
auch Struben Nebenftunden 11. Th. ©, 461. 


*) Dieß ift oben ©. 47 u. 53 ausgeführt. war in tieferer 
Beziehung kann man fagen, daß, da bie Geſetze das ganze 
Wefen des Staates erfhöpfen, fo auch alle Regierung eine 
ftete Dffenbarung des Gefeges feyn müffe, ähnlich wie das 
Handeln einer Perfonlichkeit eine ftete Offenbarung ihtes 
Wefens, und daß es deßwegen auch Eeinen Gegenftand der 
Regierung geben Eönne, der nicht in feiner Wurzel doc 
der Geſetzgebung angehörte (fo z. B. ift oben gezeigt wor— 
den, daß ein Sculplan Sache der Regierungsgewalt ift, 
allein wenn das Wefen der Bildung, wie es bisher im 
Staate gilt, geändert, wenn z. B. die clafjiihe Bildung 
abgefchafft werden follte, fo wäre dieß ein Geſetz oder viel— 
mehr Aufhebung "eines Geſetzes). Allein wie das Handeln 
einer Perfonlichkeit die freye Dffenbarung ihres Wefens, 
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Die Grundlage des ganzen gefehlichen Zuftandes ift die 
Integrität von Volk und Land, in ihr liegt das Dafeyn des 
Staates felbft. ES ift daher klar, daß vor allem Veraͤuße— 
rung und Theilung des Neiches ohne Zuftimmung der Stand» 
fchaft nicht gefchehen Fann, daß aber nach innerer Pflicht 
die Standfchaft in folche auch gar nicht willigen darf, be— 
fondere Ausnahmsfälle abgerechnet. Sn älterer Zeit galt 
das Gegentheil. Veräußerung von Land und Leuten und 
Theilung aus ganz zufälligen Gründen galt für etwas Na— 
türliches wie bey Privatgütern. Selbſt ftändifche Zuftimmung 
war dem Principe nach nicht erforderlich, fondern der Lan— 
desherr Fonnte frey veräußern wie jeder das Seine. Es be- 
ruhte nur auf befondern Gonceffionen, wenn er darin be: 
ſchraͤnkt war. 





Die Stande zur Regierung und Vollziehung: 


Die Negierungsgewalt kann ihrer Natur nach nicht an 
die Zufiimmung der Stände gebunden ſeyn; bey ihr muß 
die Perfönlichkeit des Herrfchers freyen Raum haben. Die 
Vertretung befteht daher hier nur in der Anregung — dem 
Rechte der Wünfche und Petitionen (Defiderien, mo- 


nicht mit diefem felbft fchon gegeben durch dafjelbe vorge- 
zeichnet, ift, alfo audy die Regierung im Verhältniß zum 
Gefese (die Aufnahme neuer Bildungszweige z DB. bedarf 
daher fo wenig ftündifcher Zuftimmung als die Art 
der Pflege für die beftehenden). Es zeigt fi) hier, mie 
wefentlih die am. Anfange des IT. Bandes 1. Abtheilung 
gegebene Anfhauung von Freyheit und Nothwendigkeit in 
alle Borfiellungen eingreift. Nach der rationaliftifchen Vor— 
fiellungsweife erfcheint die Regierung nothwendig als bloße 
Bollziehung des Geſetzes. 
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nita), und indem Schuße gegen bereit3 erfolgte Verlegung — 
dem Rechte der Befchwerde und der Anklage. 

Den Ständen fümmt es zu, den Einfluß der Negie- 
rungs- und Bollzieyungsthätigkeit auf das Befinden des 
Volkes zu beurtheilen, und danach ihre Anliegen der Regie— 
tung auszufprechen, daß den Mängeln abgeholfen, den Be: 
dürfniffen Genüge geleiftet, den Intereffen Förderung ver: 
fchafft werde. Dieß ift das Necht der Wünfhe und Pe 
titionen. Der König muß fie berüdfichtigen, auf fie ant— 
worten, ob er ihnen willfahre, ift Sache feines Ermeffens. 
Ueberall aber ift es nur der Einfluß der Negierungsthätigkeit 
auf die beſtimmten Zuftände, die beſtimmten Sntereffen, wel: 
cher der Beurtheilung und dem Petitionsrechte der Stände 
unterliegt. Dagegen eine Theilnahme an dem Ganzen des 
Regierungsplanes ift nicht in ihrem Wirkungskreiſe. Ob eine 
Maaßregel die oder jene praßtifche Folge habe, geht fie an, 
nicht ob fie der oder jener politifchen Theorie angehöre. Es 
befteht hierin allerdings Feine ſtrenge Scheidewand, fondern 
Einzelnes und Allgemeines geht leicht ineinander über, und 
ift deßwegen nicht aͤngſtlich über die Gränze zu wachen. 
Aber das Princip muß doch feftftehen, Danach ift es keines— 
wegs nothwendig, das Syflem der Regierung den Ständen 
auseinanderzufegen, damit fie prüfen, ob es ihren Beifall 
hat. Danach Fann auch die Zuläßigkeit eines Minifiers nicht 
Davon abhängen, ob die Stände feine politifche Anficht 
theilen. Die Anficht des Königs hat hier zu entfcheiden nicht 
die der Kammern, fonft find die Kammern der Souverän 
ftatt die Vertretung. Diefer Grundfag muß nicht bloß im 
Recht, fondern auch in der Sitte und der Vorftellung der Ehre 
bereichen. Es darf nicht Ehrenfache für den Minifter feyn, 
abzutreten, weil die Kammern feinem politifchen Syſteme 
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nicht beypflichten, fondern Ehrenfache ift es für ihn, auszu— 
harren, fo lange fein Monarch es will. Vom Monarchen 
aber wird es Klugheit und die fittlich gebothene Achtung des 
Volkes heifchen, nicht zwar, daß er fich den Kammern füge, 
wohl aber daß er das Ertrem und die Zeichen der Gering- 
fchäßung meide. Vollends unpaffend ift die Sitte, daß ein 
Minifter abtreten fol, wenn er bey einer einzelnen Frage 
die Majorität nicht erhalten, dieß heißt ihm den Anfpruch 
auf Snfallibilität zur Pflicht machen. Sie gründet fich auf 
einen Zuftand von Partheyung, bey welchem Feine Maaf- 
regel in fich felbft, fondern nur nach dem politifchen Befennt- 
niß ihres Urhebers gefchäßt wird. Sie führt aber dahin, 
daß die Stände einem Minifter, um ihn zu erhalten, auch 
das Unpaffende, wenn er auf folches verfällt, zugeftehen 
müffen. 

Den Ständen koͤmmt es ferner zu, Beſchwerde zu 
erheben, wenn durch die Negierungsgewalt Nechte verlebt 
werden, fey es des Volkes im Ganzen, fey ed einzelner 
Stände oder Unterthanen, entweder aus eigenem Antrieb, 
oder auf Bitte der Betheiligten. Hierin liegt befonders der 
Schuß, welchen die Volksvertretung für die einzelnen 


Unterthanen enthält. Die Stände koͤnnen Nachweifungen. 


fordern, wie es den Unterthanen nicht zufteht, und ihre Be- 
ſchwerde hat einen Nachdrud von ganz anderer Art, als die 
des Unterthanen*). 

Endlich muß den Ständen das Recht der Anklage 


») Deßwegen pflegte man für die ältern Landtage in Deutfch- 
land nur zwey Rubriken ihrer Thätigkeit zu maden: die 
Yandesherrliche Propofition (d. i. hauptſaͤchlich das Steuer 
poftulat) und die Landftändifchen Befdywerden (gravamina). 
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gegen fehuldige Beamte zuftehen. Die Vertretung der Re: 
gierungsgewalt gegenüber fordert die Sicherung, Daß bey 
deren Ausübung die Schranfe des Geſetzes eingehalten werde. 
Dazu muß die ganze Thätigkeit der Staatöbeamten den 
Ständen verantwortlih feyn. Niemand zwar kann einen 
Beamten wegen feiner Amtshandlungen vor Gericht flellen, 
als allein der König, fonft wäre er nicht mehr das Haupt 
der Negierung. Allein die Stände fünnen beym König An: 
Elage erheben gegen den Beamten, damit er ihn vor Gericht 
fiele, und der König darf Diefes nicht verweigern. Dem 
Unterhanen felbft kann folches Anklagerecht uber Amtshand— 
lungen, dem der Monarch Folge leiften muß, nimmermehr 
ertheilt werden, Dafür eben befteht in der Standfchaft eine 
Macht über dem Volke. Die der König berufen hat, daß 
er ihren Ausfpruch über das Recht des Volkes vernehme, 
deren Anklage kann er nicht ununterfucht und ungerichtet zu: 
ruͤckweiſen. Die Anklage ift das legte und befeftigende Glied 
in dem ftändifchen Wirkungskreiſe, in ihr liegt die Garantie 
fur die ganze Vertretung. 

Die Anklage dient zunächft dazu, gegen Unrecht der 
Beamten zu fihern, wo der König gar nicht betheiligt ift, 
fie muß daher auch untere Beamten treffen Fünnen, wenn 
nicht die Obern die Verantwortlichkeit auf fich nehmen. Sie 
findet aber auch dann flatt, wenn die Beamten auf Fünig- 
lichen Befehl gehandelt haben, bier dient fie zugleich, gegen 
Unrecht des Königs felbft zu fichern, und kann daher nur 
die dem Könige zunächft ftehenden Beamten, die Minifter, 
treffen. Es tft jedoch das letztere Feineswegs, wie es ge— 
wöhnlich dargeftellt wird, der einzige und hauptfächliche Zweck 
der Minifter-WVerantwortlichkeit,, fondern diefe ift, wie ſchon 
der Begriff lautet, ihrer urfprünglichen Bedeutung nach ge: 
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gen die Beamten und nicht gegen den König gemeint, gegen 
Unrecht, das fie ohne Fonigliche Sanction geübt, gegen 
Schlechte Berathung, die fie wirklich, nicht bloß nach Fiction 
verfcehuldet haben. Es koͤnnte daher bey einer Verfaffung, 
die den Uebergang von der abfoluten Monarchte zur fländt- 
jchen fuchte, fehr wohl befiehen, daß den Ständen eine An— 
Elage gegen den Minifter zugeflanden würde, aber da, wo 
diefe auf Befehl des Königs gehandelt, es auch vom Er: 
meſſen des Königs abhinge, die Anklage zu genehmigen, oder 
es koͤnnte feine Pflicht der Genehmigung ungeachtet eigenen 
Befehls wenigftens auf die Fälle befchränft feyn, wo eine 
Einmifchung des Königs überhaupt nicht Statt hat, auf Ue— 
berfchreitung des Finanzetats, auf Cabinetsjuftiz u.f.f. Allein 
in der» vollendeten ftändifchen Verfaſſung muß allerdings Der 
König jeder Anklage Folge leiften. Es ift dieß nöthig zum 
vollftändigen Schube des Volkes, es liegt aber auch weſent— 
lich in der Stellung des Minifterd zum König. Denn es 
ift bereit3 auseinander gefeßt worden, daß die Stellung der 
Minifter zum Könige weſentlich verfchteden ift von der eines 
andern Beamten zu feinem Vorgeſetzten, indem fie zugleich 
den Rath und die Einficht des Königs repräfentiren, fohin 
den König ergänzen, nicht blos Leiter feiner Befehle find. 
Sie find daher nicht dem Könige zu unbedingtem Gehorfam 
verpflichtet, wie ihre Untergebenen ihren. Ihnen if die Prü- 
fung der Eöniglichen Befehle, ob fie dem Geſetze gemäß find, 
und im andern Falle die Verweigerung des Gehorfams zur 
Pflicht gemacht. Gehorchen fie nun dennoch, fo haben fie 
ihre Pflicht verlegt, und die Nothwendigkeit des Geſetzes for- 
dert ihre Verantwortung, ihre Beftrafung. Der König aber, 
wenn er felbft gleich unverantwortlic) ift, kann doch nicht feine 
Untergebenen da, wo fie an ihrem Theile gefehlt haben, der 


N 
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Berantwortlichkeit entziehen. Es ift dieß in Feiner Weiſe eine 
Fiction. Der König ift nicht deßwegen firaflos, weil angenom: 
men wird, das Unrecht fey nicht in feiner Seele fondern in 
der des Minifters entfprungen, fondern deßwegen, weil er 
felbft bey allem Unrecht Feinem Gerichte unterliegen Tann, 
und die Minifter werden nicht bloß deßhalb gerichtet, weil 
das Unrecht ihrem Rathe zugefchrieben wird, fondern ſchon 
deßhalb, weil fie wiffentlich Unrecht gethan und der Fönigliche 
Befehl fie nicht entfchuldigt. Die fändifche Anklage erfüllt 
alfo einen doppelten Zweck: daß fich nicht Unfug zwiſchen 
König und Volk hineindränge durch ded Königs Beamte, 
und daß der König nicht Werkzeuge finde, wenn er feiner 
koͤniglichen Qualität ungetreu gegen das Geſetz befiehlt. Es 
ift der natürliche Hergang — und er zeigt fich in der ganzen 
Gefchichte, wu Monarchie befteht — wenn das Volk bedrüdt 
wird und zum Aeußerſten greift, fo ſcheut es den König, 
aber es verfährt gegen feine nächften Beamten und Rathge— 
ber, und fchafft fich felbft an ihnen Hülfe, oder zwingt den 
König durch feine Uebermacht ,. daß er fie zur Strafe ziehe. 
Mas der Naturtrieb tumultuarifch wirkt, das hat der recht: 
liche Zufland zur Negel und Ordnung zu bringen. 

Die Anklage kann wie jeder ftändifche Akt nur von der 
gefammten Standfchaft, nicht, wo zwey Kammern befichen, 
von einer allein gefchehen, und das Urtheil zu fprechen koͤmmt 
nur einem wirklichen Gerichtshofe zu ohne Theilnahme der 
Stände, am beften dem oberften Gerichtshofe des Landes 
in voller Berfammlung, daß nicht partheyiſch ein Senat gebildet 
werde. Daß die Pairskammer richte, beruht auf dem aͤltern 
Grundſatze des Gerichtes durch Standesgenoſſen und durch 
die Mitvaſallen. Gegenwaͤrtig auf dem Feſtlande ſtuͤnde da— 
her dieſe Einrichtung allein und im Widerſpruch mit allen 
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andern. Sie ift aber auch an fich nicht mehr daS Geeignete. 
Sie entfpricht nicht der Gerechtigkeit gegen den Angeklagten. 
Denn Niemand darf über ihn richten, als wahre Nichter 
d. 1. folche, die jedem politifchen Sntereffe fremd ihren ganzen 
Lebensberuf und ihre öffentliche Stellung bloß im Rechtſpre— 
chen haben. Das Gericht der Pair wurde in England den 
Miniftern gewährleiftet, um fie gegen willkührliche Verfolgung 
des Königs zu fhüßen*). Daß es aber Fein genügender 
Schuß gegen die Verfolgung des Unterhaufes tft, hat die 
Gefchichte gezeigt. Sie entfpricht auch nicht den Grundfäßen 
der hier entworfenen Berfaffung. Denn die gefammte Stand- 
Schaft hat durch fie nicht bloß die Macht der Anklage, die 
ihr gebührt, fondern auch die der Verurtheilung. Dadurch 
find die Minifter von ihr abhangiger als vom König felbft, 
und fie hat die Verfuchung wie die Gelegenheit, fich zur 
höchften Autorität in Staate zu machen. Das Beifpiel 
Englands beftätigt dieß. — Die Anklage kann fich nur auf 
Geſetzverletzung erfireden, höchftens auch auf Elaren, abe 
fihtlihen und fortgefesten Mißbrauch der Negterungsgewalt, 
nicht aber auf die Ausübung der Souveranetätsrechte, der 
fogenannten EFöniglichen Prärogative*). Die Verurtheilung 
kann nur wegen Berfchuldung des Minifters erfolgen. Das 
Hecht der Perfönlichkeit fordert auch für politifche Anklagen, 
Daß nur wegen perfünlicher Schuld Urtheil und Strafe er: 
folge. Das Gericht muß auch für fie durchaus wahrhaft Gericht, 
nicht ein Mittel für Politik feyn, das ift auch fehon damit 
gegeben, daß ein Gerichtshof das Urtheil fpricht. 

Das ftändifche Necht der Minifteranklage tft nicht gegen 





*) ©, Dahlmaun ©, 100. 
*) Brol,. oben ©. 131. 
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das monarchifche Princip. ES wird dadurch fürs erſte nicht 
die Majeftät des Königs verlegt. Allerdings wird, wenn 
ein Minifter wegen feiner Gontrafignirung verurtheilt wird, 
damit auch über den Befehl des Königs geurtheiltz allein 
da die Falle möglich find, daß ein gerechter und weifer Koͤ— 
nig, alfo ohne Schuld, durch Minifter hintergangen wird, 
fo enthält der Ausſpruch, daß dieſes gefchehen ſey, nicht 
fchlechterdings und als folcher eine Herabfekung des Monar- 
chen, daß aber im beflimmten Falle der König indirekt 
mitgetroffen wird, berührt nur den Menfchen, nicht den 
König. Noch weniger ift durch die Anklage, worauf es doc) 
hauptſaͤchlich anfümmt, die Macht ihm entzogen, und in die 
Hände der Stände gelegt. Das ift höchftens dann der Fall, 
wenn die Stände zugleich richten. Allein der urtheilende 
Gerichtshof theilt nicht das Intereſſe der Stände, ihre Macht 
zu erweitern gegenüber dem Könige, ein Minifter iſt daher 
nicht Preis gegeben, wenn er den Haß der Stände erregt, 
und hat feinen Grund, auf ihre Gunft mehr zu fehen als 
auf die des Königs. Hingegen ift wohl anzuerkennen, daf, 
wo beide Kammern über die Anklage einig find und ein un: 
befangener Gerichtshof verurtheilt, ein Akt des Minifters 
vorliegen müffe, der nicht flraflos bleiben fol, und eine Aus— 
übung der koͤniglichen Gewalt, gegen die ein Schuß von 
Nöthen if. Daß fich drey fo verfchiedene Elemente dennoch 
zu einer Ungerechtigkeit, einem Partheyakte vereinigen, ift eine 
fo ferne Möglichkeit, daß, ihr vorzubeugen, nicht mehr Auf: 
gabe der Einrichtung feyn kann; aber daß die in fteter Ue— 
bung begriffene Negierungsgewalt mißbraucht werde, ift eine 
ftet3 nahe und wirkliche Gefahr. — Es wird auch der Ge: 
richtshof hiermit nicht zum authentifchen Ausleger der Ver: 
fafjung gemacht, und fo über den Souverän geftellt. Er 
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urtheilt, wie dieg im Wefen der richterlichen Gewalt Tiegt, 
nur über die Perfon des Angeklagten und den vergangenen 
Fall. Die Ausführung des Föniglichen Befehls, welchen” der 
Minifter contrafignit hat, wird dadurch nicht gehemmt, dem 
Sinne der Verfaffung nicht präjudicht. Es kann der fünf: 
tige Minifter wieder eben fo handeln, und es darauf ankom— 
men lafjen, ob das Gericht zum zweitenmal wieder eben fo 
urtheilt. ES ift aber das Anklagerecht unentbehrlich, wenn 
die Volksvertretung irgend einen Nachdruck haben, wenn fie 
voirklich eine Macht feyn fol. So wenig als ein Schatten=König 
das Rechte ift, fo wenig auch eine Schatten-Vertretung. Je— 
dem Elemente der Berfaffung muß nad) feiner Art und in 
feiner Graͤnze die hoͤchſte und nachdruͤcklichſte Macht gefichert 
feyn. Die Stände aber haben durch die Verwerfung von 
Geſetzen, von neuen Steuern, durch die Befchwerde und 
Petition nur eine ideale Macht, fie wird erft dann real, wenn 
Verletzung derfelben vom Urheber mit Nachtheil empfunden 
wird. Nur dadurd koͤnnen fie den Unterthan gegen Unrecht 
und Bedruͤckung ſchirmen. Ste müffen daher das eine oder 
das andere Mittel gegen die Negterung haben, entweder bie 
Steuerverweigerung oder die Anklage der Minifter. Jenes 
ift unangemeffenz denn die Steuerverweigerung liegt nicht in 
der Natur des Staatshaushaltes, und es ift revolutionär ; 
denn die Stände Fünnen es nach Willkühr gebrauchen. Die 
ſes hingegen if angemeſſen; denn es liegt in der Natur des 
Geſetzes, daß der Uebertreter gerichtet werde, und es ift ge 
ordnet; denn es richtet eine Macht außer den Ständen. 


Solches find die aus dem Mefen der Bolfövertretung 
hervorgehenden Kechte der Standfchaft gegenuber dem Staats 
haushalte, der Geſetzgebung und der Negierung und Voll 
; ziehung. 
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ztehung. Sicherung der geſetzmaͤßigen Verwendung des Staats⸗ 
haushaltes, Sicherung gegen neue Auflagen, Sicherung gegen 
Aenderung des bisherigen Nechtszuftandes, Sicherung, daß 
die Bedürfniffe und Befchwerden des Volkes zur Kenntniß 
der Regierung gelangen, und daß Nechtöverlekung der Be— 
amten vor Gericht gezogen werde, damit ift die Vertre- 
tung ihrem Wefen nach erfchöpft. ES ift dem gemaͤß das 
Berhältniß von König und Standfchaft in Feiner Weife eine 
Theilung der Staatögewalt, diefe bleibt dem König ungetheilt. 
Es find zwei Mächte von ganz verfchiedener Art. Was des 
Königs ift, das Fünnen nie die Stände, und was der Stände 
it, das kann nie der König verfehen. Die Stände dürfen 
nicht herrfchen und den Unterthanen befehlen, fie durfen nicht 
Geſetze abfaffen oder fie verfündigen, nicht regieren, nicht 
den Staatshaushalt entwerfen. Der König kann nicht Be— 
fchwerde führen, Wünfche äußern, er kann nicht Zuftimmung 
verweigern, weil ihm nichts zur Annahme vorgelegt werden 
Fann, er verweigert nur die Willfahrung. — Wenn nun 
aber jede Macht nach ihrer eigenen innwohnenden Beftim- 
mung angeordnet, in ihrer eigenen Wurzel feftgegründet ift, 
fo kann es fich nicht fehlen, daß fie auch das rechte Ver: 
haͤltniß und die rechte Wirkung gegenüber den andern hat. 
Es ift daher in diefer Anlage der Verfaffung auch jenes fo: 
genannte Gleichgewicht Der Gewalten gefichert, foweit es 
durch Einrichtung gefichert werden kann, obwohl dieß nicht 
das Princip und der Beflimmungsgrund Derfelben feyn kann. 
Das ift aber nicht ein ſolches Gleichgewicht, daß jede Macht 
die andere in ihrer Thaͤtigkeit hemme, Damit durch Neutra= 
liſirung derfelben der Unterthan von Feiner leide; fondern 
daß jede in ihrer Sphäre ungehemmt, dennoch abgehalten 
bleibe, fie zu überfchreiten, und die andern in der ihrigen zu 
Stahl, Rechtsphil. IL. 2. 12 
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ſtoͤren. Es haben die Stände nicht die Mittel und die Ver: 
fuchung, die monarchifche Gewalt zu untergraben und umge: 
Fehrt der Monarch nicht die ſtaͤndiſche; wenn jenen die Sphäre 
des Schußes und der Vertrefung rein und feft gefichert ift, 
diefem die der Regierung. Da alle Macht im Staate zuletzt 
aus dem Willen und der Ueberzeugung des Volfes thatfäch- 
lich ihre Stärke zieht, fo beruht ,diefe Sicherung der verfchie: 
denen Mächte der Staatsverfaffung haurtfächlich darauf, daß 
jede nie genöthigt fey, fir Erhaltung ihrer Etelung zu un— 
gefestichen Mitteln zu greifen, fondern im Gegentheil die Ver— 
letzung von der andern Seite fi) auch gleich außerlich als 
Verlegung entjchteden Fund gebe. So 3. Be wäre die Ne 
aterung nicht gegen die Stände gefchüßt, wenn dieſe durch 
williuhrliche Steuerverweigerung fie in die Nothwendigkeit 
ſetzen konnten, fic) Steuern gegen das Geſetz verſchaffen zu 
müuſſen. Die Staͤnde wären nicht gegen Die Regierung ge— 
ſchuͤttzt, wenn der König eine Anklage uͤber Berfatungsver- 
lehung nach feinem Ermeſſen verweigern dürfte, fo daß auch 
ungerechte Verweigerung formell als Recht erſchiene. — 
Die conſtitutionelle Theorie, die immer davon ausgeht, 
daß das Volk, d. i. die Maſſe der Unterthanen, das wahre 
und rechtmaͤßige Subjekt der Gewalt iſt, muß das natuͤr⸗ 
liche Verhaͤltniß zwiſchen König und Staͤnden geradezu um⸗ 
kehren. Sie macht die Staͤnde zum Souveraͤn, den Koͤnig 
zur bloßen beſchraͤnkenden Macht gegen ſie. Sie ertheilt 
daher den Ständen die gefeßgebende Gewalt (damit das 
Recht der Initiative), dem König bloß die Zuſtimmung (das 
veto)*). Sie ertheilt ihnen die Regierungsgewalt, fie läßt 


*) Auf eine merkwürdige Weife zeigt fich diefe Umkehrung in 
Franfreih. Durch die Sonftitution von 1791 trat die Ka, 





IH. Abſchn. X. Kap. Wirkungskreis der Standſchaft. 179 


nemlich das Regierungsfuftem durch die Kammern beftimmen, 
indem die Minifter, die ihrem Syfteme nicht buldigen, ab: 
treten follen. Sie ertheilt ihnen endlich die oberfte Autorität 
und Gewalt, daß überall ihr Wille Durchdringe, und fie zu 
nicht3 gezwungen werden fünnen, indem fie: ihnen das all: 
mächtige Mittel der Steuerverweigerung in die Hände legt, 
und das Anklagerecht auf eine Weife ausdehnt, daß die Mi: 
nifter nur in ihnen ihren Oberherrn erkennen müffen. Sie 
macht jeden At des Königs, felbft feine Thronrede, in der 
Perfon der Minifter den Ständen verantwortlich, die Stände 
aber laßt fie durchaus nur Gott und ihrem Gewiffen über 
den Gebrauch ihrer Gewalt verantwortlich feyn. — 

Die Theorie der Haller’fhen Schule hält die Stände 
in der Gränze der Vertretung; allein nach der privatrecht: 
lichen Bedeutung, die fie der Vertretung unterlegt, befchränft 
fie ihren Wirkungskreis auch auf das Private und Zufällige, 
und fchließt die Vertretung von dem Deffentlichen, von der 
Herrfchaft, der fie ihrer wahren Natur nach gegenüber ftchen 
fol, aus. Sie fpricht den Ständen die Prüfung des Staats: 
haushaltes ab, und ertheilt ihnen nur die Bewilligung ein- 
zelner Steuern, die nicht vom Fürften (auch privatrechtlich ) 
fchon erworben find. Sie fpricht den Ständen die Zuftim: 
mung zu Gefeßen ab, außer fo weit die Gefeke folche als 
Privatrechte erworbene mithin auch zufällige Standesgerecht: 
fame (jura singulorum) betreffen. Sie muß conſequent 
die Nothwendigkeit, ſowohl den Souveraͤn ſeiner oͤffentlichen 
Majeſtaͤt willen unverantwortlich, als die Ausuͤbung der 


tionalrepraͤſentation voͤllig in die Stelle des Koͤnigs nach 
aͤlterer Verfaſſung, und der Koͤnig in die des einregiſtriren— 
den Parlamentes. 

X 


⸗ 
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Negierungsgewalt verantwortlich zu ftellen, igroriren, und 
vielmehr bey DVerlekung durch die Negierung, wenn anders 
nicht aller Schuß dagegen fehlen fol, ein Rechten der 
Stände mit dem Fürften wie bey einem Privatproceffe feft: 
feßen, wo denn entweder die Gerichte die lekte Autorität 
werden müffen, oder, nach Haller’3 eigener Meinung, 
der gewaffnete Widerftand. 


Eilftes Kapitel, 
HılDuno 


Princip der Nepräfentation. — Die zu repräfentivenden Stände. — Die Res 
präfentanten. — Mahlredt. — Wählbarkeit. — Wahlhandlung. — 
Mandate der Wähler. — Die Berfammlung der Stände (Curien — 
zwey Kammern — eine Kammer). — Vermennie, periodifche, willkühr⸗ 
lich zu berufende Verfammlungen. — Linverleglichfeit der Repräfentan- 
ten. — Deffentlichfeit der Verhandlungen. — Einwirkung des Konigs 
auf Bildung der Standſchaft. — — Bildung der Volksbertretung nach 
der conftitutionellen Theorie — nach der Haller' ſchen Theorie, — 


Die Bildung der Standfchaft beruht auf dem wahren 
Gedanken der Repräfentation, daß ste nicht das Volk felbft 
als Menfchenmaffe fondern das volllommene Wefen 
des Volkes dDarftellt*). Das Volk ift aber feinem We: 
fen nach) ein organifches Ganzes, eine Gliederung von Stän- 


*) Der König feinerfeits ift nicht NRepräfentant des Volkes 
fondern Repräfentant des Staates, der von Gott einge: 
festen Anſtalt der Herrſchaft. Er ftelt daher das voll: 
Eommene Wefen der Herrjchaft wie jene des Volkes bar, 
die Perfonlichkeit und die Urfprünglichkeit derfelben. 
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den, das ift von Berufszweigen und Berufsgenoffenfchaften 
und von räumlichen VBerbindimgen, namentlich Ortögemeinden. 
Sene und diefe gegeneinander ftehen wieder in beftunmter Be- 
ziehung*), zufammen find fie die politifhen Stände 
Meder die Berufsgemeinfhaft für fich, noch die Ortsgemein- 
ſchaft allein bildet den politifchen Stand, fondern beyde zu: 
mal in diefer ihrer beftimmten Beziehung. Es müffen daher 
bey der Volksvertretung nicht die einzelnen Menfchen repraͤſen— 
firt feyn, fondern die Stände. Allerdings ift das Volk zu: 
gleich auch eine Menge von Perfünlichkeiten, von Staats— 
bürgern, und es find Rechte und Intereffen zu vertreten, 
die ohne Beziehung auf ftändifchen Beruf oder Drtöverband 
allen Staatsburgern gemein find, Allein weil diefe Nechte 
nicht außer den Ständen liegen, fondern gerade jeder fie 
theilt‘, fo find fie durch die Stände mit verfreten, und be 
dürfen ‚nicht einer eigenen Vertretung. Die ftaatsbürger: 
liche Vertretung tft im Allgemeinen und Weſentlichen durch 
die ftandifche fehon gegeben, und nur einzelne Modificationen 
und Durchbrechungen des ſtaͤndiſchen Princips koͤnnen in 
Ruͤckſicht auf ſie eintreten. Die Staͤnde aber muͤſſen nach 
dieſem Gemeinden und Genoſſenſchaften bilden**), daß fie 
auch auſſer der Vertretung eine politifche Eriftenz haben. Es 
follen im Staate nicht bloß ſtaͤndiſche Intereſſen, fondern 
wirkliche Stände beftchen (Harthaufen), dann werden 
auch nur wirkliche Stande vertreten werden. — | 

Zu den Ständen des Volkes gehören num bloß jene 
Berufsarten, welche als nothwendige und ergänzende Glieder 
mit einer beftimmten Wirkung in das ganze Dafeyn des 


) I. Abtheilung ©. 294 folg. 
°») 1. Abtheilung S. 322. 
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Volkes eingreifen, außerdem find fie bloß Privateriftenzen 
z. B. Kuͤnſtler, Literaten, Capitaliften als ſolche, auch 
Aerzte in politiſcher Beziehung, ſoweit ſie nicht an der Stadt— 
gemeinde etwa Theil haben, ja jedes einzelne Gewerbe, denn 
Gewerb und Handel bilden nur in ihrer Totalitaͤt und oͤrt— 
lichen Verbindung ein Glied im Volksdaſeyn, ſind daher nur 
inſofern ein politiſcher Stand. Ferner bloß jene, welche eine 
von der Regierung unabhaͤngige Stellung (im Ganzen oder 
doch in gewiſſer Beziehung) haben, nicht die, welche ſelbſt 
nur Organe der Regierung ſind z. B. Staatsdiener, Militaͤr. 
Dieſe ſind keine Volksſtaͤnde, und eine Vertretung derſelben 
gegen die Regierung wuͤrde ihrer Natur widerſprechen. Die 
wirklichen Volksſtaͤnde ſind daher folgende: 

Der Adel, zunaͤchſt der hohe*) oder Reichsadel, dann 
der niedere Adel in ſeinen Provinzialgenoſſenſchaften. 

Der Buͤrgerſtand, der Stand des Gewerbs und 
Handels, in den Stadtgemeinden mit Unterſcheidung der 
Haupt= und der Landftädte. 

Der Stand der Bauern und Deconomen in 
den Landgemeinden und Eleinern Städten. Ein fcharf ab: 
gefchiedener Bauernſtand, der alle Landeigenthümer außer 
dem Adel umfaßte, befteht nicht mehr. Es hat fih ein 
Stand freyer und größerer Grundbefiger außer dem Adel 
gebildet, der in Feiner Weiſe unter den alten Begriff des 
Bauern mehr paßt. Es ift daher unmöglich, daß neben 


*) Es verfteht ſich von felbft, daß ich hier ‚„„hohen Adel‘ nicht 
in dem beftimmten pofitiven Sinne des deutfchen Staats 
rechtes verftehe, fondern allgemein fo weit in der Natur der 
Sache ein folcher Unterfchied begründet ift. Vrgl. I. Abth. 
SIT u 38. 
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Adel und Bürger bloß der Bauer in diefem alten Begriff 
vertreten ſey. 

"Der geiftlihe Stand. Er ift fowohl Vertreter Der 
geiftlichen Richtung im Bolfe, als auch Vertreter der Kirche, 
die eine große Körperfchaft (wiewohl von ganz anderer Art 
als dies Gemeinden) im Staate ift, und in ihren weltlichen 
Beziehungen won ihm beherrſcht wird, daher einer Vertretung 
bedarf. Die Kirchenverfaſſung, Die religiös wichtigen Ver: 
haͤltniſſe, die zugleich eine bürgerliche Seite haben, z. B. die 
Eye, ja der ganze reliatöfe Zuftand ift unter die Negierung 
geſtellt, und muß demnach auch Sache der Vertretung, ſo 
wohl der ſtaͤndiſchen Zuſtimmung als der ſtaͤndiſchen Wuͤnſche, 
ſeyn. Dieſes Alles repraͤſentirt aber nur der —* Stand. 
An ihn ſchließt ſich: 

Der Lehrſtand. Ihm gebuͤhrt eine IRRE 
foweitser eine felbfiftändige Eriftenz und Wirkſamkeit hat, 
alſo in den Univerfitäten. » Sie bilden, ungeachtet der in un- 
jerer Zeit eingetretenen Beſchraͤnkung, doch immer noch felbft- 
ſtaͤndige oGorpprafionen durch die eigene Verwaltung ihres 
Vermögens, das Zugeſtaͤndniß ihrer Statuten, die unabhän- 
gige Mimdenertheilung, die Lehrfreihsit u. f. w., und fie 
greifen wefentlich in das Dafeyn des Volkes ein, weil fowohl 
der Charakter der Bildung überhaupt, ald die Art, die Etel- 
len im Staat und Kirche, die höchften Berufsarten im Volks— 
leben zu verfehen, durch fie beftimmt werden. Und fie find 
von jeher hierin als eine felbfiftändige Macht des Geiftes 
und der Intelligenz, wenn fie auch unter der Oberleitung 
der Regierung ftehen, anerkannt. 

Die Intelligenz und Bildung als folche begründet Feinen 
Stand im Staate, fie muß eine Fürperhafte Eriftenz d. i. 
einen Beruf der beftimmten Wirkſamkeit haben, wie die 
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beym geiftlichen Stand und dem Lehrftande der Fall ift, 
fonft gebührt ihr Feine Vertretung. 

Es koͤmmt alfo nicht den einzelnen Menfchen zu repräs, 
fentirt zu werden, fondern nur den Ständen. Es ift aber 
eben fo nicht das Grundeigenthum, welches allein dazu be- 
rechtigt, wie nach der Altern Anficht, fo daß felbft die Kirche 
und die Univerfitäten nur in ihrer Qualität als Grundeigen- 
thuͤmer zum Randtage Famen, oder die Vafallenfchaft, wie 
im englifchen Parlament, fo daß auch die Prälaten und die 
Städte zuerft als Vafallen zugezogen wurden. Auch nicht 
die Bejteuerung tft das Fundament der Repräfentationz denn 
es darf nicht das materielle Intereffe (das Vermögen) allein 
als reelles Intereffe gelten, fondern es gibt auch außer’ der 
Beſteuerung noch pofitive reelle Intereſſen, welche von der 
Regierung getroffen werden und der Vertretung bedürfen 
z. B. dad der Kirche. Wohl aber wird die Befteuerung 
haufig ein Kennzeichen feyn, daß ein Beruf mit reeller Exi— 
ftenz in das Volk eingreift. Die Standfchaft gruͤndet fich 


allſo nicht auf das Menfchenrecht oder das Staatsbürgerrecht, 


und nicht auf Die Befteuerung, fondern, wie das Wort felbft 
darauf hinmweift, auf die Qualität al3 politifher Stand. 

Da die Stände und nicht die Menfchenmaffen vertreten 
werden follen, fo muß auch die Vertheilung der Wertreter- 
zahl nicht nach der Menfchenzahl der Stände gefchehen, fon- 
dern ihr inneres Gewicht in Betracht kommen, ſo daß daf- 
felbe Verhältniß von Macht und Bedeutung, mit welchem 
die Stände in dem Volksleben felbft gegeneinander ſtehen und 
ftehen follen, auch bey der Vertretung angeftrebt wird. Es 
(äßt fih nun allerdings nichts voraus fagen, wie in Deutfch- 
land das Verhältniß der Stände in Zukunft gegeneinander 
fich feftfegen wird, insbefondere das des Adels, wenn ber 
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Zug, der bisher mit zu feiner Auszeichnung gehörte, die rit⸗ 
terliche Sitte immer mehr theild aufhört theils Gemeingut 
wird. Unter allen Verhältniffen aber bleibt es Anforderung 
der politifchen Einrichtung, daß die Erbmacht des Grundbe- 
fies und die Kirche eine ſtarke geficherte Vertretung erhalten 
gegenüber der großen Bevölkerung in Stadt und Land, nicht 
bloß um der Stetigfeit willen, fondern auch damit das üf- 
fentliche Leben nicht der materiellen und profanen Richtung 
einfeitig verfalle. — — 

Die Auserlefenen eines jeden Standes, die ihn wirklich 
in der wuͤrdigſten Weiſe repraͤſentiren, ſollen die Volksver— 
tretung bilden. Bey dem Stande des Reichsadels ſind dieſe 
nun von ſelbſt gegeben. Denn der ganze Stand beſteht nur 
aus Auserleſenen, aus den wenigen Familien, die durch Ver— 
moͤgen und hiſtoriſch uͤberbrachtes Anſehen im ganzen Reiche 
hervorragen, ja in der erſten Zeit war deßwegen der hohe 
Adel allein Repraͤſentant und Vertreter der ganzen Nation. 
Hier iſt daher eine Auswahl unſtatthaft. Der ganze Stand — 
das Haupt einer jeden Familie — nimmt Theil an der Ver— 
tretung. Der neue Eintritt in ſolchen ausgezeichneten Stand 
kann aber nie ohne Ertheilung des Koͤnigs geſchehen. — Bey 
den uͤbrigen Staͤnden hingegen muͤſſen die Vertreter erſt aus— 
geleſen, es muͤſſen die erſt bezeichnet werden, welche wegen 
ihrer ausgezeichneten. äußeren Lage und wegen ihres Eifers 
für daS gemeine Beſte und ihrer Einficht in daffelbe als 
Repräfentanten des Standes gelten Tonnen. Sie zu bezeich- 
nen, koͤmmt dem Stande felbft zu, die Glieder deffelben ha- 
ben den Repräfentanten zu wählen. Es haben die Stan- 
desgenoffen das zuverläfigfte Urtheil, wer das Beſte des 
Standes wolle und fahig fey, es zu vertreten. Sodann be 
vubt das ganze Amt der Vertretung als ein Mittleramt 
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außer der: fächlihen — in der Stellung liegenden — Ge 
meinfchaft mit den Vertretenen auch noch weſentlich auf 
ihrem Vertrauen. Die Bertrauen aber bewährt fich durch 
die Wahl. — Die ältere Zeit Fonnte bey den großen vol: 
len Landtagen die Wahl entbehren. Der Adel und die Prä- 
laten hatten perſoͤnliche Standfchaft, fie ‚vertraten zunachft 
nur ſich felbft, und die Städte wurden auch am füglichften 
durch den Bürgermeifter vertreten; denn die Negierung traf 
Damals nur das Ganze der Stadt, nicht die einzelnen Buͤr— 
ger unmittelbar, gemäß der ftadtifchen Autonomie, das 
Ganze aber reprafentirt füglich der Obere gleichwie ein Fürft 
fein Land. ES ift aber ein Fortfchritt, daß nichtmehr die 
DOptimaten von felbft Nepräfentanten des ganzen Volkes 
find‘, »fondern das perſoͤnliche Bertrauen als entfchetdendes 
Moment hinzukoͤmmt. Wo jest die ſtaͤndiſchen Obrigkeiten, 
die Haͤupter der Genoffenfchaften aus diefen felbft durch Wahl 
hervorgehen und fortwährend von ihrer Wahl abhaͤngig find, da 
allerdings Fönnen fie auch jest noch als natürliche Vertreter 
ihres: Stendes gelten. Doc ift auch dann die Wahl nicht 
unzweckmaͤßig; denn derfelbe, der am’ geeignetften tft, zu ver: 
weiten, ift nicht immer der geeignetefte,) zu vertreten. Da— 
gegen vaber Standes- und Gemeinde» Obrigkeiten;ı die von 
der Regierung gefeht find, oder die zwarı won dem Stande 
gewählt werden, aber einmal gewählt e8 für immer bleiben, 
geben Feine Probe des fortwäahrenden perfünlichen Vertrauens. 
So wie der dritte Stand eintritt, ift die Wahl auch ſchon 
factifch unvermeidlich. Hier koͤnnen die Häupter der Corpora- 
tionen nicht mehr von felbft ald Nepräfentanten bezeichnet feyn, 
da viele Corporationen zufammen durch Einen Mann reprafen- 
firt werden. — Die Wahl hat nun aber hiernach Feineswegs 
die Bedeutung der Bevollmächtigung, Abordnung oder der 
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Ernennung, fondern die des Vertrauens, des Glaubens an 
den Eifer und die Fähigkeit. Es ift Feine mandirte Gewalt. 
Die Wähler find nicht der Höhere über dem Gewählten, fie 
fegen durch ihre Wahl feine Macht nicht erſt ein, und fliehen 
fortwährend über ihm, fondern fie fuchen fi) durch die 
Wahl nur den aus, der zu ihrem Schuße an der höhern 
Macht der Vertretung Theil nehmen fol. Es ift ähnlich 
wie im alten Rom die verbündeten Städte fi ihren Patron 
ausfuchten, wie in der chriftlichen Kirche jeder feinen Beicht- 
vater wählt. — Auch ift der Gedanke ferne zu halten, als 
follte die Theilnahme an der Wahl den einzelnen Menfchen 
ein Erfaß dafür feyn, daß fie wegen ihrer Maffe nicht felbft 
zum Landtag kommen fünnen. Die Menge ift nicht deß— 
wegen vom Landtag ausgefchloffen, weil es factifch unmög- 
lich ift, fie beyzuziehen, fondern weil fie nicht ald wahre Re— 
präfentation des Volkes und feiner Intereffen gelten Fann. 
Danach wird man es weder für eine Anforderung halten, 
daß das Wahlrecht je mehr defto beffer ausgedehnt werde, 
noch für eine Zaufchung des ganzen Inſtituts der Volks— 
vertretung (Bollgraff), daß die Theilnahme an der Mahl 
für die eigene Ausfchließung wirklich Fein Erfaß if. Danach 
ift eS ferner auch hinreichend, wenn nur die Wahl im Gan— 
zen auf dem Bertrauen des Volkes ruht, und es koͤmmt 
nicht darauf an, daß die einzelnen Menfchen fich fagen koͤn- 
nen: Dieß ift mein Einfluß und mein Antheil dabey. 

Der erfte Grundfas für die Neprafentation ift alfo die 
Einheit der Vertreter mit den zu vertretenden SIntereffen der: 
Sache nach, und zwar daß diefelben in ausgezeichneter Weiſe 
ſich in ihnen vepräfentiven, der zweite aber ift das Vertrauen 
der zu Vertretenden. Beydes liegt nothwendig im Wefen 
der Repräfentation und der Vertretung, jenes aber ift das 
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Erfte und Unerläglihe. — Das Recht, die Vertreter aus 
jeglihem Stande zu wählen (Wahlrecht, aktive Wahlfa: 
higfeit) haben demnach die Glieder diefed Standes. Hierzu 
wird erfordert, daß Semand mit feinem Lebensberufe, mit 
feiner vorherrfchenden Stellung dem Stande, fohin auch 
der Corporation, der Gemeinde angehört, die Standesange- 
hörigfeit im firengen Sinne, fodann aber bey den Vermoͤ— 
gensſtaͤnden noch ein gewiffer Beſitz, der durch feine Art 
(Adelsgut, Grundeigenthbum, Haus) dem Stande angehörig 
acht und durch feine Größe eine Bürgfchaft gewährt, daß 
des Wählers eigenes Intereſſe vom öffentlichen Mohlbeftande 
abhänge. Ohne das Lektere hat ein Standesglied Feine Zu: 
verläßigkeit, ohne das Erftere aber ift Semand nicht Stan: 
desglied. Die fachliche Ruͤckſicht iſt die erfte, es follen die 
wahren WVolköintereffen nicht der Menge, welche fie nicht 
theilt und nicht verfteht, preisgegeben, ſondern durd) 
weife Beſchraͤnkung des Wahlrecht3 gefichert werden. So 
weit aber diefe Sntereffen nicht mehr gefährdet find, tritt die 
perfönliche Nückficht ein, daß jeder einem Tandtagsfähigen 
Stande Angehörige (unmittelbar oder mittelbar) Wahlrecht 
halte, und fein Vertrauen mit entfcheide. Ein mittlerer 
Mahlcenfus, daß nicht bloß die Neichen aber doch nur Die 
Vermoͤglichen Theil haben, ift angemeffen. Mag man ihn 
nach der Steuer oder nach den Einkünften bemeffen. Diefe 
ausgedehntere Theilnahme und der Wahlcenfus koͤnnen aber 
auch infofern umgangen werden, daß man in den Stadt: 
und Landgemeinden das Wahlrecht in die Hande der Per: 
fonen legt, welche die Gemeindeämter befleiden, vorausge— 
fest, daß diefe felbft von der Gemeinde gewählt find, fo daß 
das Vertrauen der gefammten Gemeinde doch immer der 
unterfte Grund der Nepräfentantenmwahl bleibt. 
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Die Fähigkeit, als Vertreter gewählt zuwerden (Waͤhl— 
barkeit, paffive Wahlfähigkeit), muß auf diefelben Bedin- 
gungen fich gründen, wie das Wahlrecht: auf Standesan- 
gehörigfeit. und wo dort auch hier auf Beſitz. Bey den 
Städten koͤnnte auch ein Gemeindeamt bis auf gewiffen Grad 
den Wahlcenfus erfeßen. — Das perfünliche Vertrauen) der 
Wähler gibt zwar die Entfcheidung, aber das in der Sache 
liegende Bertrauen ift die nothiwendige Vorbedingung, dieß 
allein gewährt die objektive Bürgfchaft, daß reelle Intereffen 
vertreten werden, nicht theoretifche Meinungen. Diefe Burg: 
ſchaft iſt nöthig für das Volk und Fann gefordert werden 
für die Regierung. - ES ift nicht hinreichend, die Garantieen 
bloß bey den Wählern zu fuhen (Würtemberg), ihr Urtheil 
kann irren, und auch wenn es richtig iſt, koͤnnen die Ge: 
wählten Später umfchlagen, nur das füchliche Intereffe der Ge— 
wählten gibt Gewähr. Ja es muͤſſen eher ftärfere Gavantieen, 
höhere fächliche Qualificationen bey den Wählbaren gefordert 
werden als bey den Wahlberechtigten*). Durch den Mann 
ſeines Vertrauens vertreten zu werden, kann als Recht jedes 
Standesangehoͤrigen gelten, aber einen Stand zu repraͤſen— 
tiren gehoͤrt eine Auszeichnung, nicht. bloß eine perſoͤnliche, 
fondern auch eine fächliche. Aber nicht bloß die Garantie 
des Vermögens überhaupt muß geſucht werden, fondern we— 
nigftend in. der Negel die Angehörigkeit an den beſtimmten 
Stand., Wer einem Stande gar nicht angehört, kann natur= 
gemäß auch nicht Nepräfentant deffelben ſeyn. Die Glieder 
eines Standes haben zu wählen, und fie müffen in der 
Kegel aus ihrer Mitte wählen. — Der deutfchen landſtaͤn— 


*) Sn dem liberalen England verhält fich der Genjus der Wähle 
barkeit zu dem des Wahlrechts immer nody wie 60 zu 1. — 
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difchen Verfaſſung war es bis auf die franzöfifche Revolution 
fremd, daß ein Stand durch jemanden, der nicht felbft Mit: 
alied defjelben war, vertreten werde. In der Gurie der 
Kitter konnten nur Ritter fißen, in der der Städte faßen 
Bürgermeifter u. ſ. w. Auch für die engern Landtagsaus- 
fchüffe, die feit dem 16. und 17. Sahrhundert an die Stelle 
der Landtage zu treten pflegten, gilt dieß. Selbſt Bevoll: 
mächtigte, wo folche auf den Landtag gefchieft werden durfe 
ten, mußte der Berechtigte aus feinem eigenen Stande neh: 
men. Syndici und Advocaten aber find nicht Landſtaͤnde. 
Dagegen in England beficht das ganze Unterhaus bloß 
aus Grundbefikern, felbft die Vertreter. der Städte müffen, 
geringe Ausnahmen abgerechnet, große Grundbefißer feyn. 
Dieß beruht darauf, daß der englifchen Parlamentsverfaffung 
nicht wie der deuffchen mehr das ftandifche fondern mehr 
das Lehnsprincip zu Grunde liegt. Es bildet aber den Ue— 
bergang zu jener Vermengung aller Stände, wie die Revo— 
lution in Frankreich fie bewirkte, und die Neftauration fie 
beließ. In Deutfchland ift gewiß die Beybehaltung der flan- 
difchen Gliederung das Nechte. Sie muß die Grundlage 
bilden. Nur find die Stände felbft nicht mehr weder fo 
ſcharf begränzt, noch fo eng. gefchloffen, und ed müffen Un- 
terbrechungen des ftändifchen Princips durch das flaatsbür- 
gerliche zugeflanden werden, gleichwie jest die Nationalitäten 
durch das chriftlih kosmopolitiſche Princip unterbrochen 
werden. Die Befchränkung. der Wahlen auf die eigenen 
Standesglieder ift von geringerem Nachtheil für die Fähigkeit 
der Standfchaft, wenn dieſe ihrem wahren Berufe gemäß 
nicht die Gefeßgebung fondern die Vertretung zum Gefchäfte 
hat. Sollte nach der Befhaffenheit des Volkes fih auch 
hiefur nicht genug Fähigkeit jünden, dann freylich muß man 
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die Schranke relativ erweitern, einem Stande zugeftchen, 
daß er aus einem andern wähle, namentlich dem Stande 
der niedern Landeigenthümer, dieſer fucht dann bey Gliedern 
höherer Stände: die Fähigkeit der Vertretung zu feinem Nechte 
der Bertretung. Niemald aber darf man für: die paffive 
Wahlfähigkeit die Nequifite abfolut aufheben, folche, die gar 
feinem wahlberechtigten Stande angehören (Rechtepractifan- 
ten, Sournaliften), für wahlbar erklären. Aus Dderfelben 
Ruͤckſicht ſchon müßte die Wählbarkeit der Staatsbeamten zu 
läßig werden, wenn fie gleich ihrer worherrfchenden politifchen 
Stellung nach — die Adelichen vielleicht ausgenommen — 
mehr dem Dienfte der Regierung, als dem Stande, unter 
dem fies etwa nach ihrem Befisthume fich einreihen, ange: 
hören. Es spricht aber für ihre Zulaßigkeit auch, daß fie 
in’Deutfchland nicht bloß Werkzeuge der Regierung, fondern 
durch ihrerpragmatifchen Rechte oder die Sitte ihrer Unent: 
fernbarfeit zugleich ein Stand. geficherter ſelbſtſtaͤndiger Man 
ner find, die außerdem vielfach zur Vertretung des Volkes 
bey den oberſten Beamten berufen find. Sie find: befonders 
geeignet, Diesallgemeinen ftaatsbürgerlichen Nechte: und In— 
teveffen zu vertreten, und die Waͤhlbarkeit der Staatsdiener 
— die man immerhin befchränfen kann — ift daher die 
wichtigjte und angemefjenfte Durchbrechung des ftändifchen 
Prineips zu Gunften des fiaatsbürgerlichen *). — Auch die 
Bezirke, namentlich die Provinzen follen ihre Nepräfentanten 


— — — — 


*) Uebrigens wurde auch ſchon lange vor der Revolution der 
landesherrliche Dienft nicht (mwenigftens nicht in allen Laͤn— 
dern) als Hinderniß der Landftandfchaft betrachtet, wenn 

* gleich in Älterer Zeit diefe beyden Qualitäten für unvers 
einbar galten, 
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der Mehrzahl nad) aus ihrer Mitte wählen; denn auch das 
Provinzialintereffe ift verfchieden, aber nicht fo fehr, als das 
des Standes. Hier find daher Ausnahmen um fo zus 
läßiger*). — 

Die Wahlhandlung ift denn auch von der — 
noſſenſchaft (Adel — Geiſtlichkeit) oder Gemeinde (Staͤdte) 
in ihrer ſonſtigen Gliederung und perſoͤnlichen Verſammlung 
vorzunehmen. — Allein dieſes iſt nicht ausfuͤhrbar bey den 
Staͤnden, die aus ſo zahlreichen Ortsgemeinden beſtehen, 
daß auf viele zuſammen nur Ein Repraͤſentant kommen 
kann, alſo vornehmlich den kleinern Staͤdten und Landge— 
meinden. Wie koͤnnte jedes Dorf einen Abgeordneten ſchicken? 
Es iſt hier nur Bezirksvertretung moͤglich, und der Bezirk 
beſteht zwar aus Corporationen, iſt aber nicht ſelbſt eine ſolche. 
Hier wird daher nicht die Corporation, ſondern der Stand 
und das ſtaͤndiſche Intereſſe repraͤſentirt; aber doch ein wirk— 
licher Stand, nemlich der außerdem aus Corporationen be— 
ſteht. Das Grundeigenthum iſt auch von der Art, daß ſein 
Intereſſe nicht in derſelben Weiſe in den Torporationsver— 
band verwebt iſt wie das des Gewerbes und Handels. Der 
Landmann intendirt vorherrſchend Schutz ſeines Eigenthums, 
der Staͤdter zugleich Schutz der ſtaͤdtiſchen Einrichtungen, 
der Vortheile des ſtaͤdtiſchen Gemeinweſens. — Es entſteht 
aber hierbey uͤberhaupt die Schwierigkeit, daß bey einem ſo 
zahlreichen Stande ſowohl die Wahlverſammlung mißlich iſt, 
als daß die gegenſeitige Bekanntſchaft der Waͤhler fehlt. 

Eine 


*) In England iſt die Beſchraͤnkung der Wahl auf den Bezirk 
Thon feit lange abgefommen, die Gonftitutionen Frankreichs 
wechfelten hierüber die Principien, einen Mittelweg endlich 
feste die von 1814 Art. 42 feft. 


a, 
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Eine Wahl aber, bey der die Wähler die Wahlbaren nur 
theilweife kennen, if eine Unnatur'; denn das Nefultat der 
Wahl ift dann nicht Folge des gemeinfamen Vertrauens, 
fondern des Zufalls. Schon diefe Schwierigkeit mußte in 
Frankreich — auch wenn man gar nicht die Abficht gehabt 
hätte, die große Maffe von der Wahl auszufchliegen — zu 
der vermittelten Wahl führen, daß man zuerft in klei— 
nern Kreifen (Primärverfammlungen) Wahlmänner, fodann 
erft von diefen, die fofort wieder zufammentreten, die Ne 
präfentanten wählen läßt. Mit dem Eintritte des dritten 
Standes und dem Principe allgemeiner oder doch weit aus: 
gedehnter Waͤhlbarkeit ift die vermittelte Wahl unvermeidlich. 
Selbft wenn: nur die Gemeindeobrigkeiten das Wahlrecht 
üben, wie 3. B. in Bayern, Hannover, wird man nicht 
darüber hinausfommen. Abgefehen nun davon, daß bey der 
vermittelten Mahl der Einfluß der erften Wähler auf das 
Endrefultat beynahe gänzlich verfchwindet, hebt fie jene 
Schwierigkeit nur feheinbar. Denn das Zuſammenkommen 
der Wahlmanner bloß zum Wahlakte gibt noch Feine genen- 
feitige Befanntfchaft *). — In England bedarf es deshalb 
feiner vermittelten Wahl, weil der Cenſus der Wahlbarfeit 
fo hoch ift, daß die Wählbaren gewiß befannte Männer find. 
Es wählen dort zwar alle Gutsbefiger, aber fie wählen den 


*) Tadellos wäre allerdings die Vermittlung, wenn fie nicht 
bloß eine Stufenfolge von Wahlhandlungen, fondern zu— 
gleich von Wahlämtern bildete, nemlich daß durch die Orts- 
gemeinden die Vrovincialftände, durch diefe die Landſtaͤnde 
gewählt würden. Allein es ift auch nicht ausführbar, weil 
die Provingialftände fo wenig ja noch weniger als die 
Landftände fo zahlreich feyn dürfen, um fie von Eleinern 
Complexen wählen zu lafjen. 

Stahl, Rechtsphil. IL 2. 13 
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Ritter der Grafſchaft. Man muß daher für Deutfchland in 
den größern Zerritorten entweder vermittelte Wahl haben 
oder die Wählbarkeit für den Stand der Landgemeinden auf 
die Nittergutsbefiger und die andern im ganzen Bezirke durch 
Reichthum und großes Anwefen hervorragenden Befiker be 
Schränken. Letzteres iſt dann auch wieder mißlich), da nur 
das gewöhnliche Vermögen eined Standes, nicht das über 
ihn hervorragende für feine Nepräfentation gefordert feyn 
fan, und die Auswahl an Intelligenz immer geringer wird, 
dann tft der aefammte Adel in Deutfchland ohnedieß geſon— 
dert vertreten. Es handelt fich bier um ein noch ungelöstes 
Problem. Außerdem ift in England die einfache Wahl noch 
erleichtert durch die Eitte der Bewerbung. Allein’ daß ein 
Amt der Auszeichnung und des Vertrauens gefucht werde, 
ift nicht nachahmenswerth. Die Folgen, welche diefe Sitte 
ver Bewerbung um die Parlamentswahl dort mit ſich fuͤhrt, 
bewähren das auch. Nur das kann dem Uebelftande der ver: 
mittelten Wahl entgegenwirken, daß fich durch die ſtaͤndiſchen 
Verhandlungen felbft öffentliche Charaktere bilden, auf welche 
dann die Wahl des ganzen Bezirkes ſchon von Anfang an 
hinausftrebt. 

Inſtructionen und Mandate dürfen den Vertretern 
von den Wählern nicht ertbeilt werden, weil die Vertretung 
eine Macht über dem Wolfe, weil die Wahl nicht eine Be 
vollmächtigung fondern nur ein Ausfpruch des Zutrauens if, 
Es iſt dieß fo wenig zuläßig, als ein Glied der. Kirche, weil 
es den Beichtvater fich wählen darf, deßhalb auch ihm An— 
weifung ertheilen Fan, wie er es leiten, unter welchen Be 
dingungen er ihm die Abfolution ertheilen fol. Durch das 
Zugeſtaͤndniß von Mandaten würde das Volk fich felbft ver: 
treten umd nicht vertreten werden, das iſt gegen fein recht- 
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maͤßiges Verhältniß. Die Folge wäre denn auch, daß die 
Bertretung durch Eigenfucht und Eigenfinn der einzelnen 
Stände und Wahlkreife befiimmt würde, während die wahre 
Volksvertretung über allen Ständen geſtellt, die folcher 
Stellung nothwendige Unbefangenheit und Leberficht behauptet. 
Eine folche Abhängigkeit von dem Eigenfinn. der einzelnen 
Stände müßte jest, wo fo vieles der Zuſtimmung der Stände 
bedarf, alle Regierung unmöglich machen. Da ferner jebt 
der Mittelpunkt des ftandifchen Wirkungskreiſes nicht die Be: 
wiligung von Eteuern fondern die Prüfung des Staats: 
haushaltes ift, fo fallen in der Hauptfache fchon von felbft 
die Mandate weg; denn ob man mehr Geld geben will 
können auch die Entfernten berathen, aber Einficht von dem 
Budget nehmen, und die Verwendung der vergangenen Pe 
riode prüfen, das Fünnen nur die Anwefenden. — — 

Wie das Volk ein Ganzes ift, wenn gleich aus Stän: 
den gegliedert, und als ein Ganzes von der Negierung be— 
herrſcht wird, fo muß auch die Volksvertretung, wenn gleich 
aus den Ständen hervorgehend, dennoch nur Eine ſeyn, und 
als Eine der Regierung gegenüberftehen. Die ältere Theilung 
in Eurien, nach welcher jeder Stand für fi) allein mit 
der Regierung über feine Steuern, Rechte, Freiheiten unter: 
handelt und abfchließt, entfpricht nicht demWefen der Volks— 
vertretung. Das Volk ift eine Einheit von Ständen, nicht 
ein Aggregat gefonderter Stände. Ste entfpricht auch nicht 
dem Wirfungskreife, den jest die Volfövertretung hat, und 
derihr fowohl nach ihrer Natur, als nach den übrigen Staats: 
einrichtungen der Gegenwart zukommt. ES find jeßt nicht 
mehr bloß ftändifche Freyheiten, es find auch allgemein ſtaats— 
bürgerliche Nechte zu vertreten. E3 find nicht mehr bloß die 
jura singulorum, ſondern der ganze öffentliche Rechtszu— 

ee” 
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fand zu fehüßen. Es koͤmmt nicht mehr auf Benilligung 
einzelner Zufchüffe an, die jeder Stand wohl für fich zufagen 
Fönnte, fondern auf den Staatshaushalt als ein Ganzes 
und hauptfächlih auf die Gontrole der gefammten Verwen— 
dung. Die Befchwerde, die Anklage beruhen großentheils 
auf Gründen, die feinen Stand gefondert betreffen, Unter 
den Gegenftüänden der Vertretung find demnach jekt Die 
meiften und namentlich der fo fehr wichtige und regelmaͤ— 
Bigfte, die Nechnungsablage, von der Art, daß fie allen 
Ständen gemein find. Die Volksvertretung darf fich deß- 
wegen nicht in gefonderte Stände theilen, fie muß überall 
als Eine mit gemeinfamen Befchlüffen der Regierung gegen: 
überftehen. Wie die Negierung jetzt centralifirt ift, fo muß 
auch die Vertretung concentrirt feyn*). 

Eine andere Frage ift es, wie die Stände unter fich zu 
dem gemeinfamen Befchluffe kommen. In diefer Beziehung 
it es das Angemeffene, daß der hohe Adel (im oben bezeich- 
neten Sinne) von den übrigen Ständen gefundert berathe 
und abſtimme, und feine Stimme gegen die der andern zur: 
fammen gleiches Gewicht habe, alfo daß die Volfsvertrefung 


*) Auch der Gedanke, bey Gegenftänden, die vorherrfchend 
einen Stand angehen, nur die Vertreter dieſes Standes 
zu befragen, daß z. B. über ein Culturgefeß nicht die 
Stadtgemeinden und die Beiftlichkeit, über ein Gewerbgefes 
nicht die Landgemeinden und der Adel flimmen, wäre un: 
haltbar. Es läßt fih von den wenigften Gegenftänden 
fagen, daß .fie zunaͤchſt nur einen Stand betreffen, und 


auch, wo diefes der Fall ift, find immer doch mittelbar 


die andern Stände mit betheiligt, aud müßte fchon der 
Streit bey jedem Gegenftande, wer mit zu flimmen habe, 
die Ordnung auflofen. 
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in zwei Kammern fich theilt, Die des Reichsadels und 
die der Gemeinden, und die Stimme beyder erforderlich iſt zu 
einem Beſchluſſe. Dieſe Abſonderung des hohen Adels gruͤn— 
det ſich auf ſeine in allen Beziehungen von den andern 
Staͤnden verſchiedene politiſche Bedeutung und Stellung. 
Denn der hohe Adel bildet die Einheit der Nation und das 
hiſtoriſche Band der Generationen, dem Koͤnige ſelbſt aͤhn— 
lich, waͤhrend die andern Staͤnde mehr die Seite der Aus— 
dehnung und des Lebens in der Gegenwart enthalten. Da— 
durch hat er vorherrſchend das Intereſſe an der Ehre und 
dem politiſchen Anſehen der Nation gegenüber den materiellen 
Intereſſen, das Intereſſe an den, was erſt in der Dauer 
feine Frucht trägt, gegenüber dem augenblicklichen Nutzen, die 
Liebe zur Vergangenheit und Stabilität gegenüber dem Wun— 
fehe nach, oft fcheinbarer, Berbefferung. Auf iyn fallen die 
Thaͤten der Ahnen, er braucht feine Größe und Auszeichnung 
nicht erft durch neue Werke zu begründen, wie die Abgeord- 
neten der andern Stände. Er hat ein Intereffe an dem 
Looſe und der Autorität de Königs und der Minifter — 
aller Großen, wie er felbft aus Großen befteht — und 
Schonung derfelben gegenüber dem Streben, fich gegen die 
politifche Größe und Uebermacht zu fchügen ; eben fo aber 
eine Unabhängigkeit von der Regierung in hoͤherm Grade 
als die andern Stände, Feine Sorge für das Loos feiner 
Nachkommen, daher, wo es gilt, die Fähigkeit, eine zwar 
nie fo heftige aber deflo nachhaltigere Widerſetzung gegen 
Bedruͤckung zu bilden*). Dieg Alles tft nicht eine Verſchie— 


») Die angefehenften Gefchlechter bedeutender Städte koͤnnen 
zwar eine aͤhnliche Stellung haben wie die des Adels, allein 
ſie ſtehen nicht allein, ſondern nach jetziger Einrichtung 
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Denheit einzelner Prärogativen, eine Verfchiedenheit des In— 
tereſſes bey einzelnen Gegenſtaͤnden, fondern eine durchgrei— 
fende Verſchiedenheit der Stellung, die beynahe in allen An— 
gelegenheiten in Betracht koͤmmt. Dieſe weſentliche Seite im 
Daſeyn des Volkes wird nur dann erhalten, dieſe eigenthuͤm— 
liche Weiſe und Kraft der Vertretung nur dann in Wirk— 
ſamkeit gebracht; wenn der hohe Adel eine eigene Kammer 
bildet, daß er nicht von der Mehrheit der andern Staͤnde 
bewältigt werde, ſondern das Urtheil uber alle Gegenſtaͤnde 
von dieſem Standpunkte aus ſich rein herausſtelle, und die 
Macht habe dem Entgegengeſetzten zu widerſtehen. Der hohe 
Adel iſt dann zugleich ſelbſt wieder eine Vermittlung zwiſchen 
der Regierung und der Vertretung der andern Staͤnde, die— 
ſer Nachdruck gegen jene, jener Befeſtigung gegen dieſe zu 
verſchaffen. Dieß Alles wird eingebuͤßt bey Einer Kammer, 
die dann, wenn ſie die Regierung auch nicht ins Unbegraͤnzte 
fortreißt, ihr doch nothwendig eine einſeitige Richtung, einen 
mangelhaften Charakter aufdringt. Vergeblich aber ſucht 
man dieſes Ebenmaaß erhaltender und fortbewegender Kraͤfte, 
das in der Adelskammer von Natur gegeben iſt, durch eine 
kuͤnſtlich mechaniſche Einrichtung zu erſetzen: durch einen 
Erhaltungsſenat, oder, wie jetzt in Frankreich, durch eine 
Pairskammer aus den Notabilitaͤten des Staatsdienſtes u.dgl.*). 
eg ZT 
nimmt die ganze Bürgerfchaft Theil an der Repräfentation 
des Bürgerftandes., — Für die Stellung des Adels über: 
haupt ift höchft bemerfenswerth v. Geisler „über den 
Adelu f. w. Minden 1835, der die Grundfäge, zu 
welchen ich mich hier und im legten Kapitel der erften Ab- 


theilung befenne, theilt, fie aber detaillivter und mehr für 
unmittelbare praktiſche Anwendung durhführt. 


?) Sonderbar ift es, daß das jesige franzöfifhe Oberhaus 





111. Abſchn. XL Kap. Bildung der Standfhaft. 199 


Es ift demnach mit diefer Kammer keineswegs auf eine kuͤnſt— 
liche Eontrebalandrung abgefehen, fondern auf Erhaltung 
zweier durch Die Natur gegebener Beftandtheile und Lebens: 
richtungen de3 Volkes. Eben fo wenig auf Schuß ihrer 
eigenen Rechte, dazu würde auch ein Veto für ihre Präro: 
gativen genügen. Da alfo die befondere Kammer des 
hohen Adels nicht deßwegen befteht, um ihre befondern Vor— 
rechte zu fchügen, fondern um ein beftimmtes Lebenselement 
des Volkes. bey allen Verhältniffen und Fragen zu repräfen- 
tiren, fo ift fie nicht bloß ein fFändifcher Körper (Eurte), 
fondern zugleich auch ein politifcher Körper (Haus, Kam: 
mer, VBerfammlung). Deßwegen ift fie fähig, auch andere 
verwandte politifche Elemente in fich aufzunehmen. Neben 
dem hohen Adel follen in ihr auch die höchften Würdenträger der 
Kirche ihren Sitz nehmen. Auch fol dem Könige die Ernennung 
von Pairs wegen perfünlicher Auszeichnung und hoher amt: 
licher Stellung — daher auf Lebensdauer — frey ſtehen; 
aber in der Schranke, daß jener achte Stamm die überwie- 





‚gende Zahl bilde. Ein unbefchränftes Eonigliches Ernennung3- 


recht macht diefe Kammer zu nichte, es beruht auf demfel- 
ben mittelalterlichen Principe der Unbegranztbeit, wie die 
Steuerverweigerung, das Affoctationsrecht u. f. w. Eben 
fo darf auf der andern Seite die Pairskammer nicht den 
gefammten Adel enthalten, fo daß ihr die andere als ein 
durchaus verfchtedenes Element entgegengefest wird, fondern 
durch die Vertretung des niedern oder minder beguͤterten Adels 
in der andern Kammer behält diefe doch die Verwandtfchaft 
und das Band mit jener. Eine reine und vollftändige Adel3- 


Kammer der Pairs, das bayerifche Kammer der Reichs— 
räthe heißt, umgekehrt wäre die Bezeichnung richtig. 
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kammer, oder vielmehr Adels-Curie würde erfordern, Daß 
auch die andern Stände nach Gurten fich fonderten. — Iſt 
ein Staat zu Elein für zwey Kammern, fo mag der niedere 
Adel eine größere Sonderung und Berechtigung erhalten, 
und Virilſtimmen den einzelnen höhern Familien zuftehen. 
Die andern Stände haben zufammen nur eine Kammer 
zu bilden. Es Sieht zwar organifcher und nafurgemäßer aus, 
wenn die Volksvertretung fich ftatt in einen hohen und nie 
dern Stand vielmehr in ihre manigfachen Stände fondert, 
daß jeder mit feiner eigenthümlichen Bedeutung ohne Unter: 
fcheidung von hoch und gering in dem Ganzen daſtaͤnde. 
Allein die Stande fichen fich wohl in Beziehung auf das 
allgemeine Volksleben ohne den Gegenfaß von hoch und ge: 
ring in ihrer manigfachen Eigenthumlichkeit gegenuber; aber 
in eigentlich politifcher Beziehung, d. i. in Beziehung auf 
Herrfchaft und Macht im Staate, feheiden fich doch haupt: 
fächlich nur zwey Stände Das bewährt fich fchon durch 
die Art, wie fie zur Vertretung berufen find, alle andern 
Stände durch Wahl, bloß der hohe Adel perfünlih. Es 
bewährt fich auch durch die Betrachtung der republifanifchen 
Berfaffung; denn in ihr haben die Stände die Staatögewalt 
felbft, und da zeigt fich nur der Unterfchted von Ariftokratie 
und Demokratie, während die andern Standesunterfchiede 
über die Theilnahme am Regiment nicht entfcheiden*). Die 


?) Daß die Stände eine andere Sonderung nad) ihrem eigent= 
lichen ftändifchen Beruf und eine andere nad) ihrer politiz 
fhen Stellung haben, findet fi) auch aufferdem. Es er— 
fcheinen im Ständeleben z. B. Kaufleute und Fabrikanten 


gerade als Gegenfäße, während fie rüdfichtlich der politi— 


fhen Stellung als Glieder der Stadtgemeinde zufammens 
gehören. 
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andern Stände, fo fehr ſich ihr Intereſſe bey einzelnen Ge- 
genftänden theilt, fo doch nicht für alle Gegenflände, für 
die Vertretung im Ganzen, und auch, wo es fich theilt, hat 
jeder mehr nur ein» beſonderes Etandesinterefje, dagegen der 
Unterfchied zwifchen dem hohen Adel und den übrigen Stän- 
den ift der, das fie das Nationalintereffe in verfchiedener 
Weiſe repräfentiren, und nur ein folcher rechtfertigt die Ab- 
fonderung*). » Daher müffen die, andern Stände auffer dem 
hohen Adel zufammenbefchließen,, d. h. ohne gegenfeitiges 
Veto durch Stimmenmehrheit zu einem gemeinfamen Reful- 
tate kommen *). Das Gegentheil ift auch ſchon faktifch un- 
ausführbar. Denn würde einem Seden ein Veto gegen die 
Uebrigen eingeräumt, fo wäre zu keinem Refultate zu fommen. 
Die Abflimmung in diefer Kammer aber muß gleichfalls nach 
den Einzelfiimmen gefchehen, nicht nach Eurien. Abſtimmung 
nach Eurien würde zwar Feincswegs die Einheit der Kammer 
aufheben, es ergäbe fich aus den Stimmen der gefonderten 
Stände als Reſultat der Beſchluß der Volksvertretung, fie 
würde auc gegen Verwifchung der Standescharaftere und 
Auflöfung der Standesintereffen in politifche Partheiungen 
wahren. Allein fie ift nur da naturgemäß, wo, wie ehedem, 
Die Negierung die Stände nur als Ganzes und erft durch fie 
die Einzelnen, nicht wo fie, wie jeßt, in den meiften Dingen 
unmittelbar die Einzelnen trifft. Hier müffen die Stände 


*) Eine ähnliche durchgreifende Entgegenfesung befteht nur 
noch zwijchen dem geiftlichen und den weltlichen Ständen, 
diefer Gegenſatz aber ift in politifcher Beziehung nicht 
entjcheidend, 


*) Waren doch auch in der älteren Verfaffung häufig zwey 
Stände in einer Curie vereinigt oder bildeten gar alle 
ein Collegium (Wirtemberg). 
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auch bey der Vertretung ſich durchdringen, wie fle bey dem 
Beherrfchtwerden fich durchdringen. Stände, die nicht 
durchaus gefhloffene, undurhdringliche Körper 
find, Eönnen nicht als Eurien auftreten. Sollten 
fie auf dem Landtage als folche gelten, fo müßten fie es 
auch außerdem feyn, das heißt, fie müßten fich felbft regieren, 
felbft ihre Steuern vertheilen und erheben u. ſ. w. Die 
Regierung müßte überall nur dem Stande, nicht dem Ein: 
zelnen befehlen. — Dagegen kann es wohl angemeffen ſeyn, 
daß ein Stand oder eine Provinz gewiffe — natürlich nur 
die für ihre Stellung unentbehrlichften — Fundamentalrechte 
(jura singulorum) habe, die ihnen nicht entzogen werden 
tönnen ohne Zuſtimmung ihrer Repräfentanten *). 

Sn diefer Meife follen die Stande Eine Volksvertretung 
bilden, es fol die Gliederung der Stände nicht in einer un— 
unterfchiedenen Menge aufgehen, aber e5 fol auch nicht die 
Einheit der Nation der Zerfplitterung und Abfchließung der 
Stände Preis gegeben werden. So tft e$ denn auch nicht 
die Anforderung an den einzelnen Vertreter, das In— 
tereffe feines Standes, den er repräfentirt, zu ignoriren, fon- 
dern im Gegentheil es vor allen andern geltend zu machen. 
Nur das ift feine Pfliht, es unterzuordnen, wo es das 
Wohl des Ganzen beeinträchtigt, und ed zu ermäßigen, wo 
es mit gerechten und billigen Anforderungen der andern 
Stände in Berührung koͤmmt. Dieß ift der Sinn und die 
Nechtfertigung des Eides auf das Nationalwohl im Gegen-⸗ 


*) Die Ordnung ber Sitze, die auch nicht gleichgiltig iſt, 
waͤre wohl paſſender nach Staͤnden und Provinzen als 
nach perſoͤnlichen politiſchen Meinungen oder nach dem 
Loofe. — 
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ſatze des Standeswohls, der von England aus beynahe all- 
gemein üblich geworden if. — 

Ob die Vertretung eine Landesverfretung feyn oder jede 
Provinz der Staatsregierung gegenüber ihre eigene Vertre— 
tung haben fol, das hängt davon ab, ob die Regierung 
felbft, und namentlid) ob der Staatähaushalt, für das ganze 
Land vereinigt, oder gefondert für jede Provinz if. Sind 
diefe ungetheilt, fo auch die Vertretung, und umgekehrt, 
welches aber von beyden das Nechte fey, entfcheidet fich da— 
nach, ob der Staat aus verwandten oder heterogenen Be- 
ftandtheilen gebildet ift, und ob die hiftorifch vorhandenen 
Zuftände, Nechte und Einfünfte eine Sonderung fordern, 
oder nicht. — 

Die Berfammlung der Standfchaft darf nicht immer 
dauernd fenn, aber fie muß regelmäßig wiederfehren. Staͤn— 
dig und unausgefegt ift nur die Thätigkeit der Negterung, 
die der Vertretung wirkt nur bey beftimmter Veranlaffung. 
Märe die Verfammlung der Stände wirklich ein Theil der 
Staatögewalt, der gefeßgebende Körper, fo dürfte fie nie 
fehlen, es müßten folgerichtig ihre Sigungen für permanent 
erklärt werden, wie in der Conftitufion von 1791. Dagegen 
die Regelmaͤßigkeit entfpricht dem: Charakter der Ordnung, 
und gibt der fländifchen Macht eine Gleichmäßigfeit und 
Stabilität, fie ift aber auch ſchon Außerlich nöthig, da die 
Controle des Staatshaushaltes jet ein Hauptgegenftand ift, 
und dieſe regelmäßig wiederkhert, ferner da Befchwerden 
nicht mehr durch die Gerichte erledigt werden, fondern an 
die Ständeverfammlungen gewiefen find, Die Vertretung 
in ihrem wahren Wirkungskreife würde daber nußlos; wenn 
es von der Regierung abhinge, fie in angen Zeitraume 
nicht zu berufen. — 
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Meder die Berfammlung der Stände noch ihre einzelnen 
Glieder haben zwar irgend einen Charakter von Souveränetät 
und Majeftät. Deffenungeachtet follen die le&tern während 
der Dauer der Berfammlung für ihre Perfon der Gewalt 
der Regierung entzogen und nur der Standfchaft ſelbſt 
verantwortlich ſeyn. Die Natur der Vertretung, als 
einer unabhängigen Mittelgewalt, fordert Diefe UnverleßlichEeit. 
Die befte Beftättigung biefür gibt das römifche Tribunat, 
diefes war feinem Grundgedanken nach nichts anderes, als 
unfere Volksvertretung; die Zribunen aber waren sacro- 
sancti. — | 

Die Verhandlungen follen. öffentlich feyn. Die Ne 
gterung wohl fol eine Erhabenheit über dem Volke behaupten, 
ihr Nath daher geheim und verborgen feyn, und nur das 
Reſultat, ihr Gebot, zur Kenntniß Fommen. Aber das 
Amt des Schußed und der Fürfprache für das Volk fol 
auch mitten im Volke unter feinen Augen beftehen. Hier ift 
es nicht hinreichend bloß Die Nefultate zu erfahren; das Volt 
ſoll wiffen, auf welche Weife, mit welchen Mitteln, in wel- 
cher Abficht es vertreten worden ift, es full auch wiffen, wie 
die einzelnen Vertreter fich) benommen haben. Das letzte ift 
doppelt nothwendig bey der Kammer der Gewählten, weil 
es wenig hilft, die Wahl zu geflatten, wenn man die Kennt: 
niß entzieht, nach welcher die Wahl fich richtet. Auch follen 
fowohl zur Kunde der Regierung als des Volkes nicht bloß 
die Befchlüffe der Majorität, ſondern eben fo fehr die oft 
nicht minder nachdrüdliche Meinung der Minorität, die nicht 
minder belehrenden Auseinanderfeßungen Einzelner gelangen. 
US die Vertretung Sondergut der Stände in Curien war, 
da entfprach die heimliche Berathung. Nun fie Volksgut 
ff, muß fie auch öffentlich feyn. Auch die, Pairskammer 


SS 
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muß deßwegen öffentlich verhandeln; wenn fie nicht gegen 
ihre Bedeutung zur Curie werden fol. Man beforgt von 
der Deffentlichkeit den fchädlichen, fortreißenden Einfluß der 
öffentlichen Meinung mit allen ihren verworrenen Uıtheilen, 
ihren bloß theoretifchen Beftrebungen. Man bedenkt dabey 
nicht, daß dieſelbe öffentliche Meinung auch eine Scheu vor 
dem wirklich Schlechten und Unedeln bewirkt. Bey der 
großen Berfuchung, die den Vertretern bereitet iſt, fich dem 
Wunfche der Regierung ſtatt dem Intereffe der Vertretenen 
hinzugeben, da jene fo viele Mittel befißt, ihnen perfönlid) 
wohl und wehe zu thun, it auch ein ficherndes Clement 
nothwendig, fie gegen folche Verfuchung zu flärfen. Dieß 
ift die ftete Gegenwart ihrer Genoffen. Das war wohl da— 
mals entbehrlih, als die Gorporationen felbft durch ihre 
Beauftragten flimmten, nicht aber jet, da die Vertreter für 
ganze Maffen entfcheiden. Jener ſchaͤdliche Einfluß der oͤf— 
fentlihen Meinung aber ift nur dann von großem und aller: 
dings oft fürchterlichem Gewicht, wenn zugleich die Preffe 
der verhütenden Aufficht entzogen ift, und die öffentliche 
Meinung in einer zügellofen Sournaliftit repräfentirt wird. 
Iſt Dagegen hiefür Sorge getroffen, fo wird die Deffentlich- 
feit gewiß nicht die Stände den Partheylehren dienſtbar 
machen. Die Deffentlichfeit befteht aber hauptfächlich in dem 
vollftändigen und baldigen Drude der Verhandlungen, den 
die Kammer felbft leitet, fodann in dem perfönlichen Zu: 
tritte, für den jedoch Beſchraͤnkungen angemeffen find. — 
Das Volk darf die Vertreter nicht wählen, diefe fich 
nicht verfammeln ohne Aufforderung des Königs. Denn 
die Volksvertretung leitet ihre Macht vom Könige ab. Auf: 
ferdem würde fie zu einer felbjiftändigen, urfprünglichen 
Macht im Staate, dadurch würde die Einheit der Souverd- 


206 1V. Buch. Das öffentliche Recht. J. Theil. Der Staat. 


netät aufgehoben, und über kurz oder lang der Buͤrgerkrieg 
herbeygeführt werden*). — 

Die Standfchaft foll auch das Berfrauen des Königs 
befisen, bey welchem fie die Vertretung übt, das liegt in 
ihrer vermittelnden Stellung, weil fie die Unterthanen nicht 
bloß gegen ihn zu fehüßen, fondern auch fowohl ihn zu freys 
willigen Handlungen zu bewegen als die Unterthanen an ihn 
zu binden ihm zum Gehorfam geneigt zu machen den Beruf 
hat. Doch ift die fächliche Qualificrung und das Vertrauen 
derer, die vertreten werden, die Hauptſache. Der König 
muß daher einen Einfluß auf die perſoͤnliche Zufammen- 
fesung der Standfchaft haben, doch immer einen befchränften. 
Sein Einfluß auf die Bildung der Pairskammer befteht in 
dem Rechte, Pairs auch ohne die fachlichen Worbedingungen 
auf Lebensdauer zu ernennen. Sein Einfluß auf die Bildung 
der Kammer der Gemeinden in dem Nechte, fie aufzulöfen 
und neue Wahlen anzuordnen. Senes ift fratthaft, weil aller 
Eintritt in den höhern Stand, diefes, weil alle Vornahme 
der Wahlen und Einberufung und Gonftiturung der Kam— 
mer auf Föniglicher Sanktion beruht. Die Ernennung von 
Pair muß aber befchränkt feyn, daß, die der Sache nad) 
Pairs find, überwiegen vor denen, die ed nur Durch den 
König find. Die Auflöfung der Kammer der Gemeinden 


*) Es gehört dem noch ungeordneten ungeeinten Zuftande des 
Staates in der Altern 3eit an, daß die Landftände Häufig 
das Recht hatten, ohne Yandesherrlihe Convokation ſich 

- zu verfammeln. — Sn andern Ländern waren fie bered)- 
tigt, vom Landesherrn eine Berufung zu fordern (Mofer 
von der deutfchen Reichsftände Landen ©, 1417), dieß füllt 
hinweg mit ven gefeglic) regelmäßigen Ständeverfamm- 
lungen. 
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muß befüpranft feyn, daß dem Volke auch bey der neuen 
Bildung die Wahl frey bleibe. Fälfchlich fieht man in der 
Pairs-Creirung bloß ein Mittel die Ariftokratie zu befchran- 
fen, wonach fie auch ind Unbegränzte Statt hat, und — 
ohne allen Bufammenhang damit — in der Auflöfung des 
Unterhaufes eine Appellation an das Volk gleichwie an einen 
höhern Richter, als an den Souveraͤn über König und 
Standfchaft. Beydes geht vielmehr aus Einem Principe 
hervor, aus der Natur der Vermittlung und Vertretung, die 
beyderfeitiges Vertrauen erfordert. — 

Daß die Füniglichen Minifter in den Kammern zugegen 
feyen, ift nothwendig. Denn die Vertretung fordert unaus— 
geſetzt Mittheilungen und Auffchlüffe, daß fie nicht fchleppend 
werde, und augenblicliche Berichtigung, daß nicht falfche 
Vorausſetzung, oft nachher nicht leicht zu befeifigende, Erz 
bitterung bewirfe. Aber daß die Minifter zugleich als Glieder 
der Kammer der Gemeinden gewählt werden, alfo zu eben 
der Vertretung, die gerade gegen fie felbft vertreten fol, ift 
unpaffend. Es hat nur da einen Sinn, wo die Standfchaft 
die gefeßgebende Gewalt, aber feinen, wo fie, ihrer wahren 
Bedeutung gemäß, nur Vertretung if. — — — 

Nach der conftitutionellen Theorie werden nicht Sachen, 
nicht Stände,, nicht das Volk als ein gegliederted Ganzes 
und feine Sntereffen repräfentirt, fondern die einzelnen Mens 
ſchen, ihre Perfünlichkeiten. Sie haben das Necht, Geſetze 
zu geben, und an ihrer Statt, weil fie zu viele find um 
zufammenzufommen, fehiden fie Abgeordnete Es müffen 
danach alle Menfchen das gleiche Necht haben, an der Wahl 
Theil zu nehmen, auf die gleiche GSeelenzahl muß die gleiche 
Zahl Abgeoroneter treffen, niemand, der dem Staate ange: 
hört, Fan von der Wahl ausgefchloffen feyn. Die Macht 
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der Wirklichkeit mildert freylich die Gonfeguenzen des Princips, 
wenn man e8 aber auc) nicht vollftändig durchführt, weil 
es thatfächlich nicht auszuführen oder wenigftens zu gefährlich 
ift, fo erfcheint doch die Annäherung dahin immer als Aufs 
gabe *): fo viel als möglich Ausdehnung der Wahl, fo viel 
als möglich gleiches Wahlrecht der Menfchen. Ferner muß 
es von den Wahlberechtigten abhängen, wen fie ftatt ihrer 
ſchicken wollen, von fachlichen Bürgfchaften, von Standes 
angehörigkeit Fanın Feine Rede feyn, und wie es nur ihre 
eigene Macht und Befugniß ift, welche die Abgeordneten 
ausüben, fo müßten folgerichtig die Wähler auch "befugt 
ſeyn, ihnen Aufträge (Mandate, Inftructionen) zu erfheilen," 
denen’ fie zu gehorchen fchuldig find. Die ganze Volksver- 
tretung kann aber nur Eine Kammer bilden, es find Feine ver- 
fchtedenen Elemente der Standfchaft, es find nur die Ver: 
treter von Menfchermengen. Sie zu fondern in zwey Kam: 
mern Eönnte höchftens den Außerlichen Zweck haben, daß die 
Sache doppelt berathen, daß ein Gewicht und Gegengewicht 
etablirt werde, Nur in diefer Art konnen Gründe für ihren 
Beſtand folgerichtig von diefer Theorie aus geltend gemacht 
werden, bie aber nicht hinreichen , fie wirklich zu begründen, 
und, wenn fie durchdringen, nur eine andere Kammer, nicht 
eine eigentliche Pairskammer, eine Berfammlung des hohen 
Adels, bewirken. Weberall aber, wo eine Pairskammer be: 
fteht, fey es eine wahrhafte oder eine nachgeahmte, da be 
trachtet man die untere Kammer als die eigentliche Volksver— 
tretung, als die eigentliche gefehgebende Gewalt, Die obere 
nur als einen Damm, daß jene nicht ins Aeußerſte gerathe. 
Nach 


*) Conftitution von 1793. 


» 
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Nach Haller’fchen Principien werden Stände vertre— 
ten, aber auch nur Stände mit ihren gefonderten, haufig 
zufälligen Rechten, nicht das Volk auf eine nothwendige 
Weiſe, und diefe Stände vertreten fich felbft. Die Wahl 
bat Daher auch hier die Bedeutung der Bevollmachtigung, 
und die Abgeordneten find auch an Mandate gebunden, nur 
daß der gegliederte Stand wählt und Mandate gibt, nicht 
die aufgelösten Menfchenmaffen. Die Wahl felbft fällt aber 
weg, wo aus was immer für Gründen Einzelne dad Necht 
erworben haben, die übrigen zu vertreten. Eine ‚Standever: 
fammlung befteht in der Hegel nicht, fondern die Stände 
machen in einzelnen Curien ihre Angelegenheiten mit der Ne: 
gierung ab. 


Zwoͤlftes Kapitel, 
Die Provinzialffände 


Begriff der Provinzialftände im Syſteme heutiger Volksvertretung. — Motiv 

- ihrer Entftehung. — Wirkungskreis und Verhältnig zu den Landftänden. — 

Miſchung von Bertretung und Verwaltung in ihrem Amte. — Die Pro» 
vinzialftände der ältern Zeit. — 

Durch Land» oder Neichsftande find Provinzialftände 
nicht ausgefchloffen, im Gegentheil leßtere find noch ein er- 
ganzendes Glied zur vollftandigen Volfövertretung., Sie ver 
halten ſich in ähnlicher Weife zur Provinzialverwaltung wie 
die Landftände zu der des gefammten Landes, muͤſſen ſich 
aber danach von ihnen nicht bloß nach dem räumlichen Um- 
fange ihres Berufes unterfcheiden, fondern auch nach der 


Art deffelben. Da die Provinzialverwaltung nicht urfprüng- 
Stahl, Rechtsphil. I. 2. 14 


\ 
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lich beſtimmend fondern mehr nur ausführend iſt, und von 
der Staatöverwaltung beftimmt wird, fo muß auch. die Pro- 
vinzialvertrefung einen untergeordneten befchränfteren Kreis 
und eme Wirkſamkeit anderer Art haben, al$ die Landesver— 
tretung. Provinzialftände diefer Art, Die nicht, ftatt der Land⸗ 
ftande und daher mit gleichen Befugniffen wie Landftände 
beftehen, fondern als untergeordnete und ergaͤnzendes Glied 
unter den Landftinden in die Volfsvertretung eingreifen, find 
ein Merk neuerer Zeit. | | 

Mie das hiftorifche Motiv, die urfprüngliche Haupttha- 
figfeit, bey den Landftänden die Steuerbewilligung: ift, 
jo bey diefen Provinzialftänden die Steuervertheilung. 
Zu dieſem Zwecke wurden fie in Frankreich durch, Neder*) 
eingeführt. Die Intendanten bedrüdten das Volk durch Mil- 
ruhr. bey der Steuererhebung. Dieß zu verhüten, ſoll eine 
„Commiffion von Kigenthümern” die Steuer, der, Provinz 
unter die Gemeinden vertneilen. Das war in einer, Monar— 
hie ohne eigentlihe und regelmäßige Verſammlung der 
Stande So wie nun aber die Provinzialſtaͤnde zu einem 
ergänzenden Gliede in der Volksvertretung werden, muß fid) 
ihr Wirkungskreis ahnlich wie jener urfprüngliche der Land: 
ftände erweitern: Es muß der Provinzialhaushalt unter ihre 
Vertretung geftellt werden wie der Staatshaushalt unter die 
der Kandftände, fie haben daher die Mitwirkung bey Beftim- 
mung der Provinzialauflagen für die befondern Brovinzial- 
zwecke und die Gontrole über die Verwendung des gefammten 
Provinzialeintommens, und e3 muß ihnen das. Necht der 
Defiderien und der Rüge rükfichtlic) der Provinzialverwaltung 


*) Memoire au roi sur l’etablissement des administrations 
provineiales 1781. 
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zufommen, wie den Landſtaͤnden Petition und Beſchwerde 
über die Staatsverwaltung. Dagegen die Zuftinmung zu 
Geſetzen, die eigentliche Befchwerde über Rechtsverletzung 
und die Anklage Liegt außer ihrer Wirkſamkeit. Was fich 
auf das Geſetz bezieht, feine Einführung, Abänderung, die 
Strafe feiner Verlekung (mag das Gefek uͤberall oder nur 
für den einzelnen Kreis gelten), das ift nur Sache des 
ganzen Staates, die Provinz, als folche, fteht nur mit der 
Regierungsthätigkeit in Berührung. Auch muß für die Be 
ſtimmung der Provinzialauflagen eine Gränze (maximum) 
dutch die Landftande feftgeftelt werden, das liegt gleichfalls 
in der Unterordnung der Provinzialvertretung unter die Lan— 
desverfretung, und verhütet, daß nicht der Staatsbedarf aus 
Nrovinzialauflagen beftritten und die Bewilligung der Land: 
ftände felbft dadurch umgangen werde. So befürchtete man 
auch in Frankreich bey Einführung der Provinzialftände,- fie 
feyen ein Mittel, fich der Einregiſtrirung der Steuern durch 
das Parlament zu entledigen*). — In dieſer Beſchraͤnkung 
und Unterordnung, welche das Verhältniß der Provinz zum 
Staate mit fich bringt, haben alfo die Provinzialftände einen 
ganz ähnlichen Beruf, als die Landftände. Indeſſen erhellt 
ſchon aus jenem urfprünglichen Iwede der Provinzialftände, 
daß fie nicht eine rein verfretende Verſammlung find wie die 
Landſtaͤnde, fondern zugleich eine-adminiftrirende; denn die 
Bertheilung der Steuern, durch die ja felbft unmittelbar 
etwas ausgerichtet wird, ift ein Akt der Adminiftration, wenn 
gleich ein Schuß des Volkes darin liegt, daß diefer Akt in 
dte Hände feiner Vertreter gelegt wird. Diefer Charafterzug 
geht aber durch. Die Provinztalftände bewilligen nicht das 


) Brgl, Bayer. Ständeverf. 188. Beylage 44, ©. 15 folg. 
14 * 
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ihnen vorgelegte Kreisbudget, fondern fie beantragen es, fie 
haben auch über Befchwerden rüdfichtlich der Steuerverthei- 
lung zu entfcheiden, fie haben endlich weit mehr als bie 
Landftande in fpecielle Anordnungen einzugehen z. B. ber 
Anlegung von Straßen, Errichtung von Schulen, Kranfen: 
haufern an dem oder jenem Drte*). Es liegt dieß in der 
Natur der Kreiövertretung, die ihren Berhältniffen viel näher 
fteht, während in der großen Sphäre des Staates Negierung 
und Vertretung fich fchärfer fcheiden müffen. — Soweit 
num die Provinzialftände wirklich verwalten, find fie nicht 
bloß Vertreter des Volkes, fondern zugleich Organe der Ne 
gterung, daher iſt es angemeffen, daß unter den vom Wolfe 
Gewählten die Negierung die Auswahl hat**). — Daß die 
Provinzialftände wirklich aus den Ständen gebildet werden 


*) Necker denkt fich diefelben nicht nach Analogie von Reich 
ftänden fondern mehr als Adminiftrativbehorde. Die Hand- 
habung der Polizey u. ſ. w. muͤſſe auf Einem Intendanten 
beruhen, dagegen la repartition de la levee des imposi— 
tions, lentretien et la construction des chemins, le 
cheix des encouragemens favorables au coınmerce, au 
travail... .'. peuvent &tre confiées preferablement & 
une commission composée de proprietäires. Daher aud) 
bey ihm der Namen nicht etats, fondern administrations, 
und unter Rapoleon conseil d’arrondissement. Deßhalb 
ift auch der Namen „Landraͤthe“ (Nheinprovinzen) paffend. 
Denn unter Landräthen verftand man in Deutſchland immer 
folche Volksvertreter, die dem Fürften bey der Adminiſtra— 
tion felbft mit Rath und That an die Hand gingen (Bran— 
denburg, Pommern, Medlenburg u. |. w.). Nur waren das 
freylich engere Ausſchuͤſſe aus den Landftänden felbft, kei— 
neswegs dieſen untergeordnet (Mofer a. a. O. ©,741). 


**) Bayer. Ständeverf. Bd. J. ©.159, Es ift dieß aber fchon 
franzöftfhe Einrichtung, 


111, Abſchn. XII. Kap. Die Provinzialftände. 215 


müffen, gleichwie die Landftände, verfteht ſich von felbft. 
Wo aber die Landesvertretung aus einer ununterfchiedenen 
Maſſe hernorgeht, da wird und muß freylich dafjelbe auch 
bey. dev, Vertretung der Provinz der Fall feyn. — 

Die ältere Provinzialvertretung war von der Landesver— 
tretung nicht der Art nach. verfchieden, fo wenig als die Ver— 
fretung eines einzelnen Standes von der des Volkes der 
Art nach verfchieden war. Der Negent Fonnte einen Pro: 
vinzialtag halten wie einen Landtag, er Fonnte fich von der 
einzelnen Provinz flatt vom Lande eine Steuer bewilligen 
laſſen, eben fo wie er von einem einzelnen Stande eine 
folche erhalten Fonnte. Nur Bündniffe und Vereinigungen 
unter den Ständen felbft oder unter den Provinzen flanden 
dem im. Wege. Eine Provinztalvertretung diefer Art paßt 
nicht in dem jebigen centralifirten Staat. — Wohl Fann 
noch immer eine Provinz für fich gefonderte Nechte haben, 
Garantie von Inflitutionen u. ſ. w., für die ibr billig ein 
eigenes, Schutzrecht zukommt, daß fie nicht von den andern 
uͤberſtimmt werde, Allen das ift doch immer Sache ihrer 
Vertretung am Landtage, wie alles, was fich auf Necht 
und Geſetz bezieht; nicht regelmäßiger Provinzialtage. Diefe 
Provinzialrechte und, Intereſſen werden da die befte Stüße 
finden, wo ein Adel — in der Provinz hervorragende Grund: 
herein — befteht, und eine ftändige Genofjenfchaft bildet *). 


2) Brot, T. Abteilung ©, 337 und die angeführte Schrift 
m Geisler — 
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Dreyzehntes Kapitel, 
Die Maht der öffentlihben ©efinnung. 


Eingang. Erftend: Wie fol die öffentliche Gefinnung fich bilden? — Defr 
fentlichfeit der Regierungsanordnungen. — Deffentlichfeit der Gtände> 
verhandiungen. — Preſſe — Werth der Preſſe namentlich der Zournalt- 
tif, Maaßregeln gegen ihren Migbrauch, Eefchichte devfelben, Nothwen⸗ 
digkeit verhütender Maaßregeln und deren Art. — Aſſociationen. — 
Zweitens: Welcher Einfluß foll der öffentlichen Gefinnumg zukommen? — 
Bildung der Einficht und des Gemeinftnnes im Volke. — Bildung einer 
morglifchen Macht im Staate, ihr Werth, ihre Art und Gränze. — 

Wenn Königthum und eine wohlausgebildete Volksver— 
tretung im Staate beftehen, dann geht eine dritte Macht von 
ihnen aus — die Gemeinfchaft der politifhen Ge 
ſinnung, die fich über das Volk verbreitet. Das: Bild 
des Staates, wie es Negierung und Standfchaft bewegt, 
drücdt fich den Gemüthern ein, Herrfchende und Gehorchende 
erkennen es gemeinfam über fich als höhere, waltende Re— 
gel, es entfteht eine Aneignung des Gefehes, eine Eiferfucht 
für daffelbe, darin eine Bürgfchaft gegen Uebertretung wie 
gegen willführliche Aenderung, es erzeugt ſich ein Gemeinfinn 
und eine fittliche Macht des öffentlichen Urtheils, fie fordert 
die Gefesmäßigkeit der Unterthanen, die Gewiffenhaftigkeit 
der Negierenden, das Gefuhl der Ehre bey Ale: Die da 
öffentlich handeln. 

Das wird aber nicht fchon dadurch erreicht, daß eine 
öffentliche Gefinnung befteht und Macht hat im Staate, fon: 
dern erft dadurch, daß es auch die rechte wahre Gefinnung 
ift, ebenfo wie der Segen des Königthums nicht fehon da: 
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durch kommt, daß ein König herrſcht, fondern daß er das 
Rechte erkenne und wolle. Die öffentliche Gefinnung ift eine 
menfchlihe Macht gleichwie das Koͤnigthum, beyde unterlie- 
gen dem Verderben, Irrthum und Leidenfchaft wirken im 
Volke wie im König, nur die’ Art derfelben iſt je nach ihrer 
verſchiedenen Verſuchung verfchieden. Wahrend man jetzt 
Die Wohlthat, die im Koͤnigthume liegt, verkennt, und ſelbſt 
den vorzuͤglichſten Regenten im Vergleiche mit Inſtitutionen 
kaum mehr fuͤr ein Gluͤck haͤlt, ſo betrachtet man umgekehrt 
die Herrſchaft der oͤffentlichen Geſinnung ſelbſt fuͤr das Ziel, 
es dem Schickſal uͤberlaſſend, wie ſie beſchaffen ſeyn moͤge, 
weil man irrigerweiſe nur die Freiheit der Menſchen und nicht 
ihre rechte Lenkung als Weſen des Staates betrachtet. 
Die Geſinnung der Voͤlker zur rechten wahren zu ma— 
chen, iſt nicht Sache menſchlicher That und noch weniger 
pohtifcher Regeln, das ift Gottes Sache, ebenfo wie den 
Völkern gute Könige zu geben. Nur das tft wiffenfchaftliche 
Aufgabe, welche Stellung die öffentliche Geſinnung ihrer 
Natur gemaͤß und auf diefe Moglichkeit hin, daß fie gut und 
ſchlecht ſeyn kann, im Staate einzunehmen habe. Es fragt 
ſich daher, in welcher Art ſie ſich bilden, und welcher Ein— 
fluß ihr zukommen ſoll? 


Wie ſoll die oͤffentliche Geſinnung ſich bilden? 


Die politiſche Geſinnung des Volkes bildet ſich durch 
zweyerley Thaͤtigkeit, durch die der Autoritaͤten und die im 
Volke ſelbſt, nemlich durch die Oeffentlichkeit der Staatslen— 
kung und durch den Gedankenverkehr unter den Unterthanen, 
wie er insbeſondexe an der Preſſe ſein Organ hat. — 

Die Oeffentlichkeit der Staatslenkung beſteht zunaͤchſt 
darin, daß die Gebote für die Untertbanen und die Vor— 
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Schriften und Anweifungen für die Beamten. (fo weit bey 
letern nicht befondere Grunde entgegenftehen) öffentlich be— 
kannt gemacht werden. Die große Wohlthat, die in Diefer 
- Bekanntmachung liegt, wird gar nicht genug gefchäßt, da 
fih ihr Gebrauch ohne Gewaltthat und ohne Theorie von 
felbft gebildet hat. Doch ift dieß zur Deffentlichfeit der Ne: 
glerung nicht hinreichend. Diefe ift überhaupt ohne Volks— 
vertretung nicht möglich, fie befteht aber von felbft, wo eine 
Bolksvertretung im Ihrer rechten Ausbildung — alſo mit 
Zuztehung aller Stände in Einer Standfchaft und mit Def: 
fentlichfeit der Verhandlungen — fich findet. Denn dur 
die Mittheilungen, Auffhlüffe, Nechnungsablagen gelangt 
dann das ganze innere Getriebe der Staatöverwaltung zur 
öffentlichen Kunde, und durch die ftändifche Debatte wird 
diefelbe nach allen Gefichtspunften bin beleuchtet. "Die 
Ständeverhandlungen in ihrer Deffentlichkeit find Daher die 
eigentliche Quelle für Bildung eines politifchen Urtheils und 
einer gemeinfamen politifchen Geſinnung in der Nation. — 
Die politifche Preffe fol eine allgemeine Kunde von 
den Vorgängen bewirken, das tft ihr Hauptgefchäft, dann 
mag und fol fie aber auch zur Forderung politifcher Er: 
fenntniß beitragen durch Betrachtungen über dieſelben. Das 
erftere kann nur durch die täglich erſcheinenden Blätter 
(Zeitungen) gefchehen, aber auch das letztere ift vorzugsweife 
Sache derfelben (Sournale), da Bücher nicht den Ereigniffen 
Schritt für Schritt folgen, nicht das Urtheil an dem momen— 
tanen Stand erproben Fünnen. Aufgabe der Sournale ift 
daher, die politifche Intelligenz, welche in der zufammenge- 
faßten Erfahrung der Staatömänner und in den größeren. 
Leiftungen der Wifjenfchaft gereift ift, auf die täglichen Er: 
cigniffe anzuwenden, und fie zugleich zum Gemeingute zu 
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machen. Man muß fich aber wohl hüten, diefe Organe der 
Mittheilung, die Mittel zur Befürderung politifcher Erkennt: 
niß, fir das Drgan der öffentligen Gefinnung ſelbſt zu 
halten. Dieröffentliche Gefinnung kann nur der reine Ab— 
druck Der aus dem innern Bedürfniffe der Nation, alfo 
ſaͤmmtlicher Stände, hervorgegangenen Anfichten und Be: 
ftrebungen ſeyn; die Sournaliften aber find felbft ein einzel: 
ner beftimmter Stand mit feinen beftimmten Standesintereffen, 
und gerade der am wenigften der öffentlichen Ordnung und 
dem öffentlichen Wohlbeftande verbundene, der aber durd) 
diefe eigenthuͤmliche Schätigkeit den andern Ständen häufig 
feine Anſicht, wenn auch ihrer Stellung fremd, von außen 
aufdringt und fie mit fortreißt. Ja es geben fich in der 
Regel gerade: die Ernfteften und Wuͤrdigſten am feltenften zu 
fo felbfigemachtem und ephemerem Berufe ber. Wenn auch 
hochgeftellte hervorragende Männer fich der Preſſe bedienten 
in Zeiten politiſcher Gaͤhrung, nachdem fie einmal zu der 
Bedeutung gekommen, ald vepräfentire fich in ihr die öffent: 
liche Geſinnung, und zu fo entfcheidender Macht, fo beweift 
dieß nichts dagegen, daß fie diefe Bedeutung eben nicht ha— 
ben folle, und daß regelmäßig die meiften Organe derfelben 
feinen befeftigten Beruf in der Geſellſchaft haben oder auch 
nur haben Fünnen. 

Diefe Mittheilung durch Zeitungen und Sournale bat 
jet einen Umfang erreicht wie nie vorher. ES hat ſich dadurch 
eine allgemeine Kenntniß und Theilnahme verbreitet, und der 
ganze Bildungsgang der Menfchheit und ihrer Zuftände, wie er 
langfam aber vafilos vor ſich fehreitet, iſt Sache der Aufmerk— 
jamfeit für jedes Individuum. ES wäre eine überflüffige 
Stage, ob diefes gut oder übel ſey; denn es läßt fich hierge- 
gen Fein Damm mehr feßen, es muß in der höheren Abficht 


- 
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liegen, daß folche Gemeinfchaft beſtehe, und in der That 
leuchtet es auch unferer Vernunft ein, daß es guf ift, 
doch die Menſchheit zur Gemeinfchaft gefchaffen, und nur 
durch die Sunde in den Zuftand der Trennung gefallen ift. 
Die übergroße Menge der Zeitungen, gleihfam das Wuchern 
der Vegetation, ift freylich nicht wünfchenswerth, fie geht 
wie alle Produktionen unferer Zeit ins Uebertriebene, und 
bedarf einer Ermäßigung; allein die vollftändige Mittheilung 
alles deffen, was fich begibt, iſt ein fehägenswerther Vorzug. 

Dagegen ift es eine Frage, und zwar eine der bedeu- 
tendften politifchen Fragen unferer Zeit, wie dem Mißbrauche 
der Preffe zu fteuern fen? Daß diefes gefchehen müffe, dar— 
über find die Wohlmeinenden aller Partheyen einig. "Der 
Streit ift nur in welcher Meife? 

Die Maafregeln der Obrigkeit gegen — * Schrif⸗ 
ten*) entftanden und erhielten ihre Ausbildung urſpruͤnglich 
zum Schutze der Religion, der Staat bedurfte ihrer noch 
nicht. Seit das Chriftentyum zur herrfchenden "Kirche ge— 
worden, galt es für notbwendig, wie dieß ſchon im alten 
Kom üblich gewefen, religionswidrige Bücher zu verdammen, 
zu verbrennen und bey Strafe zu verbiethen. Gebt wurde 
das zuerft durch den Kaifer ( Conftantin gegen Arias), 
dann durch die geiftliche Gewalt, durch die Goncilien, ſpaͤter 
durch den Pabſt. Als nun durch die Buchdruderfunft die 
Verbreitung fo gewaltig wurde, daß das Verbot der Bücher 


*) Ueber die Gefchichte der Genfur vrgl. Sheidemantel 
Repertorium des Staats und Lehnrehts Art. Preßfreiheit 
und vor allem J. H. Boelimer jus eccles. lib. 5. tit. 7. 
Sntereffante Detailnotizen enthält Cramer Weslarijche 
Kebenftunden Theil 53. Nr. 7 auch Nr. 6. Theil 85. Nr. 12. 
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und ihre Unterdruͤckung nicht dagegen ausreichten, bildete fich 
— befonders unter Alerander 5. und Leo 10. (1515) — 
die Anftalt der Genfur, nachher im Tridentiniſchen 
Concil beftätigt und weiter ausgeführt: daß Fein Buch ge 
druckt werden darf ohne vorausgegangene Durhfiht und 
Genehmigung (imprimatur) des geiftlichen Obern, die auch 
ausdruͤcklich dem Buche vorzudiuden. Daneben beftanden 
aber die Strafen fort fowohl für die Verfaffer religionswid- 
riger Bücher ald für die Lefer der verbothenen, wie befon- 
ders die Inquiſition fie handhabte, in letztern ift die Veran: 
lafjung, daß von nun an von der Curie ein Verzeichniß der— 
felben (index librorum prohibitorum) gefertigt und pu— 
blieirt wird. — In Folge der Reformation wurde die Cen- 
fur auch von der weltlichen Macht eingeführt, doch haupt: 
ſaͤchlich für Eirchliche Gegenflände, nemlich in der Abficht, die 
erbitterte schriftliche Befehdung der Religions » Partheyen, 
welche alle kuͤnftige Ausfohnung zu vereiteln drohte, zu hem= 
men. Die Neichöabfchiede von Nürnberg (1524), Speyer 
(1529), Augsburg (1530) verordnen, daß keine Schrift 
gedruckt werde, ohne daß durch die weltliche oder geiftliche 
Obrigkeit Dazu verordnete Perfonen fie befichtigt, daß der 
Druder und der Drudort genannt feyn müffen u. ſ. w. 
Diefe Anordnungen wurden dann in die jüngfte Polizeyord- 
nung 1577 aufgenommen. Die Schriften, auf deren Unter: 
drüdung die Genfur ging, waren anfangs der angeführten 
Abficht gemäß hauptſaͤchlich Schmähfchriften (dabey hatte 
man aber die Schmähungen gegen die andere Confeffion und 
deren BVertheidiger im Sinne), doch erwähnt der Reichsab— 
fehted von Augsburg 1548 auch die, welche „der Lehr der 
chriftlichen Kirchen und den Reichstagsabfchieden nicht gemäß 
befunden,“ der weſtphaͤliſche Friede verbiethet die Angriffe 
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auf die Religionsverträge des deutſchen Neiches, die Wahlkapi— 
tulation Leopold 2. endlich alles, was mit den ſymboli— 
hen Büchern beyderley Religionen, den guten Sitten, der 
Nuhe und der gegenwärtigen Berfaffung des Reichs nicht 
vereinbarlich. — Dieſe Reichsgefeke wurden häufig von den 
Landesheren nicht vollzogen, daher wiederholt eingefchärft 
auch oft ohne Erfolg. Häufig erliegen fie aber: auch. felbfi 
Verordnungen über die Cenſur. Die Genfur wurde mitunter 
druͤckend, fo klagt Mofer felbft über Zufäke, die fich die 
Genforen erlaubten, mitunter dagegen die Ausfchweifung der 
Preſſe, wenn die Landesregierung Fein Intereffe dabey hatte, 
geftattet. Namentlich wurde die Genfur in verfchiedenem. 
Geifte geübt, je nach der Parthey des Landesherrn, in Fatho- 
lifchen Ländern gegen proteftantifche Schriften, in evangeli- 
fehen gegen Fatholifche, fpäter in erzbifchöflichen gegen pabft- 
liche Schriften (z. B. Mainzifches Verboth der Schriften 
Bellarmins) in paͤbſtlich geſinnten Laͤndern gegen die Schrif— 
ten der Epiſkopaliſten“). — Unter den Proteſtanten entſpann 
fich der Streit, ob eine Eenfur in Beziehung auf, Dogmen 
nicht ‘gegen die Glaubensfreiheit ſey? Die Überhaupt die 
Firchliche Aufficht über die Kehre verwarfen (Thomaſius), 
mußten um fomehr die Eenfur hierüber verwerfen. Dagegen 
den Druck aufrührerifcher oder fittenwidriger Schriften nicht 
zu geftatten, hielt man allgemein für nothwendig. ; Erſt in 
der Periode der Aufflärung Fam man dazu, fi) gegen bie 
Genfur überhaupt zu fträuben. — Neben der Eenfur beftand 
natürlich auch, fo weit fie noch nöthig werden Fonnte, nad): 
folgende Confiskation der Schriften und Beftrafung der Ber: 
faffer (nicht wie bey der Fatholifchen geiftlichen Cenſur auch 


*) Beyfpiele by Cramer a and. 
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der Lefer), namentlich waren die Faiferlichen Fiskale verpflich- 
tet wenn die Ortsobrigkeiten ihre Schuldigkeit nicht gethan, 
gegen Bücher und Berfaffer bey den Neichsgerichten einzu: 
fchreiten. Dafür war aber auch, nach Cramers Zeugnif, 
Beſchwerde gegen ungerschte Genforen bey den Neichsgerichten 
ftatthaft. — — — Inzwifchen nahm die Sache in England 
eine ganz andere Wendung. Dort traten politifche Bewer 
gungen ein, wie fie dem Gontinente fremd waren. Die 
Preſſe ward nicht minder gegen den Thron als gegen die 
Hochkirche gerichtet, und für den Thron wurde gegen Bücher 
und Schriftfteller eingefchritten (Sternfammer). Die Ne 
‚volution drang Daher dort auf politifche, auf allgemeine 
Preßfreiheit Die zunächft nach dem Siege der Revolution 
zur Herrichaft gelangte Parthey gewährte fie zwar dort fo | 
wenig als nachher in Frankreich. Aber unter Wilhelm 3 
kam 68 zu der bleibenden Einrichtung, daß alle Befchrän- 
Fungen der Preſſe und: der Schriftenverbreitung wegfallen, 
und bloß die Urheber der Schriften wegen Mißbrauches ge- 
firaft werden koͤnnen durch gerichtliches Urtheil und zwar 
eines Gefchwornengerichtes. — — Auf dem Ecntinente fand 
diefes Beyſpiel Feine Nachahmung. Struenfens ungluͤck— 
licher Verſuch fteht iſolirt. Wenn namentlich in Deutfchland 
einzelne Negenten Liberale Marimen über die Preſſe befolgten, 
fo hatten fie doch hierin felbft an den Neichögefeken ihre 
Schranke  Defto lauter wurden aber immer mehr die 
Stimmen der Schriftfteller gegen die Genfur und ihnen 
folgend der öffentlichen Meinung. Unter die wichtigften Er: 
weiterungen zu Gunften der Preßfreiheit gehört die, daß die 
Genfur aufgehoben und bloß eine polizeyliche Aufficht über 
die Verbreitung gedruckter Bücher, fohin Befchlagnahme der 
als fehädlich erkannten, belaffen wurde — Als nun in 
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Franfreich die Revolution ausbrach, war die Preßfreiheit im 
englifchen Charakter eine ihrer erften und lebhafteften Forde— 
rungen, und wie mit der franzöfifchen Revolution eine neue 
Ordnung über den Continent ging, fo wurde auch die Preß- 
freiheit zur europäifchen Frage. Es find daher jetzt zwey 
entgegengefebte Wege, dem Mißbrauche der Preffe zu be 
gegnen. Der eine iſt der, die Verbreitung fchädlicher Schrif: 
ten (polizeylich) zu verhüten — Cenſur oder Beſchlag— 
nahme; der andere der, die Verbreitung der Schriften ge— 
währen zu laffen, und nur den Urheber zu beftrafen — 
Preßfreiheit und Preßgericht. — Die Entfcheidung 
muß auch hiefuͤr ohne Ruͤckſicht auf äußere Zwecke bloß aus 
dem Wefen der Sac)e gefhöpft werden. 

Die politifche Preffe und namentlich die der Sournale, 
wenn fie gleich nicht als üffentliche Lehre im eigentlichen 
Sinne betrachtet werden kann, weil fie ihre Thaͤtigkeit nicht 
im Namen des Staate oder der Kirche ausübt, fo ift fie 
doch immerhin eine Art der öffentlichen Mittheilung; 
denn fie bedient fich eines Organes, durch welches nicht der 
Einzelne zum Einzelnen, fondern Einer zu Allen, zur gan— 
zen Nation fpricht. Die öffentliche Mittheilung aber gehört 
ins Bereich der Polizey nicht in das der Nechtöpflege, mithin 
unter die beauffichtigende, verhütende, nicht bloß unter die 
ftrafende Thätigkeit der Staatsgewalt. Wie fie ſich nicht 
auf das befchränft, was Sache des Einzelnen ift, feine 
Zwecke, feine Freiheit betrifft, fondern eine Wirkung auf das 
Gemeinwefen hervorzubringen fucht, fo Fann fie auch der 
Fürforge des Staates, der Polizey nicht entzogen feyn. Die 
Nachtheile des Mißbrauches der Preffe fonnen auch gar nicht 
befeitigt werden durch nachfolgendes Gericht, Nicht Die 
Nachtheile der einzelnen Weberfchreitung. Denn das Gericht, 
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welches die verleßte Autorität zum Gegenftande der Verhand- 
lung machen muß, untergräbt fie noch mehr, es verbreitet 
das Skandal, indem es gegen daſſelbe einfchreitet. Noch 
weniger die Nachtheile, welche die Entartung der. Preffe 
überhaupt mit fich führt, daß fih das Volk gewöhnt die 
Regierung al3 einen Gegenfland öffentlicher Necenfion gleich 
Schaufpielern zu betrachten. Denn die allgemeine Richtung 
und den allgemeinen Ton kann auch das arbiträrfte Gericht 
nicht treffen, es befindet fich immer auf der Bafis der dur) 
die Sournaliften felbft gebildeten Gewöhnung,, und auch wo 
es zur Strafe kommt, koͤnnen die Strafen nicht fo bedeu— 
tend feyn, daß fie gegen die Ehre der Widerfegung und den 
Trieb, duch Tadel das Intereſſe des Publikums, politiſche 
Macht und groͤßeres Einkommen zu gewinnen, das Gleich— 
gewicht hielten. 

Wird es den politiſchen Schriftſtellern, namentlich den 
Journaliſten gaͤnzlich freigegeben, in welcher Art fie die öf- 
fentliche Gefinnung bilden, leiten, aufregen wollen, fo ift 
damit ‚eine von der Regierung völig losgeriffene Macht im 
Staate gefeht, eine zweite Souveränetät neben der des Koͤ— 
nigs, und nicht eine bloß ideale und intelleftuelle, denn die 
aufgeregte Leidenschaft der Maſſen wirft auf die rveellfte 
Weiſe. Neben einer folchen kann dann die der Negierung 
nicht mehr beftehen, da der Staat nur Eine oberſte Herr= 
fchaft und Gewalt in fich verträgt, fie muß entweder ihr 
eigenes Anfehen aufgeben und der Nreffe gehorchen, oder fie 
muß fie unterdrüden. Die natürliche Parthey der Preſſe ift 
die der Oppofition. Nach einem gleichen Naturgefege hält 
fie mit diefer Oppofition eine gewiffe Granze, wo ihr in 
ruhigen Zeiten die Macht gebricht, wird aber in Zeiten ber 
Aufregung Schritt vor Schritt weiter fortgeführt bis zur 
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Revolution. — Man fagt, die Frankhaften irrthuͤmlichen 
Kichtungen entfiehen und verbreiten fich auch ohne Preß- 
freiheit. Das ift nicht zu läugnen. Allein fie fommen ohne 
fie nicht plöglich zu der Aaußern Gewalt, mit der fie die 
Drdnung erfchüttern oder vollends umftürzen, fo daß fie 
ohne Zerflörung zu binterlaffen auch ebenfo wieder mit der 
Zeit befeitigt werden koͤnnen. Es ift unmöglich, Durch Arzney 
die Krankheitsentwidlung mit allen ihren Erfcheinungen aus— 
zufchließen, wohl aber möglich, fie dadurch zu mildern und 
von den edelften Zheilen abzuhalten, damit die Krife nicht. 
den Körper zerftört. Aehnlich verhält e3 fich mit der Gen: 
fur. — Ein flarker Staat wird allerdingd die Preffreiheit 
eher und länger ertragen, als einer von fchwächern Inſtitu— 
tionen, ein aus felbfiftandigen Gemeinden gegliederter eher 
als ein centralifirterz aber wenn auch ein Staat lange Zeit: _ 
räume hindurch ohne fichtbare Erfchütterung fie erträgt, es 
kann der Augenbli kommen, wo plößlich die Unterhöhlung 
des Gemeinwefens, die allmählig vollbrachte Auffaugung des 
religiöfen Glaubens und der politifchen Ehrfurcht fichtbar 
wird, und es vielleicht zu ſpaͤt ift, fchwere Kataftrophen ab- 
zuwenden. — In Frankreich hat es fi) von Ludwig 16. 
an durch die Periode Napoleons bis Karl 10, beftätigt, 
daß die Negierung einer unbeauffichtigten Preffe gegenüber 
nicht beſtehen konnte. In England hat die Preſſe vorzugS= 
weife den Sturz Karls 1. bewirkt, fie hat bey den neuften 
Fragen den Ausfchlag gegeben, und wenn fie dort doch 
fchon über ein Sahrhundert beftehen Eonnte, fo liegt dieß an 
der Feftigkeit der englifchen Einrichtungen und der Ehrfurcht 
vor allen beftehenden Nechten, die den englifchen Charakter 
bis jebt auszeichnet. Wenn England durch Die Reformen 
vollends auf den Fuß der ınodernen Berfaffungen gebracht ift, 

dann 
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dann erſt wird man erfahren koͤnnen, wie dort Negierung 
und Parlament mit der Preäfreiheit zu rechte Fonımen. — 
Uebrigens foll für die Genfur fo wenig als für irgend eine 
politifche Snftitution behauptet werden, daß fie überall und 
immer ausnahmslos beftehen muͤſſe. Es Tann Zeiten und 
kann Staaten geben, wo die große Gewalt freyer Yeußerung 
gegen ein übermächtiges Königthum oder eine bedrücende 
Ariftofratie heilfam ift. Nur das muß behauptet werden, 
daß das Normale und dem vollendeten Bilde des Staates 
Entfprechende eine Aufficht über die Preffe ift, Cenſur oder 
Befchlagnahme. — 

Man begründet die Freiheit der Preffe einmal vom pri- 
Batrechtlichen Standpunkte aus auf das angeborne Necht des 
Individuums, feine Gedanken außern und mittheilen zu dür- 
fen (Blakſtone — Erklärung der Menfchenrechte von 1789). 
Allein ein unbefchränktes Necht dieſer Art ift eine ebenfo 
wilfführliche Behauptung al3 überhaupt die unumfchränfte 
Freiheit des Menfchen, alles thun zu duͤrfen, was nicht un— 
mittelbar einem andern Menfchen fchadet. ES ift aber auch 
die Preffe nicht blos eine Gedanken Mittheilung wie andere, 
fondern eine ſolche, die fich jener wirfungsreichen Mittel der 
Verbreitung bedient, welche in den Anftalten der menfchlichen 
Gemeinfchaft liegen. Wenn daher der Einzelne auch ein 
Necht hätte, zu fprechen, was er wollte, auf den Gebrauch 
diefer Mittel der Gemeinfchaft hat er doch Fein angeborenes 
Recht, diefen Gebrauch kann er daher nur in Anfpruch neh— 
men unter den Befchränkungen, welche die Ruͤckſicht auf den 
MWohlbeftand der Gemeinfchaft mit fich bringt. — Sodann 
ift die Begründung der Preßfreiheit vom politifchen Gefichtd- 
punkte aus, nach welcher fie gerade ald der Echlußftein des 


conftitutionellen Syſtems erfcheint, die, daß die Preſſe Die 
Stahl, Rechtsphil. II. 15 
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Sontrole für die Negierung und für die Bolfsvertretung feyn 
ſoll, wonach es dann gewiß widerfprechend und ungereimt 
it, fie unter die Aufficht der Regierung zu ſtellen, als der: 
felben Macht, über welche fie die Aufficht führen fol Eine 
Preſſe unter Cenfur hält man daher für eine, ganz nutz— 
lofe Preffe. Das liegt folgerichtig in jenerinegativen Auf: 
feffung, nach welcher Feine Anftalt mehr nach’ ihrer eigenen 
Bedeutung, fondern bloß als Schranke und Gegengewicht 
gegen die andere gilt. Allen es ift durchaus nicht die Be: 
ffimmung ‚der Preffe und Journaliſtik, eine Controle gegen 
die Negterung zu bilden. Hiezu kann in Eeinem: Falle eine 
Anftalt beftimmt feyn, die nicht von beftimmten Berufenen 
verforgt wird, fondern von jedem, der fich beliebig dazu 
drängt, und in welcher nach der menfchlichen Natur! und 
nach aller Erfahrung nicht die Wuͤrdigkeit der Gefinnung 
fondern Gewandtheit, Heftigfeit und Benukung der Volks— 
(eidenfchaft den Ausfchlag geben. Ihre Beſtimmung iſt nur 
die Verbreitung und Förderung politifcher Erkenntniß, daraus 
kann und wird fi) im Ganzen und folgeweife eine’ Eontrole 
bilden, indem ein Volk, welches mehr Erkenntniß hat, auch 
wachfamer ift und leichter die Blöße fteht, nicht! aber find 
die Journale felbft und unmittelbar berufen, die Regierung zu 
controliren. Die ächte Controle für die Regierung ft: Die 
Standfchaft, und ihr gebührt die völlige Freiheit und unge: 
hemmte Wirkfamkeit auch auf die öffentliche Gefinnung, von 
der fie größtentheild ihre Macht der Negierung gegenüber 
ziehen muß. Durch die Deffentlichkeit der Ständeverhandlun- 
gen in Druck und perfünlichem Zutritt wird gerügt, was zu 
rügen ift, und fommt die Rüge zur offenen Kunde, fo daß 
die Negierung billig Scheu tragen muß. » Der Druck der 
Verhandlungen der Stände allerdings darf deßhalb wie ihre 





IH, Abſchn. KIN. Kap. Die Made d. öffentl. Gefinnung. 227 


Rede Feiner andern Macht und Aufficht unterliegen als bloß 
ihrer eigenen. Das kann aber nicht ebenfo für die Raiſon- 
nements der Sournaliften gelten. ES ift einer der größten 
Irrthuͤmer der neuern politifchen Lehren und einer der gefähr- 
lichften für das Koͤnigthum nicht bloß fondern für ‚alle Au: 
toritaͤt, dieſe unorganifirte anarchifche Bewegung der Preſſe 
als ein Organ in der Ordnung des Staates und gerade 
als das hoͤchſte, das uͤber allen anderen ſteht und im Streite 
über fie ſiegen ſoll, zu behandeln. Man darf ſich im In: 
tereffe der öffentlichen Autorität nicht daran floßen, daß ein 
Minifter von den Ständen angeklagt werden Tann, wohl 
aber daran, daß ihn jeder Sournalift im Angefichte der Na— 
tion zur Nechenfchaft ziehen, Gericht über ihn halten kann. 
Es ift ein ganz unnatürlicher Zuftand, wenn, wie in Frank: 
reich , die Sournale als öffentliche Autoritäten gelten, fo daß 
ſich Männer von den höchiten Aemtern und der erprobteften 
perfönlichen Würde (3. B. Hyde de Neuville bey der 
nordamerikanifchen Sache) an fie wenden, und um ihr bey: 
“ pflichtendes Urtheil angehen. Es koͤmmt in der Politik be: 
fonders jener wefentliche Gegenfaß der chriftlichen Erfenntniß 
gegen die natürliche Denkweife in Betracht, daß diefe alle 
eigenmächtige und felbfigewählte Theilnahme an der Staat: 
lenkung begünftigt, jene aber den Einfluß aller derer zwar 
nicht abhalten aber doch daͤmpfen muß, denen nicht ein hoͤ— 
herer und gewiffer Beruf dazu durch ihre befondere Stellung 
geworden if. — Das tft allerdings ein Einwand gegen bie 
Cenfur, daß durch fie einzelnen Menfchen ein fo großer Einfluß 
auf die Fortfchritte der Erkenntniß eingeraumt wird, den fie 
mißbrauchen koͤnnen bis zur völligen Unterdruͤckung. Allein das 
ift ja in allen Beziehungen die Gefahr und der Nachtheil der 
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Ordnung und Herrfchaft, daß von den Menſchen, die eben 
die Herrfchaft führen müffen, vieles übel gemacht wird, fol 
man deßhalb die Unordnung und Anarchie wollen. 

Die VBerhinderungsmaaßregeln follen aber allerdings nur 
fo weit gehen, als fchlechterdingsnöthig, und es fol ein 
Schuß gegen Mißbrauch der Aufficht beſtehen, ſoweit nur 
immer möglich. — - Für Sournale reicht nun Fein anderes 
Mittel aus als Genfur, fie wirken fo plöglich und fo unaus— 
gefest, daß ein dem Drude nachfolgenves Einfchreiten gegen 
die Berbreitung (Befchlagnahme) vergeblich ft. Durch Die 
Genfur der Sournale entjteht aber auch Feine Gefahr, daß 
die geiflige Entwicklung des Volkes unterdrückt werde. und 
etwa zuleßt eine völlige Stagnation eintrete wie im Italien 
und Spanien nach der Neformationz denn die Geifteskultur iſt 
niemals von Sournalen ausgegangen und beruht niemals auf 
ihnen. Dagegen bey Büchern iſt die Gefahr der Aufregung 
geringer, weil fie diefelbe nur einmal bewirken nicht. beftändig 
unterhalten, und ift die Verbreitung auch nachdem Drude 
noch zu hemmen, weil fie nicht ihren geordneten Abſatz haben, 
und auch nicht dem confischtten Werke in kuͤrzeſter Zeit ein 
anderes gleich gefährliches nachgefendet werden‘ Fan. Auf 
der andern Seite hat bey Büchern Mißbrauch der Genfur 
üblere Folgen; denn durch fie wird die geiftige Bildung der 
Nation entwidelt und feftgehalten. Daher fol für Bücher 
zwar immerhin eine Aufficht beftehen aber Feine eigentliche 
Genfur, fondern bloß Befchlagnahme. Diefe ift ein weit ge: 
(inderes Mittel als die Cenſur, einmal weil fich die aufſehende 
Behörde nicht fo leicht dazu entfchließt, ein bereitS gedrucktes 
Buch dem Berleger wegzunehmen, als vor dem Drude ei: 
nem Buche oder einer Stelle das imprimatur zu verfagen, 
ſodann weil durch fie das Geifteswerf doch nicht fpurlos 
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vernichtet wird, fondern immer fchon einigen mitgetheilt iſt 
fo daß, wenn es wirklich neue Wahrheiten enthalten haben 
follte, Zeugen und Bewahren derfelben vorhanden find. — 
Sodann fol auch die Aufficht über die Bücher > nicht 
wie die der Sournale bloß Den gewöhnlichen Polizeybe— 
hoͤrden uͤbertragen ſeyn, fondern einem befonders hiefür be— 
ſtimmten Collegium wiffenfchaftlich gebildeter Männer, in 
welchem außer der Negierung auch Die Kirche und der Lehr: 
ſtand reprafentirt find. Dabey mag auch, fo weit durch 
Polizeybehoͤrden Befchlagnahme erfolgt, Die Berufung gegen 
Diefelber (wie z. B. in Bayern) an den Staatsrath gelten, 
ala an die Behörde, welche überhaupt zwifchen ‚dem oͤffent— 
lichen Intereſſe und der Privatberechtigung die Wage halt, — 
Für Journale und Bücher in gleicher Weife kann aber der 
Schutz gegen Mißbrauch: der Aufficht in nichtS anderem be= 
ſtehen, als in dem allgemeinen Mittel gegen Mißbrauch der 
Regierungsgewalt, in der ftandifchen Befchwerde, die 
zwar nicht wegen einzelner Artikel oder Bücher, wohl aber 
wegen der Art, wie überhaupt Genfur und Befchlagnahme 
geuͤbt werden, Statt haben muß. Es könnten auch di 
Ständen zu diefem Zwecke von allen mit Befchlag belegten 
Büchern mittelft eines Ausfchuffes Kenntnig nehmen. Auch 
konnen wohl durch Geſetze alfo unter Mitwirfung der Stände 
gewiffe allgemeine Direktiven der Aufficht über die Preffe 
gegeben werden, wenngleich diefe in Feiner Weife durch be— 
ſtimmte Normen, die juriftifch anzuwenden wären, beftimmt 
feyn kann. Eine von den Autoritäten der Einrichtung los— 
geriffene dritte Macht darf die Preſſe — auch in Büchern — 
niemals werden. Daß fie aber mit den beyden andern 
— Regierung und Standfchaft — zugleich im Bande bleibe, 
iſt angemeſſen. Nur muß die eigenthümliche Stellung, welche 
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dieſe beyden fonft haben, auch bier erhalten bleiben. Die 
Regierung muß die Auffiht und die Vorbeugung des Miß— 
brauchs üben, die Standfchaft Fann nur auf ihrem gewöhn: 
lichen Wege durch Befchwerde und Anklage gegen Willkuͤhr 
und Bedruͤckung bey diefer Aufficht wahren. 

Es ift demnach Feineswegs mit der Aufficht über die 
Preffe nothwendig auch eine unumfchranfte und tyrannifche 
Ausübung derfelben der Regierung freygegeben, e3 find Si— 
cherungsmittel gegen fie wie gegen alle Negierungdgewalt 
möglich. Solche Schranken freylich Tann es nicht geben, 
daß nie Ungerechtigkeit begangen werden Fünnte, eben 
fo wenig folche, daß die Negierung gar Eeinen Einfluß auf 
die öffentliche Meinung gewänne, erfteres ift aber auch nicht 
nothwendig leßteres wäre gerade übel. Auch ift nach diefer 
Ausführung keineswegs eine unmittelbare Einwirkung 
des Königs auf die Preffe noͤthig, fie kann ſelbſtſtaͤndigen 
Behörden übergeben feyn, genug wenn es nur Negterungsbe: 
hörden nicht Gerichte find, daß die Nüdficht des öffentlichen 
Wohls und der Zukunft, nicht bloß die Ruͤckſicht der Ge 
rechtigkeit, der Beftrafung des Individuums wegen feiner 
Berfchuldung im vergangenen Fall, über die Preffe geltend 
gemacht werde. — — 

Noch ein anderes Mittel, den Gemeingeift zu beleben, 
fucht man gegenwärtig, befonderd nach dem Vorbilde Eng- 
lands und Frankreichs, in den Affociationen zur Durchfuͤh— 
rung beftimmter politifcher Ideen (Preßfreiheit, Gewerbeftei- 
heit, Neformbill oder gar der fogenannten Menfchenrechte 
und der Nepublif), in allgemeinen Adreffen an die Negie- 
rung für folche Zwecke, in öffentlichen Reden vor Volks: 
maffen, die man dazu verfammelt. Dieß alles ift vom Ue- 
bel, oder bedarf wenigftens firenger Schranken. In einem 
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organifchen Ganzen, wie der Staat ift, kann alle Verrich— 
tung und. alle Sorge für das Deffentlihe nur von den be- 
ſtimmten Gliedern ausgehen, denen fie obliegt. Hier dürfen 
fich nicht willkuͤhrlich und zufällig Aggregate bilden, und ohne 
Amt und Beruf gemeinfam als Anftalt, als ein Staat im 
Staate, für das öffentliche Befte wirken. Daß dieß in Eng- 
land, ‚erlaubt ift, kommt noch aus dem mittelalterlichen Prin- 
zip, nach, welchem das. Deffentliche mit der Willführ des 
Privaten, behandelt wird, und hat weniger Gefahr, weil 
noch achte Corporationen. daneben beftehen. Dagegen liegt 
es offen, da, welches Unheil in Frankreich von den Gefell- 
Schaften für, politifche Zwede ausgegangen ift. — Die Lehre, 
daß, ſolche Bereinigung dem Staatsbürger von felbft zuftehe 
vermoͤge feines Mechtes und feiner Freiheit, ift gleichfalls un: 
‚gegründet. Es gilt wohl für den Unterthanen in feiner Pri- 
vatthatigfeit der Grundfaß: „was nicht verboten ift, das ift 
erlaubt;“ allein wo er. eine Tihätigkeit für das Deffentliche 
auf ſich nimmt, gilt der umgekehrte: „was nicht befonders 
aufgetragen oder bewilligt ift, ift nicht zuftandig.” — Wohl 
ſollen Affociationen, welche nicht die Verfaſſung zum 
Zwecke haben, wie zur Mohlthätigkeit, Armenpflege, zur Un: 
terffügung von Miffionen und Bibelverbreitung (foweit fie 
dem. Kirchenregimente huldigen) zwar nicht gerade alle von 
jelbft erlaubt feyn, aber, von der Negierung nicht bloß ge 
ftattet fondern felbft begünftigt werden. Auch muß es Cor— 
porationen (Gemeinden, Adelscorporationen, Univerfitäten) 
frey ſtehen, foweit es ihr Necht und Intereffe mittelbar oder 
unmittelbar betrifft, Berathungen zu halten und Adreffen an 
‚den König gelangen zu laffen, ebenfo den Behörden, wo es 
das ihnen anvertraute Gebiet des Staates betuifft. Auch 
der öffentliche Ausfpruch ihres politifchen Charakters bey be: 
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ſtimmten VBeranlaffungen (3. B. Feſten) gebührt jeder: Cor— 
poration Tunerhalb der beftehenden Ordnung, und iſt etwas 
Geziemendes: Die eigene gemeinfame Verforgung ihrer An: 
gelegenheiten ſoll allen, die durch Gemeinfchaft des Intereſſes 
dazu verbunden find, geflattet und erleichtert werden , dieß 
ift das rechte Mittel für den Gemeingeiftz aber eben: fo ftrenge 
muß das Uebergreifen in die Sphäre, die nicht: ihr befonderes 
Sntereffe und ihr Beruf vor andern ift, befchrankt ſeyn. — 


Welcher Einfluß foll der öffentlichen eng 
zufommen? 


Daß fich eine politifche Gefinnung im Volke bilde, hat zur 
nachften Beftimmung die allgemeine Erfenntniß und 
Theilnahme ſelbſt, fie tft infofern ihr. eigener Zwed. Es 
fol mit Bewußtfeyn gehorcht werden, es follen die Menſchen, 
aus welchen der Staat befteht, auch feine Intereſſe theilen. 
Sn älterer Zeit war wohl auch eine Theilnahme für das 
Gemeinwohl und für den Fürftenz aber die Theilnahme für 
die Negierungsthätigkeit fehlte mit dem Urtheil uͤber dieſelbe— 
Nun ift allerdings wahr, daß die-Verbreitung des Urtheils 
über politiſche Angelegenheiten noch nicht erhöhte, Einficht, 
und die Neigung, fich damit abzugeben, ‚noch nicht wahrer 
Bürgerfüm ft (Savigny). Die Art, wie man ſich jetzt 
namentlich. in gefeierten conftitutionellen Staaten damit be- 
ichäftigt, gibt davon eine Deutliche Beftätigung. Man inter: 
eſſirt fih für Grundſaͤtze und Ereigniffe, die weniger Werth 
in fich felbft tragen, als man ihn erft in fie hineinlegt, es 
iſt oft mehr ein Sinn der Auflehnung gegen die Mächtigen, 
als ein Sinn der Theilnahme am Wohlbeftande des Staates, 
mehr Leidenfchaft als Begeifterung, und ed überfchreitet die 
Zheilnahme das Maß, indem die höheren Intereffen, die 
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Sorge für die Erfüllung des eigenen Berufd und die Sorge 
für das Heil der Seele, zurüdtreten hinter dem Eifer für 
das, was andern zu verſorgen obliegt. Allein dieß Alles 
kommt nicht aus der erhoͤhten Kenntniß ſelbſt, ſondern aus 
andern ıtiefer liegenden Urſachen, namentlich aus dem reli—⸗ 
giöfen Verfall. Iſt man vom Mittelpunfte losgeriffen, fo 
ift man der Peripherie Dahingegeben, die in ihren weiten 
raschen Amfchwingen haltungslos mit fortreißt. Die politi- 
fche Erkenntniß und Theilnahme an fich bleibt deffenungeachtet 
ein Gut, Dieß fol man nicht verfennen und fie zu unter: 
druͤcken ſuchen. Es fol aber auch das Beftreben nicht da= 
hin gehen, ſie noch zu fleigern, fondern vielmehr zu ermä= 
figen. Es fol jene Aufregung, jenes krankhaft gefteigerte 
politische Leben nicht als ein gefunder Zuftand der Menfch-" 
heit, ja gar als Ideal und Ziel — „ald die Höhe des con- 
ftitutionellen Lebens” — betrachtet werden. Wenn die öf: 
fentliche Gefinnung recht »befchaffen ift, fo bleibt fie in der 
Stille, ſie begleitet jeden At der Negierung, aber bei aller 
Entfchtedenheit des Urtheiles, bei aller Lebhaftigkeit der Theil— 
nahme und: Freimüthigfeit der Aeußerung überläßt fie doch 
den Ausgang immer Gott und den durch ihn Berufenen, 
und bewahrt immer ein höheres Intereffe über den politifchen 
Fragen — 

Die öffentliche Gefinnung wird aber folgeweife auch zu 
enermoralifhen Macht im Staate, und wirkt fo zuruͤck auf 
Regierung und VBolfsvertretung, von denen fie ausging. Denn 
bie ſtete Aufmerkſamkeit des Volkes auf die Handlungen der- 
jelben und feine Beurtheilungsfähigkeit werden nothwendig 
ein Antrieb zu thun und zu laffen. Diefe moralifche Macht 
it deßhalb im der neiteren Zeit viel bedeutender als früher, 
indem sie ſich eben nicht wie fonft bloß auf einzelne befonders 
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auffallende Vorgänge fondern auf die ganze Negierungsthä- 
tigfeit, und nicht bloß auf das perfünliche Intereffe fondern 
auch auf ideale Ziele erftredt. Es ift ein Vorzug unferer 
Zeit, daß der öffentlichen Gefinnung folcher Einfluß wird, 
und der Staat nicht gänzlich der zufälligen Perfonlichkeit der 
Obenftehenden überlaffen if. Denn Gott leitet die Menſch— 
heit nicht bloß durch die außern Autoritäten, daß er fie 
allein walten ließe und felbft zurüdtrete; feine Führung be— 
fieht eben fo fehr in dem, was er unmittelbar im den Ge 
müthern, in dem allgemeinen Bewußtfeyn wirft, Es iſt die 
Einfeitigfeit Maiftres, daß er diefes nicht anerkennt. Da: 
her ift e8 recht und gut, daß das allgemeine Bewußtfeyn 
einen Einfluß auf den Staat habe, es fragt fich nur, von 
welchem Umfange, und noch mehr, von welcher ‚Art. diefer 
Einfluß feyn fol? Sehen wir zuerft auf die innere perfön- 
liche Verpflichtung des Königs gegen die ‚öffentliche Gefin- 
nung, fodann auf die Macht, welche ihr außerlich ‚mittelft 
‚der Snftitutionen verfchaft werden fol; 

Der offentlihen Gefinnung, wenn fie irrig iſt, Folge 
zu leiften, kann nicht die Pflicht des Königs feyn, Die Unter: 
thanen zwar müffen fic) auch dem irrigen Willen des Koͤ— 
nigs unterwerfen, weil er von Gott eine Vollmacht und 
Autorität über fie hat, fie haben es nicht zu verantworten; 
aber die Maffe des Volkes hat Feineswegs eine, Bollmadht 
und Autorität über den König, wie kann er es verantwor- 
ten, wenn er ihrem irrigen Willen gehorcht? Wäre der 
König bloß zur Befolgung der öffentlihen Meinung ver: 
pflichtet, wa3 man höchftens von dem oberften Beamten 
einer Republik und in Wahrheit nicht einmal von diefem 
fagen kann, fo müßte es ihm auch, wie dem Beamten einer 
Geſellſchaft, frey ſtehen und fogar geziemen, fein Amt 
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nieder zu legen, wenn ihm das Verkehrte aufgedrungen wird. 
Daß folches dem Könige nicht frey ſteht, oder doch nach 
allgemeinem Gefühle nicht ziemt, ift ein Beweis, daß er 
nicht ein paffives Werkzeug, fondern ein zu eigener hat 
berufenes Oberhaupt if. Es ift daher die Pflicht des Koͤ— 
nigs vielmehr, der irrigen Meinung zu widerftehen, er tft 
um fo größer, je weniger er ihr weicht, er erfüllt fein 
Amt, wenn er den Wahn des Volkes bandigt, nicht wenn 
er fich felbft von ihm fortreißen läßt. Allein eine Beachtung 
und Rüdfihtnahme ift der König der öffentlichen Gefinnung, 
auch wo’ er fie als irrig erkennt, fehuldig, nicht bloß aus 
- Klugheit, fondern auc aus menfchlicher Befcheidung. Denn 
auch die irrige Richtung und Bewegung, die eine allgemeine 
Herrſchaft in der Zeit gewonnen, iſt von Gott nicht ohne 
tiefe Abficht zugelaffen, gewöhnlich foll durch fie etwas er= 
reicht werden, was vordem nicht vorhanden, oder etwas ab: 
gefchaft werden, was unlauter war. Deßhalb darf der Ko: 
nig eine folche Nichtung und Bewegung nicht überfehen, 
gleich als wäre fie nicht vorhanden, oder fie geradezu und 
durchaus nur als einen abzumwehrenden Gegenfaß betrachten, 
er fol nicht feinem menfchlichen Erkennen, das, wenn es gleich 
auf wahrer Grundlage fteht, doch immer befchranft ift, allein 
folgen, fondern auch auf diefe, in der Bewegung der Zeit 
ihn gebotene Fingerzeige Acht haben. Die herrfchende Ge: 
finnung tft deßwegen nicht, bloß der Stoff der Regierung, 
der als folcher dem König für den Gebranch der Mittel ein 
Geſetz auflegt, ahnlich wie die Befchaffenheit des Zoͤglings 
dem Erzieher ein Geſetz auflegt, fondern fie ift zugleich 
auch eine Quelle, die er benügen muß, um das Ziel richtig 
zu erkennen. Er fol alſo Wahrheit und Gerechtigkeit und 
Gottes Gebot nicht Preis geben den Forderungen der Zeit; 
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aber er fol fi bemühen, das wahre Motiv, das wirkliche 
Bedurfniß, welches den irrigen Forderungen zu Grunde liegt, 
zu erforfchen, er fol dem innern verborgenen Bildungstrieb 
der Zeit zu Hilfe kommen, wenn er gleich ihren ausgeſpro— 
chenen und fertigen Kehren widerfteht. Hat der König dieſes 
Bedürfniß getroffen, tft er diefem Bildungstrieb zu Hilfe 
gefommen, fo wird er auch den Andrang befchwichtigen, zwar 
nicht den Irrthum befeitigen, das vermag Feine Regierung, 
wohl aber bei der Mehrheit eine Beruhigung und Befriedi— 
gung bewirken. So ift die öffentliche Gefinnung für ihn 
doch immer eine Probe feiner Regierung, er darf nicht ihrem 
Wege folgen, aber er kann an ihr — unter der nöthigen 
Umficht — erfahren, ob fein Weg der rechte war) » Der 
König wird auch behutfamer und fchonender verfahren, wo 
er gegen die irrige Meinung Neues einführen oder Vergan—⸗ 
genes zuruͤckbringen will, dagegen fefter und nachfichtälofer, 
wo er Beftehendes gegen ihren Andrang ſchuͤtzt. Immer aber 
bleibt der oberfte Grundfaß der: der König muß zuletzt dem 
folgen, was er nad) feiner Erfenntniß in ſeinem Gewiſſen 
vor Gott als das Gerechte und Forderliche erkennt, nicht 
dem, was die Meinung der Zeit if. Denn er iſt geſetzt 
über das Volk, es zu leiten, nicht fi) von Kon leiten zu 
laffen, dafür ift er der König. — 

Noch weniger dürfen die Einrichtungen von der Art 
feyn, daß der König auch gegen feine Einficht der herrfchen- 
den Gefinnung folgen muß. Hierin beſteht der innerfte Ge- 
genfaß der alten wahren Monarchie von der modernen con 
ftitutionellen. Bei diefer ift alles darauf berechnet, daß der 
König nur Diener der öffentlichen Meinung ſey, Minifter 
und Negierungsfpftem werden ihm durch die Majorität der 
Kammer aufgedrungen, die Kammern werden durch Die 
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Preßfreiheit der Sournaliftif dienfibar gemacht. So wird 
die öffentliheMeinung und namentlich in der ganz unächten 
Repräfentation derfelben durch die Sournale, Souveraͤn *). 
Es zieht ſich alle Macht nach unten und in das Unbeftimmte 
fluktuivender Meinungen. Dagegen in der rechten Verfaſſung 
bleibt dem, Könige die felbflftändige perfünliche Herrfchaft, 
die Standfchaft [hüßt gegen Unrecht und Bedruͤckung; aber 
der König: regiert und beflimmt Regierung und Minifter uns 
abhängig von der Standfchaft, und die Standfchaft vertritt 
das Volk unabhängig von der Herifchaft Der Iournale, diefe 
find. durch; die Cenfur in ihrer Schranke gehalten. Eine 
Macht, fol, und wird dann die dffentliche Gefinnung deſſen— 
ungeachtetrbehaupten. Allein fie fol nur die dritte Macht 
feyn , micht die erſte, nicht die ausschließlich herrfchende, der 
alle, anderen dienen. Diefe Macht neben den andern uͤbt fie 
ohne alles Zuthun und alles Fordern von felbft, wie fie 
entwickelt iſt, genug wenn fie nur nicht gewaltfam unterdrückt 
wird. 11Diefes allerdings: wäre eine Verſuͤndigung der Regie— 
rung, und es wahrt auch dagegen die Volfsvertretung. ı Sie 
wird aber um for mächtiger feyn, je mehr ſie ſich in ihrer 
Graͤnze haͤlt, und je mehr fie fich mit dem rechten Inhalt 
erfüllten Denn der Widerftand, den. die Negierungen etwa 
gegründeten Anforderungen der öffentlichen Meinung entge— 
genfeßen, beruht Doch größtentheils nur darauf, daß die öf- 
fentliche  Meinnng im Ganzen tırig tft, und Verderbliches 
fordert, ſo daß ein Vorwand an die Hand gegeben ift, fie 
gaͤnzlich abzuweiſen. — Es fol ferner die öffentliche Geſin— 
nung’ nur einen Innern almähligen Einfluß haben, nicht 


) Vorkreffliches hierüber in der angeführten Schrift: „Die 
ftändifche Verfaffung” u. f. m. 
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einen unmittelbaren und juriftifch zugeficherten, fo daß die 
Negierung fir verpflichtet gehalten wird, ihr zu folgen, und 
Nechenfchaft zu geben, wenn fie das unterläßt. Die öffent 
liche Gefinnung iſt Gottes Werk nur in ihrer innen Wirk— 
famfeit, wie fie allmaͤhlig umbildet, im Ganzen herrfeht, und 
auf die Dauer, in der fie felbft fich läutert, unwiderftehlich 
ift. Aber wie fie augenblicklich fich beurfundet, fichtbar wirkt 
in der täglichen Aufregung der Gemüther, ift fie eine Außer: 
liche Gewalt, von beftimmten Menfchen zu ihrem Ziele ges 
lenkt. Raͤumt man ihr fo die Mitherrfchaft ein, fo erhebt 
man gerade den unzuverläßigften Theil der Nation, den, 
welcher vom täglichen Erwerb der Feder oder der Handarbeit 
lebt, auf den Zhron. — Es ift endlich wünfchenswerth, 
daß die üffentliche Gefinnung mehr einen Einfluß auf den 
Millen der Negierung habe, weniger auf ihr Urtheil, daß 
fie die Negterung abbalte von dem, was im Einne aller 
Partheyen fchlecht und unlöblich ift, nicht daß fie die Regie: 
rung beftimme, diefes oder jenes für gut und Löblich zu 
halten. — 

Die öffentliche Meinung tft nicht die geftaltende Macht 
im Staate, das iſt der König und die Regierung, nicht die 
unmittelbar ſchuͤtzende und anregende, das ift die Standfchaft, 
fie ift die Macht, die einigt und erprobt und befeftigt, die 
Macht, die den Staat trägt und umfängt, nicht die ihn be— 
herrſcht. Reißt fie fich von diefer Beftimmung los, will fie 
felbft daS herrfchende und geftaltende Princip werden, hält 
fie fich für die erfte und urfprüngliche Macht, von der felbft 
König und Standfchaft zulegt die ihrige herleiten, dann wird 
fie zu einer Zerſtoͤrung des Staates. Sie verliert dann allen 
Snhalt, das Bild des Staates, wie es nur vom geflaltenden 
Seifte der Regierung bewahrt werden kann, wird unter ihrem 
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reiben zum wüften Element verfhwimmender unzufammen- 
hängender Einrichtungen, die beflimmten Wünfche der Stand» 
Schaft zum allgemeinen unbeftimmten Drang der Unzufrieden— 
heit. Es ſinkt das Anſehen des Koͤnigs und der Standſchaft, 
ja des Geſetzes ſelbſt, das durch die Geſchichte uͤberkommen 
iſt, das in der oͤffentlichen Geſinnung ſeine Buͤrgſchaft haben 
ſollte. Statt es mit Ehrfurcht und Liebe zu wahren, entſteht 
gerade feine Verachtung und das haltungslofe blinde Stre— 
ben nach der Neuerung. — 


Bo Bierzehntes Kapitel, 
— * Das Bol 


Indigenat. — Rechte der Stantsbürger. — Rechte der Stände und Corpora— 
> „tionen — der Stiftungen. — Nechte des. Volkes im Ganzen. — Die 
“ falfche Lehre von der Volfsfouveränetät. — 


Die Angehörigkeit an den beftimmten Staat (Indigenat) 
ift nach der Negel eine gegebene nicht gewählte. Das Volk, 
welches. den Staat bildet, erzeugt durch natürliche Fortpflan: 
zung auf feinen Wohnfisen die Fünftigen Unterthanen deffelben. 
Doch muß auch freywilliger Eintritt in einen Staat und 
freywilliger Austritt aus demfelben (Auswanderung) ftatthaft 
ſeyn. Dieß liegt nothwendig in der chriftlichen Erkenntniß, 
nach: welcher die Menfchen in einem höhern Verbande noch 
ftehen , al3 dem des Staates, die Volker ihrer Sndividualität 
unbefchadet dennoch gleichartig find, und die Staaten felbft 
fich nicht mehr fehroff gegenuberftehen, fondern eine Gemein: 
haft unter ihnen befteht, fo daß fie in höherer Beziehung 
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alle Einen Staat bilden, derfelben (chriſtlichen) Ordnung 
gehorchend und fie geltend machend über der Erde, Ein— 
und Auswanderungen koͤnnen aber nicht als unbedingtes / 
Recht der Individuen beftehen, fondern müffen an Bedin— 
gungen gebunden feyn, wie fie das Intereffe des Gemeinweſens 
fordert, theils nach beſtimmtem Gefeße, theils nach dem Er- 
meffen der Regierung. - Die natürliche Gefchloffenheit und 
Sndividualifirung der Völker und Staaten darf durch den 
freywilligen Wechſel wohl einzeln unterbrochen, nicht aber 
im Ganzen aufgehoben werden. Unnatürtich ift es, wenn 
das franzöfifche Volk in der Revolution fich gleichfam als 
Menschheit erklärte. 

Der Menſch gehört nicht mit feinem ganzen Dafeyn 
und feiner ganzen Thätigkeit dem Staate an*), und er hat 
als das Ebenbild Gottes abfolute Nechte, die der Staat 
ihm nicht erft ertheilt, die er nur ihm zu fehlen das Gebot 
hat. Deßwegen muß den einzelnen Menfchen im Staate die 
Sphäre ihres Privatlebens und Strebens vollfommen  frey 
bleiben, und es müffen jene abfoluten Rechte gefichert feyn 
gegen jeden willführlichen Eingriff der öffentlichen Gewalt. 
Hierauf gründen fich jene großen Garantien der perfönlichen 
Freiheit und Berechtigung, wie fie befonders die englifchen 
Grundgeſetze in politifcher Beziehung und die deutſchen (vom 
weftphälifchen Frieden an) in religiöfer Beziehung enthalten: 
die Sicherheit des Lebens und der Glieder, der körperlichen 
Freiheit (vis loco motiva — befonders gegen willführliche 
Berhaftung), des Vermögens, die Freiheit‘ der religiöfen 
Ueberzeugung. Sie können noch- weiter ausgebildet werden, 

+ B. 


*) Siehe oben I. Abſchn. I. Kap. 
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3: B. die Freiheit des Privatlebens, der Berufswahl, der 
Kindererziehung, der Befugniß zu Gewerben, “das Recht 
der Perfon auf Gleichheit mit den andern, ſoweit nicht 
das Beduͤrfniß der Sache einen Unterfchted begruͤndet, 
riamentlich auf gleiche Fähigkeit zu Aemtern, der An: 
ſpruch auf gefeßlihe Mittel für die Verfolgung folcher 
Rechte — alle diefe und ahnliche Berechtigungen können be 
ftimmte Zuficherungen erhalten, theild unbedingt, theild in ge- 
wiſſer Schranke, wie folches fich auf verfchiedene Weife in 
unfern deutſchen Verfaſſungen findet. Allein ftatt diefer be> 
ſtimmten Zuficherungen eine abſtrakte Freiheit und Gleichheit 
an die Spike zu ſtellen, und ferner flatt der gefonderten 
Privatfphäre vielmehr die Theilnahme an der Staatsgewalt 
(Bolksfouveränetät) oder eine beftimmte Negierungsform 
als Snhalt der Menfchenrechte zu erklären, wie die franzo: 
fiihe Revolution folches that, ift völlig verkehrt, und hebt 
umgekehrt den Staat als felbftftandiges und urfprüngliches 
Gemeinweſen auf. Diefe beftimmten perfonlichen Frei: 
heiten und Berechtigungen, eben weil fie fich in ihrer be- 
ſtimmten Seftalt nicht von felbft aus der urfprünglichen all— 
gemeinen Freiheit der Menfchen ergeben, muͤſſen ausdruͤcklich 
und abfichtlich feftgefet feyn, fey es durch Gefeh oder Her: 
kommen. Sie find ein wefentlicher unentbehrlicher Theil der 
Berfaffung, indem fie das Verhaliniß der einzelnen Men- 
hen zum Staate und die Gränze der Unterwürfigkeit un: 
ter ihm enthalten. In ihrer Stärke und Unverbrüchlichkeit 
befteht vor allem die ächte bürgerliche Freiheit, und ihre Aus: 
bildung, ihre Ausdehnung auf alle Unterthanen und allge: 
meine Anerkennung ift einer der wichtigften Vorzüge, durch 
den fich der jetzige öffentliche Zuftand vor dem Altern unters 
fcheidet. Sm Allgemeinen gehört die Anerkennung der par 
Stahl, Rechtsphil. IN 9% 16 
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fünlichen Berechtigung dem abendlaͤndiſchen insbefondere dem 
germanifchen Charakter an, fie entfpricht aber, auch voll- 
fommen dem chriftlichen Staate, da die Anerkennung einer 
höhern Beziehung des Menfchen über dem Staate und da— 
raus einer höhern unantaftbaren Berechtigung gerade eine 
Frucht des Chriftenthums ift. In dieſem Anfpruche der 
Menfchen gegen den Staat auf Achtung und Schuß ihres 
yerfönlichen Rechtes und in Beziehung auf die verfaſſungsmaͤ— 
figen Garantien deffelben erfcheinen fie ald Staatsbürger, 
in jeder öffentlichen Beziehung dagegen als Unterthanen. 

Auh den Ständen und Körperfchaften gebühren be— 
ftimmte Nechte und Freiheiten, wie fie ihr Beruf und ihre 
Stellung im Gemeinwefen erheifchen. Es follen diefes nicht 
zufällige private Rechte feyn, welche Vortheil oder Gunft 
des Megenten einräumt, wie z. B. ehedem gegen Geldvor- 
ſchuͤſſe Gerichtsbarkeit eingeräumt wurde; fondern fie müffen 
in dem Weſen des Standes oder der Körperfchaft oder in 
ihrer beftinmten Lage ihren Grund haben. Aber wenn fie 
gleich alfo aus der organifchen Bedeutung derfelben im Ges, 
meinwefen hervorgehen, fo werden fie doch fofort zu einem 
Nechte der Menfchen, die den Stand bilden, und zu einem 
Rechte der Körperfchaften als juriftifcher Perfonen, fie wer: 
den erworbene Rechte. Sie dürfen daher Feineswegs, 
wenn der Zweck, für welchen fie entftanden, aufhört, oder 
auch ohne fie gut ja befjer erreicht werden konnte, auch felbft 
wieder zurickgenommen‘ werden. Sie haben ihren Grund 
nun nicht mehr bloß in der Sache, fondern zügleich in der 
Perfönlichkeit. In diefer Anerkennung und Zuficherung der 
erworbenen Rechte auch für die öffentliche Stellung liegt mit 
die wahre Anerkennung des Menfchenrechtes, des Rechtes 
der Perfon, daß fie Die Gegenftände und Sphären durch 
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ihre lebendige That fich aneignet, und zu einem Theil ihres 
eigenen Dafeyns macht, im Gegenſatze des abftrakten Rechtes 
der Perfon, das ſich nur auf ihren Begriff gründet, dem 
die Gegenftande immer außerlich bleiben, deßhalb nicht mehr 
angehören, fo wie die Folgerungen aus dem Begriffe fich 
andern*). Nach ihr hat die Perfönlichkeit eine Selbftftän- 
digkeit und unendliche Tiefe, ohne fie geht der Menfch im 
Staate auf. Ste bewährt fich daher auch im Erfolg als 
die wahre Freiheit, daß jeder auf das, was ihm einmal zu- 
kommt, mit Sicherheit rechnen kann, derfelbe, der er heute 
im öffentlichen WVerbande ift, auch morgen feyn wird, nicht 
in jedem Augenblide von dem Meinen der andern abhängt. 
Es entfpricht dieß auch der ganzen ehriftlichen Weltanfchaus 
ung. Iſt es ein allgemeines Weltgefeß, daß felbftftändige 
Greatürlichkeit aus dem höhern Schöpfer hervorgeht — die 
Dinge nicht in der Urfache die fie erzeugte bloß enthalten find 
(Spinozismus) — fo müffen auch im Staate die per- 
fünlichen Rechte, die aus den Anforderungen des Gemeinwe- 
ſens erzeugt wurden, fofort zu felbftftändigen unantaftbaren 
Rechten der Perfon werden. Dadurch erhält der Staat den 
Neichthum und die Lebendigkeit, außerdem wird er zum 
todten Mechanismus. — Die erworbenen Nechte der Men- 
fchen, der Stände und Körperfchaften find demnach in ihrer 
Meife von ähnlicher Stärfe und Heiligkeit, wie die öffentli- 
chen Autoritäten. Ruͤckſichtsloſe Verlegung derfelben tft nicht 
minder ein Frevel gegen die Ordnung Gottes, als Empo- 
rung. Die Nichtachtung der erworbenen Nechte wegen ans 
geblich allgemein vernünftiger Iwede, die Verletzung der 
wahren pofitiven Freiheit zum Vortheil einer abftraften ges 


*) Vrgl. 1. Band ©. 107 u. 108. 


244 IV. Bud. Das öffentliche Recht. I. Theil. Der Staat. 


hört zu den Charafterzugen der Nevolution, fie vertilgt hie 
in das menfchliche Necht wie durch ihre Volksſouveraͤnetaͤt 
die göttliche Ordnung. ES ift daher ein unfchäkbares Ber- 
dienft Burfes, daß er die Unverleglichkeit und Heiligkeit 
der erworbenen Nechte mit jener fiegreichen Gewalt geltend 
machte, nicht minder auch Hallers und feiner Nachfolger, 
welche fortwährend den wuͤrdigen Kampf gegen das revolu- 
tionaͤre Streben von diefer Seite aus führen. — 

Jedoch völlig losgetrennt Fünnen die erworbenen Rechte 
von der Nüdficht und dem Bedurfniß, welchem fie dienen 
follen, dennoch nicht werden. Es kann zu dem Momente 
fommen, wo die Wurzel, aus der fie ffammen, gänzlich ab: 
geftorben tft, wo fie ohne alles Leben ohne allen fruchtbrin- 
genden Zufammenhang mit dem Gemeinwefen find, ja daf- 
jelbe flören und hemmen als ein todter Körper im lebendi- 
gen Organismus. Hier muß eine Ausgleichung eintreten, 
daß bey aller Schonung gegen die Berechtigten (Entſchaͤdi— 
gung Durch andere Rechte oder Geld wo nur immer möglic) ) 
den unabweisbaren Anforderungen der Gegenwart für den 
öffentlichen Wohlbeftand genügt werde. Eine abfolute un: 
endliche Geltung ahnlich wie der eigentlichen Privatberechti- 
gung (Leben, Vermögen) kann diefen der öffentlichen Stel: 
lung angehörigen Nechten nicht zukommen, da fie nicht wie 
jene ausschließlich in der Perfon felbft ihren Urfprung 
haben, fo Fünnen fie auch nicht ausfchlieglich von der Perfon 
und ihrem Willen abhängen. Es darf daher nicht als eine 
Nichtachtung des Nechtes und als revolutionäres Streben 
gelten, wenn fich gegen wirklich verderbliche den Verhaͤlt— 
niffen der Gegenwart fchlechterding widerflreitende Vorrechte 
ein mächtiger Andrang erhebt, er müßte denn entweder in 
jeinem Urtheil irren, was freylich oft der Fall ift, oder ge 
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feßmwidrigen Weg einfchlagen. Alle Rechte müffen gemeiht 
feyn durch den höher liegenden Gedanken des Berufes. Das 
ift nicht minder ein Gebot des chriftlichen Staates als die 
felbftftandige Anerkennung der erworbenen Rechte. Die Be: 
trachtung deffelben bloß ald mein Recht, das ich einmal 
erworben habe und behaupte (eigentlicher Ariſtokratismus), 
ift fchlechterdings verwerflih. Der höhere Beruf über den 
Kechten, aus dem fie hervorgehen, zugleich mit den Rechten 
felbft, und zwar jener als das Höhere Urfprüngliche Letzte, 
Diefe aber dennoch als felbftftandig und perfönlih, das iſt 
die rechte Anſchauung und Gefinnung, die im Volke herrfchen 
fol. Sie wird begründete VBorrechte nicht beneiden, auch 
Die nicht mehr begründeten vwollftändig ausleben laffen, am 
allerwenigften in Nechte, die zugleich das Vermögen betreffen, 
und Dadurch am meiften die Natur des Privatanſpruchs er: 
langen z. B. Grumdherrlichkeit, Gewerbsmonopolien, ohne 
Erfab verlekend eingreifen, fie wird aber auch nicht Die 
nothwendige lebendige Entwicklung aufheben wegen ftarrer Ei— 
genfucht. Die Berfaffung tndeffen hat zu ihrer Aufgabe bloß 
die Berbürgung der erworbenen Rechte. Daß die 
Anforderungen des Gemeinwefens zufünftig, wo es Noth 
thut, gegen erworbene echte Durchgefest werden mögen, 
das ift nicht Sache der Einrichtung, das tft der Macht der 
öffentlichen Gefinnung und des Lebens zu überlaffen, fie 
wird auch die ftarfften rechtlichen Verſchanzungen zulekt 
überwinden. Ob durch billige Nachgiebigfeit oder durch Auf: 
uhr, ob für das Nechte und Nothwendige oder das Ber: 
fehrte, ob in dem gefunden allmähligen Gange, oder durch 
plögliche gewaltfame Neformen, dag wird von den Menfchen 
abhängen, die da handeln, dafür kann Feine Einrichtung 
forgen. 
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Sn ähnlicher Meife verhält es fich mit den Stiftungen. 
Auch ihre Berechtigung gründet fi auf ihre Bedeutung im 
Gemeinwefen, kommt ihnen aber fofort felbftftändig unver: 
leglich zu. Auch die Stiftungen müffen deßhalb in der Ver: 
faffung verbürgt ſeyn; aber es ift ein Zeitpunkt denkbar, wo 
eine andere Verwendung eintreten muß, als für den urfprung- 
lich erklärten Zweck. Indeſſen ift Doch hier die Einziehung 
für Staatszwede immer Unrecht. Denn wenn aud) 
die befondern Zwecke und die befondere Bedeutung der Stif- 
tungen im öffentlichen Leben immerhin wechfeln, fo bleibt 
doch der allgemeine Stiftungszwed (Kirche, Unterricht im 
Sinne der beftimmten Kirche, Wohlthätigkeit) unter allen 
Umftanden ein wahrhafter und unter allen Umftänden ein 
von der Staatsverwaltung unterfchiedener Zweck. — 

Endlich hat noch das Volk, als ein Ganzes, als die 
Gefammtheit der einzelnen Menfchen, ein Recht auf feine 
eigene Integrität, daß es nicht zertheilt nicht veräußert werde 
durch die Regierung, und es hat ein Necht auf feine befte- 
hende VBerfaffung, feine Vertretung u.f.w. Das fallt aber 
alles mit dem zufammen, was auch fihon von felbft in den 
Anforderungen und Aufgaben des Staates liegt. — 

Diefes find die Nechte des Volkes, der Einzelnen , der 
Stände, des Volkes im Ganzen, fie ftehen ihm zu ald dem 
gehorchenden Theil im Staate. Dagegen ift es eine Srrlehre 
und eine der unheilvollften , daß das Wolf das Subjekt der 
Herrfchaft und Gewalt im Staate fey, die Lehre von der 
Bolfsfouveränetät, man mag)fie nun fo faffen, daß 
das Volk die oberfte Gewalt wirklich auszuüben habe, we: 
nigftens durch Wahl der gefebgebenden VBerfammlung, oder 
auch nur fo, daß das Volk der Ausflug aller Gewalt, fein 
Mille der Grund der Geltung für alle Herrfchaft im Staate 
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fey, wonach benn folgerichtig der Volksſtimme eine abfolute 
Gewalt über die Obrigkeiten zufümmt, und auch die Ein- 
richtung immer nach unten hin gebaut werden muß, Daß der 
Maffe je größerer defto befjerer Einfluß auf die Herrfchaft 
werde, ja wenigftens in befondern Fallen dad Volk von fei- 
ner oberften Gewalt Gebrauch macht, wenn es gleich regel: 
mäßig fie als übertragen an beftimmte Organe beläßt. 

Es ift hier die oberſte Frage, ob die Gewalt im Staate 
von Gott, oder ob fie von den Menfchen if: SE fie von 
Gott, fo wird fie da ihren höchften ib haben, wo fie ihn 
nach der Natur diefer göttlichen Anftalt haben muß, in den 
beffimmten nach der Verfaffung berufenen Gliedern, und 
zwar nach der vollfommenften Verfaſſung, wie oben gezeigt 
worden, im König. Iſt fie aber von den Menfchen, dann 
freylich iſt es das natürlichere, daß die große Zahl, ald daß 
Einer über die Andern insgeſammt herrfche. Mit dem Ber: 
lufte der. Borftellung von Gottes Nahe und von göftlicher 
Stiftung der menſchlichen Einrichtung mußte daher auch alle 
Fähigkeit verſchwinden, die urfprüngliche Autorität der Fönig- 
lichen Gewalt, ja überhaupt etwas anderes, als die Souve 
ronetät der Mehrzahl zu begreifen. Die große Weltbegeben: 
heit, welche die Lehre von der Volfsfouveränetit zur Wirk 
lichkeit brachte, mußte folgerichtig zuleßt auch das Princip, 
auf welchen fie beruht, nemlich die Gottesteugnung feierlich 
verkünden. Es ift dann aber in Wahrheit auch die Souve- 
vanetät des Volkes, das ift die Gewalt der Mehrzahl über 
den einzelnen Menfchen, nicht mehr zu begründen. Denn aus 
welchem vernünftigen Grunde fol irgend Semand rechtlich 
den mehrern Andern unterworfen feyn? Kein Menfch ift 
höher als der andere und die größere Zahl kann bei folchen, 
die der Art nach gleich berechtigt find, keinen Ausfchlag 
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geben. Man muß daher hier folgerichtig mit NRouf feau 
und Fichte behaupten, daß zur Errichtung des Staates 
und zur Begründung der Gewalt Einftimmigfeit erforderlich 
if. Sa man muß noch weiter gehen: da Fein Vertrag, der 
die individuelle Freiheit aufgiebt, aus dem Principe des 
menfchlichen Rechts beurtheilt, immerwährender unwiderrufli- 
cher Natur feyn kann, fo ift auch fortwährend zu jedem 
Alte der Staatdgewalt Einftimmigfeit erforderlich, und e3 
kann Feiner rechtlich gehalten feyn, fich einem Befchluffe zu 
unterwerfen, den er nicht felbft gut heißt. Die Lehre von 
der Volfsfouveränetät führt daher nicht erft zur Anarchie, 
fondern fie ift fehon die Anarchie. Alle Herrfchaft fest eine 
urſpruͤnglich höhere Gewalt voraus, eine folche ift nur Die 
Gottes über die Menſchen, wird fie verleugnet, und die 
Herrichaft auf den Willen der Menfchen gegründet, fo ift 
feine Herrfchaft mehr gültig, als die jeder Einzelne fich felbft 
freywillig gefallen läßt, und fo lange er fich fie gefallen laßt. 
Auf gleiche Weife zeigt fich die Unhaltbarfeit diefer Lehre auch 
fchon in der Unmöglichkeit, den Begriff des Volkes durchzu— 
führen. Wen will fie bey der Durchführung ihres Principes 
zum Volke rechnen? Muß fie nicht jedes Gefchlecht mitftim- 
men laffen, nicht jedes Alter, oder welche Granze will fie 
beym Alter fegen, und wenn fie eine folche gefeßt hat, in- 
dem dann täglich neue Bürger einrücden und andere durch 
den Tod wegfallen, indem fo das Volk jeden Tag ein ganz 
anderes Volk ift, das auch wohl anders ſtimmen würde, wie 
wil fie es rechtfertigen, daß Dennoch der Befchluß von heute 
die Bürger von morgen binde? — Man fagt, e3 fey nicht 
die Mehrheit der einzelnen Menfchen, welche man unter Volk 
verfteht, fondern der allgemeine vernunftige Wille. Allein 
mit welchem Grunde kann man dann behaupten, daß das 
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Volk, die Mehrheit, Repräfentant diefes Willens fey, daß 
daher der König nur durch flillfchweigende Uebertragung von 
diefer Mehrheit und nicht ſchon von felbft durch feine‘ Stel: 
fung in dem Organismus des Staates ald Nepräfentant def: 
felben gelten koͤnne. Gilt die Vernunft nur deßhalb, weil 
fie zugleich der Wille der Menfchen ift, fo koͤmmt es eben auf 
jene Lehre und die Souveränetät der einzelnen Menfchen hinaus, 
gilt die Vernunft an fih, weil fie das allgemeine ſeyn fol 
(richtiger das vernünftige Gebot als der vernünftige Wille), 
fo ft, da die Mehrheit Feineswegs die Vermuthung der Ver: 
nünftigkeit voraus hat, gar nichts für die Berechtigung des 
Bolkes damit gewonnen. — Die Vernunft, welche die Pan: 
theiften (Hegel) an die Stelle Gottes fohin auch als Grumd 
der Staatsgewalt aufftellen, ft zwar auch der Volksſouveraͤ— 
netüt geradezu entgegengefest, fie ift eine Macht über den 
Individuen; allein fie ift eben etwas Undenkbares und Nich- 
tiges, und führt confequent dahin, daß alles ſchon mit phy— 
fifcher Nothwendigkeit ihr gemäß erfolgen muß, nichts gegn 
fie gefchehen kann, wie Dieß Spinoza in feinem tractatus 
theologico politicus unverholen ausfpricht*). 

Das wahre Motiv diefer Lehre ift: die ganze Anftalt 
des Staates, die von der Nation gebildet wird, ift die ei— 
gentliche Quelle der Herifchaft. Diefe Anftalt hat Gott eins . 
gefeßt, und in ihr den König als Haupt, nicht unmittelbar 
den König in feiner Perfon als Herrn der übrigen, und die 
Herrfchaft muß daher auch nach den Bedingungen diefer 
Anftalt und vermittelft ihrer reichlichen Gliederung nicht un— 
mittelbar vom König in Perfon und nach feiner Willkühr 
geübt werden. Allein dann müßte man von Souveränetät 


*) ©, meinen erften Band ©. 65 u. 309, 
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des Staates fprechen, gegen die fich allerdings nichts ein- 
wenden ließe, nicht von Souveränetät des Volkes, und es 
wäre nicht die Mehrheit der Menfchen, die als Quelle der 
Gewalt gälte, oder die letzte Entfcheidung gäbe, fondern der 
Staat in feiner befiimmten Gliederung , fo wäre denn doch 
wieder der König, zwar Feineswegs in feiner Privateigenfchaft 
aber eben als König und nach der Natur der königlichen 
Gewalt, fowohl der Träger als der Ausüuber der Souveraͤ— 
netät. Ferner ift es ein wahres Motiv: der innere Geift 
und die Gefinnung der Nation fol vorherrfchen über die 
außere Einrichtung, der Staat foll je mehr und mehr ein 
geiftiges Neich werden. Allein fürs erſte kann diefe innere 
Gefinnung nur einen innern geiftigen Einfluß haben, es foll 
ihr die Einrichtung zugänglich gemacht werden, nicht einen 
formellen rechtlichen, daß die Stimmenmehrheit die oberfte 
Gewalt habe, was felbft nur eine andere außere Einrichtung 
wäre, und zwar eine fehlechtere, eine mechanifche flatt der 
organifchen. Sodann ift auch die Gefinnung der Nation 
nicht die Gefinnung der einzelnen Menfchen in ihrer Zuſam— 
menzählung, fondern eine einige, zu welcher die verfchiedenen 
Berufsftände und Zeitrichtungen mit verfchtedenem Antheil 
beitragen. Die Theilnahme an der Repräfentation des Volks— 
geiftes ift nicht minder verfchieden, als die Theilnahme an 
der rechtlichen Gewalt, obwohl bei ihr der Antheil nicht in 
gleicher Weiſe fichtbar und nachzuweifen if. Der König, 
die Beamten, der Adel, die Geiftlichkeit, die Gelehrten , die 
Gewerböftände u. f. w., jeder Stand ift nicht nach feiner 
Zahl, fondern nach feiner Art Träger und Quelle des Volks— 
geiftes, jeder hat nach feiner eigenthümlichen Stellung feine 
eigene Empfänglichkeit für die Anforderungen des Staates, 
jeder hat auch feine eigene Berfuchung. Es foll daher Seder 
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in der Rage feyn, fowohl feine befondere Gabe geltend zu 
machen, als die befondere Verfuchung und den befondern 
Irrthum Der andern, von dem er freiift, abzumehren. Dieß 
führt denn auch wieder zu einer reichen Ausbildung der Ver: 
faffungselemente, zu manigfachen Schranken der Füniglichen 
Gewalt, Feineswegs aber dazu, daß die Stimmenmehrheit 
flatt des Königes die höchfte Gewalt habe oder als Duelle 
der höchften Gewalt gelte. 

Allerdings weift die ganze Anftalt des Staates auf einen 
Punkt und eine Duelle hin, höher als fie felbft, von welcher 
fie und alle ihre Gewalt in ihr das Dafeyn und die Sanc— 
tion hat; allein diefe Quelle ift eben über dem Staate in 
feiner göttlichen Einfesung und Weihe, welche den ganzen 
Staat durhdringtz dagegen die Lehre der Bolfsfouveränetät 
kehrt das gerade um und verlegt diefen Punft der Weihe 
und Ermächtigung ſtatt über den Staat, vielmehr unter ihn 
in die Menfchen, über die er zu herrfchen geſetzt ift. 
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Siunfzehntes Kapitel, 


Ueber Kevolutionen und Staats— 
ftreide. 


Unftatthaftigfeit der Empörung aus dem Gefichtspunfte des Rechts — aus dem 
Gefichtspunfte der Sittlichkeit und Religion. — Die Empörung als ein 
natürlicher Erfolg in der Gefchichte. — Benrtheilung der Menfchen. — 
Rechtmäßigkeit des yafliven Widerftandes. — Principien der franzöfifchen 
Revolution über die Emporung — ältere Emporungstheorie — Burfe. — 
Unftatthaftigfeit der Staatsftreiche. — 


Da der Staat zugleich auf Gefeß und auf perfünliche 
Autorität gebaut ift, fo entſteht ganz natürlich die Frage, 
und tft von jeher aufgeworfen und beantwortet worden in 
Lehre und That, was Necht fen, wenn die höchfte perfönliche 
Autorität — der König — feine Gewalt mißbraucht zum Um: 
fir; der Geſetze, zur Unterdrückung der Unterthanen. 
Es kann bierbey Fein wefentlicher Unterfchted Statt finden 
zwifchen den neuern Verfaffungen mit ihren ausgebildeten, 
oft niedergefchriebenen, gefeßlichen Beftimmungen und den 
altern, die folcher Ausbildung ermangeln, da in Den euro- 
paͤiſchen Staaten immer gewiffe Grundgefeße für den Staat 
nud gewiſſe Nechte der Unterthanen anerkannt waren. Die 
Frage ift auch nach chriftlichem Maaßſtabe von jeher immer 
in gleicher Weife beantwortet worden: Der aktive Wider: 
ſtand, namentlich die Empörung, ift unerlaubt, dagegen der | 
paffive Widerfland, das Bekenntniß und die Verweigerung 
des Gehorfams, ift erlaubt und nach Umftänden Pflicht. 
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Der aktive Widerftand ift unflatthaft. 

Die Empörung — und überhaupt aller aktive Wider— 
ftand — ift nach der Natur des Staates fchlechterding un- 
ftatthaft. Denn fie ift nichts anderes als geradezu Umkeh— 
rung der Ordnung, des Staates. Es iſt Feine Empörung 
möglich, ohne daß die, welche gehorchen ſollen, fich zum 
Richter und zur höhern Gewalt aufwerfen gegen die, welche 
über fie zu herrfehen berufen find*). Durch die Empörung 


») „Denn es reimet ſich nicht, gehorfam zu feyn, und doch 
wiberftreiten; unterthänig zu feyn, und den Herrn nicht 
leiden wollen, Gott fpricht: Die Rache ift mein, Ich will 
vergelten (Rom. 12, 19). Nun kann das Niemand leug— 
nen: wenn die Unterthanen fid) wider die Obrigkeit fegen, 
daß ſie fich felbft raͤchen, fich felbft zu Richtern machen 
(Pred. 10, 20), Daß diejes nicht allein wider Gottes 
Drdnung und Gebot (der das Bericht und Rache will felbft 
haben), ſondern auch wider alle natürliche Rechte und Bil: 
ligEeit ift, wie man fpriht: Niemand fol fein ſelbſt Rich: 
ter feyn, und abermal: Wer widerfchlägt, der ift unrecht, 
Hie willft du vielleicht fagen: Ja, wie ift’s doch alles zu 
leiden von den Tyrannen, du giebft ihnen zu viel, und 
wird ihre Bosheit durch folche Lehre nur ftärker und größer, 
Soll man denn leiden, daß alfo Sedermanns Weib und 
‚Kind, Leib und Gut in der Gefahr und Schande ftehe? 
Wer will etwas Redliches anfangen, wo man fo leben foll ? 
Antworteich: Lehre ich doc) nicht dich, der du thun willft, 
was dich dünfet und dir gefällt: fahr hin deinem Sinn 
nad), und wuͤrge deine Herren allez fiehe zu, wie dies ge= 
linget. Sc lehre die allein, fo gern wollten recht thun. 
Solchen fage ich, daß der Obrigkeit nicht ift zw wehren mit 
Frevel und Aufruhr. Wenns fo follte gehen, daß ein Jeg— 
licher, der da Recht hätte, möchte den Ungerechten felbft 

ſtrafen; was follte daraus in der Welt werden? 


Luther (Walch'ſche Ausgabe Theil 10, ©, 584). 
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feßt fich Feineswegs der Staat oder das Gefeß über den 
König, wie man fich täufcht, denn das Volk ift nicht der 
Staat, fondern das Volk d. 1. die Unterthanen feßen ſich 
über das Geſetz und den Staat, indem fie fich über das 
gefesmäßige Drgan der Gewalt im Staate fehen. Diefes 
Drgan der Gewalt (Obrigkeit, König) hat aber keineswegs 
feine Autorität dadurch verloren, daß es, fie mißbrauchend, 
gegen die Gefeße herrfcht*). Es ift dadurch Feineswegs etwa 
von felbft die ganze StaatSordnung und damit auch die Un: 
terthanenpflicht gegen die Obrigkeit aufgehoben. Denn die 
perfönliche Gewalt im Staate ift eine felbftftändige urfprüng- 
liche, nicht bloß ein Werkzeug des Geſetzes; ihre Autorität 
hängt daher nur davon ab, daß fie gefehlich berufen fey, 
nicht aber davon, daß fie nach den Geſetzen herrfche, und 
außer ihr felbft ift niemand befugt, über das Gefek in hoͤch— 
fter und letzter Weife zu entfcheiden, oder das Geſetz in 


*) „Du darfſt die Obrigkeit nicht fehelten, wenn du zumeilen 
von ben Fürften und Tyrannen unterdrüdt wirft, und daß 
fie ihrer Gewalt mißbrauchen , die fie von Gott haben, fie 
werden wohl müßen Rechenfchaft davon geben. Der Miß— 
brauch eines Dinges macht darum das Ding nidyt böfe das 
an ihm felbft gut ift. Mißbrauchet der Fuͤrſt feine Gewalt, 
fo fol ic) darum den Fürften nicht neiden, auch daffelbige 
an ihm nicht rächen, noch mit der That firafen, Man 
muß ihm gehorfam feyn allein um Gottes willen, denn er 
ift da an Gottes ftatt. Sie ſchatzen nun wie unleidlic) 
fie wollen, fo foll man ihnen gehordyen, und alles geduldig 
lich Yeiden, um Gottes willen. Sie thun recht oder un 
recht, das wird fich wohl zu feiner Zeit fchon finden.’ 
Luther Theil 11. ©. 2419. Ich habe die Stelle fo wie 
die nachfolgenden aus Bretfcehneider „‚Luther an unfere 
Zeit’’ entnommen, wo fih aud) N viele andere defjelben 
Geiftes finden. 
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höchfter und letzter Weife für den Staat geltend zu machen. 
Das Verhaͤltniß von König und Volk it demnach nicht wie 
ein Bermögensvertrag, daß die Verlekung von einer Geite zur 
Aufhebung won der andern berechtigte, oder wie ein Vertrag 
zwifchen zwei Völkern. Es ſtehen nicht wie bey einem fol- 
chen beyde Theile als gleiche gegenüber, daß jeder richten 
dürfte, ob der andere das feinige geleiftet, und das Verhält- 
niß ſelbſt ift nicht wie jenes ein willführliches, fo daß die 
Aufhebung durch den verlekten Theil nur den verleßenden 
träfe, fondern es ift ein höheres nothwendiges Band über 
beyden, welches durch die Aufhebung eben fo fehr verleßt 
wird als durch das Unrecht, welches fie veranlaßte Wenn 
daher. auch der König die Ordnung des Staates verlekt, fo 
ift das nie eine Rechtfertigung dafür, daß die Unterthanen 
ihrerfeit3 auch wieder diefe Ordnung verleßen*). Auch nicht 


a‘ 





2) „Die Bauern in der Aufruhr gaben für, die Herren wollten 
das. Evangelium nicht laſſen predigen, und fehünden die 
armen Leute, darum. mußte man fie flürzen. Aber ich habe 
folches verantwortet: daß, obgleich die Herren unrecht da= 
von thäten, wäre darum nicht billig noch recht, auch Uns 
recht zu thun, das ift, ungehorfam feyn, und zu ftören 
Gottes Ordnung, die nicht unfer if. — — 

„Ja fprihft du, wie aber, wenn ein König oder Here 
fih mit Eiden feinen Unterthanen verpflichtet, nach vorge: 
ftellten Artikeln zu regieren, und hält fie nicht, und damit 
fchuldig feyn will, auch das Regiment zu laffen? Wie 
man fagt, daß. der König zu Frankreich nad) den Parla— 
menten feines Reichs regieren müße, und der König zu 
Dänemark auch fhwören müße auf fonderliche Artikel? 
Hier antworte ich: es ift fein und billig, daß die Obrigkeit 
nad) Gefegen regiere, und diejelbigen handhabe, und nicht 
nach eigenem Muthwillen, Aber thue das nod) hinzu, daß 
ein König nicht allein fein Landrecht oder Artikel gelobt zu 
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als Nothwehr, und deßwegen als erlaubt, kann die Empoͤ— 
rung gelten; denn die Nothwehr ſteht nur zu gegen eine un— 
vechtmäßige Gewalt, nicht gegen einen unrechtmäßigen Ge- 
brauch rechtmäßiger Gewalt, fonft müßte auch jeder von 
dem competenten Gerichte partheyifch Werurtheilte die Be— 
fugniß haben, ſich der Vollziehung des Urtheils mit allen 
Mitteln zu widerfegen. — Wie fonach die Revolution ihrem 
Weſen nach gegen die Ordnung des Staates ift, fo erman- 
gelt fie auch in ihr felbft aller Ordnung und aller rechtlichen 
Graͤnze. Sie kann keine gefeßliche Norm über ihre Statt: 
haftigkeit haben, fondern wie fie nur unter irgend einer Bor- 
ausſetzung als zuläßig erachtet wird, fo iſt e8 rem in die 
Willkuͤhr des Volkes geftellt, zu urtheilen, ob diefe Voraus— 

ſetzung 


halten, ſondern Gott ſelbſt gebeut ihm auch, er ſolle fromm 
ſeyn und er gelobts auch zu thun. Wohlan, wenn nun 
ſolcher König der keines haͤlt, weder Gottes Recht, noch 
ſein Landrecht, ſollteſt du ihn darum angreifen, ſolches 
richten und raͤhen? Es müßte ja hier zwiſchen euch eine 
andre Obrigkeit kommen, die euch beide verhoͤrte, und den 
Schuldigen verurtheilte, ſonſt wirſt du dem Urtheil Gottes 
nicht entlaufen, da er ſpricht 5. Mof. 32, 35. Rom. 12, 
9. Die Race ift mein. — Dieß mein Schreiben will ich 
nicht allein von den Bauern verftanden haben, .grade als 
wären die alleine die Unterperjon, und der Abel nicht. 
Richt alfoz fondern was ich von der Unterperfon. fage, das 
fol treffen beide, Bauer, Bürger, Adelherren, Grafen 
und Fürften, Denn diefe alle haben auch Oberherren, und 
find Unterperfonen eines andern. Und wie man einen auf— 
rührifhen Bauern den Kopf abſchlaͤgtz fo foll man einem 

i aufrührifhen Edelmann, Grafen und Fürften aud den 
Kopf abjchlagen, einem wie dem andern, fo geſchieht nice 
mand unreht. Luther Theil 10. ©. 584 folg. 
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feßung eriftire*). Sie kann Fein rechtmäßiges Organ haben, 
fondern e8 find immer Individuen oder Mafjen, die fich ei- 
genmächtig vor andern hierzu aufwerfen. Sie Fann Fein 
rechtmäßiges Verfahren haben — etwa wie zwei Eriegfüh- 
vende Völker gegeneinander — fondern das Mittel, durch 
das fie zum Necht kommen will, ift immer der Weg regel- 
lofer Gewalt und Lift. — 

Hieraus Laßt fich auch leicht nachweifen, daß die Em: 
pörung som fittlichen Gefichtspunfte aus nicht minder unbe- 
dingt verwerflich ift al3 von dem Gefichtspunfte des Rechts 
und Staates, und daß die Meinung derer fich nicht halten 
läßt, welche zwar ihre rechtswidrige Natur zugeftehen, fie 
aber dennoch als fittlich erlaubt ja für das Baterlandswohl 
gebothen, gleichfam um die Franke Nechtsordnung zu heilen, 
ausgeben. Denn alles Handeln für das Deffentliche, wo- 
durch unmittelbar in der Einrichtung etwas verändert wird, 
ift nicht Sache und Anforderung des einzelnen Menfchen als 
folchen,, fondern hat den Charakter einer höhern Vollmacht, 
feßt daher einen beflimmten öffentlichen Beruf voraus, fonft 
ift es ein eigenmächtiged Eindrängen, ebenfo wohl Sünde 
ald Berlekung der aͤußern Ordnung*). Da e3 nun Feine 


#) „Ueber das ift noch dahinten eine böfe Folge oder Erempel, 
daß, wo es gebilliget wird, Zyrannen zu morden oder ver— 
jagen, reißt es bald ein, und wird ein gemeiner Muthwille 
daraus, daß man Tyrannen ſchilt, die nicht Tyrannen find, 
und fie auch ermordet, wie es dem Pobel in den Sinn 
Eommt.” Luther ebendafelbft. 


*9) „Recht und Unrecht haben, ift Sederman gemein, aber Recht 
und Unrecht geben und austheilen, das ift deß, der über 
Recht und Unrecht Herr ift, welcher ift allein Gott, der 
es der Obrigkeit an feiner Statt befiehlet.” Luther ebend. 

Stahl, Rechtsphil. II. 2. 17 
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Organe im Staate geben Tann, welche die Staatsordnung 
gegen den König herzuftellen den Beruf haben, fo kann auch 
niemand hierzu die fittliche Verpflichtung und danach denn 
auch nicht Die Berechtigung haben*). Die Uebel, die durch 
Unterlaffung der Revolution entftehen, kann fich niemand, 
weder das Volk noch irgend ein Einzelner, als feine Schuld 
beymeffen, weil jeder fich fagen darf: die Revolution war 
nicht meines Amtes. Dagegen die Uebel, welche eine Revo— 
(ution mit fich fuhrt fowohl, als das Uebel, welches fie felbft 
al3 eine Gewaltthat ift, muß jeder ihrer Urheber als fein 
Werk und feine Schuld anerkennen. — Bedenkt man nun 
vollends, daß tyrannifche Könige oft nur Gottes Züchtigung 
für die Frevel der Bölfer find **), fo erfcheint die Empörung 


— 


) Dieß iſt der Hauptirrthum, welcher der Vertheidigung 
Miltons (Milteni pro populo Anglicano defensio con- 
tra Salmasii defensionem regiam) zu Grunde liegt, daß 
er den König weil durd) gefegliche Obrigkeiten deßhalb für 
rechtmäßig gerichtet hält. Freylich im Hintergrunde liegt 
auch bey ihm die Anfiht von der Uebertragung der Gewalt 
durch das Volk, die zugleich durch die alte Wahlverfaffung. 
faͤlſchlich, begründet wird, 


»=) „Es ift daher der Obrigkeit nicht zu wehren mit Frevel 
und Aufruhr, wie die Römer, Griechen, Dänen und Schwei— 
zer gethan haben; fondern wir haben wohl andre Weife. 
Sft die Obrigkeit bofe, wohlan fo ift Gott da, der hat 
Feuer, Waffer, Eijen, Stein und unzählige Weife zu 
tödten. Wie bald hat er einen Tyrannen erwürgt? Er 
thäts auch wohl, aber unfre Sünden leidens nicht. Denn 
er fpriht im Hiob alfo: „Er läßt einen Buben regieren 
um des Volkes Sünde willen.” Gar fein Eönnen wir fehen, 
daß ein Bube regiert; aber das will niemand jehen, daß 
er nicht um feiner Büberey willen, fondern um des Volkes 
Sünde willen regiert.” Luther ebend. ds 
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als das unrechtmäßige Mittel ein gerechtes Gericht zu ver- 
eiteln. — Wie die Nevolution rechtlich betrachtet Umkehrung 
der Staatsordnung ift, fo ift fie fittlich betrachtet ein eigen: 
mächtiges Vorgreifen gegen göttliche Fügung, durch welches 
man da, wo die Hilfe Gottes abzuwarten ift, weil das Un: 
recht und das Webel von einer geheiligten Autorität Eommt, 
zu eigner Hilfe fehreitet. 

Die Beftättigung biefür gibt die evangelifche Lehre, 
welche der Obrigkeit als von Gott verordnet — alfo mit 
Ausſchließung des eignen Urtheils und Berichtes — zu ge: 
horchen befiehlt, und, was die ficherfte Auslegung diefer Lehre 
iſt das Beyſpiel der erften Chriften, die fehlechterdings nie 
Gewalt mit Gewalt zurüctrieben, fondern auch bey Ueber: 
macht fich willig von der Obrigkeit Unrecht thun ließen. 
Wenn gleich der wefentliche Unterfchted nicht zu Läugnen ift 
zwifchen Unterdruͤckung des Glaubens und Unterdrüdung der 
Berfaffung, da jener im Innern befteht, diefe im Aeußern, 
woraus man fchließen koͤnnte, daß zu Vertheidigung von jenem 
das Bekenntniß eben hinreiche, von diefer dagegen äußere That 
und Hilfe, erforderlich fey, fo ift Doch das wefentliche Princip 
— die Duldung des Unrechts und der Gehorfam gegen die 
Obrigkeit — aus welchem die Chriften handelten, in beyden 
Fallen Daffelbe, und wenn man zum Schuße der Verfaffung 
außere Gewalt für nöthig hielte, fo müßte man daffelbe auch 
zwar nicht für den Glauben aber doch für die Kirche (für 
die Gemeinschaft der Ehriften, für die Ausbreitung des Evan: 
geltums) fagen*). — 


4 aHITT] si. 


and 


J ) Es fragt ſich: 06 es auch billig koͤnne feyn, das if, ob aud) 
3310 


ah Fall etwa ſich möge zutragen, daß man wider dieß Recht 
we der Obrigkeit ungehorfam feyn, und wider fie ſtrei— 


6 
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Nach diefer Lehre, wirft man ein, ift alle Verfaffung 
nußlos, und Gott hat feine Welt und feine Ordnung fehlecht 
verforgt, indem zwar. ein Reichthum von Gefesen und Ein- 
richtungen befteht, es aber von der Willfuhr eines Menfchen 


— — 





ten, ſie abſetzen oder binden? — Die Heiden, weil ſie von 
Gott nichts gewußt, auch nicht erkannt haben, daß welt— 
lich Regiment Gottes Ordnung ſey (denn ſie habens fuͤr 
ein menſchlich Gluͤck und That gehalten), die haben hie 
friſch drein gegriffen, und nicht allein billig ſondern auch 
loͤblich gehalten, unnuͤtze, boͤſe Obrigkeit abſetzen, wuͤrgen 
und verjagen. Aber wir fragen hie nicht darnach, was 
die Heiden und Juden gethan haben, ſondern was recht 
und billig iſt zu thun; nicht allein vor Gott im Geiſt, ſon— 
dern auch in goͤttlicher aͤußerlicher Ordnung des weltlichen 


Regiments. — — — Mir iſt noch kein ſolcher Fall vor- 
kommen, da es billig waͤre, kann auch jetzt dießmal keinen 
erdenken. — — Das iſt wohl billig, wo etwa ein Fuͤrſt, 


Koͤnig oder Herr wahnſinnig wuͤrde, daß man denſelbigen 
abſetzte und verwahrete. Denn der iſt nun fortmehr nicht 
fuͤr einen Menſchen zu halten, weil die Vernunft dahin iſt. 
Ja, ſprichſt du, ein wuͤthiger Tyrann iſt freilich auch wohl 
wahnfinnig, oder auch wohl ärger zu achten denn ein Uns 
finniger, denn er thut vielmehr Schaden ꝛc. Hie will ſichs 
Elemmen mit der Antwort. Denn e3 hat folche Rede einen 
mächtigen Schein, und will eine Billigkeit heraus zwingen. 
Aber doch fage ich meine Meinung darauf, daß nicht gleich 
ift mit einem Wahnfinnigen und ZTyrannen. Denn ber 
Wahnfinnige Eann nichts vernünftiges thun noch leiden, es 
ift auch Eeine Hoffnung da, weil der Vernunft Licht weg ift. 
Aber ein Tyrann thut dennoch viel dazu: fo weiß er, wo 
er Unrecht thut, und ift Gemwiffen und Erfenntniß noch bey 
ihm, und Hoffnung auch, daß er ſich möge beſſern. Es ift 
daher der Obrigkeit nicht zu wehren mit Frevel und Auf: 
ruhr, wie die Römer, Griehen, Dänen und Schweizer ges 
than haben; fondern wir haben wohl andere Weiſe.“ 
Luther ebend. 
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abhängt, alles das umzuſtuͤrzen, und, wenn er e3 thut, nie— 
mand Pflicht und Recht hat, ihn zu verhindern. Es iſt dem 
aber nicht fo. Die Revolution ift zwar rechtlich und nad) 
chriftlichem GSittengebothe abfolut unftatthaftz allein fie ift 
thatfachlich Die nothwendige Folge der Tyranney, und tft als 
folche thatfächliche Folge in der göttlichen Defongmie und 
Weltlenkung allerdings begründet. Gott gibt feine Ordnung 
der Tyranney eines Königs nicht Preis; fondern er erhält 
fie in der einen oder in der andern Weife, je nachdem dic 
Menfchen fih dazu verfiehen. Seinem Willen nad) erhält 
er fie auf lauterem göttlichen Wege. Erfüllte das Volk fein 
Gebot, wären die Menfchen wie die Apoftel des Herrn, fo 
würde die Verfaſſung des Staates auch ohne Empörung er— 
halten werden, gleichwie die Kirche ohne Gewaltthat bey aller 
Unterdrudung erhalten wurde, Gott ließe Feine tyrannifchen 
Könige zu, oder er würde, wenn dad Volk in der Duldung 
verharrte, zuletzt felbft ins Mittel treten*). Nun aber die 
Voͤlker der. göttlichen Anforderung nicht genügen, erhält Gott 
feine Ordnung nach dem Geſetze der Welt, er läßt das Un: 
recht Durch Unrecht und Gewalt bewältigen, da fie es ver: 
fagen, ihm durdy Duldung und Glauben obzufiegen, er ge 
braucht den Zorn der Völker als ein Mittel gegen das Un— 
recht der Könige, wie er die Tyranney der Könige gegen 
das Unrecht der Völker gebraucht, und erhält auf diefe Weiſe 
feine Ordnung und übt feine Zucht, ohne daß die Begebenheiten 
und Thaten, durch die das vollbracht wird, dadurch in Be: 
ziehung auf die Menfchen gerechtfertigt wären. Hieraus er: 
klaͤrt es ſich auch, daß durch die Revolutionen Englands und 


y „Iſt die Obrigkeit boͤſe, wohlan ſo iſt Gott da, der hat 
Feuer, Waſſer“ u. ſ. w. ſ. o. 
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Frankreichs Erfolge für den öffentlichen Zuftand bewirkt wor: 
den find, die recht und gut daher gewiß in der. Abficht 
Gottes find, obwohl Diefe Revolutionen an fich durchaus 
unrechtmäßig und füundlich waren. Denn was fur die Er: 
haltung der gefeßlichen Ordnung, daſſelbe gilt auch, für Die 
Durchſetzung neuer politifcher Wahrheiten. Vor der, wahren 
politifchen Lehre, wenn fie befannt und durch Martyrer be- 
fiegeit worden wäre, würden die Uebelftände zuleßt eben, fo 
gefunfen feyn, wie dad Heydenthum vor dem Ehriftenthum. 
Da aber jene gegründeten Anforderungen durch unrechtmäßige 
Gewalt durchgefeßt wurden, fo find fie nur in halber Wahr— 
heit, und nur durch eine fortlaufende Kette von Ungerech: 
tigkeit und Unheil zu Lage gekommen. : Das feheint aber im 
Plane Gottes zu liegen, daß er nur für den Glauben feine 
Merkzeuge durch unmittelbaren Beyftand auf lautern Wegen 
führt, dagegen fur die Geftaltung der äußern Buftande die 
Werkzeuge dem natürlichen Gange überläßt. 

Dieß iſt die fittliche und gefchichtliche Beurtheilung der 
Revolutionen. Was nun die Menfchen betrifft, die an einer 
Nevolution Theil nehmen, fo muß man wohl unterfcheiden: 
die da die Emporung gebrauchen aus Grundfas und Wohl- 
gefallen, wie in der franzöfifchen Revolution, freveln damit 
abfolut gegen Gottes Gebot. Wenn aber ein Volk durch 
Ungerechtigkeit und Unterdruͤckung zum Xeußerften getrieben 
ft, und dann mit gewaffneter Hand nicht politifche Irrlehren 
oder Halbwahrheiten fondern fein wirkliches Recht und feine 
Eriftenz und die Grundpfeiler öffentlicher Ordnung verthet- 
digt, fo ift dieß zwar gleichfalls gegen das chriftliche Gebot 
des Gehorſams; aber Menfchen mögen darüber nicht richten, 
und in der Sache felbft liegt dabey zwar Feineswegs eine 
Entfehuldigung aber doch eine Milderung, wie ja in andern 
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Fällen um des menfchlichen Unvermögens (des Herzens Härs 
figfeit) willen fogar nachgefehen und geftattet ift, was an. 
fi) der vollfommenen Heiligung, die das Gittengefeh for- 
dert, zumiderläuft. Die Revolution in einem folhen Falle 
bat eine Aehnlichkeit mit dem Nothrecht (nicht Nothwehr) 
im Sinne der Moralvhilofophen, worunter fie Handlungen 
verftehen, die dem Sittengeſetze widerftreiten, bey denen aber 
(vor menſchlichem Gerichte) Feine oder doch Feine volle Zu: 
rechnung Statt findet*). Ja es Fonnen die Führer der 
Empörung in gewiffen Sinne fogar politifche Helden feyn, 
da fie aus einem tiefen Gefühle für Recht und Vaterlands— 
wohl und aus Eifer gegen Ungerechtigkeit ihr Leben daran 
geben. » Jedoch find fie immer nur Helden einer natürlichen, 
ungeregelten, nicht der wahren durch göttliche Erkenntniß 
geläuterten Vaterlandsliebe. 

"Danach iſt denn nicht zu befürchten, daß durch diefe 
Lehre die Negenten die Aufforderung und Ermuthigung zu 
Milführ und Tyranney erhielten. Es wird den Negenten 
und den Unterthanen gefagt: „die Völker follen nicht res 
voltiren,“ es wird ihnen aber nicht gefagt: „Die Völker wer: 
den nicht revoltiren.“ Im Gegentheil fo oft ein König zu 
feiner Unterthanen fprechen wird: „mein Bater hat euch mit 
Peitſchen gezüchtiget, ih will euch mit Skorpionen züchtigen,” 
fo oft werden die Völker von ihm abfallen, das ift der Lauf 
der Welt von jeher. Die Negenten werden aber immerhin 
das zu erwägen haben, was da eintreten wird, nicht das 


*) Wie man z. B. in dem berühmten Falle, daß zwey auf 
einem Brette im Meere find, das nur einen trägt, ein 
ſolches Nothrecht der. Selbfterhaltung annimmt. Kant 
Metaphyfit der Sitten ©. XLI. 


e. 
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was da eintreten foll. ES iſt leider nicht zu beforgen, daß 
durch. die chriſtliche Erkenntniß die Nevolutionen in der Mir 
lichkeit ausbleiben werden*). In ähnlicher Weife, wie man 
das Verboth der Revolution als eine Hoftheorie zw betrachten 
pflegt, müßte man auch die. chriftliche Lehre: „du ſollſt Boͤ⸗ 
ſes mit Gutem vergelten’ als ‚eine Ermuthigung Bofes zu 
üben und. als einen Vorſchub für alle Uebelthäter betrachten. 


Der paffive Widerftand gegen die Obrigkeit aber 
ist unter Umftänden ftatthaft: 


Der Menfch fteht nicht bloß unter dem Staate, fondern 
zugleich ‚unmittelbar unter Gott, der Staat hat imohl! eine 
Autorität, von Gott, aber nicht. uber Das gefammte Handeln 
der Menfchen**). Wo daher das Gebot der, Dbrigkeit Die 
Graͤnze des Staates überfchreitet, und ‚gegen dad Gebot-Got- 
tes tft, ‚da Aft der Unterthan ihr den-Gehorfam zusperweigern 
fchuldignach dem Sake: „Du ſollſt Gott * ara ehe 
als den Menſchen.“ 1. roch 

- Diefe Verweigerung des Gehorfams it; Ka: — 
Widerſtand. Er beſteht darin, daß man nicht thut, was 
die Obrigkeit gebiethet, nicht unterlaͤßt, was ſie verbiethet, wie 
die erſten Chriſten dem Gebote der Obrigkeit entgegen den 
Goͤtzen nicht opferten, ihrem Verbothe entgegen die Predigt 


*) „Ferner ſtehen die Tyrannen in Gefahr, daß durch Gottes 
Verhaͤngen die Unterthanen ſich aufmachen, und erwuͤrgen 
und verjagen ſie. Denn wir lehren hie die, ſo recht thun 
wollen, welcher faſt wenig find; daneben bleibt gleichwohl 
der große Haufe Heiden, Gottlofe, Unchriften, weldje, fo 

es Gott verhängt, fich wider die Obrigkeit mit Unrecht 
ſetzen, und Unglüd anrichten,“ Luthers | | 


N Siehe, oben ©. 7. 


\ 
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des Evangeliums nicht unterliegen. Er unterfcheidet fich fo- 
nach wefentlich von dem aktiven Widerſtande; denn dieſer if 
ein’ Angriff auf die Gewalt der Obrigkeit, eine Verhinderung 
ihren Handlungen, jener nur eine Verfagung der eigenen 
Handlungen, des Unterlaffens fowohl ald des Thuns. Er 
ift auch weſentlich verfchieden von Auffündigung des: Gehor- 
ſams denn er beſchraͤnkt ſich nur auf die beftimmten gott 
widrigen Gebote, und entzieht ſich nicht dem Anſehen der 
Obrigkeit überhaupt, Es wird daher durch den pafliven 
Miderftand Feine Einwirfung auf den Staat geuͤbt, der Un- 
terthan! richtet Durch ihn nicht über die Obrigkeit, vollzieht 
fein Urtheil an ihr, er richtet nur über fein eigenes Gemiffen. 
Wo mun aber die Gränze der Pflicht gegen das äußere Ge 
bot der Obtigkeit und der Pflicht gegen das innere Gebot 
Gottes ſey) das kann dem Menfchen unmöglich durch den 
Staatjiiwener durch feine Gefeße noch durch feine Obrigkeit, 
kund Werden denn es iſt ja gerade die Gränze des Staates, 
ſondern nur durch Gottes Gebot ſelbſt, wie er es in ſeinem 
Gewiſſenn vernimmt· Es iſt die Macht der Perſoͤnlichkeit, 
die durch ihr unmittelbates Band zu Gott immer zugleich 
über Beim Staate IE, Tan welcher die Autorität des Staates 
dieſen Miderftand findet, nicht ift e3 ein Widerſtand in der 
Staatsordnung ſelbſt. So gilt auch hier die Regel: „‚gebet 
dem Kaifer was des Kaiſers ift und Gott was Gottes iſt.“ 
Was den Staat angeht, auf den Staat wirft, Aenderung 
der Obrigkeit, Laͤhmung, Abtreibung ihrer Gewalt, in das 
darf niemand" eingreifen, der nicht durch die Ordnung des 
Staates. dazu berufen tft, da tft die Obrigkeit des Staates 
abſolut die, höchfte Autoritätz hingegen was das eigene Han: 
deln und Unterlaffen der Unterthanen betrifft, da ift Gottes 
Gebot und feine Stimme tim Gewiffen die höchfte Autorität. 
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Es ift alfo zwar Feine Gränze, wo der Obrigkeit der 
Gehorſam aufgefündigt oder wo Gewalt gegen fie gebraucht 
werden, wohl aber eine Graͤnze, wo ihr der Gehorfam 
verweigert werden darf. Diefe Gränze beſteht nun nicht 
bloß für die Unterthanen, wenn ihnen gebothen wird, was 
gegen Gottes Gebot iſt, Mord, Verlaͤugnung des Glaubens, 
fondern aud) für die Beamten des Königs, namentlich das 
Militär. Die Beamten des Königs (foweit fie nicht befon- 
ders dazu berufen find, wie z. B. Minifter, Nichter) dürfen 
zwar nicht über den Befehl des Königs entfcheiden, ob er 
gegen das Geſetz des Staates ift, und in folchem Falle den 
Gehorfam weigern, am allerwenigften das Militär als fol 
ches, welches in noch firengerer Weife zur Subordination 
verpflichtet if. Allein wenn der Befehl des Königs gegen 
das Geſetz Gottes iſt (z. B. Mekeleyen wehrlofer ruhiger 
Menſchen, Brandſteckung von Städten im Frieden), da 
kann dieß den einzelnen Militärs fo Elar werden, daß 
fie nach) ihrem Gewiſſen nicht gehorchen koͤnnen. So haben 
fih zur Zeit der Chrifienverfolgung chriſtliche Beamte und 
Eoldaten nicht dazu gebrauchen laffen, andere Chriften wegen 
ihres Bekenntniſſes hinzurichten. So befteht auch jeßt überall 
in der Gefinnung »des Militärs eine Gränze, wieweit fich 
das Kriegswefen und der militärifche Gehorfam erftredt, 
z. B. Henkersdienft leiftet Fein Militär. Wo nun in einem 
Staate Nechte der Unterthanen, der Staͤnde, eine Ordnung 
der Gerichte und Behörden anerkannt find, und der König 
nicht bloß einzelne Ueberfchreitungen ſich erlaubt, fondern 
diefe Staatsordnung im Ganzen und als ſolche freventlic) 
umftößt, da kann der Gebrauch militärifcher Gewalt zu Die: 
ſem Zwede wohl auch den Charakter einer Verlegung goͤtt— 
licher Ordnung erhalten, als Mord und nicht als Kriegs: 
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dienft erfcheinen, da ja der Staat doch zuletzt für Gottes 
Ordnung, nicht für eine maaßlofe Willkuͤhr da iſt (z. B. 
wenn ein König von England feinem Heere befühle, Die 
abfolute Mornarchie auszurufen und durchzufeken). Es Tann 
daher in einem folchen Falle die Verweigerung des Gehor- 
fams ‚von Seite. des Militärs recht, ja im Gewiffen gebotyen 
feyn, nur. darf fie nie zu einem Angriffe gegen das recht: 
mäßige Oberhaupt, zu einer. gewaffneten Selbftvertheidigung 
gegen ihn werden. Es darf der Dienft zum Umflurze der 
Berfaffung verweigert, es darf aber nicht die Verfaffung 
gegen. ben, König durchgefeßt werden. Jenes iſt pafliver 
MWiderftand, dieſes wäre Empörung. Auch hier kann Die 
Graͤnze des. Gehorſams nicht durch Die Ordnung des Staa: 
tes gezogen ſeyn; denn es iſt nicht eine rechtliche fondern 
eine fittliche Graͤnze, Die der Einzelne in feinem Gewiffen, 
und nicht jeder in derfelben Weife findet. Daß diefe Gränze 
nicht durch MWiffenfchaft und Hegel gezogen werden: kann, 
daß fie im Leben immer ſchwierig und ungewiß bleibt, if 
dem nicht entgegen, daß eine folche Gränze befteht. 

Mie der Menſch noch eine Verpflichtung außer dem 
Staaterhat, jo hat er auch eine Berechtigung außer dem 
Staate, die ihm der Staat nur fehüßt, nicht erft gewährt, 
obwohl ihr, ‚befonderer Inhalt auf Anordnung des Staates 
beruht. Auch diefe Berechtigung begründet eine Gränze des 
Gehorfams. Wenn daher die Obrigkeit fich über die Rechts— 
ordnung, die ihm folche Berechtigung zufichert, hinwegſetzt, 
nicht. bloß, materielles Unrecht begeht, ſondern die Formen 
und den Weg des Nechtes verläßt, befiehlt, was überhaupt 
nicht in der Unterthanenpflicht liegt, oder nicht durch. die ges 
feßlichen Organe über ihn entfehieden wurde, fo ift der Un— 
terthan befugt, entweder gletchfald den Gehorfam zu ver: 


268 IV. Bud. Das öffentliche Net. J. Theil. Der Staat. 


weigern, oder auch zu fliehen, nicht aber die Gewalt der 
Obrigkeit durch Gewalt zu verhindern. Die Verweigerung 
des eigenen freymwilligen Gehorfams, durch welche die Obrig— 
feit genöthigt wird, Zwang und Gewalt anzuwenden, iſt 
nichts andres als bloß die feyerliche thatfächliche Beurkun— 
dung des eigenen Rechtes und der Gewaltthat der Obrigkeit, 
durch die fie vor einen höhern Nichter al3 den auf Erden 
gefordert wird, ihre Gewalt auf Erden wird ihr dadurch nicht 
verkürzt. So ſteht es dem Unterthanen zu, den felbftthätt: 
gen Gehorfam zu verweigern, wenn ihm ohne alle gefeßliche 
Form defpotifch fein Eigenthbum abgefordert würde, wenn in 
einer ftandifchen Monarchie ohne die Stände neue Steuern 
ausgefchrieben würden. So ſteht ed jedem zu, der Voll 
ſtreckung gerichtlicher Urtheile zu entfliehen, wenn fie durch 
willführliche unrechtmäßige Gerichtshöfe gefällt find, oder 
wenn er um feined Glaubens willen Strafe leiden foll, da 
ja biezu der Staat überhaupt nicht Fug hat. Dagegen bloß 
wegen materiell ungerechter Entfcheidung kann e$ dem Un: 
terthanen nicht zuftehen, dem odrigkeitlichen Befehle ungehor- 
fam zu ſeyn oder zu entfliehen (Platons Kriton). — 
An gleicher Meife ift auch das ganze Volk, namentlich in 
feinen Vertretern, befugt, dem Unrecht des Königs den paf- 
fiven Widerfiand, die Proteftation und die Verweigerung 
des felbftthätigen Gehorfams entgegen zu ſetzen. — — 


Die ganze hier gegebene Lehre beruht auf der Erfennt- 
niß, daß die Obrigkeit eine von den Unterthanen unabhän- 
gige in göttlicher Ordnung liegende Autorität hat. Geht man 
dagegen von der falfchen Anficht aus, daß die Unterthanen 
die Gewalt dem König übertragen haben, und ihr Gehorfam 
fich nur auf ihren Willen und Auftrag gründet, fo muß den 
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Mandanten auch die Beurtheilung des Mandatars zuftehen, 
dann ift jede Revolution gerechtfertigt, folgerichtig fogar die 
grundlofe und muthwillige, denn jede Vollmacht für Gefchäfte 
und Zwecke der VBollmachtgeber ift widerruflih, Es ift merk 
wirdig, daß der erfle Akt des Widerſtandes, mit welchem 
die franzöfifche Revolution beginnt (23. Suny 1789) mit den 
Worten Mirabeau’s eintrat; „qui vous fait ce com- 
mendement? votre mandataire! qui vous donne des 
lois imperieuses? votre mandataire, lui qui les 
doit recevoir de vous.“ — Dazu koͤmmt noch die an- 
dere irrige Vorſtellung, daß bloß die Geſetze als folche herr: 
fchen follen und Feine Perfönlichfeit aus eigener Autorität, 
daß „der König nur im Namen des Geſetzes Gehorfam ver: 
langen kann“ (1791). Denn danach hat feine Autorität in 

demſelben Momente aufgehört, wo er etwas gegen das Ge 
| ſetz befiehlt, und es iſt auch jeder berufen, zu urtheilen, ob 
der König das Geſetz einhalte. Hieraus geht denn der die 
Anarchie fanktionirende Grundfaß hervor: 

„Denn die Regierung die Nechte des Volkes verlekt, fo 
ift Die Infurreftion des Volkes und jedes einzelnen Theis 
les deffelben das heiligfte feiner Nechte und die höchfte 
feiner Pflichten” (Conftitution von 1793), 

wie ihn Lafayette bis an fein Ende vertheidigte. Daraus 
auch die Beeidigung des Heeres auf die Verfaffung, damit 
es die Gefehe gegen diefelbe Autorität, der es gehorchen 
fol, ſchuͤtze. 

Diefe Lehren find nun durch die franzöfifche Revolution 
nicht etwa erft ganz neu im chriftlichen Europa entftanden. 
Abgefehen davon, daß auch die englifche Revolution unter 
Carl 1. im Wefentlichen auf denfelben Grundſaͤtzen beruhte, 
jo finden ſich ſowohl das Princip als das Nefultat fehon 
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früher bey den Firchlichen Schriftftellern felbft, nur nicht mit 
der entfchiedenen Ausbildung. Die Lehre von der dur) das 
Bold auf den Fürfien übertragenen Gewalt ift namentlich 
von Anhängern des Pappalſyſtems insbefondere von Je— 
fuiten, daher auch unter Widerſpruch der Epiffopali- 
ſten*), aufgeftellt, obwohl fie, wie fich von ſelbſt verfteht, 
die göttliche Autorität im irdiſchen Negimente nicht läugnen. 
Sehr deutlich ift diefer Gedanfengang bey Suarez. Er 
fügt: materialiter iſt die Fönigliche Gewalt von Gott, for- 
maliter aber von dem Bolfe und Gemeinwefen (populo 
et communitate was ihm daffelbe ift). Das heißt: daß 
eine folche Gewalt, eine Gewalt diefes Inhaltes, Über die 
Menfchen geübt wird, ift von Gott; allein die Zuftändigkeit 
derfelben,, daß fie einem Monarchen, nicht republikaniſch eis 
ner Volfsverfammlung (was ja auch nicht gottwidrig und 
unerlaubt waͤre), und daß ſie gerade dieſem Menſchen als 
Monarchen zuſteht, iſt von den Menſchen, deßhalb beſteht 
die koͤnigliche Gewalt jure humano nicht jure divino *). 
Es iſt dieß eine ähnliche abftrafte Unterfcheidung und eine 
Ausfchliegung Gottes aus der Welt, wie die Vorftellung, 
daß Gott zwar die Natur mit ihren Gefegen gefchaffen habe, 
num aber diefe ohne fein Zuthun won felbft ihre Wirkungen 
hervorbringe **). Der Schluß Hiegt dann aber auf Platter 


*») Petrus de Marca de concordiasac. etc. Lib. II. 
Cap. UI. 

») Suarez de legibus Lib. II. Cap. 4. Nicht ohne Ein- 
fluß war dabey auch das Römifche Recht, die Aeußerungen 
Ulpians und Zuftinians, daß das Roͤmiſche Volk 
Recht und Gewalt dem Auguftus durch die lex regia über: 
tragen habe. — 

»»=) Das Gegentheil ſ. oben ©. 73 u, 79. 


t 
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Hand: wenn die Menſchen nur nicht die obrigkeitliche Gewalt 
uͤberhaupt abſchaffen, ſondern bloß einen beſtimmten Koͤnig 
abſetzen, der als ſolcher ja von ihnen ſeine Gewalt herleitet, 
ſo ſuͤndigen ſie nicht gegen eine goͤttliche Inſtitution. So iſt 
denn auch von dieſem Princip aus der ſpaniſche Jeſuit Ma— 
riana in gewiſſer Beziehung noch weiter gegangen als ſelbſt 
die franzöfifche Nevolution. Er geftattet die Empörung nicht 
bloß dem Volke, das fie in feiner Verſammlung befchliegt, 
fondern wenn eine folche Berfammlung nicht möglich ift (si 
publici conventus facultas erit sublata), fo hat jeder 
‚Einzelne die Aufforderung, den Tyrannen zu morden, denn 
‚dadurch daß den Bürgern die Möglichkeit der Verſammlung 
‚genommen ift, hört doch ihr Wille nicht auf, die Tyranney 
zu vernichten, die Verbrechen des Fuͤrſten zu beſtrafen u. ſ. w. 

Mur, durch Gift darf es nicht geſchehen, theils weil die Hin— 
richtung durch Gift keine in der Chriſtenheit uͤbliche Strafe 
iſt, theils weil dadurch auch andere als der Tyrann gefaͤhrdet 
werden. Namentlich wird der Meuchelmord Heinrich 3. 
durch einen Mönch gepriefen*). Bey dieſem Schriftfteller 
ift freylich auch fonft nirgend eine Spur chriftlicher Erfennt- 
niß zu entdecken, und die Beyſpiele der heydnifchen Tyran— 
nenmörder find ihm ein Hauptargument feiner Lehre 





*) Mariana deregeetregis institutione Lib. I. Cap. 6et?. 


*) Die Streitfrage, ob der Pabft die Unterthanen des Ge: 
horfams entbinden Tonne, koͤmmt natürlich bier nicht in 
Betraht, ihre Beantwortung beruht nicht auf dem Ver: 
hältnig zwifchen Volk und König, fondern zwifchen Kirche 
und Staat. Ehen fo wenig die Lehre der Schwärmer in 
der proteflantifchen Kirche, die fih um das Reich Gottes 
die Herrſchaft der Heiligen herzuftellen und aus göttlicher 
Inſpiration zur Revolution beredjtigt glaubten. 
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Die Lehre der franzöfifchen Revolution unterfcheidet ſich aber 
fpecififch durch Ihre ſyſtematiſche Vollendung , ihr iſt die Em- 
pörung nicht ein bloßes Mittel zum Zwecke, und ein uͤbles 
nur im Nothfalle zu ergreifendes Mittel, ſondern eine noth⸗ 
wendige Funktion für Erhaltung und’ Anſehen des Geſetzes, 
aͤhnlich wie die buͤrgerliche Strafe, und die Umwaͤlzung iſt 
ihr nicht ein voruͤbergehendes Ereigniß, ſondern ein dauein— 
der Zuſtand, gemaͤß welchem die untern Claſſen uͤber die 
obern die Herrſchaft behaupten. 

Gegen dieſe franzoͤſiſche Lehre, welche in —* perkehtte: 
fien Weife die Revolution, die ihrem Wefen nad) Aufhebung 
der Staatsordnung ift, felbft zu einem Theil der Staats: 
ordnung zu einer gefeßlich regelmäßigen Berrichtung in ihr 
macht, hat Burke geeifert. Dagegen gefteht auch er die 
Rechtmäßigkeit der Nevolutton zu als eines Mittels Außer 
der Staatsordnung, als den außerftien Schuß wo diefe ma- 
teriell mißbraucht werde. Man dürfe fie nicht. ald eine or- 
dentliche Berechtigumg betrachten, über die fich im Voraus 
eine Regel geben laſſe, warn fie Statt habe, ſondern als ' 
eine ‚außerordentliche Kriſe, bey welcher die, welche dazu be 
rufen find, und bloß fie, wiſſen, wann es an der. Zeit ift. 
Er rechtfertigt fie nicht al3 ein Princip fondern als eine 
Thatſache. Es tft derfelbe Sinn, welcher das Parlament 
unter Safob 2, leitete im Gegenfaße gegen die Nevolution 
unter Carl 1. Dieß ift allerdings eine Lehre, die von jener 
Berkehrtheit frey ift, fie fteht auch auf dem Boden gefchicht- 
licher Erfahrung und wird deßhalb unter den praktiſchen 
Männern immer den meiften Beyfal finden. Deffenunge- 
achtet darf man auch ihr nicht beyflimmen. Burkes Dar- 
ftellung kann als eine Theodicee gelten, nicht aber als eine 
Norm für das Handeln der Menfchen Wenn gleich die 

Revo⸗ 
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Kevolutionen der Gefchichte den Eindruck einer Naturnoth: 
mwendigfeit machen, fo birfen wir deßwegen nicht das fitt- 
liche Urtheil einftellen, es gibt Feine Handlung , bie bloß 
unter der Macht der Ereigniffe und nicht auch unter den 
Willen der Menfchen fände, Fein Urtheil, das bloß das 
Refultat in der Gefchichte und nicht dad Gebot Gottes zum 
Maaß nehmen dürfte Macht man diefes hiftorifche Urtheil 
zum ſittlichen, ſo legt man ſchon an die vergangenen Thaten 
ein anderes Maaß als das, welches uns allein anzulegen 
gebothen tft, und für die zufünftigen vollends unterftügt 
man die natürliche Leidenfchaft, welche felbft die .. Lehre 
zu zügeln faum im Stande if. 


So wie das Volk nie berechtigt iſt, ſich zu empoͤren, 
ſo iſt der König nie berechtigt, einen ſogenannten Staats: 
frei auszuführen. Geſetz und Verfaſſung des Staates, 
die vorhanden ſind, muß der Koͤnig als von Gott ihm zur 
Schranke geſetzt betrachten, eben ſo wit das Volk die Auto- 
rität und Gewalt de3 Königs, ſchon an fich und doppeit 
wenn er fie befchworen hat. Es Fann ihn daher Feine Noth 
dafür rechtfertigen, wenn er fie ganz oder theilweiſe aufhebt. 
Auch er hat die eigene Eriftenz wie das Wohl des Staates 
nur durch erlaubte Mittel nicht durch unerlaubte zu ver: 
forgen. Die chriftliche Erfenntniß, die alle fchlechten Mittel 
für gute Zwecke in ihrem wahren böfen Lichte zeigt, diefelbe 
die dem Volke die Nevolufton unterfagt, diefelbe ver- 
biethet auch dem König den Staatsftreih. Erfolgt großes 
“Unheil weil er den Staatöftreich unterläßt, fo ift das nicht 
feine Berantwortung, er fteht rein vor Bott und der Weit, 
vollfuͤhrt er aber den Staatsſtreich, fo fällt der üble Erfolg 
ihm ganz zur Laft, und beym gluͤcklichſten iſt er nicht ohne 
Stahl, Rechtsphil. U. 2. 18 
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Vorwurf. Es ift auch in der Negel nur eine Taͤuſchung 
der menfchlichen Leidenfchaft, wenn der König oder wenn 
das Volk glaubt, der Staat koͤnne ohne feine Gewaltthat 
nicht mehr beftehem Eine: unerfchütterliche Befolgung der 
eigenen Pflicht in der Gränze des eigenen Berufes führt ge- 
wöhnlic auch ohne Staatöfkreich und Empoͤrung mit der 
Zeit, wenn auch nicht ohne Drangfale,. zum. Ziel. Die 
Meinung der Anticonftitutionellen, daß der Koͤnig, wenn er 
Macht hat, die neuen Conftitutionen, weil fie gegen das 
wahre Königthum feyen, die Stände, weil fie in ihrer Rich— 
tung die wahre Ordnung nicht beftehen laſſen, gewaltſam 
aufheben dürfe, gründet fich auf die irrige Anficht, daß Die 
fonigliche, Gewalt von Gott ald eine unumfchränfte eingeſetzt 
ſey, fo daß alle Schranke bloß als Uſurpation erfcheint, Die 
man. wie man Macht hat wieder. hinaustreibt „oder daß zu 
Erhaltung von Gottes Ordnung alles erlaubt Team an 
aber iſt unrichtig. 

Indem bier das Urtheil über. die Enten Re Könige 
und Voͤlker ausgefprochen wird, wie es durch. die ‚chriftliche 
Erkenntniß und den Glauben. der Kirche mit: Nothwendig- 
Feit mir gegeben zu feyn fcheint, ſo gefchieht dieß ‚nicht: in 
Erhebung über die Menfchen, daß über fie gerichtet, würde, 
denn wie ein jeder dabey vor Gott fteht, das kann Fein; an- 
derer wiffen, noch in der Meinung, daß man dieſe Lehre 
ohne weiteres befolgen und fo fich rein erhalten. koͤnne. Es 
find dieß Lagen, bey denen e3 am meiſten einleuchtet, daß 
fein Menſch ihnen aus eigner Kraft gewachfen tft, und. das 
Nachdenken darüber fol nicht fowohl zu. einem Syfteme 
moralifcher Regeln fuͤhren als vielmehr zu dem inbrünftigen 
Sebete: „Herr führe uns nicht in Verſuchung!“ 
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REDE Staat das irdiſche Aufßerliche Reich Gottes, die 
— Gott hienieden mittelſt der Menſchen uͤber die 
Menſehen fuͤhrt, fol er die Verhaͤltniſſe nach Gottes Gebot 
ordnen ‚ind als Werkzeug der Geſchichte den Zuſtand der 
Menfähheit fin das kuͤnftige ewige Reich vorbereiten*)‘, fo 
hat er nothwendig fowohl den lekten Grund ſeiner Ermaͤch— 
tigung ind Verpflichtung als auch feine hoͤchſte Norm und 
Richtſchnur in der Neigion — das ift in dem Bande, mit wel- 
chem Gott das Bewußtſeyn der Menfchen an ſich gebunden 
haͤlt und der Erkenntniß über ihr Verhaͤltniß zu Ihm, das 
er ihnen mittheilt — und zwar in der wahren Religion, der 
chriſtlichen die allein von Gott mitgetheilt iſt. Sie iſt die 
innerſte Lebensquelle, die Seele des Staates. Sie muß in 
Falten’ ſeinen Einrichtungen beurkundet ſeyn, fie muß ſeine 
ganze Lenkung durchdringen.’ Wie die Sittlichkeit des ein— 
zelnen Menſchen darin beſteht, daß er Gottes Gebot erfuͤllt, 
aber ſelbſt damit nicht wahre Sittlichkeit iſt, wenn er dieß 
nicht alis Goitesfurcht⸗ und’ ee? fe ars a 
Ninnuchitsaet nt Win Emm * 
Siehe oben ©. 1 — 6. 
18* 
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befteht das Ethos, die ganze Beflimmung, des Staates 
darin, daß er Gottes Ordnung handhabe, und fie deßhalb 
handhabe, weil es Gottes Ordnung ift, alfo aus Furcht 
Gottes und nach der Erfenntniß, die er von dem Willen 
und Gebote Gottes hat. ES ift daher die Anforderung an 
den wahren vollfommenen Staat, wie an ben einjelnen 
Menfchen, daß er eine, und zwar die wahre, wirkliche, die 
chriftliche Neligion befenne und nach ihr handle, beftehe — 
die StaatSreligion. Gie erfüllt fich von felbft mit Noth- 
wendigkeit, fo wie das Volk, das den Staat bildet, wirklich 
ein chriftliches iftz denn e8 muß dann die Geſtaltung des 
Staates, da ſie uͤberall aus dem innern Bewußtſeyn des 
Volkes hervorgeht, eine Aeußerung des chriſtlichen — 
ſeyns werden. 
Die Staatsreligion aͤußert ſich nun darin: 

Fürs erſte, daß der Staat die ſaͤmmtlichen Lebensver: 
hältniffe, die bürgerlichen und politifchen Einrichtungen, nad) 
den Anforderungen chriftlicher Erkenntniß, foweit diefe reicht, 
anordne, und zwar aus Anerkennung des geoffenbarten 
Gebotes und der aus der geoffenbarten Religion abgeleiteten 
Erkenntniß, fo 3. B. daß er die Monogamie und das Ber: 
both der Blutſchande aufrecht halte, nicht aus polizeylichen 
abanderlichen Nücfichten fundern als ein unabanderliches 
göttliches Gebot, daß er die fittliche Zucht übe unbedingt 
nach göttlichem Gebot, nicht erft unterfuche, ob etwa Bordelle 
für die Gefundheit oder das Lotto für das Aerar zuträglicher, 
daß er an feinen öffentlichen Bildungsanftalten entfchieden 
widerchriftliche Lehre nicht geftatte, daß er in monarchifchen 
Staaten das Königthum nicht als ein Werk des Volkes ſon— 
dern als göttliche Snftitution befenne und wahre u. f. w. 

Fürs zweyte, daß er nur denen bie Fahigkfeit ertheile, 
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Werkzeuge feiner, Lenkung, zu ſeyn d. i. Öffentliche Aemter 
(der, Regierung oder der Vertretung) zu bekleiden, welche 
fi zum. ‚Ehriftenthum, befennen, fowohl deßhalb weil nur 
darin eine Buͤrgſchaft liegt, daß die Aemter ‚im chrifttichen 
Geifte ‚verwaltet alſo ‚jene, erſte Anforderung ‚erfüllt werde, 
als. auch weil nur — der Staat ſein chriftliches Be 
Fenntniß beurfundet. 

„Endlich drittens, daß der Staat die chriftliche Kirche in 
fid)aufnehme, als einen wefentlichen Theil feiner Einrichtung, 
und, fuͤr ihre Erhaltung und Förderung Sorge trage. Er 
muß ihr die Vermögensmittel bereiten, das Anfehen einer 
| göttlichen Inſtitution, der er. felbft huldigt, erhalten, ihre 
aͤußerlichen Vorſchriften — als z. B. kirchliche Trauung der 
Ehen, Taufe aller chriſtlichen Kinder — dürh ſeine Macht 
zum Vollzug bringen. 

Iſt dieß alles erfüllt, fo bewährt ſich das Shriftenthpum 
ats das Bekenntniß des, Staates und als fein lebendiges 
Bekenntniß, das ſeine Einrichtungen und ſeine Herrſchaft 
Bea; 

Die. herrſchende Meinung aber iſt der ——— einer 
Staatsreligion oder, mit andern Worten des entfchieden chrift- 
lichen ‚Chatafterd des Staates in allem gerade entgegen. 
Der, Staat, habe mit der Religion Feine Berührung, er. habe 
die Lebensverhältniffe nach. der Vernunft nicht nach, der ges 
offenbarten Wahrheit anzuoronen, das religiöfe Bekenntniß 
dürfe: feinen von öffentlichen Aemtern ausfchließen (Juden— 
emancipation), der Staat habe Feine Kirche als öffentliche 
aufzunehmen, als fein eignes Ziel zu betrachten, fondern 
eine fey ihm wie die andere, jede nur eine Privatgefellfchaft. 

Hierzu führt im allgemeinen fchon die falfche Lehre, 
daß der Staat bloß den Schuß der Privatrechte d. i. bie 
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Erhaltung des Lebens , der Außen Freiheit und dee Eigen: 
thums zum Biel habe. Sodann aber beruht die Veriverfung 
der Staatsreligion insbefondere auf der Vorftellung, daß die 
Keligion bloß Sache des Individuums fey, die in ihm‘ felbſt, 
in ſeinem Raiſonnement oder Empfinden, entſpringt, und 
nur von ihm in feiner Sonderung zu erfüllen fey, &&ögebe 
in veligiöfen Dingen gar Feine objektive Eifenntniß ja Feine 
objektive Wahrheit, und fey deßhalb Fein Menfch und Fee 
Mehrheit von Menfchen, Fein Volk, berechtigt, ſeinen Glau- 
ben als herrſchenden gegen anders Denkende "geitend Fu 
machen. Daß Gott felbft eine Religion gegeben har, "die 
von Shm aus an die Menfchen Fam und fümmt die allein 
wahr ift, und daß nach feiner Vorfchrift die vollſtandige 
Erfüllung detſelben nicht bloß im Individuum ſoͤndern "in 
der Gemeinfchaft und ihrem Werke befteht, daß daher die 
Herftellung eines chriftlichen Gemeinweſens Pflicht’ Und An⸗ 
forderung iſt, das wird gar nicht einmal als eine gl chkeit 
angenommen. on 
Dieſe ganze Betrachtungsweiſe iſt aber unh uttbat· tn 
jeder Beziehung: 9 aloe mod sid 
Sie tft unhaltbar dem Chriftenthum feat Denn 
das Chriſtenthum kuͤndigt ſich ſelbſt als eine objektive Wahr: 
heit, al$ eine Gewißheit an, die auch von feinen Better 
nothwendig als Gewißheit nicht mit den Zweifel’ ( (dk Moͤg 
lichkeit eines andern) angenommen werden EIN Daher 
muͤſſen die Menſchen das Chriſtenthum entweder in dieſer 
Weiſe annehmen und dann nothwendig auch eine Staatste⸗ 
ligion behaupten, oder, wenn fie die objektive Wahrheit in 
religtöfen Dingen und deßhalb die Staatsreligion aufgeben, 
nothmendig das Chriſtenthum felbft aufgeben. Daß Die 
felben Menfchen Maoritaͤt des Volkes) das Chriſtenthum, 
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mithin. die objektive Wahrheit deffelben, befennen, und den- 
noch keine Staatsreligion behaupten, weil es keine objektive 
Wahrheit gebe, das iſt ein Widerſpruch. ‚Eben ſo iſt es 
die Anforderung des Chriſtenthums, daß nicht bloß die Ein- 

zelnen für; ſich fromm ſeyen, fondern daß das Gemeinleben 
ſich zur Verherrlichung Gottes und zur Heiligung der Men— 
ſchen nach Gottes Gebot, das iſt wie Er ſelbſt es gegeben, 
geſtalte. Eine Zuruͤckweiſung der Religion aus dem oͤffent— 
lichen Leben eines chriſtlichen Volkes oder der aͤußern Ge— 

ſtaltung dieſes Lebens, dem Staate, enthaͤlt daher denſelben 
Widerſpruch. Ein Volk muß ſeinen Glauben wirklich ver— 

loren, es muß das Band zu Gott aufgegeben haben; wenn 
es zu der Meinung kommen ſoll, daß dieſes Band ohne 
Einfluß, auf die, Anftalt feyn fol, welche alle menfchlichen 
Berhäftniffe beherrfcht und nach ihrem Ziele lenft. Wer im 
Ernſte glaubt, ‚den leitet. fein Glaube in allen Dingen, wie 
der ‚einzelne Menfch fo das Volk. 

Sie ift aber auch unhaltbar in ihr felbft. Der Staat 
kann nicht, beftehen ohne politifche objektive Wahrheit, und 
die vom Volke als folche angenommen ift. Nun ift es aber 
eine Zaufhung, wenn man glaubt, es bliebe noch eine ob- 
jeftive Wahrheit in dem Politifchen übrig, nachdem man fie 
in dem Religiöfen geläugnet hat. Das Urtheil über politifche 
Verhaͤltniſſe d. i. über Lebensverhältniffe, welche der Staat 
nothwendig ordnen muß, hat feinen legten Maaßſtab und feine 
legte Begründung allein in der religiöfen Erfenntniß. Alle . 
Wahrheiten koͤnnen nur durch eine allumfaffende allbeherrfchende 
Wahrheit wahr feyn, entweder durch die religiöfe oder durch die 
philofophifche. Die philofophifche hat nun in der That nichts 
Objeftives; denn fie entfpringt im Menfchen, im Individuum, 
und wie die Erfahrung zeigt, koͤmmt die Vernunft und Phis 
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loſophie nach ihren verſchiedenen Pflegern und Syſtemen in der 
kuͤrzeſten Zeitfriſt zu den verſchiedenſten Lehren und Meinun: 
gen, und was fie Poſitives und Uebereinſtimmendes enthaͤlt, 
das iſt, wenn man tiefer unterſucht, nicht ihr eigen Werk, ſon⸗ 
dern nur das, "was fie aus der uͤberkommenen menſchlichen 
Borftellungsweife, die nach dem Zeugniß der Gefchichte überall 
urfprünglich: religiös it, aufgenommen hats Was daher dort, 
wo. man. das Chriſtenthum nicht, mehr als Staatsxreligion 
anerkennt, ſich noch als gemeinſames ſittliches Urtheil, als 
unbeſtritten nothwendige Einrichtung erhalten hat zu Bo daß 
Polygamie, daß blutſchaͤnderiſche Ehe verbothenrift, das iſt 
num ein Ueberreſt der chriſtlichen Gewohnheit, eben ſo wie in 
den heydniſchen Staaten auch nur Die unbezweifelte Religion, 
die trotz aller Irrthuͤmer doch noch Wahrheitens aus dem 
Urverhaͤltniſſe des Menſchen zu Gott) bewahrt hatte A den po⸗ 
litiſchen Einrichtungen ihre Sicherung) igewährteig Beftände 
die jetzige Indifferenz des Staates gegen die 1 Religiomn allge⸗ 
mein und lange fort, amd ſetzte fie ihre Nefultate folgerichtig 
dureh, ſo wuͤrde mit der Zeit gar feine objektive Wahrheit und 
Gewißheit uͤber irgend ein ſittliches oder rechtliches Verhaͤltniß 
mehr uͤbrig, mithin auch Fein Staat mehr, moͤglichrſeynd 

Daß ‚Die, Laͤugner des geoffenbarten Glaubens ſich auch 
gegen. die Staatsreligion und den Zuſammenhang von Staat 
und Kirche ſtraͤuben, iſt einleuchtend und natuͤrlich. Nun 
ſtimmen aber in dieſem Punkte, was man nicht derwarten 
ſollte, zum großen Theile die Gläubigen mit ihnen „überein, 
nur aus anderem Grunde. Wenn nemlich der Staat den 
Schutz und die Förderung der Kirche aufifichinehme und 
die politiſche Berechtigung vom religioſen Bekenntniß abhaͤngig 
mache, ſo fuͤhre das zu einer Einwirkung und Einmiſchung 
deſſelben in kirchliche Dinge, wodurch die Freiheit der Kirche 


#- 
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und des chriſtlichen Lebens. beeinträchtigt werde, dem ber 
Staat ſeine eigne Einrichtung‘ doch nie vollig übereinftimmend 
machen könne, Durch’ die Trennung vom Staate erſt erhalte 
die Kirche Raum zu freyer. lebendiger Entwidlung. — Ohne 
noch aufdie Folgender Verbindung oder Trennung einzus 
‚gehen, muß) man ſchon von worn herein dieß als irrig er⸗ 
kennen. In Dev Staat kann fich ‘eben nun und nimmermehr 
gleichgiltig gegen die höchften Ueberzeugungen, von denen 
alle andermabgeleitet find, verhalten, er muß entweder auf 
die chriſtliche Wahrheit fich gründen, oder gegen fie ftehen. 
Beyde, ‚Kirche und Staat, find nicht menfhliche Werke, 
fondemugöttliche Inſtitute, beyde nicht zu iſolirtem Zwecke, 
ſondern zu Einem Endziel, wie es in Gottes Plane liegt. 
Wie das Zeitliche, das ganze Leben in der Welt, nicht ohne 
Beziehung iſt auf das Ewige, fo kann auch die Anſtalt zur 
Oronung dieſes Zeitlichen nicht ohne beſtimmte Beziehung zu 
dem Ewigen und‘ der Anftalt für das Ewige ſeyn. Es ift 
dahero der unauflösliche Zufammenhang des Staates mit 
Religion und Kirche gar nicht abzumweifen. Aber auch in 
Hinſicht auf die Folgen zeigt ſich die Nothwendigkeit der 
Berbmdung Man verkennt viel zu ſehr die großen lund 
wichtigen Bortheile, welche der Staat der Kirche gewährt; 
die materiellen Mittel, die im Irdiſchen nie verachtet werden 
duͤrfen, die Anftalten für höhere theologifche Bildung, welche 
die Kirche im jekigen Zuſtande nothiwendig bedarf, den Ein: 
druck der Giltigkeit und allgemeinen Wahrheit, welchen das 
Belenntniß und die Handhabung des Staates immer auf 
die Gemüther übt, die Ordnung im Innern der Kirche rüd- 
fichtlich ihres eignen Beftandes, und vor allem den Damm 
gegen Schwärmerey und Seftirerey, die jeßt der gefährlichfte 
Feind der Kirche find, und überall mit Macht hervorbrechen 
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und der Kirche völlige Auflöfung drohen, wo fie nicht an 
den Staat befeftigt if. Ganz abgefehen aber von dieſen Bor: 
theilen würde die Trennung der Kirche vom Staate dem 
chriftlichen Leben eine feiner bedeutendften Yeußerungen, nem> 
lich die chriftliche Geftaltung des Staates abfchneiden: „Was 
ihr efjet und trinfet, das fey zur Ehre Gottes,“ fagt der 
Apoftel, und wie follte diefe große Anftalt der, menfchs 
lichen Gemeinschaft, die Ordnung und Beherrfchung aller 
ihrer zeitlichen Berhältniffe, nicht zu feinem Preife und feiner 
Ehre beftellt und betrieden werden! Wie fehr aber der 
Staat durch die Trennung verlieren muß, wie er dadurch 


> 


zu einer Gott verlaffenen mechanifchen Einrichtung ‚herunter: 


finft, das geht aus obigem hervor. Ein vchriftliches Volk 
kann und darf eben nicht anders als auch feinen. Staat im 
Sinne des Chriftenthums geftalten und beberrfchen.. Aller: 
dings ift der größere Theil der Staatöbürger nicht von chriſt— 
licher Gefinnung, das ift aber ebenfo fehr auch -rüdfichtlich 
der. Kirche der Fall, und welcher Menſch duͤrfte darauf an: 
tragen, die wahre Kirche von der Maffe, die ſich zur, Kirche 
befennt, zu fondern! — Man pflegt für die Trennung nod) 
das Benfpiel der erften chriftlichen Zeiten, die. doch, alle an— 
dern überragen, anzuführen. Allein jedes Zeitalter hat ſei— 
nen befondern Beruf, und feine befondere Führung, man 
müßte dazu erft heydnifche Voͤlker und Staaten wieder 
Schaffen, und folgerichtig auch dem Staate Chriftenverfolgung 
zur Pflicht machen, damit fich wie damals der Glaube im 
Feuer erhärte — Die Selbftftändigkeit, das innere Leben 
der Kirche darf indeffen der Staat Feineswegs trüben, und 
ein Schuß derfelben gegen feine Einmifchung ift eine ge- 
gründete Anforderung. Davon wird erft in der Lehre von 
der Kirche zu handeln feyn. — 
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Do Frage, ob nicht bloß eine Staatsreligon (das 
Chriſtenthumy beſtehen Tolle, ſondern auch eine Staats kirche, 
oder ob vielmehr Catholicismus und Proteſtantismus gleiche 
Sertung’ in Staate haben follen , haͤngt zunaͤchſt Davon ab, 
ob man in einem dieſer Bekenntniſſe die ausfchließliche und 
volle Wahrheit findet, ſo daß dag’ andere ein ganz entbehr⸗ 
liches "Und verwerfliches ft, oder ob man, wenn man fich 
auch zu einem entſchieden bekennt, dennoch beyden eigenthuͤm— 
liche Weiſen der Auffaſſung und Verwirklichung des Chriften- 
thums zuſchreibt; dieſe Frage kann daher gleichfalls erſt bey 
ber Lehte vdn der Kirche Gegenſtand der Unterſuchung werden. 
Hier kann in wenigſten das behauptet werden ‚daß, wenn 
ein Chriſtliches WVolk feinen großen Maſſen nach in dieſe 
beyden Bekenntniſfe ſich ſondert, auch der Staat das Chri⸗ 
ſtenthum ih’ Geſtalt der beyden Bekenntniſſe zur oͤffentlichen 
Reste hu machen hat!Es darf aber in keinem Falle von 
dien vehden ogroßen weltgeſchichtlichen Strömingen ' des 
chriſtlithen Glaubens ein Schtuß auf nichtehrifttich Dunn 
obet Auf Seklen gemacht werden. — 

VO Dee Stänfsreligien”ift num aber — die 
Glaubensfretheit und Voleranz des Staates ausge 
fchloffen. Im Gegentheil die Einſicht, daß der Glaube von 
innen kommen müffe ) nicht durch äußere Gewalt’ und Vera: 
tionen‘ alfgenöthigt werden dlrfe, daß jeder Menſch als ſol⸗ 
cher fein Recht habe, wes Glaubens er auch ſeyn möge, 
als das Ebenbild Gottes, als der, in welchem bis zu fei- 
nein? Tode der Keim unzerſtoͤrbar liegt, zum wahren) Glaus 
ben zu konmen/ daß menſchlich >zeitliche Anſtalten nicht: be 
rufen’ find); ein Gericht uber’ das Innere — und'nur ala 
Aeußerung des Innern Glaubens darf und Fann ein’ Be 
Fenntniß gelten — zu halten und das Unkraut aus dem 
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Waizen zu fondern, diefe Einficht, auf welcher Glaubens- 
freiheit und Zoleranz beruhen, gehört ja felbft mit zur 
chriftlichen Erfenntniß, und nach ihr zu handeln ift daher 
Anforderung an den chriftlichen Staat. Die Glaubensfrei— 
heit befteht nun (gegenüber. jenen drey  Grundfägen der 
Staatsreligion) in folgendem: | 
Fürs erfte darf die Religion nicht den: slide 
Menfchen durch Zwang aufgenöthigt werden. — Niemand 
darf verfolgt und beftraft werden um feines Glaubens willen, 
ja es darf gar nicht nachgeforfcht werden, ob jemand etwa 
Strlehren oder Unglauben hege, das ift Sache feines Ge- 
wiſſens und der väterlichen Hilfleiftung des Geiftlichen, aber 
nicht einer außern Macht. Der Grundſatz religiöfer. Inqui- 
fitton, wenn er auch gar nicht mit fo fchweren Strafen ver- 
bunden iſt, ift fchon an fich verwerflih. Selbſt die Ver: 
breitung von Irrlehren (Keberey) darf nur polizeyliche Ein- 
fchreitung nach fich ziehen, nicht aber ald Verbrechen beſtraft 
werden. Denn wenn gleich der Staat die objeftive Gewiß— 
heit der chriftlichen Lehre als Princip feiner Einrichtung auf: 
ftelen muß, fo darf er fie doch nicht zum Princip der Be: 
urtheilung des Individuums machen, da der Glaube der allein 
hiefür bewahrt nicht wie die Nechtlichkeit in dem natuͤrli— 
hen Bermögen des Menfchen liegt, daher kann die Ver— 
läugnung derfelben nicht ald eine Berfhuldung des 
Individuums in der Weife gelten, wie Verlegung der 
Necht3ordnung. — Der Staat darf ferner die Kirche nur 
bey dem Gebote folcher Handlungen mit aͤußrem Zwang un: 
terftüßen,, welche auch von dem innerlich Unglaubigen ohne 
Heucheley geleiftet werden fonnen, z. B. Taufe der Kinder, 
Einfegnung der Ehe, nicht aber Beichte und Abendmahl. — 
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Niemanden darf ein Glaube vorgefehrieben feyn. Nicht bloß 
daß die Wahl unter den chriftlichen Befenntniffen frey ftehen 
muß, wovon erft bey der Kirche zu handeln, ſondern e3 
muß jedem auch frey ſtehen, für feine Perſon aus der gan- 
zen chriftlichen Gemeinfchaft auszutreten. Ob es ihm aber 
auch erlaubt feyn müffe, feine Kinder dem öffentlichen Re- 
Tigionsuntetrichte zu entziehen, und fie der fogenannten Ver— 
nunffreligion oder etwa einer bloß tolerirten Religion zu 
widmen, dagegen laſſen fich gegruͤndete Zweifel erheben. 
Eine Gleichſtellung der tolerirten Religionen mit der chriftlichen, 
fo daß für Uebertritt, für wechfelfeitige Ehen, für Beftim- 
mung der Kinder das gleiche Necht gälte, darf auf keinen 
Fall in einem chriftlichen Staate beftehen. 

Fuͤrs andere muß bey was immer für einen religid- 
fen Bekenntniß jeder den vollen Schub der Menſchen— 
rehte dt. der Privatrechte genießen: die Integrität und 
Freiheit der’ Perfon, die perfönliche Ehre, die Sicherung des 
Vermögens. Die: Erwerbmöglichkeit überhaupt ift wohl 
auch‘ eine" Privatberechtigung, und muß infoferne auch jedem 
zuſtehen; allein die beftimmten einzelnen Erwerbzweige, da 
fie mit dem Verbande der Gemeinden und Stände ja mit 
der fändifchen Vertretung fo enge zufammenhängen, haben 
zugleich eine öffentliche Seite, fo 3.3. ruht auf dem Grund- 
vermögen die Theilnahme am Gemeindeverbande, die Wahl: 
fähigkeit für Gemeindeämter und Landftandfchaft, man müßte 
alfo den Nichtchriften, wenn fie Grundvermögen erwerben 
fönnen, entweder folches zugeftehen, oder einen Theil des 
Grundbefißes gleichfam aus dem Staatsverbande ausfcheiden, 
Eben fo bey Gewerben, die beftimmte Gorporationen bilden. 
Es koͤnnen deßhalb hierin Befchränfungen für die, welche 
nicht zur Staatsreligion fich bekennen, wohl gerechtfertigt 
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feyn*). Es koͤmmt hier aufodie befondern Verhaͤltniſſe an, 
inwiefesne Die Milde gegen die. anders glaubenden Individuen 
ſich außern darf, ‚ohne Den öffentlichen Verband ‚und feine 
Grundlagen zu flören. Das Private und ‚das Deffentliche - 
durchdringen fich fo, daß nach einer ruͤckſichtsloſen Gonfe- 
quenz aus dem Zugeftändniß voller Privatberechtigung zuleßt 
auch Theilnahme am Deffentlichen, und umgekehrt aus der 
Verweigerung des Deffentlichen zuletzt gänzliche Anstreibung 
folgt, es muß daher hier die Gränze pofitiv abgeſteckt werden. 
Bis auf einen gewiffen Grad. ja ſo weit als nur immer mög 
lich Fan und fol hier der Staat Anomalien zulaſſen aus 
Schonung gegen die Individuen und ihre, wenn auch irrige 
doch vor menſchlichem Richterftuhl nicht: als verſchuldet nach⸗ 
zuweiſende, Ueberzeugung. — Dagegen iſt es ſchlechterdings 
keine Verletzung der Glaubensfreiheit und der) perſoͤnlichen 
Berechtigung (der Menſchenrechte), wenn jeder der nicht 
die Staatsreligion bekennt, unfähig zu öffentlicher Aemtern 
und Würden if. Kein Mensch hat als folchenn ein Recht 
darauf, über andere zu herrſchen, ſie zu lenkenan Dierrecht- 
liche, Fähigkeit hierzu kann ſich nur auf das Vermögen) gen: 
den, dem: Amte nach, feinen Anforderungen: für. das Deffent- 
liche zw genügen. Hierzu gehoͤrt aber vorallem die mit der 
Gefinnung des Staates und Volkes uͤbereinſtimmende Geſin⸗ 
nung in dem, was die Lenkung und Herrſchaft als Siel und 
Kichtfehnur beftimmt. Das ift ein nicht: minder: wefentliches 
Erforderniß, als die nöthigen Kenntniffe, und niemand hält 
doch den Unwiffenden Ungepeifient ‚für Ber zum Staatö- 
u Nast I y 33: II IR 3 
*) Auch enthalten die estigiöfen Borfehriften, oft Sthrendee 
‚gegen die chriftliche bürgerliche Einrihtung 6: 8. jüdifcher 
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dienfte. Wer da befehlen und anordnen und richten will im 
Namen des Staates, der muß auch das als das Höchfte 
befennen, was der Staat feiner Beflimmung nad glauben 
und als das Höchfte bekennen muß. Man hat es noch nie 
mals ungerecht gefunden, daß ein Sude oder Mahomedaner 
nicht Bifchof werden kann; aber jedes Amt im Staate eines 
‚chriftlichen Volkes iſt in entfernterer und  untergeordneter 
Weife ein Bifhofsamt, oder hat doch die Aufgabe es zu 
feyn ‚jedes ſoll im chriftlichen Geifte verwaltet, und jedes, 
wo es fich trifft, zur Förderung der Kirche gebraucht wer: 
den. Wie kann nun erwartet werden, daß ein Jude, ein 
Mahomedaner, ein erflärter Bekenner der Vernunftreligion 
als Minifter oder als oberfter Beamter auf dem Lande fein 
Amt in dieſem Geifte verwalten, daß. er die chriftliche Kirche 
als ſolche (nicht etwa fo weit er fie für moralifch und ver: 
nuͤnftig halt) mit Eifer fordern werde? Was aber noch 
Schlimmer ift, es würde durch folche allgemeine Fähigkeit zu 
Aenitern’ auf die nachdrüdflichfte nemlich thatfächliche Weiſe 
erklärt, daß der Staat den chriftlichen Glauben nicht als 
Richtſchnur anerfenne, daß er fich gleichgiltig verhalte gegen 
die Religion, und nichts anftrebe als die Sicherung der Pri- 
vatrechte und der materiellen Intereffen. Deßwegen ift es 
auch Eein gegründeter Einwand, daß unter den chriftlichen 
Beamten felbft ja auch die Mehrzahl jest nichts anderes 
glaube, als was ein aufgeklärter Sude oder Mahomedaner 
glaubt. Der Staat kann und foll nicht in die Herzen fchauen, 
fondern darf nur das berüdfichtigen, was da öffentlich durch 
die That befannt wird, auch die ungläubigen Beamten aber 
befennen immerhin durch die That das Chriſtenthum, da fie 
im Firchlichen Verbande bleiben, während die Juden oder 
die aus Vernunftüberzeugung aus der chriftlichen Kirche aus: 
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treten, „durch ihre Lage thatfächlich beftändig ‚die Wahrheit 
‚des Chriftenthums laͤugnen. Durch die Anftellung innerlich 
ungläubiger Beamter, die. gar nie zu vermeiden ift, wird 
zwar der Staat immer feine. höchften Intereſſen  fchlechter 
verforgen, ja ihnen hie und da Eintrag thun, aber er ver- 
laugnet doch dadurch nicht felbft. fein Bekenntniß und feine 
höchfte Beftimmung, wie durch. die Anftelung von folchen, 
die nicht zur chriftlichen Kirche gehören. — Die Zulaffung 
der Nichtchriften, namentlich ‚der Suden, zu Staatsämtern 
und zur Volksvertretung, alfo die Ertheilung der vollen pp: 
Litifchen Berechtigung (Emancipation), ift, beym rechten Lichte 
betrachtet, fogar gegen fie felbft ein Unrecht; denn fie be— 
feftigt fie in der Meinung, daß eine Religion. fey wie Die 
andere, und hemmt ihnen dadurch) den Weg zur chriftlichen 
Erkenntniß, den ihnen das chriſtliche Volk, der chriſtliche 
Staat, in welchem fie leben, gerade bahnen ſollte. 

Drittens endlich ift auch ‚andern: Religionen ober 
‚Seften ein gemeinfamer Gottesdienft (exereitium 
‚religionis privatum) zu geſtatten, dieß iſt Toleranz 
im engern Sinne. Sie ift jedoch keineswegs allgemein und 
unbedingt auszuſprechen; ſondern es bedarf einen beſondern 
Unterſuchung und Bewilligung durch die Obrigkeit. Daß 
ſchwaͤrmeriſchen, fanatiſchen, die. bürgerliche, Drbnung ge⸗ 
faͤhrdenden Sekten ein gemeinſamer Cultus nicht zu geſtatten, 
verſteht ſich von ſelbſt. Er iſt aber uͤberhaupt nur ſolchen Be- 
kenntniſſen zu gewaͤhren, die ſich auf irgendeinen Akt 
der goͤttlichen Führung der Kirche gründen, vor 
-alfen daher. den Suden, deren Bekenntniß und Cultus ja ‚der: 
einſt von ‚Gott felbft gebothen war, wie gerade der chriſtliche 
Staat dieß ‚anerkennen muß, ſodann folchen ‚Sekten, die 
aus dem Werke der ‚Reformation, | ba — he br 
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Mißverſtaͤndniß und Jrrthum im Einzelnen, hervorgingen, 
z. B. den Wiedertäufern, nicht “aber folchen, die fih bilden 
"ohne eine entſchuldigende Bewegung i in der Kirche ſelbſt, oder 
geſondert vom Chriſtenthum anf ſpeculativen Grundſaͤtzen und 
Weltverbeſſerung beruhen d- B. den Saint-Simoniften oder 
den Bekennern einer Vernunftreligion, die gar keine Offen⸗ 
barung "annimmt. Solchen ihr perſoͤnliches Bekenntniß 
und ihren "eignen Gottesdienſt (devotio domestica) nad) 
demfelben zu unterfagen, wäre eine Beeinträchtigung der 
Glaubensfreiheit, dagegen aber jeder Meinung, die in 
feiner Weife ein Zeugniß der Zulaffung des Herrn für fich 
hat, die Gründung eines Cultus zu geflatten im Staate, 
in der Mitte des Volkes, wäre eine Verläugnung des Got: 
tes, der die wahre Religion geoffenbart, und "Erhaltung 
feiner Kirche gegen muthwillige Gründung von re 
dem Staate anvertraut hat. — 

| Seit das duldfame Heydenthum vor der mehht der 
chriſtlichen Offenbarung geſunken iſt, gilt das Princip der 
Staatsreligion. Selbſt als die chriſtliche Kirche ſich in zwei 
Bekenntniſſe ſchied, und dadurch in Deutſchland wenigſtens das 
Princip der Staatskirche ſich nicht mehr in gleicher Weiſe 
wie dad der Staatsreligion behaupten Eonnte, wurde doc) 
nirgend in Europa einem nicht chriftlichen oder bloßen Sekten⸗ 
Bekenntniſſe die Geltung im Staate — öffentliche Religions: 
übung und politifches Wolltecht feiner Bekenner — einge: 
raͤumt. Auch in Deutichland befchränfte der weftphalifche 
Friede das Necht der Landesherren, ein Bekenntniß als öf: 
fentliches aufzunehmen, auf die beiven Eonfeffionen. — Der 
nordamerikaniſche Staat gab das erfte Beyſpiel erflär- 
fer religiöfer Indifferenz. Durch die Neligionsverfolgungen 
in Europa entftanden, trägt er fortwährend den ‚Charakter, 

Stahl, Rechtsphil. II. 2. 19 
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den fein Geburtsaft ihm aufprägfe, Daß jeder Glaube gleichen 
Schus und gleihe Geltung in ihm findet. Er entbehrt 
auch ebenſo fehr die Einheit der Nationalität und der Sprache * 
als die der Religion. Der nordamerikanifche Staat beruht 
aber eben deßhalb nicht fowohl auf dem Principe, daß der 
Staat überhaupt gegen die Religion gleichgiltig fey, denn 
der erklärte Atheift genießt dort nicht die volle politifche Ber 
- vechtigung, fondern vielmehr auf dem, daß die Religion 
Feine objektive Gewißheit habe, daher jede, die nur Religion 
ift, Gott anerkennt, gleiches Necht haben muͤſſe. Die völlige 
Losreifjung des Staates von der Religion war vielmehr, das 
Merk der franzöfifchen Revolution. Hier ging der Indiffe— 
rentismus nicht wie in Nordamerifa aus der Vielzahl‘ der 
religiöfen Bekenntniffe hervor, fondern aus dem Mangel an 
Religion, ja ihrer Laͤugnung. Doch wenn auch die ganze 
politifche Anficht, die in der Nevolution ſich verwirklichte, 
auf dem. Principe beruht, daß der Staat bloß | die Freiheit 
der Menfchen zum Zwecke und mit der Religion kein Band 
habe, fo entfprach doch die Ausführung keineswegs vollſtaͤn⸗ 
dig diefem Principe, und konnte ihm nicht ‚entfprechens Der 
franzöfifche Staat befaß zu viel geiftiges Leben und zu viel 
nationale Einheit, um ein Glaubensbekenntniß entbehren 
zu konnen. Nachdem er den Catholicismus abgeſchafft, 
ging er das Bekenntniß des Materialismus, die Vernunft— 
und Tugend-Religion Robespierres, den Eultus des 
Direftoriums durch, bis er unter Napoleon wieder zum 
Catholicismus zurüdkehrte. Er fchaffte alfo nicht ſowohl die 
Staatsreligion ab, fondern machte vielmehr die Gottesläug- 
nung zur StaatSreligton. Der jesige Zuftand in Frankreich 
ift jenem negativen Ideale naher, doch fehlt fehr viel, daß 
er ihm entfpäche. Dort, fo wie allem Anfcheine nach bald 


IE. Abfchn. XVI. Rap. Die Staatöreligion. 291 


auch in England, iſt das’ Verhältniß des Staates zur Ne 
ligion principlos. "Durch jene totale Umwälzumg der Dinge 
in Frankreich ergaben ſich am Ende der großen Kataftrophe 
für Deutſchland die Vortheile: fürs erfte, daß wie gleiche 
politifche Berechtigung der Catholifen und Proteftanten ‚die 
früher Auf die Reichsſtaͤnde ſich befchränfte, nımmehr (durd) 
die Bundesakte) allen Untertdanen deutfcher Lande gewährt 
und verbürgt ift, und daß beynahe in allen deutfchen Ländern 
die beyden Confeſſionen unbedingt die üffentliche Religions: 
übung genießen, während früher die öffentliche fowohl als 
die private vom Beſitzſtande des Normaljahres abhing ; fürs 
andere, daß die Hausandacht und der Schuß der bürgerlichen 
Rechte, die früher nur den Bekennern der beyden Eonfeffionen 
und ſelbſt dieſen nur in dürftigem Maaße verbürgt waren ), 
jetzt meiſtens jedem Bekenntniſſe zugefichert find, namentlich 
fuͤr die Juden der Druck aufhoͤrte, unter dem ſie bis dahin 
geſchmachtet, und fortwährend eine Verbeſſerung ihrer. Lage 
eintritt. Möge doch dieſer Gewinn rein bewahrt, nicht durch 
Annahme des franzöfifchen Princips ein Zuſtand herbenge- 
führt werden, bey welchem man zweifelhaft feyn muß, ob 
man ihm oder der alten Härte und Unduldfamkeit den Vor: 
zug zu geben hat. Den rechten Standpunkt hat derdeutfche 
Bund eingenommen, da erden Bekennern der drey chrift- 
lichen Confeſſionen Gleichheit der politifchen Rechter ver: 
buͤrgt, den Juden die wollftändigen bürgerlichen Rechte 
(d. iv Privatberechtigung im Gegenſatze des öffentlichen Rech— 
tes) verheißt. 


*) Instr. Pav. Osnabr. art. 5. $. 85. 
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Stebenzehntesd Kapitel, 
Gintheilung der Regierungsformen. 


Grundeintheilung nach dem Subjekte der Souveränetät ı Monarchie, Ariftöfratie, 
Demofrarie, Die erite wieder in Erb- und Wahlmonarchie, die, mente in 
eigentliche Ariftofratie, Timofratie u. f. w.\. — Meitere Eintpeilung 
nach der Stellung und den Schranken des Souveräng  unbefthränfte und 
beſchränkte Monarchie, insbefondere conflitutionede Monarchie). — Ein» 
theiluug nad der Gonderung der Gewalten — nadı der flüändifchen Be— 
fchäftigung — nach den Lebenszwecken der Volker — nad) Den weltge- 
ſchichtlichen Bildungsſtufen. — 


E⸗ wurde bis hierher die Verfaſſung gezeichnet, wie fie 

fih aus dem Wefen des Staates als die vollfommenfte di. 

als der vollendete Organismus des Staates ergibt. Die 
nun folgenden Kapitel haben zu ihrem Gegenftande die Ber- 
fchiedenheit der Staatsverfaffungen. Denn die ‚manigfachen 
Staatsverfafjungen der Wirklichkeit haben wie gezeigt wor: 
den, ſaͤmmtlich ihren felbftftandigen unaufwiegbaren Werth 
als cigenthurmliche Bildungen, welche die Idee der Staats— 
verfaffung zwar nur theilweife, und infofern unvollkomme— 
ner, dafür aber eben diefe Züge, die fie enthalten, oft maͤch— 
tiger glänzender begeifternder offenbaren. 

Die Regterungsformen können nach nichts a. ein: 
getheilt werden, als nach der Berfchiedenheit des Subjeftes, 
welchem die Souveränetät zuſteht. Wie der einzelne 
Menſch oder die Familie, der Stand und dad Volk die 
Elemente des Staates find, fo kann es auch im Allgemeinen 
und naturgemäß nur dreyerley Negierungsformen geben. Die 
Souveränetät ift entweder bey einem einzelnen Menfchen, in 
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gewiſſer Beziehung bey einer Familie (Dynaflie) — Monar: 
chie, oder fie ift bey einem Stande — Yriftofratie*), 
oder fie ift beym gefammten Volke — Demokratie. Da: 
mit find die LEER ihrer Hauptverfchiedenheit 
nach erfchöpft**). — - If num die Souvetätietät.bey einem 
Stande oder. beym gefammten Volke, jo muß erft ein fünft- 
liches Subjekt für fie an der Verſammlung deffelben durch 
Abſtimmung gebildet werden, und es entfteht. das Eigen: 
thümliche, daß diefelben Menfchen, die, als Glieder dieſer 
Berfammlung herrfchen ‚ einzeln betrachtet, wieder. die Gehor⸗ 
chenden find. Dadurch bilden Ariftofratie und Demokratie 
zufammen. einen Gegenfab zur Monarchie — die Republik. 
Die Monarchie ift zweyerley Art. Die a 
iſt wie der Staat ſelbſt urſpruͤnglich und unaufhoͤrlich, 
einzelne Menfch aber hat Feinen Fortbeftand in fich, er 2. 
fie behhalb nicht aus urſpruͤnglich eignem Rechte: befiten 


#) 
j FL At/ afitte Mr 
du > DE ER Ta EA 1t31 7), 


TH wird die Ariftofratie als Herrfihaft einer Zahl 
‚au 2 Mel definiert und. dann Herrſchaft der Beften 
O keigentliche Ariftokratie) oder Derrfchaft von Wenigen (Oli⸗ 
NR garchie) unterfchieden (Ariftoteles, Polybius u.f.w.). 
| Es tömmf weder auf Zahl noch auf perfönlihe Eigenſchaf— 
gen’ ober den wirklichen perfonlichen Gebraud) der Herrſchaft 

rt lat, ſondern auf den ſaͤchlichen Grund der Herrſchaft. 


°*) Es ift wohl auch das möglih, da auch die Gemeinde ein 
IN) Element des Staates iſt, daß, eine Gemeinde die Herrfchaft 
über. die andern Gemeinden dejjelben Volkes habe (3. B 
Rom). Allein diefe ift dann immer ein gefchloffenes Gan— 
zes ſchon in fih, felbft ein Staat, der untergebenen Ge: 
meinden nicht bedürfend. Ihre Herrfchaft ift deshalb Eeine 
Souveränetät, es iſt eine, Derrfchaft über andere Staaten, 
und man kann dieſes Verhältniß nicht als eine Art der 
KRegierungsform betrachten. 
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gleich einem Stande oder dem Volke; fondern errbefißt fie 
entweder ald3 Haupt der Dynaſtie aus ihrem’ Rechte oder 
durch Uebertragung (des Volkes oder eines: Standes). Die 
Monarchie iſt deßhalb entweder Er bmonarchie oder Wahl: 
monarcie Im legten Falle verdankt der Monarch: die 
Herrichaft der Wahlverfammlung, die infoferne eine.höhere 
Macht ift als er felbfl. Die Wahlmonarchie iſt deßhalb ein 
Mittelding zwifchen Monarchie und Republik, es iſt die Sou- 
veränetät bey ihr der Zeit und dem: Gegenflande mach. ge: 
theilt, jo daß fie bey und für Befekung des Thrones der 
wählenden Berfammlung, nachher dem Koͤnige zuſteht, fie 
ift eben deßhalb auch überhaupt eine mindern matiitgemäße 
Negierungsform*). Sondern die Monarchie ift ihrem Weſen 
nach Erbmonarchie. Sie beruht eigentlich Jaufodenn Herr⸗ 
ſcherrechte der Dynaſtie, welche der König als ihr gegen⸗ 
waͤrtiges Haupt repraͤſentirt. Die Dynaſtie, da ſie keine 
Perſoͤnlichkeit iſt, kann zwar nicht das Subjekt der Souve— 
raͤnetaͤt ſeyn hinſichtlich ihrer Ausuͤbung, wohl aber hinſicht— 
lich ihrer Zuſtaͤndigkeit. Die Ernennung des Koͤnigs durch 
den Vorgaͤnger oder durch das Loos ſind eben ſo ſeltene als 
naturwidrige Surrogate der Erbmonarchie. ſbu⸗ß 

Die Ariſtokratie iſt verſchieden je nach dem Stande, 
welcher die Herrſchaft hat. Dieß iſt entweder der hiſtoriſche 
Stand, der Adel, der gleich der Dynaſtie in Der: monardi- 
fchen Regterungsform durch Geburt fein Recht fortpflangt — 
eigentliche Ariftofratie, oder der Standedes Rewoͤ⸗ 
gens — Timokratie u. drgl. 

Die Demokratie iſt Herrſchaft des Volkes, das iſt 


) Sie iſt bloß für Beherrſchung der Gemeinſchaft der Staaten 
die geeignete Form, dort wird von ihr zu handeln ſeyn. 
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‚nicht der einzelnen Menfchen als folcher ſondern der Ge: 
ſammtheit der Stände, fie kann fich aber dahin durch Auf: 
loͤſung der innern Gliederung erweitern, daß die ‚einzelnen 
Menſchen unmittelbar. als folche mit — die fou- 
——— bilden. 
Dieſes ſind die Verſchiedenheiten der — 
ihre Subjefte der Souverämetät. — Da 
‚aber die Souveraͤnetaͤt keineswegs eine unumfchränfte Ge- 
walt iſt „for können bey jeder dieſer drey Formen Schranken 
gegen den Souveraͤn (Mitwirkung andrer Elemente und- 
Organe) in mancherley Weife Statt finden; daher find 
hier Mifchungen ver werfchiedenften Art und Uebergaͤnge bis 
“zum Unmerklichen *) möglich, ohne daß deßhalb diefe Grund: 
eintheilung felbft wegfallen koͤnnte, und es kann ferner: jede 
of der Hauptformen felbft wieder in Ruͤckſicht auf die Elemente, 
welche den ‚eigentlichen Souveran beſchraͤnken, in mehrere 
Arten unterschieden werden. | 
Hiernach unterſcheidet man namentlich die unum: 
ſchraͤnkte Monarchie und die beſchraͤnkte. Die Be 
ſchraͤnkung kann durch mancherley Organe und für mancher: 
ley Rüdfichten (Religion, Kriegsmacht, Wohlftand u. f. w.) 
geſchehen. Die befchränkte Monarchie im eigentlichen 
Sinte:befteht aber darin, daß die Berechtigung dern: 
terthanen als eine Schranfe der Föniglichen Gewalt aner: 
kannt iſt. — Eine befondere Art derfelben ift die conftitutio: 
nelle Monarchie. Sie beruht in ihrer wahren Bedeutung 
auf zwey Kriterien: ein feftbeffimmtes Gefek, und eine 
Standſchaft, welche das Volk als ein Ganzes vertritt 
deßhalb auc aus ſaͤmmtlichen Ständen hervorgeht. Dagegen 


P) 8. B. in der englifhen Verfaffung. 
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ift fo vieles-andere, was man als Princip der conſtitutio⸗ 
nellen Monarchie (Souveraͤnetaͤt des Volkes, Theilung ber 
Staatägewalt), ‚oder was man als nothwendig zu ähr ge⸗ 
hoͤrige Einrichtung (z. B. Preßfreiheit, Geſchwornengerichte, 
ſtaͤndiſche Initiative) auszugeben pflegt, theils nicht wahr 
theils der conſtitutionellen Monarchie: nicht weſentlich — 
Man kann die Manigfaltigkeit der Regierungsformen 
noch auf eine tiefere Weiſe aufgreifen, nemlich die Verfaſſung 
in ihrer vollendeten Ausbildung zum Prineip machen, ſo daß 
die andern ſich ſondern je nach ihrem Verhaͤltniß zu ihr das 
iſt je nachdem das eine oder das andere ihrer Elemente ent- 
weder - ihnen fehlt oder über der. Negel worherrfchtern Das 
Koͤnigthum fteht allen — abfolute Monanichiteid Die: 
Kepräfentation. des Volkes ſteht allein, und wird dadurch 
zur. Herrſchaft ſtatt zur Vertretung — die Republik 
(je nach ‚der Art der Repraͤſentation Ariſtokratie) Demo⸗ 
kratie). Alle befeſtigte Einrichtung ſinkt, Lund EBnderrfchts 
bloß ‚die, oͤffentliche Meinung in ihrer momentanen ſtuͤrmiſchen 
Macht — Zuftand Frankreihs während! dlemsenften‘ 
Revolu tion, ‚Endlich, kann auch alle lebendige perföntichen 
Gewalt in, Hintergrund treten, fon daß) nur die beyden an⸗ 
dern Potenzen im Staate, die perfünliche Berechtigung und 
das Geſetz Das dann nur Diefe bezweckt, vorherxſchen — 
NMrincip.der nordamerifanifchen Berfaffungs- — 
Dieß mag zur Beleuchtung: der werfchiedenen Negierimgsfor- 
men dienen, als Princip für eine geſchloſſene außere Caſſifi 
kation ſoll es nicht gelten. — .. . ons Mb 
Wenn. Kant?) von * Form eh ‚Negierung (Mo: 
nanchie — und Oemotratien die Form der Beherr: 


Modanso Ipnilön Rt u ont 





3 Syrndihur? oma 


"*) Zum hn Frieden € %. ” PAR 


11102 BIOIIT 


I. Abſchn. XVII. Kap. Eintheitung d. Negierungsformen. 297 


ſchung unterſcheidet/ nemlich? ob die Staatsgewalt ihrem 
Inhalte nach getheilt ſey, was er Republik, oder ungetheilt 
(ſey res bey einem Menſchen oder bey einer Verſammlung) 
was er Defiotie nennt/ und andere dann die Verfaſſungen 
völlig nach letzterer nicht nach erſterer Ruͤckſicht eintheilen 
(Behr) ſo ft! dieß nur die folgerichtige Anwendung der 
irrigen Lehre von der Theilung der Staatsgewalt. Es fal— 
len dann die Regierungsformen unter zwei ganz geſonderte, 
in keiner Bene ea — — * unter 
ſcheidung. 
Deut Staaten nach der Standesbe- 
ſchaͤftigung/ die vorherrfchend das Leben des Volkes erfüllt 
und. die hauptſaͤchlichſten Hilfsquellen des Staates enthalt 
Salſonnach der Bafis des Staates flatt nach feiner Be- 
heiefchung - in Nomaden, Ackerbau⸗, Handel, Miktär:,‘ 
Prieſter⸗ Staaten) und die Unterfuhung über den Einfluß’ 
dieſer Baſis im Volksleben auf die politifchen Einrichtungen 
iſt von ugroßem wiſſenſchaftlichen Werthe, und kann mit Recht 
die at unıle her des Staates genannt warden*). Allein 
als der Geſichtspunkt der (eigentlichen Staatslehre und ala 
dien RR: — * der Staaten Farin dieſes 
u pnutpiicher: | 
ag —** und Skizzen zu einer NRaturlehre bes Staa: 
— ſtes Muv paßt die Ideokratie meines Erachtens nicht in 
35 dieſes Syſtem. ‚Die Richtung‘ der Aufopferung für einen 
hhern Gedanken gehört nicht, zu den natuͤrlichen Elemen- 
en, fohdern enthält eben felbft den Charakter ihrer fittz - 
lichen Geftaltung, auch ift der Begriff des Sdeenftaates, 
W welcher‘ im gleicher Weiſe den jüdischen Tempelſtaat, den 
1 Aakursiſchen Kriegsſtagt und den Robespieriſchen Vernunft⸗ 
und Tugendſtaat enthalten ſoll, viel zu allgemein als daß 


irgend Fruchtbares fuͤr die Inſtitutionen daraus abgeleitet 
werden koͤnnte. — 


N fin 
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nicht betrachtet werden, denn das 'enthält nur einzelne Po: 
tenzen im Volksdaſeyn, Durch die fich deshalb auch nur ein 
zelne Züge der Einrichtung, nicht die Verfaſſung nach ih: 
rer ganzen Anlage erklärt, was ſchon deshalb natürlich ift, 
weil diefe eben weit mehr auf der fittlichen Würdigung als 
auf der natürlichen Bafis beruht. — Eben fo verhält es 
fich mit der Eintheilung der Staaten auf einer pfychologifchen 
Grundlage nach dem Lebensziel der Völker, wie fie befon- 
ders Mohl verfucht hat (unbefangenes Daſeyn — Patri- 
monialſtaat; finnlicher Genuß — Defpotie; Worbereitung 
für jenes Leben — Theofratiez vernünftige Entwicklung des 
Menfchen — Rechtsſtaat). ES find diefe Lebenzziele nicht 
der erfchöpfende, ja überdieß zum Theil nicht » einmal 
ein richtiger*) Grund der angegebenen Verfaffungen. Am 
wenigften dürften folche Eintheilungen an die Stelle der alten 
natürlichen Einthetlung nach der Regierungsform treten. Die 
Verfaſſung iſt etwas in fi Selbftftandiges, und muß daher 
in fich felbft ein Princip der Eintheilung für: ihreswerfchiede- 
nen Arten haben, dieſes iſt, wie gezeigt "worden ;udie Gou- 
veränetät. Die Verfaſſung ift aber fo fehr das Wefen des 
Staates al3 Staates, daß die Grundeintheilungn der Staa- 


2) 3. B. das jüdifche Volk war bekanntlich nicht auf jenes Le— 
ben gerichtet und doch war feine Berfaffung theokratiſch, man 
fann nicht behaupten, daß die orientalifhen Völker, daß 
die Römer unter der Kaiferherrfchaft, alfo die Volker der 
Defpotie mehr und in andrer Art den finnlichen Genuß 
zum Lebenszwecde gehabt hätten, als die-Gegenwart oder 
als die ältern Zeiten der Germanen, oder daß die legtern 
von unbefangenerm einfacherem Dafeyn und Urtheil über 
Leben und Staat gewefen, als die altorientaliſchen deſpo⸗ 
tiſch regierten u. dergl. — 
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ten fchlechterdings die nach den Negierungsformen: bleiben 
muß. Mlerdings wird die Verfaffung felbft, und fo auch 

inäbefondere die Regierungsform, durch die tiefer liegende 
Richtung der Völker beſtimmt; allein diefes Beftimmende ift 
nicht eine vorherrſchende Thaͤtigkeit, ein worherrfchender Le— 
benszweck, ſondern die Totalitaͤt des Volksbewußtſeyns nach 
ſeinem ganzen beſtimmten Inhalte und die Totalaufgabe des 
Volkes in dem Plane der Weltgeſchichte. Will man daher 
die Staaten nach dem tiefern Princip der Verfaſſung betrac)- 
ten, ſo muß man fie eben nach dem beſtimmten concreten 
Bildungsgange der Menſchheit betrachten, man muß den 
orientaliſchen (darunter als eine ganz befondere- Art den jü- 
diſchen/ Aden antiken, den mittelalterlichen und. den: neuen 
"Staatynfodann in jedem derfelben felbft wieder verſchiedene 
Bildungsſtufen und nationale Charaktere unterfcheidenz das 
iſt aber dann nicht eine Eintheilung. der Staaten und Be: 
trachtung des: Staates fr ſich, fondern eine Eintheilung der 
Geſchichte und Betrachtung des Staates in feinem Zuſam⸗ 
menhange mit der geſchichtlichen Entwickelung der Menfchheit. 
Dieß bildetdann allerdings: den Schlußfein der wifjenfchaft- 
lichen Darſtellung des Staates, weil überhaupt der Wiffen- 
ſchaft. Sede andere Eintheilung aber als diefe, außer der 
einfachen in fich gefchloffenen nach der Negierungsform, ift 
mehr oder weniger willführlich. 
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Achtzehntes Kapitel, 
Abfolute Monardie und Republik. 


Begriff der abſoluten Monarchie — ihre Begründimg am Anfange — Unter» 
fchied der Unentwiclung und der Unterdrücung — Mängel der abfoluten 
Monarchie. — — — Begriff der Republif — ihre Begründung für ſou— 
veräne Gemeinden — Natur ihrer innern Einrichtung — ihre Gebrechen — 
eigenthümliche Vorzüge — Refultat. 

Die abjolute Monarchie befteht in der ausfchlieglichen 
Herrfchaft des Königs. Vor allem und fchlechterdings fehließt 
fie. die Bolfsvertretung aus, nach der Strenge ihres Begriffs, 
nach welcher fie jedoch kaum exiftirt, überhaupt jedes Organ 
felbftftändiger Macht und Berrichtung außer dem König: die 
unabhängigen Gerichte, die nothwendige Stufenfolge der 
Verwaltungsaͤmter. Das Gefer als Norm der Töniglichen 
Herrfchaft iſt zwar durch fie nicht ausgefchloffen z; allein da 
Feine Traͤger der oͤffentlichen Autorität außer, dem; Könige 
beftehen, fo bat das Geſetz weder eine beſimmie ADB 
noch eine geficherte Macht. 

Der König foll die erſte und die allumfaſſende Herr⸗ 
ſchaft im Staate haben. Die Entwicklung der Staaten be— 
ginnt daher naturgemäß mit feiner Herrſchaft, die andern 
Elemente bilden ſich erſt in der Folge aus, die abſolute 
Monarchie iſt der Anfang des Staates *). Sie iſt deßwegen 


°) Bey den germaniſchen Völkern iſt es der umgekehrte Gang, 
das Königthbum entwidelte fih hier naher. Allein erft 
feit das Königthum zur Bedeutung Fam, find eö wirkliche 
Staaten, der ältere Zuftand ift nicht ſowohl republikanifch 
als vielmehr ein Zuftand perfönlicher Ungebundenheit zu 
nennen. 
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nicht wie die Nepublif eine Umfiellung "der Verfaſſungsele— 
mente, fondern nur ein Mangel an Ausbildung, und deß— 
wegen, die Repräfentativ- Monarchie ausgenommen, die na- 
türlichfte und danerhaftefte. So wie fie beym Beginne der 
Geſchichte eines Staates erfcheint, iſt fie denn immer auch 
im Ganzen ein edles Bild, fo viel Mißbrauch und Tyranney 
fih mit ihr. im Einzelnen verbinden mag; denn da find die 
andern Elemente der Staatsherrfchaft immer auch: vorhan— 
den, nur noch nicht entwidelt. Schr Verderben und der Un: 
wille gegen fie findet fich erft dann, wenn diefe Elemente 
ſchon entwickelt waren und wieder niedergedruͤckt werben. 
Erſt da iſt es die eigentliche abfolute Monarchie, d. i. die 
jenige, welche der Theilnahme des Volkes nicht bloß entbehrt, 
ſondern ſte geradezu ausſchließt. Es iſt dieß die Tyrcmney 
im griechiſchen Sinne des Wortes, die immer etwas ſchlech— 
terdings Verwerfliches ft, der Monarch mag auch itrefflih 
regierenz weil ſie immer die Berftörung eines: Lebensprincips 
ift, dem gleichfalls das Recht zu beſtehen und fich zZu ent⸗ 
falten zukommt! Muſter der gehaͤſſigen Monarchien find dieſem 
gemaͤß das roͤmiſche Kaiſerthum, welches die roͤmiſche Freiheit 
vernichtete, oder die franzoͤſiſche Monarchie wie Ludwig 14. 
fie auf den Truͤmmern der mittelalterlichen Freiheit gründete. — 

"Der abfohuten Monarchie fehlt die Ausbildung des 
Staatsorganismus, durch welche der König zu einem Glied 
in’ dem Staate wird, dem Beruf des Staates gebunden, 
von ihm und für ihn feine Macht und Ehre hat. Er ift 
über dem Staat, und die Herrfchaft iſt feiner Perſoͤnlich— 
feit mit allen ihren Zufälligkeiten übergeben. Daher ift 
die Gefahr der Unterdrüdung, der Ungerechtigkeit, der 
Regierung nach ſelbſtſuͤchtigen Zwecken, nach Laune und 
Willkuͤhr, die völlige Abhangigkeit des Staates von der 
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Sndwidualität des Könige. Daher concentriven ſich alle Be 
firebungen, die einem hoͤhern Beruf’ dienen ſollen, ſowohl 
dem des Staates als anderen geiftigen Zielen, auf feine Per: 
fon und ihre zufälligen Neigungen. : Es entfteht das Mefen 
der Kabale und Intrigue, kurz das Hofwefen, wie Mon- 
tesquteu nac dem Mufter der fehlechten Monarchie, der 
franzöfifchen feiner Zeit, e3 fo treffend ſchildert. Das Volk 
aber ift ohne das männliche Selbftgefühl und ohne die Er: 
hebung, welche der geficherte Nechtszuftand, die Unabhängig: 
feit und vollends die Zheilnahme an der Herrſchaft ihm ge: 
währen. Es ift, namentlich in den eigentlichen Defpotieen, 
z. B. den oriehtalifchen, ein unthätiger Gehorſam, ein Enech- 
tifcher Geift, in welchem die politische Tugend beſteht, gleich 


. der Gottesfurcht des Heydenthums. In der abſoluten Mo- 


— 


narchie gedeiht denn auch nicht die reiche und productive 
Bildung, die fic) mit den freyern Verfaffungen verbindet. 
Diefe Schattenfeite der abfoluten Monarchie tritt mehr oder 
weniger hervor, je nachdem fie mehr oder weniger ſtrenge 
durchgeführt ift, und je nachdem fie, wie eben unterſchieden 
worden, bloß auf Mangel an Entwidlung oder auf Unter: 
drudung beruht. Es Fann jedoch eine Monarchie auch ohne 
Bolksvertretung, die man jetzt fchlehthin auch abſolut zu 
nennen pflegt, fo ausgebildet feyn, daß diefe Mängel fie nur 
in dem allergeringften Grade treffen, indem fie Unabhängigkeit 
der Rechtspflege, Stufenfolge der Aemter, einen gleihmäßt: 
gen geregelten Gang der Verwaltung, Selbftftändigfeit der 
Gemeinden, einen in Sitte und Gebrauch befeſtigten Geift 
der Gerechtigkeit und Humanität bey der Negierung, volle 
geiftige Entwicklung und entfchiedene Gefinnung des Volkes 
befigt, und ihr nichts fehlt alS jene Garantie, welche in der 
Standfchaft liegt. Ein folder Staat kann in der Wirklichkeit 
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weit beffer beſtellt ſeyn als felbft ein folcher, der die ſtaͤn— 
difche Berfaffung in ihrer beften Geftalt beſitzt. Dem Prin- 
cipe nach aber gehört doch auch Leistere zur Vollendung. Ob 
in der beftimmten Zeit, in dem beftimmten Staate der 
Schritt hierzu zu thun fey, das entjcheiden die Umſtaͤnde. 
So wird Preußen, welches jeht gewiß zu den vortrefflichften 
Staaten gehört, und namentlich durch feine geregelte Ver: 
waltung eine nicht minder werthwolle Bürgfchaft gewährt als 
andere durch die gefehlich beftimmte WVerfaffung, die Ausbil 
dung einer wahren Volksvertretung im deutfchen Sinne nicht 
für immer: abwehren dürfen; wenn gleich durchaus nicht ge 
tadelt werden kann, daß es ihre Einführung fo lange ver: 
ſchiebt, bis die demokratiſchen Bewegungen des Weftens, welche 
bis jetzt noch ein flarkes Gegengewicht an Staaten von bloß 
monarchiſcher Gewalt bedürfen, ficher gedämmt feyn werden, 
und bis fich, Die Wege deutlich zeigen, fie einzuführen ohne 
Gefährdung‘ für die Principten, Einrichtungen und’ Regie: 
rungsfitte, welche bis jeßt das Gluͤck und die Würde des 
preußifchen: Staates bilden. — 


Die,Nepublif befteht umgekehrt in der ausfchließlichen 
Herrfchaft des Volkes. Ihrem ächten Begriffe nach ift fie 
die Herrfchaft des wirklichen Volkes, des gegliederten Gan— 
zen, fie ift die Herrfchaft der Stände. Es haben die Bür- 
ger ihr Stimmrecht nicht als ununterfchiedene Maffe fondern 
in beftimmten Eintheilungen nach Ständen und Gefchlechtern, 
felbft in der Demokratie, fo lange fie nicht jenes Aeußerfte 
erreicht. Kommt es aber dazu, fo ift es Feine ächte Repu— 
blik und überhaupt Feine irgend gefunde Staatöverfaffung 
mehr, und fie kann auch nicht den Beftand haben, der fonft 
bey einer Nepublif, wenn auch in geringerem Grade als 


504 IV, Buch. Das öffentliche Recht. 1. Theil. Der Staat. 


beym Königthum, immer möglich ift. Auf der heutigen Ge- 
danken der Volksfouveränetät, daß der Staat für die Rechte 
der einzelnen Bürger da fey, und deßhalb auch won ihrem 
Willen ald einzelner und gleicher abhänge, kann die Repu- 
blik nicht gebaut feyn, fie feßt den Staat gerabe ald ein ur- 
fprünglich höheres Gemeinwefen (res publica) voraus; 
einen Staat jener Art müßte man eher einen — 
als einen republikaniſchen nennen. 

Die Republik iſt die naturgemaͤße Staatsverfaſſung für 
fouveräne Städte. Die Dertlichkeit und Gemeinde fordern 
gemäß ihren Aufgaben und Intereffen die republifanifche Ein- 
richtung, wie das Land und der Staat gemäß dem ihrigen 
die monarchifche. Denn die Gemeinde hat die georbnete 
Berforgung der gemeinfamen perfünlichen Intereffen, der 
Staat aber die Herftellung einer höhern Ordnung außer und 
über allen perfünlichen Intereffen zur Aufgabe), Wo nun 
eine Gemeinde, eine Stadt fouveran, john zum Staate 
wird, fo tritt die ſtaͤdtiſche Emrichtung paffend und natürlich 
an die Stelle der politifhen. In der Ausbildung, die fie 
hierzu noch bedarf und annimmt, wird fie dann zur republi- 
Fanifchen Staatsverfaffung. Die Republiten entftchen aus 
Städten, namentlich im Altertbum. Da jedoch der Staat 
der Nation angehören foll, und nicht der einzelnen Stadt, 
fo erfcheint auch nirgend eine ifolirte Republik, fondern es ift 
in einer Nation die republifanifche Richtung, dann fondert 
fie fich in einzelne Städte zu Republifen; aber diefe Städte 
haben ein Band unter fich, fie erſcheinen felbft wieder als 
Stände einer größern Republik, wenigftend wird diefe Eini- 

| gung 


) ©, 1. Abtheil. ©. 395. und oben ©. 21 u, 68. 
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gung als ihre Aufgabe von ihnen anerkannt: Es ift mit 
der aͤchteſte republikaniſche Zug Nordamerika's daß es ein 
Foͤderativſtaat einzelner Staaten iſt. Dagegen war es ein 
gaͤnzlich naturwidriger und deswegen auch mißlungener Ver⸗ 
ſuch in Frankreich/ die Republik zur Landesverfaſſung und 
dazu in unmittelbarer centraliſirter Weiſe zu machen. 
Das Volk hat in der Republik, wie dieß in ihrem Be⸗ 
griffe liegt, nicht die Vertretung fonderm die urſpruͤngliche 
Herrſchaft, die Souveraͤnetaͤt. Das Necht zu herrfchen aber 
kann nicht, wie das Recht Schuß und Vertretung zu ge⸗ 
nießen/ durch andere geuͤbt werden, ſondern nur durch den, 
zu deſſen Vortheil es beſteht. Daher iſt in den Republiken 
eine Repraͤſentation, ſondern alle Glieder des Standes neh— 
men Theil an der Ausübung der Souveraͤnetaͤt, indem: fie 
ie bedeutendſten Dinge ſelbſt mit beſchließen, die Beamten 
einſetzen und beauffichtigen; Furz die fouveräne Berfammlurig 
bilden. Primaͤrverſammlungen, welche bloß Abgeordnete, 
und vollends auf indirektem Wege, waͤhlen, find keine ſou- 
veraͤne Volksverſammlung, eine Verfaſſung, die auf ihre 
Souveraͤnetaͤt gebaut wird iſt keine aͤchte Republik. Es iſt 
darum aber auch ſchon faktiſch unmoͤglich, daß eine Republik 
fuͤr ein ganzes Reich als Staatsverfaſſung beſtehe, ſie iſt 
nur in einem kleinen Staate bey lokaler naͤchſter Verbun⸗ 
denheit ausfuͤhrbar. 
Die Unterfchtede, die bey der ausgebildeten BERN 
ſich in Der Vertretung finden,» weil das Volk in ihr das 
Gehorchende und Bertretene iſt, müßen bier, wo es das 
Selbſtherrſchende iſt, in der. Souveraͤnetaͤt felbft und der 
Bheilnahme an ihr ſich zeigen. Wie dort der Stand 
welcher Träger der Nationaleinheit iſt, zuerft allein die Stand: - 
ſchaft bildet) und! dann erſt die andern Stande ſich zur Ver⸗ 
Stahl, Rechtsphil. II. 2. 20 


306 IV. Bud. Das öffentliche Recht. 1. Theil. ‚Der Staat. 


fretung emporbilden und zwar in werfehiedenem Verhaͤltniß 
nach Lebensberuf und Vermögen: und im verjchiedener Zus 
ſammenſetzung, alſo ift in der Republik die Herrſchaft zuerft 
des Adels ausfchließend, und geht im ihrer Entwicklung fort 
zur Theilnahme aller Stände san der Souveraͤnetaͤt in ver 
fchiedener Weiſe, es entſtehen dann die Unterſchiede von 
Ariſtokratie, Demokratie, Timokratie, die Unterſchiede der 
comitta euriata, tributa, centuriata wow 7 ı 

Sndem das Volk herrſcht, herrſcht die Vielheit. Es iſt 
aber das allgemeine Geſetz des Daſeyns, daß nur die Einheit 
über das Viele herrſche?). Nun wird zwar eine kuͤnſtliche 
Einheit hergeſtellt durch die Abſtimmung; allein ſie kann die 
natuͤrliche lebendige des Königs nicht erſetzen. Die Hand— 
lungen oder vielmehr die Ergebniſſe der Abſtimmung find 
nicht aufeinander, berechnet wie die. des Königs, das Volk 
befchließt Krieg, Buͤndniß, waͤhlt Feldherrn, aber die ihre 
Stimme für den Krieg geben, wiſſen dabey noch nicht, 
welches das Reſultat der Feldherrenwahl oder. den Abflim- 
mung über das Bündniß feyn werde. Die Volksverſamm⸗ 
(ung ift deshalb auch nicht vermoͤgend, ihre Souperanetät 
vollftändig zu üben, fie bedarf dersMagiftraturen „idie, nicht 
bloß Beamte find wie in der Monarchie, fondern bis zuge 
wiffem Grade felbft Träger der Souveränetät ,  Nepräfen- 
tanten des Staated. Es Fann die Republik demnach gar 
nicht beftehen ohne Surrogate, der Füniglichen Gewalt, diefe 
werden um fo dringender und in fo viel höheren, Grade 


») Die ältern Schriftfteller über Politik (17. Jahrh.) begrün- 
den den Vorzug der Eöniglihen Gewalt vor der Republik 
gewöhnlich durch das Vorbild der göttlichen Herrſchaft und 
die Parallelen in der Ratur (Bienen, Vögel) — 
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noͤthig/ als die Lagen und Aufgaben fchwieriger: und bedeu- 
tender werden — die Diktatur Der Mangel: der natürs 
lichen: Einheit: macht ſich aber fühlbar ſowohl auswärtigen 
Staaten gegenüber, welchen: in’ der Regel eine ſtets wech— 
ſelnde Berfammlung nicht die Zuverlaͤßigkeit gewaͤhrt und 
das! Vertrauen einfloͤßt wie ein Monarch, als noch mehr für 
den innern Beſtand des Staates, indem die Staͤnde, welche 
in der Monarchie Burchudierhöhere Macht des Koͤnigthums 
in Maaß und Schranke gehalten werden, num seinen unaus— 
geſetzten Kampf gegeneinander um die Obergewalt fuͤhren, 
zuerſt der Adel die andern Staͤnde auszufchließen, dann dieſe 
fi) den Adel gleich zumachen, alfo den Adel: als folchen 
aufzuheben‘, trachten, ein Kampf, in welchem großentheils 
das Leben und die, Gefchichte der Republiken, insbefondere 
des Alterthums, befteht, und deffen Ausgang, da er ein 
zum Leben des Staates nothiwendiges Glied toͤdtet, der 
Untergang oder Verfall der Republik zu feyn pflegt.  Par- 
theykampf,' Bürgerkrieg, zuletst Auflöfung der Ordnung 
gelten von jeher als die fürchterlichen Uebel der Republift). 
Darum und-wegen des natürlichen Zriebes der Staaten zur 
' Monarchie,üherrfcht bey den: hervorragenden Menfchen in der 
Republik ein Bewußtſeyn, daß fie und nicht die unvermoͤ— 
gende Maſſe zur Herrfchaft berufen feyen, und die Verſu— 
chung nach’ höherer als geſetzlicher Gewalt zu ftreben, bey 
den Stärkften und in günftigen Zeiten nach der Föniglichen 
Herrſchaft felbft durch offene Gewalt, außerdem nach einer, 


) Diefe theilt denn auch die Wahlmonarchie, weil fie in der 
That mehr Republik als Monarchie ift. Die geiftlichen 

Wahlreiche Eommen natürlich hier nicht in Betradyt, fons 
dern ſtehen unter gang eigenthuͤmlichem Geſichtspunkte. 


20* 
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wenn auch nicht rechtlich doch thatfüchlich, unumfchrankten 
Macht durch Gängelung des Bolfes, hierzu wird den Lau: 
nen und: Leidenfchaften des Volkes gefchmeichelt, es tritt die 
Demagogie hier an die Stelle, welche in. der Monarchie die 
Hofintrigue einnimmt. Auf der andern Seite herrſcht im 
Volke das Bewußtfeyn dieſer nahen Verſuchung und der 
Leichtigfeit die Verfaſſung umzuflurzen, es iſt in den Nepu: 
blifen die Angſt vor dem Koͤnigthum als einem mächtigern, 
dem fie fehwer gewachfen ft, wenn es fich in ihr erheben 
will, Daher. die Eiferfucht gegen jeden Hervorragenden — 
der Dftracismus. 

Die bürgerliche Freiheit ift hier weniger gefichert als in 
der Repräfentatiomonarchie. Denn indem das Drgan der 
Vertretung bier die Herrfchaft felbft erhält, ſo fehlties an 
einer Macht der Verfretung. Der Einzelne iſt der fouvera- 
nen Mehrheit ohne Schuß Preis gegeben, wenn fie für wahre 
oder vermeintliche Gemeinzwede, oder ſchlimmer noch wenn 
fie als herrfchende Parthey, feine Nechte und fein Wohl ver: 
nichtet. Die Ariftofratie hat noch eine größere Verwandt— 
Schaft mit der Monarchie, weil in ihr noch ein Unterfchied 
zwischen Herrfchenden und Gehorchenden ift. Sie befit da— 
her die Moglichkeit der Vertretung — das römifche Tre 
bunat, dieſes Fundament der Volkäfreiheit in den beften 
Zeiten Noms. Nur daß dieſe Vertretung einer vorubergee 
henden Periode angehört. Denn anfänglich duldet a 
ftofratie fie nicht, und fpäter verliert fie ihre Bedeutung, 
weil nach dem natürlichen Gange der Republik das Volk 
zuleßt die oberfte Gewalt an fich reißt, wo dann diefe Haͤup— 
ter defjelben aus Schügern und Vertretern des Volkes zu 
Demagogen werden. | 

Die Republik ift Feineswegs die am meiften entfprechende 
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‚Form für das chriſtliche Leben. Schon die fiefe Aufregung, 
der Kampf der Partheyen, die Verſuchung zur Herrſchſucht 
und die Eiferſucht gegen dieſelbe find ihm nicht förderlich. 
Es fehlt aber in ihrer Einrichtung felbft mit der perfönlichen 
angeborenen "Herrfchaft auch die Offenbarung und ftete Er- 
probung der Demuth, der Pietät, der perfönlichen Hingebung. 
"Der knechtiſche Geiſt ift aus ihr verbannt, aber fie erweckt 
und beguͤnſtigt nicht den findlichen Geift, fondern einen folgen, 
‚der ſich felbft genug iſt, und. ſich gegen die Unterordnung 
fträubtim Die Republik iſt der Boden für die floifche Tugend 
wie die Defpotie für- die der alten orientalifchen Religionen. 
Die Ientfprechendfte und fürderlichfte Form für das chriftliche 
Leben aber iſt die zum geſetzlichen Zuftande und zur Vertre- 
des Volkes ausgebildete Monarchie, 

Die Republik hat aber vor. der abfohtten Monarchie die 
— und Gliederung des Staates voraus. 
Sie gewaͤhrt das Bewußtſeyn der Selbſtſtaͤndigkeit, fie er— 
weckt jenen Geiſt der Ordnung, der das Geſetz uͤber ſich und 
in ſich als eine unvermeidliche Nothwendigkeit erkennt, daher 
die ſtrenge unausbleibliche Erfuͤllung des Geſetzes und die 
willige ſelbſtentaͤußernde Hingebung unter daffelbe*), fie er— 
hebt zu freyer ſchoͤpferiſcher Thaͤtigkeit und zu großer begei- 
fterter Vaterlandsliebe. Diefe Vorzüge beſitzt fie in noch hoͤ— 
herem Grade als die Nepräfentatiomonarchie. Daher koͤmmt 
die Bewunderung aller Zeiten für die glänzenden Perioden 
der griechtfchen Nepublifen und Noms, die man aber freylic) 
nicht bloß der republifanifchen Verfaſſung, fondern auch der 


*) Dieß iftes, was Montesquieu als „„Zugend’’ bezeichnet, 
die er für die Triebfeder der republifanifchen Verfaffung 
erklärt; 
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Sinnesweiſe diefer Voͤlker, bey den Roͤmern insbeſondere 
ihrer Religioſitaͤt, zuſchreiben muß.In neuer Zeit hat die 
Republik noch mehr die Begeiſterung erregt, wegen ihrer, 
wiewohl im Grunde nur ſcheinbaren, Uebereinſtimmung mit 
der herrſchenden philoſophiſchen Lehre uͤber den Staat. 

Es iſt alſo nach allem dieſem die Republik keineswegs 
die vollkommenſte Verfaſſung, das Ideal des Staates, wie 
ſo viele annehmen, die, wenn ſie nur ausfuͤhrbar waͤre, 
überall beſtehen ſollte. Aber fie iſt wie jede Berfaffung,eine 
rechtliche Ordnung des Staates: und befißt allerdings Bor: 
zuge von ganz eigenthümlicher Art. Sie muß daher immer 
als eine rechtmaͤßige Verfaffung gelten, wonfie michtsdurch 
Umfturz des legitimen angeftammten Koͤnigthums entſtand, 
und muß auch als eine treffliche Verfaſſung gelten wo ſie, was 
jedoch der ſeltnere Fall iſt, den Verhaͤltniſſen angemeſſen iſt. 
Sie iſt aber den Verhaͤltniſſen angemeſſen für) Voͤlkerdie 
ohne Centralpunkt in unabhaͤngige Städte oder Provinzen 
. getheilt find, insbeſondere wenn ſie vorzüglich Handel trei⸗ 
bend ſind, wo dann ſowohl die ſtetige erbliche Vorherrſchaft 
des Grundbeſitzes alſo der eigentliche Adel als Unterlage 
der Monarchie fehlt, als auch die Bevoͤlkerung einer freyern 
ungehinderten Thaͤtigkeit bedarf, welche ſie ſelbſtherrſchend 
mehr als unter einem Oberherrn zu behaupten vermag." Am 
beften gedeiht die Nepublif in Städten eines groͤßern monar- 
chifchen Neiches, unter deſſen Schuße: fie dann zugleich die 
republifanifche Freiheit der Bewegung und die monarchifche 
Garantie der Ordnung und Gtetigkeit genießen. — Zu je⸗ 
nen glänzenden Thaten der Griechen und Roͤmer iſt zwar 
die Gegenwart nicht mehr berufen, ſie kehren, wie der No: _ 
merfinn felbft, nicht wieder, der chriftliche. Sinn kann und 
fol fie nicht erzeugen; aber den Geiſt der Gefeßlichkeit, die 
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Belebung: des Gemeinſinnes und der energifchen Unterneh: 
mung kann die Republik auch heute - da, wo * am 
Orte iſt, in Zn Ber — dba Mont 
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* Hgg ai Gesraus der Staatsiehre für die Era Slauen. —Beſon⸗ 
mer 8 dere Hin ſicht auf Dentſchland. — 


en Die wiſſenſchaftliche Staatslehre kann Feine — 
—— denn alle wirkliche Einrichtung muß ſchlech⸗ 
terdings den beſtimmten individuellen Verhaͤltniſſen, die durch 
allgemeine Principien nicht getroffen werben koͤnnen, und ih— 
vn Beduͤfniß folgen, und darf keinen Schritt thun, den fie 
nicht zugleich. in ihnen angezeigt findet. Sie hat, aber. den 
 Beruf/Rallgemeinen Maßſtab zu geben, und den Beruf, von 
verkehrten Bornahmen, snamentlich folchen, die ſelbſt nur auf 
rigen Neflerion und Theorie beruhen, abzuhalten. Durch die 
wiſſenſchaftliche Entwidlung der Verfaffung aus dem Wefen 
des Staates deren Reſultat fich nicht anders denn für die 
vollendete Darjtellung defjelben ausgeben kann, wird daher 
keineswegs den beſtehenden Verfaffungen zu nahe getreten; 
aber es wird ein gemeimfamer Mittelpunkt für fie gegeben, 
eine Richtſchnur, daß die Fortbildung, in der fie doch ftets | 
begriffen find, der Vollendung je nach ihrer eigenthümlichen 
Weiſe entgegengehe, und daß die Elemente vollendeter Ber: 
faffung, die fie enthalten, nicht unbefonnen aus falfchem 
Ideale zerftört werder Es müfjen immerhin abjolute Mo- 
narchieen und Republiken beftehen, es müffen in den erftern 
monarchiſche, ariftofratifche oder demokratiſche Schattirungen 
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fi) finden. Es muß in einem Volke eine größere Ausdeh- 
nung der Aufficht und Lenkung durch den Etaat, in. einem 
andern ein weiterer Naum dev’ individuellen Freiheit. beftehen. 
Nichts davon kann getadelt werden; aber es follen nirgend 
die. vorherrfchenden Elemente und. Richtungen zum Xeußerften 
getrieben, nirgend die ohnedieß fchwachen Glieder, gleich als 
gehörten fie gar nicht zum vernunftigen Staate, vollends zer— 
ftört werden. So möge der Weften nicht auf Unterdrüdung 
des wahren, ächten Koͤnigthums, der Oſten nicht auf: Un: 
terdruͤckung der VBolksvertretung ausgehen. So dürfte, Eng: 
land Feineswegs die Macht des Parlaments aus royaliſtiſchen 
Motiven verkürzen, aber es hat allen Grund, die noch be— 
ftehende Macht des Königs zu befefligen, ftatt Daß fortwaͤh— 
rend fie zu verringern getrachtet wird, es hat allen, Grund, 
die Macht feiner Ariftofratie zu fchonen, und nicht irgend 
einem Beftreben des Augenblides zu Liebe dieſes Bollwerk 
feiner Berfaffung muthwillig ſelbſt einzureißen, es duͤrfte 
immerhin den chriſtlichen Confeſſionen, die wirklich national 
geworden ſind, den Eintritt in die Staatsreligion gewaͤhren; 
aber es duͤrfte nicht Trennung von Staat und Kirche anſtre⸗ 
ben, nicht jeder Sekte ohne Unterſchied aus dem falſchen 
Ideale der Toleranz die politiſchen Rechte zugeſtehen, nicht 
Unterrichtsanſtalten von erklaͤrter religioͤſer Indifſerenz ein: 
führen. So müßte in Frankreich, ohne Daß es die gewaltſam 
herbeigeführten Zuftände eben fo gewaltfam wieder aufhöbe, 
dennoch eine ganz andere Geſtalt der Dinge, hervorgehen, 
wenn man die perfönlichen Autoritäten, die Eonfolidirten 
Stände, die Stetigfeit, die Pflege der concreten Berhältniffe, 
die chriftliche Gefinnung, ſtatt wie jest Die conſtitutionelle 
Lehre, als Ziel der menschlichen Belhungen und Einrich⸗ 

tungen, erfännte, — 
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In Deutfehland iſt befonders zu warnen vor dem 
fteten Hinbliden auf die Verfaffungen und Zuflände anderer 
Staaten, namentlich ‚Englands, und der Borftellung, als 
fey dort das Biel und Borbild politiſcher Einrichtung und 
politifchen Lebens.  Diefe VBorftellung ift ebenfo unrichtig als 
verberblich. Denn führt fie auch nicht immer zur Nachahs 
mung und Uebertragung des Fremden auf unfere Zuftände, 
die nicht: anders als unfruchtbar und zerftürend ausfalen 
kann, ſo bewirkt fie doch immer ein herunterfiimmendes Ges 
fühl der Nefignation in diefelben, als vertrügen fie eben nicht 
jene Höhe und Vollendung, und hemmt dadurch ſowohl Sinn 
und Berftändnig als Die Liebe für unfere eigenthümlichen 
Elemente und die freue eifrige Pflege derſelben. Es fol 
nichti das Zreffliche und die eigenthuͤmliche Größe anderer 
Völker und ihrer Einrichtungen verfannt, oder gewänfcht 
werden, daß ſie ſich nach unſerem Muſter richten, auch iſt 
Uebertragung einzelner Einrichtungen nicht ausgeſchloſſen, 
wenn ſie ſich an ſich als bewaͤhrt zeigen, und wenn und in 
ſoweit ſie in das Ganze unſerer Verfaſſung paſſen. Allein 
es iſt hier gezeigt worden, daß in vielen und den weſentlichſten 
Beziehungen die deutſchen Verfaſſungen viel naturgemaͤßere 
und ſittlich tiefere Grundlagen haben als die jener bewun— 
derten Staaten. 

Sollen wir Frankreich als Vorbild betrachten, in 
welchem ſich gar kein ſittlich geheiligtes Element der Verfaſ— 
ſung mehr findet, daher auch keine andere Stuͤtze als der 
materielle Reichthum des Mittelſtandes und die Sorge, den— 
ſelben zu verliren? Oder Nordamerika, wo zwar eine 
erfreuliche Unabhaͤngigkeit der einzelnen Menſchen beſteht, 
Daher aber auch die negative Macht des Staates — das 
Geſetz — zur pofitiven gemacht ift, wo das negative Biel, 
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daß einer den anderen nicht verleße, den ganzen Staat er: 
fchöpft, und die pofitive Lenfung und Führung zu den wahr: 
haftigen Zielen. (ich ſpreche nicht von Förderung; materieller 
Sntereffen) in der Verfaffung fehlt, ebenſo wie im Leben 
des Volkes fich nirgend eine bedeutende Erfcheinung: der Wif: 
fenfchaft und Kunft, nirgend ein: geftaltendes Princip der 
Kirche findet? England ft allerdings ein Prachtwerk der 
Berfaffung, wie auch die englifche Nation an Ernft, an _ 
Reichthum der Thaten und fchöpferifcher Kraft in allen! Ge— 
bieten des Lebens und inSbefondere an wahrer Männlichkeit 
hervorragt. Aber die englifche Größe beruht auf Urſachen, 
die nicht nachahmlich find, auf diefem Naturell, als einem 
Vorzuge der Individualität, welcher von einer andern aufge 
wogen aber nicht angeeignet werden Fann —nauf der Macht 
und Bedeutung in Europa und den andern Welttheilen — 
auf: der hiftorifchen Begruͤndung ſeiner Inſtitutionen And fei- 
ner politifchen Sitten, wie fie durch Sahrhunderte: fich feſt— 
gefeßt haben, der Erhaltung des Mittelalters in der &egen- 
wart — auf einer eigenthuͤmlichen Miſchung des politiſchen 
und ftandifchen Elementes (daß die Pairs das oberſte Ge- 
richt, Grundherren und ſtaͤdtiſche Notabilitaͤten die Exeku— 
toren der Regierungsgewalt ſind), die, ſelbſt dort! einen Son— 
derung und Entfaltung, mehr und mehr Platz machen wird 
— auf Unverbruͤchlichkeit der perſoͤnlichen Freiheit in ihrer 
Sphaͤre und der erworbenen Rechte, die gerade die Liberalen 
am wenigſten zum Muſter nehmen, — auf der noch beſte— 
henden kirchlichen Zucht, die man gleichfalls verſchmaͤht. 
Allein die ſo hohe Gewalt des Parlamentes, dieſer republi— 
kaniſche Charakter der Verfaſſung, wie er, von Anfang an 
in England begruͤndet, durch ſeine eigenthuͤmlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe unterſtuͤtzt wurde, und der am meiſten bewundert zu 
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werben "pflegt, verleiht zwar immer einen hohen Glanz und 
Würde, und gehört mit zum ganzen englifchen Wefen und 
zur senglifchen Groͤße, iſt aber: Feineswegs an'fih und über: 
haupt etwas Vortreffliches und Mufterhaftes fuͤr andere Na- 
tionen? und hat ſelbſt für England Nachtheile und’Gefahren, 
die er wielleicht in der Zukunft wiel gewaltiger zu Tage för- 
dern wird Mnachdem mit der Neformbill England aus der 
Ariſtokratie rin die Demokratie übergegangen ift. "Denn nur 
deshalb» kann man über die an fich höchft gegründete Reform 
"Bedenken tragen, weil die übergroße Macht des Parlamentes 
einer, wenn gleich am fich nicht natürlichen, Unterſtuͤtzung 
‚der Ariftofratie zu bedürfen fcheint, um nicht immer mehr der 
Herrſchaft der großen Maffe den Zugang zu öffnen, und 
zuletzt in den Zuſtand/ wie er jeßt in Frankreich befteht, 
uͤberzugehen. 

Dagegen hat Deutſchland Elemente von ſo tiefer 
Bedeutung daß es keinen Grund hat, irgend einen Tauſch 
zu wuͤnſchen Deutſchland hat noch ein ehrwuͤrdiges hochge⸗ 
haltenes Koͤnigthum mit dem Gedanken vaͤterlicher Regierung 
—hiſtoriſch hochſtehende Geſchlechter, insbeſondere die Stan- 
desherren, faͤhig eine eben’ ſo natürliche als mächtige Arifto- 
kratie zu bilden einen geachteten Beamtenſtand von wiſ⸗ 
ſenſchaftlicher Bildung und eine Beamtenehre, in deren Er— 
haltung vorzuͤglich die Garantie der Gerechtigkeit, ſohin auch 
der wahren Freiheit beſteht ⸗ einen wohlhabenden Gewerbs— 
ſtand ſtatt der großen Fabrikanten, nicht fo geeignet, parla- 
mentarifche Größen und Unabhängigkeiten zu liefern, deſto 
mehr einen! Buftand politifchen Friedens, mäßiger Sitte und 
häuslicher Ehrbarkeit in der großen Bevölkerung zu begründen. 
In dem deutſchen Sinne aber ift eine gewiffe Demuth, die 
gerne ein Höheres uͤber fich walten Laßt, die um ihres Selbft, 
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ihrer Ehre, Mürde, Freiheit willen nicht leicht große Energie 
entwickelt, während ihr Kraft und rucfichtslofe Freimuͤthigkeit 
nicht fehlt, wo es einem Berufe und einer höhern Sache 
gilt, ein Sinn, den wohl die Menge immer gering fchägen 
wird, der aber am chriftlichen Maß gemeſſen gewiß Feine 
Unehre iſt. Auf ihm beruht mit der Charakter deutfcher Ein- 
richtungen: jene Achtung und Pietät gegen die perfünlichen 
Autoritäten (König, Beamte), Die willige Ertragung einer 
höheren Aufficht in gewerblichen wie in fittlichen Dingen, das 
Borherrfchen des Nichteramtes in der Nechtspflege vor dem 
des Anwaltes, die Unterfuchungsmarime in der Strafrechts: 
pflege, die Unmöglichkeit, Daß Advofaten, die nur fubjektives 
Necht, und Sournaliften, die nur fubjektive Meinung ver: 
treten, je zu folhem Anfehen gelangen. — Diefe Elemente 
verdienen Anerkennung und Pflege. Die große Umgeftaltung 
der Volfövertrefung, die von England ausging, muß fi 
allerdings Deutfchland dem Principe nad) aneignen, denn 
dem Principe nad), wenn es rein ohne die Beymifchung der 
neuern falſchen Lehren erkannt wird, iſt ſie wahr und eine 
der nothwendigen Anforderungen des Zeitalters, und es war 
hierin England auserſehen, die neue Epoche fuͤr Europa zu 
begruͤnden. Allein es iſt auch nur dieſer Grundgedanke, nicht 
die ſaͤmtliche Einrichtung, was aufgenommen werden mußte. 
Vielmehr hat Deutſchland den Beruf, die Volksvertretung 
in dieſem Charakter nach eigner deutſcher Aneignung auszu— 
bilden. Daß eine ſolche moͤglich iſt, daß die deutſche Ver— 
faſſung ſie vielleicht in tieferer wahrerer, wenn auch minder 
impoſanter, Weiſe biethet, als ſelbſt die engliſche, das eben 
glaube ich in dem Fruͤhern nachgewieſen zu haben. — 
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Bierter Abfchnitt, 
Die Berwaltung des Staates. 


Erſtes Kapitel. 
De ee 


Weſen des Heeres. — Stellung und Ehre des Kriegerftandes,. — Stehendes 
Heer und allgemeine Landesbewaffnung. — Militärpflichtigfeit. — Ver— 
hältniß des Heeres zum König und zur Verfaſſung. — 


Das Militär ift die außere Macht, durch welche der 
Staat gegen feine Untertanen und gegen fremde Staaten 
‚feine Herrfchaft behauptet. Sole Macht muß der Staat 

- / offenbarenz denn fie iſt eine Seite des Reiches, ja die erfte, 
das iſt allen worausgehende, Seite, da auf ihr alle Herrfchaft 
beruht. "Die Staaten beginnen daher zuerft damit, kriege— 
rifche Macht zu bilden, und die Kriegsmacht ift der unges 
bildeten Borftellung das Erſte und Wefentlichfle, was fie bey 
Betrachtung eines Volkes und Staates ins Auge faßt. — 
Die Macht muß die der Menfchen felbft feyn, welche die 
Anftalt des Staates bilden; denn das Vermögen wohl ift 
ein Stoff außer feinem Beliker, die Macht aber muß ihm 
felbft innwohnen. Die Macht des Staates befteht daher im 
der Vereinigung feiner Unterthanen, ihrer phyſiſchen Kräfte 
als Einzelner, zu einer Totalmacht, die als Ganzes gebraucht 
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wird, und als Ganzes Kräfte ganz neuer Art —* — 
das Heer. 

Wenn der buͤrgerliche Verband des Staates ein orga⸗ 
niſcher tft, in welchem jedem Gliede (Gemeinde, Genoſſen— 
ſchaft, einzelnen Menſchen) ſein eigenthuͤmliches in ihm ent⸗ 
ſpringendes und durch ihn beſtimmtes Leben zukoͤmmt, ſo iſt 
der militaͤriſche Verband ein mechanifcherz denn es iſt hier 
bloß um die Wirkung des Ganzen nach außen zu thun, es 
fommen daher alle Theile bloß nad) dem in. Betracht, was 
fie hierfür ausrichten. Aus diefem Grunde gilt hier willen’ 
lofe Beherrfehung, daß Einem Impuls alle gehorchen‘, me: 
chanifch ficheres Eingreifen, unbedingte Subordination: 

Der Kriegerftand dient alfo der Macht, und: unterfchei: 
det fich dadurch wefentlich vom: Beamtenftand ‚welcher der 
Intelligenz dient, felbft in feinen Obern. Denn die Einſicht, 
die zur Anführung des Heeres gehört, ift nicht die Einficht 
des Staates, dieſer fittlichen Anftalt,  fondern die technische 
in aͤußere Kräfte und Wirkungen. Im der »politifchen: Ges 
finnung aber, in der Pflicht und Thaͤtigkeit fuͤr das Ge 
meinwefen und bey den Obern in der Gewalt, die ſie fuͤr 
daffelbe führen, find fie gleichartig. Danach haben fie denn 
auch eine verfchiedene Ehre. Die des Beamten beſteht darin, 
daß er mit Träger der fittlichen Gefinnung und der Sntel- 
ligenz ift, die den Staat ordnet und lenkt, die des Kriegers 
darin, daß er Träger der Macht ift, die fich alles unterwirft. 
Diefes ift eine eigenthümliche Ehre und verfchafft dem Krieger 
die natürliche Achtung "und Ehrfurcht, die der Menſch vor 
aller Macht hat. Der Muth und Zodestroß ift es nicht 
allein, was diefe Ehrfurcht wirft, diefe zeigt z. B. auch der 
Arzt, : der. Geiftliche bey anſteckenden Krankheiten, fondern 
die hauptfächliche und fpecififche Quelle derfelben: ift die Ta— 
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pferfeit, die Kraft auszurichten und andere zu bewältigen, 
" Gegenftand der Furcht zu feyn. Der unvermögende wenn 
gleiche furchtlofe Krieger “wird nicht gefeyert. Doch müffen 
Todestrotz und Tapferkeit, follen fie nicht bloß Furcht, fondern 
die fittliche Ehrfurcht erweden, im Dienfte der von Gott auto= 
rifirten Anſtalt ftehen. Das unterfcheidet den Helden von 
Demi verwegenen Räuber, dem Duellanten u. dgl.*). Im 
Helden offenbart fich jener göttliche Zug eigner innwohnender 
Allgewalt;, die Herr ift. über die Menfchen, und ihres Ge: 
brauches: für Gerechtigkeit, Erhaltung feiner Ordnung und 
das Wohl; der Menfchen. — . Der König fol darum, foweit 
es ſeine natuͤrliche Anlage zuläßt, auch Krieger feyn. Als 
Neprafentanten des Staates fol die Macht ihm, gleich dem 
Staate, nicht außerlich gehören, fondern felbft innwohnen, 
under ſoll die Ehre des Kriegerftandes nicht entbehren. 

Alle Macht ift Angriff und Widerftand, fo muß auch das 
Heer ſich theilen in die Macht. des Angriffes, das ftehende 
Heer, und die Macht des Miderftandes, die Landwehr, 
Jenes bilden befonders dazu beftimmte Maffen (die indem 
Alter voller Nüftigkeit und: doch noch nicht in Familienbanden 
ſtehen) dieſe aber. das ganze waffenfähige Wolf nach be: 
flimmter Ordnung des Nachrüdens. So bewirft es fchon 
die Natur, wenn der Feind ins Land dringt, fo ergreift 
alles die Waffen, was die Natur orönungslos wirft, das hat 
die Intelligenz mit Bewußtfeyn geordnet einzurichten. Die 
geordnete allgemeine Landesbewaffnung befteht aber darin, 
daß jeder, wes Standes er ſey (Geiftliche natürlich ausge: 


°*) Man muß es an Hegel chren, daß er der falfchen unfitt= 
lichen Beitrichtung ‚die den Räuber feyert gleich dem: vel⸗ 
den, entſchieden entgegentrat. — 
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nommen), durch das Heer gehe, wenn auch nur auf kurze 
Zeit, dann zu feinem Friedensgeſchaͤft zurücdgekehrt, einer 
beſtimmten Heeresabtheilung zugewiefen ſey, in welcher er 
aufgerufen wird, wie die Noth es erfordert, und feine Orb: 
nung an die Reihe koͤmmt. Es iſt dieß erforderlich zum 
fihern Schuße, zur Steigerung der Macht des Staates, 
indem nur hierin eine vollftandige Entwiclung und Offen: 
barung feiner militärischen Kräfte liegt, fodann aber auch 
für das Volk, daß es den EFriegeriichen Charakter und jene 
männliche Ehre defjelben behalte, und alle Maͤnner, nicht 
eine Leine befondere Schaar', an diefer Ehre Theil nehmen 
(Sufus Möfer). — Dagegen die Bildung "einer vom 
Heere gefonderten Bürgermiliz (Nationalgarde), nicht 
bloß für augenblictiche und örtliche Noth, fondern als eine 
fiandige und allgemeine Macht des Landes, iſt in Feiner 
Meife anzupreifen. Zweierley Heere im Staate ſtatt eines 
einzigen, das nur verfchtedene Hilfsquellen und: Ordnungen 
hat, find unnatürlich, fie ftören fchon die Einheitsder) öffent: 
lichen Macht, und bahnen damit innerem Kriege den Meg. 
Die Nationalgarde ift aber ihrem Begriffe nach ein Heer 
des Volkes, und daß fie in ihrer Bildung an den Gemeinde: 
verband, namentlich der Städte, fich anfchließt, indem jede 
ihre eigne Heeresabtheilung bildet, daß die Officiere durch die 
Mahl der Gemeinde beftimmt werden, macht fie auch faktiſch 
zu einem Heere des Volkes. Das Heer aber muß der Re— 
gierung ſeyn und nicht des Volkes, nur dadurch ift die Ne: 
Hierung, namentlich der König, der Herrfcher, daß er die 
reelle Macht des Staates, das Heer, beſitzt. Die National- 
garde trübt den bürgerlichen Verband, indem das militärtfche 
Verhaͤltniß nicht ohne. Einfluß auf denſelben bleiben kann, 
durch zu große Obforge für das Militärwefen, Selbftgefällig- 

feit 
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keit bey demſelben, Uebertragung der militärifchen Subordi- 
nationsverhältniffe auf das bürgerliche Leben. Sie gibt dem 
militätifchen Verbande eine falfche Stellung, fie gibt ihm 
den organiſchen Zufammenhang von felbftftändigen Gliedern, 
indem jede Gemeinde hier zu einer eignen in fich gefchloffenen 
moralifch im fich verbundenen Macht wird, ftatt des mecha= 
niſchen, Vin welchem alles auf einen Impuls von oben vor 
fi geht, "Sie bringt endlich dem fichern Gebrauche der 
Macht Gefahr; denn das alfo in fich geordnete und bewaff- 
nete Volk hat die Macht und damit auch leicht die Verſu— 
chung), fich aufzulehnen, in diefer Ordnung und Macht der 
Regierung gegenüber zu treten, fich zu empören. Die Na= 
tionalgarde gehört im Ganzen dem Principe der Volksſou— 
veraͤnetaͤt an, daß denen, die da gehorchen follen, die Macht 
gegeben wird. — — Die Macht des Staates foll ruhen, 
. fo lange fie nicht durch Widerftand aufgefordert iftz aber 
auch in der Ruhe fich aufs Höchfte entwideln. Dieß leiftet 
eben die allgemeine Landesbewaffnung. Seitdem nicht mehr 
Eroberungen das Biel der Staaten find, werden die ftehen- 
den Heere fich mindern müffen, dagegen die allgemeine Lan- 
deöbewaffnung häufiger werden. 

Nach diefem find alle Unterthanen als folche militär- 
pflihtig. Sie werden zu ihrer Pflicht gerufen durch die 
Conſcription, d. i. nach gewiffen Altersordnungen, woben 
jedoch manche Gründe der Entfehuldigung und Bruuͤckſichti— 
gung zu-gelten haben. — Daß die Mititärpflicht fih an 
ein gewiſſes Beſitzthum an gewiſſen ftädtifchen Betrieb knuͤpfe 
als Laſt ahnlich wie die Steuer, ift nicht das Gemäße. 
Denn die Nücficht des öffentlichen Vermögens und Wohl: 
ſtandes, welche für die Beſteuerung das Princip ift, bringt 
die Ausfcheidung nach Maaß und Art des Erwerbjweiges 
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mit fih. Dagegen die Nücficht auf die öffentliche Macht 
fordert in gleicher Weife den Dienft der Waffenfahigen, nur 
die natürliche Eignung für den Waffendienft, Alter, Fami— 
lienftand u. dal. kann von der Bafis der Gleichheit aus einen 
Unterfchied gründen. Wollte man auch, was keineswegs 
zuläßig ift, nach dem Gefichtspunfte des Privatrechtes ur: 
theilen, als feyen Kriegsdienft und Steuern der Preis für 
den Schuß des Staates, fo würde dennoch fich nur für die 
Befteuerung einlinterfchted ergeben, da dem einen nicht eben 
ſoviel Vermögen gefchüst wird ald dem andern, nicht aber 
für den Kriegsdienft, da der Schutz des Lebens "und der 
Perfon allen gleich if. In Wahrheit aber ift die Kriegs: 
vflicht nicht ein folches Aequivalent, fondern das Wefen des 
Staates, daß er nothwendig Macht feyn und auch von die: 
fer Seite das Höchfte leiften muß, bringt ſchon von felbft 
die MWaffenpflicht für jeden Unterthan mit ſich — Daß der 
Staat ftatt feiner Unterthanen Söldner zu Kriegern habe, 
ift unwürdig. Das Volk buͤßt an Achtung ein, das ohne 
Macht oder doch nicht felbft Träger der Macht if. Dann 
fehlt auch hier die lebendige Einheit zwifchen der Heeresmacht 
und dem Staate. Das mächtige Heer hat nicht die Liebe 
zum Staate, Feine Zuverläßigkeit, einem wahren Heere ge- 
gentber nicht die gleiche moraltfche Kraft, der Staat ift nicht 
felbft mächtig, wenn das Heer ihn verläßt, wehrlos. — 
Das Bafallenheer beruht, ftatt auf öffentlicher Pflicht, 
auf Privatpflicht und Privattreue, fo iſt es vom oberften 
Punkte bis herunter (organifch ftatt mechaniſch) fo gegliedert, 
daß die Untern zunächft dem Zwifchenftehenden felbftftändig 
verbunden find. Der oberfte Herr des Heeres hat darum 
feine fichere Gewalt über das Ganze, folgt ihm fein naͤch— 
fter Vaſall nicht, fo tft die ganze untere Kette von diefem 
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aus mit abgefallen, und er hat Feine Macht ihn zu zwingen, 
die Folgeleiftung felbft aber ift nicht unbedingt,  fondern be: 
fchrankt ſich wie alle Privatpflicht auf beſtimmte Gründe und 
ſteht zuleßt in „perfünlichem Ermeffen. So edel, und fchön 
diefe Bande der Lehnstreue waren, jo konnten ſie doch nicht 
die Anforderung eines öffentlichen Heeres erfüllen, die Staa- 
ten waren ‚oft mit allen Friegerifchen Kräften, die ſie befaßen, 
ohnmächtig, weil fie diefelben nicht zu Einer mechaniſch geeinten 
Heeresmacht Sammeln, zu. Einer Gefammtwirfung fügen 
konnten. Das aus Unterthanen mittelft Confeription gebil- 
dete und vom Staate erhaltene (befoldete) „Heer iſt das 
wahre Heer. 

° Die Militärmacht hängt unzertrennlich mit der. Souve- 
raͤnetaͤt zuſammen. Iſt dieſe rechtlich die oberfte alles in fich 
concentrivende Gewalt; fo muß fie es auch thatfüchlich feyn. 
Die Militärmacht muß daher einzig und allein dem Könige 
untergeben, nur ihm zum Gehorfam verpflichtet. feyn, fie 
kann nicht zugleich den Ständen untergeben feyn, da fie 
feinen Antheil an der Souveränetäat haben, fie kann nicht 
dem Gefehe unmittelbar untergeben feyn, da dieſes Feine 
unmittelbare reelle Gewalt im Staate ift, fondern erft durch 
die perfünliche Gewalt, feine Anwendung erhalten kann, ſo 
daß die: unmittelbare Untergebung unter das Geſetz — (wie 
z. B. bey den Richtern) — auch das Recht der eignen An- 
wendung fomit eine vollig felbftftändige Gewalt im Staate 
enthielte, die der höchften phufifchen Gewalt deffelben, dem 
Militär, ertheilt, zu nichts geringerem ald zur Souveränetät 
felbft würde. — Demgemäß hat das Heer dem Souverän den 
Eid der Treue zu leiften, nicht in gleicher oder gar höherer 
Meife dem Gefeke und der Verfaſſung. Ein Eid auf die 
Gefeße des Staates in dem Sinne, in welchem die Staats— 
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Diener einen folchen Eid zu leiften haben, paßt nicht auf das 
Militär. Denn die Staatsdiener leiften ihn nicht, um ge 
feswidrigen Befehlen den Gehorfam zu verweigern, das fteht 
ihnen fo wenig zu ald dem Militar (Minifter und Nichter 
ausgenommen), fondern weil fie ohne allen höhern Befehl 
vielfach die Gefege anzuwenden, und weil fie bey gefeßwidtt- 
gen Befehlen die Pflicht haben, zuerft Gegenvorftellungen 
(Remonfirationen) zu machen; das alles fallt aber beym 
Militär weg, Das niemald weder eine Geſetzanwendung noch 
eine Nemonftration zu feinem Berufe hat. — Wohl tft der 
Berfaffungscd des Militärs angemeffen in der Form oder 
doch in dem Sinne eines Vorbehalte, fich nicht zum Um: 
fturz der Verfaffung gebrauchen zu laſſen. Denn diefe Granze 
des militärtichen Gehorfams ift in einem conffitutionellen 
Staate ohnedies Gewiffenspflicht der Militaͤrs ). Durch 
folhen Eid würde diefe Gewilfenspflicht ausdrudlich aner— 
fannt und inSbefondere die Collifion mit dem Eide der Treue 
Gegen den König gelöfl. Für eine beftimmte Art des Miß- 
brauche Eöniglicher Gewalt zum Umfturze des Staates 
befteht fchon allgemein ein folcher Vorbehalt. Nemlich wenn 
der König das Heer gebrauchen wollte, um das eich‘ felbft 
einem Auswärtigen zu überliefern, fo würde jeder Militär 
nach dem jest üblichen Eide mit gutem Gewiſſen den Ge— 
horfam verweigern, da er nicht bloß dem Könige fondern 
auch dem Baterlande Treue gefhworen. Im Sinne eines 
folchen Borbehaltes und nur in diefem Sinne wäre Daher ein 
Berfaffungseid des Militärs allerdings flatthaft und angemefjen. 
Wo die Eönigliche Gewalt rechtlich ihre Schranke hat, da 
muß fie diefelbe auch thatfächlich haben. Allein jener Ver: 


) Vrgl. oben S. 266 u. 267. 


IV. Abſchn. J. Kap. Das Militär. 325 


fafjungseid des Militärs, wie er in der franzöfifchen Revo— 
lution auffam und jest von den Gonftitutionellen gefordert 
wird, hat einen ganz andern Sinn, als dieſe Salvirung 
des Gewiſſens für den einzelnen Militär. Durch ihn fol 
die Verfaffung unter das Militär ald eine rechtliche Macht 
geſtellt werden, daß es dieſelbe unmittelbar auszulegen und 
anzuwenden, daß es ſie poſitiv zu ſchuͤtzen und gegen den Koͤnig 
geltend zu machen hat. Das Militär wird hier zu. einer felbftflän- 
digen, ja zu einer höhern über den König richtenden, ihn zwin- 
genden Autorität und Gewalt. Diefer Verfaffungseid.ift daher 
fchlechterdingd gegen das monarchifche Prineiv und eine Um— 
kehrung der Staatsoronung. Da nun aber diefe Borftelung 
und Erwartung über den Verfaſſungseid des Militärs die 
herrſchende iſt, fo iſt es den Monarchen nicht zu verargen, 
wenn fie ‚gegenwärtig gar keinen Verfaſſungseid zulaffen. — 

„ Die Befehligung des Heeres, wo ed bereits auf einen 
beſtimmten, Zweck gerichtet iſt, ſteht unter ihren eigenthuͤm⸗ 
lichen (techniſchen) Beduͤrfniſſen und Ruͤckſichten, nicht unter 
ſtaatswiſſenſchaftlichen. In ſoweit aber das Heer auf einen 
beſtimmten Zweck gerichtet werden ſoll, unterliegt die Befeh— 
ligung deſſelben eben den Bedingungen, wie die ganze koͤnig— 
liche Herrſchaft, ſie muß in beſtimmter Stufenfolge geſchehen, 
daß der Koͤnig berathen ſey, und daß er durch verantwort— 
liche Organe ſeinen Willen zur Ausfuͤhrung bringe. Es muß 
alſo ein Miniſter unterzeichnen, wenn das Heer nach außen 
oder wenn es nach innen in Bewegung geſetzt werden ſoll. 
Es muß, wenn eine Truppenabtheilung im Innern gebraucht 
werden ſoll, der competente Civilbeamte, der die Verantwort— 
lichkeit damit auf ſich nimmt, ſie fordern. — 
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Zweites Kapitel, 
Die Finanzen. 

Weſen der Finanzen. — Quellen des Staattvermogens. _ Snäbefondere von 
den Steuern: Prineip derfelben — Arten — Maaßſtab — Gegen den 
Maaßſtab des reinen Einfommens. — 

Die Finanzverwaltung ift die Offenbarung des Vermoͤ⸗ 
gend des Staates, fie befteht darin, daß die Vermögens: 
fräfte, welche der Staat enthält, zum Dafeyn fommen, und 
die Wirfung, zu der fie beftimmt find, hervorbringen. Wer: 
mögen tft Stoff (Materie) und Macht, ihn zu bilden zum 
beftimmten Gegenftande. Das Vermögen iſt daher im Reiche 
des Staates eben das, was im Reiche der Natur das Ele: 
ment, aus welchem alles gemacht, dem alles homogen ift, 
mit welchem darum die organifche Welt erhalten, wie durch 
die mechanifche Kraft beherrfcht wird. Denn das Vermögen 
ift allem im menfchlichen Dafeyn homogen, felbft in die gei- 
fligen Befisthümer und Leiftungen wandelt e3 fi um nach 
feiner bildfamen Natur durch Befoldung von Staatödienern, 
durch Gewinnung von Lehrern und Künftlern, durch Grün- 
dung von Bibliotheken und Snftituten u. dgl. 

Alles Vermögen ift urfprünglic der Nation als unge: 
fondertes, ungebildetes, zum Theil als bloße Möglichkeit des 
beſtimmten Vermoͤgens, es wird erft zum Vermögen der 
gefonderten Einzelnen und erhält in ihrem Befike feine be- 
ſtimmte Geftalt. Das Staatsvermögen ift vaher das National- 
vermögen in feiner Einheit, fo weit es nicht Privatvermögen . 
geworden ift, und es gehören zu ihm: 
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1) Der Grundbefik, der von Anfang an für den oͤf— 

fentlichen Bedarf als Eigenthum des Staates zurücbehalten, 
oder fpäter in diefer Eigenfchaft erworben wurde — die 
Domäne In derfelben Weife anderes öffentliches Befik- 
tyum: Häufer, Inſtitute, Sammlungen, bereit$ gewonnene 
"Gelder u. dgl. Hier iſt der. Staat als juriftiiche Perfon in 
derſelben Weife Subjekt des Vermögens wie jeder Private 
bey dem feinigen, er ift hierin ohne Beziehung zu den Un- 
tertbanen, fleht unter ihnen wie ein Bürger unter den 
andern... - 

2). Die Vermögensquellen, welche die Natur in der 
befondern Weife gewährt, daß fie in großen concentrirten 
Maſſen fuͤr das Beduͤrfniß der audgebreiteten Menge hervor: 
fommen, und fich nicht in kurzer Friſt regelmäßig wieder 
new erzeugen — die Regalien: Bergwerke, Forſten, Fluß 
erzeugniffes Hier fordert der öffentliche Wohlſtand und die 
Erhaltung diefer Quellen für die fünftigen Gefchlechter, daß 
die Gewinnung folcher Erzeugniffe nicht dem Einzelnen über: 
laffen fondern dem Staate zurücbehalten werde*), Auch 
manche Tünftliche Produktion iſt ihrer Natur nach vielleicht 
beffer.‚beftellt in den Händen des Staates als der Einzelnen. — 
Es kann aber der Staat überhaupt nur ſolche Gefchäfte 
treiben, die ein reelle Sntereffe für die Gemeinfchaft haben. 
Gaͤnzlich unfittiih und unwürdig für den Staat ift das 
Lotto. 

3) Die Entgeltung, welche der Staat für die einzelnen 
Leiftungen der öffentlichen Anftalten von den beftunmten Sn: 
dividuen, die fich ihrer bedienen, erhebt — die Gebühren: 
Gerichtöfporteln, Zaren, Stempel u. ſ. w. Daß überhaupt 
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folche erhoben werden, d.i. daß die, welche nach ihrem Ber 
dürfniß-befonderd vom Deffentlichen empfangen, auch beſon— 
ders geben , iſt gewiß angemeſſen, wie weit dieß aber: für 
jedes einzelne. ‚diefer Erträgnifie, ER * ** * 
jedes beſonders unterſucht werden. 
4), Die Moͤglichkeit des a * des 
Vermoͤgensgenuſſes, welche der Staat den Unterthanen ge— 
währt, und dafür die Steuern: von ihnen erhebt. Hieraus 
ergibt fi die Natur und die Art. der) Befteurung der dien 
eine befondere Betrachtung zu widmen. iſt: — nr 
Die Steuern werden nidt für den; Syut 
des Privatvermögens entrichtet, fondern für Die 
Theilnahme am Nationalvermögens __ re 
Es iſt nemlich die Möglichkeit „des —— 
werbs d. i. die Moͤglichkeit allgemeine Vermoͤgenswerthe zu 
erwerben — nicht bloß die Fruͤchte eines Grundſtuckes zu 
genießen, ein Haus zu bewohnen, ſich ſelbſt Kleidung und 
Schuhe. zu machen, ſondern durch fein Grundſtuͤck, ſein Haus, 
feine Arbeiten, die Mittel. (Geld) für Befriedigung „aller 
feiner Bedürfniffe zu erhalten. — ein: Theil des. Nationalvers 
mögens, es hat fie nicht der. Einzelne, nur die Gemeinfchaft 
hat fie und gewährt fie dem Einzelnen, fie ift untheilbares Eigen 
thum der Nation ald eines Ganzen, indem der ‚Einzelne; fie 
vom Ganzen. erhält, muß er ‚Dafür eine Leiſtung an das 
Ganze geben. Dieß find die direkten Stewern Grund—⸗ 
fteuer*), Hauferfteuer, Gewerbfieuer u. |. w.**). Es kehrt 


°) Die Grundfteuer wird. nicht für die Früchte felbft ge— 
geben, fonft wäre fie ein Pachtgeld, fondern fuͤr die) Moͤg⸗ 
lichkeit. der allgemeinen Ernährung; ,. die — in ei⸗ 
nem Volke enthält. — | 

5) Auch die Kopfſteuer oder — —5—— gehört 
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fo ein Theil deffen, was vom allgemeinen Vermögen an das 
Individuum koͤmmt, hier mit feiner Eriftenz und feinem Ber- 
mögen’ fich aſſimilirt und durch feine eigne Kraft und Thaͤtig⸗ 
keit erſt zu beſtimmtem Vermögen wird, wieder’ ins Ganze 
zuruͤck, ähnlich wie in der Natur die organifchen Körper das 
Element in ſich aufnehmen und verarbeiten, nur durch das 
Element find und beftehen, aber aucd dann einen Theil des 
Berarbeiteten an das Element wieder zurüdgeben. Wie das 
Element alle beſondern Körper, fo auch umfängt das Staat3- 
vermögen das Privatvermögen in einer ſteten unausgefekten 
Wechfelwirfung. Es geht aber hieraus auch hervor, daß 
durch die! direkten Steuern nie das werbende Capital des 
Individuums — das was feine eigne Eriftenz und Möglich: 
keit des ſteten nachhaltigen Erwerbs bildet — angegriffen 
werden darf; 

Eben’ fo iſt auch die Möglichkeit des Vermoͤgensge— 
nuſſe s —d.A. durch fein erworbene allgemeine! Vermoͤ— 
gen, durch den Geldeswerth, die befondere Befriedigung zu 
erhalten =="ein Theil des Nationalvermögend. Auch diefe 
gewährt nur die Gemeinfchaft dem Einzelnen, und fie nimmt 
von dieſer Möglichkeit ihren Tribut, aber auch nur als von 
der Möglichkeit, fie befteuert die Genußartifel, fo Lange fie 
noch in der Produktion oder im Umlauf begriffen, noch nicht 
gefonderter Befik des Einzelnen geworden find, wo fie alfo 
wirklich nur bloße Möglichkeit der Anfchaffung find. Die 


hierzu, fie ift nichts andres als die Steuer für die allge— 
meine Erwerbmoͤglichkeit, während die andern nad) den 
beftimmten Grwerbzweigen gegeben werden. Wer im Staate 
lebt, allein oder mit einer Ramilie, bewährt damit, daß 
er fich ernährt, die Möglichkeit der Ernährung aber hat 
er durch) den Staat, 
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find die indireften oder Confumtions=Steuern: 
Wein-, Biertare, Malzauffchlag, Mauth u. ſ. w. Die Be 
zeichnung derfelben als indirekte Steuern ift zwar nicht halt: 
bar in dem Sinne, daß die Steuer hier nicht den Befteuer- 
ten frifft, fondern Durch ihn andere (die Confummenten), 
denn auch bey der direkten Steuer nimmt der Befteuerte, 
wo möglich, feinen Negreß an die Abnehmer; allein fie ift 
doch haltbar in dem Sinne, daß fie von Objekten genommen 
wird, die der Befteuerte nicht für fich behalten will. Für 
die Möglichkeit des Erwerbs zahlt Steuer, der da, wirklich 
erwirbt felbft, der Grundeigenthumer für fein Gut, durch 
das er fich ernährt und das er für fich behalten will, aber 
für die Möglichkeit des Genuffes zahlt nicht der, der genießt, 
unmittelbar, fondern der, welcher die Gegenftände des Ge- 
nuffes gar nicht für ficy behalten will. — 

Diefe beyden Arten der Beſteuerung find naturgemäß 
und rechtmäßig. Unpaffend und ungerecht dagegen iſt die 
Einfommensfteuer d. ti. die Steuer nicht für die Mög- 
lichkeit des Erwerbs, fondern für den wirklichen ‚Erwerb. 
Denn diefer ift Privatvermögen, die Gemeinfchaft gibt ihn 
nicht, fondern jeder erringt ihn felbft durd) eigne Thaͤtigkeit 
und Anftrengung oder eignes Glüd, es ift daher ein Eingriff 
in das innerfte Gebiet der. Privatfreiheit, wenn er beſteuert 
wird. ES heißt dieß, den Staatsbedarf mit dem’ Privatver- 
mögen bezahlen. Wie die produktive That des Individuums 
frey feyn muß, fo auch fein Vermögen, und es darf bie 
Finanz fo wenig ihren Bedarf aus dem Privatvermögen ald 
folchem nehmen, als die Polizey die Privatthätigkeit als folche 
zu lenken und zu beftimmen hat. Wie diefe Einfommens- 
fteuer demnach felbft ein Unrecht, eine Art Gewaltthat if, 
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fo kann fie auch nur durch gewaltthaͤtige Maaßreln bey Er- 
mittlung des reinen Einkommens ausgefuͤhrt werden. 

Aus dem Weſen der Steuern ergibt ſich denn auch der 
Maaßſtab derſelben. Dieſer iſt nicht die Groͤße des wirkli— 
chen Erwerbs des Einzelnen, ſondern das Verhaͤltniß der 
verſchiedenen Moͤglichkeiten des Erwerbes und Genuſſes im 
Staate und die Theilnahme der Einzelnen an ihnen. 

Was die Erwerb⸗ und Genußmoͤglichkeiten ſelbſt betrifft, 
ſo muͤſſen die Erwerbzweige beſteuert werden, je nachdem ſie 
abgeben koͤnnen, das heißt, daß nicht das werbende Capital 
leide, und ſo daß ſie gegenſeitig im rechten Maaße bleiben, 
keiner durch den andern gedruͤckt werde, und dadurch in die 
Gewalt des andern komme, und es muͤſſen die Genußartikel 
beſteuert werden, je nachdem fie es ertragen, d.h: daß doch 
die Möglichkeit fie anzufchaffen den Unterthanen. verbleibe, 
und’ zwar um for leichter, . je nothwendiger und verftändiger 
(je weniger entbehrlich und Iururiös) diefelben find.— So 
darf der Grundbefiß nicht zu hoch befteuert feyn, nicht weil 
dadurch der einzelne Befiker zu viel bezahlt nach feinem 
wirklichen Vermögen, fondern weil der Erwerbzweig 
des Grundbeſitzes entweder an ſich aufgehoben, gedrüdt, 
oder Doch im Berhältniß zu den andern in Nachtheil gefent 
wird, dadurch die Grundbefißer nicht für die Zukunft, 
wie es ihnen gebührt, erwerben Fünnen. Es darf nicht die 
Mauth zu hoch feyn, Damit nicht der Handel, oder nicht zu 
gering, Damit nicht die Induftrie leide. Es muß die Steuer 
für Bier dem Abnehmer weniger fühlbar feyn, fie darf 
fühlbarer feyn für ausländifche Weine, noch mehr für aus: 
ländifche Tücher u. ſ. w. 

Mas aber den Einzelnen betrifft, fo wird er befteuert, 
direkt je nachdem er an der Möglichkeit des Erwerbes, indi- 
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reft je nachdem er an dem wirklichen Genuffe Theil nimmt. 
So wird der Befiser größern oder beffern oder zur Ausfuhr 
gelegnern Landes höher befteuert, weil er eine größere Moͤg— 
lichEeit des Erwerbes hat, gleichviel ob er es gut oder fchlecht 
beftellt, ob er eine beffere oder fchlechtere Aerndte, guten: oder 
ſchlechten Abfas wirkiich gehabt hat. Der Gewerbmann, der 
Kaufmann wird höher befteuert, je nachdem fein Gewerbe 
durch den Drt und die Lage "und die Größe des Etabliffe: 
ment3 größere Möglichkeit des Einfommens biethet, ohne 
Nücfiht darauf, wie viel es ihm. durch feinen Fleiß, feine 
Gefchielichkeit, fen Gluͤck wirklich trägt. So find Pretivfen, 
die jemand. befißt, Feine Erwerbmöglichkeit, daher nicht zu 
befteuern; aber Einführung und Verkauf der Pretiofen, als 
Gegenftände des Genuffes, kann mit Abgaben ‚belegt werden. 
Eben fo wird befteuert, wer ausländifche Weine, Seiden— 
waaren u.f.w. confummitt, nicht aber wer das Geld, durch 
das er das alles koͤnnte, in den Kaften fperrts: ., 

Erft nach diefem, auf dem. Boden des innern ‚Verhälte 
niffes der Sache, Fann als Princip der Billigkeit auch die 
Kücficht auf die Größe des Einfommens, ‚wo, fie fich ohne 
tiefere Eingriffe in die Privatverhältniffe geltend machen läßt, 
in Betracht fommen. Am angemeffenften ift fie fur beftimmte 
Arten der Abgaben, namentlih manche Gemeindeabgaben 
z. B. vor allen die gefeßlichen Armenbeiträge *). Diefe Rüd- 


*) Die Beiträge für die Kirche find von ganz anderer Art 
als die für den Staat, die Kirche gewährt Fein Vermögen, 
nimmt daher, wenn fie Beiträge bezieht, keineswegs wie 
der Staat das Ihrige; fondern diefe Beiträge find Opfer 
aus dem eignen Vermögen der Gläubigen, zu welden fie 
verpflichtet find, hier ift deßhalb eine Quote des Einkom— 
mens am Orte, der Zehnte an Früchten, Vieh u. f. w. 
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ſicht kann auch annähernd wenigftens mit dutch die Conſum— 
tionsſteuern (glänzende Wohnungen, Lurusequipagen) wiewohl 
nicht durchgreifend angeftrebt werden. — Es muß im Grunde 
genommen das Beftreben der Finanz feyn, fchlechteröings 
gar nicht die Individuen zu befteuern, fondern nur von dem 
Nationalvermögen die nöthige Summe vor weg zunehmen, 
bevor es Privatvermögen wird, da dieß aber immer zugleich 
fchon Privatvermögen ift, fo ift e$ eben die Kunft, nur den 
nationalen Beftandtheil des Privatvermögens zu treffen, und 
den privaten als folchen frei zu laffen, was fich daran er- 
probt, daß der Befteuerte felbft die Steuer nicht empfinde, 
fondern: fie im Publikum aufgehe, und daß der öffentliche 
Beftand der Erwerbzweige und Genußmöglichkeit in ſeinem rech- 
ten Maaße verbleibe. Dadurch ift denn von felbft alle Härte 
gegen die Unvermöglichen ausgefchloffen, ohne daß man hier— 
für zur Einkommensſteuer feine Zuflucht zu nehmen brauchte, 

Hierzu iſt aber bey der Ausführung eine tieferdringende 
Beobachtung erforderlich, um zu fehen, wie eine Steuer auf 
die Erwerb und Confumtionsmöglichkeit wirft, "bloß durch 
folgerichtiges Schließen aus einem Principe kann hier ſchlech— 
terdings nichts erkannt werden. Es darf eben daher feheinbar 
ein Erwerbzweig uͤbethoch befteuert werden, wo es fich zeigt, 
daß er in der Lage if, fich wieder an den Abnehmern er— 
holen zu Fonnen ‚umgekehrt kann eine geringe Steuer zu 
hoc) feyn, wenn fie auf dem Befteuerten laſten bleibt, oder 
ihn gar noch in die Lage bringt, feine Erzeugniffe aus Noth 
zu gering loszufchlagen. Ebenſo dürfen die unentbehrlichften 
Genüffe, die der Aermſte beftreiten muß (3.B. Bier), höher 
befteuert werden, wenn fonft die Verhältniffe von der Art 
find, daß die Armen (Zagelöhner, Bauern) im Stande find, 
den Preis ihrer Arbeit oder ihrer Produkte höher zu machen. 
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Man muß immer im Auge haben, daß das Nationalvermd- 
gen bey aller Sonderung doch immer Eine Subftanz bleibt, 
die im fleten Umlauf begriffen ift, in diefer fländigen Thaͤ— 
tigkeit und Wirffamkeit, nicht in dem augenblidlichen Pro: 
dufte, wie es in die Caſſe eines Individuums koͤmmt, muß 
es die Befleuerung würdigen und ergreifen. Es erhellt fo 
auch der unauflösliche Zufammenhang der Finanz mit der 
Nationalökonomie. Diefe fucht die fämmtlichen Erwerb und 
Genußmöglichkeiten zu fordern in ihrem rechten Maafe, jene 
in demfelben Maaße den öffentlichen Bedarf von ihnen zu 
nehmen. 

Gegen allen gefchichtlichen Beftand der Steuern und 
gegen alle Bedingungen der Wirklichkeit und Ausführbarkeit 
ftellt die rationaliftifche Staatslehre die Wermoͤgens- oder 
reine Einfommenöfteuer als die vernunftmäßige auf, 
und verwirft alle andern als ungerecht, inSbefondere die in- 
direkten, man kann diefes die atomiftifche Finanztheotie 
nennen. Wie fie nemlich Bolt und Staat ald Aggregat ein- 
zeiner Menfchen betrachtet, fo auc das Nationalvermögen 
bloß als die Addition der Privatvermögen, die Summe des 
jährlichen Einfommens eines jeden, es fehlt ihr auch nur 
der Begriff des Nationalvermögens als urfprünglicher Einheit, 
als der Vermögenskraft, welche in dem Gemeinleben felbft 
und nur in ihm liegt. Sie geht alfo davon aus, daß der 
Einzelne fein Vermögen unabhängig vom Staate (außer 
ihm ftehend) erwerbe, und nur für den rechtlichen und po— 
lizeylichen Schuß des fo erworbenen die Abgaben zahle, der 
Staat aber wie Feine Eriftenz und Macht fo auch Fein Ver: 
mögen habe, als was ihm die Einzelnen abgeben. Der 
Grund der Steuern ift fonach die Entgeltung für jenen Schuß, 
das ganze VBerhältnig vollftändig eine Dienftmiethe (locatio 
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operarum) zwifchen Staat und Unterthan. Je mehr aber 
einer Vermögen gefchüßt (affefurirt) erhalte, defto mehr muß 
er Zins (Praͤmie) zahlen. Sede Abgabe aber für Erwerb— 
möglichkeit und Genuß, da der Staat fie nicht gewährt, if 
ungerecht, und jene große elementarifche Umfchließung und 
Mechfelbeziehung zwifchen National- und Privatvermögen 
verfchwindet, damit alle Rüdficht auf den Erfolg der Steuern 
für den Fünftigen National» und Privatwohlfiand. — Selbft 
nach diefem ganz unpafjenden privatrechtlichen Geſichtspunkte 
ift die Theorie in fich felbft rechtlich nicht haltbar, da fie 
nad) ihrem Principe gar nicht zu beftimmen vermag, ob die 
Steuern für. und nach der Größe des Vermögens oder des 
reinen Einfommens zu geben — (eine Frage die fih nur 
nach den höhern Gefeßen der Vermoͤgenswirkſamkeit Löft) — 
ob ferner bloß für den Schuß des Vermögens oder auch für 
den der Perfon, und wie dann nach diefen beyden Ruͤckſich— 
ten audzufcheiden, da die erſte ungleiche die letztere gleiche 
Befteuerung fordert‘ Auch von Seite der Billigfeit iſt die 
reine Einfommensfteuer nicht fo gegründet als fie fcheint; 
denn nach Billigkeit müßten auch die Kaften, die jemand mit 
feinem Einkommen zu beftreiten hat (Größe der Familie, 
Standesnöthigungen, Krankheit 2«.), in Betracht Fommen. 
Es ift unmöglich und nicht gebothen, daß die menfchliche 
Einrichtung die Ungleichheiten der göttlichen Zutheilung, 
des Gluͤckes, aufhebe. In der Ausführung aber ftößt diefe 
Theorie auf die in ihrer Natur felbft liegende, darum ganz 
unüberwindliche Hinderniffe, daß das Vermögen und noch 
mehr das Einkommen fich theild nicht ficher theild gar nicht 
ausmitteln laßt — (wie viele Stände koͤnnen mit dem beften 
Willen nicht fagen, wie viel fie im nächften Sahre einnehmen 
werden oder in dem vergangenen oder feit zehn Sahren netto 
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eingenommen haben) — und daß auch nur der Verfuch, e3 
irgend genauer zu ermitteln (und wenn e3 allein der Rechts— 
grund der Steuern ift, fo ift die genaue Ermittlung unab: 
weislich gebothen), zu gewaltthätigen Eingriffen in die Pri- 
vatfreiheit und vielfache Zerftörung des Wohlftandes durch 
Beröffentlihung der Verhaͤltniſſe führt. 

Der Rechtsgrund der Befteuerung und die Pflicht der 
Unterthanen Steuern zu zahlen, Viegt überhaupt in der Ge— 
walt des Staates und der Unterthanenpflicht: Der Staat 
nimmt feiner Natur nach feinen Bedarf aus dert Gemein: 
vermögen, und die Unterthanen müffen ihm hierin wie über: 
haupt gehorchen. Er ift im Nechte, fo wie er nach den An: 
forderungen der öffentlichen Bermögensverwaltung (des Staats⸗ 
und Privatwohlſtandes) handelt, und im Unrechte, wenn 
ihnen entgegen. Die Größe und Art der Steuern kann da- 
her durchaus nicht aus der Steuer- (Beitrags) Pflichtigkeit 
der Unterthanen ermittelt werden, fondern "bloß aus dem 
Weſen und den Anforderungen der Finanzverwaltung, "eben 
fo wie die Polizeygebothe nicht aus der Gehorfamspflicht der 
Unterthanen gefunden werden können, fondern aus den noth- 
wendigen Aufgaben der Polizey, und wie die Einrichfung der 
Gonfeription nicht aus der Militärpflichtigkeit der Unterthanen ge⸗ 
funden werden kann, fondern nach den Anforderungen der Con— 
feription (Zahl, Alter, Nücficht auf Familie) ſich vie Militaͤr⸗ 
pflichtigkeit richtet. Nicht: „was die Unterthanen zu Teiften 
Shuldig, das hat der Staat anzuordnen,” fondern? „was 
der Staat anzuordnen hat, dem müffen die Unterthanen 
gehorchen.” | 


| Drittes 
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‚Drittes Kapitel, 
Die Polizey. 


Weſen der Polizey — Charakter ihrer Tätigkeit. — Die Schranke ihres Be⸗ 
reiches. — Falſcher Begriff der Polizey in der herrſchenden Stantelehre. — 
Die verſchiedenen Zweige der Polizen. — Die Strafgewalt derfelben. — 
Grund, warum die Sorge für die Sicherheit der Polizey, Dagegen die 
freiwillige Gerichtöbarfeit der Juſtiz angehört. — 

- Die Polizey ift die Berforgung des Gemeinwohls. 
Sie hat das Gemeinleben nah allen feinen Beziehungen, 
feinem materiellen und feinen geiftigen, zu erhalten und nach 
feinen Zielen: zu fürden. Sie ift deßhalb die Offenba— 
rung der Weisheit des Staates, denn Weisheit ifl 
bie Macht und Intelligenz, welche die Fülle der manigfachen 
Kräfte zur Entfaltung und in gegenfeitiger Förderung zur 
‚Bollendung bringt. Diefe Thätigfeit des Staates ift noth- 
wendig im feinem Weſen begründet, fo wenig entbehrlich oder 
zufällig ald die Juſtiz. Denn als ein Reich und als eine 
vom Gott verordnete Lenkung der Menfchen, muß er diefe 
Weisheit zur Offenbarung bringen, eben fo fehr als die Ge 
vechtigfeit, und muß die Ziele, welche der menfchlichen Ge: 
meinfchaft und mittelft ihrer den Einzelnen geſetzt find, an- 
fireben. Die Polizey ift deßwegen auch fo frühe in den 
Staaten vorhanden ald die Suftiz (z. B. Sorge für Sitte, 
Erziehung, Religion). — 

Die Polizey ift das reichfte Gebiet der Staatsverwaltung, 
was Ziel und Intereſſe des menfchlichen Dafeyns ift, "gehört 
ihr an, und fift vorzugsweife fein pofitives Streben. Die 

Stahl, Rechtsphil. I. & 92 
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Juſtiz iſt nur erhaltend oder wiederberftellend, und tritt nur 
im Falle der Verletzung ein, die Finanz bat ihre Beſchraͤn— 
fung, fol nicht ins Unendliche gehen, das Militär foll bloß 
die Macht, nicht ohne Noth ihren, Gebrauch enthalten. In 
der Polizey aber befteht die eigentliche ftete politifche Thätigkeit. 
Stete Entfaltung und Förderung und Steigerung iſt ihr 
Charakter, es it ihr Beruf, immer mehr, die gemeinfamen 
Sntereffen in ihr Bereich zu ziehen, fie immer in höherer 
MWeife zu befriedigen. Ihre Thaͤtigkeit iſt dieſer Aufgabe 
gemäß fehöpferifch, und muß defwegen auch frey fym Nur 
Schranken dürfen ihr durch das Gefek gezogen werden, aber 
den Inhalt ihrer Anordnungen und Thaͤtigkeit darf das Ge: 
feß nicht beftimmen, fondern der Geift und die freye Beur— 
theilung ihrer Lenker und Verſorger, welche ‚alle concereten 
Umftände und den Erfolg erwägen Diejenigen verkennen 
ganz und gar die Natur der Polizey, welche auf Polizenge- 
jegbücher, in der Weife der Gefegbucher für die Nechtspfleg 
dringen. — DET ten. 
Nach dem Wefen und der Beflimmung des Staates, 
wie, fie oben erörtert worden *), kann aber nur das Ge⸗ 
nreinleben nicht das des Einzelnen Gegenſtand, inun das 
Gemeinwohl nidt das Wohl des Einzelnen: Aufgabe der. 
Volizey feyn. Das Gemeinleben und Gemeinwohl ift aber 
nicht das Leben und Wohl der fümmtlichen Einzelnen: für 
fih, fondern in ihrer Gemeinfchaft, daher der, Einzelnen 
nur in foweit als fie Glieder der, Gemeinschaft find, nicht 
in foweit fie ein felbfiftändiges individuelles Dafeyn und 
Schickſal, ein felbfiftändiges individuelles Ziel und Streben 
haben. So ift ed Aufgabe der Polizey, daß öffentliche Si- 


*) 
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cherheit beftehe, daß die Nation an Wohlftand und Bildung 
wachfe, Sitte und Ehrbarfeit wahre, Dagegen daß der Ein- 
zelne vorfichtig und gefichert fey (fein Zimmer fliege, nicht 
durch verdächtige Wälder reife), daß er in Wohlſtand fen, 
daß er fich höhere Bildung erwerbe, daß er im Verhältniß zu 
feiner Familie, zu feinen Freunden fittlich fey, das ift feine 
Sache, dazu kann ihn niemand anhalten. Wohl aber muß 
er foweit ſich ſelbſt fichern laffen, als nöthig iſt zur allge 
meinen Sicherheit (Bürgerwachen, Paßwefen zu), er muß 
foweit feinen Wohlftand fordern laffen als nöthig ift zum 
allgemeinen Wohlftande, er muß foweit an den Bildungs: 
anftalten Theil nehmen und feine Kinder Theil nehmen laſ— 
fen, als nöthig ift, daß nicht die Nation in Barbarey bleibe, 
er muß" foweit "Ehrbarkeit und Sitte üben, als nmoͤthig tft, 
damit das Bild der Sitfe und Ehrbarkeit in der Nation ge: 
genwärtig und lebendig ‚bleibe. Auch unterliegt er felbft für 
ſein perſoͤnliches Wohl der Fürforge der Palizey, ſoweit es 
ſich um das handelt, was nach dem menfchlichen Mefen 
unabweisbar, daher auch für alle in gleicher Meife, zum 
Mohle gehört, "das Negative (Nichtnichtfepnfünnende), bey 
welchem keine Sphäre für individuelle Freiheit und Wahl ift. 
So zB. wird’ der Einzelne auch gegen feinen Willen vom 
Tode errettet, es wird der MWahnfinnige untergebracht, der 
Arme rauch gegen feinen Willen ernährt u. ſ. w. Es ift 
demnach nicht etwa das Wohl (die Vollendung) der Anftalt 
ded ‚Staates das Biel der Polizey — das gehört in die 
Verfaffung — fondern der Menfchen, jedoch eben nur in 
. Ihrer Gemeinfchaft mit Ausfchliegung des individuellen Woh- 
led im eigentlichen Sinne, für welches die Polizey unmittel- 
bar nie forgen darf, fondern nur mittelbar, foweit es im 
Gemeinwohl nothwendig enthalten iſt. 
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Nach derfelben Erörterung über das Wefen des Staates 
kann ferner die Polizey nur auf kußere Erhaltung, auf 
außere Förderung gerichtet ſeyn. Sie hat bloß Außerlich 
zu ordnen, zu verhüten, zu befeifigen, durch äußere Mittel 
zu begründen und zu unterſtuͤtzen/ den innern Born der 
Kräfte kann fie durch ihre Anordnung nicht erfeßen, ihm 
nicht gebiethen. Dazu ift der Staat nicht verordnet), dazu 
hat er deßhalb auch nicht das faktifche Vermögen, ſondern 
das Gemeinleben innerlich zu werden das iſt immerhin bloß 
Gottes Sache, der Staat kann die Kräfte und Thaͤtigkeiten 
nicht hervorrufen, er Fann fie nur, wo fie vorhanden. find, 
lenken, er kann ihnen nicht‘ pofitio den Meg vörzeichnen, 
denn der ift durch ihren Innern Tebendigen Trieb vörgezeich- 
net, er Tann ihnen nur den irrigen abſchneiden und durch 
äußere Anregung und Unterftükung den währen Twogir'die 
Natur treibt, zu Hilfe Eommen. "Die Polizey muß ſich ſehr 
hüten vor dem Zuvielregieren, das Heißt eben Davor, 
daß fie ihre Lenkung am die Stelle deſſen ſetzt, was gelenkt 
werden fol, daß fie ſtatt dag Gemeinleben)’wie egbaus dem 
Innern quillt/ gewähren zu laffen und aͤußerlich zu fürdern, 
felbft die Kräfte und Beftrebungen‘ deſſelben erzeugen und 
ihren Verlauf im voraus angeben will. Damit greift ſie 
über die Befiimmung des Staates‘, die in aͤußerer Förde 
rung befteht, hinaus in das Bereich des Schaffens und’in- 
"nern Lenkens, das Gottes felbft if. Die Weisheit "eines 
Menfchen befteht darin, daß er die Gaben und Neigungen, 
die ihm von der Natur geworden, erkenne, fie läutete, von 
Berircung abhalte, und ihnen das Ztel, nach welchem fie 
felbft drängen, gebe, nicht aber darin, daß 'er fich ferbft 
die rechten Gaben ausdenfe und vorfchreibe, die er haben 
fol. Alſo auch die Weisheit des Staates. — So z. B. 
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muß die Polizey nicht die, Art des Nationalerwerbs vorfchrei« 
ben, fondern diefen felbft beftehen und gewähren lafjen , wie 
ihn die natlirliche Gelegenheit des Landes. gibt, und ihm nur 
zu Hilfe fommen. Sie. muß die tüchtigen ‚Lehrer anftellen, 
entfchiedene, Irrlehrer abhalten, aber fie darf nicht. den Gang 
der Wiffenfchaft, nicht Dem. einzelnen Lehrer die Art des Un— 
terrichtö „umd der Behandlung (3. B. durch gefeßliche Lehr: 
bücher) vorſchreiben. Sie ſoll, wenn in dem. Zeitalter be— 
deutendes Kunſtgenie ſich zeigt, die außern Mittel gewähren, 
daß es ſich Außere und erfülle, fie ſoll nicht fich vorſetzen 
die: Kunſt zu fördern und. einzuführen, wenn. in, der. Zeit 
etwa kein Kunftgenie vorhanden ift u. dgl. 

Es iſt das Weſen der Polizey fo außerft einfach fuͤr 
Sensunbeongeen Son denn De der Staat dad ‚allgemeine 


— akt sn daß die 5 Poliyeythätigkeit 
‚nichts anderes ſucht und anſtrebt, ift fo. offenbar, „Daß kaum 
em 8weifel darüben;entftehen follte. Wenn, nun dennoch 
uͤber michts ſo viel, ‚Streit, und. Unficherheit iſt, al als „über. das 
Weſen der Polizey, „fo liegt ‚dev Grund, bieven, ‚nur, in, der 

vaͤnzlich falſchen p philoſophiſchen und politiſchen Bildung, die 
‚ihrem; Standpunkte, nach welchem fie den ganzen Staat auf 
das Individuum und / feine, Einzelzwecke bezieht, das Wahre 
und Beſtehende nicht anzueignen vermag, und daher zu der 
unloͤsbgren Aufgabe ſchreitet, einen Begriff, der in ihr Sys 
ſtem paßt, der wirklichen Polizey unterzulegen. Die gewoͤhn— 
‚liche und: confequente.. (allein. philoſophiſche) Lehre faßt Die 
Polizey nur als Berhutung von Rechtöverlekungen. Denn 
ſie kann bloß den Schutz der Rechte als Zweck des Staates 
anerkennen, alſo kein Gebiet dulden, das nicht hierauf be⸗ 
zogen würde, die einzige Beziehung aber, in welche. die Po— 
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kizey zu den Nechten der Einzelnen noch gebracht werden 
kann, ift eben die, daß ſie Funftigen Verletzungen vorbeugt. 
Allein diefes paßt nur auf eine won den vielen und manig— 
faltigen Aufgaben und Leiflungen der Volizey. Die Sorge 
derfelben für Wohlftand, Bildung, Sittlichkeit muß man 
dann entweder auf die unnatürlichite Weife bloß al3 Mittel 
dafür betrachten, daß weniger Verbrechen begangen werden 
(Kant), oder man muß einen eignen vom allgemeinen 
Staatsvertrag gefonderten Bertrag für dieſe Zwecke ſubſti— 
tuiren (Groos), wo man aber dann folgerichtig geſtatten 
müßte, daß jeder unbefchadet feines Staatsbürgerrechts von 
den Leiftungen und Berpflichtungen: diefes Nebenvertrages ſich 
zuruͤckzoͤge —  Demfelben (fubjeltiverationaliftifchen) Stand» 
punkte gehört nun auch die neuerlich won Mohl aufgeſtellte 
Anficht an, wenn fie gleich in ihrem Nefultate der eben bes 
zeichneten am meiften entgegengefeßt ft: "es fey 8weck des 
Staates, die Hinderniffe zu beſeitigen, welche der allſeitigen 
Entwidlung des Individuums im Wege ftehen , die Hinder— 
niſſe, welche aus dem rechtswidrigen Wollen: und »Handeln 
der andern Menfchen entfpringen, zu befeitigen, fey Aufgabe 
der Juſtiz, Diejenigen aber,; die in der Uebermacht außerer 
Umftände ihren Grund haben, Aufgabe der Polizey. Allein 
wie der Staat überhaupt nicht das Individuum unmittelbar 
als folches zum Zwecke hat, und nicht bloß Negatives leiſtet 
(3. B. Handhabung der Gerechtigkeit, Strafe, was etwas 
ganz anderes ift als Sicherung gegen Verletzungen), fo auch 
die Polizey, es wäre auch gewiß nicht angemeffen z. B. die 
Gründung von Kehranftalten als Befeitigung der Unkultur 
oder der Uebermacht äußerer Umftände, die der Bildung im 
Mege ftehen, zu betrachten, und wie ift es danach zu recht: 
fertigen, daß der Einzelne zu feiner oder zu anderer Ent: 
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wicklung (alfo aus fittlichen Gründen) in feiner Freiheit be- 
ſchraͤnkt wird? da Doch die Gonfequenz dieſes Standpunftes 
es fordert, daß bloß um der Freiheit ſelbſt willen und zu 
feinem andern Zwecke eine Schranke eintreten Diefe Theorie 
führt auch Dazu, daß gegen allen wirklichen Beſtand und 
gegen die innere Natur der Sache die Maaßregeln für die 
‚Öffentliche Sicherheit als Suftizgegenftände betrachtet werden 
muͤſſen. Es iſt ein wohlgegruͤndetes Beftreben, die indivi- 
duelle Freiheit zu ſchuͤtzen gegen eine Fürforge der Polizey, 
welche die einzelnen Menfchen auch gegen ihren Willen glück 
lich zumachen unternimmt. Das ergibt fich aber nicht da— 
raus, daß die Polizey nur Negatives zu Teiften hätte, fon: 
dern daraus, daß fie unmittelbar bloß das Gemeinleben nicht 
den Einzelnen als folchen, und deßhalb auch nur außerlich, 
zufoͤrdern hatDie das Weſen der Polizey in Vervoll—⸗ 
kommnung der Menſchheit in Foͤrderung der Sittlichkeit oder 
der zeitlichen Gluͤckſeligkeit (3. B. Mofer), ſuchen, find von 
einer richtigen Anfchauung geleitet, nur daß die wiffenfchaft: 
liche Begraͤnzung fehlt, und daher die Conſequenz ihrer Lehre 
allerdings! zu der alles in fich ziehenden die Vrivatfreiheit 
der Menſchen werfehlingenden Polizeythaͤtigkeit führen würde. 
Behy den aͤltern Schriftftellern ift in der Negel überhaupt 
Feine wiſſenſchaftlich ſcharfe oder erfchöpfende Bezeichnung 
zu finden; fondern was ihnen zufällig ald der Hauptgegen- 
ftand der Polizey aufftößt, das bezeichnen fie als das Wefen 
derfelben, fo einige die Sicherheit, andere die Gewerbe 
(Kreitmaier, Beckmann), Juſti den Wohlftand, die 
außere Zucht, die Bequemlichkeiten des Lebens. 
In dem Gemeinwohl, welches die Aufgabe der Polizey 
it, Taffen fi) nun verfchtedene Intereſſen, Bedürfniffe, Ziele 
unterfcheiden , in deren Befriedigung und Erreichung zuſam— 
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men eben das Gemeinwohl befteht. Hierauf gründen fich 
die verfchiedenen Zweige der Polizey. Das erfte Ziel iſt der 
Friede des Staates, die Sicherung vor allen Unternehmuns 
gen gegen den Beftand des Staates, gegen das Necht und 
die Ruhe der Unterfhanen, vor allen gewaltfamen: Auftrit: 
ten — Sicherheitspolizey. Auf diefer Grundlage erhebt 
fich die pofitive Sorge zunaͤchſt für das phyſiſche Wohl, 
die Ernährung (Armenwefen), den Wohlftand (Nationalokvs 
nomie), die Gefundheit (Medicinalpolizey) , die Annehmlich— 
feit, für die Bevölkerung und ähnliches, fodann für dasıgei- 
tige Wohl, für Sitte und Ehrbarkeit, Erziehungnund Bile 
dung, für Religion und Kirche. Die Sorge fuͤr das gei— 
flige Wohl Fönnte man die hohe, jene die niedere Polizey 
nennen, jeßt pflegt man aber. unter erſterer das zur wer: 
fteyen, was den Beftand des Staates nach außen ſichert. 
In vielen Gegenftänden der Polizey  concurrirt der Staat 
mit der ‚Gemeinde, indem fie eben fo. fehr locale als native 
nale Aufgabe find. — Alle Inſtitutionen beginnenmin der 
Geſchichte in ihrer heiligen Geftalt: und entfernen ſich dann 
allmählich won der göttlichen Duelle und verweltlichen: fich, 
bis ſie dereinſt wiedet, wiewohl in der angemefjenen Entfal- 
tung, ſich an den religioͤſen Mittelpunkt befeſtigen werden. 
So iſt in den altorientaliſchen und in den antiken Staaten 
die Polizey nur auf ihr hoͤchſtes Gebiet, auf die Sorge fuͤr 
die oͤffentliche Religion, die oͤffentliche Sittlichkeit und 
öffentliche Erziehung, bedacht, und auch in den fruͤhern Zei 
ten der europätfchen. Staaten war dieß, ſoweit der Staat 
überhaupt polizeylich thatig war und noch mehr durch die 
Kirche, ‚Die. bedeutendfte Angelegenheit. Seitdem aber die 
Sorge für das phyſiſche Wohl zu einer Aufgabe der Polisey 
geworden ift, wie dieß recht und nothwendig ift, fo bat fie 
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jene höhern Ziele mehr als billig zuruͤckgedraͤngt, fo daB jetzt 
die materiellen Intereffen, die Sorge für Wohlftand (vor 
einiger» Zeit auch die für die, Bevölkerung), beynahe das 
wichtigſte Augenmerk in den meiften Staaten geworden find. — 
Außerdem haben ſich die geiftigen Intereſſen, die, Foͤrderung 
der Bildung und Wiffenfchaft, der Neligion entfremdet und 
damit an ihrer wahren und höchften Bedeutung eingebuͤßt. — 
Die Polizey übt auch eine Strafgewalt. Dieß ift 
nicht etwas der Nechtöpflege Entnommenes, fondern liegt 
in ihrem eigenen Wefen. Da fie das Gemeinleben nach ſei— 
nen Zielen: fördert, fo muß fie nicht bloß den, der nicht ge: 
horcht, zwingen, fondern auch den, der widerftrebt, züchti- 
gen durch Furcht und Zufügung von Uebeln die Widerftre: 
benden; zur Erreichung der Ziele beftimmen, die Unerlaubtheit 
Denchöntgegengefehten Handlungen ihnen einſchaͤrfen. Das 
liegt Hienieden im Weſen aller Lenkung, Förderung und Fort: 
bildumg:in Wieder Hausvater zwar keine Strafgerechtigkeit 
zu uͤbennhat/ aber doch die Seinigen nicht erziehen und für: 
Des kann / ohne fie zu ſtrafen, alfo auch in ihrer Weife die 
Polizeyi Die Polizenftrafe ift aber danach auch von ganz 
anderer Art als die der Juſtiz. Ihre Bedeutung ift nicht 
Strafe impieigentlichften Sinne, fondern Zuͤchtigung, daß 
dern ſich werging, es Fünftig laffe, Abhaltung anderer, und 
Neprobation des Aergerniffes, das ift reelle nachdruͤckliche 
Einfchärfung der Verwerflichkeit, und fie tritt nicht ein wer 
gen Berlegung der Rechtsordnung, fondern wegen Verlekung 
des Gemeinwohls, weil die Maafregeln, die für die öffent: 
liche Sicherheit, den Wohlftand getroffen find oder die öf: 
fentlihe Sitte und Ehrbarkeit u. dgl. verleht wurden. Wenn 
einige Polizeyuͤbertretungen den Charakter der Nechtöverlegung 
zu haben fcheinen (3. B. Diebftahl als Polizeylibertretung,), 
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fo ift dieß eben nur fcheinbar. Denn die Geringfügigkeit 
des Objektes macht es hier, daß die Handlung nicht als 
eine Berlekung der Rechtsordnung, ein Auflehnen gegen die 
Herrfchaft des Staates angefehen werden kann, fondern bloß 
von Seite ihrer Schadlichfeit für das Gemeinwohl in Be: 
tracht kommt. Diefe Uebertretungen find alſo keineswegs 
criminalrechtliche Faͤlle, welche aus aͤußerer Zweckmaͤßigkeit 
den Polizeybehoͤrden uͤbertragen ſind, ſondern ſie ſind ihrer 
innern Natur nach Polizeyuͤbertretungen. Die Graͤnze aber 
bey ſolchen Verletzungen, wo ſie dieſen oder jenen Charakter 
haben, laͤßt ſich fuͤr dieſen Fall, wo der Unterſchied ein quan— 
titativer nicht ein qualitativer iſt, ſchlechterdings nur durch 
die pofitive Gefeßgebung feſtſetzen. — Für die Strafen oder 
vielmehr Züchtigungen der Polizey kann denn auch nicht ein 
eigentlicher Prozeß geſtattet werden. Die Herſtellung der 
Uebertretung auch ohne vollſtaͤndige Vertheidigung des Beſchul—⸗ 
digten und die auf verſtaͤndige Gruͤnde geſtuͤtzte Ueberzeugung 
des Beamten ohne ſtrengen geſetzlichen Beweis muͤſſen hin— 
reichen zur Verurtheilung. Dafür duͤrfen auch die ſtrafrecht— 
lichen Folgen für Recht und Ehre des Beſtraften nicht ein— 
treten. Bey manchen Polizenftrafen (z. B. geringfügigen 
Diebftahl) tritt freylich unabwendbar eine Verkummerung 
des Nufes ein, aber nicht fowohl durch die Strafe als durch 
die Uebertretung ſelbſt, nicht rechtlich fondern thatfächlich, und 
diefelbe öffentliche Meinung, die hier die Schmälerung der 
Ehre eintreten läßt, beurtheilt auch, BÄREN mit oder ohne 
Grund geftraft worden. 

Man will neuerlich (Mohl) die Sicherheitspolizey (un: 
paſſend Rechtspolizey oder Präventivjuftiz genannt) aus dem 
‚Gebiete der Polizey abtrennen und in das der Sufliz ver: 
weifen, weil fie Rechtsverletzungen abwende, und die 
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Abwendung folcher eben die Natur der Rechtspflege fey, wie 
denn auch die freywillige Gerichtsbarkeit in ihr Gebiet nicht 
in das der Polizey gehöre. Mit Unrecht! In der Rechts: 
pflege außert fi) nur die Gerechtigkeit de Staates, die Ge- 
rechtigfeit aber, Deren Weſen die Unmwandelbarkeit und fiete 
Herrlichkeit des gefeßgeberifchen Willens ift*), befteht nicht 
darin, daß das Geſetz nicht überfchritten, mithin nicht darin, 
daß Nechte nicht verlegt werden, fondern darin, daß die 
geſetzliche Ordnung den Sieg behalte gegen den, der verlekt 
hat, alfo nach der Verlekung die Herrlichkeit des Staates 
oder Das Necht des Individuums wieder hergeftellt werde. 
Die Civilrechtspflege hat es deßhalb nur mit der rechtlichen, 
nicht mit Der faktifchen, Sicherung der Nechte zuthun, Daß 
auf dem Wege Nechtens dem Unterthan feine Rechte nicht 
verlegt, die Wiederherftellung nicht verfagt werde, iſt ihr 
Bereich, dagegen daß die faktifchen Gefahren, die möglicher 
Weife ven Rechten drohen, befeitigt werden, das ift nicht 
Sache der Gerechtigkeit de8 Staates, fondern feiner Weis— 
heit, nicht Sache der Nechtspflege, ſondern der Polizey. 
Auch Die freywillige Gerichtsbarkeit bezweckt nur gegen folche 
Verletzungen ſicher zu ftellen, die durch Nechtögefchäfte, nicht 
die durch bloß faktifche Handlungen entftehen. Daß die Ge 
fchäfte des Vormundes in ihrer juriftiichen Nichtigkeit und 
juriftifchen Autorifirung nicht dem Pupillen ſchaden, daß die 
Difpofition des Teſtators, die Contrafte der Partheyen nicht 
auf rechtlichen Wege umgeftoßen werden, daß die Greditoren 
nicht auf rechtlichen Wege um ihr Pfand kommen, das ift 
Sache der freywilligen Gerichtsbarkeit. Dagegen daß fich 
nicht Diebe in Wäldern und Stadtwinfeln aufhalten, daß 


*) ©, I. Abtheil, ©. 81 und unten Kap. 5 u, 6. 
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die Thore und Thüren gefchloffen werden, daß fich nicht 
ſtaatsgefaͤhrliche Gefelichaften bilden, das ift eine Vorbeu— 
gung gegen bloß faktifche Gefahren, Sache der Polizey. 
Das erftere wird denn auch durch rechtliche, Einrichtung und 
Schandlung geleiftet, daS letzte durch faktifche Maaßregeln 
und faktifche Aufmerkfamkeit, zum erftern gehört juriftifche 
Kenntniß und Genauigkeit, zu letzterem Lebensklugheit und 
Zerehnung des Erfolges, und hierin liegt-die Urfache, daß 
es auch Außerlich unzwedmäßig wäre, jenes den Polizey— 
dieſes den Juſtiz-Beamten zu übertragen. Die freywillige 
Gerichtsbarkeit ift allerdings nicht unmittelbar eine Aeüßerung 
der Gerechtigkeit, aber fie ift ein bloß auf fie” gerichtetes 
Mittel, infofern ein nothwendig erganzendes Glied: der Rechts— 
pflege, wenn auch nicht die eigentliche : und: letzte Aufgabe 
derfelben, fo doch in unauflöslichenm Zufammenhange mit. ihr. 
Sie deßhalb zur Polizey zu fielen wäre ahnlich, wie wenn 
man die Aufnahme eines Berweifes ad perpetummn rei 
memoriam in die Volizey verweilen wollte. Wo die Rechts: 
pflege >eintreten fol, da muß es fich darum handeln, daß 
jemand ‚gerichtet werde. Die freywillige. Gerichtsbarkeit ‚rich 
tet zwar nicht unmittelbar, aber fie bereitet fuͤr das, woruͤber 
Funftig gerichtet wird oder gerichtet werden: koͤnnte, vor, da— 
mit dort gerecht gerichtet werde, Dieſe Verwirrung: in, Be- 
griff und, Gränzen der verfchiedenen Berwaltungszweige, wie 
fie in ihrer Natur liegen und fich danach’ auch in der Wirf- 
lichkeit ausgebildet haben, entfteht daraus, daß man nicht 
ihr eignes inneres (objeftives) Wefen, fondern im Geifte 
ter ſubjektiv rationaliftifchen Richtung nur ihren Erfolg für 
das Individuum, ob fein Hab und Gut, feine Bildung ꝛc. 
durch fie gefördert werden, bedenkt. — . 
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ne Vrerted Kapitel, 
. „Chriftlihes Princip der Polizey. 


Allgemeiner Gruntfag. — Aeußerung des chriftlichen Princises in Beziehung 
cf „auf: — die, Mittel für die Sicerheit des Staates — Die Sorge für 
den Wohlftand — für die Geſundheit — für die Ehrbarkeit und Zucht — 
für die Bildung — für die Religion und ſittliche Denkart, — 

„bie, ‚Aufficht auf die öffentliche Lchre und die Litteratur. — 

* Polizey iſt das Gebr‘ der Staatsverwaltung, in 
welchem ſich beſonders der chriftliche Geift zu bewähren hat, 
da es ihre Aufgabe iſt, die gemeinfamen Beftrebungen, die 
ganze Lebensthaͤtigkeit des Volkes zu lenken, und fowohl das 
Zieh’ dieſer Beſtrebungen für das Ganze und den’ Einzelnen, 
als ihr gegenſeitiges Verhaͤltniß und die Mittel: zum Biele 
von der Höchften-sfittlichen Würdigung des Lebens abhängen. 
Allein als die Offenbarung der Meisheit im Reiche des 
Staätes hat die Polizey nicht ſowohl chriftliche Gebote anzu⸗ 
wenden „Faß vielmehr! nach chriftlichen Zwecken zu ſtreben. 
Sie, fteht. daher wicht bloß unter den Grundfägen der wahren 
Lebenserkenntniß/ ſondern zugleich auch unter den Bedin- 
gungen· der Zweckmaͤßigkeit, und muß deßmwegen eine gewiffe 
Accomodation an die gegebenen Zuftände und die herrfchende 
Denkart, zwar nicht in Beziehung auf die Zwecke aber doch 
in’ Beziehung auf die Mittel, beobachten. Wie Gott felbft 
die Menfchen, jeden nach feinem befondern Vermögen, führt, 
den. roch Außenftehenden in andrer Weife als den bereit in 
feine Erkenntniß eingeführten oder geförderten, fo muß auch 
die Lenkung des Staates dad Vermögen und die Empfäng- 


— 
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lichkeit der Menfchen, die fie zu lenken hat, zur Richtſchnur 
nehmen. Ste muß fich huten, die wahren Ziele und Anfor: 
derungen der Meinung der Zeit zu opfern, nicht minder 
aber auch mit grellen, gegen die Menfchen der Zeit uns 
billigen Maaßregeln fie zu verfolgen*). 

Die Furforge für die Sicherheit ift die unentbehrlichfte 
Thätigkeit der Polizey, ſowohl zum Schuke des Einzelnen 
als zum Schuße des Staates gegen Verrath und Aufruhr. 
Letztern darf die Negierung nicht dahin ausdehnen, daß fie 
felbft fih unmwurdiger Mittel bedient als des Spionen= und 
Denuntiantenwefens. ine chriftliche Negierung muß das 
fichere Vertrauen auf Gottes Schuß über folche Mittel hin: 
ausheben, oder, wenn diefelben wirklich durch die entfchie- 
dene aͤuſſerſte Gefahr unentbehrlich feyn ſollten, fie wenig: 
ftens in der rechten Granze hierin halten. 

Die Fürforge für den Wohlftand erfüllt: jekt ganz 
befonders die Regierungen, überhaupt haben die ‚materiellen 
Sntereffen die Bühne der Melt eingenommen, feitdem die 
politifche Erregtheit nachzulafjen beginnt. Die Ueberfchägung 
derfelben oder vielmehr ihr Vortreten in Ermanglung höhe: 
rer Intereſſen ift Eein löblicher Zug der Zeit. Es ware: fein 
Gewinn und Feine Erhebung, wenn die Begeifterung fatt 
der falfchen politifchen Ideale fich worherrfchend auf die 
Steigeruug des Neichthums kehrte. — Auch die Wiffenfchaft 
für diefe Intereſſen, die Nationalökonomie, wie fie durch) 
Smith und Say mit folhem Scharffinne ausgebildet tft, 
möchte wohl, was ich als Laie in derfelben nicht ficher zu 


°) Eine folhe Unbilligkeit wäre es z. B. wollte man gegen— 
wärtig die gewöhnlichen rationaliftifhen Lehrer vom 
Amte entfernen, 
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beurtheilen vermag, in einer Beziehung noch einer Umgeſtal— 
tung bedürfen. Sie hat, wie mir fcheint, die Befriedigung 
der Bedürfniffe zu fehr losgetrennt von dem fittlichen oder, 
mas: daffelbe ift, dem wahrhaft politifchen Princip *), und 
betrachtet dad Nationalvermögen als Selbſtzweck ftatt als 
Traͤger fuͤr die höheren Aufgaben der Menfchen und ihrer 
Gemeinſchaft. Dem entfprechend bringt ſie bei der menfchz 
lichen Erwerbthätigfeit bloß die Ergiebigkeit der Arbeit in An- 
Schlag, nicht genug aber die ganze Lebensftellung, in welche 
die Menfchen durch fie kommen, alfo gerade das, wodurch 
die Nationalökonomie mit der Totalität der Staatseinrichtun: 
gen und des Volkslebens, mit VBerfaffung, Sitte, Sinne: 
art, Gefundheit zufammenhängt. Unendliche Steigerung der 
Produktion und. des Umfakes iſt dann das allein folgerichtige 
Nefultat. Erkennt man nun aber auch die fittlichen Güter 
— nicht bloß wie Say die "intelleftuellen — in gleicher 
Meife wenigftens an, wie die materiellen Güter, fo fteht 
die Produktion der materiellen Güter, fo wie fie eine gewiffe 
Granze in Art und Maaß überfchreitet, mit denfelben in 
umgefehrtem Verhaͤltniß, indem fie die Bedürfniffe fteigert, 
die Aufmerkfamkeit fejjelt, die Einfalt der Sitten aufhebt**). 


) Daß der Eigennuß des Einzelnen beſchraͤnkt wird zum Vor: 
theil der Erwerbmöglichkeit der andern, ift fo wenig ein 
fittlihes und politifches Motiv in Beziehung auf die Oekono— 
mie, als die Befchränfung der individuellen Freiheit für 
die der übrigen. (Marime der Coeriftenz) ein folches in 
Beziehung auf das Rede ift. 

»») In diefer Weife haben fehr bedeutende Männer geurtheilt: 
„Man muß empfehlen, fagt Burke, die Geduld, die 
Frugalität, die Arbeit, die Nüchternheit und die Religion. 
Alles andre ift nichts als Betrug und Lüge.” — — „Die 
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„Armuth und Neichthum gieb mir nicht,” müßte in gewoiffer 
Beziehung für die Nationalökonomie eben fo fehr als für die 
Dekonomie ded Einzelnen ein wahres Princip feyn. Die 
Griechen haben das tief erkannt, ihr Fehler ift nur der, daß 
fie Gewerb und Arbeit bloß als Mittel für Friftung der 
Eriftenz und als unedle Befchäftigung betrachten. Das 
Chriſtenthum dagegen hat alle Befchäftigung des Menfchen 
geheiligt 


Zahl der wohlhabenden Familien, fagt Niebuhr, muß 
nad) einem ganz andern Maaßftab gefchäst werden als der 
Nationalreichthum, und diefer Maaßſtab ift Eein andrer 
als der Befis eines unverfchuldeten fihern Eigenthums für 
die größte mögliche Zahl der Bürger, und eines für das 
wahre Bedürfniß reichlich genügenden Einkommens; daher 
die Wohlhabenheit nothwendig von frugalen Sitten 
abhängt. Nimmt die Zahl der auf diefe Weife Wohlha- 
benden ab: vermindert fich die der Eigenthuͤmer, wird ihr 
Befis von Schulden verfchlungen, waͤchſt die Zahl der Ar— 
men deren Berforgung von Fremden abhängt, fo ift ein 
folhes Volk am Wohlftand gefunfen, wenn aud der Reid)- 
thum ungeheuer flieg, wenn auch die Mittel zu vielfacherem 
Genug bey allen Klaffen die nicht verarmt find zunahmen. 
Entwickelt fih diefe Krankheit fo tritt zulest ein Zuftand 
ein in dem jede mittlere Wohlhabenheit verfehwindet, und 
wo denn zulest der Abgrund allgemeines Elends auch die 
Reichen verfchlingt, welche fich lange forgenlos und gefühl: 
los über ihm ſonnten.“ Bedeutende litterärifche Beſtre— 
bungen in diefem Sinne zeigen fich jest in Franfreid. Ein 
merkwürdiges Werk diefer Art ift: Economie politique 
chretienne par M. le Vte Alban de Villeneuve -Barge- 
mont. Paris 1834. Die Einleituna enthält eine Polemik 
gegen die beftehenden Theorien, die eigene Ausführung 
aber fcheint mir infofern einfeitig, als die Wohlthätigkeit 
als ausschließlicher oder doch hauptfädhlicher Zweck der po— 
litiſchen Dekonomie aufgeftellt wird. 
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geheiligt. Die Ernährung der Familie, die Befriedigung der 
Bedurfniffe des Nächften, die Ausfuͤllung eines beftimmten 
Standes und Berufes in dem menfchlichen Gemeinwefen, 
endlich die Hervorbringung felbft, die Veredlung oder Fünft- 
liche Geftaltung der Stoffe, find die Weihe, die es der Arbeit 
verleiht." Aber fie befteht nur, fo lange als die Arbeit in 
diefem Sinne getsieben und von der Nation in diefem Sinne 
gewürdigt wird, nur fo lange als fie in der Graͤnze und 
Art und Einrichtung befteht, welche folcher Winrdigung ent: 
fprechen. 

Das höchfte materielle Gut, eine unvergleichlich höhere 
Sorge ald der Neichthbum, ift die Gefundheit, nicht die 
bloße Abhaltung von Krankheiten (Sanitätspolizey), fondern 
die pofitive Sorge für Nüftigkeit des Gefchlechtes. Sie war 
in den alten Staaten und im Mittelalter, in jeder, Eriegeri- 
ſchen Zeit, die erfte Angelegenheit. Sie muß auch jekt noch, 
wenn man nicht Verfeinerung der Lebensgenüfje und ber 
Bildung höher halten will als fittliche Kraft, als folche 
gelten. Ihre tiefften Quellen find in der Religion und Sitt- 
lichfeit des Volkes. Die Negierung aber hat zur Aufgabe, 
die Leibesübungen der Sugend zu befördern, fodann bey 
allen: andern Zielen ihrer Thaͤtigkeit die Gefundheit mit zur 
Richtſchnur zu nehmen, forgfältig zu feyn gegen die Zerftö- 
rung jugendlicher Kräfte durch das Erwerbmwefen (namentlich 
Mafchinenwefen), gegen übergroße geiftige Anſtrengung an 
den Bildungsanftalten, gegen Ueberhäufung der Staatsbe— 
amten mit Gefchäften. Mit allem dem werden: die Men: 
ſchen nicht erjagen. Aber eingebüßt wird der einfache heitere 
Genuß des Dafeyns, die Nüftigkeit und die Kraft des fitt- 
lichen Willens. — 

Eine unabweisliche Anforderung der Polizey ift die Sorge 

Stahl, Rehtsppil, IL 2. 23 
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für die öffentliche Ehrbarkfeit, und die Sorge für Zucht 
und StttlichFeit, ſowohl durd) Rerhinderung der. Gele 
genheit und Berfuhung als durch Ahndung der Unzucht. 
Sie muͤßte in einem chriſtlichen Staate, in einer chriſtlichen 
Zeit ſehr bedeutend hervortreten, waͤhrend ſie jetzt ſich nur 
ſehr wenig aͤußert. Die Sittenaufſicht des Staates, indem ſie 
nur die Haͤufung und grobe Entartung der Gelegenheiten ab— 
fchneidet, und nur das offenbare Skandal befttaft p würde 
die Baſis feyn für die höhere tiefer dringende aber weniger 
außerliche und öffentliche Einwirkung der Kirche, die Zucht 
des Staates Darf immer nur eine bloße Propaͤdeutik der 
chriftlichen Zucht feyn. Die guten Sitten, müffen zugleich 
auch wieder, wie die Gefundheit, bei allen andern Einrichtun- 
gen mit Ziel und Richtſchnur feyn, bey Geftaltung der Rechts— 
und der national-öfonomifchen VBerhältniffe z. B. des Dienft- 
bothenverhältniffes *), des Verhältniffes von Gewerbmeifer 
und Arbeitern. Eines der bedeutendften und fehwierigften 
Probleme aͤchter StaatSweisheit tft die Ausgleichung der bey: 
den widerftreitenden Anforderungen, Erleichterung der Ehen, 
deren Erſchwerung nothwendig zu Unfittlichfeit führt, und 
Buͤrgſchaft für die Ernährungsfähigkeit. 
Die Sorge für die Bildung muß fortwährend auf 
den Grundlagen beruhen wie bisher. Der Mittelpunft aller 
Bildung ift das: „Erkenne dich felbft” Den menfchlichen 
Geiſt zu kennen ift Bildung, fie ift daher etwas anderes und 
enger begränztes ald Kenntniß oder als Wifjenfchaft: Der 
Grund aller Bildung ift darum die wahre religiüfe Erfennt- 
niß, fie gibt den Mittelpunft derfelben, ohne fie ift alle 
Bildung doc nur mehr oder weniger eine Berbildung. Der 
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Gegenſtand der Bildung aber ift danach vor allem die 
Sprache ald die Aeußerung und Abfpiegelung des menſch— 
lichen Geiftes, fowohl der Bau und der Gehalt der Sprache 
felbft als die vollendeten Werke des Geiftes in der Sprache 
namentlich die Poeſie, fodann die menfchlihen Thaten und 
die göttliche Fuͤgung über fie — die Geſchichte. Da aber 
der menfchliche Geift felbft in der Fortbildung feines Wefens 
eine Stufenfolge von Beitaltern und Völkern durchgeht, jede 
diefer Stufen alfo eine Offenbarung deffelben ift, deren To— 
talität erft fein ganzes Weſen erfchöpft, fo gehört es zur 
Bildung, den Geift der verfchiedenen Zeitalter fich 
anzueignen, das gefchieht durch unmittelbare Anfchauung und 
Aneignung ihrer Erzeugniffe (Kenntniß der Glaffiter aus 
den Quellen). ES gehören aber dahin nur die Völker und 
Zeitalter, an welchen fich wirklich der innere Bildungsgang 
der Menfchheit binzieht, deren Bildung denn auch von den 
nachfolgenden als ein Theil ihres eignen Wefens aufgenom— 
men wird, die claffifchen Völker. Die vollftändige Er: 
kenntniß des menfchlichen Geiftes umfaßt freylich die Bildung 
aller Völker, allein Gegenftand der allgemeinen Bildung in 
der Nation können nur diefe feyn. Darum ift es das Rechte 
und muß fo verbleiben, daß die Anftalten der eigentlichen 
Bildung zu ihrer Aufgabe die Sprache und das claffifche 
Atertbum haben. Nur eine Ausdehnung auf das jüdifche 
Alterthum, was jedoch ſchon durch einen Äächten Religions— 
und Bibelunterricht geleiftet wird, und auf das germantfche 
Altertum, deffen Sitten und Denkart auch aus den Quellen 
angefchaut werden follten, Fann von diefem Principe aus ges 
fordert werden. Daneben kann und foll der Staat auch) die 
Erlernung der Kenntniffe fördern, welche zum hoͤhern Be: 
trieb der Gewerbe dienen, oder welche dem andern Zweige 
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der Miffenfchaft, der Erkenntniß der Natur, angehören. 
Uber der eigentliche und innerfie Gehalt der Bildung, die 
ausfchließliche Aufgabe der eigentlichen Bildungsanftalten der 
Jugend bleibt immer die Erkenntniß des menſchlichen 
Geiftes. Die Anforderung, daß jeder Beamte des Staa 
tes diefe allgemein menfchliche Chumanifüfche) Bildung fich 
erworben habe, ift denn auch wohl gegrundet, obwohl die 
äußere Fertigkeit der Gefchäftsbeforaung auch ohne fie be 
ftehen, ja von manchen, wenn fie ſich bloß ihr von Jugend 
an widmeten, noch höher getrieben werden koͤnnte. Denn 
wer mit Träger und Werkzeug der Staatsherrſchaft fern fol, 
der muß auch Träger und Befiker der nationalen Bildung 
feyn, und wenn auch der Einzelne, dem fie gebricht, oft 
viel tüchtiger wäre al$ viele andere, jo wird doch nur Durch 
Aufrehtbaltung des Princips fowohl die Anerkennung der 
wahren Eultur beurkfundet als der Nation diefelbe gefichert. 
Es gilt daffelbe für die Bildung der Nation wie für die 
Staat3religion *), nur in viel geringerem Grade und nicht 
mit fo unbedingter Anforderung. Die coriftliche Erkenntniß 
muß die Negierungen und Voͤlker in Beybehaltung diefes 
aͤchten Principes der Bildung befeftigen. Denn fie erkennt 
die Einheit und den unlösbaren Zufammenhang des menfch- 
lichen Gefchlechtes, die Führung deſſelben durch die köhere 
Hand Gottes, die Ueberlieferung, die fich durch alle Zeiten 
hindurchzieht, Durch die jedes Gefchlecht das, wozu es be 
rufen iſt, empfaͤngt, nicht fähig es fich felbft zu geben, fie 
wahrt vor jener Ueberhebung, welche, die Vergangenheit 
und Ueberlieferung geringichägend, aus eigner Vernunft die 
Weisheit fchöpfen will, und vor jener Aeußerlichkeit, 
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welche die Kenntniß der Natur, und namentlich der Kräfte 
und Mittel das phyſiſche Dafeyn angenehmer zu machen, für 
die eigentliche und höhere Aufgabe halt als die Einkehr des 
menfchlichen Geiftes bey fich fich felbft und feine eigene 
Erfenntniß. — 

Die höchfle Sorge ift endlich die für die Neligion 
und die fittliche Sefinnung (zu unterfcheiden von Zucht 
und guten Sitten) der Nation. Diefe fommen freilicd von 
innen, wenn fie nicht Gott felbft in den Gemüthern anregt, 
und Menfchen aus innerem Beruf zu ihrer Erweckung und 
Forderung wirken, durch die Regierung und von auffen wer: 
den fie nicht gewirkt. Allein es ift doch Anforderung an 
die Negierung, fie überall als Ziel und Richtſchnur zu haben, 
fie Fann Trieb und Leben nicht erwecken, aber fie Fann fie 
unterſtuͤtzen, und kann von auſſen den Hinderniffen und der 
Entartung entgegentreten. Dahin gehört vorzüglich die weife 
Furforge für alle Erziehungs= und Bildungsanftalten, ihre 
Einrichtung, Belebung, Behandlung, die Auswahl und 
Pflege des Lehrftandes von unten bis oben, fodann aber 
auch die Aufficht über die öffentliche Lehre und über 
die fchriftftellerifchen Erzeugniffe, ſo weit fie den 
chrifttichen Glauben oder die fitkliche Denfart berühren, die 
Zurechtweifung, im aufferften Falle Entfernung fchäadlicher 
Lehrer, die Unterdruͤckung fehadlicher Schriften. Die öffent: 
liche Lehre und die Litteratur find die tiefere Duelle felbft 
der politifchen öffentlichen Meinung, und müffen ſchon in- 
foferne einer Aufficht des Staates unterliegen *), fie bedür- 
fen derfelben aber auch an fich wegen ihrer eignen Bedeu: 
fung für das menfchliche Dafeyn, die noch eine viel höhere 
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ift als die politifche. Ein chriftlicher Staat kann unmöglic) 
die öffentliche Lehre und die Kitteratur dem Meinen der Men: 
fchen, denen vermöge der irdiſchen Natur der Irrtum naher 
liegt al$ die Wahrheit, und der übeln Gefinnung zu Will 
führ preis geben. Er würde dadurch gerade bei dem ent: 
fcheidendften Punkte aufhören, ein Neich der Ordnung, ein 
Träger der Sittlichkeit, ein Werkzeug der Lenfung und Fuͤh— 
rung des Menfchengefchlechtes zu feyn. Diefe Aufficht: ift 
nöthig zu einem doppelten Zwed, einmal damit der Staat 
die wahre Geſinnung, die VBerwerfung des Schlechten und 
des Falfchen beurfunde — die Neprobation*), die der 
Staat als auffere Anftalt nicht durch bloßen Ausſpruch theo- 
retifch, fondern nur durch die That, durch reelles Einfchrei- 
ten, beurfunden fann, fodann um den ungewaffneten Theil 
des Volkes gegen den Einfluß falfcher und übler Lehre oder 
Darftellung zu wahren — die Borfehrung. Allerdings 
it hierbei die Gefahr, daß die Negierung poſitiv die geiftige 
Entwidlung leiten wolle, daß fie den innern Antrieben des 
Geiftes und der Intelligenz und deren eignen gefeßmäßigen 
Hortbildung in ihrer menfchlichen Kurzfichtigkeit Hemmung 
anfege, daß fie das innere Leben felbft durch die frenge ges 
zogenen Schranken und Linien beenge und unterdrüde. Deß- 
wegen muß die Negierung fich nicht vorlegen, eine ftete Gor- 
rektur der öffentlichen Lehre und nach einem durchgebildeten 
Normale zu üben, oder alles Ueble, allen fchadlichen Ein- 
fluß abzuhalten; fondern fie foll nur die unterfte Grundlage, 
die Aufferfte Gränze wahren, fie muß den Irrthum und das 
Unfittliche gewähren laffen, bis fie zu einer gewiffen Evidenz 
und einem grellen Gegenfaße gegen die Wahrheit 


- 


*) Brgl. I. Abtheil. ©. 280. 


IV. Abſchn. IV. Kap. Chriſtliches Princip der Poligey. 859 


und bie Sittlichkeit fortgefchritten find, diefe Freiheit ift noth— 
wendig, ohne fie Fommt es zu jener Unterdrüdung, dagegen 
Das völlige Freigeben und Gewährenlaffen führt dahin, daß 
‚bei der größern Menge fi) das Bewußtfeyn von der Berwerf- 
lichfeit des Unglaubens und der fchlüpfrigen Eitte verliert, 
ja daß durch die Macht der öffentlich ausgefprochenen und 
geftatteten, ja vollends erft der in den öffentlichen Anftalten 
felbft verfündigten, Lehre die falfche Denkart zu dem Anfehen 
gelangt, das der wahren gebührt. Iſt nur diefes Aeufferfte 
gewahrt, fo iſt es immerhin beffer, die Negierung thut zu 
wenig als zuviel. — Die Auffiht des Staates muß firen- 
ger ſeyn bei Auswahl der Lehrer als gegen die bereits An— 
gefteliten, fie muß firenger feyn in Bezug auf die öffentliche 
Lehre im den Anftalten des Staates felbft als in Beziehung 
auf die Pitteratur. Für diefe ift es ein Haupfgrundfak : 
Die Einfbhreitung des Staates darf nicht gegen 
wiffenfhaftliche Principien geben, fondern nur 
gegen die bereitS gezogenen Folgerungen und 
Refultate. — 

In Beziehung auf Schriften, die den Slauben be 
rühren ; namentlich darf die Einfchreitung nicht unbedingt 
gefchehen. Denn ein chrifllicher Staat iſt darum nicht ein 
Staat von Ehriften und kann es nie feyn, der Glaube iſt 
nicht wie die allgemein ſittliche Denkart eine Gabe und ein 
Vermoͤgen der menſchlichen Natur, ſondern der Gnade, kann 
daher nicht wie jene mit der Unbedingtheit gefordert werden, 
beinahe jeder Menſch geht eine Periode des Unglaubens durch, 
uͤbel aber iſt es wenn auch eine Periode der unſittlichen 
Denkart. Deßwegen hat der beſcheidene und redliche Zwei— 
fel fein Recht, und darf ſich mit wiſſenſchaftlichen Gründen 

gegen den Ölauben geltend machen. Ihn braucht der Staat 
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nicht zu reprobiren, nur wenn er in hinreißendem Gemwande 
auftritt, der Menge zugänglich, die in den Zweifel: ziehen, 
ja demfelben überliefern zu laffen Fein Grund vorhanden ift, 
Fann eine Einfchreitung nöthig werden nicht fowohl wegen 
der Neprobation ald der Vorkehrung. Dagegen wenn eine 
Lehre nicht beim Zweifel und der Anfechtung ftehen bleibt, 
fondern zur entfchiedenen Laͤugnung und Verwerfung des 
Chriftenthums in feinem ganzen Beftande fortgefchritten iſt, 
wenn fie eine neue entgegengefehte Denkart als unbezweifel: 
bare Wahrheit fuftematifch aufftelt, darauf ausgeht, gleich 
fam eine Kirche des Unglaubens zu gründen; dann muß 
der Staat fchon um feiner Neprobation willen die Verbrei— 
tung hemmen, und doppelt wenn der Angriff auf das Chri- 
fienthum zugleich frivol iſt. — — — Weniger Nachficht ver: 
dient die Yeufferung unfittliher Denkart, fie hat feinen 
Anfpruch auf Entfchuldigung. ES mag bier wohl einzelnes 
nachgejehen werden aus Nudficht auf die Schönheit des 
Kunftwerkes, das dadurch in andrer Weife wieder die Men: 
fchen erhebt und veredelt, aber eine durchgehend unfittliche. 
Tendenz oder Sefinnung, ein Vorherrſchen verführerifcher 
Schilderungen Fann durch Eeinen Afthetifchen Werth, wenn 
anders ein folcher fich hier noch denken ließe, aufrecht erhal: 
ten bleiben. Der Staat hat aber auch bierinn nur das 
Strelle zu treffen, er kann nicht dahin fireben, daß Die 
. Litteratur dem chriftlichen Maaßſtabe entfpreche, fonft müßte 
er mit wenigen Ausnahmen die Kitteratur ausmerzen, er fann 
nicht das innere Maaß anlegen an die Schriften fomwenig 
al3 an die Menfchen, er muß aber das Auffere Maaß an— 
legen: wo nicht bloß das Princip fondern die Ergebniffe, wo 
nicht bloß die allgemeine Färbung fondern der entjchiedene 
Charakter, nicht bloß das Motiv fondern die Darftellung 
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felbft unfittlich find, da muß er reprobiren fowohl al3 vor: 
kehren. Eine wahrhafte innere Reinigung der Literatur Fann 
nur von innen ausgehen durch Anregung der Kirche und 
ihres Lehrftandes durch die eigne Ueberzeugung der Gemein: 
den, der gelehrten Notabilitäten, der Familienväter und Er 
zieher. | | 

Dieß find die allgemeinen Direktiven für die Aufficht 
des Staates über Lehre und Litteratur zur Aufrechthaltung 
des Glaubens und der fittlichen Gefinnung. Es folgt aber 
aus dem oben ausgefprochenen Grundfage für die Polizen, 
daß fie durch die beftehende Denkart der Zeit zwar nie auf: 
gehoben aber doch modificirt werden müffen. Se ftärker und 
beftimmter, je übereinftimmender das chriftliche Bewußtfenn 
in einer Zeit, in einem Volke ift, defto entfchiedener und ftren= 
ger muß auch die Aufficht des Staates feyn, und umgekehrt *). 
Die Negierung darf hinter dem Berufe des Zeitalters, in 
das fie gefeßt ift, nicht zurücbleiben, nicht ihm zu fehr vor: 
auseilen, gleichwie ein Erzieher gegen den edlen gewiffens- 
zarten Zögling nicht lar, gegen den ſtumpfen fittlich noch 
unerwecten nicht überftrenge in feinen Anforderungen feyn 
darf. — Was in einer entfchieden chriftlichen Zeit grelle 
Laugnung und frivole Sitte wäre, kann bei uns noch als 
gewöhnliche nicht auffallende Vorftelungsweife und Schreib: 
art gelten und auf Duldung Anfpruch haben, die Regierun— 
gen müffen aber damit beginnen, wenigftens gegen das Aeuſ— 
ferfte einzufchreiten, Damit das Bewußtfeyn für Unantaftbar- 
feit des Glaubens und für die Strenge der Sitten nur ir: 
gendiwie in) der großen Menge der Nation wieder geweckt 
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werde. — Es kann aber nach allem diefem das Maaß der 
Aufſicht und Einfhreitung nicht in Negeln gebracht,s.beftimmte 
Gränze gezogen werden, es ift ähnlich wie die Erziehung 
Sache der freien: perfönlichen Einficht, daher auffer jeneh 
allgemeinen Direftiven lediglic) des Taktes der Behörden. 
Diefe Behörden haben deßwegen eines der wichtigften und 
fehwierigften Aemter im Staate, und follten mit Männern 
von hoher Bildung, erprobter Gefinnung und öffentlichem 
Zutrauen befeßt ſeyn. Gegen Unterdrüdung muß natürlich 
eben fo wie bey der politifchen Preffe Befchwerde Statt 
finden, fie muß aber bier auch umgekehrt Statt finden, 
wenn die Negierung ihre Pflicht der Aufficht und Sorge 
verfaumt. — 
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Fuͤnftes Kapitel. 
Die Rechtspflege 


Weſen der Nechtöpflege. — Criminal- und Eisilrechtspflege. — Eigenthüm⸗ 


liches Berhältnig der Rechtspflege zum Individuum. — Ihr hieraus ents 
foringendes eigenthumliches Verfahren, der Prozeßf. — Das Gericht, 
oberiter Grundfag für dafelbe: Unabhängigkeit und Gericht durch feines 
gleichen. — 


Die Rechtöpflege ift die Offenbarung der Gerech— 
tigkeit des Staates, d. 1. ihre Handhabung. 

Die, Gerechtigkeit des Staates befteht darin’), daß er 
die Herrfchaft feiner eignen Ordnung, und, daß er das Necht 
der Unterthanen, daS er zugefichert, aufrecht halte. Sie tritt 
in Wirkfamkeit, wenn folches verlegt worden, es wiederher- 
zuftellen gegen den Verleger. Dieß ift die Rechtspflege. 
Sie hat es defhalb nur mit den Handlungen der Einzelnen 
als folchen zu thun, nicht mit Herftelung eines Zuftandes 
durch gemeinfame Zhätigkeit, durch allgemeine Ausführung 
(wie z. B. Verfafjungsvollzug). — 


*) Gerechtigkeit ift die unmandelbare. Uebereinftimmung mit 
dem Gefege, daher beym Menfchen die Uebereinftimmung 
mit dem höhern Gefeße Gottes, bey Gott felbft die Ueber- 
einftimmung mit feinem eignen Wefen und unwandelbarem 
Willen. Die Gerechtigkeit des Menfchen befteht deßwegen 
darin, daß er das Gebot Gottes erfuͤlle, die Gerechtigkeit 
Gottes darin, daf er ſein Gebot über den Menfchen be: 
hauptet und daß er ihnen felbft das einmal Eingeräumte 
unverbrüchlich hält. Aehnlich die Gerechtigkeit des Staates. 


364 IV. Bud, Das öffentliche Recht. I. Theil. Der Staat. 


Es find danach zwey Subjefte, deren Necht die Recht3- 
pflege behauptet (vindicat), das des Staates als der äußern 
Ordnung Gottes auf Erden und das der Menſchen. Das 
Necht diefer göttlichen Ordnung aber ift ihre Herrfchaft über 
die Menfhen, das Recht des Menfchen hingegen nur fein 
eigner Schuß in beſtimmten Zuftänden und für beftimmte 
Objekte. Daher befteht die Wiederherftelung wenn jenes 
verlegt ift in der Bewältigung de t. der Vernichtung oder 
dem Leiden des Verletzers, damit die Herrfchaft der güftlichen 
Ordnung fich an ihm bewähre — in Strafe, dagegen die 
MWiederherftellung wenn diefes verleßt ift darin, daß Dem 
Berechtigten feine Zuftande oder Objekte wieder werden, in 
Reſtitution des Klägers d. 1. in Zuruͤckgabe, Keiftung, Erfaß, 
Ehrenerklaͤrung, Anerkennung eines Familienverhältniffes. 
Jenes iſt die Griminal= diefes ift die Civi-Nechtspflege, jenes 
die firafende, diefes die ſchuͤtzende Gerechtigkeit. 

Da der Gehorfam der Menfchen gegen den Staat und 
die Rechte der Menfchen in demfelben die Grundlage für den 
Staat und das eigentlich Eittliche deffelben find, fo ift die 
Rechtspflege der höchfte, unentbehrlichfte und würdevolfte Zweig 
der Staatsverwaltung. In der unverbrüchlichen Handha= 
bung der Gerechtigkeit befteht vor allem die Majeftät und 
Heiligkeit ded Staates. — 

Diefelbe Gerechtigkeit aber, welche die Herrfchaft des 
Staates und die Befugniß der Unterthanen aufrecht halt ge: 
gen den Verleger, dieſelbe muß zugleich das Recht defjen 
aufrecht halten, gegen den fie jene wiederherzuftellen unter: 
nimmt. Denn der Schuß feiner Verfönlichkeit in ihrer Be— 
vechtigung gehört ja eben fo nothwendig zu ihrem eignen 
Begriff und Wefen als der Schuß der Herrfchaft des Staa: 
te3 oder der Anfprüche andrer Perfönlichkeiten. Beyde find 
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unantaftbar, Feines darf dem andern geopfert werden. Deß— 
wegen Fann Strafe oder Civilerefution gegen feinen verhängt 
werden, als foweit er felbft deffen fhuldig tft. 
Iſt er aber fehuldig, fo ift Strafe und Givilerefution nicht 
eine Verletzung feiner Perfönlichkeit und ihres Rechtes, ſon— 
dern vielmehr ihre Befriedigung. Denn indem er ein Glied 
der menfchlichen Gemeinfchaft ift, die Gottes Ordnung will 
und handhabt, ift das Geſetz und die Gerechtigkeit, die folche 
Herftelung fordern, zugleich fein eignes Wefen und Wollen, 
nur entkleidet von feiner Willkuhr d. 1. von feiner Perfün- 
lichfeit und Freiheit foweit fie fich feinem Weſen entfremdet 
haben. Seine wahre Verfönlichkeit fordert daher diefe Strafe 
und Erefution nicht minder, als die öffentliche Ordnung fie 
fordert*). Die Gerechtigkeit kann demnach fchlechterdings 
fein andres Maaß haben als Schuld oder Unfhuld (Schul: 
digkeit oder Nichtfchuldigkeit) des Befchuldigten. Fremd tft 
ihr alle Ruͤckſicht auf öffentliches oder Privatwohl und felbft 
auf den Vollzug der Gefege, infofern er nicht in diefer Be 
ziehung auf das Individuum, in feiner Schuld oder Schul- 
digkeit gegründet ift. Diefe abfolute Berechtigung der Per: 
fönlichkeit, daß fie nur an ihr felbft gemeffen, daß fie, wo 
es fih um ihr Necht handelt, Feiner andern Macht unter: 
worfen werde, die fie nicht zugleich als ihr eignes innwoh— 
nendes Geſetz und Mefen anerkennen muß, ift das Mefen 
der Öerechtigfeit, daher der Charakterzug der Rechtspflege. 
Demgemäß muß auch die Schuld nachgewiefen werden, fie 
darf nicht auf Vermuthung ſich gründen, und fie muß ihm, 
dem Befchuldigten, felbft nachgewiefen werden, er muß als 





*) Died hat Kant mit tiefem fittlichen Ernft nachgewieſen, 
diefelbe AUnficht führt auh Hegel aus, 
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Perfönlichkeit , fohin felbftthätig, der Macht des Staates, 
welche die Gerechtigkeit handhabt, gegenüberftehen, daß er 
felbft fein Necht geltend mache, feine Unfchuld behaupte, die 
Angriffe widerlege, alfo fich vertheidige, und er kann fo 
fange nicht der Gerechtigkeit mit ihren Folgen verfallen , bis 
ihm fein gegründeter Einwand mehr übrig ift. 
In welchen Gange aber Behauptung (oder Ermittlung) 
und Läugnung der Schuld geltend zu machen und gegen- 
einander abzumwägen find, das kann, wie die rechtliche Folge 
ſelbſt, gleichfall3 weder nach dem Willen des Herrfchers im 
Etaate fich richten, der, in Beziehung auf feinen perfünlichen 
Willen und Entfchluß, eine Macht außer dem Befchuldigten 
ift, noch nach der Willkuͤhr des Befchuldigten felbft, fondern 
ausfchließlich nad) dem Gefeße, als dem gemeinfamen Wefen 
fowohl des Staates und feines Herrfchers wie des Belchul- 
digten, als der Macht, die zugleich über ihm und in ihm ift. 
Das alfo gefeglich beftimmte Verfahren ift der Prozeß. 
Er ift ein Kampf zweyer Mächte, der Macht des Staates 
und der Macht der von ihr felbft gefchügten Perſoͤnlichkeit 
des einzelnen Menfchen, nach Maaß und Beftimmung des 
ihnen Gemeinfamen, de3 Gefeßes. Wie er in dem fpecifi- 
ſchen Wefen der Gerechtigkeit gegründet ift, fo ift er auch 
das Eigenthümliche der Rechtspflege im Gegenſatze der andren 
Sphären des Staates. Auch im Civilprozeß, wo zunaͤchſt 
das Necht de3 Verletzten mit dem des Beklagten im Kampf 
ift, ift e$ doch immer die Autorität des Staates, welche 
jenen die Rechte eingeräumt hat, und die er für fih in Be: 
wegung feßt. Der Richter nicht der Kläger fordert den Be— 
Elagten zur Verantwortung. | 

Die reelle Macht nun, welche alfo die Gerechtigkeit 
handhabt, find die Gerichte. Der oberfie Grundfaß für 
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bie‘ Einrichtung derſelben iſt ihre Unab haͤngigkeit vom Sou⸗ 
verän. Er iſt die erſte Buͤrgſchaft für wahre unpärtheyifche 
Kechtöpflege, die Bafis aller Gerechtigkeit. Dieß folgt zu- 
naͤchſt ſchon daraus, daß hier nicht der Geiff und die Per: 
jöhlichkeit des Herrſchers, der den Erfolg für-das Ganze im 
Aüge hat, und danach fich "Frey entſchließt, entfiheiden darf, 
fondern allein das Geſetz, das unwandelbar gleiche, das als 
einsimmer gegenwärtiges: befteht,. kein Biel in. der ufunft 
hat; denn diefem zufolge darf nur ein von der. Perfönlichkeit 
des. Herrfchers getrenntes Organ, das „bloß dem Geſetze 
dient, die Entſcheidung finden. Sodann beruht es aber auf 
einem noch tiefern Grunde. Das Geſetz ſelbſt verurtheilt den 
Schuldigen nur deßhalb und inſofern es nicht bloß Geſetz 
des Staates ſondern zugleich fein eigenes Weſen, fein ihm 
felbft innwohnendes Gefeb als Staatsbürger ift. Dieß iſt 
Gerechtigkeit. "Aus diefem Grunde muß aber der Befchul- 
digte nothwendig von feines Gleichen gerichtet werden, 
von folchen, Die nicht bloß die Macht des Staates’ fondern 
zugleich fein eigned Weſen, aber fein wahres Weſen als 
Staatsbürger , entkleidet von der Willfüht feiner Perfünlich- 
feit, repraͤſentiren. Demnad) darf er nicht gerichtet werden 
von. dem Herrfcher, der das Gefeh gegeben, ‚und. der ur= 
fprünglich und in allen Dingen die Gewalt über ihn hat, 
fondern von folchen, die gleich ihm das Geſetz empfangen 
haben und unter dem Gefeke ftehen mit der Pflicht des Ge 
horfams, die es aber gehalten haben als die Meinen Unbe: 
feholtenen. Alſo nicht der König darf ihn richten und die 
(Regierungs-) Beamten des Königs, fondern nur Richter 
d. i. Unterthbanen, die außer der Macht des Gerichts Feine 
Gewalt über ihn haben. Wird er fo von feines Gleichen ge— 
richtet, fo wird er nach feinem eignen Maaße gerichtet, wi 


368 IV. Bud. Das öffentliche Recht. J. Theil. Der Staat. 


die Gerechtigkeit es fordert; denn der da richtet, kann immer 
nur fich felbft zum Maaße nehmen. Er wird nicht gerichtet 
nach dem Maaße eines Höhern, deſſen Maaß die Stellung 
über dem Geſetz nicht, die unter dem Geſetz und mehr der 
öffentliche Beftand als die Empfindung des Individuums ift. 
Er wird aber auch nicht gerichtet nach dem Maaße feiner eignen 
Derfönlichkeit, infofern fie vollig individuell und willkuͤhrlich 
fih von dem fittlichen Gehalte feines Weſens trennt. Die 
Nichter find zwar eine reelle Macht über dem Befchuldigten, 
daher ift ihre Macht Feine andere als die des Herrfchers felbft, 
aber was ihr Gericht beftimmt, ift daS, was fie mit dem 
zu Nichtenden eben fo wie mit dem Herrfcher gemein haben, 
das Geſetz, fie find berufen es zu handhaben wie jener, be— 
rufen es zu empfangen und zu befolgen wie diefer *). — 
Dieß ift denn auch der Grundgedanke fchon der roͤmiſchen 
und noch mehr der gesmanifchen Gerichtsverfaffung. 
Nach ihm ift uͤberall der Herrfcher und Gefeßgeber ' (König 
und feine Beamte) von dem Gerichte ausgefchloffen, und 
Männer, die fonft nicht herrfchen über den Befchuldigten — 
alfo feines Gleichen im weiteften aber eigentlichen Sinne — 

richten 


a 


*) Es liegt dieß ganz allgemein im Wefen der Gerechtigkeit. 
und des Gerichtes. Deßwegen wird, wie die h. Schrift 
uns lehrt, nicht Bott der allmaͤchtige Vater und Geſetzge— 
ber richten am jüngften Gericht, fondern der Sohn, der 
angethan ift mit der Macht des Vaters, der aber zugleich 
Repräfentant der Menjchheit — feines Gleichen zu dem 
Menfchen über den das Gericht ergeht — tft, der das Ge: 
fe& empfangen hat zum Gehorfam wie der Menſch, der es 
aber gehalten hat ohne Sünde. — Ih muß mid aber 
bey diefer Hinweifung auf meine Erklärung oben (©. 70 
in der Note) berufen. 
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richten ihn. In ältefter Zeit war es die gefammte Gemeinde 
(Schöffen). Bey der firengen Sonderung der Stände, 
bey der eben fo gut umgekehrt eine Ungerechtigkeit entftehen 
fonnte, daß der Gehorchende über den Gewalthaber richtete 
und feine Intereſſen an ihm geltend machte, richteten die 
ſpeciellen Standesgenofjen (eigentlihe Pairsgerihte*). 
Endlich bey der Theilung des Berufes und der Ausbildung 
der Gefeße folche Untertyanen, die ihr Leben der Kenntniß 
der Gefeke und der Nechtspflege widmen, und hiezu vom 
Staate (Regenten) ausgewählt werden, infofern alfo ein 
ſtaͤndiges Amt befleiden — gelehrte Richter. Sie find 
auch feines Gleichen mit dem Befchuldigten nach jenem 
wahren Sinne diefes Begriffes, und fie leiften mehr als die 
altern Nichter aus dem Volke dadurch, daß fie größere Ein- 
fiht und Uebung des Urtheils haben, und daß die Gerech- 
figfeit die ausfchliegliche Nichtung ihres Lebens und die be- 
fondere Ehre ihres Standes ift, auch jene eigne Neinheit 
und Unbefcholtenheit fich in ihnen am beftimmteften darftellt, da 
ihr Leben pofitiv im Handhaben des Gefeges und der Ge: 
vechtigkeit beſteht. Jene wefentlichen Beftimmungen des Ge: 
richtes Durch Seinesgleichen müffen aber auch bey ihnen 
Nlab finden. Sie dürfen nicht zugleich in andrer Weife 
eine Gewalt über den Untertanen haben oder der Gewalt 
dienen (Trennung der Suftiz und Adminiftration)— 


*) Es ift auch hier unter den Standesgenofjfen Feine andre 
Gleichheit gemeint als die, daß fie entweder dem Herren 
ftande oder dem allgemeinen Unterthanenftande angehören, 
ob reich ob arm ob Bauer oder Kaufmann macht nichts 
aus. Es beftätigt ſich alſo Hiftorifh, das es bloß auf 
Standesgleihheit in diefem weitelten Sinne bey der Ge— 
rechtigkeit ankommt, 

Stahl, Rechtsphil. II. 2. 4 
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es darf der Souveraͤn keinen Einfluß haben auf ihr Gericht 
von Nechtöwegen (Feine Kabinetsjuftiz, Unabhän: 
gigfeit der Gerichte) — und damit er ihn nicht thet: 
fächlich habe, müffen die Richter in ihrer perfünlichen Stel: 
lung gefichert feyn (Unentfernbarkfeit der Richter). — 
Ale diefe Beftimmungen des neuern Staatsrechts beruben 
alfo auf demfelben Grundgedanken wie die älteın Schöffen: 
und Pairsgerichte Die Nichter richten jedoh nach allın 
diefen Arten der Einrichtung immer nur in Vollmacht und 
unter Autorität des Souveraͤns. Der Etaat in feinem Ne 
präjentanten, der Herrfcher iſt e8 immer, der die Gerechtigkeit 
übt, wenn er gleich aus Gerechtigkeit nicht felbft richtet, — 

Die Unabhängigkeit der Gerichte vom Souverän gründet 
ſich nach diefem auf einen ähnlichen Gedanken wie die 
Bolfsvertretung. E3 ift eine Mittelmacht zwifchen Herr— 
ſcher und Unterthan dadurch daß fie die Stellung beyder theilt, 
die Darftellung des reinen Weſens der Untergebenen angetban 
mit der Macht des Herrſchers. Auf einer folchen Mittelmacht 
beruht alle politifche Freiheit, fie ift der tieffte Gedanke, das 
innerſte Urbild der ganzen Einrichtung der Staatsherrfchaft”). 


*) Es erhellt hieraus, daß ich weder hier noch oben ©. 70 
eine Vermittlung meine im Sinne der herrfchenden Phi: 
lofophie, nemlih nicht eine Wermittlung der Eigen— 
[haften fondern eine PVermittlung der That (Verfres 
tung, Schuß der Untergebenen), und nicht das Allge- 
meine Unbejtimmte einer Vermittlung, wie fie als ein all- 
gemeines Geſetz zmwifchen allen Gegenfägen in was immer 
für einer Weife (orgl. meinen I. Band S. 278) ftatt finden 
müßte, fondern die fpecififche Vermittlung zwifchen dem 
Herrſcher und den Untergebenen, wie fie bier und nur hier 
gemäß der göttlichen Gerechtigkeit und Liebe nothwentig 
ift, und aud auf ganz fpecififche Weife befteht, nemlich 
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Sie geftaltet fich aber anders bey der Volksvertretung und 
bey dem Gerichte gemäß dem Unterfchiede zwifchen Verfaf- 
fung und Rechtspflege. — Deßwegen find auch beyde In— 
ftitute in der alten Zeit nicht gefchieden, das Parlament iſt die 
Bolfsvertretung und ift der Gerichtshof, fo in England fo in 
Sranfreich, als fodann diefe Gebiethe des Staates fich fchieden, 
wurde es in England bloß Volfsvertrefung, in Frankreich 
bloß Gerichtshof, Doch blieben überall noch Spuren, der 
alten Doppelbedeutung übrig, das englifche Parlamen behielt 
noch Zweige der Gericht3barkeit (in feinem Oberhaufe), das 
franzöfifche Parlament Zweige der Volksvertretung (Ein: 
regiftrirung der Steuern, der Gefeke). — 


durch die Repräfentation in der erörterten Bedeutung. Des— 
gleichen handelt es fich hiernirgend um das Verhältniß oder die 
Vereinigung von zwey abftraften Momenten (fubjektiv und 
objektiv, ſubſtantiell und perfönlich oder aktuell), fondern 
von ganz Goncretem, Beftimmtem, der göttlichen oder der 
an Gottes Statt verordneten Herrfchaft und der Menſchen. — 
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Sechstes Kapitel. 
Die Eriminalrehtspflege 


Die Strafgerechtigfeit (die Gerechtigkeit als Grund, Zweck und Wefen der 


Strafe — folgeweife Wirfungen der Strafe — die falfchen Gtraftheo> 
cin). — Das Verbrechen (Begrenzung feines Begriffes — nähere Be— 
zeichnung feiner Natur). — Die Strafen Maaßſtab der Gtrafe — 


Stufenfolge der Verbrehen — die Todesiteafe — die geringern Stra—⸗ 
fen). — Das Begnadigungsreht. — Das Strafverfahren (Inquiſitions⸗ 
Aceuſationsprincip). — 


Die Strafgerechtigkeit. 


Wie das Neich de3 Staates im Ganzen ein außerliches 
ift, fo auch feine Strafgerechtigkeit. Seine Herrfchaft wird 
nur durch außere That verletzt — durch Verbrechen, und 
wird nur durch außere koͤrperlich zugefügte Strafe wieder: 
bergeftellt. Aber diefe aufere Strafgerechtigkeit kann doc) 
ihrem Mefen nach Feine andere feyn, als die Strafgerechtig- 
feit überhaupt, als die Strafgerechtigkeit. Gottes. Sie ift 
die Herftellung des Reiches, d. i. der Herrlichkeit, deS Staates 
durch die Vernichtung oder Das Keiden deſſen, der fich wider 
fie empört hat. Durch das Verbrechen macht fich der Thaͤ— 
ter zu einem Herin über den Staat und feine Ordnung, 
er richtet ein anderes, fein eignes, Reich in ihm auf, deßhalb 
muß die höhere Macht des Staates fich an ihm bewähren, 
in der That felbft wie im Bewußtſeyn fowohl der menfch- 
lichen Gemeinfchaft als des Verbrechers, fie muß ihn ver 
tilgen, je nach dem feine Auflehnung war entweder vollftän- 
dig oder nur in beflimmter Beziehung durch Lähmung feiner 
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natuͤrlichen Kraft und Freiheit, die er nothwendig als Leiden 
empfindet, damit nur ihr Reich beſtehe und kein anderes, 
das iſt die Strafe. Nicht das Geſetz des Staates ſoll 
durch ſie aufrecht erhalten oder wieder hergeſtellt werden — 
das waͤre unmöglich, feine Uebertretung iſt unwiderruflich — 
fondern feine Herrlichkeit. Die Gerechtigkeit ihrem Be— 
griffe nad fordert nicht, daß Feine Gefekübertretung Statt 
finde, fie fordert nur, daß Fein geſetzwidriger Wille fich be: 
haupte und den Sieg behalte zum Zroße der höhern Ord— 
nung *). — ö 

E3 wird alſo geftraft um der Gerechtigkeit willen. Die 
Strafe kann feinen zufünftigen Zweck haben (daf kuͤnftig 
keine Verbrechen geſchehen), und kein bloß faktiſches mecha— 
niſches Mittel ſeyn; ſondern die vollbrachte That ſelbſt und 
ſchlechthin fordert aus ethiſchem Grunde die Strafe. Wo 
Gerechtigkeit iſt, da muß auf das Boͤſe die Strafe folgen, 
und umgekehrt kann es keine Strafe geben, außer als ein 
nothwendiges Gebot der Gerechtigkeit. Dieß iſt der ſpecifiſche 
Begriff der Strafe, wie er in jedem unbefangenen Bewußt— 
feyn fich mit dem Worte fchon verbindet, und wenn da3 
Uebel, das der Verbrecher leidet, etwas anderes feyn follte 
— Abſchreckung, Nothwehr — fo durfte es wenigftens nicht 
mehr Strafe genannt werden. — Die Strafe des Staates 
ift darum aber Feineswegs Nachez denn der Verbrecher wird 
nicht geftraft, Damit er leide, fondern er leidet, damit er 
geftraft fen, und fie ifE nicht Wiedervergeltungz denn 
fie befteht nicht, Damit der Verbrecher wieder erfahre, was 
er andern (oder dem Staate) zugefügt, fondern damit fein 
Wille nicht Herrfchaft behaupte gegen den Staat und feine 


*) Näher ift dieß auseinandergefest I. Abth. ©. 82. 
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Drdnung. Ste unterfcheidet ſich auch von der fittlihen 
Strafe, die nur Gottes Sache iſt; denn der Staat ftraft 
richt die Sünde, fondern das Verbrechen, und feine Strafe 
ift feine ewige VBerdammniß und Fein Seelenfchmerz, fondern 
ein Eörperliches Leiden. 

Zu diefer rechtlichen Strafe ift aber der Staat befugt 
und verpflichtet, weil es feine Beftimmung und fein Wefen 
it, die äußere Ordnung Gottes auf Erden zu handhaben, 
und es umfaßt auch feine Strafgerechtigkeit nur die Ver: 
(chung diefer Drdnung, deren Schuß er für feinen unab- 
weisbaren Auftrag erfennen muß. Iſt der Staat ein gott: 
liches Neich, eine Mittelftufe zwifchen dem Neiche der Natur 
und dem ewigen Neiche Gottes *), fo muß fich auch der Geift 
Gottes nothwendig in ihm offenbaren. Wie Gott in feinem 
ewigen Neiche, da er die Geifter prüft und richtet, eine 
innere Gerechtigkeit übt, fo muß der Staat eine Außere 
uͤben. Wie in dem ewigen Weiche Gottes (der moralifchen 
MWeltordnung, wie der Rationalismus es fich vorftelt) auf 
das Bofe die Strafe folgen muß nach der Gerechtigkeit, alfo 
auch in diefem außerlichen Neiche auf das, was in ihm das 
Boͤſe ift, aufdie Zerftörung feiner Ordnung, das Verbrechen. 
Vermißt man dann auf der andern Seite, daß der Staat 
den Gehorfam gegen die Necht3ordnung nicht belohne, fo 
ift zu bedenken, daß die Theilnahme am Reiche des Staates, 
an dem Außern Frieden, den er gewährt, an der Bürger: 
ehre, eben diefer Lohn ift, wie ja auch in jener höhern Welt- 
ordnung die Belohnung fur das Gute in nicht anderem 
befteht, als in der Theilnahme an dem Neiche Gottes und 
in feinem innerlichen Frieden. 


) ©, oben ©. 12. 
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Demnad) dient die Strafe allerdings, wie die ältern 
Griminaliften fagen, zur größern Berherrlichung Gottes, je- 
doch nur mittelbar; denn Gott wird durch fie nicht in ihm 
felbft und dem Reiche feiner Heiligkeit verherrlicht (wie durch 
das göttliche Strafgericht), fondern nur in feiner trdifchen 
Ordnung und Anftalt. 

Obwohl nun die Bedeutung der Strafe Feine andre 
ſeyn kann, als die, daß fie die nothwendige Folge des Ver: 
brechens ift nach der Gerechtigfeit, obwohl es allein die Ge: 
vechtigkeit ift, Durch welche fie gerechtfertigt, fur die fie un: 
mittelbar beftimmt ift, nach welcher fie im wefentlichen in 
Art und Maaß eingerichtet feyn muß, fo dient doch die 
Strafe folgeweife auch noch für andere Zwede, weil in jedem 
lebendigen Ganzen und fo auch im Staate die Thätigfeit 
einer Kraft nothwendig auch auf die andern wirft. — Durd) 
die Strafe oder, was ganz daffelbe jagt, durch die Gerech- 
tigkeit. wird der Staat auch erhalten und gefichert gegen die 
Gefahr , die das Verbrechen fur ihn enthält, und wenn er 
die fittliche Pflicht, die Gerechtigkeit zu handhaben, zu ftra: 
fen, nicht erfüllte, müßte er auch aͤußerlich und mechanifch 
zu Grunde gehen (Nothwehr). Die Strafe macht nicht 
bloß den übelften Theil der Bevölkerung, der fih dur) 
verübte Verbrechen als folchen bewährt, gänzlich oder für 
eine Zeit unfchbädlichb (Prävention), fondern, was bey 
weitem wefentlicher ift, fie hält die ganze Bevölkerung durd) 
Furcht wor der Strafe von Verbrechen ab (Abſchreckung), 
und bey der Oberhand des Boͤſen im irdifchen Zuftande, 
tft nur diefe Furcht vermögend, die Ordnung und Sicher: 
heit für das Ganze und die Einzelnen zu gewähren *). 


*) Sie wirkt aber diefe Abſchreckung weder durd ihre Volle 
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In gleicher Weife wird durch die Strafe und die Pflege 
der Gerechtigkeit auch die Sittlichkeit gefordert. Fürs 
erfte Die Sittlichfeit des Verbreherd (Befferung). Denn 
das äußere Leiden, das ihn als ein verdientes trifft, muß 
ihn zur Befinnung und Bekehrung bringen, wenn er nicht 
felbft hartnädig widerfirebt. Dieß gilt nicht etwa bloß von 
den Strafen, welche den Verbrecher fpäter dem bürgerlichen 
Leben wieder zurliägeben, fondern von fammtlichen, nament: 
lich auch von der Todesſtrafe, fie vor allen hat außer der 
Gerechtigkeit zugleich die Natur, daß fie geeignet iſt, den 
Verbrecher zu befehren. Fuͤrs andre die Sittlichkeit der 
Bevölkerung Denn die Strafe fehrecdt nicht bloß pſy— 
chologiſch vom Verbrechen ab durch Die Furcht vor dem finn- 
lichen Uebel der Strafe, fondern fie erfüllt auch fittlich mit 
dem Bewußtfeyn der VBerdammlichkeit des Verbrechens und 
dem Abfcheu vor den fimdlihen Zriebfedern, die zu ihm 
führen. — Es bewährt fih hierin, daß der Staat, als 
Reich außrer Ordnung und Gerechtigkeit eben dadurch zus 
oleich Träger tft für die Gittlichkeit der Menfchen. — 


ziehung für fi no) durch ihre Androhung für ſich; denn 
wen follte der Anblick der Strafe von Verbrechen abſchre— 
Een, wenn er nicht wüßte, daß fie auch ihn, wenn er 
Berbrechen begeht , treffen wird, und wen Eonnte die Ans 
drohung abſchrecken, wenn ihr nicht die Vollziehung folgte? 
Was die Abſchreckung bewirkt, ift eben die nothmwendige 
Folge der Strafe auf das Verbrechen, die im. Staate be= 
ſtehen muß und wirklich befteht, und die deßhalb auch je= 
der Eennt (von felbft, nicht aus der Androhung des ge— 
jhriebenen Geſetzbuches). Es ifi nichts unpaffender als 
jene beyden Seiten einer und berfelben Thatſache (ihren 
wirklichen Beftand und ihr Bewußtfeyn), die untrennbar zu— 
fammengehören, alfo zu fondern, und das eine oder das 
andere zum Principe der Strafe zu machen. 
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Die relativen Strafrehtstheorien haben alle 
den Grundfehler, daß fie den Menfchen, der beftraft wird, 
als ein Mittel behandeln, feine Freiheit verlegen, um. eines 
kuͤnftigen Zweckes der Gemeinſchaft willen, ſey es ihm ſelbſt 
für kuͤnftigeVerbrechen zuvorzukommen (Praventionstheo- 
rie), ſey es die andern abzuſchrecken (Abſſchreckungs— 
theorie)*). Dieß iſt abſolut gegen Recht und Gerechtigkeit. 
Es laͤßt ſich auch nicht rechtfertigen dadurch, daß der Staat 
die Strafe vorher droht und nach ſeinem Zwecke drohen 
muͤſſe, denn das Recht des Staates die Strafe zu vollzie— 
hen, kann nicht davon abhängen, ob er das Recht habe, fie 
zu drohen, fondern vielmehr umgekehrt, er kann nur dann ein 
Hecht haben, fie zu drohen, wenn zuvor fein Hecht erwiefen 
ift, fie zu vollziehen. Man muß daher die Strafe nach diefer 
Theorie’ zuleßt Doch wieder aus Vertrag ber Unterthanen 
(ftillfchweigende Uebereinkunft bey Grundung des Staates) 
rechtfertigen oder al3 Nothwehr des Staates. Allein der 
Vertrag macht das an ſich Ungerechte nicht zum Rechte **), 
und die Nothwehr ift, da das Berbrechen bereits vollendet 
ift, gegen den, der es verubt hat, nicht mehr begründet. 
Daß fie deßhalb erlaubt feyn folle, weil ja der Verbrecher 


°) Bon der eben fo fchwac begründeten als unausführbaren 
Befferungstheorie kann ohnedieß Feine Rede feyn in 
Beziehung auf Begründung der Strafe und Strafmaaf, 
obwohl in Beziehung auf die Vollziehung der Strafen und 
Behandlung der Sträflinge die Befferung derfelben mit der 
erfte Geſichtspunkt ſeyn muß. 


»*) Ganz irrig ift die Anſicht, daß der Staat nad) Willkühr 
die Sheilnahme an ihm an irgend eine beliebige Bedingung 
fnüpfen Eonne, und defhalb aud an Uebernahme der 
Strafe für den Fall der Verlegung. Ä 
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zuvor felbft ein Unrecht gegen den Staat verübt hat, das 
fest die Nechtmäßigfeit der Strafe, die erft bewiefen werden 
fol, jchon voraus, und zwar ald Vergeltung, fo daß der 
Grund der Nothwehr ganz überflußig würde. Ueberhaupt 
aber erfchiene danach die Strafe nicht als ein rechtlich) Noth— 
wendiges, wie jeder Unbefangene fie doch als folches erkennt, 
fondern nur als ein faktiſch Noͤthiges, und deßhalb Erlaub: 
tes, und der Verbrecher koͤnnte in der Strafe Fein Gericht 
einer fittlichen Macht, das er verdiente, fondern nur ein Er: 
liegen unter einer außern Gewalt erfennen*). 

Gegen die abfolute Strafrechtstheorie muß fi 
die rationaliftifche Nechtsphilofophie folgerichtig ſtraͤuben, da 
fie alles bloß auf das Individuum und feine Verletzung 
bezieht. Wo fie aufgeftellt wird, bey Kant und Hegel, 
erfcheint aber die Strafe als Miederherftellung des Gefekes, 
nicht der Herrlichfeit einer Perfönlichfeit und der von ihr eins 
gefeßten Drönung Die Theorie Kant’s hat noch den 
Fehler, daß er die Strafgercchtigkeit de8 Staates fur ein 
moralifches Gericht nimmt flatt eines rechtlichen, und die 
Hegel’S den umgekehrten, daß die Strafe nach ihm ur: 
ſpruͤnglich und allein aus dem Boden des Nechtes und der 
bürgerlichen Ordnung ſtammt, und er das fittliche Gericht, 
die Gerechtigkeit Gottes, von der felbft die bürgerliche nur 
ein Abbild ift, völlig ignorirt. Ueberdieß ift bey Hegel im 
Geifte feines Syftems das Verbrechen ein eben fo nothwen- 


*) Durch Lind, Hepp und andere find diefe Theorien voll: 
ftändig in ihrer Nichtigkeit dargethan, wobey nur zu vers 
wundern ift, dab Hepp doc wieder cine ähnlidie an bie 
Stelle fest. 
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diges Entwicklungsmoment des Begriffes, als die Aufhebung: 
deffelben, die Strafe, 


Das Verbrechen. 


Aus dem Weſen der Strafgerechtigkeit, wie es hier aus— 
einandergeſetzt worden, ergibt ſich auch der Begriff des 
Verbrechens und ſeine Abgraͤnzung. Verbrechen iſt da— 
nach die Verletzung gegen die Herrſchaft von Recht 
und Staat, d. i. gegen das aͤußerliche Reich Gottes. 
E35 muß daher um ein Verbrechen zu begründen, die Rechts— 
ordnung verleßt feyn und zwar auf folche Weife, daß da: 
durch ihrer Herrlichkeit ſelbſt, d. i. der Macht des Staates 
fie zu handhaben, Trotz gebothen ift. Zu der Rechtsordnung 
gehören aber die Integrität der Perfon, der Schuß des Ver: 
mögend, die Familienordnung, der Beſtand des Staates 
(d. i. die Erhaltung feiner Verfaſſung und die Ungehemmt— 
heit feiner Verwaltung) der Beftand der Kirche *). 

Nicht in den Begriff des Verbrechens dagegen gehören‘ 

1) Die Unfittlihfeit und Sünde — Die gott: 
widrige Handlung als folche, wenn fie nicht in den Beſtand 
der Nechtsordnung eingreift, ift Fein Verbrechen und unter: 
fiegt nicht der Strafgerechtigkeit des Staates, weil er nicht 
überhaupt die Ordnung Gottes (die feines ewigen innerlichen 
Neiches), fondern nur die feines Außerlichen Neiches zu 
handhaben hat. E3 kann daher nach Umſtaͤnden wohl (po: 
lizeyliche) Züchtigung und Ahndung für fie angemeifen ſeyn, 
zur fittlichen Forderung und zur Neprobation des Aerger: 
niffes durch den Staat, aber nicht Strafe zur Gerechtigkeit. 


*) Denn nur hierin beftcht die Gliederung der menfchlichen 
Gemeinfchaft vrgl. 1. Abtheil. ©. 109. 
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So z. B. koͤnnen Voͤllerey und Sauferey, Mißbrauch des 
Vertraͤuens, ſchaͤndlicher Verrath der Freunde und boͤsliche 
Verſtellung u. drgl. nie bürgerliche Verbrechen ſeyn. So 
kann der Selbſtmord — der vollbrachte oder verſuchte — 
nur polizeylich und kirchlich geahndet werden, ſo iſt der 
falſche Eidſchwur, inſoferne er nur die Religion verletzt, und 
ſollte er noch ſo erwieſen ſeyn, bloß Suͤnde, hoͤchſtens po— 
lizeylich zu ahnden, aber inſoferne er die Religion als Baſis 
der Rechtspflege und Gerichtsverfaſſung — der gerichtliche 
Meineid — oder ſonſt zugleich das Vermoͤgen verletzt, ein 
Verbrechen. Eben fo muß man bey der Blasphemie unter: 
ſcheiden, inwiefern fie bloß ein Srevel des Menfchen ift oder 
gegen das öffentliche Anfehen der Kirche gerichtet ift*). Es 


*) Dieß alles ift allerdings abweichend von dem göttlichen Gefeße 
des alten Teftamentes, nad) welchem nicht bloß die Ver— 
leßung der Rechtsordnung, fondern jeder Gräuel vor Gott 
ausgerottet werden foll aus der Gemeinfchaft des Volkes, 
Allein die Gemeinfchaft des jüdifhen Volkes und die Ein: 
richtung des moſaiſchen Geſetzes war nicht bloß Staat fon: 
dern zugleich auch Kirche, und cben diefer kirchlichen nicht 
der politifchen Seite gehört der Gedanke, daß der Gräuel 
ausgerottet werden müfje an, die kirchliche Seite aber hat 
dur) den neuen Bund eine weſentliche Umwandlung erlit: 
ten. Zwar ficht der Gedanke noch eben fo unverrüdt feſt, 
daß aus der Kirche der Gräuel ausgethan werden muß, 

- allein dieß Hat jest nicht mehr durd) Vertilaung des Frevlers 
zu gefhehen, fondern durch feine Ausfchliegung aus der 
chriftlihen Gemeinſchaft, durd welche er felbft auch zu— 
gleich angehalten wird, daß er Buße thue. Doc, kann 
die fittlihe Vergebung und das Xergerniß von der Art 
feyn, daß fie Außerlih die Kirche in ihrem Anfehen und 
Beftand antaften oder Trotz biethen, und dadurch zum 
Verbrechen werden wie 3.8. die Gottesläfterung, wo und 
wann dieß der Kal fey, iſt ſchwer zu beurtheilen in einer 


, 
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— ſich alſo das Verbrechen das Arengfe gon 
der Unfittlichkeit und Sünde, wie überhaupt Die ‚Sphäre des 
Rechts won: der der Sittlichfeit* Keineswegs aber ge= 
hören nur die Handlungen in un Begriff des Verbrechens, 
durch welche, Rechte andrer Menfchen verlekt werden. 
Wie ſich die Rechtsordnung feldft nicht auf die Rechte andrer 
Menfchen befchränkt, fondern den Beftand der. Verhältniffe 
nach höherem Gebote zu ihrem Inhalte hat, alfo auch das 
Berbrechen. Es find deßhalb z. B. die Berlegungen gegen 
die Ordnung der Familie (Ehebruh, Blutfchande, Poly: 
gamie) nicht minder bürgerliche Verbrechen als die des Ber: 
mögens andrer Menfchen *). Ja ſelbſt die Berbrechen, 





Zeit, in welcher das Gefühl für Verlegung der Kirche durch 
Gewöohnung und öffentliche Duldung fiumpfer geworden ift. 


*) So verdienftvol Jarke den Gedanken der wahren Straf: 
gerechtigkeit gegen die herrjchenden Srrthümer vertheidiat, fo 
bringt er doch auch feinerfeitö wieder eine Ungenauigfeit herein, 
indem er Berbredhen und Sünde vermifcht, und es dann 
als etwas Zufälliges, bloß auf Außern Gründen Beruhen— 
des, erklären muß, daß der Staat die eine Sünde beftraft, 
die andre unbeftraft läßt. 


2) Indem Feuerbach, der wahrhaft der Repräfentant des 
neuen philofophifchen Griminalrechts ift, ganz folgerichtig 
im Sinne und nad) den Grundfägen des Naturrechts nur 
Verlegungen gegen andre Menfchen als Verbrechen aner— 
Eennen darf, fo wird er bey dem Widerſpruche mit dem 
wirklichen Zuftande zu den fonderbarften Auswegen mit 
Nothwendigkeit fortgeführt z.B. daß er den Ehebrucd als 
eine Verlegung gegen Zreue und Glauben aus Vertrag 
behandelt, als wenn, der die Frau eines andern jhwädht, 
gegen einen Vertrag handelte, der ihn binden Eönnte, oder 
im bayerifhen Strafgefehbuche, daß die Blutſchande unter 
dem Geſichtspunkte des Mißbrauchs einer gefeslichen Ge— 
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welche gegen andre Menfchen verübt werden, find nicht deß— 
wegen und dadurch Verbrechen, daß fie das Recht diefes 
Menfchen, fondern dadurch, daß fie in ihm die Ordnung 
des Staates verleken*). 

2) Die bloße Uebertretung. — Auch eine Leber: 
fchreitung der äußeren Gebote des Staates kann nicht Ver— 
brechen feyn, wenn fie nicht gegen die Gefehe jener Rechts: 
ordnung gerichtet ift, fondern nur gegen die Gebote des 
Staates zur Forderung und zum gemeinen Beften. Denn 
nur der Beſtand der Nechtöverhältniffe bildet unmittelbar 
Gottes Ordnung bienieden und fein außerliches Reich, nur 
ein Eingriff in fie taftet daher unmittelbar Gottes Ordnung 
an, die der Staat aufrecht zu erhalten hat, dagegen die Ge: 
bote, welche der Staat zur Forderung und zum gemeinen 
Beften erläßt, bleiben immer nur menfchliche Anordnungen, 
Mittel menschlichen Ermeffens für Zwecke des Staates. ' Ue— 
berfchreitung folcher Gebote muß allerdings gezüchtigt 
werden, weil in Folge der Nechtsordnung (alfo mittelbar) 
Gehorfam gegen die beftimmten Befehle der Obrigkeit Pflicht 
ift, und damit in. Zufunft nicht überfchriften werde, der 
Staat alfo die Zwecke erreichen Eönne, aber fie dürfen nicht 
beftraft werden, denn unmittelbar ift hier Doch nur 
der menfchliche Befehl der Obrigkeit nicht ein zur göftli- 
hen Ordnung gehöriges Verhaͤltniß verletzt. Die 


% 
walt beftraft wird, Lot's Toͤchter müßten danach unbes 
ftraft bleiben. — 


°) Daß die Toͤdtung eines zum Tode Verurtheilten nicht als 
Verbrechen des Mordes oder der Toͤdtung zu betradıten 
fey, wie Feuerbach auch wieder von jenem Grundſatze 
aus behauptet, weil der Verurtheilte Fein Recht mehr habe 
auf fein Leben, ift alfo auch völlig unrichtig. — 
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Mebertretung folcher Gebote füllt daher in die Sphäre der 
Polizey und nicht der Rechtspflege. So tft alles, was Ver: 
legendes gegen die Gebote zur Förderung des MWohlftandes, 
der Bildung, der Sanität, der allgemeinen Sicherheit, des 
Staatseinfommens gefchieht, bloße Polizeyübertretung*). De$- 
halb ift es auch ganz angemefjen, wenn z.B. Münzfälfchung 
als Berbrechen, Mauthdefraudation als bloße Uebertretung 
beftraft wird, denn durch jene wird in die Verrichtung des 
Staates felbft hemmend und verlekend eingegriffen, alſo 
gegen den rechtlichen Beſtand des Staates, durch diefe nur 
ein Gebot zur Förderung des üffentlichen Einfommens von 
Seite des Individuums argliftig überfchritten. Es ift darum 
nicht willführlich, welche Handlungen als Verbrechen zu 
gelten haben, fo daß nach Umftänden in einem Lande diefe 
im andern jene darunter gehörten, fo wie die Verfaſſungs— 
formen oder die Maafregeln und Anftalten für Wohlftand 
und Bildung von Grund aus verfchteden feyn koͤnnen, fondern 
fie find dem Wefen nach mit einer innern Nothwendigfeit 
gegeben, und nur die befondre Abgränzung, fo wie die Be . 
flimmung jener Berhältniffe, welche Boss usfeßung des Ber: 
brechens find (3. B. ob Jagd als Eigenthum oder ald Ge: 
meingut gelte), nicht die der Verbrechen felbft, kann wefent- 
lich verfchieden feyn ohne Ungerechtigkeit**). Dagegen was 


°) Daß im gemeinen bdeutfchen Criminalrechte der Unterfchied 
zwifchen Verbrechen und Polizeyübertretungen nicht fo ent 
hieden hervortritt, beruht auf äußern Gründen, den Manz 
gel verfchiedener Behörden für Polizey und Juſtiz u. drgl. 
und überhaupt ift die Sonderung und Abgränzung immer 
erft Sache der fpätern Zeiten. | 


») Allerdings ift das auch etwas Mechfelndes, wenn ber 
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Polizeyübertretung fey, das haͤngt von der wechfelnden An- 
ordnung des Staates ab, die immer und. überall nach. den 
Umftänden fich richtet Die Graͤnze zwiſchen Griminalver- 
brechen (oder Vergehen). und Polizeyübertretungen iſt alſo 
auch in der Natur der Sache zwar nicht genau und detaillirt 
gezogen, aber doch dem Wefen nach gegeben. E3 iftınicht 
ein Unterfchied des Grades sondern des Gegenftandes der 
Verlegung. Allein viele Berlekungen, die ihrem Gegenftande 
nach Verbrechen feyn müßten, find Doch bloß als Webertre- 
tungen zu behandeln wegen des geringern Grades der Ber: 
letzung im Maaße oder in der Art, fo z. DB. ein ganz-ge- 
ringfügiger Diebfiahl wegen des Maaßes, unehelicher Bey: 

fchlaf wegen der Art *). 
3..Der 


Staat zur Peftzeit auf MWeberjchreitung des Cordons 
oder zur Kriegszeit auf Befchreitung des Lagers ohne Aus: 
weis den Tod fest, das fft aber nur ein Aft der Sicherung 
nicht ein Akt der Strafgerechtigkeit, und wenn. die Crimi— 
nalprozeſſe und Griminalbefirafungen- ale von folder Art 
wären, jo hätte Martin mit feiner Nothwehrstheorie 
Recht. 


) Dieſer müßte feinem Gegenſtande nach Verbrechen ſeyn, 
weil er die Geſchlechtsordnung, dieſes bedeutende Glied der 
Rechtsordnung, verletzt. Allein er greift doch nicht ſo tief 
in dieſelbe ein wie Ehebruch, Blutſchande, da er keine be— 
ſtehende Ehe oder Familie verunreinigt, ſondern ſich bloß 
der Eheordnung entzieht, ja die Moͤglichkeit gar nicht ab— 
ſolut und in thesi ausgeſchloſſen iſt, daß der Beyſchlaf in 
ehelicher Abſicht geſchehen, alſo nur die aͤußere (gar nicht 
abſolut weſentliche) Anordnung des Staates und der Kirche 
(das Erforderniß oͤffentlicher Eingehung) verletzt wurde. 
Sodann kann er ſubjektiv nicht ſo ſchwer angerechnet werden 
wie andre Verbrechen, indem hier der Uebergang von er— 
laubter Liebe ſo nahe liegt, daß jener maͤchtige augenblick⸗ 


\ 
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3. Der Ungehorfam und das Civilunrecht. — 
Selbſt Handlungen, welche die Rechtsordnung verlegen, find nur 
dann Berbrechen, wenn fie der Herrfchaft und dem Anfehen 
des Staates Troß biethen. Dadurch) unterfcheidet ſich das 
Berbrechen von dem bloßen Ungehorfam gegen die Rechts: 
geſetze (3. B. der Verfaſſung) und dem Civilunrecht oder 
der Widerrechtlichkeit. Denn im Staate, da er nur ein 
außerliched Neich ift, bloß That nicht Gefinnung ford, 
dürfen es die Menfchen darauf anfommen laffen, daß der 
Staat fie zwinge, es ift gegen ihn nicht (wie gegen Gott) 


lich bewältigende Naturtrieb als ein Grund den Grad der 
Vergebung rechtlich geringer anzufclagen gelten muß, 
was nicht bey Ehebrudy und Blutfchande Anwendung finden 
kann, wo fchon die erfte Annäherung fündlih ift. Der 
unehelihe Beyſchlaf ift daher polizeylich frenge zu ahnden 
und Gegenftand der Kirchenzudt, aber er fann doch 
nicht ald Verbrechen gelten. Anders, wo er als Gewerbe 
getrieben wird (KRuppeley und Hurerey im engern Sinne), 
bier ift der Gefhlehtsordnung des Staates offenbar Troß 
gebothen, und hierauf müßte in einem wahrhaft chriftlichen 
Staate nicht minder Griminalftrafe ftchen als auf Dieb- 
ftahl, — Aehnlich verhält es ſich mit der Kegerey, fie 
müßte ihrem Gegenftande nad; Verbredyen feyn. Denn fie 
greift den Beftand der Kirche an in der Lehre derfelben, 
welche eine gewifjfe nicht von Meinung abhängige ift und 
als foldye vom Staate anerkannt werden muß. Allein die 
volle Imputation fehlt hier, da die natürliche Rechtfchaffen- 

, heit nicht gegen Ketzerey zu jchügen vermag, der Staat 
aber bloß diefen Maaßſtab nicht den der Gnade und chrifte 
lichen Erleuchtung anlegen darf (val. oben S. 284). Die 
Keserey fällt daher auch nur unter den Gefichtspunft der 
polizeylichen Züchtigung,, fie müßte denn Blasphemie wer— 
den, gegen die ſchon das natürliche Religionsgefühl ſchuͤtzt, 
oder Aufforderung zum Umſturz der Außern Ordnung der 
Kirche. 

Stahl, Rechtsphil. II. 2. \ 35 
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eine Veiletung ſeiner Herrlichkeit, wenn ſie ihm nicht frey⸗ 
willig gehorchen, ſeine Gebote uͤbertreten. Eine ſolche wird 
es nur dann, wenn die Uebertretung von der Art ift, daß 
die freche Verachtung der höhern Ordnung in ihr’ fich' "End 
gibt. Dieß zeigt fich aber in folgendem: Das Verbrechen 
ift immer ein pofitiver Eingriff in die öffentliche Rechts: 
ordnung oder die Rechte andrer, der Ungehorfam ind das’ 
Givilunrecht nur ein negativer. Jenes its. B. Begtünder 
durch Aufhebung oder Vereitlung von Verfaffungseinrichtun⸗ 
gen (Aufruhr, Beſtechung bey Wahlen), dieſe durch Ber 
weigerung der eignen Handlung (Nichterſcheinen in der Ver⸗ 
ſammlung, fortwaͤhrende Ausuͤbung eines nichtzuſtnidigen 
Standesrechtes), jenes durch Entreißung (Diebftahl, Raub), 
diefe durch VBorenthaltung (Nichtherausgabe des Eigenthums, 
Nichtbezahlung des Darleyens), jenes durch Bildung falſcher 
Thatfachen, auf welchen Treue und Glauben beruhen (ri 
minalbetrug 3. B. wenn jemand fich für einen audern aus- 
gibt, wenn er Urkunden fälfcht, falſches Maaß und Gewicht 
hat), dieſes durch Bemaͤntelung der beſtehenden Thatfachen 
(Civilbetrug z. B. falſche Vorſpiegelungen zu Eingehung 
eines Gefchäftes, Verhuͤllung der Fehler eines Pferdes, Ver: 
laͤugnung der Laften auf einem Haufe). — Ferner die ver: 
brecherifche Handlung iſt immer an ſich (in thesi) fchon 
ihrer Form nach gegen das Necht, die bloß widerrechtliche 
ift e8 unter den gegebenen Umftänden (in hypothesi), 
koͤnnte unter andern (oft fehr zweifelhafter Beurtheilung) 
auch rechtmäßig feyn. So z. B. find Diebftahl, Urkunden 

falfohung an ſich und fehlechterdings Unrecht, dagegen für 
Verweigerung der Heimzahlung eines Darlehens” kann es 
rechtfertigende Gruͤnde geben, für Verhuͤllung der Mängel 
des Kaufobjektes iſt keine genaue Graͤnze, in welchen (mehr 
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ober. weniger. vortheilhaftem) Zuſtande es gezeigt ‚werden, 
welche ‚Seite. bey der. Beſprechung mehr hervorgehoben 
werden ame, 68, kann ſich aber nur in jenen Hand⸗ 
* gegen. bie Arairken des Staates ———— — 
Endlich die verbrecheriſchen Handlungen ſind, wenigſtens ge— 
woͤhnlich, von der Natur, daß ſie darauf abzwecken, dem 
Stagate auch, die Durchſetzung der geſetzlichen An— 
forderung unmöglich, alfo ihn ohnmächtig zu machen 
gegen den verbrecherifchen Willen, während. die bloß wider— 
rechtlichen hierauf nicht abzweden z. B. Nichtbezahlung eines 
Darlehens „ Verläugnung der Laften bey einem Hausver- 
kaufe, Vebervortheilung bey einem Geſchaͤfte ſind gar nicht 
darauf abgeſehen, dem Beſchaͤdigten die rechtliche Hilfe un— 
moͤglich zu machen, dagegen Diebſtahl, Grininalbetrug (Ur⸗ 
kundenfaͤlſchung, falſches Maaß und Gewicht) gehen wenig- 
ftenö in der Regel darauf hin, die Beſchaͤdigung dem Be⸗ 
ſchaͤdigten gaͤnzlich oder doch ſo lange zu verbergen, bis ihm 
die Gerichte ſelbſt kaum mehr helfen koͤnnen, bey den hoͤhern 
Verbrechen (Mord, Raub, Brandlegung) erhellt es von 
jelbft, daß. fie auf. einen unwieberherftellbaren Schaden, auf 
Erreichung, eines Erfolges zum Trotze der Ordnung. des 
Staates abzwecken. — 

In dieſer Weiſe unterſcheidet ſich das N von 
der Sünde und Unfittlichfeit, von der Polizeyuͤbertretung, 
vom Ungehorſam und Civilunrecht. Doch verſteht es ſich 
auch hier wieder, daß damit uͤberall nur das Princip des 
Unterſchiedes bezeichnet iſt, eine ſcharfe und genaue Graͤnze 
fuͤr die concreten Handlungen aber nur durch die poſitive 
Legislation gegeben werden kann. 

Das Verbrechen iſt es von felbſt, durch die eigne e Natur 
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der Handlung; es wird es nicht erſt durch die Vorankuͤndi 
gung der! Strafe: Allerdings‘ muß die Strafrechtöpflege 
ſtrenge an pofitive Normen gebunden feyn, wie ja in gleicher 
Weiſe die Givilvechtöpflege, das iſt aber nur dazu, um gegen 
individuelle Millführ oder Unvernunft der Richter: zu fichern, 
nicht deßhalb weil fih das Necht des Staates den Verbre— 
cher zu beftrafen darauf gründete, "daß ihm ſolches gedroht 
worden. . Die Kenntniß des beſtimmten Strafgeſetzes oder 
des Strafgefeßbuches überhaupt iſt denn: auch gar micht er— 
forderlich fuͤr die Zurechnungsfaͤhigkeit; das: rechtliche Be- 
wußtſeyn, wie es von jedem gefordert werden muß, iſt hin— 
laͤnglich, um den verbrecheriſchen Charakter einer Handlung 
zu kennen. Und es darf auch ein Verbrechen nicht ſtraflos 
bleiben aus dem Grunde, weil es ſich unter keines derjenigen 
ſubſummiren laͤßt, deren Umriſſe das Gefekbuch enthält, 
wenn nur nach ftrenger Analogie aus den pofitiven’ Beftim- 
mungen‘ (zu welchen übrigens Gewohnheit eben“ fo fehr als 
gefchriebenes Gefek gehört) im Sinne des ganzen poſitiven 
Strafrecht3 fein Charakter als Verbrechen und die Cathe— 
gorie ſeiner Beſtrafung gewiß iſt (z. B. Kaſpar Hauſer). 
Das Verbrechen als aͤußerliche Verletzung fordert, 
daß es aͤußerlich durch That ſich beurkunde, ins Aeußere 
eingreife. — Der bloße innerliche Vorſatz, wenn ihm keine 
Ausfuͤhrung folgt, begruͤndet daher kein Verbrechen. Eben 
fo muß der Grad der Aeußerung des Vorſatzes und der 
Grad der Wirkung, welchen diefelbe in der Außenwelt ge- 
habt, der Erfolg, über den Grad des Verbrechens. entfchei- 
den, es ergibt fich die Stufenfolge von Verſuch, Ausführung, 
mit oder ohne die beabfichtigte Wirkung. Allein auf der an- 
dern Seite ift das Verbrechen doch eine Verletzung, eine 
That, es gehört dem menfchlihen Willen an. Der Wille 
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muß fich zw ar geaͤußert haben, aber, was eben damit 
ſchon geſagt iſt, es muß doch der Wille ſeyn, der ſich ge⸗ 
aͤußert hat. Nur der boͤſe Wille wird beſtraft, der Staat 
iſt kein Reich der Natur, daß das bloße, Ereigniß beſtraft 
werden könnte: Ohne Borfak, zufällig, unbewußt veruͤbte 
Handlungen oder) vielmehr verurſachte Erfolge gehören auf 
Feine Weife in den Begriff des Verbrechens. Deßhalb iſt ein 
weſentliches Erforderniß die Zurechnungsfähigfeit, und es 
ergibt ſich eine Stufenfolge nach den verſchiedenen Willens— 
ge ——— und boͤsliche ———— 

ae nah: Di ie S trafen. 

tn ıBergrößer oder geringer das Verbrechen, die —— 
(gehe die Herrlichkeit des Staates, deſto größer oder geringer 
auchndie Strafe, die Beurkundung der hoͤhern Gewalt des 
Staates an der Derfon des Thaͤters. Die Gerechtigfeitıfor: 
dert: dieſe Verhaͤltnißmaͤßigkeit der Strafe mit derſelben Roth: 
wendigkeit als die Strafe felbft, weil fie in gleicher Weiſe 
unausbleibliche Herftelung der Herrfchaft des Staates, und 
unantafibare Sicherung der Perſon, fo weit ſie nicht ſchuldig 
iſt fordert:. Wuoͤre die That fuͤr ſich allein etwas und 
wuͤrde die verbrecheriſche That nach der Gerechtigkeit ver— 


3 Herr 
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n D) Diefe Doppelnatur des Verbrechens, daß es einerfeit, dem 
innern Bereiche des Willens angehört, die Art des Wil 
long, die Zurechnungsfähigkeit und der Grad derfelben, 

entſcheidet, daß es andrerfeits aber wieder dem Bereiche 
der Aeußerlichkeit angehört, daher die Ausführung und; der 
nd zufällige, ‚Erfolg feinen, ‚Grad ‚beftimmt,. ift ganz uͤherein⸗ 
ſtimmend mit der Doppelnatur des Staates überhaupt, 
die dm anhaftet as einer Mittelſtufe zwiſchen dem BR 
der Natur und’ dem Reiche Gottes, ſ. oben S. 12. 
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nichtet, fo müßte ein Verbrechen wie das andre befträft wer: 
den, denn eines wie das andere muß abfolut aufgehoben 
werden, dann häfte Drafon Recht. Allen die That ift 
nur etwas als Aeußerung der Perfönlichkeit des Thaͤ— 
ters und in feiner, nicht in der That, Bewältigung, be: 
fteht Gerechtigfeit und Strafe Der Thäter aber tft noch 
etwas außer diefer That, er ift in andrer Beziehung wieder im 
Gehorfam und der Achtung gegen den Staat, muß wenig. 
ſtens in allen Beziehungen, fo weit er nicht das Gegentheil 
bethätigt, fo angenommen werden. So lange alfo nicht die 
höhere und höchfte Nichtachtung der Herrfchaft der göttlichen 
Ordnung von ihm beurkundet worden, muß er aus Nücdficht 
auf diefe legitime Gefinnung, die noch in ihm ift, gefchlikt, vor 
Strafe bewahrt werden, und kann der Strafe nur foweit 
„unterliegen, al$ in der begangenen That ein Grad. Diefer Auf: 
lehnung vorhanden if. Deßhalb befteht eine Stufenfolge 
Wer — und danach der Strafen — 


Da das Verbrechen wie jede That die doppelte De: 
ziehung haft, die Außere des Objeftes und die innere des 
Entſchluſſes, fo beſtimmt fich die Größe des Verbrechens nach 
zwey Rüdfichten: | 


1). (objektiv) nach dem verletzten Verhaͤltniß. 
Se nachdem diefes ein höheres, heiligeres, ‚in der. Ordnung 
des Staates tiefer begründetes tft, muß auch die Verlegung 
deffelben als eine höhere Verachtung und Zerftörung der 
Herrſchaft des Staates erfcheinen. So ift das Verbrechen 
gegen das Leben ein größeres, als das gegen das Vermögen, 
Hochverrath höher als Muͤnzfaͤlſchung und Beftechung, Dieb: 
ſtahl einer bedeutenden Summe hoͤher als einer geringfuͤgigen. 
| Deßheib iſt auch der Diebſtahl an befriedeten Sachen (Feld— 
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diebſtahl) oder der Diebſtahl, der die heiligen Schranken des 
haͤuslichen Schutzes gewaltſam durchbricht (mit. Einbruch) 
— — Verbrechen als einfacher Diebftaht. — ' Daß 
aber Fleiſchesverbrechen geringer gelten ſollen als die gegen 
sat; Amar ift Eein-Grund. vorhanden. — — 
Bar 52), (fubieftiv) nach der Stärke und Sntenfipt 
Mr taͤt des verbrecheriſchen Willens, welche ein Ver⸗ 
„brechen, ‚(nach feiner Natur oder der Art der Verubung) in 
Yi ſich ſchließt. So iſt Mord ein hoͤheres Verbrechen als Todt— 
| ſchlag/e in Diebftahl unter Schwierigkeiten verubt höher als 
einer, zu dem die Gelegenheit verſuchte, ſo weit nicht letztere 
eben „auf, einem beſonders heilig gehaltenen Verhaͤltniſſe 
„beruht 0 "9 ]% 
ELBE TEE BBER EN 
nF — 





"dig it fo nach der Gerechtigkeit fchlechthin, "nicht um duch 
ON Pbhere Androhung den Eünftigen ruchlofern Diesen auch eine 
—groͤßere Abhaltung entgegenzuſetzen. Dieſes wäre, „auch 

nichts nüße und nicht folgerichtig; denn die Diebe von 

—* En. Gelüften würden dann dafür bey-leichterer Ge: 
8 legenheit um jo, gewiffer dafjelbe befriedigen, , mian müßte 
ielmehr auf den leichter zu veruͤbenden Diebſtahl ſchwerere 
trafen fegen, weil die Verfuchung hierzu ein großes Ge: 
gengewicht fordert. Nach der pſychologiſchen Abſchreckungs— 
13 theoxie, wo ſich die Strafe auf erſt zu beſorgende nicht auf 
das begangene Verbrechen bezieht, kann man, da man den 
‚ndı ReiR der Eünftigen Verbrecher nicht voraus bemefien kann, 
Dann Kigentlich gu gar Eeinem Strafmaage gelangen. So weit 
0, man, aber aus der Stärke dieſes zu befämpfenden Reizes 
“ einen Maaßſtab hernimmt, Fommt man nothiwendig zu eis 
nem Widerſpruch; denn indem man für das leicht zu. ver: 
Abende Verbrechen, weil es nachdem es begangen worden 
2 ‚nigetinggen innern Reiz beurkundet, geringeres Gegengewicht 
‚(geringere Strafe) feſtſetzt, hat man eben damit dem groͤ— 
ern ‚Außeen Reize ein geringeres Gegengewicht gefent. Und 
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| Dieſer Stufenfolge der Verbrechen, entſpricht die Stu—⸗ 
fenfolge der Strafen. — Das Leben des Menſchen 
iſt das ‚Höchfte, deſſen Schuß dem, Staate aufgetragen iſt. 
Gott ſelbſt kann der Menſch nicht zerſtoͤren, ihn nicht aͤußer⸗ 
lich verletzen, das Hoͤchſte, was er aͤußerlich verletzen kann, 
iſt das Ebenbild Gottes, der Menſch. Der Mord zernichtet 
das Ebenbild Gottes und iſt darum das hoͤchſte Berbrechen*). 
Der Mord fordert daher auch die hoͤchſte, die vollſtaͤndige Ver⸗ 
nichtung des Verbrechers, die Tod esſtra fe. Wer ſich als 
Herr Über das Leben aufgeworfen, der Mörder, ‚gegen den kann 
die höhere Gewalt des Staates und der göttlichen Ordnung nur. 
durch feine eigene Hinrichtung beurkundet werden. . Der. zeitliche, 
Tod iſt in die Hand des Staates gegeben, da er, das zeitz, 
liche Reich Gottes iſt, als feine höchfte Strafe — „die Hbrig- 
keit traͤgt das Schwert nicht umſonſt“ — und fie muß nach 
der Gerechtigkeit (bier ift nicht. von der, Gnade, die Rede); 
unausbleiblich folgen auf die vollſtaͤndige (d. i. praͤmeditirte 
und gelungene) Veruͤbung dieſes Verbrechens. Da die To⸗ 
desſtrafe iſt die eigentliche Strafe, denn ſie iſt die Vernich— 
tung des Thaͤters, was eigentlich der Sinn der Strafe iſt, 


an fl 
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der Außere Reiz bedarf eines foldhen doch nicht minder, ja 
er iſt ein viel richtigerer Anhaltspunft, da RE, etwas ob⸗ 
jektives und im Voraus gewiſſes iſt, während. „der, innere 
WMeiz nicht im voraus befannt feyn „daher, nit gegen ihn 
abgemeſſen werden kann. Vergl. über, die unmoͤglichkeit 
nach der relativen Strafrechtstheorie einen Maapftab, zu 
finden Linck über das Naturrecht als —1— der 
Strafrechtstheorien ©. 80. Note 49, 


Be Verbrechen ift danach der Mord viel Rärker Pr Blas⸗ 

3 phemie, Ketzerey, als ſelbſt die Suͤnde gegen den heiligen 

ES Seift, wenn er auch ald Sünde oft viel geringer feyn mag, 
Aals eine andere wenig auffallende. 
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alte andern ‚Strafen ſind Ant herunter geſehte cheiſweſt e Ver⸗ 
nichtimg *). So auch iſt bie Strafe des lebten ‚göttlichen 
Gerichtes‘, bie Verdammniß eine Vernichtũng des Sinders, 
nur wie dieß ein inneres Gericht ft, fo auch eine innetliche, 
eben deßhalb/ ewig bauctude⸗ nicht vorübergehende Ver⸗ 
BO 05 RER 

gleich ſteht das Verbrechen gegen die & 

eng des Stactes, Hochverrath, Empoͤrung, weil es 

th Gottes ſelbſt, die das Leben ſchuͤtzt, angreift, 
und ſeine Ausführung auch ohne vielfältigen Mord kaum 
moͤglich iſt ·Fuͤr andere Verbrechen ift die Todesſtrafe 
micht gerechtfertigt, fie kann entfchuldigt ſeyn als Nothrecht, 
aber nie geheiligt durch die Forderung der Gerechtigkeit. 
nEint Erhoͤhung der Todesſtrafe durch Martern iſt 
verwerflich. Denn als Zernichtung der Macht und, Herrlich: 
keit des Menſchen und als Beurkundung der hoͤhern Macht 
uͤber ihm gibt es nichts Groͤßeres als die Zernichtung ſeines 
Daſeyns. Mattern cunen daher nur das Leiden des Men⸗ 


Wbinn aid ̃ 3 
I nd : 

*) Die PER die man gegen bie Todesſtrafe macht, 
paſſen — ‚auf alle Strafe. „Die Unterthanen. fönnen 
ee" erden bey Eingehung des Staatsvertrages nicht 
00 pociſelten⸗ — eben fo wenig über ihre Freiheit, zumal 
ET wenn? ‚fie den größern Theil ihres Lebens ihnen entzogen 
ad .M werden foll. „Der Staat kann das Leben nicht geben, darf 

Ad es daher auch nicht nehmen“ — der Staat kann auch kein 
xy des eigentlichen Lebens der freyen Zhätigkeit und der 
Gefuͤndheit; welche das Gefaͤngniß entzieht, geben. Iſt 
der Staat bloß eine Geſellſchaft und ſeine Gewalt von den 
—MWMenſchen, fo hat er keine Macht über das Leben, aber 
Nauch nicht über die Freiheit, ift er aber von Gott, der da 
os Here uber’ das Leben ift, das er gegeben, fo ift Fein Grund, 

ihm das höchfte Strafrecht abzuläugnen. — 


“Re 4 
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ſchen erhöhen aber nicht die, Stvafe, fie koͤnnen eben deßhalb 
nur eine ‚größere Befriedigung ‚der Rache nicht eine größer: 
Befriedigung der Gerechtigkeit feyn. ae 
Bon der Todesſtrafe abwärts find, was die: Dualität 
der Strafen ‚betrifft, Sreibeitsftvafen und Rechtloſig— 
keit im Allgemeinen (abgefehen von Ehrenſtrafen für. be 
fondere Berbrechen) das Entſprechende. Denn. ſie gehen 
nicht wie Verflummelungen auf Berurfachung von Schmerz, 
fondern auf Niederdruͤckung der, Perſoͤnlichkeit, deren, Folge 
bloß der Schmerz ift, wie es im Wefen der Strafe liegt. 
Bas aber die Quantität der Strafen betrifft, fo läßt 
fich nicht ein beftimmtes Maaß für jedes Verbrechen als ab- 
folute Anforderung der Gerechtigkeit geben *)... Doch ein un: 
gefaͤhres Maaß und eine Berhältnißmäßigfeit der Verbrechen 
gegeneinander gibt es hier allerdings „ wiewohl auch modifi⸗ 
civt durch den ‚Charakter des Volkes, ſo daß man uͤber die 
pofitiven Legislationen urtheilen kann, ob ihre Strafen im 
Allgemeinen zu hart oder, zu,gelinde, Auch eine gergumige 
Sphaͤre für. das richterliche, Ermeffen iſt hier, ganz am Orte. 
Die Art, die Strafe zu vollziehen ‚muß vor allem, nach 
dem Weſen der Gerechtigkeit, auf, die. Öffentliche, Beur- 
kundung ‚derfelben gerichtet. ſeyn, Publicitaͤt der Exekution, 
Feyerlichkeit, als worinn ſich vor allem die Majeſtaͤt des 
Staates bewaͤhrt, iſt beſonders bey der hoͤchſten Strafe die 
erſte Anforderung, ſonſt wenigſtens öffentliches Bekannt: 
werden. Die Abſchreckung wird damit auch von ſelbſt er⸗ 
folgen. Die Praͤvention wird eben durch Freiheitsſtrafen im 
Gegenſatze zu Verſtuͤmmelungen, alſo auch dadurch, DaB das 
Gerechte geſchieht, erreicht. Eine Hauptruͤckſicht iſt hier aber 
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die Befferung. Die Sorge für die religiöfe Bekehrung der 
Berurtheilten, und bey denen, die Freiheitsftrafen leiden, auch 
für ihre Gewöhnung zur Arbeit und ihre Fähigkeit, dereinſt 
beym' Ruͤcktritte in die bürgerliche Gefellfchaft ſich ehrlich zu 
ernähren, bieſe Sorge iſt eine der erſten Pflichten der Menfd;- 
Vichkeit und Aufgabe des Staates. Nur dürfen die Freiheits⸗ 
firafen dadurch doch nie den Charakter der Strafe verlieren, 
und namentlich zu Snduftvieanftalten, daß das Erträgniß der 
Leitende Gefichtspunt ift, dürfen die Strafanftalten nie werden. 


ii) sn DaS. Begnadigungsredt. 


Auch in dem Außern Reiche des Staates kann nicht 
—* die Gerechtigkeit herrſchen, ſondern es muß in ihm 
die Gnade,’ die Liebe zu dem Individuum, im gleicher 
Weiſe 'fich offenbaren als die Gerechtigkeit ſelbſt, gleichwie 
im Reiche Gottes, nur mit der Beſchraͤnkung und Ber: 
HR fchiedenheit , ‘welche veben die Natur eines bloß aͤußerlichen 
zeitlichen Neiches mit fich bringt. Das gehört mit zu feiner 
Vollkommenheit/ daher auch zu feiner höchften Gerechtigkeit. 
Der“ der Strafe verfallen tft, kann noch, Gnade finden. 
"Die Gnade’ Fann ‘aber dem Schuldigen nicht von feines 
Gleichen ‚werden wie das Gericht, ſondern nur von dem 
Höhern, der die urfprüngliche Machtvollfommenheit bat, und 
fie iſt nicht Saͤche des Gefeßes — denn das Gefek enthält 
‚bloß das Gericht — fondern feiner freyen Perfönlichkeit. 
Dieß iſt das freye an Feine Norm gebundene Begnadi- 
gungsrecht, welches dem Negenten (niemals den Gerich- 
ten) zufteht. — Die Begnadigung des VBerurtheilten iſt nun 
ihrem Weſen nach "ein Akt der Liebe zum Individuum, der 
Barmherzigkeit, die im Berhältniß zum Gefeße und zur Ge: 
vechtigkeit Gnade iſt; aber eben nicht der bloßen Liebe und 
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Barmherzigkeit fondern in mauflöslicher Verbindung | und 
Beziehung zur Gerechtigkeit. Die Begnadigung: nemlich 
kann zwar niemals von der Gerechtigkeit felbft gefordert feyn, 
denn die Gerechtigkeit als folche enthält nicht die Gnade; 
aber die wahre Gerechtigkeit iſt immer — wierdası göttliche 
Urbild dieß zeigt — auch won der Gnade, wiewohl als 
etwas vonnihr verfchiedenem, begleitet. Umgekehrt darf die 
Gnade, wiewohl fie aus einer eignen ſelbſtſtaͤndigen Quelle 
entfpringt, doch die Gerechtigkeit nicht aufheben . amd 
verlegen. Die Begnadigung fol daher nur da eintreten, 
wo ſich Anhaltspunkte finden, nicht zwar die Strafe als 
minder gerecht zu bezeichnen — denn die Gerechtigkeit fol ja 
nicht durch die Gnade erfüllt werden — fonderm die Forde: 
rungen der Liebe, die Nüdficht auf das Individuumdaldeben 
fo gewichtig neben denen der Gerechtigkeit zu erkennen. 
Solche find vor allem die tiefer liegende ſittliche Empfaͤng—⸗ 
lichkeit des Verbrechers, durch die er feiner Perſoͤnlichkeit 
nac) einen Anziehungspunkt für die Liebe: und Gnade biethet, 
wenmerigleich feiner That (amd dem Entfchluffe der ihn zu 
ihrstrieb) mach vollftändig der Gerechtigkeit »verfallen iſt M 
Sie. kann fih zu erkennen: geben. dadurch, daß: unheilwolte 
Umſtaͤnde ohne tief verbrechertfche Natur ihn zur That ge⸗ 
bracht haben, daß er einer: großen, vielleicht seblen "Werfu: 
chung (3. B. Elternliebe) unterlegen. In geringerem Grade 
auch die Ruͤckſicht auf eine leidende und befonders wohlver: 
diente‘ (das will nicht fagen angefehene) Familie. . Gerech— 
tigkeit und Gnade find danach nicht gleichartig ‚die Grunde 
beyder koͤnnen daher nicht gegeneinander berechnet werben. 





2 So ift es auch bey der “emigen Gnade _ Berge 
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Es koͤnnen nur die Anforderungen beyder da, wo ‚alles. feine 
Einheit und ſein gemeinſames Maaß hat, alſo auch die hoͤchſte 
Gerechtigkeit und hoͤchſte Barmherzigkeit geeint ſind, in dem 
Innerften seiner Perſoͤnlichkeit — hier des Souveraͤns — 
gegeneinander abgewogen, und in dieſer hoͤchſten Inſtanz 
nach einer unmittelbaren Ueberzeugung über ſie entſchieden 
‚werdend Die Gerechtigkeit bleibt aber immerhin dadurch auch 
gewahrt, daß das Gericht uͤber den Schuldigen geſprochen 
wird, daß der Arm, der ihn treffen fol offenbar fuͤr den 
Frevel den er im Verborgenen geuͤbt, ſchon erhoben iſt, und 
nur freywillig durch dieſelbe Macht und daſſelbe Anſehen, 
die er verletzt, zuruͤck gehalten wird. Die Gnade kann auch 
in der Regel (Ausnahmsfaͤlle muͤſſen gelten, da hier alles in 
Freiheit des Regenten ſteht) nur in Erlaſſung der hoͤchſten 
abſoluten Strafe (Todesſtrafe) und Herabſetzung den andern, 
nicht in gaͤnzlicher Erlaſſung aller Strafe beſtehen. — Die 
Begnadigung iſt alſo nicht eine willkuͤhrliche Barmherzigkeit, 
ſondern die an beſtimmte Motive ſich anſchließt, der Monarch 
ſollanicht⸗ grundlos begnadigen, und es iſt nicht etwa das 
die hoͤchſte Feyer des Begnadigungsrechtes, wenn ein recht 
verrichten: Verbrecher begnadigt wird, Damit die Gnade noch 
gewaltiger ſey als die Gerechtigkeit und die Freiheit des Mo: 
narchen gewaltiger als das Geſetz. Cie ift aber auch Feines- 
wegs ein Mittel-für die Gerechtigkeit, die materiellen Anfor⸗ 
derungen derſelben zu: befriedigen im Gegenfaße gegen Die 
formalen , ‚obwohl fie dieß nebenbey auch Leiftet, fondern fie 
bat: ihren seigenthumlichen Boden int Gebiethe der Liebe und 
Barmherzigkeit, und es waͤre nicht etwa ‚eine vollkommene 
Einrichtung, wenn die Begnadigung danach auch einer. ähn- 
lichen, Nothwendigkeit wie Die, Gerechtigkeit unterworfen ‚und 
einer Behörde, die da an Normen gebunden iſt, ſtatt des 
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Souveraͤns anvertraut oder Doch an ihr ——— — 
den wuͤrde. — 


Das Strafverfahren. 


Die Gerechtigkeit fordert mit Nothwendigkeit, daß kein 
Verbrechen unbeſtraft bleibe, und daß kein Unſchuldiger Strafe 
leide. er ee 
Deßhalb muß das ganze Verfahren, bey vorgefallenen 
Berbrechen den Urheber zu ermitteln und feine Schuld zu 
enthüllen,, duch und durch den Charafter der Noth— 
wendigfeit tragen. Ale Wilführ über Beginn, über 
Fortführung deffelben, uber Gebrauch und Werth. der Be: 
weismittel u. f. f. muß ausgefchloffen feyn. Es handelt fich 
hier nicht um menfchliche Rechte, die beliebig. verfolgt. wer 
den koͤnnen, fondern um göttliche Dronung, die dem, Staate, 
zu handhaben aufgetragen ift. 

Deßhalb ift es aber auch Diefelbe Gerechtigkeit, * für 
den überführten Verbrecher die Strafe verhängt, welcher auch, 
die Entdekung und Ueberführung des Verbrechers fordert, 
und ganz in derfelben Weife mit derfelben Nothwendigkeit 
wie das Urtheil felbft fordert. Der Staat hat bey der ganz 
zen Strafrechtöpflege, eben fo da, wo er den Verbrecher zu 
enthüllen fucht, als da wo er ihn richtet: und beftraft,. fchlech- 
terding3 Feinen andern Charakter und Fein anderes Intereſſe 
als — die Gerechtigkeit. Die Digane für die Gerech— 
tigkeit des Staates aber find die Gerichte, Es iſt Daher 
Sache der Gerichte nicht minder, dem Verbrechen. nachzuſpuͤ— 
ven und gegen den Verdächtigen zu verfahren, als ben 
Ueberführten zu verurtheilen. Niemanden andern: fanın dieß 
zuftehen, nicht einem Privaten, nicht dem Souverän ‚nicht 
einer andern Behörde, welche, indem fie nicht: Gericht ift, 
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einen andern Charakter und eine andere Aufgabe hätte, als 
die Gerechtigkeit. Wohl Fann und muß es jedem Unterthan 
wie dem Negenten und den andern Behörden zuftehen, die 
Thatfache eines Verbrechens zur Anzeige zu bringen (De: 
nuntiation), un das Verfahren des Gerichtes faktiſch 
zu veranlaſſen 'oder zu unterſtuͤtzen; aber ſolche Anzeige kann 
ſich nicht zum rechtlichen Akte geſtalten (Anklage), daß 
der Beſchuldigte ihr ſtehen muͤßte, und das Gericht ihrer 
nach dem Rechte als ergaͤnzenden Theils des Verfahrens 
bedurfte, Wenn auch zugleich eine Perſon verletzt iſt 
(Diebſtahl) fo iſt doch nicht die Strafe des Verbrechers 
ihr Recht. Eben fo Fann der Negent, wie in andern 
Dingen fo auch hier, die Gerichte mahnen und’ antreiben, 
aber’ er kann nicht ſelbſt als eine Autorität getrennt von den 
Gerichten dent Beſchuldigten gegenüber treten. — "Dem ent: 
fprechend fleht auch der Verdächtige dem Staate in derfel- 
ben Meife gegenüber, wo er gegen ihn einfchreitet um Schuld 
oder Unſchuld zu ermitteln ‚-als da wo er ihn richtet, nem: 
lich als ein Untergeordneter der Macht, die gegen’ ihn ver: 
fährt" nach "höherer und nothwendiger Anforderung der 
Gerechtigkeit; die zugleich ihn zu überführen trachtet im 
ſofern er fchuldig, und nicht minder ihn zu befreyen, in 
fofern er unfchuldig iſt. Dieß IE der Gedanke des Inqui— 
fitionsverfahrens, es if ganz im Sinne des chriftlichen 
Staates. 

Dagegen ift das Anflageverfahren auf den Ge 
danken gebaut, daß die Macht, welche das Verbrechen ver: 
folgt und das Urtheil fordert, eine andere fey als die das 
Urtheil fallt, diefe die Gerechtigkeit, daher :al3 ihr Organ 
die Gerichte, jene aber ein verlegten Privater oder! der Staat 
(repraͤfentirt im Regenten), getrennt von der Gerechtigkeit 
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mit einem andern Sntevefle, dem der Selbfterhaltung;, des 
gemeinen Beftens. Diefe Macht iſt dann nicht an die ſtrenge 
Nothwendigkeit: der Gerechtigkeit gebunden. Sie tritt: ala 
Kläger auf, nimmt die Schuld an, bevor fiergewiß it; ihr 
Einfchreiten hängt mehr oder weniger won Willkuͤhr ab, ſie 
fteht unter dem Einfluffe des Souverän, der die Staatäge- 
walt von Seite ihrer Freyheit nicht bloß ihrer Geſetzmaͤßig⸗ 
feit ausübt. — So wie aber folcher Art das Verfahren des 
Staated gegen den Befchuldigten, nicht mehr veine Sache der 
Gerechtigkeit ift, fondern eines verlegten Rechtes und Intereſſes, 
fo fteht der Befchuldigte auch dem Staate nichtmehr bloß 
als einer höhern Macht gegenüber, fondern zugleich als einer 
Parthey, infofern nicht als Gehorchender ſondern als Glei- 
cher, das ganze Verfahren nimmt mehr den Charakter des 
Privatprozeffes — analog dem Eivilverfahren — an, .. 
des öffentlichen. 

Diefes ift der Gegenfaß zwifchen Snguifitiong «; und 
Acenfationsverfahren in ihrem Principe. Bey jenem tritt 
der Staat gegen den Befchuldigten auf um der Gerechtig- 
keit willen, bey dieſem als in feinem Sntereffe und Rechte 
verlegt, daher dort mit öffentlicher Nothwendigkeit als eine 
höhere Macht, hier als Parthey gegen Parthey. — Als 
noch Privaten für Verlekungen gegen fie Strafe des Berle- 
tzers fordern konnten als ihr Recht, da war es natuͤrlich, 
daß auch der Staat die Strafe ftatt als ein Gebot der Ge: 
rechtigkeit vielmehr als feinen Anfpruch forderte. In der 
ausgebildetern Einrichtung der chriftlichen Staaten muß: fic) 
aber beydes verlieren und die (objektive) Gerechtigkeit von 
der (fubjektiven) Berechtigung, des Staates oder der Pri- 
vaten, auf das ftrengfte fondern. . Privaten, überhaupt ver: 
legte Rechte, haben Feinen Anfpeucd auf Strafe, und wo 

geftraft- 
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geſtraft wird, geſchieht dieß nur aus Gerechtigkeit. Der 
ie hat fich bey feiner Ausbildung > — in 
Frankreich dieſem wahren Gedanken immer mehr genaͤhert, 
und wenn er auch in vielen zum Theil wichtigen Beſtim⸗ 
mungen und Formen das Gepraͤge feines eignen urſpruͤng⸗ 
lichen Gedankens nicht verlaͤugnen kann, ſo iſt er in dieſer 
Geſtalt im Weſentlichen doch immer ein angemeſſenes Ver⸗ 
fahren/ und er hat auf der andern Seite manche Vorzuͤge, 
‚die das Inquiſitionsverfahren ſich theils ſchon angeeignet, 
theils vielleicht ſich noch anzueignen die Aufgabe hat. — 
Es muß das Geſchaͤft öffentlicher Beamten, und ihre 
Pflicht) ey) bey jedem, Verbrechen, dad zur Kunde koͤmmt, 
dem Thaͤter machzuforfchen, und das Verfahren von Anfang 
und fortwaͤhrend zu bewirken, : von Amtswegen mit ‚Noth: 
wendigkeit. Der Accufationsprozeß in feiner erften Entwid- 
lungsſtufe hatte den Mangel, daß das Verfahren davon ab: 
hingp vb jemand aus dem Volke fich geneigt! fühlte, Anklage 
zu erheben und ſie fortzuführen, die Ausbildung beffelben führte 
aber uͤberall (ſchon in den antiken Staaten noch mehr.in den 
neuern zu der Einrichtung: der oͤffentl ichen Antläger 
CKronfiskal⸗ Staatsprokurator). Allein naturgemäß ſind es 
die Gerichte welche den Beginn und die Fortführung des 
Berfahrensiibemirken ‚weil dieß, wie oben auseinandergefeßt 
‚worden, ein Alt der Gerechtigkeit: und nur der Gerechtigkeit ift. 
Das Unnatürliche und der Nachtheil der erſtern Einrichtung 
hierin wid. am beutlichften bey politifchen Verbrechen. Denn 
der Regent verliert dann in der Strafrechtöpflege feinen Cha: 
rakter der Seiligkeit und Gerechtigkeit ald das Oberhaupt des 
‚Staates; er erfcheint nicht. vertreten durch die Gerichte ſon⸗ 
dern durch den Ankläger, alſo nicht als der Sitz der Gerech⸗ 
tigkeit des Staates, ſondern fein Anſehen — Macht 
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rüchend um ihrer felbft nicht um der Gerechtigkeit willen. 
Dadurch zieht er, wenn die Borfülle Anklage heiſchen, die 
Gehaͤßigkeit auf ſich, und tritt auch von ſeiner Stelle als 
oberſte Gewalt im Staate herunter, indem er als Parthey 
Recht fordert vor den Gerichten, als einer hoͤhern Macht 
über ihm, "und die Losſprechung des Angeklagten zur Nie: 
derlage für ihn wird.  Sindes Dagegen die Gevichte)ssdie 
zur Unterfuchung ziehen, denen der Souveraͤn nur Mahnun⸗ 
gen und Aufforderungen gibt ohne ihre Thaͤtigkeit Zzu be⸗ 
fiimmen, fo trennt ſich, wie es ſich geziemt, fein Wollen in 
Feiner Weiſe von dem der Gerichte, er will und fordert in 
Beziehung auf Strafe nicht$ anderes als was) die Gerechtig- 
feit fetbft fordert, und er kann nie und nirgendiinterliegen ; 
denn in feinem Auftrag fprechen die Gerichte Bey ypoliti- 
fhen Verbrechen werden die Aufforderungen des Souveraͤns 
zur Unterfuchung häufiger eintreten als bey andern, und die 
Gerichte werden es hier auch. mehr aufvdiefelben ankommen 
laffen; denn die Erhaltung des Staates, die der Megent 
vor allem’ zu feiner perfünlichen Fuͤrſorge hat Zrift bey der 
EStrafrechtöpflege außer der Gerechtigkeit 'felbf® immer eine 
bedeutende mitwirfende Potenz*)o Uber die Stellung Des 
Hegenten zur Etrafrechtöpflege im Ganzen und Wefentlichen 
kann hierdurch nicht geändert werden. nl sondaida 
St ein Verbächtiger vor) Gericht gezogen, "fo! folk Die 
Sammlung der Berdachtsgründe einerfeits, und bie Urtheils— 
füllung andrerfeits, obwohl fie Akte derſelben Strafgerech— 
tigkeit find, doch verfchtedenen Behörden uͤbertragen ſeyn. 
Denn bey der irdifchen —— wo — 


9 Deßhalb iſt es auch angemeſſen, daß hier der este 
gegen einen zu milden Sprudh'appelliven kann. 00 
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derniſſe der Enthuͤllung im Wege ſtehen, ‚welche, nicht durch 
die Gerechtigkeit, ſondern durch die Klugheit uͤberwunden 
werden muͤſſen, iſt die erſtere ihren Mitteln und der Art 
ihrer Thaͤtigkeit nach von der letztern weſentlich verſchieden, 
und ſoll deßhalb auch durch ein unterſchiedenes Oxgan geuͤbt 
werden, außerdem leiden auch dieſe beyden verſchiedenen Be⸗ 
ſtrebungen, entweder die Energie bey erſterer (da ſie eine 
gewiſſe Hinneigung zur Annahme der Schuld vorausſetzt), 
oder die Unbefangenheit bey letzterer. Dieſe Anforderung hat 
das Accuſationsverfahren beſonders befriedigt, „fie iſt aber 
jetzt dem/ Inquiſitionsverfahren (wenn; auch nicht gemein⸗ 
xrechtlich, doch wohl in allen Partifulargefeßgebungen wenig⸗ 
ſtens mittelſt der: Aktenverſendung) gewonnen, indem, ein 
anderes Gericht unterſucht, ein anderes urtheilt. Daß aber 
ein Gericht die Verdachtgruͤnde ſammelt, nicht ‚eine. andre Be: 
hoͤrde, iſt auch hier wieder das Natürliche, da. jenes Klug: 
heitsverfahren, das Verbrechen: zu enthuͤllen, doch immer 
durch dies Ruͤckſichten ſowohl als. den Zweck ‚der, Gerechtigkeit 
geleitet und beſtimmt ſeyn muß. — Allein wenn gleich das 
erkennende Gericht nicht die Unterſuchung führen: ſoll, ſo ſoll 
es doch die Unterſuchung ſelbſt mit anſehen. Gerade weil 
es beym Criminalverfahren auf objektive ‚Gerechtigkeit, auf 
objektive Wahrheit ankoͤmmt, ſo kann das Urtheil, das bloß 
den Akten gemaͤß iſt, dem Falle ſelbſt, dem die Akten nicht 
adaͤquat ſeyn koͤnnen, nicht genügen, daher auch nicht die 
bloße Kenntniß der Akten von Seite des erkennenden Ge— 
xrichtes; ſondern es iſt ‚die; eigne Anſchauung erforderlich. 
Dieſes iſt der Mangel unſres Inquiſitionsverfahrens, und 
die Aufgabe kuͤnftiger Legislation, mit bildender Kraft dem 
Inquiſitionsprincipe die Gegenwart, des erkennenden Gerichtes 
bey der Unterſuchung anzueignen. Auch der ſtaͤndige Ver— 
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theidiger, der dem Inquifiten zur Seite fteht, ihn nicht bloß 
gegen ungerechten Urtheilsſpruch, ſondern auch gegen unge— 
ſetzliche Unterſuchung zu ** koͤnnte Ba gewonnen 
werdet.) Arm Sms top. 19Q 

Die  entfprechende Form bes Berfahrens “ den Ber: 
daͤchtigen iſt denn auch Die, daß die Verdachtgründe ihm 
gegenuͤbergeſtellt werden bloß als Verdacht, und kein Urtheil 
uͤber Annahme oder Nichtannahme ſeiner Schuld irgendwie 
im Namen des. Staates geſprochen werde. bis nach vollen— 
deter Abwägung, bis zum Schluffe des Verfahrens. Die 
Gerechtigkeit des. Staates kann vor: der. (juriftifchen), Gewiß⸗ 
beit nur unterfuhen, nicht anflagen. Ein Privatmann, 
oder der Negent als Traͤger eines andern Intereſſes wie deſſen 
der Gerechtigkeit, kann wor dem Ende des Verfahrens von 
der Schuld uͤberzeugt ſeyn und als Anklaͤger auftreten/ die 
Gerechtigkeit aber und der Staat oder Regent, die hier nichts 
als Gerechtigkeit: wollen können ‚niemals Die Form des 
Accuſationsverfahrens, daß gleich beym Beginne der eigent⸗ 
lichen peinlichen Unterſuchung der Staatsprokurator mit Ber; 
hauptung ‚der Schuld auftritt, iſt daher nicht das Entſpre— 
chende, ſie iſt um fo weniger, natürlich ‚in dem jetzigen Accus— 
ſationsverfahren; denn in dem aͤltern trat niemand als Anz; 
klaͤger auf, der nicht individuell faktiſch von der Schuld 
uͤberzeugt war, hier aber muß der Staatsprokurator von 
Amtswegen die Schuld annehmen Die Parallele der ums 
gekehrten amtsmaͤßigen Unſchuldsuͤberzeugung des Advokaten 
rechtfertigt dieß nicht. Denn: das. Individuum, welches der 
Advokat vertritt, hat immer, ſelbſt bey evidenter Schuld und 
ihrem Bewußtſeyn ein natuͤrliches Intereſſe ſich loszuwin⸗ | 
den und unſchuldig befunden zu werden, | ‚allein ‚Die menſch⸗ 
liche Gemeinſchaft, der Staat, welchen der Sfaatsprofurator 
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vertritt/ hat keineswegs ein natuͤrliches Intereſſe einen’ be⸗ 
ſtimmten Verdaͤchtigen ſchuldig zu finden, oder ihn," wenn 
— er amſchuldig iſt/ dennoch als Opfer zu won n 
Der ganze Ganz des: Griminalverfahreng muß beftimmt’ 
won. der Ruͤckſicht die ob jekt ve Wahn heit zu er— 

mitteln; die) objekti wei Se techtigkett zu handhaben Es 
darf nichts außer Acht und unbenuͤtzt gelafſen werden) was 
dazu dient, nichts als beweiſend gelten, was dazu in der 
That ·nicht hinreicht. Es darf kein von vorn herein feſtgeſchter 
Stkeitpunkt zwiſchen der öffentlichen Behörde und dem Be 
ſchuldigten (itis dontestutlo) beſtehen, über dem ſodann 
allein entſchieden werden duͤrfte, ſondern was immer Fir ein 
Verbrechen durch das Verfahren zu Tage me, uber das 
dir gerichtet Es kann nicht von Einreden im Sinne 
des Cibilprozeſſes die Rede ſeyn, ©. i. von Einwendungen 
dieder Beſchuldigte vorſchutzen oder unterlaſſen koͤnnte, die 
nieht in gleicher Weiſe auch das Gericht ſelbſt Frei mal? 
chen mußte wenn es darum weiß, Auch was als Eintede 
vorkdmmtaſt hier micht ein geſon dertes entgegenſteheudes Recht 
des Befchuͤldigten/ ſondern bloß eine Thatſache, die in Hit den 
andern zun Enthullung und Beleuchtung des ganzen: Wor- 
ganhes in Betracht koͤmmt. Es kann das Zugeſtaͤndniß des 
Berhuldigten ſoweit es ſich nicht als objektive Wahrheit 
bewaͤhrt nichts gelten. Es iſt ein Prozeß der Gerechtigkeit, 
nicht ein Prozeß zwiſchen Staat und Unterthanen. Dagegen 

den Charakter eines Privatprozeſſes zwiſchen der Krone und 
dem —— FR es das — — 
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Eiherungen fir ben Unteethan, daß er ni für Künftig ! 
9— ich erına ergebenden Verdacht feſtgehalten werde, find damit 
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englifche Verfahren in feinen Formen, gänzlich verläugnen 
Fann ihn überhaupt das Accufationsverfahren nicht. 

Der Befchuldigte ſteht der Behörde, die das Verbrechen 
verfolgt, immern als Unterthan, wenn auch in ſeinem Rechte 
geſchuͤtzter Unterthan, gegenuͤber, nicht als Parthey gegen 
Parthey. Er iſt deßhalb allen Gehorſam ſchuldig, er muß 
ſich ſelbſt als Mittel gebrauchen laſſen, daß man zir vbjek⸗ 
tiven Wahrheit gelange, und die Rechtspflege muß ihn dazu 
gebrauchen, weil er eines der beſten ja ſehr haͤufig das beſte 
Mittel dazu iſt. Es muͤſſen deßhalb Fragen an ihn gerichtet, 
die Verdachtgruͤnde ihm gegenuͤbergeſtellt werden, er’ fol ges 
nöthigt feyn, feine entgegengefegte Erzählung poſitiv auszu⸗ 
fuͤhren, ſo daß ſich, wenn er dieſes nicht uͤbereinſtimmende; zu 
thun vermag, der Verdacht gegen ihn haͤuft 2 eigent 
liche Snquifition. Es ift wieder nur der Charkfter' des 
Privatprozeff es, um deßwillen in dem Accufationsverfahren das 
Geftändniß nicht gefucht, ja in England behnahe geſcheut wird, 
und ſolches Ausfragen, Inquiriren, nicht zulaͤßig iſt, 02%. 
um deßwillen der Beſchuldigte felbft nicht für” verpflichtet 
erachtet wird, fich als Mittel zur Entdefing der Wahtheit 
gebrauchen zu Iaffen, und es hängt dieß deßhalb unmittelbar 
nicht ſowohl mit der Jury als mit‘ bem EEE 
zufammen. 319, „2908 
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run —— — Gränze ‚gegen die Berfafung, x Verwaltung. 
ränze der Subjeklion des Staates unter die Gerichte, Adminiſtratib⸗ 
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sp Durch die. Givilrehtspflege ſoll das Anfehen 
des Stantes, wiederhergeftellt werden, fondern das Necht des 
Einzelnen; ;, Sie bewegt ſich alfo um einen ganz andern 
Ä Mittelpunkt als ‚die Criminalrechtspflege. Nicht weil die 
Herrſchaft des Staates verlaͤugnet worden, tritt ſie ein, alſo 
nicht wegen Schuld und. Vergehung (adızıa) auf Seite 
des Beklagten, ſondern weil der Klaͤger das, Seine nicht 
batz und nicht, damit der Wille, des Beklagten gebeugt werde, 
ſondern damit der, „Kläger das Seine erhalte, Alle Givil- 
rechtspflege gruͤndet ſich Demnach auf Verweigerung, nicht 
auf Verlegung: · Es iſt die Rüͤckgabe, die Erfuͤllung, der 
Exrſatz, pie, Genugthuung verweigert, je nach den Anſpruͤchen 
eben, die den Menſchen gegeneinander eingeraͤumt ſind. Der 
Civilanſpruch zwar kann immerhin aus einer Verletzung 
(delietum) kommen, nicht aber die Civilklage. Erfullt 
der Schuldige noch zuvor, fo tritt Feine Rechtspflege ein. 
Das Gericht verurtheilt den Beſchaͤdiger zum Erſatz, den 
Beleidiger zur Abbitte, nicht weil er befchädigt, weil er be 
feidigt hat, fondern nur weil er den Erſatz, die Abbitte, 
worauf der andere Anfpruch hat, nicht leiftet, den Dieb und 
Räuber aber verurtheilt es, nicht weil er einer Verbindlichkeit 
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nicht nachkoͤmmt, ſondern weil er seine werlegt"hat Daher 
kann auch in der. Eivilrechtöpflege: die Ruͤckſicht auf die 
Willensbeſtimmung des zu Verurtheilenden (dotusjchlpa, 
casus) nicht gelten, während fie für alle, Criminalrechts⸗ 
pflege die Vorbedingung iſt. Diefe Nüdficht gilt, wohl fuͤr 
das Eivilvecht bey manchen Verhaͤltniſſen, alſo fuͤr die 
Vorfrage ob ein Recht des Klägers begruͤndet iſt, hier kommt 
es mitunter auf die doloſe Natur einer Handlung? an wie 
es anderwärts wieder auf Verjährung, auf Teſtament wfüw. | 
ankoͤmmt. Allein fie gilt nicht fuͤr die Civifrchtäpflege> 
ſelbſt der wahnfinnige VBorenthalter smeined Eigenthums wird 
verurtheilt. — Die Wiederherſtellung aber kann aus dem⸗ 
ſelben Grunde bey der Civilrechtspflege nur darauf gehen, 
daß der Geſtoͤrte erhalte, nicht daß der Stoͤrende leiſte. 
Nur jener iſt der Mittelpunkt. Sie kann auch nun darauf 
gehen, daß er ſein Recht und deſſen Gegenſtand erhalte, nicht 
Daß er, einen, Triumph, eine Oberherrſchaft üben Den Be⸗ 
Eiagten „behaupte: » Deßhalb find alle Privatſtrafen im eigent⸗ 
lichen Sinne, die nicht die Natur des Erſatzes haben, ver⸗ 
werflich. Bloß die Genugthuung bey der Injurie hat etwas 
der ‚öffentlichen Strafe wiewohl auch nun entfernt Analoges. 
Endlich koͤmmt es nicht Darauf an, ob er durch Zwang das 
Seinige exhaͤlt, oder freiwillig, ſelbſt bey der Abbitte, waͤhe 
rend die Strafen des Staates nothwendig durch die uͤber⸗ 
waͤltigende Macht des Staates vollzogen werden muͤſſen — 
Unterſcheidet ſich nun gleich die Civilrechtspflege von 
der Criminalrechtspflege dadurch, daß ſie nicht das Anſehen 
der oͤffentlichen Ordnung, ſondern das Recht des Einzelnen 
wiederherſtellt, ſo hat ſie es doch eben ſo wie dieſe, nach 
der, Natur aller Rechtspflege, gegen einen Einzelnen, 
gegen einen Unterthanen, der da verweigert hat, wieder⸗ 
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herzuſtellen.· Das liegt im Weſen dern Gerechtigkeiti Gegen 
Aã— Ihe n kann daher die Civilrechtspflege 
nicht! Statt finden. Alle Rechtspflege geht gegen einen ‚der 
gerichtet wird der Staat ald ſolcher aber kann nicht gerich⸗ 
tet werden/ ſondern er ifbies, der da richtet. Rur wo der 
Staat ſelbſt den Unterthanen gleich ſteht, wo er als Subjekt 
von Privatverhaͤltniſſen ¶ Bermögensverhältniffen) , als jur 
riſti ſche Derfon, erſcheint, unterliegt er den Eivilgerichten. 
Dieß iſt ver Fall in feiner Qualitaͤt als Fis kus, dai als 
Subjekt eines bereits geſonderten und erworbenen Vermoͤgens, 
welches er gegen Stoͤrende verfolgt oder gegen Anſprechende 
vertheidigt, für welches er Geſchaͤfte ſchließt und Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe eingeht wie ein Privater zB. Streitigkeiten über 
Domaͤnen Aulehen, Proviantlieferungen, Entſchaͤdigung 
wegen aus Unterthanpflicht) abgetretenen Eigenthums oder 
wegen durch die Adminiſtrativgewalt zugeſtandenermaſſen zus 
geſuͤgten Beſchaͤdigung im, dgl. «Sn allen ſolchen Verhaͤlt⸗ 
niſſen horrſcht der Staat nicht uͤber die Unterthanen, er legt 
ihnen nicht eine oͤffentliche Nothwendigkeit und Pflicht: des 
Gehorſams auf), wie z. B. die Finanzgewalt in Beziehung 
auf die Steuern ihnen eine ſolche auflegt, ſondern fein Recht 
oder ſeine Pflicht gründet ſich auf Eigenthum oder auf die 
von den Unterthanen freiwillig eingegangenen Vertraͤge, oder 
auf Neine von ihm ſelbſt anerkannte Pflicht, volle Entſchaͤ⸗ 
digung/ wie ein Privater dem andern; zu geben. — Da⸗ 
gegen wo der Staat, d.i. die Regierung als Repraͤſentant 
des Staates vermoͤge ihrer oͤffentlichen Gewalt handelt, ſey 
es vermoͤge ihrer Polizeygewalt ſey es vermoͤge ihrer Mili⸗ 
taͤr⸗vermoͤge ihrer Finanzgewalt, da kann fie dem Gerichte" 
nich t unterworfen feyn, 30 Br bey Erhebung vor Steuern.“⸗ 
Sondern wenn hier den Unterthanen Unrecht geſchieht, kann 
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er die Wiederherftellung nur als eine Abhilfe von oben duch 
die Vermittlung der Volksvertretung (Befchwerdes bey den 
Ständen) fuchen, nicht aber durch ein Gericht als über ei 
nen andern Unterfhanen und Gleichen. Dieß iſt die natur: 
gemaͤße Graͤnze der Civilrechtspflege gegen: "die. Regierung 
oder Berwaltung Db Rechte der Unterthanen, ge 
ſetzlich beſtimmte Rechte, ; verlegt find, das kann nicht ent- 
fheiden , fondern darauf koͤmmt es an, ob ſie durch einen 
Untertban verlegt find, mithin ob der: Staat: fie" in. feiner 
Qualität als Unterthan, als juriftifche Perfon, oder ob. er: fie 
als Staat verlebt hat, "Nach diefem muß man als das Be: 
reich der Givilrechtspflege nicht, die per ſoͤnlichen Rechte 
(oder die Nechte die auf ein beftimmtes Geſetz, oder die auf 
einen befondern Vorgang ſich gründen) oder dien @ivilge: 
ſetze bezeichnen, fondern die Privatrechts verhältuiffer) 
Denn wo! ein’ solches vorliegt, erſcheint auch der Staat, wenn 
ev Subjekt deſſelben iſt, als Unterthan, aller Beziehungen 
des Fiskus find Privatrechtsverhäftniffe, nemlich Verhaͤltniſſe 
des Bermügensbefißes und Vermoͤgensverkehrs; Dagegen: bey 
alten öffentlichen Verhaͤltniſſen kann die Civilrechtspflege nicht 
Statt finden, wenn auch perfünlichesunverlegliche Rechte der 
Unterthanen in ihnen begründet find, es mag der Staat 
oder. es mögen andere Unterthanen diefe verleht haben. Denn 
bey allen dieſen koͤmmt es zuvoͤrderſt und hauptſaͤchlich nicht 
darauf an, daß jemand fein: Recht: gegen einen andern er⸗ 


*) Es Eann hier wie überall nicht eine Sonderung der Rechte oder 
der Gefeße, fondern nur der; —— zu Grunde 
gelegt werden. Vrgl. 1. Abth. ©. 121 u. 146. Ueberein⸗ 
ſtimmend hiermit iſt die ——— Darftellung diefer 
Gränze bey Seuffert Kommentar über die =, 

 »&eridtsordnung S. 114 160. GR 
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halte und daß jemand gerichtet werde, ſondem daß die 
öffentliche) Ordnung beſtehe und die Öffentliche Lenkung ihren 


Gang gehe, Joy" Br find die Gerichte nicht competent bey 
Streitigkeiten über. Staatsbuͤrgerrecht, Wahlfaͤhigkeit, obwohl 
ſie geſetzliche Rechte der Unterthanen find, denn ſie gehoͤren 
dem Verfaſſungsverhaͤltniß an, nicht uͤber Verletzungen wenn 


ein Unterthan zu hoch beſteuert oder widerſetzlich zum Mir 


litaͤr ausgehoben iſt, denn das Verhaͤltniß der Beſteuerung 
und der Militaͤrkonſcription find Verhaͤltniſſe der, öffentlichen 
Verwaltung/ nicht in gewiſſer Beziehung bey Gewerbverhaͤlt⸗ 
niſſen ſey es Streitigkeiten mit der Behörde oder der ‚Ge 
werbtreibenden unter ſich, denn fie find ein weſentlicher Theil 
der ſtaͤdtiſchen Ordnung und Einrichtung. ——  Diefes Prinäp 
des Ausſcheidung ſteht feft: Allein e8 gibt viele Verhaͤltniſſe, 
die’ zugleich eine öffentliche und eine private Seite haben, 
IB. Regalien, die einerfeits als ein Theil der Verfaſſung 
erfcheitten von? einer andern ja der vorherrfchenden Seite 
aber als kin Vermoͤgensbeſitz, manche Standesprivilegien, 
die zugleich der Staͤndeeinrichtung und dem Vermoͤgenserwerb 
angehoͤren Staatdienſt/ dev im Ganzen ein öffentliches Ver: 
haͤltniß iſt aber in einer (Beziehung die Natur. einer Dienft- 
miethe hatt Hiefür müffen denn Beftimmungen pofitiv gegeben 
werden, und es iſt bey Diefer Lehre wie bey jeder andern 
nur ein wergebliches Bemühen, wenn man nach einem Prin- 
cipe ſucht, aus welchem ſich a priori ohne Gefeß und Herz 
fommen jeder Fall entfcheiden ließe. Das hangt immer von 
der: beffimmmten nationalen Würdigung ab, ob fie bey einem 
eonereten Werhältniffe die private oder die — Seite 
als die weſentlichſte hervorhebt. 

In der aͤltern Zeit, da die ganze Staatsgewalt und 
Dei mehr den Charakter der Privatberechtigung und 
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des Nrivatgerhältniffes. hatte, war es entſprechend, daß der 
Pr Regent auch wegen Mißbrauches der Regierungsgewalt ja 
ſelbſt der geſetzgebenden Gewalt bey den Gerichten, nament⸗ 
lich den Reichsgerichten, belangt werden konnte, daß dieſelben 
Bedruͤckungen nach Belieben als Beſchwerden (graivamina) 
an den Landtag oder an jene Gerichte gebracht wurden. 
Eben fo. wurden die gegenſeitigen Verhaͤltniſſe der Untertha⸗ 
nen auch Da, wo ſie auf einer öffentlichen: Einrichtung be⸗ 
ruhen, z. B. Zunftverhaͤltniſſe, durch die Gerichte erledigt, 
wie dieß auch noch in den deutſchen Laͤndern der Fall iſt, in 
welche die Meformen der neueſten Zeit nicht eindrangen. 
Seitdem aber der öffentliche Charakter der Staatsgewalt und 
der Staatseinrichtungen ſich entſchieden ausgebildet haͤt, iſt 
jene Scheidung und jene Einſchraͤnkung der Civilrechtspflege 
eine nothwendige Folge. Aber eben dadurch iſt es fuͤr manche 
WVexhaͤltniſſe jetzt zweifelhaft, welcher: Sphaͤre ſie angehoͤren, 
und fuͤr jene doppelſeitigen kann ſich erſt in der Folge immer 
„mehr ein feſter unbeſtrittener Zuſtand durch die wirkliche An⸗ 
wendung feſtſetzen. Gewiß aber seine‘ Anforderungn der Ge⸗ 
rechtigkeit und der Staatsweisheit iſt es, ſoweit der oͤffent⸗ 
liche Beſtand nicht geſtoͤrt wird, Die privatrechtlichenSeite 
und die Competenz der Gerichte aufrecht zu erhalten. ¶ 
Mun ſind aber vielfach auf dem Boden! den üffentlichen‘ 
Einrichtung und Verwaltung perſoͤnliche Berechtigungen ja 
privatrechtliche Verhaͤltniſſe begruͤndet, die ſich wohl von den 
eigentlichen Verhaͤltniſſen des Privatrechtes eben dadurch un⸗ 
terſcheiden, daß ſie ſekundaͤr ſind, und nicht in dem ſtrengen 
Sinne als ein erworbenes Recht erſcheinen, die aber doch immer 

einen, ähnlichen Schuß, fordern wie dieſe (z. B. Berechtigung 

an einer Gemeinweide, die aus der Gemeindeordnungoſelbſt, 
nicht, aus, einem beſondern Rechte gegenüber dem Eigenthums⸗ 
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anſpruch der Gemeinde geltend gemacht wird Schutz gegen 
Gewerbsberintruͤchtigung· Eben ſo greift die oͤffentliche Bari s 
waltung vielfach in Privatverhaͤltniſſe ein/ und ſolche Ein⸗ 
griffe unterſcheiden ſich von denen des lisous dadurch daß 
ſie aus oͤffentlicher Ruͤckſicht geſchehen, aber es iſt doch⸗ auch 
gegen manche derfelbent: eine groͤßere Siherung der Unter - 
terthanen erforderlich. (3. Br Confiskation des Privateigen⸗ 
thums wegen angeblicher Mauthdefraudation). Für Verhaͤlt⸗ 
niſſe und Faͤlle dieſer Art iſt es daher ganz angemeſſen, daß 
zwar eine Adminiſtrativbehoͤrde entſcheidet, weil fie ihren ins" 
nerſten Grunde nach öffentliche find, "daß dieſelbe aber eine⸗ 
dem Gerichte aͤhnliche Stellung einnimmt/ namentlich die? 
Unabhängigkeit vom Souveräm, weil es fich doch folgeweiſe 
auch um Privatrechtsverhaͤltniſſe handelt. Dieß iſt der wahre 
Gedanke der Adminiſtrativ Justiz Sie iſt eine loͤb⸗ 
licheEinrichtung/ ſo wie die Verhaͤltniſſe der oͤffentlichen 
Einrichtung und Verwaltung der Civilrechtspflege entno mmen 
find Allein ihre Durchfuͤhrung in Frankreich iſt darin un⸗ 
angemeſſenndaß eine Reihe von Gegenſtaͤnden unter ſie ge⸗ 
ſtellt iſt die wahre Civilſachen find, bey welchen der Staat 
keine Andere Dualität als die einer juriſtiſchen Perſon hat, 
z. B. Domänen, oͤffentliche Arbeiten u. dgl Hier iſt die 
Civilrochtspflege begruͤndet/ daher das Recht der Unterthanen 
verlegt, wenn andre als die eigentlichen und wahren Gerichte 
entſcheiden. Dagegen ihrer wahren Bedeutung nach, dam 
ſie wirklich begruͤndet tft, muß man: die Adminiſtrativjuſtiz 
- vielmehrit als deine Beguͤnſtigung der Unterthanen denn als 
der Regierung‘ betrachten, indem fie ſich dann nur auf ſolche 
Gegenſtaͤnde erſtreckt, die wirklich Regierungsſachen ſind 
Die Admimiſtrativzuſtize darfenicht eintret en wes 
genades concurrirenden offemtlhichen Intereſſes 
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bey einem eigentlichen Privatverhältniffepfon: 
dern nur wegen des concurrirenden (ſekundaͤ— 
ven) Drivatrechtes bey einem eigentlich oͤffent— 
lichen Berhältniffe Es befeitigt fich fonach der Grumd, 
aus welchem die Gegner derfelben’ fie nicht "bloß für Die ber 
fiimmten Gegenftände fondern überhaupt verwerfen, daß fie 
ihrer Natur nach die Privatberechtigung verlenei Hieraus 
erhellt denn auch , daß die technifchen und adminiſtrativen 
Gefichtspunfte, die bey den Gegenftänden der wahren Ad: 
miniſtrativjuſtiz gewöhnlich in "Anwendung kommen (3B. 
bey Mauthdefraudation), nicht als bloße Thatſache (Faretuni) 
betrachtet werden dürfen, über welches auch durch Zuziehung 
von Sachverſtaͤndigen entſchieden werden fönnter/? fondern 
daß diefe adminiftrativen Rüdfichten hier die eigentliche Norm 
(jus) find, ihre Erklärung und Anwendung daher die Sub— 
fumtion felbft, in der das Nichteramt befteht , »bildetii mn 
Der ‚Charakter der Civilrechtspflege im Gegenſatze zur 
Strafrechtspflege bewährt‘ fich vorzüglich im Prozeßgange. 
Im Griminalprozeffe tft alles nothwendig , der Richten muß 
durchaus won Amtswegen verfahren, denn das Siel des gan— 
zen Prozeſſes ift hier, die Heiligkeit einer’ höhern Ordnung 
aufrecht zu halten, welcher menfchliche Willkuͤhr nichts ver— 
geben darf. Im Civilprozeffe hingegen werden Rechte der 
Menfchen gegeneinander gefchügt, über welche dieſe verfuͤgen 
fönnen, bier ift daher Raum für die Freiheit der Einzelnen. 
Nur der Wille der Partheyen fekt das Gericht in Bewegung, 
fowohl feine erfte Thaͤtigkeit als die Fortfekung derſelben, 
und nur der Wille der Partheyen bringt die Thatfachen wor 
das Gericht, von denen die’ Beurtheilung ihres Rechtes ab: 
hängt —- VBerhandlungsmarime Es iſt deßhalb aber 
‚auch die richterliche Entſcheidung kein objektives Urtheil im 
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Staate, ſondern nur unter den ſtreitenden Theilen (res ju- 
——— tertio non nocet). ·. a BR 

Allein wenn: gleich das Wirberherzuffaltende hier 
eng ift, fo ift doch die Wiederherftellung 
ſelbſt Sache des Staates. Die Verfolgung des Rechtes, 
die Darlegung der faktiſchen Verhältniffe hängt deßwegen 
von den Partheyen ab, aber die Ausmittlung des Rechtes, 
die juriſtiſche Wuͤrdigung der Thatſachen hat denſelben Cha— 
rakter oͤffentlicher Nothwendigkeit wie im Criminalprozeſſe. 
Die ſtreitenden Theile koͤnnen nicht verfügen über Form und 
Gang des Verfahrens — Fein Conventionalprozef, 
ofierkönnenhnicht verfügen ‚über die Wirkungen und. die jurt- 
ſtiſche Beurtheilung ihrer Handlungen und ihrer Angaben, 
und wenn ſie gleich die Freiheit haben, Thatſachen vorzu— 
bringen und zu verſchweigen, ſo muß doch all ihr Vorbrin— 
gen und ihre Thaͤtigkeit beſtimmt und eingerichtet ſeyn nach 
dem Ziele der oͤffentlichen Rechtspflege, die Wahrheit und 
Gexechtigkeit zu ermitteln — hierzu beſteht die rich terliche 
Prozeßleitung. Der Gedanke zwar wäre nicht die rechte 
Grundlage des Civilprozeſſes, daß der Richter zugleich der 
Berather (Advokat) beyder Theile feyn follte, denn 
Rath und Anleitung: für die Einzelnen find nicht durch die 
Gerechtigkeit gebothen, ja gegen feine Selbftftändigfeit, und 
der Richter kann dann auch fchwer die Unpartheilichkeit bes 
haupten) Aber der Gedanfe iſt die rechte Grundlage, daß 
der Richten die Thätigkeit beider Theile für das öffentliche 
Biel des Prozeffes beherrfchen muͤſſe. Er hat deßhalb z.B. 
‚die Partheyen nicht zu irgend einem Vorbringen und Geſuche 
zu veranlaffen , aber: er hat die, Cchritte, die in ihrem: erften 
Vorbringen und Geſuche ſchon ſtillſchweigend beabfichtigt 
liegen, won Amtöwegen vorzunehmen. Er hat nicht nach) 
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Thatfachen zu forfchen, die neue Rechtsgruͤnde werden follen, 
wohl aber nach folchen, welche die bereits behaupteten Rechts⸗ 
gründe ins Licht feken follen (Puchta). Denn dem bloßen 
Spiele der Partheyen dient das Gericht nicht, es muß in 
dem Berfahren ein Sinn und Verſtand ſeyn, daß die Abficht 
des Ganzen in jedem Akte der Verhandlung herrfhe (Mit- 
termater). Das ift der hohe Vorzug des deutſchen 
Prozeffes, daß der Richter nach ihm, wie er fol, der Mit- 
teipunft bleibt, und die widerftreitenden Vornahmen "der 
Dartheyen, wiewohl ihnen die Freiheit der Verfügung über 
das Ihre belaffen bleibt, dennoch veranlaffend, abwehrend, 
Aufklärung und nähere Beftimmung fordernd zu dem End- 
zefultate fortfuͤhrt. Es ift die Ermächtigung des Richters 
in diefem Sinne zu befeftigen,, zu beleben und fogar weiter 
auszudehnen. Zu einer Bevormundung der Partheyen kann 
fie nach diefem Prinzipe nie werden*). Sm franzöfifchen 
Drozeffe Dagegen herrfcht, wie dort iiberhaupt, das fubjeftive 
Prinzip vor, der Nichter hat defhalb eine untergeordnete 
pafjive Rolle, alles fallt den Partheyen, d. i. den Aboues 
und Advokaten, zu. Der Grundgedanke des Frangöfifchen 
— Pro⸗ 
9 Ob das richterliche Frage- und Aufhellungsrecht bloß for— 
mell zur beſtimmten Feſtſetzung des Streitpunktes oder 
materiell zur (zwar bloß verſuchsweiſen) Ergruͤndung des 
wahren Thatbeſtandes gebraucht werden ſolle, ob der 
preußiſche Prozeß bloß die dem gemeinen Rechte Noth 
thuende Steigerung der richterlichen Ermächtigung enthalte, 
oder die Gränge, welche die Natur des Privatprogefies 
fordert, überfchreite, darüber wage ich ohne fpegielle Un: 
terfuhung nicht zu urtheilen. So viel aber bin ich über: 
zeugt, daß der gemeine Prozeß mehr nad) Seite des preu⸗ 
ßiſchen hin als des franzoͤſiſchen fortzubilben, bezie hungs⸗ 
weiſe zu reformiren, iſt. 
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Prozeſſes ift denn auch der, daß das Gericht bloß in ber 
Subfumtion beftehe, wie dieß ja auch die ganze neuere 
Staatslehre bey der Theilung der Gewalten fo auffaßt, es 
ift dann bloß die Logifche Nichtigkeit nicht die Gerechtigkeit 
des Staates Aufgabe des Gerichtes. Deßwegen fallen dort 
Sunftionen, die fonft dem Gerichte zukommen, an die Verwal⸗ 
tungsſtelle der Provinz, es iſt die erſte Aufnahme des Pro- 
zeſſes, es iſt die Exekution nicht mehr Sache deſſelben *). 
Defwegen fann auch der Nichter nicht die Zhätigkeit der 
Parthey zum Zwecke der gerechten Entfcheidung beftimmen, 
fondern er muß fich gefallen Lafjen, wie fie ihm den Unterfaß 
gibt, auf den er die Conklufion zu machen hat. — f 
Die öffentliche Nothwendigkeit, welche im Givilprogeffe 
liegt, bringt es denn auch mit fich, daß die Partheyen ver- 
pflichtet find, im Angriffe auf den Gegner und in ihrer eig: 
nen Vertheidigung der Wahrheit getreu zu bleiben. Cie 
müfjen daher zu Erfüllung diefer Pflicht angehalten und bey 
bewußter, abfichtlicher Webertretung geftraft werben, ſowohl 
durch Verluſt von Rechtömitteln als auch in höherer Weife 
durch wahre Geldentfchädigungen, die Erftattung der Pro: 
zeßkoften ift nicht hinreichend, indem die Ungewißheit, die Dem 
rechtlichen Theile verurfacht wird, und die Verzögerung eben 


°) Auch die freiwillige Gerichtsbarkeit, die nach obigem 
(8.348) ein wefentlicher Beftandtheil der Rechtspflege ift, 
fällt danach ab, und ift defwegen Privaten (Notären) 
übertragen. Wenn nun gleich ein Theil der Gefchäfte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit fehr wohl in den Händen der 
Notare beftellt feyn mag, fo Eann fie dod) im Ganzen und 
überhaupt nicht von den Gerichten getrennt werden, dieß 
bewährt fi) 3. B. darin, daß in Frankreich deßwegen ein 
gefichertes auf Deffentlichkeit gebautes Hypothekenſyſtem 
faum burdhführbar ift. — 

Stahl, Rechtsphil. U. 2. 97: 


* 
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fo fehr Erfaß heifchen, als der Aufwand für den Prozeß. 
Sa felbft öffentliche Strafen (wie z. B. die römifche 
Infamie für den durch die actio depositi, mandati Ber: 
urtheilten) müffen nach Gerechtigkeit und nach den Anforde: 
rungen öffentlicher guter Sitte den treffen, der die — * 
Rechtspflege mit Bewußtſeyn zur. ‚Chifane, mißbraucht. 

iſt kein Grund zu finden, warum diefes ftraflos bleiben > 
während andere, oft geringere, Vergeben, gegen, ‚die Anftalten 
des Staates gezüchtigt werden. Die Straflofigkeit der Chi: 
Fane ift eben ſo fehr eine Preisgebung der Rechte der Unter⸗ 
tbanen als. der ſittlichen Geſtalt des. Gemeinweſens. Der 
Berfall des Civilprozeſſes, uͤber den man vielfach klagen 
hört, hat feinen Urfprung vorzüglich darin, daß bie Perſoͤn— 
liche Freiheit auch in ihm ſich gänzlich. loögeriffen. hat von 
dem fiftlichen Elemente, das ihre Grundlage ſeyn muß.“ Der 
Givilprozeß ift fchon von Anfang an (mac römischen echte). 
vieleicht zu ſehr auf diefes Prinzipseindivipuslier Willkuͤhr 
gebaut), Daffelbe iſt aber im Fortgange der Beit; immer meh 
zur ausfchließlichen Herrſchaft gelangt. Die beſte Hilfe giſt 
darum; den ſittlichen Ernſt und die ſtrenge Zucht in den 
Civilprozeß einzuführen. Es iſt dazu ein energiſches Durch⸗ 
greifen noͤthig, indem der. Sinn dafuͤr, daß die, Chikane nicht 
rechtlich frey ſtehen ſoll, den meiſten verloren gegangen iſt. 
Dadurch würde freilich auch wieder theils eine ſtaͤrkere Dis⸗ 
ciplin uͤber die Advokaten theils ein unmittelbares Verhaͤltniß 
des Richters zu den Partheyen noͤthig, damit nicht die Bei d 
bee — werde fuͤr die mn des ea 
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Syhaiee Aherfiieh des ae ‚über die, —— von dem * Rede: 
1 RER deſſelben durch ‚gefegliche Beweisregeln. — ueberlaſung 
” an’ das Herfonliche menfehliche Urtheil Sur. a Umulängt afeit der 
anne — des perſönlichen UrtheilsBeſonderer Nach⸗ 
Öl Bi Pen Sun: Hntsennbasteit der rechtlichen ‚Zubfumtion. ‚von d dein ur⸗ 

über ne Tpatface. — Siftorifche Bedeutung der Jury ale 8 Nequie 
NOU Valent der Goittburtheile ⸗ Zufammenhang mir deinaunkfagepreep) L- | 


13@ —— er Sry und ihre Bedeutung alg Gericht durch 
a neögleichen. — ala — „ae Re ab, instantia. — * 

(1696 ibſieee dam) a rat enaact I Bsgoruliand 
ORTE gebichtliche Verfahren befteht in Ermittlung der‘ 
Thatſachen und ihren" rechtlichen Beurteilung. Daß letztere 
nach Geſetzen vor fich gehen muß, unterliegt keinem Zweifel/ 
ſie kann Norm und Maag nicht in den Menfchen, die da 
urtheileh haben/ ſondern in ihr Tiegt eben das fittliche We⸗ 
ſen des Staates, fie muß daher vom’ Staate ihre! Norm er⸗ 
halten/ und auch" nothwendig durch. den "Richter, den der 
Normen des Staates Kundigen, geſchehen. Allein erſtere iſt 
von ganz andrer Art, ſie enthaͤlt keine ſittliche Würdigung 
der menſchlichen Verhaͤltniſſe und Thaten, ſondern nur das‘ 
durch Sinne und Beobachtung geſchoͤpfte Urtheil über Wirk⸗ 
lichkeit oder Nichtwirklichkeit von Thatſachen, fie geſchieht 
nicht nach den Geſetzen der Gerechtigkeit, ſondern nach dem 
natuͤrlichen Zuſammenhange von Urſache und Wirkung, nach 
den Geſetzen der Natur und Erfahrung. Es kann daher 

24” 
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zweifelhaft ſeyn, ob auch uͤber ſie der Staat Geſetze zu ge— 
ben habe, oder ob er fe * sh der Ana und 
ah * überlaff en: folk, | 
Nach, unferer Einrichtung, gibt, * eg RN Ph 4 
Brmitking, dev Wirklichkeit ‚der. Thatſachen Geſetze— Be 
weisregeln. Da diefes Urtheil über. das. Thatſaͤchliche ebloß 
zum Smede<des ‚nachfolgenden ethiſchen Der, Gexechtigkeit ge⸗ 
ſchieht, Da;eselekteres durchaus bedingt und, beſtimmt, ſo iſt 
dieſe „Einrichtung wohlbegrundet. Nur ſoll allerdings ‚hier, 
wo Geſetze noch weniger die Manigfaltigkeit und, Eigenthuͤm⸗ 
lichkeit der Faͤlle treffen koͤnnen, auf der Grundlage ber ge: 
ſetzlichen Regel noch ein freyer Spielraum des perfoͤnlichen 
zrichtexrlichen Ermeſſens ſeyn. Und zwar hat das tchterliche 
‚Ermeflen hier, einen ganz andern, Charakter, es iſt nicht „bloß 
wie gußerdem ‚eine, freie. Subfumtion, im Geifte des, Gfſehes, 
ſondern ein gänzliches  Weggeben vom; Geſetze innerhalb 
‚einer beſtimmten Schranke, um,kloß Der Perſonlichen Kin: 
ſicht zu folgen 6(3 . B. ob ein Zeuge ein untadelhafter 
Mann ſey). dad donnt Abi 8l3nMe 
Dagegen kg die eng — ar ſeit der; ‚Revolution 
bei Grimmalfachen auch die franzofifche, Rechtspflege „ben 
Ausſpruch uͤber die, Thatſache von dem, uber, das Recht, und 
laßt ihn ohne, gefeßliche, Regel. Er iſt aber eben, deßwegen 
auch ‚einem andern Organe übergeben, der Ausfpruch, über 
das Recht iſt Sache der Richter, „der uͤber die Thatſache 
Sache der Gefhwornen (Sury). Die Gewähr, welche 
‚bey ‚den „Richtern ‚in ‚der. gefeklichen. Regel, oder richtiger 
„den, geſetzlichen Schranke, liegt findet ſich bey, dieſem 
„freien Urtheil. nicht, bier, wird ſie daher in der groͤßern 
„Anzahl „der, Wetheilenden ‚ihren. Standesgenoffenfhaft ‚mit 
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dem’ Augeklagten / enblich endlich dem erg —* let⸗ 
tet gefucht. ie Ichim Mitte Jar 380 adndı'nag 
undis KEN Hat allerdings den ae 
alles formellen Rechtes. Wie das formelle Recht aͤberhaupt 
bie Grechtigkeit des beſtimmten Falles nicht treffen kann, 
fo kann n bie Regel über Wahtheit und ihre Moben 2 
He ae des befinmmten Falles ficher! treffen. 

Aland die Geſetze und Regeln mehr auf die Sicherheit * 
lnuſchuldigen als" auf die ausnahmslofe Beftrafung‘ des 
Schuldigen ausgehen muſſ ſen, fo werden nach ven’ gefetzlichen 
Beweisregeln immer viele Verbrecher, von deren Schuld 
Alle überzeugt‘ find, nicht verurtheilt werben Fönnen. Ehe⸗ 
mals sollte dagegen die Tortur helfen. Allein dieſe führt 
nicht Sr ihrem Zwecke, da die Stärfe oder Schwaͤche des 
Gimatkerten an Willen und Körper bei ihr’ meht entſcheidet 
als ſne⸗ Unfſchuld oder Schuld, abgeſehen davon, daß hier 
den Verdaͤchtigen Bor der Ueberfuͤhrung ein Uebel trifftſo 
hat TR HR Strafe Feloft." Da man ſich deßwegen ·nach 
RE nd Gerechtigkeit wie nach Menſchlichteit diefes 
Mittel nicht mehr bedienen kann, fo muß der" Erfolg die 
"eträtlfigei ———— Neon Ber var ab in- 
"Mantiay. Brlaznnz nam, Id 
Ya Wif⸗ ae hat BE der Geſchwornen 
den allgemeinen Mangel der menſchlichen Natüit.) "GibE'die 
Fefetziche Neger‘ richt die” Sicherheit, daß die Wahrheit im 
einzelnen ale getroffen werde, weil fie zu abſtrakt und all⸗ 
Te iſo gr fie das perfönliche Urtheil "auch micht, 
weil’ her Menſch iin ſeinem Empfinden, Wollen und Urtheilen 
Unuverlußig iſt. Ste Beobachtung ber den Zuſammenhang 
von Erſcheinung und ihrer Urſache die dasGeſttz Hit’ in 
der allgemeinſten NED hinſtellen Fan, std aber Be 
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ſchworne nach der unmittelbaren lebendigen Anſchauung in⸗ 
dividualiſirt, iſt doch bey dieſem eben dadurch auch abhaͤngig 
von zufaͤlligem Eindruck, von unbewußter Leidenſchaft für 
oder gegen/ von falſchem Urtheil und falſcher Regel die er 
vorausſetzt. Die menſchliche Natur" unterliegt dem Böen 
und den Jrrthum/, und bedarf daher überall einer Schranke 
durch das Geſetz. Hier ift aber! noch dazu ein Gleichmaaß, 
daß eben fo leicht, ja viel Leichter der Unſchuldige aus lie: 
bereilung gerichtet, als der Schuldige frey — 
den kann. na 

Veberdieß hat nun das Geſchwomenunthell das 
Uebel, daß die Geſchwornen keineswegs bloß uͤber die That: 
ſache urtheilen, ſondern zugleich uͤber den Rechtsbegriff, und 
daß beydes auch kaum zu trennen: iſt. Indem ſie nemlich 
das Schuldig oder Nichtſchuldig aussprechen, haben ſie wicht 
bloß über die Wirklichkeit einer That erkannt, ſondern zugleich 
duch über den rechtlichen Charakter‘ derſelben ihre Subſum⸗ 
tion unter den beſtimmten gefeßlichen Begriff des Verbre⸗ 
chens *y die geſetzlichen Normen’ über die Bmrechnung'ausfiw. 
und dieſe Subfumtion iſt es gerade, » welche am meiſten die 
Bildung und Fähigkeit des Rechtsgelehrten erfordert, um im 
Einne des beftehenden Nechtes zu geſchehen. Es wird alſo 
durch die Einrichtung der Jury nicht bloß das thatſaͤchliche 
Urtheil fondern die rehtlihe Subfumtion felbft Maän- 
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u 3. B. fie urtheilen durch ihr Schuldig oder a 
nicht bloß, ob der, Angeklagte die fragliche: ‚Schrift werfaßt 
oder-verbreitet habe, was bloß thatſaͤchlich wäre, ‚Sondern 
ob der Inhalt derfelben eine unter den gefesligen 
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nern uͤbertragen, welche das Necht nicht kennen und nicht 
verſtehen, dieſe werden dadurch wahrhaft Geſetzgeber fuͤr den 
einzelnen Fall, und die allgemeine Legislation, alſo die ſittlich⸗ 
rechtlicher Würdigung des Staates uber die Verhaͤltniſſe und 
haten wird nicht verwirklicht, iſt nutzlos. Dieß hat Feuer- 
bach inleuchtend nachgewieſen. — Sollten ‚die Geſchwor—⸗ 
men bloß uͤber Wahrheit: der, Thatſachen erkennen ohne Ein: 
wirkung auf die rechtliche Beurtheilung, fo, muͤßten ſie ganz 
dieſelbe⸗Stellung haben, wie die Sachverſtaͤndigen. 

Denn es waͤre ja derſelbe Grund, aus dem man Geſchworne 
Samdbans dem man Sachverſtaͤndige hat. Die Geſetzgebung 
gibt nicht Regeln uͤber die, Beurtheilung des Cauſalzuſam⸗ 
menhanges, weil dieſer nichts ethiſches iſt, deßwegen hat 
mant Sachverſtaͤndige zB: aus welchen Prämiffen. man: uf 
die Lethalitaͤt der Winde, auf die, Lebensfähigkeit des Kin— 
daR uſchließen fol; das wird der Weurtheilung; des Arztes 
uherlaſſen · ¶ Ebensfos wuͤrde die Gefehgebung Feine; Regeln 
geben, ab man einer, zwei oder Drei Zeugenausſagen Glau— 
benizu schenken habe, wieweit man aus Blutſpuren uf. W. 
auf· Dier Vexuͤbung eines Mordes ſchließen ſolle / ſondern 
idieſes der Beurtheilung verſtaͤndiger Menſchen uͤberlaſſen, 
Nweil rꝛeuch dieſes michts ethiſches iſt, ſondern bloß den Cau⸗ 
ſalzuſamnenhang betrifft. «Der Unterſchied waͤre nur, daß 
dort beſo nder er hier akl gemeine Sachverſtaͤndige zu; ur: 

theilen haben. Die Geſchwornen duͤrften dann ſo wenig als 

andere Sachverſtaͤndige uͤber Schuldig oder Nichtſchuldig ſpre— 
chen ſondern bloß uͤber einzelne rein thatſaͤchliche Fragen, die 
der Richter ihnen vorlegt, um ſodann in Folge ihres Ausſpru⸗ 
‚ds, erftfetßptim tet jürtöifeper Subſt ümfion das — oder 


a sötfchuldig, iu aerfennen, „Eine ſ olche Stellung der ® wornen 
wurde auch in Frankreich von mehreren —— allein 
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ſie waͤre eben ſo unnatuͤrlich, da ſolche ‚allgemeine; Sach⸗ 
verſtaͤndigkeit ja die, Richter auch ſelbſt beſitzen, als dem 
wirklichen Charakter der Jury rg und — 
führbar hirsntiarttgunhtstd) 890 nal 
Das Gefchwomengericht, Fer u — gebildet 
hat, alſo in England, hat eine ganz andre Bedeutung als 
die. Scheidung ‚von Thatſache und Recht. Seine hiſtoriſche 
Bedeutung, iſt vielmehr die des Beweiſes Eder Zeug⸗ 
ſchaft) uber Schuld oder Unſchuldeim Ganzen 
als Erſatz und daher auch nach dem Vorbildendes 
Gottesurtheils. Die objektive Norm uͤber die Folge der 
Verbrechen, das Geſetz, das eigentlich Sittliche, gab immer 
die Gemeinſchaft der Nation, der Staat). Aber, das Sub⸗ 
jektive, inſofern allerdings Faktiſche, Job der Angeſchuldigte 
dem Geſetze perfallen, das wurdezuerſt ausſchließlich won 
Gott erfragt, dann aber, in. natuͤrlicher Fortbildung: wann 
Menfchen, an; Gottes Statt, und zwar von, den Genoſſen des 
Beſchuldigten nach dem allgemeinen, Gedanken ‚Des: Gerichtes 
durch. Seinesgleichen. Entſtanden iſt das Geſchwornengericht 
nach, ber, wahrtſcheinlichſten Meinunge aus den Eideshelfern 
Dafür ſpucht die Zahl und das Erforderniß der Einſtimmigkeit, 
auch die Aehnlichkeit der, Sache ſelbſt, daß die Ueberzeugung 
der Genoſſen entſcheidet. Aber es hat doch eine anderer Bern 
deutung als die Eideshelfer, das zeigt ſchon ſeine unpartheyi⸗ 
ſche Stellung. Daß ſich das Sa ‚ber. Eitpabelfonanten: 
Ir bildärm Yin önc öftn 
E sonat Mm &D Ärtnn pirtoði· 
J Sub Aber eine ungewiffe Kedjtsnorm Gott durch — 
Wwefragt Wurde, war gewiß ein hoͤchſt feltener, Ball, wenn 
ad auch wirklich der unter DO ERd dem Groͤßen (das Rn 


entationsrecht der; Enkel) micht deisceingide igewefen üfeyn | 
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Partheyzeugen zu einer unpartheyiſchen Macht der Zeugſchaft 


und des Beweiſes/ dadurch zu einem Erfatze des Gottes⸗ 


urtheils ausbildete, Das eben diſt die Entſtehung und das’ 


Weſen des Geſchwornengerichtes. Dieſe Ausbildung lag auch 
nase behde, Gottesurtheil und Eideshelfer, einem gemein⸗ 
ſamen Gedanken angehoͤren,/ nemlich der alleinigen Macht der 
Perſonlichkeit und des Willens (des göttlichen oder menſch⸗ 
lichen) ſo daß alle Grimde des Verſtandes gar nicht in 
Betracht kommen, wie fie den eigentlichen Charakter des alt—⸗ 
germaniſchen Beweisverfahrens bildet (Rogge). So viel 
iſt gewiß die Geſchwornen traten an Die Stelle der Gottes⸗ 
ustheitei, Follten alſo daffelbe erfüllen, und. der Ausfpruch 
der Geſchwornengerichte galt wie ein Gottesurtheil, gleich der 
MWaffertund' Feuerprobe und dem gerichtlichen Zweykampfe. 
Allerdings trat hiermit eine auch nach natürlichen Geſetzen 
geeignete Art der Entfcheidung an die Stelle jener bloß wuns 
derbaren/ und Bas war das Beduͤrfniß und der Beweggrund 


# 


der Entſtehung. Die Ueberzeugung der Standesgenoffen von 


Schuld woder Unſchuld auch ohne Angabe weiterer Gründe 
derſelben iſt auch nach Naturgefegen und Vernunftgründen 
eine große Probe der Wahrheit. Aber diefe neue Art, die 
Entfeheivung über die Schuld einzuholen, nahm doch im 
ganzen Strafverfahren Diefelbe Stelle ein, wie jene ältere. 
Deßwegen war auch noch Tange Zeit die Wahl gegeben, fich 
entweder durch Zweikampf oder durch Gefchworne richten zu 
laffen, was nicht möglid) wäre, wenn man fie nicht als 
gleichartig anfah. Es ift fogar unverkennbar eine myſtiſche 
Bedeutung/ ein Glaube, der ſich mit der Jury verbindet, 
gleich als wäre, ‚fie ‚eben; nur ein andered Organ für den 
Ausſpruch ‚Der; Gottheit; er gibt ſich in der ganzen Einrich⸗ 
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tung Funde Nur hieraus erklärt fich, daß Feine) Appellation 
Statt findet, daß feldft nachher zw Lage kommende Unſchuld 
den Spruc nicht aufheben kann. Hieraus erklärt Sich nun 
“aber auch der Umfang ihres Amtes. Was fruͤher dien Dr: 
dalien oder der Zweikampf Leifteten, das Leiften fiegenemlic) 
auf) Die Anklage eines beftimmten Verbrechens den Ausſpruch 
des Schuldig oder Nichtſchuldig. Der Nichter hatte auch 
beym Gottesurtheil nur die Strafe zu bezeichnen, die Frage 
‚ftellfe eigentlich der Anfläger, und da3 Schuldig enthielt da⸗ 
her nicht bloß eine Zhatfache fondern einen Rechtsbegriff, 
"und das kann gar nicht verwundern, theils weil die Geſetz⸗ 
gebung nicht fo ausgebildet war, daß die Anwendung be⸗ 
fondere Kenntniſſe erforderte, theils weil einem Ausfpruche 
‚der Gottheit, wenn man ihn einmal zu Hilfe ruft, eben ſo 
"wohl die rechtliche als die thatfächliche Entſcheidung anver⸗ 
traut werden fan — Die Suryift’hiernac etwas ganzian- 
Ideres ald die Pairögerichte, waͤre ſie biefes, fo ließe ſich nicht 
abſehen, warum fie nicht wie ein Pairsgericht das ganze 
Wrtheil ſpricht und "warum bey ihr nicht wie bey jenem 
Stimmenmehrheit entſcheidet. Sie iſt überhaupt gar kein 
eigentliches Gericht, ſo wenig als der gerichtliche Zweikampf 
ein Gericht iſt. Ihr Wahrſpruch iſt nicht ein richterlicher 
Ausſpruch uͤber den Beweis, ſondern ſelbſt nur der Beweis 
für den Richter. Dieß wird noch deutlicher im Ganzen der 
altgermaniſchen Anſicht und Einrichtung. Denn nach dieſer 
beſteht das Amt des Richters (Schoͤffen) nicht ſowohl in 
der Subſumtion, als in dem Wiſſen und Ausſprechen der 
Rechtsnorm, die Schoͤffen ſind weniger Richter in unſrem 
Sinne als vielmehr Lebendige, Geſetzbuchet. Die, Unterfchei 
dung der Geſchwornen von den Richtern iſt daher nicht die 
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Sonderung der thatſaͤchlichen Beurtheilung von der juridi⸗ 
ſchen, ſondern die Sonderung der ganzen vollen Beurtheilung 
des Falles von dem Finden oder Wiſſen der Rechtsregel. 
Das alles ſetzt aber voraus, daß man! das Mittelglied, 
die Anwendung der Rechtstegel auf das rein Faktiſche, 
fine! ——— Das! —* von ſelbſt si‘ — — 

Arge it it 
Inn Die. Pan fh: 5* im ik ee hit 
dem Anklageprozeß. "Denn fürs erfte ift fie in dieſer Geftalt, 
da ſie zugleich ſubſumirt, nicht: bloß über die Thatſache ſpricht, 
nur da moͤglich, wo , ahnlich der altrömifchen 'litis con- 
‚stestation‘z ein‘ beftimntes Verbrechen im Voraus in An⸗ 
lage ögeftelltiwird. u Ferner wo der Verdächtige dem Staat 
als Parthey gegenüberfteht, deßhalb Ueberführung durch Aus- 
fragen und eigne Verwicklung des Schuldigen ausgeſchloſſen 
riſt zda bedarf es zuletzt einer Entſcheidung die keine aͤußere 
Begruͤndung mehr zu geben braucht, aͤhnlich wie es beym 
Civilprozeſſe wo mit Recht ſolches Ausfragen ausgeſchloſſen 
riſtt den Entſcheldung durch Eid bedarf. Umgekehrt im In— 
quiſitionsverfaͤhren, wo Dder Beſchuldigte demmStaate als 
Anterthaͤn sgegerüberfteht und daher ſelbſt als Beweismittel 
gebraucht wird )Nda reichen objektive Anhaltspunkte, unter 
Serie die Entfcheidungogeftellt werden Rn aus, und: die 
eo wäre zuohartiuı 7 
Esnerhellt hieraus daß die Sury: te * an⸗ 

— ei Dem’ bes’ — —— 
30 nsbargjene int HT aan 

ori NT 1lebi) ® nme AN N NITRO —J * Aon 

ODE ce‘ follen 5 dicere, — veritätem 

"d kbiudieeres das jusdikeresift dabei nicht beachtet. 
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angehört: ſowohl durch ihren Zuſammenhang mit dem An⸗ 
klageprozeß, als weil ſie auf die alte Sonderung von 
Gericht und Beweis ſich gruͤndet nach welcher der 
Beweisimmer auch bie Subfumtion in ſich ſchließt. 
Es iſt daher für die Nachahmung in einer ſpaͤtern reifern 
‚Zeit, in’ welcher die Subſumtion mit Recht ein Hauptmo⸗ 
ment des Richteramtes iſt, nicht anzupreiſen *). Wohl aber 
iſt es angemeſſen und Beduͤrfniß, daß die richterliche e Beur⸗ 
theilung eine größere Freiheit innerhalb der Schranke der 
geſetzlichen Beweisregeln erhalte, eine Freiheit, die, wie ſchon 
oben bemerkt worden, hier nicht bloß darin’ befteht, die ge⸗ 
fetzliche Regel analog anzuwenden, ſondern Thatſachen nach 
perſoͤnlicher Einſicht thatſaͤchlich zu beurtheilen! Van fſolcher 
Freiheit ſollen die Richter eine dem Geſchwornen nieht aͤhn⸗ 
liche Stellung erhalten. Nur daß ſie immer "ar der heſetz⸗ 
lichen Beweisregel (negativ) ihre Schranke Behand 
daß fie nie nach einem innern ‚unmittelbarer? unbewußten 
* der fen nicht — Eindrutke ſpiechen 


aid —iuu 

) &3d. Antgsunr®) 199..dauR) 

de⸗ Inſtitut der —— mag, * Rn 

ſpruͤngliches hiſtoriſches Motiv geweſen feyn mag, i 

an ſich betrachtet nicht ohne einen Gedanken ne 
Wahrheit. Es ift der, daß nicht bloß das ürtheil über 
‚die Anzeichen der That, fondern auch das Urtheil üben die 
Perfon und ihren Charakter für; bie, Entſcheidung in Be⸗ 
tracht kommen muß. Allein biefes ürtheil über vie Serfon 
kann doch, da niemand das Herz des Henfchen"sutchrejet, 
‚nie die Entfheidung im Ganzen oder auch nur hauptſachlich 
beſtimmen, es kann nur unterſtuͤtzen, ‚infofernersäft biefem 
Gedanken ſchon durch unſer Keumundezeugniß, entf I ohen, 
"dem etwa, eine größere, Zusbilsung, in Be gi ges 
I en werden könnte," RUN er. k 386 
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duͤrfen, ſondern ihre Meberzeugung auf, objektive, zwar nicht 
im Geſetze elbſt ‚enthaltene. ‚aber. doch — auseinander 
zu ſetzende, Grunde ſtuͤtzen muͤſſen. An 359% 
Ruͤhmt man nun die Jury von her; Yolkifihen, Seite, 
daß duxch fie das demokratiſche Element befeſtigt werde ger 
genuͤber dem monarchiſchen, weil bie Maͤnner der Oppo⸗ 
fition; einen Ruͤckhalt haben gegen gerichtliche Verfolgung der 
Regierung, ſo iſt es wohl nicht angemeſſen, eine Anflalt der: 
Strafrechtspflege nicht, nad) ‚den Erforderniffen. der. Straf 
xechtspflege ſondern nach denen der Regierungsform zu beur⸗ 
theilen, nicht. Gerechtigkeit ‚fondern, politifche Freiheit zu ihrem 
Danke za, machen, auch koͤnnte mit Demfelben, „Rechte ‚bie 
Schwaͤchung ‚Der, monarchifchen Gewalt als ein Grund, gegen 
die; Sugy, geltend, ‚gemacht, werden. Allein dieſer „angeblich 
politiſche Zweck hat auch eine ſehr wichtige ſtrafrechtliche Be⸗ 
deutung, nemlich daß die Regierung nicht mittelſt der Straf- 
scchtöpflege den unſchuldigen Unterthan unterdruͤcken koͤnne, 
iſt micht bloß ein, Mittel, für politiſche Freiheit ſondern ‚eine 
unmittelbare Anforderung der Gerechtigkeit. Es iſt durch die 
Jury der Grundſatz des Gerichtes durch Seinesgleichen — 
at Nicht überhäipt" aber doc in Beziehung. auf politifche 
Antlag gen — — in höherer, Weite verwirklicht als durch Kichter, 
die vom —— ernannt find, und in der Regel auf 
feine Gunſt wenigſtens mehr zu achten haben als Privat⸗ 
Mänkter, Dafür iſt freilich der andere Grundſatz, daß die Richter 
das, Weſen des Geſetzes in ſich tragen und zugleich als Re— 
praͤſentanten des Souveraͤns entſcheiden muͤſſen, durch die 
Jury weniger befriedigt, Dieſe vollſtaͤndige Erfüllung des 
ihtes dutch Seinetgleichen iſt aber in der That der ein⸗ 
ge jedoch auch“ unläugbare Vorzug. ‚der Jury, um diefes 
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Borzuges willen hat das Volk, den fie durch die Geſchichte 
zugetheilt iſt — zugleich" im Einklange mit’ feiner mehr repu⸗ 
blikaniſchen Verfaſſung und dem Gepraͤge feiner übrigen Ein⸗ 
richtungen allen Grund‘, fie mit Liebe und Begeiſte— 
rung zu wahren. Aber da fie" um dieſes Vorzuges Allen 
andre und, im Allgemeinen betrachtet wichtigere Vorzüge 
entbehrt — indem im den irdiſchen menfehlichen Anftalten ſich 
nicht alle vereinigen laſſen, fondern eine Ruͤckſicht in hoͤchſter 
Meife befriedigt gewöhnlich die andern herunterdrüdt — fo 
mögen fich nicht andre Völker, am wenigſten das Deutfche, 
verfucht fühlen, fie von jenem mittelalterlichen Boden auf 
den ihrigen zu verpflanzen. 

Mas endlich das Inftitut der absolutio ab instantia 
im Griminalprozeß betrifft, fo ift es an fich Feineswegs ta— 
delnswerth. Nur daß fie jest fo haufig vorfümmt, wo Ge: 
wißheit der Schuld vorhanden ift, muß getadelt werden, 
nicht aber, daß ſie uͤberhaupt eine Form des Ausganges iſt, 
denn ſie iſt als ſolche in der Natur gegruͤndet und noth— 
wendig. Die menſchliche Beurtheilung hat ihre Graͤnze, wo 
fie das non liquet ausſprechen muß. Iſt es daher, wie 
dieß beym Criminalverfahren ſeyn muß, auf objektive Wahr— 
heit abgeſehen, und nimmt man nicht zu einem Gottesurtheil 
oder ſonſt einem gewaltſamen Auskunftsmittel, mit welchem 
die Entſcheidung dem Zufall anheimgegeben wird, der Tor— 
tur, die Zuflucht, ſo muß dieſes wahrhaft vorhandene non 
hquet auch zum Ausſpruche kommen. Die natürliche Folge 
deffelben aber ift die: einerfeitd daß der Befchuldigte ftraflos 
bleiben muß, denn ohne Ueberführung ift nach der Gerech- 
tigkeit Feine Strafe möglich, andrerfeits aber, daß der Staat 
fich gegen ihn, da Verdacht auf ihm ruht, ſichert. Diefe 
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Sicherſtellung iſt durchous keine ‚Strafe, fie wird auch nicht 
als ſolche ausgeſprochen, wohl aber kann fie, ein großes Mes. 
bel fur den Verdaͤchtigen ſeyn. Das iſt keine Ungerechtigkeit... 
Eben ſo Jeidet der Verdaͤchtige durch die Unterſuchung, und 
niemand nennt dieſe eine Verdachtsſtrafe. "Aber; eine Graͤnze 
muß hier gegeben ſeyn fuͤr das eine wie fuͤr das andre, daß 
nicht die Unterſuchung oder die absolutio ab instantia 
mit ihren mehthuſigen * der ehe ſelbſt are PRONHERR.Ie 
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